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I. 

Beiträge zur Würdigung der Decretistenlitteratur. 

Von Dr. HeinHch Singer, Professor an der Universität Innsbruck. 
(Vgl Archiv, Bd. 69. S. 369 fP.) 

n. 

Schulte hat in der Ausgabe der Summe Bufin's Manuscripte, 
welche nach meiner üeberzeugung *) nicht das Originalwerk Rufin's, 
sondern werthlose plagiarische üeberarbeitungen seines Gommentars 
enthalten, als Texte des Rufin'schen Originalwerkes erklärt. Für 
dieses Vorgehen Schulte's waren, wie ich sofort nach dem Erscheinen 
der Ausgabe offen ausgesprochen habe, m. E. vor allem äussere 
Gründe massgebend; der Herausgeber wollte plausibel machen, dass 
er berechtigt war, die erwähnten Handschriften als Collationsmanu- 
scripte zu behandeln ^). Thatsächlich bedeuten für den grösseren 



1) Soweit Tanon überhaupt Gelegenheit hatte, die betreffSenden Hand* 
Schriften zn untersuchen nnd ein ürtheil über dieselben abzugeben, ist auch er, 
trotz der sonst in manchen Punkten zwischen uns bestehenden MeinungsTer- 
schiedenheiten, in dieser entscheidenden Frage der gleichen Ansicht, obwohl 
Schulte (S. IX, XII der Bufin-Ausg.) alles Ernstes versichert, dass Tanon — 
wenigstens bezüglich der Mainzer Handschrift — den Standpunkt des Heraus- 
gebers theile. Ich habe in meiner Schrift »Einige Bemerkungen zu Schulte^s 
Bufin- Ausgabe,« Innsbr. 1892, S. 16 £ den eclatanten Nachweis erbracht, dass 
Tanon diese irrige Behauptung Schulte*s nie ausgesprochen hat; nichts kann 
Tanon femer liegen, als eine solche Auffassung des HandschriftenTerhaltnisses, 
durch welche sich Schulte zu einem bedenklichen Verstösse gegen anerkannte 
kritische Grundsatze verleiten Hess. Schulte hat auch, wie von mir a. a. 0. 
dargethan wurde, die Schrift Tanon*s früher nie in diesem Sinne verstanden. 

2) Yergl. meine citirte Schrift S. 13 Nte 20, S. 18, 20; dort ist auch 
der Nachweis erbracht, dass Schulte im J. 1890 jene Ansicht, welche von mir 
wie von Tanon vertreten worden, ausdrücklich angenommen hatte. Noch in der 
Ausgabe des Stephanus (1891) bringt Schulte dieselbe Anschauung zum Aus- 
druck, wie in seiner Erklärung vom 21. Jan. 1890 (Anzeiger der phil.-histor. 
a. d. kais. Ak. d. Wiss. Nr. lY/V vom 5. Febr. 1890, S. 14/16); ausser den von 
mir schon a. a. 0. bezogenen Stellen der Stephanus- Ausgabe (S. lY, sub 6 und 
XXY» Nte 3) ist auch noch sein ganz unzweideutiger Ausspruch auf S. XII, 
Nte 1, hervorzuheben. 

Dass Schulte in der Einleitung zur Bufin- Ausgabe seinen Meinungswechsel 
verschweigt und sich für berechtigt hält, meine Ansicht ironisch zu behandeln, 

i* 



* Singer, Beitrage zur Würdigtmg der DecretietenliUeratur, 

Theil des Werkes diese Handschriften die Grundlage seiner Ausgabe ; 
nur war Schalte bestrebt, den von ihm 1889 der kaiserlichen Akademie 
der Wissenschaften vorgelegten Text, welchen er auf meine Einsprache 
zurückzog'), mit den in Frankreich erhaltenen Handschriften des 
Originalwerkes, insbesondere mit dem Pariser Manuscript 15993 
(welches nach Schulte's eigener Angabe der Ausgabe zu Grunde 
liegen soll) in Einklang zu bringen^). Die bekannte Flüditigkeit 
und üngenauigkeit Schulte's wie der Mangel des kritischen Ver- 
ständnisses bieten die Erklärung dafür, wenn als Resultat dieses an 
sich schon sehr bedenklichen Arbeltsplanes uns heute ein in confuser 
Weise (theils aus den auf Grund des Rufin'schen Werkes verfassten 
Plagiaten und Excerpten, theils aus den Handschriften der echten 
Summa Bufini) bunt zusammengewürfelter, überdies auch noch durch 
unzählige Lesefehler und Missgriffe des kritiklosen Herausgebers ent- 
stellter, schwer verständlicher Text vorliegt. Wer die Summe Rufin's 
benutzen will, wird vor allem den Text derselben nach den Hand- 
schriften des Originalwerkes, bezw. nach den Auszügen und Berichten 
rectificiren müssen, welche Tanon und ich geliefert haben, und die 



ist für die Manier seiner persönlichen Polemik ebenso charakteristisch, wie die 
Thatsache, dass er offenbar nnr aas fiasseren Gründen seine Anschannng ge- 
ändert hat, einen Beleg dafür bietet, welches Mass wissenschaftlicher Objectivitat 
man bei ihm in diesem litterarischen Streite Yoraossetzen darf. 

3) Vergl. den Anz. der pbiL-bist. Gl. d. kais. Akad. d. Wiss. 1889, Nr. 22, 
34 und 8. 81, 85 ff.; 1890, S. 14, 15, 33 ü.; meine ob. dt. Schrift S. 2 ff., 29. 

4) Schalte hat offenbar nnr für jene Theile des Docretcommentares eine 
neae Copie des Textes angefertigt, welche — wegen der ünToUstandigkeit der 
in Deutschland vorhandenen vermeintlichen Bufin-Handschriften — in seinem 
»dmokfertigenc «Bafinc-Manoscripte fehlten, das er im J. 1889 der kaiserlichen 
Akademie der Wissenschaften überreicht hatte. Im aebrigen hat er sich, am 
die Aasgabe nnr wieder scblennigst »druckfertig« ta machen, damit begnügt, 
seine alten Scriptaren »anf den Pariser Text amzasch reiben« and aach diese 
Arbeit nicht recht und schlecht, sondern fürwahr recht schlecht zu absolviren. 
Seine Angaben über den Text der Bafin-Handschriften, welche er nach seiner 
Versicherang »genaa berücksichtigt and ganz collationirt« hat, seine Notate 
über die Lesarten derselben sind zam grösseren Theile anrichtig oder angenau, 
wie ich dies schon im I. Beitr. (S. oben Bd. 69. S. 371 Nte 3, 389 Nte 45 and 
sonst 5.) zur vorläafigen Warnung für jeden Benutzer der Ausgabe bemerkt 
habe und im nächsten Beitrage eingehend nachweisen werde. 

Die Thatsache, dass Schuite^s Ausgabe in Wirklichkeit auf Grund seines 
alten Manuseriptes »fertig« gestellt ist (trotzdem er auf S. XLY den Pariser 
Codex 15993 als Grundlage seines Textes bezeichnet), ist nicht bloss für jeden 
evident, welcher die Handschriften Bufin^s selbst studirt hat — der Becensent 
in den Goetting. Gel. Anzg. 1892 S. 953 hat diese »naheliegende Vermuthung« 
rechtfertigen können, ohne erst die Bufin*Handschrifken prüfen zu müssen. 
(Vergl. oben Beitr. I, Bd. 69. S. 393 Nte 58). 
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im nächsten Beitrage ihren Abschlass finden sollen. Letzterem muss 
auch die Vertheidigung der von mir seit 1889 aasgesprochenen An- 
sichten über das Werk Rufin's und über die Pers(^nlichkeit seines 
Autors vorbehalten bleiben. Der gegenwärtige Beitrag soll zunächst 
den Nachweis erbringen, dass die Handschriften von Mainz und Bam- 
berg ebenso wie der Codex Palat.-Vatic. 678 nur Plagiate und Ueber- 
arbeitungen enthalten, dass dieselben also für die Kritik des Bufin 
jedenfalls nur die Bedeutung untergeordneter Hilfsmittel besitzen, 
dass keine derselben nach den Regeln der Kritik als eigentliches 
Collationsmanuscript behandelt werden oder gar als Grundlage für 
den Text des Herausgebers in Betracht kommen durfte. Der Zusam- 
menhang der Darstellung wird uns zugleich Oelegenheit geben, die 
in den erwähnten Handschriften und in dem Goettinger Manuscript 
Cod. iurid. 159 vorliegenden, die Summe Rufin's ausbeutenden Ar- 
beiten zu behandeln und die bezüglich dieser Schriften in meinen 
früheren Pnblicationen ausgesprochenen Ansichten^) eingehender zu 
begründen. 

Die im Cod. bibl. Mogunt. iurid. 52, im Bamberger Manuscr. 
P. I. 11, im Codex Palat. Vatic. Lat. 678 und im Goettinger Cod. 
man. iur. 159 vorliegenden, die Summa Rufini ausbeutenden Arbeiten. 

A, Die Handschriften. 

1) Das aus der Bibliothek der ehemaligen Universität Mainz 
stammende Manuscr. iur. 52. foP. der Stadtbibliothek zu Mainz. 

üeber diese Handschrift, welche Coramentare zu allen drei 
Theilen des Gratianischen Decretes enthält, hat zuerst Samgny be- 
richtet ; vergl. dess. Gesch. des Köm. R. im M. A. II S. 140 Nte b, 
III S. 515 Nte a. Maassen verdanken wir den Nachweis, dass hier 
eine Miscellanhandschrift vorliegt '^), und dass die Pars I. nicht dem 



5] Soweit Schulte auch nach seinem letzten Meinunfcswechsel (s. oben 
Nte 2) die in der Mainzer, Bamberger und Vaticanischen Handschrift er- 
haltenen Werke nnr als Ueberarbeitungen , bezw. Excerpte der Summe Rnfin's 
erklart, folgt er im wesentlichen durchaus den Ansichten, welche ich 1889 ver- 
öffentlicht, bezw. ihm brieflich mitgetheilt hatte — ohne jedoch mich als seinen 
Vormann zu citiren; ja er erklärt sogar alle meine Pnblicationen und Mit- 
theilungen in seiner Ausgabe ausdrucklich für »werthlos.« Durch dieses uner- 
hörte Vorgehen Schulte's war ich genöthigt, sofort nach dem Erscheinen seiner 
Rufin-Ausgabe die in Note 1 citirte Broschüre zu veröffentlichen; vergl. die 
daselbst S. 10—12 , 13—15 beigebrachten Nachweise und den Wortlaut unseres 
Briefwechsels, welcher im Anhange der Broschüre (S. insbes. S. 25 ff.) abge- 
druckt ist. 

6) Vergl. Maassen, Paucapalea, in d. Sitzgs-Ber. der phiL-hist. Cl. der 
kais. Ak. d. Wiss. Bd. 31. S. 456 : »Der in dieser Handschrift vorliegende Com- 



6 Singer, Beiträge »ur Würdigung der Decretistenlitteraiur, 

Verfasser des Gommentares zu den beiden anderen Theilen des De- 
cretes beigelegt werden kann. Pars D. und III. enthalten, wie schon 
Maassen a. a. 0. erkannt hat, die betreffenden Abschnitte der Saroma 
des Stephan von Tournay ^). Pergament und Orthographie lassen den 
italienischen ürsprang der Handschrift m. E. als wahrscheinlich 
gelten. Was das Alter derselben angeht, so hat schon Maassen be- 
merkt, dass sie dem Anfang des 13. Jahrh. angehören durfte. Ge- 
wiss ist die Handschrift keinesfalls jünger ; denn statt des Diphtonges 
finden wir noch regelmässig §, ja der Codex schreibt sogar §cclesia- 
stici, ^re, c§pero, c^pissem. (Die hie und da vorkoromenden Striche 
über dem einfachen i sind wohl erst später beigesetzt, wie sich denn 
auch — sehr vereinzelt — Bandglossen finden, welche von einer Hand 
des XIV. Jahrhdts. beigefügt sein dürften ; so fol. 29^'' am Schlüsse 
der Dist. 54 und fol. 31^^, Dist. 63). Der Schreiber hatte offenbar 
nicht die geringste Sachkenntnis und war eines Urtheiles über den 
Inhalt nicht fähig, wie eine Reihe der sinnlosesten Fehler beweist: 
interpositiones st. interpretationes , enumerans st. enervans, condite 
f. credite, consuetudo st. roansuetudo, decreta st. detracta, exposi- 
tionibus st. expositoribus (In Schulte's Texte — s. S. 37, Dist. 20 



mentar ist aber nicht das Werk Eines Verfassers, sondern aas den Werken ver- 
schiedener zusammengesetzt.« 

7) Schulte (Die Samma des Stephanns Tomacensis S. XXV} beUanptet, 
dass der Text der Pars II. des Stephanus »an einzelnen Stellen der Mainzer 
Handschrift eine Ueberarbeitang erfahren habe,« und dass diese Handschrift 
hier »zudem mehrfach« nur »einen Auszug bietet.« Ich habe den Wortlaut der 
Ps. II. im Cod. Mogunt. niemals mit jenem anderer Stepbanus-Handschriften 
verglichen und enthalte mich deshalb des Urtheiles über die Frage, ob man die 
Pars II. des Mainzer Codex wirklich theil weise nicht mehr für einen Text, son- 
dern für eine Ueberarbeitung des Stephanus erklären müsse. Jedenfalls aber 
ist es gänzlich unbegründet, wenn Schalte (daselbst Note 3) sich für berechtigt 
hält, »den Schluss zu machen,« dass »eine und dieselbe Person« sowohl die ia 
Pars I. vorliegende Ueberarbeitung Bufin*s (Damals — 1891 — war Schulte nicht 
der Ansicht, dass die Mainzer Handschrift den Originaltext Bufin's enthalte; s. oben 
Note 2), wie jene der Pars II. des Stephanus »vorgenommen habe,« und wenn er 
dann auch noch in dem Schreiber des Mainzer Codex den Ueberarbeiter erken- 
nen will, welcher bloss die Ps. III. unverändert liess, weil er für diese »offenbar 
nur eine Handschrift vor sich hatte.« Der Schreiber des Mainzer Codex be- 
sass m. £. absolut keine Sachkenntnis (S. unten) und hatte gar nicht die 
Fähigkeit, eine Ueberarbeitung der Decretcommentare zu liefern. So weit der 
Cod. Mogunt überarbeitete Texte enthält, sind diese Ueberarbeitungen gewiss 
älter als die Handschrift; der Schreiber bat seine Vorlagen einfach copirt und 
dabei den Text wohl durch Fehler, welche den absoluten Mangel jeglicher 
Sachkenntnis beweisen, entstellt, aber gewiss nicht absichtlich und planmässig 
geändert. 
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princ* — ist dieser Schreibfehleir des Codex Mog., wie so viele andere, 
stehen geblieben, obwohl nicht nur der Vergleich mit den echten 
Bufintexten, sondern anch schon der Zasammenhang der Stelle gar 
keinen Zweifel l&sst, dass »expositoribusc gelesen werden mnss» wenn 
der Satz »in decidendis causis postponuntur , in expositione scriptu- 
raram prefemntarc einen Sinn geben und der folgende Satz »et de 
eccles. negotiis non secandam eos . . . iudicandumc nicht schon mit 
der Grammatik in Conflict sein soll), sibi st. ibi, infestet st. investi« 
gandum, Interim st. in tantum, evidenter st. violenter, in malis st. im- 
roanis, pecoram st. personarum, phisici st. fisci, lateat st. liceat, 
breviarii statt breviori u. s. w. Der Name and die Eintheilnng der 
Rechtssammlnngen , welche der Qlossatorenschale geläufig waren, 
sind dem Schreiber offenbar gänzlich unbekannt gewesen; vergl. 
z. B. fol. 10^°, Dist. 17, wo er statt »ut b. (= Burcard.) 1. I. cap. 
In primis placuitc copirt hat: ut hie u. s. w. , oder Dist. 56, 
fol. 30: statt »ex iliis duobus capitulis in subiecta distinctione« heisst 
es hier »ex . . subiecta de causa«. Wir dürfen dem Schreiber also 
absolut nicht die Fähigkeit beimessen, den Text in verständiger Weise 
zu ändern, eine »Ueberarbeitung« desselben zu liefern. Kann con- 
statirt werden (wie dies m. E. bezuglich der Pars I. unzweifelhaft 
der Fall ist), dass uns im Cod. Mogunt. die ueberarbeitung eines 
anderswo in seiner ursprunglichen Gestalt erhaltenen Originalwerkes 
vorliegt, so kann diese Ueberarbeitung uns hier nur mittelbar über- 
liefert sein, da unser Manuscript schon einen durch Fehler des Co- 
pisten entstellten Text derselben bringt^»). 

Der Commentar zur Pars II. und III. des Decretes, welchen 
die foU. 37 seqq. — 116 des Cod. Mogunt. enthalten, kommt für die 
Kritik des Rufin nicht weiter in Frage. Pars I. (Fol. 1—37 Col. I.) 
wurde bekanntlich dem Rufin zugeschrieben, bis Tanon und ich bei 
unseren, von einander völlig unabhängigen^) Forschungen zu dem 
Resultate kamen, dass die Pars I. der Mainzer Handschrift das Ori- 
ginalwerk Rufin's nicht enthalte. Schulte hat sich 1890 dieser Mei- 
nung angeschlossen und erst in seiner Rufin-Ausgabe (S. IX, XII.) 
die (von ihm mit Unrecht Tanon imputirte) Behauptung aufgestellt % 



7M YergL'z. B. nur Fol. 26 und 26^o tunc st. ter, nam st. non, aut 
st. ante, servil is et libertas st. servos et libertos, ipsi st. episcopi, nescivi st. nos 
cara, paret st. p^r u. £. m. als BeispUle der Fehler, welche sich dort gerade 
in Sätzen finden, die nicht aas Rnfin*s Werke stammen. 

8) Vergl. d. Anz. d. phiL-hist. Cl. d. kais. Ak. d. Wiss. 1890, Nr. VIII, 
8 33 IT. nnd meine oben Nte 1 citirte Schrift S. 5, Anm. 10. 

9) Vergl. oben S. 3. 
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dass »im Cod. Mogant. von Dist. 11. an wirklich die Summe RuRn'sc 
vorliege, und dass die ältere Ansicht, welche die Pars I. dem Rufin 
beilegt, »von der Vorrede and den ersten 10 Distinctionen abge- 
sehen, durchaus richtig sei.c 

2) Die Handschrift der königl. Bibliothek (ehemals der Gapi- 
telsbibliothek) zu Bamberg. P. I. 11. 

Eine ausführliche Beschreibung dieses Codex miscellan. hat 
Schulte im Anhange seines »Zweiten Beitrages zur Geschichte der 
Litteratur über das Decret Gratian'sc geliefert J^). FoU. 147—162 
der Handschrift enthalten einen Commentar zur Pars IL des Ora- 
tianischen Decretes , dessen Text in der Causa XXIII. Quast. YIII. 
princ. abbricht. Dieser Commentar ist zuerst von Maassen unter- 
sucht worden, welcher a. a. 0. S. 460 über denselben berichtet und 
bemerkt hat, dass »die sehr kleine Schrift dem 13. Jahrhundert an- 
gehörte Mit dieser Ansicht wird sich jeder , der das Manuscript 
kennt , einverstanden erklären. Das den Commentar enthaltende 
Stück unseres Miscellan-Codex ist eine incorrecte, von Fehlern wim- 
melnde Arbeit eines höchst flüchtigen Schreibers. Tanon (Nouv. 
Bevue histor. de droit fran9ais et ^tranger Ille s^rie, t. XIII., 683) 
vermnthet, dass wir hier die eilfertige Nachschrift eines Dictates, 
etwa die Notizen eines Hörers während der Vorlesung, vor uns haben, 
weil manche Fehler des Textes den Eindruck machen, als handle es 
sich um »erreurs d*audition plutöt que de copie.c Die kleinen und 
flüchtigen Schriftzüge (welche ich aber doch ohne jede künstliche 
Hilfe zu lesen vermochte, während SchuUe, Rufln-Ausgabe, S. XIII. 
behauptet, »dass man durchweg ein Vergrösserungsglas brauchen [!] 
müsse), der compendiöse Character der Abschrift, die häufigen und 
gewaltsamen Abkürzungen würden für die Vermuthung Tanon's spre- 
chen. Die Vergleichung des Bamberger Textes mit der dasselbe 
Werk enthaltenden Vaticanischen Handschrift (welche Tanon nicht 
bekannt war) ergibt jedoch, dass der erstere gewiss nicht ein in der 
Vorlesung geschriebenes Heft, sondern einfach die unverbesserte Ar- 
beit eines flüchtigen und eilfertigen Copisten ist. (Wenn Schulte die 
Pars n. im Cod. Palat.-Vatic. genauer verglichen hätte, so könnte 
ihm diese Consequenz unmöglich entgangen sein, und er würde sich 
nicht — 8. Ausgabe S. XIII, LXXH — der Ansicht Tanon's ange- 
schlossen haben). In der Bamberger Handschrift sind Stellen ver- 
stümmelt, deren Restitution aus dem Cod. Palat.-Vatic. uns entneh- 



10) Vergl. d. Sitzgs-Ber. d. phü.-bi8t. Gl. d. kais. Akad. d. Wiss. Bd. H 
138 ff. 
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men l&sat, dass der Schreiber des Cod. Bamberg. After wegen eines 
Hoin(k^leaton eine Reihe von Worten übersah. Wir haben hier also 
nicht die Nachschrift eines Dictates, sondern die flüchtige nnd in> 
correcte Abschrift einer Vorlage. (Vergl. z. B. den Text der 
Ca. XVI. Q. III. auf fol. 156 d. Cod. Bamb. mit fol. 16 des Cod. 
Pal.-Vatic. u. s. ö.) 

Der Commentar unserer Handschrift zur Pars ET. des Decretes 
wurde früher allgemein als die von Rufin herrührende Fortsetzung der 
vermeintlich im Cod. Mogunt. enthaltenen Pars I. seines Werkes an- 
gesehen. Tanon und ich traten der herrschenden Meinung entgegen, 
indem wir bestritten , dass dieser Commentar zur Pars II. als das 
Werk Rufin's bezeichnet werden dürfe; wir erkannten in der Bam- 
berger Handschrift nur ein Excerpt der echten Summe Rufin's und 
erklärten — wegen des verschiedenen Characters der beiden Arbei- 
ten — auch die Annahme für ungerechfertigt ") , dass die Pars l. 
des Mainzer Codex nnd die Bamberger Pars U. Bestandtheile eines 
und desselben Werkes sein sollten "). Schulte trat 1890 ^*) dieser 
Meinung bei, und diesem Standpunkte scheint es völlig zu entspre- 
chen, wenn in seiner Rufin-Ausgabe (S. LXXI, LXXn.) die Bam- 
berger Pars n. als Bestandtheil einer Summa abbreviata erklärt 
wird , deren Verfasser aus Rufin schöpfte **). Nichts desto weniger 
wird jedoch auf S. XH. das Bamberger Manuscript sub Z. 8. als 
eine Handschrift der Summa Rufini angeführt ^^), und auf S. XLVD. 

11) Ich habe mein ürtheil auch bezüglich dieser letzteren Frage aus- 
drücklich ausgesprochen, während bei Tanoo allerdings eine ausdrückliche Er- 
klärung über diese Frage fehlt. Indessen lassen die in der folgenden Note 
citirten Stellen seiner Abhandlung wohl gar keinen Zweifel darüber, dass auch 
er den Mainzer und den Bamberger Commentar nicht als zusammengehörige 
Bestandtheile eines Werkes ansieht. 

12) Vergl. Anz. d. phü.-hist. Cl. d. kais. Ak. 1889, S. 86 Nte 1, S. »» 
Nte 1, meine Mittheiiungen an Schulte de do. 15. Dec. 1889 in meiner oben 
Anm. 1 citirten Broschüre S. 26 (s. hiezu auch S. 10, 11 das.) lieber TavorCs 
Ansicht vergl. Nouvelle Reyue historique de droit franpais et 6tranger Illme 
sWe t. XII. p. 826, t. XIII. 683. 

13) In seiner Erklärung vom 21. Jan. 1890; s. oben Nte 2. 

14) >Diese Summa ... ist geschöpft aus der Bufin's . . . lieber den Ver- 
fasser dieser Summa abbreviata, den Ort und die Zeit ist es nicht möglich, 
eine Vermnthung aufzustellen. Wir haben eine Reihe solcher abgekürzter 
Schriften, was sich daraus erklärt, dass man das Bedürfnis hatte, über die 
wichtigsten Materien Belehrung zu finden. Natürlich bringt der Charakter der 
Abkürzung mit sich , dass vorzugsweise die allgemoiueu Lehren , nicht die ein- 
zelnen Capitei behandelt werden, und dass ab nnd zu die Ordnung nicht einge- 
halten wird.« 

15) SchuUe fügt bei :.. . »Sie enthält Pars II. bis zur Cs. 23. Q. 8 . . . 



10 Singer, BeUräge ssur Würdigung der Decretiatenlitteratur, 

glaubt Schulte bemerken zu müssen, >dass man für Pars II. viel- 
leicht darüber streiten könnte, ob nicht der kürzere Text der Codd. 
Bamb. und Palat. der ältere sei , weil regelmässig die neueren Be* 
arbeitungen die längeren sind^^),€ um — im nächsten Satze doch 
wieder selbst zuzugeben, dass »dnrchschlagendet Oründe^^) »für das 
Gegentheil spreclien.c Wir sind wohl auf der richtigen Fährte, 
wenn wir annehmen, dass diese den Leser verwirrenden, einander 
widersprechenden Aeusserungen des Herausgebers einer bestimmten 
Tendenz entspringen , welche uns dieses widerspruchsvolle Verhalten 
erklärt. Gegenüber den Argumenten, die Taiion und ich vorge- 
bracht haben, vermochte Schulte die früher herrschende Anschauung 
nicht weiter festzuhalten, obwohl er auf Grund derselben sein der 
kaiserl. Akademie im J. 1889 vorgelegtes »Rufinc-Manu^ript 
»druckfertige gemacht hatte. Da er jedoch dieses von ihm seiner- 
zeit zurückgezogene Manuscript factisch noch immer als Substrat 
der Ausgabe behandelt") und darum für Pars II. Cs. I— XXIII. 
sich damit begnügt , seine alten , nach der Bamberger Handschrift 
angefertigten Scripturen »auf den Pariser Text umzuschreibenc ^^), 



Die Handschrift gibt die Summa Rnfin's, aber mit so yielen Aoslassangenc . . . 
Vergl. auch §. 11. S. LXXII: »Es ist gezeigt, dass die Mainzer Handschrift 
▼on D. 11 an wirklich die Summa Rufini zu Ps. I. enthält, dass die Barn- 
berger dieselbe zu Pars IL Cs, 1 — 25, allerdinge nicht ganz und nicht 
im vollen Wortlaute, gibt* ... 

16) Mit dieser — sagen wir: überraschenden Behauptung dürfte die in 
Nte 14 ahgedruckte (n. E. völlig richtige) Bemerkung Schnlte^s über den Zweck 
und die Anlage der Summenexcerpte wohl schwerlich zu vereinbaren sein! 

17) Wir müssen schon an dieser Stelle hervorheben, dass Schulte hier 
einen sehr »durchschlagenden« und entscheidenden Grund übersehen hat, näm- 
lich die Tbatsache, dass »im kürzeren Texte« oft gerade jene Stellen fehlen, in 
welchen Rufin's Individualitat schärfer in den Vordergrund tritt und dessen 
persönlicher Standpunkt in leidenschaftlicher Weise betont wird. Vergl. auch 
unten S. 30, Nte 65. 

18) Obwohl nach seiner Angabe die Pariser Handschrift 15993 die Grund- 
lage der Ausgabe bilden soll ; s. oben Note 4. 

19) Schulte hat offenbar in der Ausgabe die Bamberger Handschrift ge- 
rade so verwerthet wie die Mainzer, obwohl er nur bezüglich der letzteren in 
der Einleitung einen Standpunkt vertritt, welcher, dessen Richtigkeit voraus- 
gesetzt, der Mainzer Handschrift zwar nicht die Bedeutung eines Grundtextes 
für die Ausgabe, aber doch wenigstens jene eines OoUationsmanuscriptes sichern 
würde. Man beachte auch die Thatsache, dass die Handschrift von Alen^n, 
welche Tanon und ich als ein wirkliches Rufin manuscript erklärten, und welche 
Schulte in Folge dessen zur Vergleichung mit dem Pariser Texte herangezogen 
hat, für die Pars II. Os. I-XXIll. nicht coUationirt wurde, wie ein Blick in 
die Ausgabe sofort entnehmen lässt. Diese Mühe glaubte Schulte sich ersparen 
zu können, da ihm für diese Partie — der Bamberger Text vorlag. 
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bezw. nach dem letzteren zu ergänzen, so sind die oben gerügten, 
den Leser yerwirrenden Aussprüche Schnlte's wohl einfach als eine 
anticipirte Vertheidignng seiner Ausgabe gemeint; sie wollen dem 
Leser — so za sagen »unter der Hand« das ürtheil nahelegen, 
die Ansicht, dass die Bamberger Handschrift ein Rufintext sei, 
könne noch heute als discutabel gelten; man dürfe es dem Heraus- 
geber also doch nicht gar so sehr verübeln, wenn die Kritik die 
Thatsaiihe aufdecken sollte, dass er nicht durchweg ein neues Ma- 
nuscript angefertigt, sondern, um seine Ausgabe schleunigst publiciren 
zu können, das alte nur ergänzt und geändert habe*<^). 

3) Die Handschrift der Vaticanischen Bibliothek Cod. Lat. 
Palat-Vatic. 678. 

Auf dieses Mannscript habe ich zuerst aufmerksam gemacht 
und, noch ehe ich den Codei selbst untersuchen konnte, schon nach 
den Resultaten der Stichproben, welche auf Grund der von mir ein- 
gesandten Weisungen in Rom besorgt wurden, festgestellt, dass der- 
selbe den Mainzer Coramentar zur Pars I. sowie jenes Excerpt aus der 
Pars II. Rufin's enthalte, welches, bis z. Gs. XXIII. Q. YlII. princ, 
auch in der Bamberger Handschrift vorliegt, dass ferner die An- 
gaben des 1886 publicirten Kataloges zur Orientirung wenig geeignet 
seien, ja eher zu einer falschen Auffassung verleiten könnten ^^). 



20) Qai s^excnse s^accase! Sicherlich wird auch ein nrtheilsföhiger Leser 
sich durch ein paar schillernde, TerfSngliche Bemerkungen des Heraasgebers 
noch nicht bestimmen lassen, die Ansicht, welche Tanon nnd ich aasgesprochen 
haben, für eine problematische za halten und zu übersehen, wie scharf und ent- 
schieden Schulte an anderen Stellen der Meinung Tanon's beitritt, dass die 
»wirkliche, vollständige,« die »reine« Summa Rufini in den in Frankreich er- 
haltenen Handschriften vorliege. Wären aber wirklich noch begründete Zweifel 
zulässig, liesse sich noch heute die Ansicht plausibel machen, »der kürzere Text 
sei der ältere« und ursprüngliche, dann hätte ja ein Herausgeber vor allem erst 
diese Frage in's Klare setzen müssen, um eine feste und sichere Richtschnur 
für die Herstellung des Textes zu erlangen. 

21) Vergl. d. Anz. d. kais. Akad. d. Wiss. phil.-hist. Cl. 1889 S. 85 if., 
1890 S. 37 ; über meine brieflichen, diese Fragen betreffenden Mittheilungen an 
Schalte s. meine in Nte l dtirte Broschüre S. 11 und S. 24—27. Ich durfte 
mich a. a. 0. wohl mit bestem Grunde über das Vorgehen Schulte's beschweren, 
welcher sich, ungeachtet seiner ausdrücklichen Zusagen, für berechtigt hielt, 
in der Rufin- Ausgabe die von mir zuerst ausgesprochenen Ansichten vorzu- 
tragen, ohne mein »Eigenthum gebührend hervorzuheben« — also den Stand- 
punkt seines Schreibens vom 10. Dec. 1889 gründlichst zu ändern. Bei der ßc- 
urtheilung dieser Handlungsweise Schulte's kommt der (für letzteren natürlich 
zu meinen Ungunsten entschiedene) Prioritätsstreit zwischen Tanon und mir 
(Vergl. oben S. 7) gar nicht in Betracht; Tanon hat sich ja mit der Vaticani- 
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Schnite bringt in der Ausgabe (§. 1. sab Z. 9, S. XIII ff.; 
vgl. auch §. 10, S. LXXII.) eine Beschreibung des Codex, welche 
meines Erachtens der Revision sehr bedürftig ist"); dieses ürtheil 
habe ich mir bereits auf Orund der oben erwähnten Notizen und 
Stichproben gebildet, welche mir verlässlicher erschienen, als die 
Angaben Schulte's. Im J. 1893 konnte ich — Dank der Munificenz 
des h. k. k. Ministeriums für Cultus und Unterricht, welche mir 
eine Studienreise nach Italien ermöglichte — die Handschrift selbst 
untersuchen, wobei ich die Berichte meiner Gewährsmänner bestätigt 
fand und ersah, dass ich völlig im Rechte war, wenn ich jene An- 
gaben Schulte's, für deren Prüfung mir vor meiner Anwesenheit in 
Rom die nöthigen Anhaltspunkte fehlten, schon von vornherein, mit 
Rücksicht auf Schulte's bekannte Flüchtigkeit und Unverlässlichkeit, 
skeptisch beurtheilt hatte. 

Die Handschrift [sec. XIH.] umfasst 106 Pergamentblätter; 
das letzte, welches, wie mir scheint, nur Federproben enthält, ist 
nicht numerirt, und aus Irrthum sind zwei Folien mit der Z. 24 
bezeichnet*'). Der Codex besteht aus Lagen zu acht Blättern; das 
erste (vereinzelt überdies auch das letzte) Blatt der Quaternionen 
ist mit einer gleichzeitigen Numerirung versehen. Die zwei ersten 
Blätter der ersten Lage fehlen, so dass Quat. I. ans fol. 1 — 6 be- 
steht; diese zwei Blätter müssen jedoch schon gefehlt haben, als 
die Handschrift (wohl noch im XIV. Jahrb.) in die Bibliothek des 
Cistercienserklosters Schönau kam '^), aus welcher sie nach der Auf- 



sehen Handschrift üherhaupt nicht beschfiftigt and derselben in seiner Abhand- 
lang nicht einmal erwähnt. 

22) Wer in der Lage ist, jene Angaben Schalters, die Neues bringen, 
za prüfen, wird za dem Resnltate kommen, dass Schalte, welcher (S. XV) den 
gedrackten Katalog ftkr »sehr mangelhafte erklärt, besser gethan hatte, zar 
Begründang dieses — ganz richtigen — ürtheiles nicht gerade aaf seine 
eigenen Mittheilnngen zn verweisen. 

23) Die Foliirang scheint erst im XVII. Jahrhundert, nach der üeber- 
führnng des Codex von Heidelberg nach Rom, beigesetzt worden zu sein. Der Ein- 
band dürfte gleichfalls erst aas dieser Epoche stammen; jedenfalls ist die Ver- 
mnthang sehr begründet, dass die Handschrift lange des Einbandes entbehrte ; 
denn das erste and letzte Blatt sind angewöhnlich stark beschmutzt, die Ran- 
der des Codex beschädigt, üebrigens ist das Pergament auch sonst an vielen 
Stellen schadhaft und geflickt. 

24) Das jetzige Blatt 1 trägt nämlich (am Rande unterhalb des Textes) 
gerade so wie Fol. 105 (am Schlüsse desselben) die Aufschrift: »Iste liber est 
bcate marie virginis in Schonaugia Cist.' ord.* worm.* dioc.«, welche von einer 
Hand, die dem Ausgang des XI V. Jahrh. angehört, beigesetzt ist. 

An der Spitze des Fol. 1 steht am Anfange des Codex die ücberschrift 
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hebnng des letzteren in die Heidelberger Bibliothek gelangte. Der 
Codex hat blinde Linien; die Cirkelspuren sind am Rande noch er- 
sichtlich. Die meisten Blätter sind* wohl in zwei Colnmnen ge- 
schrieben ; jedoch machen nicht nur jene Folien, welche nicht Text- 
abschriften, sondern schematische Zusammenstellungen und dem ent- 
sprechend auch mehrere Colonnen enthalten (S. z. B. fol. 96b, 97, 
98), eine Ausnahme; auch fol. 5b und 6 (im Texte der Summe zur 
Ps. n. des Decretes) sind über die ganze Breite des Blattes ge- 
schrieben **). Die Schrift gehört nicht einer Hand an, wohl aber ist 
die Vermuthung gerechtfertigt , dass das ganze Manuscript als die 
Arbeit einer und derselben Schule und in ziemlich kurzer Zeit fertig 
gestellt ist ; denn dieselbe Hand, von welcher der Anfang des Codex 
geschrieben ist, erscheint gar nicht verändert am Schlüsse wieder. 
Der Schriftcharacter des XIH. Jahrhunderts ist überall unverkenn- 
bar ; die mittleren Partien der Handschrift dürften jedoch die Arbeit 
eines Schreibers sein, der jünger war, als seine Mitarbeiter: §, 
das sich sonst, wenn auch selten, findet, kommt hier gar nicht 
mehr vor, das einfache i ist öfter bezeichnet (sonst regelmässig nur 
das Doppel-i), die Brechung der Schäfte ist markanter u. s. w. 
Correcturen sowie nachträglich eingefügte, bei der Abschrift über- 
sehene Stellen sind nicht selten, besonders zahlreich aber in den 
früheren Blättern des Manuscriptes (etwa bis fol. 30, namentlich in 
der Summe zu Ps. U. u. zu Ps. III. des Decretes), wo sie zum 
grossen Theile von einem anderen Schreiber herrühren. 

Schulte hebt lobend hervor, dass unser Codex (im Gegensatz 
zu dem »entsetzlich schlechten«, fehlerhaften Bamberger Manuscript) 
»scheinbar von einem und demselben Schreiber«, und dass er »sehr 
gut geschrieben« ist — ich kann keines von beiden zugeben. Ob- 
wohl cursive Verbindungen fehlen, so glaubt man doch mitunter, 
wegen der Gedrängtheit der Schrift, eine Cursive vor sich zu 
haben; die Schriftzüge sind hie und da recht klein und undeutlich. 
Keiner der Schreiber besass irgend welche Sachkenntnis, wie die 

»Summa Bafinj et tractatas de Sacrametis« ; dieselbe rührt weder von einem 
der Schreiber, weiche an unserem Codex gearbeitet haben, noch aus der Zeit 
seiner Entstehung her. Die Schriftzage deuten vielmehr auf das XVII. Jahr- 
hundert, so dass wir annehmen dürfen, diese Üeberschrift sei, wie die Nnmerimng 
der Blatter, erst nach der Uebertragnng des Codex in die Vaticanische Bibliothek 
von dem inventarisirenden Beamten beigesetzt worden, welchen der Inhalt der 
foU. 5 seqq. (S. unten) irreführte. 

25) Die Beschreibung der Handschrift bei Schulte (§. 1. snb Z. 9) ent- 
hält also schon auf der zweiten Zeile eine Angabe, welche beweist, wie wenig 
genau er die Handschrift geprüft hat. 
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Menge horrender Lesefehler beweist, welche sie beim Copiren der 
Vorlage verschuldet haben w). ^ Wenn sich ffir einzelne Stellen , die 



26) Im Folgenden einige Beispiele. Vergl. im Accnsationsformular am 
Schluss der Cs. IL Q. 8 (Pol. 8^o): regnante Lazario (I) anno eins imperii 
aeplimo quario mense maio X<>. kalendas iulii — wo der ans der Vorlage stam- 
mende cormpte Text, welcher sich auch im Cod. Bamb. Fol. 149 findet^ 
durch unseren Schreiber, der gar st. Lothario Lazario copirt, noch weiter ent- 
stellt ist. (Die Bemerkung Schulte' s S. XIV: »Das Formular in Cs. II. Q. ult. 
ist genau dasselbe wie im Cod. Bamb.« ist also wieder nur ein Beweis seiner 
unglaublichen Flüchtigkeit, um so mehr, da ja im Cod. Vatic auch »tali« [vor 
et snbscribo etc.] am Schlüsse der Formel fehlt). Femer Fol. 8, Cs. U. Q. 5. 
princ. statt defidentibus : de ferventibua , ebenda susceptua est ut servus 
st. suspectus u. s. w., quodens super st. quociens firater. Fol. 16 und 16^ 
[Cs. XVI. q. III]: condecimationum st. et decimationum , intra st. iura» 
meris st. in eis, iustus titulus est conscripUonis etc. statt i. t. prescriptionis 
est ut donationis etc., primogenitorum st. progenitorum , Emelenaia st. 
Imolensis, sciama et oleum st. crisma u. s. w. , alii facere quod est 
(statt tibi, offenbar ist t' falsch aufgelöst) non vis fieri, trana st. oertis. 
Causa XXVII, foL 23 und 23^: meum st. matrimoniorum , conatitutorem 
st. cognitorem, intima st. mutua, infectoribua st. interfectoribus , notum 
st. Votum (So Qnest. I. princ. zweimal, auch in der Definition), communica- 
tionem (wo doch von der Eucharistie die Rede ist) statt communionem, or- 
dinarüs st. ordinär! secundum, certa diatinguendo st. contracta disiungendo, 
desponsatio in legitimas personas tanta offenbar st. d. inter 1. p. contracta 
(Bufin : inita). Femer bei der Aufzählung der AuflösungsgrQnde einer Desponsatio: 
Multa etenim desponsatione (!) dissolvunt, si (1) posterior desp. camis coro- 
mixtione perfecta , spotanea (I) alterius fornicatio , captus (!) u. s. w. (Ich muss 
hier bemerken, dass in Schultere Rufin-Ausgabe S. 392 nicht einmal an dieser 
Stelle der — doch aus der Summa Coloniensis und dem Traetatus Gottwic 
seinem wesentlichen Inhalte nach bereits früher bekannte — Text Bufin^s 
richtig wiedergegeben ist; Schulte interpungirt a. a. 0. so glücklich, dass er 
das Maleficium ans der Reihe der traditionellen Auflösungsgründe streicht!). 
Fol. 24 und 24^ [Cs. cad.] : infroductione st. in tradoctione, iurant st. inra- 
Tit, divinorum st. divortium, ubi st. nisi, discitis st. dicitis, apostolicus st. 
apostolus (gelegentlich eines Citates aus Paulus !), cuIoh (!) st. castos, af&ngun- 
tur st. astringuntur, in unctione st. invontione, principium st. prindpum. 
Fol. 28, Schlnss der Cs. XXXVI : sie illas st si illa, obedierit st. obierit n. s. w. 
Ebd. im Beginn des tract. de poenit.: Hominis (! ! statt Questionis) de peni- 
tentia longus traetatus eat obscurua (st. discretus) in VII diatinctiones u. s. w. 
(Bei Schulte S. XIV fehlen die gesperrt gedrackten Worte gänzlich! Im Fol- 
genden ist dort »an sola« zu lesen; das »veU hat Schulte missverständlicher 
Weise eingeschoben), certos veraantea st. controversantes ; am Schi. d. Tract. 
(fol. 28^): 8i?e (!) dilectione . . . penam habet st sine u. s. w. In Ps. lU. decr. 
fol. 28^ ff. : flngebat st. surgebat ante celum incomittabilia st ante Telum in- 
commutabilia, cuncta anni tempora st certa a. t., in terria st. internis, no- 
tanda st non tam, maturua st oratums, conaeerata st post secretam, certa 
st. seereta, omnino st non, de virorum st derotoram, gallirino st. gallicano. 
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in anderen Handschriften verderbt sind, gerade im Cod. Vatic. sehr 
gute Lesarten finden, so ist dies also gewiss nicht das Verdienst der 
Schreiber (welche anderswo nnbedenklich die sinnlosesten Wen- 
dungen und Ausdrücke bringen und gewiss unfähig waren, ihren Text 
in verständiger Weise zu ändern), sondern einzig und allein dem 
Zn&Ue zu danken, welcher den Wortlaut ihrer Vorlage hier vor Ent- 
stellung geschützt hat. 

Fol. 1 — 3: ein »Tractatc de consanguinitate et affinitate'^). 
Incip.: Varie sunt cause que impediunt matrimonium contrahendum 
et dirimunt contractum. Vel si non omnes solvunt contractum, sal- 
tem impediunt contrahendum. Hamm autem causarum due, seil, 
consanguinitas et affinitas, non parve sunt difficultatis et maxime 

considerationis hec vero difficultas ex duplici nascitur causa, 

videlicet propter personarum dispositionem et difficilem graduum 

computationem ü. w. u.: Ordo vero tradatus talis est: 

primo quid sit consanguinitas dicamus .... secundo quid sit linea, 

que linearnm diversitas sexto que sit graduum com- 

putatio. Der Text schliesst auf Fol. 3. Col. H. m. d. W. »secun- 
dum predictam regulam.c Darauf folgt das Inhaltsverzeichnis des 
Decretes: »De iure scripto et non scripto et quod cui preponatnr etc. 
Dasselbe schliesst für Pars I. mit der Rubrik zu Dist. 98 ff. auf 
fol. 3b m. d. W. »et quomodo privilegia cum usu pallii concedanturc ; 
hierauf die Rubriken der sämmtlichen Causa und Qnästionen (ohne 
Hervorhebung des Tractates de poenitentia) sowie der Pars HI. — 
endet auf fol. 5a m. d. W. »De manus impositione et quadragesime 



eanonum st. coactionnm, transmisso st. transito, viridum st. nitide (Citat ans 
Horai), eztremas st. exterroinans. Aas dem Comm. z. Ps. I. (Fol. 34 ff.): 
Stanoigene st. Fransigene, Qainto st. Quirino, forensis mater philologie st. fronesis 
m. ph., nestro indicio st. ne stet iadicio (So Cod. Goett.), inguUtatio st. ingnrgitatio, 
aösolverunt st. obsolevenuit , alia st. mala, paiamphis st. paranimphis, hanc 
8t. ac oder ant, labor aportaverit st. laborare potaerit, consequendum st. cod- 
cedendum, non st. nnnc, nameromm (!) st. episcopomro, nna que pro ibicia st. 
ana autem provincia, ona st. in illa a. s. w. Ich wiederhole, dass ich nor 
Beispiele der Textcorruptionen gebe, deren Zahl sich leicht verdoppeln oder 
verdreifachen Hesse , und gar nicht darauf eingehe , hier anch Proben jener 
xahlreichen Entstellungen des Textes zu bringen, welche darauf zurückzuführen 
sind, dass Worte ausgelassen, falsche Casusendungen oder Verhalformen einge- 
setzt wurden u. s. w. Auch Lücken, deren Ausfüllung bei der Bevision der Ab- 
schrift (S. oben S. 13) unterhlieb, finden sich öfter. 

27) Schulte hat offenbar nicht mehr als den ersten Satz gelesen — nur 
so kann ich mir seine Angabe erklären, dass die Schrift »über Ehehinder- 
nisse« handle. 
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observatione et de iocnnditate ieianiorum et aliis c. cap. OiDDes 
fideles.c (Cf. c. 1. D. V. de consecr.) Fol. 5a Col. II. beginnt der 
Text des z. Tb. (bis zar Os. XXIJI. q. YIII. princ.) auch in der 
Bamberger Handschrift enthaltenen Ezcerptes ans Pars n. der 
Summe Bafin's. Vorher (mit schwarzer Tinte und in den gleichen 
Schriftzügen wie der Text) von der Hand des Schreibers die Be- 
merkung: Incipit summa Rufini; dieselbe folgt unmittelbar und auf 
derselben Zeile dem vom Bubricator colorirten Schlussworte (»Fide- 
les€ — s. oben) des Inhaltsverzeichnisses zum Decrete, und auch in 
der unmittelbar folgenden Zeile wird das Anfangswort (»Conditioc) 
unseres Summenexerptes durch eine Initiale >^) hervorgehoben. Ich 
glaube, es liegt da wohl die Vermuthung nahe, dass die Worte 
»Incipit summa Bufinic nicht eine Ceberschrifb der Vorlage wieder- 
geben, sondern vielmehr nur die entstellte Gopie einer Bandbemer- 
kung derselben sind, welche vom Schreiber irriger Weise in den 
Text unseres Manuscriptes eingefugt worden ist*®), wobei deren In- 
halt und Bedeutung durch die Lesefehler des Copisten wesentlich ver- 
ändert wurde. In der Vorlage waren vermuthlich die Worte »Ex 
summa Bufini« oder eine ähnliche Wendung (z. B. Except. u. s. w.) 
am Bande bemerkt; unser Schreiber hat — wie sonst öfter — auch 
diese Bandbemerkung falsch gelesen und eine entstellte Copie der- 
selben der Causa I. vorangeschickt. Ist unsere Vermuthung begrün- 
det, 80 sind die Worte »Inc. summa Bufinic nicht die Beproduction 
(iiiier Ueberschrift , welche ein (vielleicht schon der Zeit des Epito- 
mators nahestehendes) Manuscript dem Werke vorangeschickt hat: 
wir werden diese Worte für eine missverständliche Interpolation 
eines späteren Abschreibers erklären dürfen^). 

28) Aach im Folgenden sind die Anfangsworte der Gausfi und Qaästionen 
dnrch (recht einfache) rothe and blaae Initialen bezeichnet, deren Grandfarbe 
wechselt. 

29) So kommt es aach aaf Bechnang der Tom Schreiber angerichteten 
Confasion, wenn einzelne der copirten Randglossen tou ihm irrthümlich Stellen 
beigeschrieben warden, za deren Inhalte sie gar nicht passen; ?gl. z. B. Cs. XYI. 
Q. III. (fol. 16), wo dem Citate des C. 8. Cs. I. Q. 3. die Randbemerkang bei- 
gefügt ist: »Sant qaidam, qni cam nichil didicerint, opinione saa nesciunt 
nichil : honores (Sic ! Corr. : Omnes oder homines) sine ratione philosophi, sine 
yisione prophete, preceptores inpossibiliam. iadices occaltoram.« 

30) Schulte (S. XXI) glaabt, »die Nennang des Namens im Anfange der 
Pars II. in der Vaticanischen Handschrift« sei »sehr werthvoll, weil in der 
That für Ps. II. Bafin entnommen ist, was sie enthält.« Indessen ist Schalte 
— sowohl a. a. 0. wie im §.1. bei der Beschreibang des Codex Vatie. — doch 
noch 80 Torsichtig, dass er die Worte »Incipit summa Baflni« (welche er im 
§. 1. S. XIII fett and gesperrt dracken lässt, ohne jedoch eine Ansicht über 
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Der Commentar zar Ps. H. schliesst auf fol. 28b mit dem 
Tractat de poenitentia, welcher erst am Schiasse, nach der 
Causa XXXVI. behandelt wird. Der Text der Einleitung zur Cs. I. 
(Fol. 5) ist hier correcter als in der Bamberger Handschrift, und 
dieser Umstand dürfte — nicht die Rechtfertigung, aber die Erklä- 
rung dafür bieten, dass Schulte unser Manuscript »sehr gut ge- 
schriebene findet ^^). 

Die Einleitung zur Pars II. im Cod. Vatie."): 
Conditio ecclesiastice religionis movetur circa tria: videlicet 
ministeria offitiorum, rerum negotia et sacraroenta spiritualium ''). 
In primis famulantes Deo per obsequia temporaliter exhibita eterna 
stipendia speramus; in mediis per absolationes litium pacificamus 
aniraos proximorum; in ultimis nobismet**) conaulentes per fidera 
sacramentorum venimus ad intelligentiam occultorum. In offitiis 
spes, in negotiis Caritas, et fides in sacramentis exercetur: quibus 
tribus virtutibus quasi tecto, pariete et fundamento edifitium totius 
domus dominice consumraatur. Juxta hanc considerationem magister 
(Jratianus seriem sui operis digessit. In priori parte de gradibus 
et offitiis clericorum prosequitur, mediam^) causis multiplicibus ne- 
gotiorum occupando, in novissima disserens de sacransentis. Ordinem 



die Bedentong derselben auszusprechen) wenigstens nicht auadrücküch als 
ein anthentisches and glaubwürdiges Zeugnis für die von ihm noch immer 
favorisirte Annahme geltend zu machen sucht, die Schule habe das Bamberger 
Excerpt als das Originalwerk Rufin's angesehen. Im übrigen hat Schulte aus 
bekannten Gründen (S. oben S. 10, 11) auch hier wi^er das Möglichste 
gethan, um das Urtheil des Lesers schwankend zu machen und Verwirrung zu 
stiften. Der Codex Vatic. wird (§. 1, sub Z. 9) als Rufin -Handschrift aufge- 
zählt, und der Herausgeber lässt uns gar nicht im Zweifel darüber, dass dies 
nicht nur deshalb geschieht, weil die fol. 34 ff. den auch in der Mainzer Hand- 
schrift vorliegenden Commentar zur Pars I. enthalten, dessen Dist. 11 — 101 der 
Herausgeber für das Originalwerk Rufin's erklärt; Schulte's Beschreibung ent- 
nimmt der Leser, dass den W. Incipit summa Rufini »die Einleitung Rufin's« (!) 
»Conditio eccles. relig. u. s. w. zur Pars IL folgt« n. s. f. 

31) Vergl. oben S. 13. 

32) Schulte hat den Anfang dieser Einleitung (bis z. d. W. »et fides in 
sacramentis«) nach der Bamberger Handschrift im II. Beitrage zur Gesch. der 
Litter. über das Decret Gratian's [Sitzgs-Ber. der phil.-hist. Cl. d. kais. Akad. 
d. W. Bd. 64, S. 100] mitgetheilt ; ebenso Tanon (bis z. d. W. »occultorum«) 
in der Nouv. Revue historique de droit etc. t. XIII (1889), p. 710. 

33) Bamb. : specialium (!); Schulte und Tanon haben den offenbaren 
Fehler einfach corrigirt, ohne ihn hervorzuheben. 

34) Schulte und Tanon: verbi nostri 

35) Cod. V. : medium 

Arehiv Hir Kirehenreeht. LXXUI. 2 



18 Singer, BeUräge zur Würdiguftg der DeeretUtenlitteratur. 

nota 3^) elegantem^ qnia primo cerimoniaram vota solvenda sunt Deo, 
postrnodarn ezterioribus est vacandum exemplo Moysi: qai ante ta- 
bernacalurn introibat, post exiens'^) foras popalo consulebat. Et 
hac racione officiornm tractatui negotiorum dispntationem conti nuat, 
nee snperfiait eins diligentissima excogitatio. Impietas enim iadi- 
catnr, si erremus'^) in divini cultns obsequüs; heresis est, si labatur 
circa sacramenta; solita et humana temptatio, si in ipsis negotiis 

deviemns •*).-. 

Die Abschrift der Causa I. und E. ist unvollständig^^). In- 
teressant sind einige Randbemerkungen, welche ich in der Cs. XVI. 
Q. 3. gefunden habe. Diese Noten waren ohne Zweifel schon in der 
Vorlage enthalten; denn sie rühren von der Hand desselben Schrei- 
bers her, welcher die Revision vorgenommen und eine Reihe vom 
Copisten übersehener Stellen aus der Vorlage nachgetragen hat. Bei 
den Worten »Eodem modo nee [ab] ecclesia pati potest prescriptio- 
nem nisi quadragenariamc ist am Rande bemerkt: >Hoc ex nuUo de- 
creto habeturc. Bei Cap. 6. Q. III. finden wir die Notiz »Aliter in 
summa Stephanie (Richtig!) und zu den Worten: Hac tarnen con- 

86) >nota« fehlt im Cod. Bamb. 

87) Bamb.: engen» 

38) Bamb.: heremus 

39) Wer den mitgetheilten Text mit dem Wortlaate der Einleitung 
Rafin*s vergleicht, wird es unbegreiflich finden, dass Schulte (S. L^XII; vergl. 
auch S. XIII und unsere Bemerkung hiezu in Note 30) die Behauptung aus- 
spricht, das Bamberger Excerpt enthalte »wörtlich oder fast wörtlich« die Ein- 
leitung Bufin's. Im Gegentheile : der Epitomator ist hier, wie öfter, 
augenscheinlich Tontdem Bestreben geleitet, den Text Bufin's nur mit Varia- 
tionen aufzunehmen, nicht nur einzelne Worte, sondern die Ordnung and den 
Ausdruck der Gedanken zu ändern. Dagegen ist der Anfang der Ps. II. bei 
Johannes Faventinus (so wie viele andere Partien seines Gommentars) ein 
naives Plagiat, welches sich einfach den Text der Einleitung Rufin's aneignet. 
(Vergl. auch die Bemerkungen, welche ich schon 1889 im Anz. d. phll.-hist. Gl. 
d. kais. Akad. d. Wiss. S. 87, S. 89 Nte 1 veröffentlicht habe, und Tanon 
a. a. 0. t. Xn. p. 831). 

40) Vergl. hierüber die Angaben Schulte'a, S. XIII. Wenn dieser es 
schon f&r nothwendig gehalten hat, hier auch über die auf Fol. 7. des Cod. 
Vatic. eingeschobenen (bedeutungslosen) Stücke zu berichten, so sollten diese 
Mittheilungen wenigstens genau sein. Das erste Stück »Videndum est, quid sit 
iurisdictio etc. umfasst 21 Zeilen und schliesst m d. W. »apud iudicem pro- 
vincie cognoscaturc ; dann folgen 33 Zeilen über das Gesetz des alten Bundes: 
»Super illum locum in apostolo: Lex antem subintravit (Cf. Paul, epist. ad 
Roman. V, 20) etc. bis zu den W. »et futurorum significatione«, welche Schulte 
für den Schluss des ersten Stückes gehalten hat. Die Notiz über die Exceptio 
beginnt: E. alia est temporalis et dilatoriat alia est perpetna et peremtoria. 
(Die cursiv gedruckten Worte fehlen bei Schulte.) 
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ditione dico a. s. w. die Bandbemerkang beigefügt: »Nota hie dif- 
ficultatem esse constitutionisc Bei c. 10. ibid. ist za den Worten : 
illa soUeropnitate , quam in alienatione rernm eccles. precip. cano- 
nes observari, am Rande bemerkt: »üt habetur in causa XII«. Ebend. 
bei den W. : »tamen si post mortem episcopi .... prescriptione tntus 
erit« a. R. die Note: »Alinm casum in libro notatam iuxta de- 
cretam.€ 

Der Commentar zur Pars III. (fol. 28^—331)) ist ein reines 
Plagiat aus der Summe des Rufinus; die Auslassungen sind nicht 
von Belang ^^) und berechtigen uns nicht zur Annahme, dass der 
Coropilator eine planmässige Verkürzung des Textes beabsichtigte. 

Fol. 34 — 70b : der Commentar zur Pars I. des Decretes, welcher 
auch in der Mainzer Handschrift vorliegt, und dessen »Dist. II — 101«, 
wie Schulte jetzt behauptet (S. XII., LVn. u. ö.; vgl. hier, oben 
S. 7), »die Summa Rufini sind^»).« Die Folien 62 bis 69 sind 
verheftet; denn der Text des fol. 61vo (die Erläuterung zu c. 15. 
D. 54) : aliquis christianus emat eos, ut sibi et post baptismum ser- 
viant vel, si . . . setzt nicht auf fol. 62 fort, sondern auf fol. 66 
mit den Worten »magis suadet pietas etc« Fol. 62 beginnt mit den 
Worten: nolens, ideo dicit uno et eodem tempore etc. (Erläuterung 
des Satzes: cum uno etc. in c. 2. D. 74) und enthält die Fort- 
setzung des auf fol. 69vo abbrechenden Textes: cum uno eodemque 



41) Schulte S. XLVIl and LXXII bringt diese Ansicht jedenfalls nicht 
klar zum Ansdrnck ; ich kann mir jedoch nicht denken, dass hier auch eine wirk- 
liehe Meinangsdifferenz sollte bestehen können. Die Pars III. des Codex Yatic. 
ist gerade so ein reines mit der grössten Naivetät verübtes Plagiat, wie jene 
des Johannes Faventinns, während Pars H. des Vat. nur ein Excerpt ans Bnfin 
ist. Schalters Formalirang (»Am geringsten sind hier« — nämlich im Cod. 
Yatic. — »die Aaslassangen fQr Pars III.«) lässt jedoch die Dentnng za, dass 
er die Pars III. für ein aasfflhrlicheres Excerpt ansieht. Der.Compilator will 
jedoch für Pars III. nicht bloss ein Excerpt, eine Samma abbreviata, geben, 
sondern er will einfach, wie Johannes Faventinas, den ganzen bei Bafin vor- 
liegenden Text sich aneignen. Die »Aaslassangen« in Pars III. können alle 
dem Schreiber des Codex Vaticanas zar Last fallen oder aaf Bechnang des 
Ürostandes za setzen sein, dass schon der Plagiator ein Manascript Bafin's be- 
nützte, welches an den betreffenden Stellen lückenhaft war; sie gestatten gar 
keinen Vergleich mit der planmässigen üeberarbeitang and Verkürzang, welche 
die Ps. II. Bafin*3 erfahren hat. Nach meinen Notizen fehlen im Cod. Vat. 
Pars III. überhaapt nar ein paar Zeilen der Erläaterang za c. 24 and 25 D. I. 
de consecr., ferner der Schlass der Erläaterang des c. 51 das.; wenn sonst hie 
und da einzelne Worte aasgela&sen sind, so kommt dies selbstyerständlich gar 
nicht in Betracht. 

42) Für diese Formalirang bin ich nicht verantwortlich. 

2* 
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tempore una persona. Der Text des fol. 65vo (Erläuterung des c. 8. 
D. 95, zuletzt unten die Worte: cum consuetudo) setzt fort auf 
fol. 70 (ecclesie babeat etc.) Die Confusion, welche im Quaternio IX. 
angerichtet wurde, ist um so störender und erschwert um so mehr die 
Orientirung*«), weil nicht bloss bei manchen Distinctionen (z. B. 69 
— 72) die Distinctionszahl am Rande nicht bemerkt ist, sondern auch 
aus uitVerständigem üebereifer von D. 56 ab die ursprunglich bei- 
gesetzten richtigen Zahlen icorrigirtc wurden**). 

Der Text der Vaticanischen Handschrift stimmt mit jenem der 
Mainzer im wesentlichen überein *^). Einzelne Stellen sind im Vatic. 
offenbar nur durch Versehen des Schreibers (z. B. wegen eines Ho- 
möoteleuton) ausgefallen; bisweilen hat jedoch der Schreiber des 
Cod. Mogunt. irrthümlich eine Kandglosse in den Text aufgenom- 
men, und die kürzere Fassung im Cod. Vatic. gibt den ursprüng- 
lichen Wortlaut der Arbeit, welche ein uns unbekannter Compilator 
auf Grund der Summa Rufini verfasste, richtig wieder ^). Der Aus- 



43) Selbstverständlich ist ein solches Urtheil immer nar ein sabjectives. 
Ich glaube dies ausdrücklich bemerken zn müssen, weil Schulte (s. S. XIV) den 
»grösseren Theil« unserer Handschrift, insbesondere auch D. 89 ff. mit dem 
Mainzer Texte »genaue verglichen hat und zwar, wie es scheint, ohne diese 
Verwirrung, welche im Quat. IX. herrscht, im mindesten störend zu. empfinden. 
Ich muss dies wenigstens annehmen, weil er ja die Sache für so irrelevant 
hält, dass er des Zustandes der fol. 62 seqq. nicht einmal erwähnt. 

44) LVI wird in XCVI verwandelt u. s. w. ; erst bei der Zahl LXVf 
[fol. 69] nehmen diese fatalen Correcturen ein Ende. 

45) Wenn Schulte behauptet, dass die Vaticanische Handschrift gegen- 
über dem Mainzer Texte >sehr viele verschiedene Lesarten« biete, so kann ich 
dies nur als eine üebertreibung bezeichnen. Ebensowenig könnte ich die An- 
gabe Schulte's bestätigen, dass die Vaticanische Handschrift ihre besonderen 
»Zusätze habe.« Dagegen ist er gewiss im Rechte, wenn er annimmt, dass 
»die eine Handschrift nicht eine Abschrift der anderen ist«, und ich möchte zu 
diesem Ausspruche Schulte's noch hinzufügen, dass die beiden Handschriften 
auch nicht Copien der nämlichen Vorlage, sondern nur desselben Werkes ent- 
halten. Ich mache aber für diese Ansteht andere Gründe geltend als die im 
citirten Berichte Schulte's aufgestellten Behauptungen, welche mit den Ergeb- 
nissen meiner CoUationen nicht übereinstimmen. (S. Note 46). 

46) So nahm z. B^ in Dist. 23 der Compilator eine Reihe von Sätzen 
Rnfin's in die Erläuterung ad Dict. Grat. Clerici coraam nutrire u. s. w. nicht 
auf — wohl deshalb, weil diese Stelle in der Summa Goetting., aus welcher der 
Compilator seine Interpolationen und Correcturen des Rufintextes geschöpft 
hat, weggelassen ist. Diese Sätze (Tonsure igitur ecclesiastice usus a Nazareis 
videtnr exortus u. s. w.; ferner der Schluss: Denique sciendum . . . ut est in 
B. 1. VIII ex conc. Mag. c. Clericns si tonsnram u. s. w.), welche im Vatio. 
gänzlich fehlen, sind, den Schluss ausgenommen, in der Mainzer Handschrift am 
Bande beigefügt; sie waren offenbar in der Vorlage als Randglosse aus der 
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sprach Schulte's (S. XIV.): »Der Verfasser der Göttinger (Summa) 
kann beide (d. h. sowohl den Mainzer als den Vaticanischen Text) be- 
nutzt habenc, ist mir einfach unbegreiflicli. Der Verfasser der Summa 
Qoettingensis hat sicher weder den Mainzer noch den Vaticanischen 
Text benutzen können , weil die Summa Qoettingensis alter ist als 
die in Dist. 11 ff. des Cod. Mog. und Vatic. vorliegende Compila- 
tion, deren Autor ja bereits die Göttinger Summe kennt und aus- 
beutet*^). 

In derselben Columne des fol. 70vo, in welcher der Commentar 
zur Pars L schliesst, beginnt — ohne üeberschrift — ein Tractat, 



Sarama Rafin*8 dem Texte beigeschrieben worden. Der Schreiber hat jedoch 
hier diese Zusätze — wohl weil sie schon ans einem ansseren Grande als Rand- 
noien kenntlich waren — nicht in den Text anfgenommen , während er solche 
Randbemerkangen seiner Vorlage sonst ohne weiteres, auch wenn durch diese 
Einschiebung Sinn und Construction gestört wird, einfach nach den Worten, 
bei welchen er die Bemerkungen beigesetzt fand, in den Text eingefügt hat, 
weil er solche Bandnoten seiner Vorlage als bei der Revision der Abschrift 
nachgetragene Stellen auffasste. (Es ist schon oben S. 6 darauf hingewiesen 
worden , dass der Schreiber des Cod. Mogunt nicht die geringste Sachkenntnis 
besaas und eines Urtheiles über den Inhalt nicht fähig war.) 

In manchen Partien scheint schon der Compilator selbst der von ihm 
aufgenommenen Erläuterung Rufin's eine Art Paralleltext aas anderen Summen 
gegenübergestellt zu haben. (Die Belege für diese Annahme siehe unten sub D., 
wo wir unsere Ansicht über die im Cod. Mogunt. und Vatic. enthaltene Üeber- 
arbeitung Rufin's begründen werden). Dass da die Schreiber bald Verwirrung an- 
gerichtet und die Nebentexte oft nicht an der richtigen Stelle copirt haben, ist 
leicht zu begreifen, weil den Copisten oft jede Sachkenntnis fehlte. Im 
Cod. Mogunt., welcher ja auch eine Reihe von Randnoten seiner Vorlage dem 
Texte einverleibt hat, sind die erwähnten Nebentexte z. Th. ebenfalls ohne 
jede Rücksicht auf den Sinn, und selbst auf die Regeln der Grammatik, 
in den Haupttext eingefügt, z. Th. jedoch selbständig copirt worden. Im Cod. 
Vatic. sind die Paralleltexte gewöhnlich der Erläuterung anderer Capitel bei- 
geschrieben als im Mogunt. ; die Verschiebung ist oft so bedeutend, dass schon 
ans diesem Grunde die Annahme unmöglich ist, dass beide Handschriften 
Copien derselben Vorlage sein sollten. In der Vorlage des Vatic. war hier 
offenbar nicht eine solche Confusion angerichtet worden , wie in jener des 
Mogunt. ; nur so tässt sich erklären . dass diese sinnlosen Einschiebnngen von 
Parallelstellen in den Haupttext hier gewöhnlich nicht vorkommen und die 
Parallelstellen meist richtiger als im Mogunt. eingereiht sind, obwohl unser 
Manuscript im übrigen durchaus nicht als eine sorgfältige und correcte Arbeit 
bezeichnet werden kann. 

47) Noch räthselhafter wäre mir dieser Ausspruch Schulte's, wenn er 
sich auf den Anfang der Pars I. im Cod. Mog. und Vatic. beziehen soll; denn 
dieser enthält ja die Vorrede und eine abgekürzte Textgestalt der ersten Di- 
stinctionen der Goettinger Summe. 
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welchem der Verfasser selbst den Titel »Specalnm ecclesiec ^^*) bei- 
gelegt hat. Inc.: De sacramentis ecclesiasticis ut tractarem eoran- 
demqae^^) misticam dulcedinem vobis exponerem, vestra rogavit di- 
lectio. Üarn autem libentins, qaia facilius et andacius, logicas quam 
theologas (!) varie (!) consuetudinis revolvo seatentias, dabitare cepi, 

an contradicere vel pocius scribere mallem. Mox vero 

stilam ad scribendam converti Desideratum itaque libellam 

interne flaentem nectare qaia in eo specalari licet, 

quid mistice representent singula in ecclesia, specidum ecclesie inti- 
tulari placait. 

Primum ergo capitulum est de ecclesia, secandum de dedica- 
tione, tertium de officiis horarami quartum de servicio tocius anni, 
quintum de ordinibus clericorum et vestimentis sacris, sextam de 
celebratione misse, septimum de occultis scripturarum , octavum de 

sempiternis secretis, que bic sciri licet (Sic!) Cap. VIII. 

fehlt, der Text des Cap. VII. schliesst fol. 88a. Dem Speculum ec- 
clesie folgt ein unbedeutendes eingeschobenes Stück, welches auf 
fol. 83 und 83b etwa 2 Vi Spalten einnimmt. Inc.: Causa eccle- 
siastica de crimine ecclesiastico a iudice tantum ecclesiastico est 
examinanda et difiinienda .... de crimine et ecclesiastico persone 
in foro criminosi est ventilanda, ut infra XI. q. I. c. Clericus sive 

laicus [Cf. c. 48] Fol. 83b: Sed . . nota quod pro sola 

contumatia predicta ferenda est senteutia, ut e. q. Nemo episcopo- 
rum et infra XXIII. q. V. Administratores. Dann die ersten 
Worte eines weiteren Einschiebsels: §. Item cap. u. s. w., welches 
hätte aufgenommen werden sollen, dessen Abschrifk aber nicht fort- 



47*) Die Schrift scheint mir identisch zn sein mit dem »Specalnm de 
mysteriis ecclesiae«, welches die Ausgaben der Werke Hugo's von St. Victor 
dem letzteren beilegen; vergl. den Text bei Migne, Patrol. Lat. t. 177 
col. 335 ff. Die Kritik rechnet das »Speculam« nicht zu den echten Schriften 
Hago's; vgl die Prolegomena ibid. toro. 175 col. CXXIII, CXXX nnd C. Oudin 
Comm. de scriptor. eccles. ant. II. 1157. 

In der mir vorliegenden Aasgabe fehlt das Capitelverzeichnis : Primum 
ergo etc., welches unsere Handschrift dem Prolog folgen lässt. Die Ueber- 
schriften der Cap. I— IV stimmen mit der Ausgabe überein, während die 
letztere den Stoff des V. Capitels unseres Manuscriptes auf zwei Capitel (V und 
VI) vertheilt; die Rubriken der Capp. VI und VII des letzteren sind wieder 
identisch mit jenen der Capp. VII und VIII der Ausgabe; die üeberschrift 
des Cap. IX lautet jedoch im gedruckten Texte: De matena divinae scripturae. 

47^) Migne: eorumque; ebendas. im Folg. st. audacius: audentius, st. 
theologas varie: theologicas iure (wohl richtig!), st. revolvo: revolvam, 
st. intitularij: inscribi 
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gesetzt ist. Der zur Aufnahme desselben bestimmte Kaum, welcher 
mehr als eine Spalte des Fol. 83b umfasst, blieb unbeschrieben ^>). 

Fol. 84ro bis fol. 92vo 4») : >Regula (!) iurisc mit einem Com- 
mentar, welcher in einer breiteren Columne mit kleinerer Schrift ^^) 
beigefügt ist. Incipit Regula iuris. Pauli Hb. XVI. ad Plautium. 
Regula est, que rem que est breviter enarrat etc.^<^*) Der Oommen- 
tar beginnt: Regula est brevis rerum narratio et quasi cause con- 
iunctio etc. Auf Fol. 92^o folgen dieser civilistischen Schrift, welche, 
wie ich glaube, ein Eicerpt aus dem bekannten Commentar des 
Bulgarus zum Tit. de reg. iur. bringt, einige Zeilen, enthaltend 
»Versus magistri Petri super misterium ecclesie. Misterium iam 
f nerat , com res velari ^^) voluit. Extat aperta veritas , cum 
?irgo etc. 

Fol. 93—96: eine Sammlung von Quaestiones iuris canonici 
(ohne Ueberschrift gleich mit der Darstellung eines Rechtsfalles be- 
ginnend). Es werden in zehn durch farbige Initialen hervorgehobenen 
Abschnitten zehn Rechtsfälle und die aus diesen sich ergebenden 
Rechtsfragen besprochen. Inc.: Qnidam laicus forte quadragenarius 

commisit iucestum cum quadam sanctimoniale Der letzte 

Abschnitt sollte einen Fall behandeln, in welchem ein Priester, der 
eines Diebstahls verdächtigt worden, vom Bischöfe dem Gottesur- 
theile (iudicium aque, ferri, vomerum) unterworfen wurde; unsere 
Handschrift enthält jedoch nur mehr die species facti; mitten in 
dem Satze, welcher die sich ergebenden Rechtsfragen formaliren soll, 
bricht unser Text ab^>) (>Ex hoc themate tres formantur questio- 
nes: primo queritur, an episcopus concedere debuisset quod sacerdos 
ille tali iudicio se expurgaret? secundo, an ei licuerit«). 

Fol. 96b, 97, 98 enthalten Schemata, fol. 98b, 99 und 102b— 
105 Notizen über kirchenrechtliche Fragen; in den Text sind öfter 



48) Schulte^ s Angaben (S. XIV, XV) sind angenaa und confns. Wenn 
sich hier auch Lesefehler finden (z. 6. qnoniam statt quam, tarnen st. tantum), 
Tor denen jede Anleitung znr lateinischen Paläographie den Anffinger warnt, 
und wenn der Herausgeber es sogar za Wege bnngt, statt >Clericu8 sive laicas« : 
»Si qais sac<[erdos] zu lesen, so war er gewiss nicht berufen, die » Mangelhaftig- 
keit € des Kataloges zu rQgen. 

49) Der Bericht Schulte*s ist hier durch Druckfehler so entstellt, dass 
ich eine Kritik lieber vermeide. 

50) Der Behauptung Schulte^s, dass der Commentar von einer »späteren« 
Hand geschrieben ist, kann ich nicht zustimmen. 

50*) Vergl. l. 1 Digest de div. reg. iur. ant. (50, 17). 

51) Schulte: ?iolari (!) 

52) Der übrige Raum der Columne ist unbeschrieben. 
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schematiscfae ZasammeDStellongeD eingeschoben. (So z. B. 102b). Be- 
achtenswerther fol. 99b und 100: Stenimata, welche im Anschlüsse 
an die Grundsätze der Rechtslehre Qratian's das gegenseitige Verhält- 
nis und die Bedeutung der Rechtsquellen veranschaulichen sollen; 
ferner fol. 100b— 102: Ausfuhrlichere Erklärungen über die Be- 
deutung von Rechtsausdrücken, insbesondere der kleine Tractat de 
consuetudine : »Sciendum quod omnes Romane ecclesie consuetudines 
sunt institutiones, [que] ab aliis inferioribus ecclesiis erunt obser- 

vande Retinuit tarnen quasdam sibi ab aliis minime 

observandas, ut in sancto sabbato, quo XXIV lectiones ibi leguntur 
.... Preterea notandum quod consuetudinum alia est ecclesiastica, 
alia secularis ; ecclesiastica alia generalis, alia specialis. Contra ge- 
neralem vero non est presumendum, quia nichil iniustum generaliter 
in ecclesia observatur. Specialis autero alia cauonica, alia supersti- 
ciosa: canonica servanda, supersticiosa sive contra fidem sit sive 
non contra fidem, servili tarnen onere preroens ortodoxam religionem, 
abicienda est. Omnes autem speciales consuetudines, de quibus certa 
ratio assignari non potest, sunt relinquende 

4) Die Handschrift der Oöttiuger Universitätsbibliothek Ms. 
iurid. 159. 

Diese Handschrift, in welcher uns ein Comroentar zur Pars I. 
des Decretes bis c. 2. D. 89 vorliegt, ist zuerst von Schulte unter- 
sucht worden, welcher in dem Oöttinger Manuscript den Text der 
Summe Rufin's vor sich zu haben glaubte und auf Orund dieser An- 
sicht 1889 eine Ausgabe Rufin^s vorbereitete'^). 



53) Vergl. meine Broschüre: Einige Bemerkungen zu Schulte's Rufin- 
Ansgabe. Innsbr. 1892. Schulte hatte die Gocttinger Handschrift schon 
1871 copirt (Vergl. Schulte, Stellung der Concilien, Päpste, Bischöfe 
. . . und die Vatican. Constitution, S. 192 Nte 8, ferner dess. Glosse z. Decr. 
Gratian's u. s. w. in d. Denkschr. d. phil.-hist. Ol. d. kais. Akad. d. Wiss. 1872. 
S. 88, Nte 2); auf Grund derselben stellte seine Gesch. d. Quellen und Litter. 
d. can. R. I, 122 ff. eine Menge von Behauptungen üher seinen vermeintlichen 
»Rafln« und dessen Summe auf, welche Schulte dort mit der grössten Ruhe 
und Sicherheit veröffentlichte, obwohl ihm hekannt war, dass eine von ihm 
noch nicht untersuchte Handschrift Rufin als Autor ihres Commentars bezeichne, 
und obwohl er dieses Manuscript noch nicht einmal gesehen hatte! Man wird es 
darum begreiflich finden, wenn Schulte sich nicht gerne dazu entschloss , die 
Ansicht aufzugeben, dass die Goettinger Handschrift das Originalwerk Rufin*s 
enthalte. 

Schulte hat im J. 1889 der kais. Akademie der Wissenschaften sein ver- 
meintliches Rufin-Manuscript mit der Bitte um eine Subvention der von ihm ge- 
planten Ausgabe überreicht, aber, wie es scheint, es fOr überflüssig gehalten, 
seine oben erwähnte Copie des Cod. Goettiugensis vorher neuerlich mit der 
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Der Handschrift sind keine Daten zur Bestimmung ihrer Her- 
kunft zu entnehmen^**); der moderne (Papier-) Einband dürfte wohl 
an Stelle eines zerstörten älteren getreten sein , weil das Aeussere 
des Manuscriptes nicht die Annahme unterstfitzt, dass dasselbe lange 
Zeit ohne Einband im Gebrauche gewesen. Die Handschrift besteht 
gegenwärtig aus zehn Pergamentlagen zu acht Blättern ; am unteren 
Bande des letzten Foüums jeder Quatern ist die Reclamante (das 
erste Wort der folgenden Seite) vorgemerkt"). Diesen Vermerk (die 
Reclamante »domuic) finden wir auch auf fol. 80b; offenbar ist uns 
also der Codex nicht vollständig erhalten, und es sind die übrigen 
Blätter desselben (vermuthlich nur mehr eine Pergamentlage), welche 
den Schluss der Pars I. enthielten, erst später verloren gegangen. 
Die Annahme, dass das Werk selbst nicht vollendet worden, dass 
also schon die Vorlage des Schreibers nur ein Torso war, Hesse sich 
kaum rechtfertigen**). Das Pergament ist ziemlich stark, breit- 
randig nnd zumeist auf beiden Seiten gleichmässig rauh ; die ersten 
sieben Blätter sind wurmstichig. Die deutliche nnd grosse Schrift 
zeigt den Character des XIH. Jahrhunderts schon sehr ausgeprägt, 
unser Codex dürfte also wohl der zweiten Hälfte des XIII. Jahrh. 
zu überweisen sein*«). Die Schrift ist in zwei Columnen vertheilt 
(auf der ersten Seite 40, sonst 41 Zeilen — Hübe der Blätter über 
28 Centim., Breite über 19 Cent.). Auf fol. 1 von einer wenig spä- 



Handschrift za vergleichen, ehe er seine Arbeit fftr »druckfertig« erklärte 
— wenigstens liegt diese Vernrnthang sehr nahe, weil die Ton ihm aas dem Cod. 
Goettingensis mitgetheilten Stellen in der Einleitaug zur Bufin-Aasgabe (1892) 
mit den nämlichen Lesefehlem nnd Auslassungen abgedruckt sind, wie im ersten 
Bande seiner Gesch. d. Quell, u. d. Litt. d. can. R. (1875). 

58«^) Wie der Katalog berichtet, hat die Qoettinger ünivorsitätsbibliothek 
dieses Manuscript erst 1845 aus dem Nachlasse Bergmannes erworben; vgl. Ver- 
zeichnis der Handschr. im preuss. Staate I, 1 (1893) S. 354. 

54) Hie und da (S. foL 8, 16) sind diese Vermerke vom Buchbinder beim 
Beschneiden der Blätter verstümmelt worden. 

55) Ueber diese Frage finde ich bei Schulte nur die banale Bemerkung: 
»Die Goet tinger [Handschrift] selbst ist unvollständig, vielleicht ist der Best 
[Schulte meint wohl : ihres Commentars zur Pars I.] noch irgendwo vorhauden.c 

Die Handschrift genauer zu untersuchen und zu beschreiben, scheint 
Schulte für überflüssig gehalten zu haben. 

56) Die Distinctlonenzahlen sind am äusseren Rande, bis fol. 16 inclus. 
auch am oberen Rande jeder Blattseite angemerkt. In beiden Numerirungen 
sind stellenweise (S. fol. 11, 12, 13) arabische Ziffern verwendet. Dieser Um- 
stand dürfte, ebenso wie der Gebrauch der Reclamanten, unsere auf den Cha- 
rakter der Schrift gestützte Vermuthung bestätigen, dass der Codex schon der 
zweiten Hälfte des XIII. Jahrhunderts angehört. 
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teren, vielleicht dem Anfang des XIV. Jahrhunderts angehörenden 
Hand der Vermerk : Glossa super decretum. 

Die Handschrift enthält einen umfangreichen Commentar zur 
Pars I. des Decretes, welcher nicht nur den grdssten Theil des bei 
Rufin vorliegenden Stoffes verarbeitet und den Apparat des letzteren 
aus anderen Suromen ergänzt, sondern auch noch originelle Erläu- 
terungen bringt, welche der individuellen Geschmacksrichtung 
seines Verfassers entsprechen. Die Vorrede und die ersten Distinctionen 
dieses früher von Schulte dem Bufinus zugeschriebenen Werkes sind 
uns auch im Cod. Mogunt und Vatic. erhalten. Der Text des Cod. 
Goettingensis reicht bis c. 2. D. 89 und bricht in der Erläuterung 
dieses Capitels mitten im Satze ab: »Nota quouiam episcopus tria 
debet ad res temporales amministrandas tribus personis collata ha- 
bere officia gubemanda mandatur. (Bis. zu d. W. ist der 

Text vom Verfasser aus der Summa Stephani ad c. 2. D. 89 ent- 
lehnt.) Alii aliter dicunt, scilicet vicedominum esse qui generaliter 
debet providere universo episcopatui, yconomum qui [domui]^^). 

B. Der Commentar eur Fars IL und IIL im Cod, Bamberg.^ 

bes. Vaticanus. 

Die Frage, ob uns hier ein einheitliches Werk vorliegt, ist 
m. E. zu bejahen, obwohl der Compilator in Pars H. ein Excerpt, 
in Pars III. aber einfach ein Plagiat Rufin's geliefert hat. Diese Ver- 
schiedenheit der Methode der Compilation ist jedoch in diesem Falle 
noch kein ausreichender Grund, welcher uns dazu bestimmen müsste, 
die Pars III., trotzdem sie im Codex Vatic. mit der Pars IL enge und 
unmittelbar verbunden ist, einem anderen Compilator beizulegen oder 
dieselbe für eine Abschrift der Pars 111. Rufin's zu erklären, welche 
der Zufall mit dem Excerpte aus Pars II. in einer Miscellan- Handschrift 
vereinigte. Auch bei Johannes Faventinus ist ja die Pars III. nur 
ein Plagiat aus Kufin ^^); er hielt eben bezuglich des dort behan- 



57) Das Wort »domui«, mit welchem die Fortsetzung des Textes in der 
verlorenen letzten Qaatem des Cod. Goett. begann, ist als Reclamante aaf 
fol. 80^o vorgemerkt. 

58) Die Frage, ob in einer Handschrift der Pars HI. die Snmma des 
Rafinns, oder jene des Johannes enthalten ist, kann die Kritik nicht einfach 
anf Grand der Textvergleichnng entscheiden. Vergleicht man eine complete and 
ihre Summa dem Johannes ausdrücklich zueignende Handschrift mit Exemplaren 
des Originalwerkes Rufin^s, so wird man finden, dass die Textunterschiede in 
der Pars III dem Plagiate des Johannes gegenüber kaum grösser sind, als 
unter den Rufinhandschriftcn. Ob die Ps. IIL einer Handschrift dem Werke 
Rufin's, oder jenem des Johannes entnommen ist, lässt sich auf Grund einer 



Commentar zu P. IL und IJL des Decr. im Cod. Bamberg, bez. Vaiic. 27 

delten Stoffes die ErULoterung Rnfin's far ausreichend und reprodu- 
cirt deshalb, ebenso wie in manchen anderen Partien seiner Summe, 
auch in Pars in. einfach den Text Rufin's, ohne Stephan*s Werk 
zu berücksichtigen^^), unser Compilator dürfte vermuthlich nicht 

CoUation der Texte nur dann entscheiden, wenn diese angenscheinlich za dem 
Ergebnisse führt, dass ans in zwei Manascripten Vorlage and Abschrift oder 
zwei Abschriften derselben Vorlage erhalten sind, and wenn die Appropriations- 
frage für eines der Manascripte schon anabhSngig von dieser Vergleichang ge- 
löst ist. Abgesehen von solchen exceptionellen Fällen, wird man sein ürtheil 
sich aaf Grand anderer Momente bilden müssen. Am schwierigsten wird die 
Entscheidang, wenn die Pars III. in einer Handschrift yorkommt, welche sonst 
weder Bestandtheile der Samma Rafin*s noch jener des Johannes enthält, wie 
z. 6. der Cod. Lat. 14403 der Münchener kOnigl. Bibliothek. Schleife (Rafin- 
Aasg. §. 1, S. XV) behauptet, dass die Pars III. des Cod. Lat. Monac. 14403. 
welche Maaasen — m. E. ganz richtig — für eine Abschrift des Jobannes Fa- 
Tentinus erklärt hat (S. dess. Paacapalea a. a. 0. S. 456, Nte 17), die Samma 
Bafini zar Pars III. enthalte. Es ist ab oto missverständlich, wenn Schalte in 
dieser Frage immer nar aaf das Besaltat der Textvergleichang verweist, als 
ob diese einzig and allein für ansere Beartheilang massgebend wäre. Bass 
Jobannes Faventinns das Werk Bafin*s plagürt hat, ist eine glaubwürdig be- 
zeugte, anbestreitbare Thatsache. Wollte jemand trotzdem behaupten, dass 
jede Abschrift der Pars III, welche mit dem Texte der beglaubigten Bufin- 
Handschhften wesentlich übereinstimmt, für ein Bnfln-Manascript zu erklären 
ist, so wäre dies eine offenbare Absurdität, welche keine Widerlegung yerdiente. 
S. Vni der Stephanas- Aasgabe und S. XXVIII der Bnfin- Ausgabe ist die Aus- 
drucksweise Schalte's wirklich eine so unglückliche, dass man versucht wäre, ihm 
zu imputiren, nach seiner Ansicht könne die Pars 111. immer als eine Abschrift 
des Bafin*8chen Originalwerkes bezeichnet werden, selbst wenn sie ßestand- 
theil einer completen Johannes-Handschrift ist! Mit einer solchen Auffassung 
seiner, jedenfalls sehr bedenklichen Formalirang würde Schalte wohl selbst 
nicht einverstanden sein ; es wird doch auch seiner Intention entsprechen, wenn 
man Original und Plagiat nicht identificirt und der Kritik die Aafgabe stellt, 
die Frage zu entscheiden, ob ein Manuscript die Copie der plagiarischen Be- 
arbeitung oder ein Exemplar des Originalwerkes ist ! Die Pars III, welche die 
foL 1—8 des Cod. Monac. Lat. 14403 enthalten, ist wohl schwerlich aus einem 
Bufin-Manuscript entlehnt. Die Handschrift gehurt nach meiner Ansicht dem 
Ende des XIII. Jahrb. (vielleicht schon dem Anfange des XIV.) an, stammt 
also aus einer Epoche, in welcher Bnfin's Summe durch die Compilation des 
Johannes wohl bereits gänzlich aas dem Gebrauche verdrängt war. 

59) Die Thatsache, dass bei Johannes Faventinas die Pars III. der 
Summa Stephani nicht ausgebeatet ist, rechtfertigt jedoch noch keineswegs den 
Schluss, dass dieselbe dem Johannes nicht bekannt war, (wie dies Schultet 
Summa Stephani S. IX, behauptet.) Die Schale hat ja die Pars III. durchaus 
nicht immer als einen dem juristisch bedeutsamen Stoffe gleich werthigen und 
gleichberechtigten Bestandtheil des Decretes behandelt, und wir dürfen also die 
Annahme nicht für ausgeschlossen erklären, dass Johannes Faventinus eine Er- 
gänzung des Commentares zur Pars III. nicht ftir erforderlich gehalten hat, ob- 
wohl ihm 8tephan*s Erläuterungen bekannt waren. 
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bloss deshalb die Pars III. nicht verkürzt haben, weil deren relativ 
nicht bedeutender Umfang ihm die Aufnahme des ganzen bei Bufin 
vorliegenden Textes möglich machte, ihn also der Mühe des Excer- 
pirens überhob : war der Compilator, wie ich glaube, in erster Linie 
Theologe, und nicht Jurist, so ist die unverkürzte Aufnahme der 
Pars in. schon durch ihren StoflF erklärt. 

Pars U. ist ein blosses Excerpt aus der Summe Rufin's ; weder der 
Bamberger noch der Vaticanische Text enthält Ausführungen, welche 
Uufin gegenüber etwas Neues brächten und nicht aus seiner Arbeit ent- 
nommen sein könnten. Die Vermuthung, dass die Compilation für Unter- 
richtszwecke verfasst ist, liegt sehr nahe, obwohl jeder Beweis hieffir 
tohlt*^). Für einen Theologen werden wir den Epitomator wohl schon 
deshalb erklären dürfen, weil er juristische Ausfuhrungen, welche er 
aufnimmt (z. B. in der Cs. XVI. q. 3. über die Präscription), höch- 
stens etwas verkürzt, im übrigen aber hier den Text Rufin's ge- 
wöhnlich bloss abschreibt «1), ohne die Ordnung und die Einkleidung 
der Oedanken zu ändern; er scheint sich nicht recht an eine 
»selbstständigec Paraphrase dieser Stellen gewagt zu haben — offen- 
bar weil er mit dem civilistischen Stoffe zu wenig vertraut war, hier 
nicht über jene Versirtheit gebot, die ein Compilator besitzen muss, 
wenn er die Form der Darstellung ändern will, ohne die Richtigkeit 
des Ausdruckes zu gefährden. Andererseits Hessen sich die erwähnten 
»Tractatec Rufin's auch nicht gänzlich übergehen, weil derartige Erläu- 
terungen für das Verständnis der Sache nicht zu entbehren waren. 
Im Eherechte ist die Causa XXVII. verhältnismässig am ausführlich- 
sten excerpirt«*), offenbar weil die Erörterung der beiden Distinc- 



60) Ebensowenig können wir den Nachweis erbringen, dass unser Excerpt 
später als Grundlage des Unterrichtes verwendet wurde. Die Annahme Tanon's, 
das Bamberger Manuscript sei ein in der Vorlesung nachgeschriebenes Heft, ist 
irri;^; yergl. oben S. 8 f. 

61) Während bei ihm sonst öfter die Tendenz hervortritt, den in das 
Excerpt aufgenommenen Text Rufin's wirklich zu Qberarbeiten , nicht bloss die 
Arbeit eines Abschreibers zu leisten. S. oben Nte 39. 

62) Die Angaben Schulte's (S. XIV) über den Umfang der einzelnen 
Causa im Cod. Vatic. bedürfen wohl sehr der Ergänzung und Berichtigung. 
Cs. XXIX. schliesst nicht »wie bei Rufinc, sondern schon mit dem W. »Longo- 
bnrdamc; Causa XXXI. füllt nur zwei und eine halbe Columne, Causa XXXII. 
etwa IV» Folien (Questio VI et seqq. sind nicht erläutert). Causa XXXIII. füllt 
nur eine Spalte; obwohl am Rande sofort die Rubrik: Questio II. erscheint, ist 
doch auch Q. I und später Q. IV und V kurz behandelt, ohne dass diese Unter- 
abtlieilnngen irgendwie hervorgehoben wären; über den Tractat de poenitentia 
8. oben S. 14, 17. Causa XXXIV (der Codex hat hier nur die Rubrik: Questio 11, 
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tionen, in welchen der Gegensatz der Copulatheorie und der Con- 
senatheorie zum Ausdruck gelangt, sowie deren Beziehung zur Sa- 
cramentslehre dem Compilator willkommen war^'*), während die 



ohne die Gansa zq bezeichnen) nmfasst 14 Zeilen, Cansa XXXV etwa S^fi Co- 
lomaen. Die Zahl der Causa i^t auch hier nicht bemerkt, die irriger Weise 
mit >Q IV« bezeichnete Erläuterung beginnt bei c. 11 Q. Il/III (Extraordinaria 
poUutio U.S. w.); der Text bis zur Quaest. VI auf 1^2 Spalte, Quaest. VI et seqq. 
umfassen zwei Spalten. Causa XXXVI fallt nicht ganz eine Columne. 

63) Causa 27 beginnt fol. 23 m. d. W. : Seeulariura negotiorum uon debet 
esse iudex ecclesia, ut ab ipsa veritate precipitur (Cod. percipitnr). Cum enim 
interrogaretur ab uno ex turba, ut inter se et fratrem hereditatem divideret, 
respondit: Quis me constituit iudicem et divisorem? Judicium matrimoniornm 
(Cod. : meum) excipitur , cum et ipse illins cause se cognitorem (Cod. : consti- 
tatorem) constituerit , asserens eum mechare, qui preter causam fornicationis 
uxorem dimittit. Et ideo de huiusroodi caasa, licet sit secularis, ipsa iudicat 
ecdesia u. s. w. — ein Excerpt aus der Einleitung Rufin's zur Cs. XXVil. Unser 
Compilator hat hier nicht etwa nur den Text Rufin's gekürzt, sondern auch die 
Ordnung und den Ausdruck der Gedanken, die Formulirnng geändert. 
(Ich kann es unmöglich billigen, wenn Schulte S. XIII, XIV, S. LXXII 
[§. 10 und 11] dem Leser wiederholt das Urtheil nahelegt, dass unser 
Excerpt auch in formeller Beziehung der Selbständigkeit entbehrt, und dass der 
Epitomator kein anderes Bestreben hatte, als durch »Auslassungen« den Text 
Rofin^s zu yerkurzen, um so aus »dem yollen Wortlaute« der Pars II. eine 
Summa abbreviata zu schaffen.) Schluss der Einl. auf fol. 2o^o : ... Et licet 
coniuges vel ad tempus utriusque consensu vel in perpetuum promissa con* 
tinentia [corporaliter] separentur, tarnen quoad sacraroentum utroqne vivente 
non separentur XXXII. q. VII. c. ult.« Questio I. (die Zahl am Bande nicht 
bemerkt) beginnt : Quod voveutea. [Videndum est od. Videanms,] quid sit vo* 
tum (Cod. : notum). Generaliter yotum (Cod. : notum) est tcstificatio u. s. w. 
Im Anfange sehr gekQrzt; die Polemik gegen jene, welche das Cap. 2 »minus 
docte intelligunt de simpliciter voventibus«, ist weggelassen. Auch bei c. 41 ist 
die Polemik abgeschwächt. (Der Satz Rufin's: »Quia tarnen .... ideo in hac 
parte Augustino preiudicatum esse credimus« wird vom Compilator folgender 
Massen variirt: Sed^in hac parte Augustinus derogatur auctoritate pluri- 
morum pontificum et aliorum sanctornm [patrum]. Vergl. hiezu die Bemerkungen 
Freisen^s Gesch. d. can. Eher. S. 528, über den Begriff der Derogatio bei den 
Decretisten). In der Questio II (die Nummer ist auch hier am Rande nicht be- 
merkt) werden die einleitenden Satze Rufin*s, in welchen dieser die Gegner 
der Gratianischen Distinction in der leidenschaftlichsten Weise angreift und 
▼erhöhnt, weggelassen ; der Epitomator begnügt sich damit, den Leser zunächst 
kurz über den Gegensatz der Meinungen zu orientiren und schon hier das Ur- 
theil beizufügen: Hoc ex nulla auctoritate habent. Quicquid alii dicant, roa- 
gistmm sequimur in sua distinctione de iniciato etc. Die Lehre von den beiden 
Sacramenta coniugii (S. anime ad Deum, s. Christi et ecclesie) wird von unserem 
Verfasser mit einer außaUenden Vorliebe behandelt. Die Argumente Rufin*s, 
welelie dieser gegen die Anhanger der Sponsaliendistinction yorbringt, werden 
yom Compilator in mehr weniger yeraiiderter Fassung reprodudrt ; die leiden- 
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Cs. XXVIII.— XXXVI. sehr summarisch behandelt und ganze Quä- 
stionen bei Seite geschoben werden^). Cs. XXVII. bietet zugleich 
einen interessanten Beleg dafür, dass der Compilator der leiden- 
schaftlichen Polemik Rufin's, welche den Anhängern der von ihm 
bekämpften Ansichten nur mit Spott und Hohn entgegnet, keinen 
Raum opfert und bloss die sachlichen Argumente Rufin's berück- 
sichtigt^). Man wird diese Tendenz des Epitomators nicht ta- 

schafüiche persönUche Polemik Bufin^s, welche die Gegner hart anlaset, mit 
Spott und Hohn behandelt, wird anch hier wieder ansgemerzt. An die Stelle 
der scharfen, persönlich zugespitzten Darstellung Bufin's tritt die einfache Dar- 
legung der Gründe und Gegengrande. (Nur bei dem Satze: Item si ex con- 
sensu de presenti est perfectum coningiuro, roulier Tiro mortuo, aDteqnam con- 
venerint, Tidua reroanebit . . . ergo inter virgines non potest consecrari . . . 
fOgt aueh unser Compilator hinzu : »Quod sentire omni risu et contemptu est 
dignissimnm.«) Die Psendo-Decretale des Papstes Alexander (Epist. decretal. ad 
Sisinniuro , Antiocenum patriarcham ; vergl. auch Friedberg Quinque compp. 
ant. nee non eollectio canon. Lipsiensis, Coli. Lips. tit. 59, p. 205) findet sich 
in Terkürzter Form anch hier; jedoch der brutale Ausspruch Rafin*s, welcher 
die Gegner seiner Ansicht für Schwätzer erklärt, denen man unter Berufung 
auf diese Decretale gänzlich den Mund stopfen könne (Et ut iam penitns ob- 
strnatur os omnium yana loquentium, decretum Alexandri pape adducatur . . .)« 
ist weggelassen und durch die discrete Wendung ersetzt : »Ad hoc confirman- 
dum maxime operatur quod dicit Alexander papa et roartyr u. s. w. Die Er- 
läuterung der einzelnen Capitel der Questio II ist yerhältnismässig viel stärker 
gekürzt, während der Gegensatz der beiden Eheschliessungslehren ausführlich 
behandelt ist. Gewiss hätte also der Compilator noch in weit höherem Masse, 
als Bufin, Veranlassung, eine Bechtfertigung dieses Vorgehens aufzanehmen; 
der erstere hat jedoch die Bemerkung Bafin*s, mit welcher dieser dem Vorwurfe 
der »insolita prolixitasc begegnen will, einfach gänzlich ausgemerzt, weil Bufin 
da wieder in scharfen und leidenschaftlichen Worten an das Urtheil des Lesers 
appellirt. (Bei Schulte Bufin-Ausg. S. 397, Z. 7 y. n. ist mit Cod. Moul. statt 
ergo: enim zu setzen, wie dies auch der Sinn yerlangt.) 

64) S. oben die Zusammenstellung in Nte 62. 

65) Darum hat der Verfasser in der Causa XXVII auch jene persönlich 
zugespitzte Polemik Bnfin's weggelassen, welche nicht schon in der Form, ob 
ihrer Masslosigkeit , Anstoss erregte. Der Compilator will hier offenbar yor 
allem für eine eingehende Berücksichtigung der nach seiner Ansicht be- 
sonders wichtigen Fragen Baum schaffen ; deshalb ist — yereinzelt — eine 
die Gegner scharf tadelnde und ironisirende Bemerkung dennoch beibehalten, 
weil sie eben nur kurz war. Derselbe Grund erklärt uns, warum in den 
früheren Causa (z. B. auch in der Cs. XVI) mancher scharfe, persönlich zu- 
gespitzte Ausfall Bufin*s gegen die Vertheidiger anderer Meinungen, überhaupt 
ein und der andere Satz, welcher nur einen subjectiyen Standpunkt Bufin*s 
zur Geltung bringt, für uns wesentlich nur als Beitrag zur Beurtheilnng 
seiner Individualität yon Werth ist, doch in veränderter oder unveränderter 
Form aufgenommen wurde. Wenn jedoch Bußn diesem subjectiyen Moment 
breiteren Spielraum yerstattet und solche Gedanken weiter ausspinnt, so hat der 
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dein dürfen, weil ein Excerpt am allerwenigsten Ausfährungen brei- 
ten Ranm gewähren darf, welche dem Leser keine Belehrung bieten 
and vom sachlichen Standpunkte gleichgiltig sind. Der Verfasser 
des Excerptes lässt übrigens consequenter Weise auch seine eigene 
Persönlichkeit ganz in den Hintergrund treten; nirgends ist eine 
Stelle mit tCücksicbt auf persönliche und locale Beziehungen geän- 
dert, obwohl Formeln und Beispiele ihm dazu Qelegenheit geboten 
hätten. Diese Reserve ^^) , welche der Verfasser sich auferlegt , hat 
zur Folge, dass uns jeder Anhaltspunkt fehlt, um über den Ort der 
Abfassung und die persönlichen Verhältnisse des Verfassers eine ge- 
gründete Vermuthung aufstellen zu können •'). Dagegen darf man 
es wohl ohne Bedenken als wahrscheinlich bezeichnen, dass die Com- 
pilation nicht um vieles jünger sein dürfte als die Summe Rufin's, 
and dass sie jedenfalls verfasst wurde, noch ehe die Summe des Jo- 
hannes Faventinus grössere Verbreitung erlangt and jene Rufin's 
aus dem Gebrauche verdrängt hatte. Die Möglichkeit, dass einem 
späteren Compilator vielleicht nur Rufin zugänglich war, lässt sich 
wohl nicht in Abrede stellen ; es wäre jedoch ein merkwürdiger Zu- 
fall, wenn eine solche posthume Arbeit aach Beachtung gefunden hätte. 

C. Der CommerUar stur Pars L des Decretes mit der Vorrede: 
AfUiquitate et tempore etc.^^) 
1) Der Text des Commentares und das Verhältnis der Hand- 
schriften. 



Compilator solche Stellen grandtiätzlich ganzlich gestrichen, um im engeren 
Rahmen des Excerptes die sachliche Distussion nicht verkürzen zn müssen. 
Darum ist z. B. in der Causa XVI (am Anfang der Quaestio III) die ganze 
schwülstige Ansführang (Prescriptio omnis . . . pertinere) nicht aufgenommen, 
in welcher Bufin — wie Öfter — sein Princip betont, dass er das Civilrecht 
nicht auf Kosten der »canonica eraditio« berücksichtigen wolle. (In Schulte's 
Ausgabe [S. 318] ist der Text Rufin's hier gänzlich yerballhornt. Z. 10 und 11 
von unten st. prerupturo stagni rivuni lies prerupti stagni rivulum [So in Moni., 
damit stimmt auch F. I. hu auf den Schreibfehler preruptum] ; Z. 10 st. libere 
1. bibere ; Z. 8 ist st. adorari [So bei Schulte, offenbar in Folge eines Druckt., 
statt des in manchen Handschr. vorkommenden adorare] adornare zu emendiren 
[P. I: ordinari]; Z. 6 statt: dum forte serena cantat lies: d.. foris Sirena 
c. [So auch Moul. ; in P. I. der Fehler : fons Sirena]. Woher Schulte seine 
Lesart, welche keinen Sinn gibt, entnommen hat, ist mir nicht bekannt.) 

6ß) Solche Zurückhaltung entspricht bekanntlich nicht dem allgemeinen 
Brauche jener Epoche ; selbst Schreiber, welche einige Sachkenntnis zu besitzen 
glaubten, hielten sich für berechtigt, die Beispiele, die Urkandenmuster u. s. w., 
welche sie in ihrer Vorlage fanden, entsprechend den Verhältnissen ihrer Zeit 
und ihres Landes umzugestalten ; ein Beispiel s. oben im L ßeitr. Bd. 69. S. 401. 

67) Vgl. S. 9, Nte 14, die Ansicht Schulte's, die er aber nicht weiter begründet. 

68) In den Mittheilungen, welche ich 1889 und 1890 (S. Nr. XXIV, 
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Diese Summe zur Ps. I, welche früher von Schulte als das Werk 
Bufin's angesehen wurde <^^), ist uns in drei Handschriften (Mainz, 
Göttingen , Vatican) , jedoch in keiner vollständig erhalten '^% Die 



bez. Nr. YIII) im Anz. d. kais. Akad. d. Wiss. veröffentlichte, wird dieser Com- 
mcntar von mir stellenweise, der Kürze halber, wohl anch »Mainzer ^nmme« oder 
»Mainzer Commentar« genannt, obwohl fQr den Text desselben nicht die 
Mainzer Miscellanhandschrift, welche bloss die Vorrede and eine abgekürzte 
Textgestalt der ersten Distinetionen enthält, allein die Qaelle bilden kann. 
(Diese jedenfalls nicht genaue Bezeichnung ist vorwiegend in der Pablication 
vom 20. Nov. 1889 augewendet, welche ich eben in aller Eile fertigstellen 
musste, wenn sie nicht ihren Zweck verfehlen sollte). Bekanntlich ist zwar der 
in Rede stehende Commentar zur Ps. I. in der Mainzer Handschrift zuerst ent- 
deckt worden — ein Umstand, welcher sich immerhin wenigstens als Entschuldig- 
ung für die von mir a. a. 0. gebrauchte Bezeichnung geltend machen Hesse; 
indessen wäre diese Ungenauigkeit gewiss besser vermieden worden, ich hätte 
consequent übt^rall eine wenn auch weitläufigere, so doch genauere Be- 
zeichnung anwenden sollen. Nichts desto weniger war schon auf der ersten 
Seite meiner Mittheilungen vom 20. November 1889 für jeden ersichtlich, dass 
»Mainzer Summe« und Text der Mainzer Handschrift mir dort keineswegs 
identisch sind, und ebenso enthalten meine Mittheilungen (Vgl. Anz. 1890 
S. 85, Nte 1) auch die präcise Angabe, dass ich vorwiegend nach der Goet- 
tinger Handschrift gearbeitet und mich bei der Beurtheilang des früher Rufin 
zugeschriebenen Commentares zar Pars I. vor allem an den Goettinger Text 
gehalten habe. Am allerwenigsten aber konnte Schulte, mit Rücksicht auf 
den Inhalt unseres Briefwechsels vom December 1889, über meine Anfi&issung 
der ganzen Frage und des Handschrifteuverhältnisses im Zweifel sein, und den- 
noch hat gerade er die stellenweise von mir angewandte ungenaue Bezeichnung 
in der unzulässigsten Weise zu — verwerthen ver&ncht, um mir eine irrthümliche 
Auffassung des Handschriftenverhältnisses za imputiren ! Alle meine Aussprüche 
über die »Mainzer Summe« und den Verfasser dieses Commentares (Anz. 1889 
S. 89) bezieht Schulte (S. XII) missverständlich (??) ohne weitere Unter- 
scheidung auf den Text der Mainzer Handschrift, und dieses Missverständnis (? ?) 
gibt ihm die bequeme Handhabe, um im §. 9, wo Schulte den früher Rufin 
beigelegten Commentar zur Pars I bespricht, die von mir aufgestellten An- 
sichten über diesen Commentar und dessen Ver&sser zu ignoriren — auch wo 
Schulte nur in veränderter (ich will nicht sagen: in verbesserter) Formulirung 
meine Behauptungen wiederholt. Vergl. hierüber meine Broschüre »Einige Be- 
merkungen zu Schulte*8 Rufin- Ausgabe,« S. 3, 12—15, 26. 

69) Vergl. oben S. 24. 

70) Im Anz. 1889 S. 85 sprach ich die Vermuthung aus , dass der Cod. 
Vatic. dieselbe vollständig enthalten könnte. Mein Bericht über den Codex 
Vaticanus konnte sich damals nur auf das Resultat der ersten in Rom nach 
meinen Weisungen besorgten Stichproben stützen. Für mich stand damals nur 
soviel fest, dass die Pars I. der Vaticanischen Handschrift ebensowenig Rufin's 
Werk enthalte, als die Goettinger und Mainzer — dieses Resultat theilte ich 
auch Schulte als sichere Information unterm 15. I)ec. 1889 brieflich mit; andere 
Details über den Cod. Vatic, welche ich ihm damals nur als Vermuthung mit- 
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Vorrede, aus welcher bekanntlich schon Savigny^^) eine Reihe von 
Stellen veröffentlicht hat, stimmt in allen drei Handschriften völlig 
überein. Wenn Schulte (S. XLVIII.) das Qegentheil behauptet und 
in der Mainzer Handschrift Zusätze findet, so erklärt sich dies da- 
raus, dass er eben die Mainzer Handschrift nicht mit dem Göttinger 
Manascripte, sondern nur mit jener lücken- und fehlerhaften Ab- 
schrift des letzteren verglichen hat, welche er schon 1871 angefertigt 
hatte^'). Auch in der Oöttinger Handschrift lautet der Anfang der Vor- 
rede ebenso wie im Cod. Mogunt. und Vatic: »Antiquitate et tempore 
prius est ins forense et humanum quam ins ecclesiasticum et divi- 
num ; divinum vero dignüate prius est quam formise''^). Dnde etc. 
Ebenso steht der angebliche Zusatz des Mainzer Codex nach den 
Worten: . . . egerunt de personis, rebus et sacramentis (vor »Agit 
autem de canonibus n. s. w.) ganz so wie in der Mainzer und Va- 
ticanischen, auch in der Oöttinger Handschrift [fol. 2a, Col. I]: 
Iste ot^^) compilator de compilatis tractat canonibus. Suo^^) tarnen 
modo etiam dici potest, quod agat de personis, rebus et sacramen- 
tis. Agit autem etc. Wüsste man nicht längst, dass man bei 
Schulte von vornherein auf die unglaublichsten Dinge gefasst sein muss, 
30 würde man sich wohl über die Leichtfertigkeit wundem dürfen, mit 
welcher er diese falschen Angaben vorgebracht hat, noch mehr aber 
über die geradezu provocatorische — Kühnheit, mit welcher er seinen 
den Leser irreführenden Bericht sogar durch fetten und gesperrten 
Druck hervorheben lässt (s. S. XLVIII.), also seinen Lesern gegen- 
über noch eine besondere Bürgschaft dafür übernimmt, dass er diese 



theilen konnte, habe ich in der Folge schon im Anz. y. 1890, S. 37, veröffent- 
lichen können, nachdem die Ergebnisse abermaliger Stichproben meine Ansicht 
im wesentlichen bestätigt hatten. (Vgl. meine cit. Broschüre S. 11, 27) 

71) Vgl. dessen Gesch. d. B. B. im M. A. Bd. II, 140 Nte b, Bd. III, 
515 Nte a. Savignj kannte nur die Mainzer Handschrift. 

72) Diese seine Copie des Cod. Goetting., nach welcher Schnlte 1875 im 
I. Bde seiner Gesch. d. Qaell. nnd d. Litter. des can. B. (S. 245 ff.) unsere 
Vorrede abdrucken Hess, hat er, wie es scheint, seither mit der Handschrift 
selbst gar nicht mehr verglichen, trotzdem er 1889 die Pars I des Cod. 
Goetting. als das vermeintliche Werk Baiin*s veröffentlichen wollte und von 
der kaiserlichen Akademie der Wissenschaften eine Subvention dieser ge- 
planten Ausgabe erbat! Vgl. auch oben Nte 53. 

73) Vergl. Cod. Goetting. Fol. 1» [Col. I, Z. 3], Cod. Vatic. Pol. 34«. 

74) >Vero« bei Schulte S. XLVIII ist nur eine Corraption des Textes, 
welche ausschliesslich auf Bechnung Schnlte's zu setzen ist. 

75) Schulte hat vor diesem Worte (er schreibt >suo«) gar kein Unter- 
scheidungszeichen gesetzt ! 
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Mittheilang aber den Inhalt der Handschriften unbedingt verant- 
worten könne ! ^*) 

Der Text der Distinction 1. stimmt iu allen drei Handschriften 
wesentlich fiberein^'); noch vollständiger jener der Distinction 2, für 
welche Vat. und Mog. den ursprünglichen Text geben, während im 
Cod. Ooett. bei cap. 6 ad v. continens .... patrum premia etc. 
eine Randglosse von zwölf Worten irrthümlich in den Text gerathen 
ist^s). Ebenso lassen sich fürDist. 3 in den Handschriften nur ver- 



76) Wenn Schulte in der Bafin- Aasgabe jede Stelle der Goettinger 
Handschrift, welche in seiner nngenauen, lückenhaften Copie dieses Manuscriptes 
nnd deshalb in dem Ton ihm 1875 (im I. Bde der Gesch. d. Quell, u. Litt, des 
can. R.) Teröffentlichten Texte der Vorrede fehlt, als einen Zusatz des Mainzer 
Codex bezeichnet , so kann es uns natürlich nicht mehr Wander nehmen , dass 
kein einziger Lesefehler dieser Abschrift in der Rufin-Aasgabe richtiggestellt 
ist. (Vergl. z. B. den schon oben Beitr. I, Bd. 69, S. 884 gerügten Lesefehler 
»theologiae paginae« ; die Mainzer, Goettinger and — wie ich jetzt noch nach- 
träglich berichten kann — die Vaticanische Handschrift [Fol. 84^, CoL IL] 
lesen Übereinstimmend: theologice pagine. Wir werden unten noch einige an- 
dere, horrende Beispiele anführen können.) 

77) Schalte S. XLVIH bemerkt richtig, dass zwei Stellen des Cod. 
Goetting., welche der Summe Stephanie entnommen sind, im Mainzer Texte 
fehlen. Die fraglichen Stellen (am Scfalasse der Erläuterung des Satzes 
Hamanom genos etc. im Dict. Grat, ante c. L und zu c. 9 — c. 8 bei Schulte 
S. XLVUI ist wohl nur ein Druckfehler ~ ad ▼. legatorum non violandorum 
religio), die auch im Cod. Vatic. nicht enthalten sind, können vielleicht 
wirklich blosse Zusätze der Goettinger Handschrift sein. Die übrigen Mit- 
theilungen Schalters über Textdifferenzen in Dist. l wären besser unterblieben, 
weil es sich hier nur um offenbare Versehen der Schreiber handelt, Schulte 
aber eine auch solche Verschiedenheiten berücksichtigende Vollständigkeit 
seiner Angaben nicht erzielt und wohl auch nicht beabsichtigt hat; er hat 
damit nur zur Kritik herausgefordert. (In der Erläuterung des Dict. a. c. 1 
fehlen — in Folge eines Homöoteleuton — 11, nicht 14 Worte, sowohl im 
Cod. Mog. als Vatic. Ebenso fehlen aber auch ad dict. Grat, ante c 2 im 
Cod. Mog. und Vatic. 15, bezw. 16 Worte; ad c. 5 in beiden, eben- 
falls in Folge eines solchen offenbaren Versehens, 15 Worte. Ad c. 7 fehlt 
ad V. liberorum suocessio diesen beiden Handschriften eine Stelle des 
Goettinger Textes, welche nur eine Interpolation sein dürfte. Ad. v. liberorum 
successio bringt [im Anfange der Erläuterung] übrigens auch die Mainzer Hand- 
schrift einen kleinen Beisatz, welcher aber offenbar bloss eine irrthümlich vom 
Schreiber dem Texte eingefügte Randglosse ist und im Vatic. fehlt; ein ähn- 
liches, nur wenige Worte umfassendes Einschiebsel hat Cod. Mog. auch ad 
c. 1 y. »ins non est«) 

78) Schalte (S. XLVUI) hätte gewiss besser gethan , wenn er hier über 
die Textverschiedenheit gar nichts bemerkt hätte, statt durch seine Angabe: 
»za c. 6 fehlen« (im Mogunt) »neun Worte«, wieder einen eclatanten Beweis 
zn liefern, dass er eine irrthümlich in den Goettinger Text aufgenommene 
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scbiedene Lesarten oder Aaslassungen einzelner Worte, welche den 
Schreibern zur Last fallen , constatiren ^^). In Dist. 4 hat der Cod. 
Qoett. beim Dictum Grat ante c. 4 einen Zusatz (Abrogare est ex 
toto destruere, derogare in parte diminaere), welcher wohl der Summa 
Stephani entnommen ist ; in Mog. und Vatic. fehlt hier der Schluss 
der Erläuterung des Cap. 4 und eine auf die Verhältnisse der Mai- 
länder Kirche Bezug nehmende Bemerkung zur Rubrik Gratian's ad 
cap. 5 ; beide Stellen können Zusätze des Oöttinger Codex sein, wäh- 
rend ein nur dort enthaltenes Citat aus Burchard (Inc.: Nota 
qnod etc.) offenbar ein solcher späterer, aus der Summe Bnfin's oder 
Stepban's geschöpfter Beisatz ist, welcher durch Versehen eines 
Schreibers in den Text kam. Bei zwei Stellen, welche sich ad c. 6 
nur im Cod. Ooett. finden, lässt sich die Frage nicht bestimmt ent- 
scheiden; dasselbe gilt für den Anfang und Schluss der Erläuterung 
ad Dict. Grat. Ps. IV, welche ebenfalls im Cod. Mog. und Vatic. 
nicht vorkommen. Ein Beisatz der beiden letzteren ad c. 6 wieder- 
holt nur in etwas veränderter Form einen vom Verfasser wenige 
Zeilen vorher ausgesprochenen Gedanken, ist also wohl ebenfalls nur 
eine irrthümlich dem Texte einverleibte Randglosse ^<>). Von Dist. 5 
ab enthalten die Mainzer und die Vaticanische Handschrift nur mehr 
einen verkürzten und überarbeiteten Text; indessen ist in Dist. 5 — 
10 noch immer unsere Summa die Grundlage der Bearbeitung^^). 



Randglosse nicht als solche erkannt hat ; übrigens ist auch hier wiederum nicht 
einmal seine Angabe über die Zahl der Worte, am welche es sich handelt, 
richtig ! 

79) Nur die Anffthrung der »statuta synodoram vel concilioruro«, welche 
im Cod. Mog. ad Dict. Qrat. ps. I ante c. 1 unter den »nomina ecdesiastici 
iuris« aufgezählt werden, dürfte wohl eine in den Text gerathene Randnote 
sein; wenigstens wird in der darauf folgenden »ezpositio« der einzelnen 
»nomina« das »statutum« auch im Mainzer Texte — ebenso wie im Cod. Goett.. 
und Tat. — gar nicht erwähnt. 

80) Yergl. hiezu die Mittheilungen Schulte's a. a. 0.; der Leser wird 
denselben so wenig Belehrung entnehmen kdnnen , dass sie wohl besser ganz 
unterblieben wären. Die Angabe, dass ad c. 2 und 8 im Mog. ganze Zeilen 
fehlen, ist übrigens einfach falsch. 

81) Tanon (Nouv. Rey. XIII, 682) hält die ganze Pars I der Mainzer 
Handschrift für das Werk eines und desselben Verfassers, welcher in den ersten 
Distinctionen auf Grundlage der Summe Rufin's eine neue Arbeit (»une oeuvre 
T^ritablement nouvelle«) geliefert, von Dist. 10 an jedoch Rufin einfach plagiirt 
habe. £ine Polemik gegen diese Ansicht Tanon*s ist unn5thig; er gibt ja 
selbst zu, dass er nur die Mainzer Handschrift — und auch diese nicht 
ausreichend ^ untersucht hat, weil die ganze Frage für ihn nur von secnndärer 
Bedeutung war. Vergl. auch meine Broschüre »Einige Bemerkungen u. s. w. 
8. 15 flF. 

3* 
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Die Kritik ist dadurch erschwert, dass der Cod. Qoett., wie es scheint, 
stellenweise auch hier einen durch spätere Zusätze erweiterten Text 
bringt. In Dist. 5 fehlt in Mog. und Vat. der grösste Theil der Einlei- 
tung des GOtting. ad Dict. Qrat. ps. I. §. l und 2; die Erläuterung 
beginnt erst bei den Worten: Ut niulier, si inasculum etc., deren 
Gommentar allein aufgenommen ist; der Commentar des Schluss- 
satzes ist im Cod. Mog. und Vatic. ebenfalls weggelassen. Ad c. 2 
geben Mog. und Vatic. nur einen Auszug; die Erläuterung des Qoett. 
ad c. 3 fehlt hier gänzlich, ad c. 4 zum grösseren Theile. Der 
Schluss des Textes ad c. 4 im Cod. Mog. und Vatic. (der Gom- 
mentar zu dem Satze: Bonarum quippe mentium etc.) ist der 
liufinsumme entlehnt, während der viel umfangreichere Text des 
Cod. Qoetting.y welcher allerdings die Gedanken Rufin's gleichfalls 
aufgenommen hat, mit seiner Häufung der alternativen Losungen und 
seiner schulmeisterhaften Wortklauberei ganz der Manier des Ver- 
fassers unseres Commentares entspricht^'). In Dist. 6 fehlt im Cod. 
Mog. und Vatic. der Anfang (Dict. Grat ante c. 1), also die sogen. 
Einleitung, gänzlich ^') ; ad c. 1 und ad dict. Grat. p. c. 3 nur eine 
kürzere Erläuterung, in welcher Bufin stellenweise wörtlich benutzt 
ist, während Cod. Goetting. einen ausführlicheren, ganz der Eigenart 



82) Eine Stelle dieses Qoettinger Textes ad c. 4. D. 5, in welcher Ro- 
landus citirt wird, hat Schalte schon in der Gesch. d. Qnell. a. Litt. d. c. B. 
I, 128 [Nte 28] roitgetheilt. Im Cod. Goetting.: >M. Bolandns dicit agnoscere 
hie poni pro timere, qnia bonarara roentinm est ibi timere cnlpas saas. nbi 
culpa non est. Et contra hoc nichil«. Bei Schulte a. a. 0. statt »bonarum 
mentium« bonorum initiu/m (!!); in der Bufin-Ausg. LXXI Nte 1, wo die 
Stelle nochmals abgedruckt wird, ist dieser Lesefehler nicht berichtigt , obwohl 
Schulte denselben hatte richtigstellen können, selbst ohne die Goettinger Hand- 
schrift einzusehen, weil ja diese Worte dem Texte Gratian*s entlehnt sind. 
Schulte war jedoch offenbar der Meinung, dass der Wortlaut seiner alten 
Scripturen hier Aber allen Einwand erhaben sei; ja er berichtigt nicht einmal 
den Druckfehler »bonarum«, durch welchen der — Setzer der Bufin- Ausg. dieses 
Textwort mit der Goettinger Handschrift in Einklang gebracht, aber auch die 
Lesart Schultere erst zu einem completen Unsinn gemacht hat ! 

88) Schulte (S. IX) behaaptet, dass der Cod. Mog. in D. 6 die Ein- 
leitung Bufin*s benutzt habe. Der Mainzer Text (ebenso Cod. Vatic.) enthält 
jedoch nur — ohne jeden Gommentar — die Anfangs worte Gratian*8 (»Quia vero 
de nature superfluitate«) und geht dann sofort zur Erläuterung des c. 1. über. 
Die Angaben Schulte's (S. IX, X) aber die Stellen des Mainzer Textes der 
Dist. 1 — 10, in welchen die Bufinsumme benutzt ist, sind übrigens für die 
Kritik unbrauchbar, auch so weit sie wirklich richtig sind, weil Schulte jene 
Stellen, welche schon der Verfasser des Werkes Bufin entlehnte (und die sich 
auch im Cod. Goett finden), von den Interpolationen des Mainzer Textes nicht 
unterscheidet. 
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unseres Verfassers entsprechenden Goromentar ad dict. a. c. 1, ad 
c. 1 , c. 3 nnd dict. p. c. 3 enthält. Für Dist. 7 liegt uns fiber- 
hanpt nur ein Text, jener der OOttinger Handschrift, vor, welcher 
in Form und Inhalt mit dem allgemeinen Gharacter des ganzen 
Werkes in jeder Beziehung übereinstimmt, also ohne Zweifel 
vom Verfasser desselben herrührt; im Cod. Vat. und Mog. folgen dem 
Texte der Uist. 6 (Schlnssworte : . . . immobile quantnm ad signifi- 
cationem) ganz nnvermittelt^) die Worte: ^QuerufUete. et.inira ab- 
soleverunt [Vat. dbsolverunt] ^) in dissuetudinem abieruntt , welche 
weder dem QOttinger Texte der Dist. 7 , noch der Summe Buün's 
entlehnt sind und aus dem Apparat einer Handschrift zu c. 2. D. 7 
stammen durfben. Der Interpolator scheint diese Worte in seinem 
Exemplar des Werkes vorgefunden und wohl nnr deshalb irrthüm- 
lieh mit D. 6 in Verbindung gebracht zu haben, weil — wie dies 
hftafig vorkommt — dieselben vom Schreiber nicht genau am pas- 
senden Orte eingereiht waren ^). Nach diesen Worten beginnt so- 
fort Dist. 8^7); die lange Erläuterung des Dict. ante c. 1 der OOt- 
tinger Handschrift mit ihrer Polemik gegen Oratian fehlt im God. 
Mog. und Vatic. wieder gänzlich, wo nur ein paar Worte zu »nam 
iuri naturalic bemerkt sind. Ad c. 1 ist der Text in Mog. und 
Vat etwas verkürzt, dict. p. c. 1 und cap. 2 haben eine kürzere Er- 
läuterung, die stellenweise den Text Rufin*s wörtlich wiedergibt, 
welchem auch die Erläuterung der folgenden Gapitel entnommen ist. 



84) Weder im Cod. Mog. noch im Vatic. i«t an dieser Stelle der Anfkng 
einer nenen Distinction ersichtlich gemacht. Der Anfang der Distinctio YIII 
ist jedoch in der gewöhnlichen Weise hervorgehoben und hier auch in beiden 
Handschriften die Distinctionszahl am Bande bemerkt. 

85) Statt »Qnerant« mass »Faerant« corrigirt werden , ebenso im Folg. 
>c;/>soleverant« (Nach dem Texte bei Gratian in c. 2. D. 7 ; in dem Gommentar 
der Goettinger Handschrift ad c. 1 D. 7 wird d. W. »exoleverant« gebraucht.) 

86) Ich kann (S. auch Nte 84) die W. »Qoernnt etc.« nnr als Yerba fngitiya 
betrachten, deren Aufnahme auf ein Versehen des Bearbeiters zurückzuführen ist» 
und halte es für ausgeschlossen, dass diese Worte einen Gommentar der Dist. 7 
ersetzen sollten. Wenn der Bearbeiter die Dist 7 ganzlich weglassen wollte, 
so lasst sich dies aus dem Gesichtspunkte erklären, dass ihm deren Inhalt Tom 
Standpunkte des Cauonisten und Theologen nicht wichtig erschien — dagegen 
wäre es mit dem von ihm sonst befolgten Systeme kaum im Einklang , wenn 
er die Dist. 7 aufgenommen, jedoch als Gommentar nur eine einzige Wort- 
erklärung geboten hätte. 

87) Schulte scheint sich über die Frage, ob Dist 7 im God. Mog. und 
Vatic. fehlt, gar nicht den Kopf zerbrochen zu haben; wenigstens findet er es 
nicht für nöthig, ein Wort darüber zu yerlieren. Auf S. L legt er sogar dem 
Leser den Schluss, dass Mog. und Vat. auch einen Gommentar zur Dist 7 ent- 



38 Singer^ Beiträge zur WürdigtMg der DeeretUtenHtteratur, 

Erst der Commentar zam Dict. Qrat. in fine dist.^^) stimmt wieder 
in allen drei HandschriFten wesentlich überein, so auch in dist. 9 
ad c. 3 die für unseren Autor recht charakteristische Erklärung der 
verschiedeneu Bedeutungen von »canonc und »canonicumc, in welcher 
selbst die Bedeutung von »canonc in der »Concordia quattuor euan- 
geliorumc berficksichtigt wird. Im Folgenden bringen Mog. und 
Vatic. ad c. 3 und 4 wesentlich nur den Text des Kufinus, welcher 
übrigens auch in den Commentar des Goetting. ad h. 1. (jedoch 
überarbeitet) aufgenommen ist. C. 5 in Hog. und Vatic. nur ganz 
kurz erläutert; c. 6 ist übergangen, ad c. 7 nur ein einziger Satz 
(aus Ru6n) ; c. 8 sehr kurz, c. 9 und 10 wesentlich mit Rufin über- 
einstimmend, ad G. 11 nur der Inhalt des Capitels. Der Codex 
Ooetting. bringt hingegen auch hier den vollständigen Text unseres 
Autors, welcher nur c. 1 und 2 (Paleae!) übergeht. Für Dist. 10 
hat Schulte S. LI ff. eine üebersicht gegeben, in welcher der Inhalt 
des Cod. Mog. und Vatic. jenem der Göitinger Handschrift, wie auch 
den correspondirenden Texten der Comraentare ßufin's und Stephan's 
gegenübergestellt wird. Schulte will auf diese Weise »das Verhält- 
nis der Handschriften noch näher zeichnen c (1) — idi muss jedoch 
entschieden in Abrede stdlen, dass der Leser aus den Mittheilungen 
Schulte's ein richtiges Bild von dem Verhältnisse der drei Manuscripte 
unseres Werkes erhalten kOnne, weü SchvUe's Bericht mit dem In- 
halte der Handschriften gar nicht in EirMang steht. 

Ad Dict. Grat, princ. dist. 10. (Constit. vero princ. etc.) ist der Com- 
mentar im Cod. Mog. und Vatic. offenbar aus unserem Werke und der 
Summa Rufini compilirt*®); ebenso ad c. 1®®), wo unser im Cod. Qoett. vor- 



halten, recht nahe, indem er ausdrücklich bemerkt, dass ad c. 2 D. 7 in diesen 
Handschriften eine Stelle fehle. 

88) Dieses Dict. Grat. Liqnido ig^tnr apparet etc. wird in allen drei 
Handschriften schon zur Dist. 9 gerechnet; ebenso in manchen Rnfin-Mannscripten 
(2. B. in P. I.) 

89) Im Texte Scfaalte*s (8. LI) sind hier folgende Lesefehler zn be- 
richtigen. Cod. Goett. : Z. 6 pr^ostensam est, nir/tf prins ostensam est ; ferner 
ist Z. 18/19 »nostre« vor leges zu streichen. Cod. Mog. n. Vatic. : Z. 8 statt 
seil. 1. supra, Z. 6 st. qaare L qula^ Z. 8/9 st. neoesse esse videantur 1. ne- 
cessarie yidentnr. 

90) Im Texte Schulte's Terbess.: Cod. Goett. S. LH, Z. 4 statt obtinen- 
tnr solammodo 1. modo o. s. ; Z. 9/10 emend. : determinatarnm diocesnm ; Z. 17 
st. Prima 1. Priora; S. LIII Z. 1 st. commutare 1. eam mutare, Z. 16 statt 
morali (Sic ! Nach Schalte yertheidigt also der Kaiser die Kirche mit dem 
gladias moralis !) lies, wie dies auch ganz deutlich in d. Handschr. steht, 
materialu Cod. Mog.: S. LII, Z. 4 1. mere (am Rande mit d. W. »id est 
pure« erläutert) obtinentur solammodo. Cod. Vatic. ibid.: modo o. s., Z. 9 de- 
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liegender Gommentar, dessen Verfasser die Summe Rafin's hier eben- 
falls schon verwerthet hatte, eine viel umfassendere Erläuterung gibt. 
Cap. 2 und 3 sind in Mag. und Vatic, gar nickt aufgenommen ; 
der 24 Halb-Zeüen umfassende Commentar, welchen Schtdte in der 
L Spalte (Cod. Mog. et Vatie.) auf 8. LIIL miUheilt (um in der 
n. Spalte unter der Ruhr. »Cod. Qoett.« mit dem Schlagworte »Idem« 
auf diesen Text zu verweisen), ist in Cod. Mog, und Vatic. gar 
nicht enthcdten (!!), sondern steht nur in der Göttinger Hand- 
schrift^^). Ebenso unrichtig ist die Angabe^ dass ad c. 4 die drei 
Handschriften tibereinstimmen. In Mog. und Vat. lautet der Com- 
mentar zu c. 4: Constitutum est^^) et infra vel contra [bonos] 
mores^ tales seil, qui ad necessitatem .... huiusroodi (vgl. Schulte 
Lin); der einleitende Säte: Alind decretum ad idem^') u. s. w. 
sieht nur im Cod. Goett. Der Interpolator muss hier nicht Rufin 
benutzt haben, da schon der Verfasser unseres Commentares selbst 
die Erläuterung Rufin's ad h. 1. aufnahm. C. 5., in Goett. erläu- 
tert, fehlt in Mog. und Vat.; C ff, weiches , wie Schulte S. LIV. 
behauptet (vgl. dessen ominöses T^Äbestt), in Mog. und Vatic. gänz- 
lich tibergangen sein soll, ist de facto dort im Anschlüsse an Rufin 
cammentirt: Suscipitisne libertatem verbi, quasi debetis equanimiter 
portare, quod vobis libere que Dei sunt predicamus arguendo, mi- 
nando»*). Dict. ante c. 7, in Goett. erläutert, fehlt Vat. und Mog.; 
für Cap. 7 (welches nach Schulte^s Bericht in diesen Handschriften 
ebenfalls tibergangen sein soU) ist im Cod. Vat. und Mog. 
einfach die Erläuterung Rufin's wiederhergestellt, während der 
Cod. Goetting. sowohl den vom Verfasser unseres Werkes in ver- 
änderter Textirung aufgenommenen Commentar Rufin's, wie die ori- 

terrainataram diocesum, Z. 17 Priora. Z. 29 ist »subveniat« nur ein Lesefehler 
Schulte*»; alle drei Handschriften haben »subveniret«. 

91) Vielehe aber natürlich für die Fehler im Texte Schalte's auch nicht 
verantwortlich ist. Z. 7 statt foram lies formam, Z. 9 statt hamanitas 1. hu- 
maniteis, Z. 13/14 st. seqnendo hnmanitas l. seqnenda hnmanitus, Z. 14 statt 
i. e. seqnendo 1. i. ei seqnenda, Z. 16 s1. nostra (Sic! Der Papst wird doch 
nicht das weltliche Recht als sein Recht bezeichnen oder behaupten , dass die 
Cleriker an »sein Recht« nicht gebunden sind!) lies veatra (So auch is^anz 
deutlich in d. Goett. Handschr.), Z. 18 st. sane (!) 1. supra, Z. 22/23 st. Quod 
dicit 1. quasi diceret (Versteht denn Schnlte nicht einmal die bekannte Ab- 
breviatur q. d. richtig aufzulösen !) 

92) Schreibfehler in Mog. und Vat. statt »Oonstitutiones« (So richtig 
Goetting.) 

93) Schulte hat im Goett. Texte, so oft dort diese Wendung wiederkehrt, 
consequent statt idem: »id« gelesen. 

94) Mog.: dominando 
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ginelien Zusätze des ersteren eotbält. C. 8 ist in Ootting. ausführ- 
lich commentirt; Mog. und Yatic. geben nur die kurze Erläuterung 
Rufin's, welche übrigens der Comraentar unseres Verf. in Goett. 
seinem Texte wörtlich einverleibt hat. (Auch C. 8 soü nach Schtdte 
S. LV in Mog. und Vat. gänzlich fehlen!) C. 9 ist in Goett. von 
unserem Verfasser commentirt; in der Erläuterung ist wohl Rufin 
benutzt, jedoch ist dieselbe zum weitaus grösseren Theile unabhängig 
von Rufin und enthält namentlich der Commentar ad c. 10 eine sehr 
weitläufige Erörterung allgemeiner Rechtsgrundsätze, welche nicht 
Rufin entnommen ist. G. 11, 12, 13 sind in Goett. commentirt, je- 
doch nicht so ausführlich wie die früheren; ad c. 11 wird Rufin be- 
nützt. (C. 12 und 13 sind in der Rufinsumme nicht berücksichtigt.) 
In Mog. und Vatic. jedoch ist ad c. 9-11 bloss die Erläuterung 
Rufin's aufgenommen; die späteren Capitel fehlen gänzlich. (Nach 
Schulte's Bericht sollen Capp, 9—11 in Mog. und Vatic. übergangen 
sein! *Abest€ — so referirt er Teure und bündig auf S. LVl und 
LVIlü) 

Die Interpolationen des verkürzten und überarbeiteten Textes 
der Dist. 5, 6, 8, 9, 10 im Cod. Mog. und Vatic. sind wohl zum 
grösseren Theile unmittelbar der Summe Rufin's entlehnt. Dennoch 
ist es kaum wahrscheinlich, dass der Urheber dieses interpolirten Ex- 
cerptes mit dem Verfasser der plagiarischen Bearbeitung Rufin's 
identisch sein sollte, welche uns in den späteren Distinctionen der 
Mainzer und der Vaticanischen Handschrift vorliegt, weil die Grund- 
lage wie der Plan der Arbeit durchaus verschieden sind. Die Grund- 
lage der erwähnten Bearbeitung der späteren Distinctionen ist das 
Werk Rttfin's, und nirgends ist es dem Bearbeiter darum zu thun, den 
Text planmässig zu verkürzen, ein brauchbares Excerpt zu liefern ; wo 
nicht ein reines Plagiat vorliegt, ist der Text gewöhnlich eher er- 
weitert als gekürzt. Während die Zusätze sich zumeist einfach aus 
dem allgemeinen Bestreben erklären, die Erläuterung mancher Stel- 
len aus anderen Commentaren zu ergänzen , sind die Auslassungen, 
welche der Bearbeiter vornahm, regelmässig von einer bestimmten, 
besonderen Tendenz geleitet; nirgends ist die Verkürzung des Textes 
der massgebende Gesichtspunkt 

Für die Dist. 11—89 [c. 2] unseres Commentars zur Pars I. 
ist die Göttinger Handschrift die einzige Quelle ; der Rest der Pars I., 
welcher in dieser Handschrift enthalten war , ist nicht mehr vor- 
handen. Der Cod. Mogunt. und Vatic. enthalten — darwfter sind Schulte 
und ich einig — in D. 11 ff. jedenfalls ein anderes Werk: wie Schulte 
S. X ff., XLVII f., LVII behauptet, die Summa Rufini ad Disi 
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XI seqq.; nach meiner Ansicht jedoch nur eine plagiarische lieber- 
arbeitong Rnfin's, welche jünger ist als der hier besprochene Com- 
mentar zur Pars I. (vgl. meine t Bemerkungen u. s. w. S. 13). Um 
so überraschender ist darum folgende Thatsache. Schulte hat auf 
S. LXI— LXVIII seiner Einleitung eine Reihe von Stellen unseres 
Commentares abgedruckt, um dem Leser das Verhältnis des Textes 
zu der Summa Parisiensis klarzulegen und die Behauptung zu be- 
fifründen, dass unser Verfasser die Summa Parisiensis benutzt habe. 
In dieser Zusammenstellung toird aber alles Ernstes auch für die 
aus Dist. 11 ff. unseres Cammentars mUgetheüten Texte der Cod. 
Mog,^^) und der Cod. Vatic. als Quelle belogen, obwohl diese beiden 
Handschriffen in Dist. 11 ff. nach Schulte's Behauptung die Ttufin" 
summe enthalten. In Wirklichkeit ist nicht eine einzige der 
Stellen aus Dist. 11 ff., welche Schulte hier abgedruckt hat, in einer 
anderen Handschrift zu finden, als in dem Goettinger Codex; wenn 
er auch auf die Mainzer und Vaticanische Handschrift verweist, so 
ist dies eben nur ein Beleg der unerhörten Flüchtigkeit und Ge- 
dankenlosigkeit Schulte's. Wären seine Angaben über den Inhalt 
des Cod. Vatic. und Mog. in diesen Distinctionen richtig, dann 
müsste man ja seine Ansicht, dass diese Handschriften von Dist. XI. 
an einfach den Text der Rufinsumme bringen, erst recht als gänz- 
lich unhaltbar bezeichnen ^) ! Ich muss überdies bemerken^ dass nicht 
bloss alle Stdlen unseres Commentares aus Dist, 11 seqq,^ welche 
Schulte 8. LXIIff. mitgetheiU hat, sich nur im Codex Goettingcnsis 
nachweisen lassen: es sind sogar die meisten jener Gapiicl und 
Dicta Qratiani^ welche in dem von Schulte abgedruckten Göttinger 
Texte erläutert werden, in Cod. Mag. und Vatic. überhaupt gäne- 
lieh übergangenl! (So das Dict. Grat. Vidua vero p.c. 19. D. 34 »^), 
c. 85. D. 50, c. 7. D. 27, c. 17. D. 32, c. 5-7. D. 35, c. 7—9. 
D. 44, c. 23. 24. D. 50, Dist. 73»»), Dict. Grat. Sed hoc a. c. 2. 



95) Nur bei der Stelle aus D. 73 (No. 13 aaf S. LXVli) wird bemerkt, 
dass sie im Cod. Mog. fehlt. 

96i Vgl. Beitrag I, Bd. 69. S. 371 Nte 3. 

97) Im Cod. Goett. in dieser Stelle (Vgl. Schulte S. LXV f., Nro 5) »et 
e contrac, nicht — wie bei Schalte Z. 13 — e converso; »ibi« (Z. 22) fehlt im 
Codex Goetting. , Z. 25 lies mit der Mandschr. nie , nicht hie. S. LXVI Z. 4 
lies sequeretar, Z. 5 st. adhnc 1. ad hoc. 

98) Der bei Schalte S. LXVII mitgetheilte Text ad Dict. Qualiter yero 
Dist. 73 ist nach dem Cod. Goett. folgender Massen zn berichtigen. Statt : cam 
grecis litteris 1.: c g. quiöundam litteris; st. mittebatur 1. mittebantor; 
st. reqnirebat 1. recipiebat; st. Et nota quod 1. Et n. quia. Auch sonst Ifisst 
der in diesen Zasammenstellungen Scholte^s aas dem Cod. Goetting. mitgc- 
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D. 56.) Gerade so anbegreiflich ist, dass Schulte S. LXVIII. fär 
die dort abgedruckte Stelle ad c. 2 D. 7. nicht nur auf die Göt- 
tinger, sondern auch auf die Mainzer .und Vaticanische Handschrift 
verweist, während thatsächlich Dist 7. im Cod. Mog. und Vatic. 
gänzlich fehlt! 

2) Der Character des Werkes, dessen Quellen und Methode — 
die Persönlichkeit des Verfassers. 

Unser Comnientar zur Pars I. bietet eine ausführliche und ein- 
gehende Erläuterung, deren Verfasser jedocli seine Arbeit wohl auch 
auf den ersten Theil des Gratianischen Decretes beschränkt hat. 
Nach dem Inhalte der Vorrede niüsste man freilich verrauthen, dass 
der Autor eine Summa vollendet habe, welche alle drei Theile 
des Decretes umfasse; ja es ist geradezu auffällig, dass wir 
in der Vorrede eines Gommentares, welcher nur den ersten Theil 
des Decretes behandelt, jene Erörterung über Gratian's Modus 
tractandi finden, die in dem Ausspruche gipfelt : >ünde palam est 
summam quandam totius theologice pagine contineri in hoc libro, 
nee hunc librum perfecte scienti deesse posse universitatis sacre pa- 
gine notitiam^').« Dennoch lässt sich dieser Widerspruch leicht auf- 
klären: wir dürfen eben von einem Oompilator jener Epoche nicht 
erwarten, dass derselbe die Abfassung der Prologomena i<^<^) noth- 
wendig ebenso erst als seine letzte Aufgabe behandelt habe, wie etwa 
ein Schriftsteller unserer Zeit, dem ja die Vorrede oder Einleitung 
Gelegenheit bieten soll, das Erscheinen und die Tendenz des Werkes 
zu rechtfertigen , sein System , seine Methode , die Begrenzung des 
Stoffes u. 8. w. zu begründen. Wenn auch ein mittelalterlicher 
Oompilator ^<>^) seinem Werke eine solche »Vorrede im modernen 
Sinne«, einen »nach moderner Art angelegten Prolog« voranstellt, 
so darf dies unbedenklich als Ausnahme bezeichnet werden. Dem 
Brauche der Zeit gemäss hat die Praefatio wesentlich nur die Auf- 
gabe, den Leser über den Inhalt des Werkes zu orientiren und — 
ähnlich wie die Arenga der mittelalterlichen Urkunde — als cap- 



theilte Text manches za wünschen übrig; S. LXIII wäre eine Reibe Ton 
Drnckfeblern zu rügen, S. LXIY, No 3 [ad. c. 1 D. 15] statt hoc terapns 1. mit 
der Handschr. hec tempora, st. idolicnm 1. ydolotitum, st. de Anteqnintana 
1. de Anquiritana (Im Cod. der Schreibfehler Antiqniritana). 

99) Yergl. Schulte, Gesch. der Quell, und Litt, des can. B. I, 249 und 
oben S. 34. 

100) »Que proposuimus prelibanda«. 

101) Wie z. B. Johannes Faventinus; vgl. Schulte i. d. Sitzgs-Ber. d. kais. 
Akad. d. Wiss. phiL-hist. Cl. Bd. 57 S. 581 , Thaner Summa mag. Bolandi 
Ö. XLII. 
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tatio 4)eDeToIentiae dem Leser das Lob des Werkes laut zu verkan- 
den, ihm dessen Werth and Bedeutang an's Herz zu legen ^<^^*), 
während jene snbjective Beziehung zur Persönlichkeit des Autors 
gänzlieh fehlen kann, die gerade das Wesen einer modernen Vor- 
rede ausmacht, in welcher der Verfasser das Werk als sein Kind vor 
der Oeffentlichkeit legitimiren will. In der mittelalterlichen Praefatio 
muss deshalb die Individualität des Autors nicht mehr in den Vor- 
dergrund treten, als dies im Werke selbst der Fall ist. Ein Coro- 
pilator kann seinen Lesern als captatio benevolentiae einfach eine 
Zusammenstellung alles dessen bringen, was zur Empfehlung eines 
solchen Werkes in den Vorreden seiner Vorlagen zu finden ist. Nie- 
mand nimmt Anstoss daran, dass auch die Praefatio eines Compila- 
tors nur eine Mosaikarbeit ist *<>>), und es darf uns nicht befremden, 
wenn er glaubt, seine compiiatorische Thätigkeit mit der Vorrede 
beginnen zu können, und an der Spitze des Werkes ein Programm ver- 
kündet, welches aus den Vorreden der Vorgänger zusammen geschweisst 
ist, deren Werke dem Leser das Versprochene im vollen umfange bieten, 
während der Compilator nachträglich im Rückstände bleibt, wie z. B. 
— der Verfasser unseres Coramentares. Dieser hat als ehemaliger 
magister liberalium artiura auch später seine schriftstellerische Thä- 
tigkeit nicht allein auf das Decret beschränkt und — vermuthlich aus 
diesem Grunde — noch vor der Vollendung des ersten Theiles da- 
rauf verzichtet, auch die Pars IL und III. Gratian's zu bearbeiten. 
Vergl. Dist. 74 ad c. 5 (Cod. Goetting. fol. 73): »Nota hoc decre- 
tuin unum esse de difficilioribus, qt^e sunt in prima parte: unde per 
hoc quasi experimentum sumitur eorum, qui profitentur scientiam 
decretorumc. Der Verfasser hatte, als er diese Worte nieder- 
schrieb i®**), sicherlich schon den Vorsatz, nur mehr die Pars i)rima 



101*) Vergl. hierüber v. a. Fitting Juristische Schriften des früheren 
Mittelalters S. 95 If., 101 ff., wo der Nachweis erbracht wird, dass diese Tra- 
dition der mittelalterlichen Schule den Regeln entspricht, welche die Lehr- 
meister des Mittelalters: Martianus Capella, Boethius nnd Cassiodoriis, dem 
Brauche der griechischen Coramentatoren des Aristoteles folgend , aufge- 
stellt hatten. 

102) So bringt auch unsere Vorrede in mehr weniger veränderter Fassung 
eine Reihe von Gedanken, welche sich in der Vorrede Ivo's, im Prologe Abalard*8 
zu >8ic et Nonc (Vergl. oben Beitr. I. Bd. 69, S. 881, 382), in der Vorrede 
Stephan*s, in der Summa Parisiensis (Vgl. Schalte II. Beitr. Sitzgs-Ber. Bd. 64, 
S,119, 120 und dess. Rufin-Ausgahe LXIf.) finden. Der erste Theil unserer Vor- 
rede, welcher sich mit dem ius forense heschäftigt, ist sicherlich ehensowenig 
eine originelle Leistung unseres Verfassers, wenn wir auch nicht in der Lage 
sind, hier seine Quellen nachweisen zu können. 

102«) In Dist 24 ist ad c. 7 eine Aensserung Bufin*8 nicht aufgenom- 
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ZU behandeln and damit seine Arbeit vorläafig abzuschliessen ;• sonst 
wäre ja diese Bemerkung unerklärlich, welche doch jedem den Ge- 
danken nahelegt, dass der Verfasser mit Rücksicht auf die begrenzte 
Aufgabe, welche er sich gestellt hat, davon absehen will, auch 
über jene Schwierigkeiten ein ürtheil abzugeben , welchen die 
Exegese der Pars II. und III. des Decretes begegnet. Man muss 
auf das Zeugnis unserer Stelle um so mehr Gewicht legen, weil 
diese Bemerkung, welche dem compilirten Commentar ad h. 1. bei- 
gefügt wird, unzweifelhaft ein origineller Ausspruch unseres Verfas- 
sers ist. Die Untersuchung des Cod. Goetting. gestattet den siche- 
ren Schluss, dass unser Commentar zur Pars I. vollendet wurde, ob- 
wohl derselbe nicht mehr vollständig erhalten ist ^^*) ; dagegen hat 
der Verfasser den Plan, auch die Pars II. und 111. zu bearbeiten, wie 
wir nach den citirten Stellen vermuthen müssen, aufgegeben, und 
es ist also kaum wahrscheinlich, dass jemals ein von ihm herrüh- 
render Commentar zur Pars IL und III. des Decretes entdeckt wer- 
den sollte !<>*). 

raen, welche auf den zweiten Thoil verweist (S. auch unten Abschn. D.); mög- 
lich also, dass der Verfasser die Absicht, alle drei Partes zu commentiren, 
schon aufgegeben hatte, als er zur Erläuterung der 24. Dist. gelangt war. 

103) Vergl. oben S. 25. 

104) Wenn Beurtheiler, welchen nur die Mainzer Handschrift bekannt 
war, unseren Commentar f&r das Werk Bufin^s und das Bamberger Excerpt der 
Pars II als die von Rufin herrührende Fortsetzung angesehen haben, so lasst sich 
dieser Irrthum gewiss damit entschuldigen, dass die Mainzer Handsclirift über- 
haupt nur für die früheren Distinctioncn , und auch fQr diese z. Th. nur eine 
abgekürzte, Bnfin näherstehende Textgestalt unseres Commentars enthalt, 
während in ihren späteren Distinctionen ein Plagiat aus der Summe Rufin*s vor- 
liegt. Auf Grund der Mainzer Handschrift allein konnte also Niemand über 
die ganze Anlage, den Umfang und den Charakter unseres Comraentarei aus- 
reichende Informationen gewinnen, geschweige denn da? Verhältnis des Werkes 
zur Summa Rufini richtig beurtheilen. Für Schulte lässt sich diese Ent- 
schuldigung nicht geltend machen; ja er setzt den fatalen Missgriff, welchen 
er begangen hat, erst in die rechte Beleuchtung und beweist neuerlich, wie 
sehr es ihm an dem nöthigen kritischen Verständnisse gebricht, wenn er zu 
seiner vermeintlichen Entschuldigung in der Rufin-Ausg. (S.LXXII, §. 11) her- 
vorhebt, dass er der älteren Ansicht »insbesondere« deshalb zugestimmt habe, 
weil er glaubte, sich für diese auf »die Goettinger Handschrift stützen« zu 
können. Nun muss aber in der Goettinger Handschrift (welche ja Schulte 
schon vor Decennien copirt hat) jeder sofort ein einheitliches Werk erkennen, 
weil, wie Schulte heute (Rufin- Ausg. S. LYIU) selbst betont, »die Art der 
Ausführung, der Stil und die ganze Haltung (sie !) dieselbe ist«. Trotzdem hat 
aber Schulte bis zum J. 1800 die Goettinger Pars I für das Werk Rufin's und 
die Bamberger Pars II als deren Fortsetzung erklärt, ohne im gering2>ten daran 
Anstods zu nehmen, dass der ganze Charakter der beiden Arbeiten ein grund- 
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Der Verfasser unseres Werkes ^^^) ist in erster Beihe Compi- 
lator, d. b. er hat den Inhalt des Werkes Rufin's zum grössten 
Theile verarbeitet und dessen Apparat in der umfassendsten Weise 
aus anderen Quellen ergänzt. Dennoch tritt bei ihm nicht bloss 
häufig das Bestreben hervor, die formelle Selbstständigkeit seiner 
Arbeit zu behaupten; der Verfasser bringt auch wirklich originelle 
Erläuterungen bei , welche seiner persönlichen Geschmacksrichtung 
entsprechen, und die den früheren Beruf des Autors erkennen lassen, 
weil sie durchweg von der Tendenz geleitet sind, den Beweis zu 
liefern, wie zahlreiche Berührungspunkte zwischen dem Studium der 
freien Künste und der richtigen Erkenntnis und Anwendung des 
Rechtes bestehen, dass ein gründliches Studium des Rechtes nur 
jenem mOglich sei, welcher das Gebiet der artes liberales beherrsche. 
Daher denn auch das für unseren Verfasser so recht charakteri- 
stische Bestreben, die Schwierigkeiten der Interpretation auf das ihm 
lieb gewordene Gebiet hinüberzuspielen und die Entscheidung der 
strittigen Frage mit Hilfe jener Kenntnisse zu versuchen, die dem 
Magister liberalium artium ^^^) besonders naheliegen. Obwohl er den 



vendiiedener isti (8. auch meine Mittbeilangen im Anz. 1889 8. 86, 89, die »Be- 
merknngen za Schalters Bnfin-Aasg.c 8. 26). Selbst das ganz anff&Uige Miss- 
verhaltnb zwischen dem kurzen Excerpte , welches die Baroberger Handschrift 
gibt, and dem ansf ahrlichen , den Stoff mit behaglicher Breite behandelnden 
Commentar der Goettinger Handschrift hat Schalte nicht im mindesten an der 
Richtigkeit seiner Annahme irre machen können! 

105) Meine Ansicht über diesen Commentar and dessen Verfasser habe 
ich in ihren Gründungen schon im Anz. 1889 S. 89 entwickelt, üeber das 
Missversiandnis (!) der Bezeichnung »Mainzer Summe«, welches f&r Schalte 
eine bequeme Handhabe bot, um im §. 9. seiner Ausgabe die von mir a. a. 0. 
veröffentlichten Ergebnisse zu ignoriren, vergl. meine »Bemerkungen« S. 12—15 
und oben 8. 32. 

106) Schulte (8. LX), welcher es durchaus vermeiden wollte, meiner An- 
sicht ansdrQcklich beizutreten, dass der Verfasser ein Magister liberalium artium 
war, möchte den Verfasser zu einem »Philosophen« stempeln. Schulte citirt Stellen, 
aus denen hervorgehen soll, dass der Verfasser unseres Commentars über Plato's 
Politik gelesen habe, dass dessen »Lehr- und schriftstellerische Thatigkeit sich 
besonders auf die Philosophie erstreckte«, um endlich zu dem (gewiss nicht glück- 
lich formulirten) Resultate zu gelangen : »Hieraus steht fest, dass er« [der Verf. 
uns. Comm.] »nach heutigem Ausdrucke philosophische Vorlesungen, nach da- 
maligem in der fSacultas artium gehalten bat«. Diese — Umwege hfitte Schulte 
in seinem eigenen Interesse besser vermieden. Der Autor war kein »Philosoph«, 
er hat nicht in unserem Sinne philosophische Vorlesungen gehalten und keine 
»philosophischen« Schriften verfasst; die Stellen, welche Schulte citirt, recht- 
fSsrtigen, wie wir in der Folge noch darzuthun haben werden, solche Be- 
hauptungen gewiss nicht. Schulte wird überdies selbst sehr gut wissen, dass 
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grössten Theil der Erläuterangen , die vom Standpunkte des Decre- 
tisten oder Legisten wirklich Werth besitzen, gewiss nur conipilirt 
hat, so versucht er doch häufig genug auch an seinen Gewährsmän- 
nern Kritik zu üben. Rufin wird nirgends genannt, ob nun die An- 
sichten seines Commentars ausgeschrieben oder bekämpft werden ^<^^). 
Die polemischen Bemerkungen, welche sich gegen Bufin (bei 
Fragen, in welchen sich Stephan der Anschauung Rufin's ange- 
schlossen hat, wohl zugleich auch gegen den ersteren) richten, citi- 
ren den Gegner entweder nur mit »quidamc oder »alii dicunt«, oder 
es wird einfach die betreffende Meinung verworfen, ohne dass dem 
ürtheile irgend eine subjective Beziehung gegeben würde. Vergl. 
Dist. 9. c. 11 [Cod. Goett. fol. 13] ad v. »Sed illa« exempla »que 
tantum digniora sunt imitatione« etc. Quasi diceret: Que facta 
tanto potius trahenda sunt in exemplnm et imitanda, quanto a magis 
religiosis, magis piis et excellentioribus facta sunt. Nota quod isiud 
quidam aliter legit, dicens ^^^) quedam decreta tanto esse imitatione 
digniora, quanto sunt de maiori pietate statuta. Ut de pietate sta- 
tutum est, quod filii clericorura, si non imitantur parentes in male- 
factis, recipiantur ad ordiues; sed de rigore statutum est, quod non 
recipiantur: illud ergo quia de maiori pietate statutum est, dignius 
est imitatione et alteri derogat ^^^), quod de rigore statutum est. 



er a. a. 0. sich eine Vergewaltigung dea traditionellen Sprachgebrauches er- 
laubt hat, und dass wir durchaus nicht von jedem Magister liberalium artiuin 
jener Epoche auch schon behaupten dürfen, er habe >yorie8ungen in der fa- 
cultas artium gehaltene. 

107) Dieses Vorgehen des Autors, welcher Bufin in umfassendster Weise 
benutzt, ohne den letzteren zu nennen, widerspricht bekanntlich nicht dem ge- 
lehrten Brauche jener Zeit. Für die moderne Kritik hat diese Manier des Ver- 
fassers allerdings fatale Oonsequenzen gehabt , indem sie die Entstehung des 
Irrthumes beförderte, dass in den Handschriften unseres Commentares Rufin^s 
Werk yorliege. 

Auch Stephanus und überhaupt jene Decretisten, deren Werke der Ver- 
fasser am meisten ausgebeutet hat, werden nirgends namentlich angeführt. An 
manchen Stellen, welche offenbar gegen Ansichten Stephan*s poleraisiren , wer- 
den letztere ebenfalls nur als Meinungen eines »quidamc bezogen. 

108) Es ist der Gedanke Bufin's, welcher hier bekämpft wird. Die im 
Folgenden besprochenen Beispiele bringt Bufin nicht bei. 

109) Offenbar ist hier »derogare« gebraucht, um den Vorrang einer Au- 
torität und Rechtsquelle vor der anderen zu bezeichnen. Freisen, Gesch. des 
canon. Eher. S. 528, ist also im Unrechte, wenn er behauptet, »das, was Thanerc 
(Summa Bolandi p. XXVII) »derogatio nennt«, habe »man niemals so genannt«, 
ein solcher Sprachgebrauch sei den Decretisten fremd, auch diese hfitten keinen 
anderen Begriff der derogatio gekannt als den überlieferten des römischen 
Reehtes. Indessen wird man andererseits wohl zugeben mQssen, dass dieser 
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Istud quidem verum est , sed ad proposüum non pertinei. — Ad 
c. 4. Dist. 38. (Fol. 44. Cod. Goetting.): »NuUi sacerdotum« id est 
episcoporutn , qui soll freqaentius in decretis sacerdotes appellan- 
tur^*®). »Canones« seil, constituta conciliorum et Romanorum ponti- 
ficum, quoniam ad eos pertinet ecclesiasticas causas determinare ^^^). 
Vel dicatur etiam de aliis quibaslibet sacerdotibus , quod teneantar 
seire canones id est decreta secundaro illnd^^*): »Si decreta pon- 
tificnra Don habetis, de neglectu; si habetts et non tenetis, de con- 
temptu estis arguendi.« Tarnen pro sacerdotibus dici potest, quod 
tenentur illa decreta scire, quo pertinent ad fidem et ad officium 
eonim. Älii dicuni ^^') quod canones appeüet librum peniteniialem. 
Quod ideo falsum videiur, quia inferius dickirus (Cod. : dictaturus), 
est, quod sacerdotes debeant scire canones et peniteniialem. Und zu 
c. 5 ibid. : >Que ipsis« usque »canones, penitentialisc ^^*). Ecce quod 
aliud per peniteniialem, aliud notat per canones. Quidam tarnen 
libri habent: canon penitentialis "'^). — Ad c. 7. D. 41. (Cod. Goett. 
fol. 47) wird die Erläuterung Bufin's bis zu den Worten »immilis 
apparere« aufgenommen, nicht so die für unseren Autor offenbar an- 
st5ssige Bemerkung Bnfin's : »Quod sie dicit Episcopt^s etc. Ex tem- 
pore tamen hoc datum ^^^) esse intelligitur, seil, in priori ecclesia, 
cum ecclesie episcopales non equaliter cum hoc tempore ditescebant.« 
Unser Verfasser hat aber nicht nur diesen Ausfall Bufin*s ausgemerzt, 
sondern er tritt im Folgenden auch solchen Auffassungen entschie- 
den entgegen. Nach dem Worte apparere lautet der Text im Cod. 



Sprachgebraach nicht der regelmässige ist; gewöhnlich — auch bei anserem 
Verfasser, welcher d. W. derogare z. B. in Dist. 1, 5, 7, 10, 11 sehr oft an- 
wendet — ist unter derogatio gerade so wie bei den röniischeD Juristen die 
Abänderung einer bis nun zu rechtsbestandigen Norm zu verstehen. 

110) Bis zu d. W. appellantur ist die Erläuterung der Summe Bufin's 
entnommen. Bei Schulte S. 80 ist der Pariser Bufintext nicht richtig wieder- 
gegeben; dieser hat »in decretis« (niQht: »in canouibus«) 

111) Dieser Satz ist nahezu wörtlich aus der Summe Stephanie entlehnt. 

112) Cf. C. 2. D. 20. 

113) Die Polemik richtet sich gegen Bufin, dessen Ansicht sich auch 
Stephanus angeschlossen hat VergL a. a. 0. den Satz Bufin's : Aut si de quo- 
libet presbjtero u. s. w. 

114) Vergl. hiezu Grat. Decret. ed. Friedberg col. 141; die Lesart »ca- 
nones/ penitentialisc, auf welche der Autor seine Polemik statzt, wird durch die 
von Friedberg verglichenen Handschriften nicht beglaubigt. 

115) So lesen auch die Corrector. Bom. ; vergl. Friedberg 1. c. 

116) Schulte (S. 86) : dictum 
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Qoett.: Consilium*") est hoc de perfectione procedens. Forte*") 
tarnen qnod non est istud intelligendumi^') de bis episcopis, qui re- 
gaiia tenent et curie ^^^) imperiali nonnunquam adesse ^^^) tenentar. 
Die Meinangs Verschiedenheiten i*^*"), weiche zwischen Rofin und dem 
Verfasser unserer Summe bestehen, beziehen sich also keineswegs 
nur auf luterpretationsfragen von untergeordneter Bedeutung. Qeie- 
gentiich tritt auch jener tiefergehende Gegensatz der Anschauungen 
zu Tage, welcher die Rigoristen und die Humanisten des XII. Jahr- 
hundertes von einander scheidet. Unser Verfasser trägt gerne seine 
Kenntnisse im römischen Rechte zur Schau und nimmt zahlreiche 
Excurse über Fragen des Civilrechtes auf *") , ohne sich durch die 
tadelnden Bemerkungen im geringsten abhalten zu lassen, welche 
Rufin (schon in Dist. 1 und sonst öfter) gegen ein solches Vorgehen 
richtet. Noch selbstverständlicher ist, dass unser Verfasser als ehe- 
maliger Magister liberalium artium jenen rigoristischen Auffassungen 
entgegentritt, welche das Studium der classischen Littoratur und der 
profanen Wissenschaften dem Clerus verwehren wollen , die heidni- 
schen Autoren selbst im Grammatikunterrichte nur ungerne ge- 
duldet sehen. Dieses Bestreben, das Studium der classischen Lit- 
teratur und der weltlichen Wissenschaften zu vertheidigen, tritt be- 
sonders in dem Commentar zur Dist. 37 und 38 hervor^*'). In der 

117) Die Stelle »Consilium .... procedens« nahezu wörtlich aus der 
Samma Stepbani (deren Text in Schulte's Aasgabe S. 62 verballhornt ist.) 

118) Den Satz »Forte . . . tenentar« hat Schulte (Einl. z. Rafin- Aasgabe 
S. LVIII) mitgetheilt. Die willkfirlichen Abweichangen vom Inhalte der Hand- 
schrift deuten darauf hin, dass Schalte da wieder einmal einen Text, den er 
flüchtig gelesen, in aller Eile, anstatt ihn nach der Handschrift zu copiren, aus 
dem Gedächtnisse notirt hat 

119) Schulte: F. t. q. hoc n. est int. 

120) Schulte: aulae 

121) Schulte: Interesse 

121«) Die weiter unten (s. S. 59 ff.) folgenden Probestellen aus unserer 
Summa enthalten noch eine Reihe von Beispielen einer Polemik, welche sich 
gegen Rufin richtet. 

122) Darum tritt er auch dafür ein, dass die Cleriker das römische Recht 
studireu sollen ; vergl. Dist. 37 princ. [Cod. Goett. fol. 42] : Lihros etiam legales 
possunt legere, cum leges seculares teneantur scire, siquidem ad iudicem se- 
cularem nonnunquam trahuntur et trahunt. Didt tarnen lex quedam in codice 
(Cf. L. 40 [41] Cod. de episc. et der. I, 3) turpe et probrosum esse clericis vi- 
deri esse sapientes in seculari negocio; sed ibi iunuitur turpe eis esse, si usum 
habeant et frequontiam patrocinandi in buiusmodi causis et condud soleaut. 

123) Da auch St^phanus die Beschäftigung mit der classischen Litteratur 
mehr begünstigt als Rufin, so konnte unser Verfasser einzelne Stellen der Summa 
Stephan! sieh zu Nutzen machen. Stephan tritt jedoch viel zurückhaltender auf 
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Einleitung zur Dist. 37 (Vgl. Cod. Qoett. foL 42) referirt der Verfasser 
zunächst die Meinung Qratian's, welcher den Widerspruch unter den 
Canones aufklären wolle, »talem adhibens distinctionem : Quidam se- 
culares litteras legunt ad voluptatem, quidam ad eruditionem; pri- 
raum prohibetur, secundum permittitur« , um dann seinen eigenen 
Standpunkt folg. Massen zu entwickeln : >Unde nos inicium habentes 
magis sufficienter distinguentes dicimus clericorum alios esse infra 
sacros ordines, alios in sacris ordinibus constitutos. Et item se- 
cularia scripta sive gentiliura alia coutinent ludicra, ut corrupta 
scripta hereticorum vel fabulosa gentilium poetarum; alia causas 
rerum et rationes continent, ut (sc. libri) liberalium arcium. Item 
alia leguntur ad voluptatem, alia ad eruditionem. Glerici igitur 
infra sacros ordines constituti ad eruditionem scripta legere predicta 
permittuntur sine distinctione, ut ex labruscis uvam, ex spinis rosam 
eliciant, in luto margaritam querant, spolient Egyptios, ut ditentur 
Hebrei. Clerici in sacris ordinibus constituti nee ad voluptatem 
nee ad eruditionem permittuntur accedere ad ludicra gentilium 
scripta, ut ad amatoria, seil. Ovidianos [versus] et huiusmodi fa- 
bulosa. Ad liberales artes permittuntur accedere non pro voluptate 
sed pro utilitate, ut, si quid in eis utilitatis invenerint, ad usum 
sacre devoüonis con vertäut .... ^^^). Hac premissa distinctione si 
qua in sequentibus adversa videbuntur, ad eam retorquere studebi- 
raos«. Auch in der Erklärung des c. 1 will er das Verbot, heid- 
nische Bucher zu lesen, nur auf die »libri gentilium ludicra cou- 
tinentes« beziehen "*). Zu dem (bei Rufin übergangenen) Cap. 7 
im C!od. Goett. die Erläuterung: »Non quod libri Ciceronis legendi 
non sint — pleni enim sunt morali sciencia — sed quia utilius fuit 
Jeronimo in scriptis sanctis ecclesie prodesse, a quibus impediebatur 



als der VerfiMser unseres Gommentares, welcher seine liberale AufTassung überall 
in den Yordergrand stellt and mit grosser Wärme den hamanistischen Studien 
das Wort redet. Man erhält bei der Lectare auch sofort den Eindruck, dass 
der Verfasser hier mit Herz und Seele bei der Sache ist, dass er Ideen, die 
ihm werth und theuer sind, vertheidigt. Darum wird die Frage von ihm auch 
80 eingehend behandelt, während Stephan dieselbe mit wenigen Zeilen abzu- 
thun bestrebt ist. 

124) Der nächste Satz, welchen ich hier nicht mehr aufnehme, behandelt 
die Frage, wann die Lectüre häretischer Schriften erlaubt ist ; darauf folgt die 
in Note 122 mitgetheilte Stelle über das Studium der leges seculares. 

125) Bei Cap. 5 (fol. 42^) bemerkt er ad v. »filiosc : naturales vel spiri- 
taales. Volant tameu nonnuUi hinc autumare (Cod. : autumentari) , quod epis- 
copis liceat habere filios. Die Bemerkung gehört wohl in das Gebiet jenes 
Cathederwitzes, welcher Pikanterien nicht verschmäht. 

Arcliiv fitr Kirchenrecht. LXXIIT. 4 
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per freqaentiam Tallianorum ^'^).€ Die Erläuterung des Dict. ante 
c. 8 lautet bei Bufin^*^): *Hinc etiam ßius üle etc. Tangit illam 
parabolam euangelii"*), quod quidam homo habuit duos filios "*) 
.... Iste habens duos "<>) filios Deus "*) est *•*) , filius maior po- 
pulus ^'') Judaicus, minor gentilis. Minor abiit in regionem longin- 
quam, quia recedens a Deo venit ad ydolatriam, consuropsit sub- 
stantiam cum meretricibus ^^) , id est integritatem nature destruxit 
cum terrenis cupiditatibus vel secularibus scientiis, que sicut me- 
retrices ad superstitiosam et nefandam provocant voluptatem. Cum vero 
diabolo se tradidit, quasi uni civium regionis illius adhesit; porcos 
pavit, cum demones immundos pravis operibus delectavit. Silique ^^^) 
?ero, que ventrem honerant non satiant, sunt secularium scientiarum 
varie eruditiones, que animam a spirituali fame non liberant, sed 
gehenne reatu gravant. Cum ergo, quis ad sanandam ignorantie in- 
firmitatem discere illas artes expetit, quasi siliquis implere ventrem 
cupit. Tres partes phüosophie: phisicam, etbicam et logicam.c 
Unser Verfasser hat den Commentar Rufin*s zu diesem Capitel sonst 
mit unbedeutenden Varianten aufgenommen, jedoch die Stelle, welche 
ein so hartes Urtheil über die weltlichen Wissenschaften fällt, so 
sehr verändert, dass sie ihre Spitze nur mehr gegen jene Afterwis> 
senschaften richtet, »que infiant superbia, inanes vera scientia animam 
a spirituali fame non liberant, sed gehenne reatum gravant«. 

126) Hier hat der Verfasser nar den Commentar Stephan's paraphrasirt. 

127) Ich theile hier den Wortlaut der Summe Kufln*8 mit, weil die Stelle 
in Schulte*8 Ausgabe weggelassen ist. Die Noten berücksichtigen die Varianten 
der Mainier, auch in der Vaticanischen Handschrift enthaltenen Bearbeitung, 
da hier — wie bei fielen anderen Stellen — unser im Cod. Goett. vorliegender 
Commentar die Quelle ist, welcher der Bearbeiter des Mainzer Textes seine 
» Verbesserungenc entlehnt hat. 

128) Cod. Goett.: euangelicam 

129) Folgt der Wortlaut der biblischen Parabel; vgl. Luc. XV, 11 ff. 

130) Fehlt P. L 

131) Goett. Mog. Vat. : Christus 

132) In Goett. Mog. Vat. hier beigefügt : qui habet duos populos, ludai- 
cum et gentilem. 

133) »populus« fehlt in Goett. Mog. Vat; iu d. beid. letzt, auch »filiusc. 

134) Goett. Mog. Vat. : mulieribus 

135) Der nächste Satz ist im Cod. Goetting. folg. Massen verändert : 
Silique, que sunt folliculi leguminum et ventrem onerant non satiaut, signi- 
ficant varias instructiones , que inflant superbia, inanes vera scientia animam a 
spirituali fame non liberant, sed gehenne reatum gravant. Der Autor hat wohl 
auch hier einzelne Worte der Summe Stephan*s entlehnt; der Gedanke jedoch, 
welchem unser Verfasser durch seine Interpolationen des Rufintextes Ausdruck 
gibt, ist der Stelle Stephanie völlig fremd. 
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Der Commentar Rafin's zam Dictum ante c. 9 Gar ergo etc. ist 
aufgenommen, aber der Gesinnung des Autors entsprechend interpolirt; 
?ergl. Cod. Goett. f. 43: Item ethnica alia utilia, ut in trivio; alia 
inutilia, ut in quadrivio — qm forte nobis sunt inutüia; alia ne- 
fanda, sicut nigromantia et huic similes. Am entschiedensten kommt 
die Tendenz des Verfassers, die Beschäftigung mit den profanen 
Wissenschaften zu vertheidigen , wohl in der Dist. 38 zur Geltung. 
Vergl. Cod. Goett. fol. 44 ad dict. Grat. Cum itaqne etc. Credo 
tarnen guod ntdla scieniia et nullitis scientia sit mala, sed usus 
alicuius malus. Prohibitum tarnen est, ne discatur nigromantia 
propter humanum animum, qui appetit illicita, quia tendimus in 
vetitum semper cupimusque negatum: quod licet ingratum, quod non 
licet acrius urit. Difficile est tamen discere astronomiam sine 
nigromantia, quia que in hac docentur abusiones sunt astronomie. 
Talium ergo ignorantiam dicit prodesse, non obesse. 

Den Inhalt der Summa Bufin's hat unser Compilator zum 
grössten Theile aufgenommen und verarbeitet. Dass der Text Rufin's 
einfach unverändert abgeschrieben ist, kommt seltener vor; zumeist 
handelt es sich dann auch nur um kürzere Stellen. Der Commentar 
Rufin*s wird oft mit den Erläuterungen Anderer oder mit selbstän- 
digen Bemerkungen unseres Autors zusammengeschweisst. Sind 
längere Ausführungen aus der Summa Bufin's herübergenommen, so 
wird deren Text meist nur mit Variationen reproducirt; der Bearbeiter 
kommt — als in der Kunst des Paraphrasirens wohl geübter Ma- 
gister liberalium artium — nicht leicht in Verlegenheit, wenn es 
gilt, für den Gedanken Bufin's einen anderen Ausdruck zu finden, 
oder wenigstens einzelne Worte durch Synonyma zu ersetzen, andere 
Beispiele als die in der Vorlage enthaltenen zu wählen, die Con- 
struction zu ändern und so den Text beliebig zu erweitern oder zu 
verkürzen. Da der Compilator Rufin's Werk am meisten ausgebeutet 
hat, so tritt dieses Bestreben fremde Gedanken sich anzueignen, 
ohne die Selbständigkeit der Form preiszugeben, begreiflicher Weise 
gerade dort am meisten hervor, wo Rufin die Vorlage des Ver- 
fassers ist. Wie so mancher andere Plagiator des» Mittelalters, so 
verräth auch unser Magister nicht selten die Neigung, den com- 
pilatorischen Charakter seiner Arbeit zu verleugnen, indem er fremde 
Gedanken und Behauptungen ausdrücklich als sein geistiges Eigen- 
thum bezeichnet. Für einen naiven Plagiator kann man den Ver- 
fasser unseres Commentares also nicht gelten lassen; da er fremde 
Ansichten in höchstpersönlicher Fassung ausspricht, sich gar so oft 
als Meister in der Kunst des Umstylisirens zu bewähren sucht, so 

4* 
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hat er auch die anverändert aufgenommenen Stellen wohl nur des- 
halb nicht überarbeitet, weil er darauf vertraut, dass bei der Fülle 
und Mannigfaltigkeit des Stoffes, welche er zu bieten bestrebt ist, 
nur wenigen seiner Zeitgenossen alle seine Quellen vorliegen dürften. 
So ist es zu erklären, wenn stellenweise, namentlich in den späteren 
Distinctionen, der Text Bnfin's fast wOrtlich eingeschaltet, und dem- 
selben der vom Verfasser anderswoher entlehnte Apparat sowie 
dessen originelle Bemerkungen (welche gewöhnlich schon durch ihren 
Inhalt den ehemaligen Magister liberalium artium verrathen) einfach 
angereiht werden, ohne dass hier der compilirte Stoff eine eigentliche 
Ueberarbeitnng erfahren hätte. 

Einige Beispiele, die Stellen betreffen, in welchen sich der Ver- 
fasser nicht auf blosse Reproduction beschränkt, mögen dessen Manier 
illustriren. Dist. 13 ad Dict. Grat. ps. I . . . Postremo nullo modo 
verum est aliquem adeo esse perplexum inter duo mala, quod ne- 
cesse habeat in altero mortaliter peccare, ut hie dicit Gratianus. 
Nempe si inevitabile est eum in huiusmodi mortaliter peccare ^*^), 
non est ei imputandum ad gehennam quod mortaliter peccat; quem- 
admodum dicit Augustinus: Quis peccat in eo, quod vitari non po- 
test ? Item aliquis, qui ita perplexus esse dicitur, nichil aliud iura- 
vit, nisi quod interfecturus sit fratrem suum, et in eo quod non 
facit hoc, abstinet a malo et meretur premium. Abstinere autem a 
malo bonum est, precipue cum aliquid ad agendum impellit: ergo 
non adimplere quod iuravit bonum est, ergo ex eo quod non adimplet 
iuramentum, non peccat. Item hoc facere, quod se facturum iuravit, 
ant malum est aut non est malum. Si non est malum, cum nichil 
iurasset adimpletum ire nisi illum interficere, ergo non est malum 
eum interficere -— at hoc falsum est: ergo malum est eum 
adimplere quod iuravit. Igitur in eo quod non exsolvit quod 
iuravit, non peccat. Cum itaque inter nulla alia conclusus sit, 
nee inter aliqua peccata ita perplexus est, quin efiugere possit 
omne peccatum. Amplius preceptum est, ut quod iuravit non 
impleat; ait namque Isidorus: »In malis promissis rescinde fidem, 
quod incaute iurasti ne facias« in causa XXII q. IV (cap. 5). Et 
sie in eadem questione in pluribus auctoritatibus reperitur. Si pre- 
ceptum est non adimplere, ergo non adimplere non est peccatnm. 
Amplius: da aliquem iurare se facturum atiquod peccatum mortale, 
quod minus sit periurio, puta fornicationem simplicem. Si hunc 
dixeris inter crimen periurii et fornicationis esse perplexnm, eligen- 



136) Cod. Qoett: non pecoare 
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dam est ei quod est minus, scilicet peccatum fornicationis, et vitan- 
dam malus, videlicet periuriam : quod quantum sit a ratione devium, 
lippis patet et tonsoribus. Sic itaque nullus ita perplexus est inter 
dao mala, qaod non possit vitare peccatam, mortale dico; nam 
veniale forte aliquando oporteret ipsum incarrere. Quomodo igitur 
intelllgenda sunt multa, que dicuntur etc. i»'). 

Ad Dict. Qrat. p. c. 54 D. 50 "®). . . . Michi autem videtur, quod 
ex hoc decreto habetur qnidem, quod clerici publicam agere possunt 
penitentiam, sed non soUempnem que carena dicitur. A careo quidam 
carinam vocant (Goett. Pol. 59^). Die Ansicht, welche der Verfasser 
als seine eigene Entscheidung hinstellt, ist jene liufin's; vergl. dess. 
Summa ad c. 9 D. 28 und ad Dict. Grat. p. c. 54 D. 50. (In D. 28^ 
wo unser Autor ebenfalls die Meinung Rufin's vorträgt, wird — wie 
bei Rufin — auf Dist. 50 verwiesen; doch ist in Dist. 28 nirgends 
jene höchstpersönliche Form der Darstellung angewandt, in welcher 
der Verfasser die Originalität seiner Anschauung behauptet.) Neu ist 
hier nur die Erklärung des Ausdruckes »carenac i'»). 

Ad c. 21 D. 63 [Goett. fol. 69*»] ad v. »relevata est quantitas«. 
Vel ex parte vel ex toto. Vel forte simoniacum fuit illam pecuniam 
solvere iroperatori : quod forte persuasura imperatori eum cessare 
fecit ab huiusmodi exactione. Vel dici potest quod non fuit simoni- 
acum, eo quod non pro ecclesiastico honore solveretur, sed, ut qui- 
dam volunt*^^), pro investitura vel concessione possessionum , que 
etiam hodie regalia dicuntur. Sed potius videtur michi — quod etiam 
pro bis dare esset simoniacum — ut non pro his dederit, sed pro 
benedicHonis yratia ^^^), ut paratiores essent ad resistendum scisma- 



137) Vergl. bieza die Summa Rufini h. 1. ; der Text Schulte*8 ist nicht 
frei von Fehlern, namentlich ist hie and da wieder der Wortlaut der Mainzer 
Handschrift stehen geblieben. 

138) Den anmittelbar yorhergehenden Text des Cod. Goett., in welchem 
Cresconios citirt wird, hat Schalte in d. Gesch. d. Quell, und d. Litt. d. can. 
R. I, 44 (sob No 5. Abs. 2) mitgetheilt; in der zweiten Zeile erganze bei 
Schalte »et« vor »invenitur«, in Z. 6 vor »raorum« das Wort »probitatero«. 

Die vom Verfasser bezogene Stelle findet sich bei Cresconius nicht. Wir 
sind jedoch deshalb noch nicht zu der Annahme genöthigt, dass hier ein Irr- 
thum des Autors oder seines Gewährsmannes unterlief. Die Sammlung des Cres- 
conius kommt ja vereinzelt in einer überarbeiteten und vermehrten Gestalt vor. 

139) Selbstverständlich ist die Worterklärung nicht richtig; das W. ist 
bekanntlich von quadragena, quarentena herzuleiten. 

140) Stephanus ! 

141) Ist die Ansicht Rufin*s. 
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ticis*^*). Quia enim tunc imperalores pro ecclesia magis laborabant, 
equum erat, ut certo tempore aliqna eis ab ecclesia beneficii repen- 
satio fieret : qnod quidem nnllo alio tempore melius fieret, quam cum 
electio pontificis confirmari deberet. Sed postmodum ex insolentia 
principis cepit exigi qaasi debitum quod prins fnit gratuitam; nnde 
dicebatur dari pro ordinatione quod prius dabatnr libera voluntate. 
Ideoqne bene placuit Agathoni pape et illius temporis imperatori, ut 
huiuscemodi datio amodo nnnquam fieret. Et sie relevata est, id est 
peuitus eliminata ^^'). Hier trägt also der Verfasser wieder eine 
Ansicht Rufin's als seine eigene Entscheidung vor. 

Schulte (S. LXIX) bezeichnet mit Recht als die Hauptquellen 
des Verfassers Rufin, Stephan ^^) und die Summa Parisiensis; es 
dürften, wie ich glaube, überdies eine Reihe von Schriften der 



142) Der Gedanke des Satzes »nt . . . . scismaticisc stammt aas der 
Samme Stephan*s, welcher denselben als eine alternative Lösung hinstellt. 

143) Bei Schalte S. 186 ist der Wortlaat der Summe Rufin's nicht dorch- 
weg genau wiedergegeben; zumeist sind es auch hier verba erratica aus dem Mainzer 
Texte, welche die üngenauigkeiten yerschuldet haben. Z. 13 y. u. st. utique 
corr. ita, Z. 8 y. u. st. principis 1. principum, Z. 6 y. u. st. libera yoluntate lies 
pro 1. y. — der Mainzer Text, dessen Bearbeiter Rufin mit Hilfe unseres Com- 
mentares interpolirt hat, steht natürlich dem letzteren näher, als die reine 
Summa Bufini; Z. 6 y. u. st. placuit 1. bene p. (Diese Auslassung ist ein&ch 
ein Versehen Schulte's.) 

144) Schalte (Bufin-Ausg. S. XLVIU, XLIX) bringt ein Verzeichnis der 
Stellen des Cod. Goetting., welche ans der Summa Stephani geschöpft sind. 
Man könnte wohl überhaupt darüber streiten, ob denn eine solche kahle Auf- 
zählung der Stellen einen besonderen Werth hat, ob auf Grand derselben der 
Leser sich wirklich ein richtiges Urtheil bilden könne über die Bedeutung der 
Summa Stephani für das Werk unseres Verfassers, über die Art und Weise, in 
welcher derselbe seine Vorlagen zu behandeln gewohnt ist. Zudem ist auch 
die Vollständigkeit der Angaben, welche Schulte beabsichtigt hat, nicht erreicht; 
60 fehlt im Verzeichnisse Schulte's z. B. die in Dist. 4 zum Dict. Grat, ante 
cap. 4 im Cod. Goett. aufgenommene Stelle (S. oben S. 35), während SteUen 
aufgezählt werden, an welchen die Summe Stephan*s gar nicht benutzt ist 
(So ist z. B. ad e. 4 D. 1 gewiss nichts aus Stephan entnommen , und auch 
für die Erläuterung ad capp. 5 — 7 h. d. dürfte dessen Summe, nach dem Ver- 
hältnisse der Texte zu schliessen, schwerlich irgendwo die Quelle gewesen sein.) 

Ich möchte nur noch bemerken, dass selbstyerständlich an jenen Stellen 
des Cod. Goett., welche wörtlich aus der Summa Stephani aufgenommen sind, 
nicht etwa jener oft so unrichtige Text zu finden ist, welchen die Stephanus- 
Ausgabe Schulte's enthält. Die horrenden Fehler des Herausgebers (der z. B. 
ad c. 9 D. 40 Aaron statt Ebron, ad c. 42 D. 50 minissime statt mitissime ge- 
lesen hat — yergl. auch Gietl in dieser Zeitschrift Bd. 67, S. 430, 435) und 
dessen sinnstörende Auslassungen sind eine Specialität Schulte's; man würde 
einen solchen entstellten Text im Cod. Goett. yergeblich sachen. 
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französischen Schale benutzt sein, welche noch der älteren Richtung 
angehörten, deren Vertreter aus der Schule der Rhetorik und der 
Theologie heryorgegangen waren. Die Berücksichtigung dieser Lit- 
teratur lag dem Autor, einem Magister liberalium artium, für 
welchen die Lehre der Rhetorik die Brücke zum Rechtsunterrichte 
gewesen ist, besonders nahe. Ein grosser Theil des in unserem 
Commentar verarbeiteten Stoffes, welcher sich in den uns be- 
kannten Werken der Decretisten nicht findet, ist sicherlich der 
erwähnten Litteratur entlehnt; nur jene Erläuterungen, welche die 
Wichtigkeit der Kenntnisse, die nur ein eifriges und gründliches 
Studium der Grammatik und Rhetorik ***) vermitteln kann, für das 
Verständnis der Rechtsquellen illustriren wollen, dürfen wir ent- 
schieden ohne weiteres dem Autor aufs Kerbholz setzen. Manche 
Bemerkungen dieser Art (namentlich einzelne, mehr als bloss ge- 
waltsame etynaologische Versuche, ferner jene alternativen Lösungen, 
welche eine Schwierigkeit der Interpretation mit Hilfe einer Con- 
jectur beseitigen wollen, die sich auf die Annahme eines beson- 
deren Sprachgebrauches, einer seinen Zeitgenossen nicht geläufigen 
Orthographie und Interpunction stützt) machen ganz den Eindruck, 
dass sie als ein solches argumentum ad hominem gemeint waren, 
so dass wir annehmen dürfen, hier sei nicht bloss die Anwendung, 
sondern auch der Inhalt der kühnen Behauptungen selbst wirk- 
lich neu. 

Dass Roland und Paucapalea, welche der Verfasser bekannt- 
lich citirt"**), als Quellen desselben nicht von hervorragender 
Bedeutung sein können, bedarf keines weiteren Beweises. Die An- 
nahme, dass unser Autor das Werk des Sicardus kannte, ist abzu- 
weisen ^^) ; ebenso unbegründet ist die Behauptung, dass dem ersteren 



145) Seltener ist den Fächern des Quadrivinrns (Computas!) eine solchf 
entscheidende Bolle zugedacht. 

145(^) Yergl. bez&glich des Bolandas oben S. 36. Die Stelle ist in den 
uns erhaltenen Schriften Boland's nicht nachzuweisen; Schulte vermnthet, dass 
das Citat eine Glosse Boland*s im Ange hat. üeber die Benntznng Paacapalea*s 
vgl Schulte, Gesch. d. Quell, u. Litt. I 128 Nte 27, dess. Summa des Pauca- 
palea S. XI, Bufin-Ausg. S. L. 

Die Bemerkungen unseres Commentares über Paucapalea und dessen 
Werk sind, wie schon Maassen und Schulte dargethan haben, der Summa Pa- 
risiensis entnommen. 

146) Schulte bewegt sich in Widersprüchen. S, LXX wird apodiktisch 
behauptet, dass Sicardus in unserem Commentar nicht benutzt sei, »weil sich 
die Nichtberücksichtigung der Decretalen Alexander TU. anders nicht erklären 
lässt« ; auf S. LXXI meint er jedoch, dass »vielleicht auch die Summa Sicardi 



56 Singer^ Beiträge zur Würdigung der Decretiatehlitteratur, 

die Summa des Johannes Faventinus bekannt gewesen sein müsse. 
Die Unterscheidung, welche unser Commentar, wie Schulte annimmt, 
in der Dist. 50 ans Johannes Faventinus entlehnt haben soll, ist 
wohl auch bei dem letzteren nicht originell, gleichviel ob er nun 
unseren Commentar gekannt hat, oder ob — was das Wahrschein- 
lichere ist — beide Compilatoren hier eine gemeinsame Quelle be- 
nutzt haben. Johannes hat gewiss, abgesehen von den Werken 
Rufin's und Stephan's, deren Inhalt er sich im weitesten Umfang 
aneignete, noch eine Reihe von Schriften gekannt und benutzt; die 
Behauptung, »es sei undenkbar«, dass er eine Summa gekannt und 
stellenweise benutzt haben könne, ohne sie jedoch in umfassender 
Weise auszubeuten, verdient keine Widerlegung i*^). 

Unser Verfasser versäumt, wie bereits bemerkt wurde, keine 
Gelegenheit, seine Kenntnis des römischen Rechtes zu verwerthen, 
und hat mit sichtlicher Vorliebe nicht bloss kürzere Erläuterungen, 
sondern auch umfassende Excurse, deren Gegenstand besonders häufig 
die von der Schule aufgestellten allgemeinen Rechtsregeln sind, auf- 
genommen. Vor allem bietet Gratian^s Rechtslehre, welche in den 
ersten zwanzig Distinctionen vorgetragen wird, dem Verfasser oft 
den willkommenen Anlass, um so wohl seine Kenntnisse in den »freien 
Künsten« wie seine romanistische Bildung zu bewähren. Der prin- 
cipielle Gegensatz zu dem Standpunkte Rufin^s erklärt uns die That- 
sache, dass der Verfasser in den ersten zehn Distinctionen die 
älteren Commentare zum Decrete, namentlich aber das Werk 
Rufin's verhältnismässig wenig benutzt hat**«), weil der Inhalt 

benutzt« ist. Mir w&re keine Stelle bekannt, welche zu dieser Annahme Grund 
geben würde. 

Schulte bespricht auch die Frage, ob es wahrscheinlicher sei, dass Sicardus 
einzelne Stellen seines Werkes, die aus der Summa Parisiensis stammen, dieser 
unmittelbar entlehnt, oder dass er ans unserem Commentar geschöpft habe. 
Mit den Argumenten, welche Schulte vorbringt, lässt sich die Sache nicht ent- 
scheiden. 

147) S. LXI glaubt Schulte die yon ihm citirte Stelle in Dist. 50 als 
einen » entscheidenden € Grund dafür geltend machen zu können , dass unserem 
Verfasser »die Summa des Johannes bekannt gewesene. Dennoch hat er selbst 
auf S. LXXI die Frage wieder als zweifelhaft behandelt und gibt die Mög- 
lichkeit zu, dass unser Commentar alter sein könnte als die Summe des 
Johannes Faventinus. 

148) Diese auffallige Vernachlässigung Rufin*s in den ersten zehn Di- 
stinctionen unseres Commentares erklart das Bestreben der Bearbeiter des 
Werkes, durch Interpolationen ans der Summe Bufin^s das vermeintliche Ver- 
sehen des Autors gut zu machen. Dies ist offenbar auch der Plan des Ur- 
hebers jenes interpolirten Ezcerptes der Distinct. 5 seqq.» welches in der 
Mainiei und in der Vaticanischen Handschrift vorliegt. 
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dieser einleitenden Distinctionen Qratian's es unserem Autor 
überall besonders nahelegt Fragen zu behandeln, welche von allge- 
meinerer Bedeutung sind und nicht bloss den Decretisten interessireu. 
Da er sich des bestehenden grundsätzlichen Gegensatzes der Auf- 
fassungen auch vollkommen bewusst ist, so geht er in seinen natur- 
rechtlichen und romanistischen Discussionen , wie in seinen Be- 
merkungen, welche die Lehren der artes liberales für die Exegese 
der Quellen dialektisch verwerthen wollen, hier auf eine Polemik 
nicht ein, die sich gegen Bufin oder dessen Gesinnungsgenossen 
richten würde ^^*) ; selbst wo Bufin ausnahmsweise (»ubi quorundam 
casuum necessitas interpellat«) die Lehren der Legisten in seinem 
Commentar zu den ersten Distinctionen berücksichtigt hat, sind jene 
Erläuterungen Bufin's, welchen der Verfasser nicht beipflichtet, ge- 
wöhnlich einfach bei Seite geschoben. 

Die Litteratur, welcher der Autor seine romanistischen Er- 
örterungen entlehnt, die Schule, in welcher er herangebildet worden, 
haben wir offenbar in jener französischen Becbtswissenschaft zu 
suchen, die dem Aufschwünge der humanistischen Bestrebungen in 
Frankreich ihre Entstehung verdankte ^^^). Die Lehre des Kechtes 
blieb dort in engster Verbindung mit dem Studium der freien Künste, 
der Bhetorik und Dialektik, aus welchem sie hervorgegangen war, 
während die Schule von Bologna sich nicht nur bald von der engen 
Verbindung mit dem Bhetorikunterrichte befreit, sondern auch den 
Einflnss der Traditionen der Bhetorik und Dialektik auf die Methode 
der Becbtswissenschaft gebrochen hat^^^). Die romanistischen Dar- 
stellungen unseres Autors zeigen durchweg den Charakter dieser 
französischen Schule ^^'). Für die Begründung meines ürtheiles sehe 

149) Dass diese Polemik nicht der Baumersparnis wegen vermieden 
wurde, ist evident. Es sind ja gerade die ersten Distinctionen mit der grössten 
AasfQhrlichkeit behandelt, und es werden hier sonst auch die unbedeatendsten 
Mein angs Verschiedenheiten eingehend erörtert. 

150) Schalte hingegen ist der Ansicht, dass der Verfasser in Bologna 
stadirt hatte , ein Hörer des Balgams war un^ dem Aufenthalte zu Bologna 
jene Kenntnis der Zustände Bologna's und seiner Schule sowie jene Vertraut- 
heit mit den Verhältnissen OberitaIien*s verdankte, welche Schulte bei ihm 
voraussetzt Die Gründe Schulte's wollen wir des Zusammenhanges halber 
erat weiter unten discutiren, wo wir uns mit den Aufschlössen zu beschäftigen 
haben werden, welche das Werk selbst über die persönlichen Lebensumstände 
des Verfassers gewährt. 

151) Vgl Siegel in den Sitzgs-Ber. der kais. AL d. Wiss. phlL-hist. Gl. 
Bd. 55. 8. 650, Fittinf; Jurist. Schriften des früheren Mittelalters 8. 113 
Anm. 13. 

152) Die Existenz einer von Bologna wesentlich unabhängigen französi- 
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ich gänzlich ab von Aeusserlichkeiten der Darstellung, welche meine 
Ansicht bestätigen, wie die höchst summarischen, gewöhnlich sich 
auf die Angabe des Gesetzbuches beschränkenden Citate^^'*), da 
solche Aeusserlichkeiten allein, wie heute allgemein anerkannt wird, 
ein sicheres Urtheil nicht gestatten. Entscheidend jedoch ist der 
überall hervortretende Einflnss der Rhetorik und Dialektik, das Be- 
streben, die DiscussioQ der juristischen Fragen in Verbindung zu 
bringen mit der Kenntnis der Antike und jenes encyklopädischen 
Wissens, welches den Lehrstoff der »freien Künstet bildet, die Ver- 
nachlässigung der Quellen über dem Streben nach systematischer 
Darstellung, die dialektische Gewandtheit im Ausdruck und die 
unverkennbare Ueberschätzung dieses formalen Elementes wissen- 
schaftlicher Leistung. An die rationelle Begründung des Lehr- 
satzes, welcher, wo es das didaktische Interesse verlangt, unab- 
hängig von der Fassung der Quellen formulirt wird, schliesst 
sich eine erläuternde Casuistik; kurze und verständliche (aber nicht 
immer auch sachlich richtige) Definitionen, eine übersichtliche Ein- 
theilung, Classification der BegriiTe sollen den systematischen Zu- 
sammenhang des Kechtsstoffes zur Klarheit bringen, während die 
Frage, ob alle diese systematischen Bestrebungen auch dem Zeug- 
nisse der Quellen völlig gerecht werden, in den Hintergrund tritt. 

Die charakteristischen Mängel jener Richtung, welcher der 
Autor sein romanistisches Wissen verdankt, machen sich wohl überall 
bemerklich; die ebenso unbestreitbaren Vorzüge derselben kommen 
hingegen nur dort zur Geltung, wo der Verfasser aus der ihm zu- 
gänglichen romanistischen Litteratur Excurse über allgemeine Rechts- 
regeln aufnimmt. Wo er sich jedoch bei der Interpretation des 
Decretes nur die Aufgabe stellt, bestimmte civilistische Termini zu 
erläutern, über Einzelheiten des römischen Staats- oder Privatrechts 
Aufschluss zu geben, will er nicht bloss jene Belehrung bieten, welche 
die ihm geläufige civilistische Litteratur gewährt, sondern er folgt 
dem Brauche der Decretisten, alle ihnen bekannten Erklärungen dem 



sehen Jarispradenz gibt auch Conrat für diese Epoche zu; vgl. dess. Epitome 
ezactis regibns, Einleitung S. OCLXXXII ff. 

152«) Schulte, Gesch. d. Quell, und Litt. d. can. R. I 129, behauptet, 
dasB der Verfasser »die justinianischen Sammlungen fast gar nicht anführt«. 
Aach in der Rufin- Ausgabe (Einl. S. LXXI) gibt Schulte ebenso wie in der Gesch. 
d. Quell, u. Litt. (I, 126) nur zu, dass der Verfasser unseres Coramentares »die 
Quellen des römischen Rechts genau kennt«, ohne den yorerwähuten Ausspruch 
richtigzustellen. Wie Schulte zu seiner Behauptung kommt, ist mir uner- 
klärlich. 
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Leser zur Auswahl vorzulegen i"). Ansichten der Legisten, welchen 
er seine Bildung verdankt, Ausspräche der Commentatoren des De- 
cretes, Notizen, welche seine Vertrautheit mit dem Gesammtgebiete 
der liberalen Studien ihm nahelegt, und endlich die Frfichte seiner 
eigenen speculativen Begabung werden da zu einer stattlichen Beihe 
alternativer Lösungen vereinigt. Derselbe in der üeberschätzung der 
Dialektik wurzelnde Pedantismus, welcher jede vermeintlich denkbare 
und mögliche Erklärung berücksichtigen will und es sich zum be- 
sonderen Verdienste anrechnet, wenn dem Leser reichlich Gelegenheit 
geboten wird, seinen Scharfsinn bei der Prüfung aller dieser Alterna- 
tiven zu bew&hren, zieht sich übrigens wie ein rother Faden durch 
die Stellen des Werkes, welche wir, nach ihrem Inhalte, ganz oder 
doch zum Theile für selbständige Leistungen des Verfassers ansehen 
dürfen. Die Lectfire derselben ist deshalb oft recht unerquicklich; 
namentlich überbietet sich der Verfasser in den gewagtesten Wort- 
erklärungen, deren einziger Beiz ihre Originalität sein dürfte, weil 
seine Vorgänger schon alles erschöpft haben , was den landläufigen 
Glossarien zu entnehmen war. Wo er seine üeberlegenheit als 
kenntnisreicher Magister liberalium artiuni verwerthen zu können 
glaubt, werden auch Dinge von höchst untergeordneter Wichtigkeit 
mit ermüdender Breite besprochen ; niemals versäumt er da den Ap- 
parat der alternativen Lösungen nach seiner Eigenart zu ergänzen. 
Dass ein Grammatiker von Beruf, wie der Verfasser unseres Com- 
roentares, in Fragen der Textkritik weder Bufin, noch über- 
haupt einen der Decretisten, auf deren Werken seine Compilation 
beruht, als Autorität anerkennt, brauche ich kaum ausdrücklich 
hervorzuheben. 

Im Folgenden zunächst einige Proben des Standpunktes und 
der Eigenart des Verfassers; ich glaube jedoch auch eine oder die 
andere, bisher m. W. nicht veröffentlichte Stelle hier aufnehmen zu 
dürfen, deren Inhalt ohne Bücksicht auf dieses Moment Beachtung 
verdient. 

Cap. 1. D. 1. ad v. ideoque he discrepant. 

Ideoque he seil, humane leges discrepant inter se. Cum enim 
diversarum civitatum contrario sint consuetudines et in scriptum 
redacte, non est mirnm, si humane leges iuveniantur adverse. In 
codice tamen legum, seil, in codice Justiniani, et in digestis novis 



1^) Diese Manier ist dem Einflasse zuzuschreiben, welchen die Methode 
Abälard^s auf die Begrttnder der Decretistenschnle gettbt hat. Vergl. Denifle 
im Archiv für Litt- und Kirchen-Gesch. des M. A. I, 618 ff. 
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vel veteribus et in libro iufortiatoruni (!) nichil iuvenietur "*) con- 
trarietatis, sed, ut dictttm est, in consuetudiuibus scriptis. 

Ibid. ad v. transire per agrum etc. 

Assignata dififerentia inter ius divinam et ius humanutn per 
appellationes eorundem nunc assignat in re ipsa inter eadem dif- 
fereutiam, nou solum ostendendo, quid appelletur, sed etiam quid 
Sit divinam ius et non humanum, dicens fas esse, non ius, transire 
per agrum alienum. Quasi diceret: divino sive naturali iure licitum 
-est transire per agrum alienum, non licet hoc humano positive con- 
suetudinario iure. Sed hoc videtur falsum, quia nullo iure licet alii 
dampnum inferre. Si ergo segetes in agro sunt, quomodo fas est 
transire per agrum alienum ? Ideo addendum est : sine dampno 
alterius. Et quid, si prohibuerit dominus agri ? Non videtur quod 
Sit fas transire domino invito, etiamsi dampnum ei non inferatur. 
Ideo addendum est : fas est transire per agrum alienum sine dampno 
et sine iniuria alterius. Et nota^^^) quod, si transeatur regia strata 
vel vicinali via, qua scilicet transitur de vico ad vicum et de villa 
ad villam, non transitur per agrum alienum, quia via regia 
nulli est aliena, nullius propria, sed oninibus communis; sed 
circumiacentes agri de proprietate aliquorum sunt. Vicinalis etiam 
via, qua vicinus transit ad vicinum, nullius est propria, sed circum- 
manentium omnium. Sed si sie dixerimus, falsum videtur quod 
subiungilur : ius non est, id est humano iure non licet alicui transire 
p. a. a. ; videtur enim quod eliam humano iure licitum sit sine 
dampno et iniuria alicuius t. p. a. a. Item: debetur michi servitus 
in agro alterius iure humauo, ut si habeo in eo usumfructum, vel 
iter, ut si pedes transire debeam; vel actum, ut si^ transire 
debeam equum pellende ante me vel post me trabende vel 
equitando vel erecta lancea; vel viam, ut si cum plaustro transire 
debeam ^^^). Gonstat ergo quod iure humano etiam licitum est t. p. 
a. a. Item : quamvis nullam in eo habeam servitutem, humano tarnen 
iure licet michi intrare agrum alterius ad venandum et ad aucupan- 
dum, tantum non inferam dampnum et iniuriam possessori. Et si in 
agro illo feras vel aves cepero, mee erunt non minus, quam si in 
deserto loco eas cepissem, quia quod in nullius est bonis occupanti 
conceditur. Intelligatur igitur sie: T* p. a. a. sine dampno et 



154) Cod. Vat. et Mog.: reperitur 

155) Die folgende Stelle, welche die regia strata zur vicinalis via in 
Gegensatz bringt, ist identisch mit jener, die Schulte, Gesch. d. Qnell. u. Litt. 
I S. 125 Nte 14 und Rufin-Ansg. S. LIX, im Auge hat. 

156) Cf. L. 7 Dig. de serv. praed. rast. (VIII, 3). 
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iniuria alterins^^^) fas est, id est divinam sive naturale ius est, id 
est divino iure licet, quia divino iare omnia sunt comraimia, nulla 
propria: Domini enim est terra et plenitiido eius^^^). Jus non est, 
id est humano iure non licet, nisi servitus habeatar in agro; pro- 
hibebit enim possessor agri humano iure *^^) aliis venationem in a^no 
suo et transitum. Sed si prohibebit, nee divino iure potest traiisire 
prohibitus, quia non sine iniuria alterius, secundum quod supra ex- 
positum est. Ideo dicatur: Quod alicui transire licet, etiam sine 
dampno et iniuria alterius, hoc est de iure divino, sed non est de 
iure humano, licet non sit contra ius huraanum. Quia, si transeo 
agrum alicuius sine dampno et iniuria ipsius, non habet forte iure 
humano actionem contra me, et tarnen non est de iure humano quod 
licet michi transire. His ita expeditis alia suppuUulat questio. Queritur 
enim, an hoc argumentum conccdendum sit: divino sive naturali iure 
est hoc licitum, ergo est licitum simpliciter. Ad hoc dicimus, quod 
iuri ^^^) naturali in aliqua parte derogatum est per coasuetudiuem : 
quia naturali iure omnes sunt liberi, nuUus est servus, quia edidit 
omnes nobile germen; et item omnia sunt commania iure naturali, 
nulla propria. Utrique istorum derogatum est per consuetudinem. 
Non ergo: si divino iure licet, et simpliciter licet. Sic ezpedita sunt 
que ad transitum huius agri erant necessaria; alibi tamen ad hec et 
contra hec plura, sed forte minus pertinenter, etiani scripto com- 
misimus *«i) .... 



157) alicoias [Yat. et Goett.] 

158) Pialm. XXUI, 1 

159) Mog. add. : re adhac Integra 

160) Qoett. : divino naturali 

161) Die Worte: alibi tarnen u. s. w. führt Schulte (Rniin-Ausg. LX) als 
einen Beleg für seine Behauptung an, dass der Autor unserer Summa Phi- 
losophie gelehrt und philosophische Schriften verfasst habe. Die Behauptung 
soll sich wohl darauf stützen, dass der Autor in der Schrift, auf welche er hier 
Bezug nimmt, [nach seinem Berichte das Verhältnis des Naturrechtes zum po- 
sitiven Rechte erörtert hatte. Wenn Schulte etwa alle jene Theologen und 
Decretisten des Mittelalters, welche die Existenz und Bedeutung eines Natur- 
rechts behandelt haben, als »Philosophenc bezeichnen will -— dann entfällt für 
mich offenbar jeder Anlass zu einer Polemik! 

Wie die Rechtstheorie Qratian's überhaupt, so werden in unserer Summe 
insbesondere auch die Fragen , welche sich auf das ius naturale beziehen , mit 
sichtlicher Vorliebe breit und eingehend besprochen. Diese Deductionen des 
Verfassers bewegen sich jedoch durchaus im Rahmen der Vorstellungen, welche 
den Theologen und Decretisten des zwölften Jahrhunderts geläufig sind. Da 
die Ansicht ausgesprochen und — bestritten worden ist, dass schon die französische 
Schule (welcher der Verfasser m. E. seine juristische Bildung zu verdanken hatte) 
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C. 2. D, 1. ad V. Jus autem est dictum^ quia iustum est. H. e. 
qualiscunqae aotificatio, qaia et ins dicitur quod iastum non est. 
ünde in legibus ^>') ius dicitur quod pretor decernit , licet iniquum 
Sit, relatione non facta ad id, quod fit, sed ad id, quod fieri debuit: 
non enim deberet decernere, nisi quod iustum esset, et ideo, etiam 
si iniquum sit quod statuat, tarnen ius decernere dicitur. 

C. 4, D. 1. V. Mos autem est etc. Ex parte subiecti morem ap- 
pellat consuetudinem plurium personarum vel tocius ciritatis alicuius, 
ex parte predicati mores nominat consuetudines singnlarum persona- 
rum. Vel in subiecto morem dicit, qui apud multas optinet civi- 
tates; in predicato eum, qui in una tantum vel in pluribus, sed in 
paucis optinet. Et nota quod aliter ponitur hie hec dictio, aliter in 
Catone^^'), ubi dicitur errare in via morum, id est animorum. 

Ad c. 7. D. 1. V. Liberorum successio id est quod filii pa- 
rentibus succedant in hereditate. Istud videtur esse effectus iuris 
civilis; ideo forte dicendum est, quod debeat hie esse: liberorum 
procreatio. Et ita in quibusdam libris reperitur ^^). Vel sie: 2t- 
berorum successio non in hereditates'^), sed in vita vel etate; naturaliter 
enim diutius vivunt filii et premoriuntur parentes, licet ordo aliquando 



neue RechUsätze als Postnlate eines allgemein giltigea Natarrechts, »als Folge- 
rungen der wahren inneren Gerechtigkeit aufgestellt« habe, dass sie Ideen ver- 
treten habe, denen wir in der Natarrechtsdoctrin der Nenzeit erst Jahrhunderte 
später begegnen (vgl. Fitting in der Zeitschr. d. Saviguy-Stiftung , Romanist. 
Abthig. VI 134, und in dess. Anfangen der Rechtsschule von Bologna S. 122 f.; 
gegen Fitting*s Auffassung Gonrat, Gesch. d. Quell, und Litt. d. Rom. R. I 
548, 558), 80 will ich hier ausdrücklich bemerken, dass unsere Summe m. E. 
keine Stelle enthalt, welche als Beitrag zur Entscheidung dieser Frage in Be- 
tracht kommen könnte. 

162) Cf. 1. 11. Dig. de iust. et iure (I, 1) 

163 Es ist hier jene Sammlung von SittensprQchen gemeint, die unter 
dem Namen Cato*s verbreitet wurde. Dieser Name sollte ursprünglich wohl 
nicht die Autorschaft Cato^s behaupten, sondern nur die Weisheit der Sprüche 
kennzeichnen; miss verständlich er Welse wurde jedoch später Cato f&r den 
Verfasser erklärt; vergl. auch unten die Stelle unseres Commentars Dist. 16 
princ Dieses Buch war im Mittelalter, namentlich seit dem eilften Jahr- 
hundert, ziemlich allgemein die erste LectQre der Knaben, welche die Anfangs- 
gründe der Grammatik erlernten. Das Citat im Texte hat den Anfang des 
Vorwortes zu der Spruchsammlung in Prosa vor Augen, welche mit den Moral- 
versen »Cato*s« verbunden wurde (»Cum auimadverterem quam plurimos gra- 
viter in via morum errare ....). 

164) Die hier erwähnte Lesart ist weder den Corr. Rom. noch Friedberg 
bekannt ; vergl. die Notat. Corr. und Nte 22 Bdit. Friedb. Col. 2. 

165) Cod. Mog. fügt bei: quod civlli iure est introducta (Offenbar eine 
in den Text aufgenommene Randglosse; vergl. oben S. 34, Nte 77). 



Cammentar »u P. /. des Decr. mit der Vorr. Antiquitate et temp, 63 

casa pertarbetar. Vel predicto modo dicatar, quia non est inconve- 
niens eundem esse effectam iaris naturalis secundam originem et 
iuris civilis secundam approbationera. Huic tamen contrariam vi- 
detur qnod statim subiangitnr: communis omnium possessio. Si 
enim naturaliter communis est omnium ^^^) , non naturaliter est 
fiüorum ; et item iure naturali nulla sunt propria, omnia communia. 
Ad hoc ^^^) dicimus quod, si naturaliter trahuntur ad hoc, nt Om- 
nibus relinquant hereditatem , multo magis ad hoc, ut^^^) filiis re- 
linqnant. Vel non est^^^) obiciendum quod naturaliter omnia sint 
communia, quia ei derogatum est^^^) per consuetudinem omnium. 
His ita ezpeditis videndum , quare filii liberi appellentur. Ideo vi- 
delicet ^^^), quia ex libero matrimonio sunt orti. Vel ideo appellantur 
liberi in legibus, ut isto vocabulo a servis secernantur, quia sicut 
servus est in potestate domini, sie filius in potestate patris seeundum 
illud apostoli: Nichil diifert heres a servo, cum dominus sit om- 
uium "^). lade etlam filio fit emancipatio, ut sit Über a patre, sicut 
servo manumissio ^"), ut sit über a domino "*). 

C 9. D. 1. V. Posüiminia, 

. . • . Lex vero Cornelia , ab inventore sie dicta, contrariam 
habet fictionem: fingit enim captivam mortuum fuisse a primo die, 
quo egressus est e civitate. Et seeundum hanc legem omnia rata 
habentur, qne filius eonstituit. Et sunt iste contrario ßetiones; sed 
leges non sunt contrario, quia lex postliminli agit de iliis, qui re- 

166) Mog. add. : possessio 

167) So Vatic. ; Goett. : quod 

168) So Mog.; Goett.: qaod 

169) Goett.: e. hoc o. 

170) Mog. : derogatur 

171) Im Folgenden (. . . . über a domino) ist die Summa Rafini benutzt. 

172) Paul. ep. ad Gal. IV. 1. 

173) Dieses W. fehlt in Goett. und Vatic. 

174) Hier schliesst im Cod. Mog. und Vatic. der Commentar zu den 
Worten liberornm successio. Im Cod. Goett. wird noch beigefügt : »Appellantur 
antem nomine filiorum et filii et nepotes et pronepotes et alii in descensu. Alia 
littera habet susceptio«. Diese Stelle des Cod. Goett. ist offenbar eine Inter- 
polation. Der Inhalt des ersten Satzes ist der Summe Stephan's entlehnt; der 
zweite Satz will auf jene Lesart verweisen, welche Rufin und Stephan so ent- 
schieden bevorzugen, während unser Verfasser — welcher in Fragen der Text- 
kritik deren Autorität nicht anerkennt — ihre Lesart ganz unberücksichtigt 
lässt, obwohl er im Anfange der Erläuterung die Teztvarianten bespricht. 
(Vgl. oben die W. : Liberorum successio . . . reperitur. — Rufin ad h. 1. : liberor. 
soBceptio. Mendosi autem Codices habent »successio«. — Stephan ibid. : susceptio. 
Alia littera »successio« falsa est.) Der Interpolator will das vermeintliche Ver- 
sehen des Autors gutmachen; vergl. oben Nte 77, 148. 
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vertuntur, lex Cornelia de Ulis, qui moriuntur in captivitate. Ideo 
autem fingit eum statim mori, ut über, non servus moriatur, ut 
heredes habeat; servus enim nichil habet. Sed huic contrarium vi- 
detur quod invenitur in lege: Eins, qai apud bestes decessit, nuUa 
est hereditas. Ideo hoc sie ezaudiendam est: Eins, qui apud bestes 
decessit, nuUa est hereditas, id est eius, qui in captivitate natus fuit 
et roortuus, nuUa potest dici hereditas, nee aliquis sub nomine illius 
accipiet hereditatem ^^^). Yel aliter. Eius qui apud bestes decessit, 
id est eins, qui ab hostibus tenetur captivus, dici hereditas non po- 
test, id est interim, quod detinetnr apad bestes, non potest heredi- 
tatem suam alicui ^^^) delegare nee testamentum statuere et, si fece- 
rit, irritum erit. ünde in lege: »Eius, qui apud bestes decessit, 
nuUa est hereditasc , quia morte civili hereditatem transmittit ad 
heredes, morte autem naturali apud bestes nichil transmittit. Quic- 
quid ergo ante captivitatem statnerat, ratum erit, quia civis mortuus 
fingitur. Sed secundum quod naturaliter moritur apud bestes, quic- 
quid in captivitate statuerit, irritum erit, quia servus moritur — 
servus enim dicitur a servando ^''^). Forte dialecticus aliquis pre- 
dictam legem ita ezponet: eius, qui apud bestes decessit, id est eius, 
qui ad bestes transivit et transfuga est, nulla est hereditas, id est 
hereditatem araittere meretur. Sed hoc non pertinet ad rem. 

Cap, 13, Dist 1. ad v. JiAS Quiritum est , . . aliam speciem 
iuris addit et, quid sit ins Quiritum, ostendit. Dicitur autem ins 
Quiritum ins Romanorum a Qnirine Romulo ^^®), qui ita dictus est a 
»quirist, quod est hasta, quia cum longa basta incedebat ^^^). Dicit 
autem hie ins Quiritum esse quod nuUi tenent nisi Quirites, id est 
Romani. Et per hoc videtur probari, quod omnes homines sint Ro- 
mani, cum omnes homines vel teneant vel teuere debeant iura Ro- 
mane civitatis. Ad hoc dicendum, quod nuUi tenent per inventionem 
nisi Romani; alii vero tenent per approbationem. 



175) Mog. f&gt bei: quia servas est (Offenbar eine irrthQmlich in den 
Text aufgenommene Randglosse). 

176) alii [Vat. Mog.] 

177) Cf. §. 8 Inst, de i. pers. (I, 3). 1. 239. §. 1. Dig. de V. S. (50, 16) 

178) So Mog.; Yat. : Qainto (!) Romano; Goett.: Qairito (I) Romano 

179) Der Verfasser folgt offenbar der Worterklärang , welche er bei 
Paulas Diaconns in dessen Epitome Sezt. Pomp. Festi libror. de verb. signif. 
vorfand: »Caris est Sabine basta. Unde Romalas Qairinas, quia eam ferebat, 
est dictas; et Romani a Qairino Qairites dicuntarc (Cf. Hb. III. Edit. C. 0. 
Müller p. 49). Die Erklaraug, welche liafin bringt (»a matre saa [seil. Ro- 
mali], qae Qairea est nancapata«), wird mit Stillschweigen übergangen und 
keiner Polemik gewürdigt. 
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Ad V. de legitimis hereditatibus and ad v. de curationibus vel 
tutelis^^) ein viel aasfahrlicherer Commentar als bei Bufin und 
Stephan; unsere Summe erwähnt auch der Lesart »de cautionibus«. 
.... Quidam libri etiam habent »de cautionibust, et ideo hoc preter« 
enndum non est. Gautio ergo est pignus de vendito vel promisso ^^^) 
— unde: accipe cautionem taam et scribe etc. — quo qnis securus 
redditur de recipiendo debito, vel promisso vel empto. Dt si aliquis 
alii centura cados olei promittat et cedulam hoc continentem vel 
cirographum, seil, quod propria manu scripsit, ei porrigat. Cavere 
autem aliquem ^^') alicui in legibus dicimus, qui^^') securum eum 
facit aliquo predictorum modorum de recipiendo. 

Ibid ad v. de usucapionibus .... Hodie apud qmsdam alia 
est consuetudo: videlicet, si anno et die uno sine interpellatione 
bona fide possideat, quod tutus sit ^^). 

Ad c. 1. D. 2 .... in legibus proprio constitutio appellatur 
imperatoris vel alterius principis institutio. Hie latius patet, quin 



180) er. Edit. Friedb. Nte 88 ad h. c, eol. 3. 

181) So Mog. ; Vat. and Goett. : »pignus vel promiBSuni vel scriptam«. 
Goett fügt noch bei : »tale seil. : Ego N. profiteor me debere centam cades 
[Corr.: cados] olei« 

182) Goett.: aliquid 

188) So Goett.; Mog.: qaia; Vat.: quod 

184) Schulte (Rufin-Ansg. S. LVIII) hebt hervor, dass der Verfasser »in 
c. 12. D. 1« des »Besitzes von Jahr und Tag erwähnt«. Ich möchte jedoch 
ans dieser Stelle nicht schliessen, dass der Verfasser von dem Institut der jetzt 
sog. rechten Gewere wirklich genaue Kenntnis oder auch nur eine klare Vor- 
stellung hatte. Wie der Wortlaut des Textes ergibt, verstand er nicht einmal 
die Bedeutung der Fri^t von Jahr und Tag, welche er einfach wörtlich nimmt ; 
der Verfasser mag nun (was ich Übrigens nicht für wahrscheinlich halte) ein 
Deutscher von Geburt gewesen sein, oder nicht — über diese Frage des 
dentschen Rechtes war er jedenfalls nur sehr mangelhaft nnterrichtet. Die 
Stelle macht ganz den Eindruck eines Berichtes »vom Hörensagen«, wie. es 
überhaupt des Verfassers Brauch ist, bei jeder Gelegenheit alles zu erzählen, 
was er über die Gewohnheiten einzelner Länder and Kirchen gehört oder ge- 
lesen hat Der Verfasser kann deshalb hier nicht als ein wohlunter- 
richteter und zuverlässiger Gewährsmann gelten, dessen Zeugnisse wir ein ent- 
scheidendes Gewicht beimessen dürften. Es ist darum auch nicht von Belang, 
dass der Wortlaut unserer Stelle geeignet wäre, der Ansicht als Stütze zu 
dienen, welche die Wirkungen der rechten Gewere auch bei aussergerichtlichem 
Erwerbe eintreten lässt. 

Die Bemerkung Schulte's (LVIII, Nte 3): »Da diese Stelle auch im Cod. 
Mog. und Pal. vorkommt, lässt sich auf deren Entnahme aus Goett. schliessen,« 
ist mir einfach unverständlich. Will er denn den Cod. Mog. und Vatic. hier 
auf einmal für Abschriften des Goett. erklären ? I 
Archiv fUr Kirohenreoht LXXUI. 5 
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etiam qaod popnlas institait constitatio est ^^^). Yel potest dici, si 
placety quod constitatio imperatoris bene dicatur constitutio populi, 
qaia popnlus Romanus in eum contulit omnem potestatem, et sie 
proprio hie ponitar. Nota quod eadem ^^) differentia est inier po- 
pülum et fiebern^ que est inter animal et hominem, inter genus et 
speciem^^''): nobiles enim et ignobiles simul coUecti sunt populus; 
plebs esti abi neu sunt senatores et viri consulares. 

c. a. D. a. 

. • . . Vocata sant plebiscita, eo quod scitatur plebs et rogat, 
ut ea fiant; Tel quia interrogatur , utrum placeant ei inventa; vel 
quia plebs ea seit. ^^). Et hec est ethiraologia *•«•), 

Ad c. 6. D. 2 V. Nam et sub Octaviano etc. Probat quod 
leges qaedam sorciantur appellationes a nominibus conditorum, quia 
Papius et Pompeius, sub Octaviano Cesare suffecti consules, leges 
tulemnt, que a nominibus eorum vocate sunt Papie et Pompeie. 
De quibus etiam mentio fit in fine Martiani ^^*), ubi Fronesis, mater 
Philologie, dicit, quod aperiantur tabule et legantur leges Papie et 
Popee. Hinc tarnen videtur haben posse et verisimile est, quod ibi 
debeat esse »Pompeiec a Pompeio. Suffecti vero consules dicuntur, 
ut quidam aiunt, qui electi sunt et nondum intronizati; solebant 
enim in medio Marcii eligi et in Maio intronizari. Yel suffecti di- 
cnntur qui mortuis ante finitum annum dignitatis sunt substituti ^^^); 
consulatus enim annua dignitas est. Vel ver%us^^^\ secundum quod 
ex legibus ^*>) habetur, sufiecti consules sub Octaviano ^^') fuerunt, 
qui habuerunt onus et administrationem consulatus ; dignitatem non, 
quia Octavianus omnes dignitates in se ipsum contulerat, onus et 
administrationem aliis reliquit, sicut etiam Gesar omnes dignitates 



185) D. W. fehlt im Ooett. 

186) D. W. feUt im Goett. 

187) Cf. §. 4 Inst, de iure nat. (I, 2). Die — schnlgerecbte Fassung der 
Stelle 80 wie die Analogie mit »animal und homo« dQrfte unser Verfasser schon 
bei seinen Gew&hrsmännem vorgefunden haben. 

188) i. e. scirit. 

188*) Die Worterklamngen sind der von Gratian aufgenommenen Stelle 
des Isidoms und jener Definition, welche (ans dem oben citirten §. der Insti- 
tutionen) den Legisten gel&uflg war, entlehnt 

189) Cf. Martian. Capeila De nupt. Philol. et Mercurii , in fine libr. II 
(Edit. Eysseuhardt p. 52). 

190) Diese Erklärung in der Summa Stephani (Offenbar aus Isidorus). 

191) Man beachte die Polemik gegen Stephanus. 

192) Mog.: in legibus 

198) L 2. §. 47 Dig. de orig. iur. (I, 2) 
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in se contulerat. Unde dictum est : Omnia Cesar erat. Vel dici 
potest sab Octaviano suffectos coDSuIes dictos esse eos, qui simul cam 
60 facti sunt consules et tarnen sab eo; erat enim consuetudo im- 
peratoribus, ut in legibus continetur, at singulis annis cum novis 
consulibus simul et ipsi fierent consules et cum eis in processione 
irent. Ex bis innotuerit, qui suffecti consules dicantur. Quod etiam 
prodesse potest ad intellectum loci illius inperialis constitutionis 
»subfectos consules recte comicia habere non posset — ut si expu- 
lerint vel interfecerint inperatorem vel aliquid huiusmodi fecerint ^^). 
— Ad V. »continens patrum premia pro suscipiendis liberist wird zu- 
erst die Erklärung Paucapalea's abgelehnt ^^^) ; der Verf. setzt fort: 
Ideo aliter et melius dici potest: premia patrum pro susc. lib. sunt, 
quod seroper liberi in eorum potestate sunt et, si quid ad eos ab 
alienis devolvitur, ei pater dominatur, nisi forte quod filius in 
castrensi peculio lucratus fuerit, quia de hoc nichil habebit pater . . . 
Die Erläuterung Bufin's wird ignorirt, ebenso aber auch die tadelnde 
Bemerkung Stephan's gegen jene, welche ex levitate sensus sui eine 
Frage lösen wollen, die im Gesetze nicht gelöst sei. (Ad v. Falcidius 
tribnnus eine längere Auseinandersetzung über die Tendenz der lex 
Falcidia; der Verfasser bringt auch das materielle Notherbrecht im 
Sinne der späteren Gesetzgebung der Nov. 18 zur Sprache.) 

Ad c. 7. D. 2. 

ScUyra dicitur a satyro, qui huc et illuc saliendo in certo loco 

conprehendi nequit: ita scribentes satyras de uno vicio in aliud 

salinnt arguendo. Sed hoc hie non dicitur. Item dicitur satyra a 

satura lance etc. ^^% — In Diät. III, deren Einleitung eine ausfahr* 



194) VergL als ein Seitenstuck zn dieser räthselhaften Stelle den die 
»saffecti consules« betreffenden Satz, welchen Fittiog (Juristische Schriften des 
früh. M. A. S. 23) aus einer Schrift »De yerbis quibusdam legalibus« des Cod. 
Univ. Taurin. M. S. D. V. 19 mitgetheilt hat. 

195) .... in nulla lege invenies, que debeant esse patrum premia pro 
suscipiendis liberis (Diese W. »in .... liberis« fehlen Mog. und Vat.), et tarnen 
dicunt quidam [Cf. Summam Paucap. h. 1.] quod hoc: si filius patrem inter- 
fecisset [Goett. interficeret] .... Et hoc est premiura patris, ut filius tali pena 
pnniatur, si patrem intcrfecerit. Sed istud non vere dictum yidetur, quia, sive 
paier filium, sive filius patrem vel alium aliquem propinquum intcrfecerit, par- 
rietdinm dicitur et eadem pena est plectendum. (Cf. 1. 1. Dig. ad legem Pomp. 
48,9; die Behauptung des Autors ist zwar nicht richtig, aber seine Begriffs- 
bestimmung noch immer besser als jene, welche den Glossarien des Mittelalters 
sonst geläufig war. Vgl. ConraCs Glossar, iurid. im Anh. IV zu der Epitome 
exActis regibus S. 198 und die Epit., VIII §. 21.) 

196) Folgt die bekannte Erklärung des Wortes; der Verfasser fügt noch 
bei: Et nota quod de satira lege nichil reperitur In legibus; hoc tantum in 

5* 
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liehe Erklärung der »Nomina et species ecclesiastici iurisc bringt, 
ist Paucapalea nnroittelbar benutzt; die in reicher Auswahl gebotenen 
Worterklärungen sind jedoch entweder originell, oder doch wenigstens 
von unserem Verfasser unmittelbar aus den Qlossarien compilirt. 
Mit dem sichtlichen Bestreben , Rufin gegenüber die Ueberlegenheit 
des geschulten Dialektikers zu bewähren, sagt der Verfasser ad c. 3 ^'^) 
Y. >Priyilegia sunt leges privatorumt : Contra hoc videtur esse quod, 
si sunt privati, non habent honorem et sie nee Privilegium; ideo 
dieendum est privilegia esse leges privatorum negotiorum, non pri- 
vatorum hominum. — Ad dict. Grat. ps. III a. c. 4 v. dare libellum 
repudii etc. die bei Schulte, Gesch. d. Quell, u. Litt. IS. 128 Anm. 23, 
aufgenommene Controverse zwischen Petrus Lombardus und Magister 
Adam^*®). Der Text setzt nach »sunt illicita« fort: Modo enim 
nemini licet dimittere uzorem, nisi fornicationis causa; est enim 
libertas in contrahendo matrimonio, sed non in diriroendo. Lege vero 
Romana libertas datur in utroque. Daran schliesst sich eine Aus- 
einandersetzung über die den Römern geläufige Formel des libellus 
repudii und über die vermögensrechtlichen Folgen der Scheidung. 
Den theologischen Streitpunkt zu entscheiden, lehnt der Verfasser ab 
mit d. W. : Utrum autem peccatum fuerit in veteri testamento dare 
libellum repudii neene, quoniam tanti magistri circa hoc dissenserunt, 
solutioni supersedentes experientie disputantium discutiendum re- 
linquimus. 



quodam loco iu?enitiir, quod quidam assignabant legem nt satiram. Cap. 1 
Cod. de Lat. lib. toll. VII, 6 erwähnt aber den BegriiT; ebenso wird das Wort 
in der Const. Omnem reipablicae — vid. praef. Digestorum — gebraucht. Der 
letzte Satz unserer Stelle beruht wohl auf dem Missyerständnisse einer Be- 
roerknng, die von Festus herrührt (»Itaque in sanctione legum adscribitur: 
neve per saturam abrogato aut derogatoc; yergl. Edit. Müller p. 314, ßrun» 
Fontes iur. Rom. ant p. 202), aber in der Epitome des Paulus Diaconus fehlt, 
und welche unserem Verfasser vielleicht in verballhornter Gestalt durch Ver- 
mittlung einer anderen Quelle bekannt geworden war. 

197) Eine Stelle ad c. 2. D. 3 hat Schulte, Qeseh. d. Q. u. L. I. S. 124 
Nte 14, mitgetheilt. Nach »abbacie« ist ein Unterscheidungszeichen zn setzen. 
Cod. Mog. liest st. »et abbas«: ut a.; st. »privilegio exemptus est, ne stet 
iudicioc: e. e. a iurisdictione 

198) >re< bei Schulte (Z. 2) ist offenbar ein Druckfehler statt rep. 
(= repudii). Cod. Qoett hat M. Adam, Vatic: M. A., Mog. den Schreibfehler: 
»autem«. Unter dem Mag. Adam ist ohne Zweifel hier wie in D. 13 c. 2 
Mag. Adam Parvipontanus zu verstehen (vergl. zur Erklärung dieses Namens 
Denifle Die Univers. d. M. A. I, 663). Von Adam von St Victor wird ad c. 9 
D. 45 (Cod. Goett fol. 50) ein »versus magistri Ade de saneto Victore« citirt; 
an Adamus Scotus, welcher niemals zu Paris gewirkt hat, ist nicht zu denken. 
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Ad c. 2. D. 4 wird als Beispiel einer mala consuetado das »in 
Anglia« geöbte Strandrechl erwähnt '^). Ibid. ad v. nallo privato 
commodo: . . . Non debet enim prepositus baius ville precipere, nt 
non veadatur sestarias vini nisi pro qainqoe sculingiB ^<^), cum ipse 
solus habeat vinam venale. — Ad dict. Qrat. a. c. 4 wird Balganis 
citirt wi)- 

Dist. 5. 6. 4 ad v. bonaram quippe mentium etc. bringt Bufin 
zwei, Stephan drei alternative liösangen, welche die Concordanz mit 
dem Cap. 9 Cs. XXII q. IL herstellen sollen. Unsere Samme hat hier 
eine breite Exposition (welche aach die von Schulte, Gesch. d. Quell. 
1, 125 Anm. 14, mitgetheilte Stelle und das Citat aus Bolandus 
— s. oben S. 36 — enthält), in der nicht weniger als sieben solcher 
Lösungen discutirt werden; besonders charakteristisch ist hier die 
Unterscheidung zwischen dem Bekenntnisse der genera singulorum 
peccatorum und jenem der singula generum peccata. 

Dist. VI EinL : . . . [Gratianus] primo tamen premittit transi- 
tum, continuans se ipsum; sed, ut singula lucidius pateant litteram 
transcurrenti, distinctim ea dicamus ante inspectionem littere. 



199) »üt in Anglia, n aliqnis naafragium passns fuerit, si qua retinuit, 
eadem oonfiscantor et auferantor ei«. 

200) Mog. et Vat.: solidis 

201) Ebenso ad c. 4 D. 11 ; s. unten S. 77. Die Stelle ans unserer Distinction 
ist bei Schulte a. a. 0. S. 123 Ntc 9 abgedruckt, aber durch Schulte*B Lesefehler 
und Kritiklosigkeit ganz verunstaltet. Z. 2 statt lex lies lac (so auch alle drei 
Handschr.; meint Schulte etwa, dass ein Gesetz durch Melken gewonnen 
wird ?) ; Z. 8 st. extrahet 1. extrahit (so die Handschr.), ebenso corr. Z. 4 coni- 
mittit und imponit. Ferner hat (Z. 4) der Cod. Goett. zwar wirklich »in: 
firmantor« -« was Schulte aber unbedingt nicht aufnehmen durfte, weil diese 
Lesart ja ein completer Unsinn ist. (Wenn der Kaiser seinen ünterthanen ein 
Gesetz auferlegt, so wird doch dieses Gesetz nicht »entkräftet« I!); es ist offen- 
bar »firmantur« zu lesen (so übrigens auch God. Mog. und Vatic.). Z. 5 statt 
dicitur 1. dici videtur; ebenso ist am Schlüsse nach »mutata v« zu er- 
gänzen: in m. (so auch die Handschr.) 

Die Erklärung, welcher der Verfasser den Vorzug gibt, stammt aus 
Festns Do verb. sign. (Vergl. Bruns a. a. 0. 196, Pauli Epitome bei Müller a. 
a. 0. 224.) Die Worterkläruog, welche unsere Stelle auf Bulgarns zurückführt, 
findet sich auch in der Einleitung zu den Institutionen (N. V. des C!od. 
Haenel. bei Fitting, Jurist. Schriften des früher. Mittelalt. 145 ff.; vgL 8. 150: 
»Proroulgare est rudern equitatem in legis lationem redigere, quasi lao a se 
euiittere«) und im Accessus Institutionum des Fragro. Prag. (vergL Fitting a. 
a. 0. 214 : »Promulgare est quasi ex occulto nature aliquid novum elicere, i. e. 
illud, quod est rüde et informe, ad formam et ad actum reducere«). Gonrat er- 
klärt diese beiden Schriften ab Producte der Glossatorenschule ; vergl. dessen 
Gesch. d. Quell, u. Litt des r. B. im M. A. I 618, 156. 
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In Dist VII scheiot Paucapalea unmittelbar benatzt zu sein'<»); 
die Darstellung zeigt auch hier die für den Verfasser charakteristi- 
schen Eigenthümlichkeiten. 

Ad c. 1: • . . Sed quicquid de aliis sit, de hoc [seil, quod 
Numa Pompilius primo dederit legem Romaais] constat quod sit 
falsum. Romulus enim post iucrementum civitatis in XXX partes 
Bomam divisit et illas partes curias ^^) appellavit ; et leges , qaas 
illi (!) constituebant , curiate appellabantur : quare Numa Pompilius 
non primo leges Romanis dedit. Ad hoc dicendum: vel quia dedit 
eis aactoritatem , cum prius essent sine a., yel quod primo sub 
nomine suo dedit; Romulus enim non sub sua persona, sed quasi 
in personis illarum partium leges condidit 

Et nota quod solum Tarquinium Superbum expulerunt, et 
tamen reges dicuntur ezpulisse, quia voluntatem habuerunt expel- 
lendi omnes. 

Ad c. 2 D. 7 die bekannte Stelle, welche berichtet, dass sich 
der Codex Theodosianus in Chartres finde '^). Am Schlüsse der 
Dist. 7 wird ebenso wie bei Paucapalea der §. 3 Const. de Justin, 
cod. conf. (U) citirt; das Citat endet hier mit d. W. : »recitare 
certaminibusc. Der Verfasser fugt noch bei: Nota quod in codice 
Theodosiano et similiter in aliis multa continentur, quibus derogatom 
est , ut quod non liceat provocationem fieri nisi infra triduum — cui 
derogatum est per codicem Justiniani, quia ibi dicitur quod infra 
decem dies liceat appellationem fieri. 

In Dist. VIII ad dict. Grat. ps. I a. c. 1 eine Polemik, die 
sich gegen Oratian richtet, welcher h. 1. die Behauptung aufstellt: 
.... iure nature sunt omnia communia omnibus, quod non solum 
inter eos servatum creditur, de quibus legitur'^^^) »Multitudinis 



202) Wie Schulte [Paacap. S. XI, Gesch. d. Quell. I S. 128, Nte 27] 
richtig bemerkt. 

203) Die Worterklärang, welche Paacapalea und Kafin bringen, wird 
ignorirt. 

204) Die Bedentang derselben darf nicht &bersch&tzt werden; Conrat 
(Epitome exactis regibns p. CLXXXVIII) findet mit Recht die Annahme nahe- 
liegend , dass der Verfasser den Codex Theodosianus nur deshalb in Chartres 
yermnthete, weil bei Ito Ton Chartres Stellen aas demselben aafgenommen 
seien. (Yergl. auch Ficker in den Mittheilangen des Institates für österr. 6e- 
schichtsforschang, Ergzgs*Bd. II, 44). Wenn Schalte im J. 1875 die Ansicht 
aassprach (Gesch. d. Quell, a. Litt. I, 129), »die Stelle ergebe«, dass dem Ver- 
fasser »der Codex Theodosianus bekannt war«, so wird er diese Behaaptang 
heute wohl selbst nicht mehr aafrechthalten wollen. 

205) Act. Apostol. IV, 32. 
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autem credentium erat cor unum et anima una etc., veram etiani 
ex precedenti tempore a pbilosophis traditum invenitar. ünde apad 
Platonem illa civitas iastissime ordinata traditur, in qua quisqae 
proprios nescit affectus. Der Verfasser sacht nun aus den zehn Ge- 
boten, aus Numer. XXXIV. 13, Levit. XXV. 25 ff., Matth. XXII. 21 
zu erweisen, dass das Eigenthum dem göttlichen Rechte entspreche, 
und schliesst mit folgender Polemik gegen Gratian : Ad hoc tandem 
post omnem disquisitionem dicendnm est divinum ins hie appellari 
primam illam equitatem, que a prima creatione naturaliter mentibus 
hominum indita fuit. Secundum quam unusquisque ita rem ad usum 
suum habere deberet, ut et alius ad sunm usum eandem haberet , dum 
ei esset necessaria. Sic transiri posset locus iste , nisi rem turbaret 
ezemplis suppositis; duo enim subiungit ezempla, quibus conatnr 
ostendere nuUa esse propria. Quorum unum sumptum est de actibus 
apostolorum, hoc seil.: Hultitudinis credentium erat cor unum et 
anima una; alterum a Piatone, seil, de civibus Piatonice civitatis, 
id est illius civitatis, quam Plato iustissime ordinatam fuisse testa- 

tur. Sed in utroque exemplo peccavit. In priori, quia Quod 

in secundo exemplo peccaverit, palam est intelligentibus Platonem, 
quia tantum milites illius civitatis debebant expensam habere de 
communi, ne propriis intenti minus ad communem utilitatem milicie 
deservirent. NuUatenus tamen omnium erant communia que pos- 
sidebant ibi cives, quia saltem non inimicorum. Ad hoc dicendnm 
non esse mirum, si quaudoque bonus dormitat Homerus. Preterea mag. 
Gratianus conpetentia exempla habere non potuit; et ideo indulgendum 
est ei, st ista posuit. Quia modo non est iste effectus iuris naturalis, 
nee fuit forte , ex quo Adam filios habere cepit , quia probabile est 
quod statim ceperunt esse propria. Verumtamen ostendit hie mag. 
Grat., qualis deberet esse effectus iuris naturalis. Sicut enim illis 
omnia erant communia, quorum erat cor unum etc., et sicut milites 
Platonici de communi vivebant, ita iure naturali omnibus omnia de- 
berent esse communia. Si ergo M. G. non ponit exemplum usque- 
quaque sufficiens, est tarnen quod dicit in parte proficiens ; ista enim 

exempla non sufficiunt, sed proficiunt Nota quod quidam ^ 

dicunt Platonem loqui ibi de nuptiis catharorum et eum sensisse illas 
esse celebrandas; sed nos eum excusare solemus in legende librum 
ipsius ^'^. — Die Erläuterung ad c. 1. D. 8 v. tolle jura etc. ist ein 

206) Cod. : quia 

207) Ans dieser Stelle, welche Schalte (Raf.-Aa8g. L, LX) anffthrt, will 
er folgern, dass der Verfasser »wahrscheinlich in Paris« »über Plato's Politik 
Um€. (Kein Zweifel, dass Schalte Plato's Bepablik im Aage hat, obwohl seine 
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Plagiat aus der Summa Rufin's : »Hoc ndetur . . . servus meas estc ; 
die folgenden Sätze Rufin's jedocb, welche hervorheben, dass nur die 
Autorität des Kaisers dem weltlichen Rechte Qeltung nnd bindende 
Kraft verleihe, sind weggelassen. 

Ad c. 3. D. 8. 
.... Sed cum rationi innititur [consuetudo], tenenda est, nisi 
forte Deus precipiat contrarium; tunc enim ius nature, id est a Deo 
preceptum derogabit consuetudini , etiam ei, que de ratione nititur. 
Ut de rcUione niiüur consuetudo, secufidum quam non ducit ehrt- 
stianus uxorem nisi post septimum gradum: si Deus preciperet, ut 
sororem duceret, Uli derogaretur. Simüüer, quod vitam celibem du- 
cant clerici, de ratione nititur; et tarnen postponendum esset, si 
Deus preciperet contrarium, immo etiam, si summus pontifex. 



Aensserung sich auch auf Plato*8 Politicns beziehen Hesse.) Schulte theilt S. L 
nur die Worte »palam est intelligentibtis Platonemc und »sed no8 enm ezcnsare 
solemus in legende librum ipsinsc mit ; der Zasammenhang der Stelle ergibt, 
dass seine Behauptung gani unbegründet ist. Unser Verfasser, welcher überhaupt 
immer der Beschfiftigung mit der dassischen Litteratur das Wort führt nnd 
dieselbe vertheidigt, will offenbar hier einen ungerechtfertigten Anwurf zurück- 
weisen , der gegen die Lehren Plato's erhoben wird. Die vom Verfasser ge- 
brauchte Wendung darf nicht in dem Sinne ausgelegt werden, als ob er 
sich mit dem Studium Plato*s selbst befasst, oder gar über dessen »Politik c 
— in Paris oder sonstwo — Vorlesungen gehalten hätte. (»Nos« bedeutet die 
Jünger der christlichen Schule und Weltauffassung im Gegensatze zur heid- 
nischen; Ygl. auch die oben S. 51 mitgetheilte Stelle zum Dict. ante e. 9 
D. 87 und den Commentar Rufin*s zu diesem Capitel.) Der Autor bekämpft 
den Standpunkt der Rigoristen, welche im Studium der heidnischen Philosophie 
eine Gefahr für den christlichen Glauben erblicken und darum ancb nicht Ter- 
legen sind Gründe zu finden, wepn es gilt, die Lehren Plato*s aus der christ- 
lichen Schule zu yerbannen. Der Verfasser wird als magister liberalium artium 
wohl auch einige Kenntnis der Platonischen Philosophie besessen haben — die 
politischen Schriften PIato*s (De republica, de legibus, Kritias, Politicus) jedoch 
waren Überhaupt weder dem Verfasser, noch einem seiner Zeitgenossen zugänglich. 
Man besass bloss eine unyoUstandige Uebersetzung von Plato's Timfius ; im 
Übrigen kannte man die Lehren Plato's nur aus der römischen Litteratur und 
den Kirchenvätern. (Vgl. Ritter Gesch. d. Philos. Vll, 70; Stein Sieben Bücher 
zur Geschichte des Piatonismus III. Bd. S. 72.) Die Auslegung Schulte^s, die 
einem Lehrer des zwölften Jahrhunderts Plato*s »Politik« in die Hand gibt, 
unterschiebt nicht bloss der von ihm citirten Stelle einen Sinn, welcher der In- 
tention des Verfassers nicht entspricht : sie ist ans historischen Gründen ein- 
fach unmöglich. Man müsste alles ignoriren, was uns über die Geschichte des 
geistigen Lebens und die Entwicklung der Philosophie des Mittelalters bekannt 
ist, um diesen Einfall Schulte's plausibel zu finden, welcher offenbar nur uro 
jeden Preis Beweise für seine Behauptung herbeischaffen wollte, der Verfasser 
unseres Commentares »habe philosophische Vorlesungen gehalten«. 
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(7. 8 D. 8. nA V. Sed misericordiam merui, qnia ignorans feci. 

Non videtur qaod hec ignorantia potaiaset excusare Paulam, 
qaia fuit ignorantia iuris naturalis: quia de iure natnrali debuit 
colere unom et trinum Deum. Et bec ignorantia nulli conceditur; 
ignorantia quidem iuris civilis aliquibus conceditar, ut militibas, 
mulieribtts et minoribus. Ad boc dicendum, quod non fuit facile 
Tincibilis hec ignorantia et non (uit in eo per negligentiam .... 
ut ita excusaretar per ignorantiara , ut ideo mereri posset veniam, 
quia ignorans fecit. Sed adbuc non videtur verum, presertim cum 
remissio peccatorum prima gratia sit et eam nemo mereri possit; 
Dens enim absque meritis inspirat penitenciam et in eadem hora 
confert remissionem. Ad hoc dicendum quia meruit misericordiam 
sive veniam, id est per merita ecclesie eam obtinuit, quia fideles 
.... orabant pro eo . . . . et conversus est. Vel aliter. NuUatenus 
meruit misericordiam, sed dicit quod meruerit, quia ignorans fecit, 
quasi diceret: ex boc quia ignorans feci, non merui, ut subtraheretnr 
michi gratia; non merui, ut non haberem misericordiam. (Folgen Bei- 
spiele ähnlicher Wendungen bei Oregorius und Beda aus der Bibel- 
glosse.) Vel quod hie dicitur ideo dictum est, quia ignorantia fre- 
queuter solet habere veniam . . . 

Ad Dict. Grat. p. c. 11. D. 9: Quoniam diffuse bactenus 
ostensum est, qaod iuri naturali cedat qnicquid ei invenitur adversum, 
breviter hie summam predictorum recapitulat; »ergoc tale est, quäle 
solet esse in epilogis. 

C. 3. Disf. 9. ad v. »Noli . . . quasi canonicis scripturis de- 
servirec ^o^). Quandoqne canonice scripture dicuntur vetus testamen- 
tum et novum; quandoque et hoc et scripta orthodoxorum patrum, 
scilicet omnia scripta, que canonicata vd, ut quidam dicunt^ cano- 
niaata sunt^ id est recepta. Item quandoque canones dicuntur de- 
creta; quandoque canon dicitur illud, quod in missa dicitur se- 
cretum*^*), seil, verba illa, quibus conficitur corpus Domini. Ap- 
pellatur etiam canon, ut in cmcordia quaUuor euangeliorum^ illud 
capitulum, quod ita unus euangelista dicit quod non alius, et quod 
dno tantum dicunt, et quod tres tantum, et illud, in quo omnes 
quattuor conveniunt'^^^). Qua autem ratione istud canon dicatur, 



208) So aach die Lesart der Corr. Rom. 

200) Mog. : secreta 

210) Die einzelnen Perikopen (Lectionen, Capitel) der Evangelien wurden 
bisweilen wohl ebenfalls »Canones« genannt; in der Evangelienharmonie des 
Eotebias jedoch, welche in den Handschriften and alteren Drucken des N. T. 
enthalten ist (s. dies, auch bei Migne Patr. Graeca t. XXII, col. 1275 if.), 
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aZiW*") expediendum [censuimus] 

Ad C. 10. 1). 10 »Yides, fili karissime, qnia quod contra leges 
presumitur*") per leges 8olvi>>*) mereturc id est dissolvi raeretur, 
i. e. quod contra legem presamitur ex eadem lege pro infecto ha- 
benduro est. Dnde in lege: quicquid fit lege fieri prohibente, et 
quicquid ex eo vel ob id factum dictumve fuerit, non solum pro 
inutili, sed etiam pro infecto habendum est^^'*). Ut si emo rem sa- 
cram, sciens eam esse rem sacram, pro infecto habebitur et inatile 
michi erit, quia tolletur a me res et non reddetur precium; immo 
puniar, quia sciens eroerim. Quicquid etiam ex eo vel ob id factum 
dictumve fuerit, pro infecto habendum est, ut fideiussio, iuramentum, 
stipulatio vel alia quecunque cautio. Licet enim aliquis iura- 
raento confirmaverit me nichil dampni passurum, exceptione illa 
»quoniam contra legem factum estc pro infecto habendum est illud 
iuramentum, nee ille michi tenebitur. Similiter quicquid promit- 
titur, ob id quod sororem tuam ducas, quoniam contra legem est, 
pro infecto habetur. Est autem stipulatio verborum conceptio, qua 
quis promittit se facturum dictururave ^") quod interrogatur. üt: 
facies hoc ? faciam ; dices P dicam ^*^). Älüer tarnen in auctoribus 
accipUur: stiptdare quantum vis^ id est interroga quaiüum vis. Ita 
Visum Sit, quomodo lex predicta intelligenda sit. Sed videtur falsa: 
cum aliquid fiat per canones, que sint contra leges, nee tamen ha- 
beatur pro infecto, immo pro facto, quia canones derogant legibus. 
Ideo ita intelligendum est: pro infecto habendum est, nisi per ca- 
nones factum Sit. Videtur autem ei alia lex contraria, qua dicitur: 
quod factum est, nuUa iuris constitutione routari potest, quin sit, id 
est quin factum sit. Et ita quod contra legem fit, non habetur pro 
infecto, quia quod factum necesse est factum esse. A.d hoc dicendum 



heissen Canones nicht die citirten Abschnitte der Eyangelien, sondern die sehn 
synoptischen Tafeln des Easebins, welche die übereinstimmenden, bezw. die 
nur bei einem Eyangelisten vorkommenden Capitel verzeichnen. Der VerÜMser 
gibt also hier eine conftise Erklärung. 

211) Es ist wohl des Verfassers Commentar zu einem »libellns de signi- 
ficationibns verbomra« gemeint, welcher auch ad c. 4. D. 18 bezogen wird. 

212) Vergl. die Nte 84 der Ansg. Friedberg s h. 1. 

213) Vergl. die Nte 85 der Aus<r. Friedberg's h. 1. 
213*) Vergl. 1. 5. Cod. de leg. (I, 14). 

214) b'o der Cod.; es ist offenbar »dataramvec zu emendiren. Vgl. übri- 
gens die bekannten, auch dem Mittelalter gel&nfigen Definitionen, welche anf 
die l. 5 §. 1 D. de verb. oblig. (45, 1) als ihre Quelle zurückgehen. 

215) Vergl. Note 214; es ist auch hier »dabis« und »dabo« zu cor- 
rigiren. 
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quod pro infecto habetur qnantom ad ius, non quantutn ad factutn. 
Sed opponitnr de adnlteriis, horoicidiis, fnrtis et baiasroodi: que, si 
fiant, contra legem finnt nee tarnen pro inntili et infecto habentar. 
Partum enim qnandoqne utile est facienti, quandoque ei, cui fit, dum 
in duplum vel in quadrnplum ei restituitur. Homicidinm quoque 
sive adulterium dum fit, non habetur pro infecto; alioquin facientes 
non essent puniendi. Ad hoc dicimus legem predictaro loqui de bis, 
que deaiderant effectum suum sortiri de iure, ut matrimonium, emptio 
et Tenditio. Ostenditur enim in iure si?e lege, quomodo matrimonium 
rite contrabi debeat, quomodo emptio et venditio, et a quibus fieri 
habeant: ergo hec desiderant sortiri effectum ex lege. Sed obicitur 
adhuc, quia non videtur quod pro infecto babendum sit qnicquid ob 
id fit, quod contra legem presumitur. Quia aliquis vendit posses- 
sionem minoris, id est minus quam XXV annos habentis, et hoc est 
contra legem, non tamen, quicquid ob id promissum fuerit, semper 
irritum erit: quia hodie forte minor est XXV annis uno die, cras 
erit XXV annorum et ratum habebit quod hodie factum est, et sie 
ratum erit. Vel etiam si per quinque annos tacuerit, ratum erit. 
Ad hoc dicimus de illis intelligendum esse, que babent perpetuam 
causam prohibitionis, ut est contractus matrimonii cum sorore et 
huinsmodL lUud autem non habet causam prohibitionis perpetuam, 
quia non est prohibitum, quin sit ratum quod minor vel alius pro 
ipeo de possessione sua staluerit, nisi ad teropus, scilicet quamdiu 
fuerit minor. Et ita quod ab initio non valuit tractu temporis 
convalescit: falsum est ergo quod nunquam convalescat. Sed et ista 
solutio videtur insufficiens. Quia aliquis habet filiam adoptivam, et 
contra legem est^ si eam ducat, dum est filia eins adoptiva: sed si 
deainat esse filia eins adoptiva, potest ducere eam. Ecce istud ma- 
trimonium non habet perpetuam causam prohibitionis, et tamen, si 
modo contractum fuerit, dum est filia adoptiva, nuUo tractu temporis 
convaleecit, nunquam poterit esse ratum. Ideo addendum est intel- 
ligendum esse de bis, que habent perpetuam causam prohibitionis, 
Tel que habent ab inicio turpem causam propter quam prohibentur, 
nt matrimonium cum filia adoptiva. Sed adhuc obicitur. Iste sciens 
talem esse vendit michi rem sacram vel distrahit michi rem sacram 
— et est verbum legale — ego autem nesciens emo eam bona fide : 
ecce istud fit contra legem , quia lex prohibet vendi vel emi rem 
sacram, et habet causam prohibitionis perpetuam. Numquid igitur 
pro infecto habeudum est, quicquid ob id factum fuerit? Non vi- 
detur, quia non potest ille a me requirere rem venditam. Ad hoc 
dicendum, quia pro infecto habendum est quantum ad rem venditam 
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vel vendentero, sed non quantum ad ementero, qui bona fide emit; 
emptio enim tenet ratione booe fidei, sed noo ratione rei. ünde 
ille, qui rem sacram michi vendidit, tenetur michi quanti interest 
mea uon fuisse deceptum, qaia et nummos, quos dedi ei pro re sacra, 
tenetur michi reddere et dampnum restituere, quod per eum passus 
sam, quia eisdem nummis possem aliam rem emisse et interim in 
ea esse lucratus. In quantum ergo me decepit, in tantum tenetur 
michi restituere. Sed adhuc obponitur contra legem prediclam. Qaia 
do alicui sex nummos, ut restituat michi codicem meum, quem apud 
eum deposui, et hoc est contra legem, quia secundum legem gratis 
debet michi restituere quod apud eum deposui. Nuniquid igitur id 
et quicquid ob id factum fuerit, pro infecto habendum est? Utique 
actionis ope. Ego enim condico ab ipso, id est nummos meos quos 
dedi requiro ab ipso. Et nota quod proprio dicor condicere, quando 
aliquam rem determinate requiro, ut V nummos vel VI. Ille autem 
dicet se non debere reddere, quia dederim ei, et ego replicabo : immo 
reddes, quia ob turpem causam accepisti. Sed tuuc obicitur de mere- 
trice. Cui datur quidem contra legem et ob turpem causam, nee 
tamen actionis ope pro infecto habetur nee repeti potest quod ei da- 
tum est; tamen si promissum esset ei et traditio nondum facta, ipsa 
petere'^^') non posset. Ad hoc dicendum: ipsa turpiter non accipit, 
cum sit meretrix, sed turpiter facit quod est meretrix. Adhuc obi- 
citur. Quia contra legem est quod do alicui res meas, ut aliam 
interficiat, nee pro infecto habendum est, nee etiam actionis ope, 
quia non habeo actionem requirendi res meas: in paribus enim 
causis >^7) turpitudinis magis valet causa possidentis. Ad hoc dicendum 
quod actionis ope pro infecto habetur, quia quamvis non ego, tamen 
rez vd fiscus regis^^^) potest repetere ab eo, quia turpiter aeeepit. 
Ex bis Omnibus palam esse potest legem predictam ita esse intel- 
ligendam. Quicquid fit lege fieri prohibente, non solum pro inutili, 
sed etiam pro infecto habendum est, scilicet quantum ad ius. Et 
quod sortitur effectum suum — de iure habens perpetuam causam 
prohibitionis vel turpem causam, propter quam prohibitum sit — et 
quicquid ex eo vel ob id factum fuerit, pro infecto habendum est, 
vel de iure, vel actionis ope. His ita prelibatis, nee absqtie his^ in- 
teüectus htiius loci habebiiur ^^^*). 



216) Cod.: repetere 

217) Cod. : certis 

218) Vergl. Fitting Jurist Schriften des früh. M. A. S. 40, 200; 
Cunral Epitome exactis regibas CCLXXXII, 61, 192. 

218*) Man vergleiche diesen Excars, welchen der Verfasser aus einer un- 
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Ad c. 4. D. 11. ... Ad hoc dicendiim, qaod usns vel consue«- 
tudo non potest vincere leges — eas dico manentes leges — sed 
potest vincere leges, id est eas institutiones, que fuerunt leges. Si 
ergo alicui derogatum est moribus uteotiam in contrarium, illud non 
est lex vel decretam, quia non-observatores sui transgressionis non 
arguit: ande cerimonialia in veteri teataroento modo non sant lege» 
secandam litteralem intellectum accepta, qnia nee sie observantur 
nee sant observanda. Sic ergo usus non derogat legibus , ita dico, 
qaod maneant leges . . . »Ut rationem, id est ius natarec s^^). Qaod 
subianctom est: »id est ius nature« ex vicio scriptoram . . . legit 
(folgt die bei Schulte, Qesch. d. Quell, und Litt. I 112, mitgetheilte 
Stelle *^), in welcher die Aufnahme zweier Glossen in den Text Gra- 
tian's behauptet und eine Ansicht des Bulgarus abgewiesen wird). 
Vel aliter. Quod enim dictum est supra consuetudinem non posse 
vincere leges ita, ut maneant leges, magis forte logicum mdehitur 
quam decretale. Et ideo dicimus auctoritatem usus vel consuetudinis 
hie appellari ius consaetudinariom, quod nunquam vincit rationem, id 
est ius naturale, et legem i. e. institutionem ecclesiasticam, generalem 
seil. ; vel rationem et legem, id est legem rationabiliter scriptam — 
fjuantum ad iitdicmm intdlige^ quia nunquam iudex potius iudicabU 
secundum consuetudinem quam secundum legem^^) 

Ad c. 10. D. 12 ... . Huic autem videtur contradicere ca- 
pitulum supra positum, hoc seil: Quis nesciat [C. 11. D. 11.] . . . 
Ad hoc dicendum, quod supra locutus est de consuetudine Uoroane 
ecclesie, que servatur in celebratione missarum: et nemo debet alio 
modo roissam celebrare, quam Romana ecclesia instituit vel appro* 
bavit. Hie autem loquitur de aliis cousuetudinibus: sie quod omnes 
comedant simul in eodem refectorio et dormiant simul in eodem 
dormitorio etc. in hunc modum. Vel ibi de generali, hie de speciali 
consuetudine. Vel istud specialiter Augustino concessum. Item ei 
quod dicit, non res propter loca, sed loca propter res esse amanda, 

bekannten, jedoch sicher der französischen Schale angehörenden Quelle aufnahm, 
mit Placentin*s Saninia in Oodic. libros, lib. 1 tit. XIV (cdit. Mog. 1535. p. 18 ff.j, 
am sich sofort von dem augenfälligen Unterschiede in der Methode und der 
Form der Darstellang zn überzeugen. 

219) Vergl. die Note 27 Friedberg*8 zu diesem Capitel. 

220) S. 112, Z. 4 ist bei Schulte statt »probabilec : »probabilius« zu lesen. 

221) Schon Schulte a. a. 0. Nte 14 hat darauf aufmerksam gemacht, 
dass im Folgenden eine Stelle »in veteri digestoc citirt werde. Der Text lautet: 
Similiter contrarium videtur quod in veteri digesto continetur: Cum leges nos 
non teneant nisi auctoritate Romani populi, quid refert, an R. p. voce, an re- 
bus et factis suffragium suum exprimat? (Vergl. 1. 32 D. de leg. I, 3.) 



78 Singer, Beiträge %ur Würdigung der Decretiatenlitteratur. 

contrarium videtur esse quod ia XL. dist. invenitur h. c. »Non qos 

beaturoc [c. 1]; ibi enim dicitar quod Sic ergo ille locus digni- 

tatis aat sanctum iavenit aut saactum facit. B contra videtur velle 
sequens decretum, hoc seil. »Non loca vel ordines etc. [c. 4. D. 40] ; 
et similiter quod dicitur in hoc ioco. Ad hoc dicendum, quod locus 
ille suam habet prerogativara : unde etiam Arabrosius dicit quod im- 
possibile sit illum non salvari, pro quo tota orat ecclesia. Privilegia 
vero paucorum communem legem non faciunt, nee communi legi 
derogant, nee trahenda sunt in consequentiam. Verumtamen quia 
forte non semper verum est, quod locus ille aut sanctam faciat aut 
sanctum inveniat — quia, cum male docet, multos secum trahit in 
gehennam, ut alibi"*) dicitur — dicatur ideo dictum esse, quia 
frequenter sie evenit. Et quod Ambrosius dicit, quod impossibile sit 
eum non salvari, intelligendum est de eo, qui apostolicus est non 
nomine tantum, sed merito: et talera non salvari ... est impossi- 
bile. Vel dicatur, quod sit impossibile i. e. difficile. 

Ad Dict. Grat. ps. II a. c. 12. D. 12 Quomodo Me- 

diolanenses, cum primo uterentur carnibus sabbato, excusabantur a 
transgressione ? Nondum enim primo vel secundo sabbato erat vel 
dici poterat consuetudo eorum, sed forte mores eorum erant primo 
et secundo et tercio sabbato, donec tandem annua saltem diuturni- 
täte roborati facti sunt consuetudo. Nee erant tunc transgressionis 
rei, quia non receperant illud decretum, sed scienter utebantur in 
contrarium, quia, ut retro dictum est, quibusdam derogatur moribus 
utentium in contrarium. Verissima tarnen est solutio dicere, quoniam 
ad exortacionem, non ad necessitatis probationem dictum est sabbato 
non licere uti carnibus. 

Dist. 13 princ Ei, qui egerit contra consuetudinem vel 

legem scriptam, nonnunquam indulgetur: tum pro tempore, tum pro 
persone qualitate, ut si sit frakr regis. 

Ad c. 1. D. 15 . . . . Hunc genuit Constantinus "*) de Elena 
concubina Anglica, ut aiunt, quam forte postea pro legitima habuit. 
— Die Worterklärungen des c. 1. §. 7. D. 15 werden lebhaft be- 
mängelt, und der Verfasser, welcher dieselben berichtigt, missbilligt 
es, dass Gratian die vorliegenden Stellen überhaupt aufgenommen 
hat. (Et sine hoc cena duci posset .... Et nota quod liec littera 
etiam peritiores facile poterit impedire) "*). 

222) C, 6. D. 40. 

223) Es ist offenbar »Constantins« za emendiren. 

224) Ad c. 8. D. 15. die beide» Stellen, in welchen auf Ivo*8 Decret Be- 
sag genommen wird, und die Sohalte, (lenßh. d. Quell, n. Litt. I. 44 sub No 7, 
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Dist. 16. princ. ad dict. Grat a. c. 1. 

.... Apocriphum grece, secretatn vel occultum latine. Hinc 
über apocriphus dicitar: non ropudiandus, tä quidam autumant^ sed 
secreio legeodus, non in publico; vel cuiiis aactor ignoratur, tU 
libellus^ qui primo rudibus legendus proponitur^ ut Cato. De eius 
enim aactore ignoratur, quamvis pene ab omnibus Catonis esse exi- 
stimetar; sed nee magni Catonis nee Uticensis esse probatur >*^). 
Sicut etiaro Über Job dicitar apocriphus, quia de eins aactore igno- 
ratur 

Idein (n&rol. Über ille: Canones apostolorum) vocatur etiam 
Petri apostoli itinerariuro , eo quod Petrus, ut quidam dicunt, eam 
ferre sole[ba]t in itinere, quia forte roanicalis fuit. Vel quia in eo 
scripta erant miracula et quecunque egit Petrus in itinere, dum 
transiret ab Jerosolima Antiochiam et inde Romam ^*<^). Vel potuit 
esse — et verisimile est ita fuisse — librum illum distinctum esse 
in duas partes, quarum una vocaretur canones apostolorum, altera 
Petri apost. itinerarium .... 

Ecce quanta diversitas, immo adversitas ''^) videtur esse in 
hac distinctione. luprimis *'®) igitur dicimus quoniam id, quod 
Gratianus dicit, et id, quod in rubrica sive a Gratiano sive a Pau- 
capalea apposita continetur — quasdam enim M. G. , quasdam Pau- 
capalea apposuit '^^) — autenticum non est. Hoc tarnen quod in 
rubrica dicitur canones esse (Cod.: suos) reiciendos, secundura quem- 
dam raodum loquendi non multum distat ab eo, quod Gratianus et 
Isidorus dicunt, non esse recipiendos, sed removendos ; ita enim soliti 

sumus dicere: tu minus prudenter loqueris, id est stulte 

üt autem stare possit quod Zepherinus dicit herum 

canonum LX sententias esse recipiendas, cum Leo papa dicat herum 
tantum L capitula , et sexta synodus LXXXV capitula statuat esse 
servanda, sciendum est : Et in scripturis tUtmur cola '^®*) , coma et 



mittheilt. Bei Schalte Z. 6 lies st. omnia hio enamerata: omnia illa h. e. 
Zam Inhalte dieser Stellen vergleiche die Note 73 Friedberg's ad h. l. Edit. 
1>ecr. col. 85, 86. 

225) Vergl. oben S. 62, Nte 163. 

226) Vergl. hiesa die ErUfirang Rafin^s. 

227) Vergl. oben Beitr. I. Bd. 69. S. 382, Nte 28. 

228) Die folgende Stelle (Inprimis . . . removendos) hat bereits Schalte 
(Gesch. d. Quoll, u. Litt. I, 55) yerdffentlicht ; io seiuom Texte fehlt jedoch ein 
Zwischensatz. 

229) »quasdam . . . apposait« fehlt bei Schalte a. a. 0. 

229«) Cola =K Colon kommt anch sonst vor, wahrend das folgende Wort 
nicht richtig flectirt ist. 



80 Singer f Beiträge zur Würdigung der Decreiiaienlilteratur, 

peryodo. Verbi gratia : dixit dominus — ibi colon — domino meo 
— ibi coraa — sede a dexiris — ibi peryodas. Potest**^) ergo 
contingere, qnod una sentontia contineat in se plura capitula, immo 
plures sententias; et similiter unum capitulam in se multas polest 
continere sententias et multa capitula, siquidem utium capihdum 
plures coniinet periodos. Et secundam hoc facile est lectori ita 
computare, nt omnis removeatar contrarietas. Vel aliter et melius: 
primo liber ille, qui canones apostolorum dicitur (Fortsetzg siehe bei 
Schulte Rufin- Ausg. LXIII Z. 11 v. o. ff.) 

Ad Ruhr. c. 5. D. 16. »Item***) Adrianus papa scribit Tar- 
chio*")patriarche€. Correctins esset in littera : ünde"') Adrianus etc., 
quia, cum Mag. Grat, dixerit aliquid probari auctoritate alicnius, ita 
seiet subiungere: Unde etc. 

Ad c. 6. D. 16 V. sub Justiniano filio Constantini. 

Sed hoc non videtur verum, cum non legatur quod aliquis 
Jnstinianus nomine successerit in regne Constantino, quia multi, 
forte decem vel plures, regnasse leguntur inter Gonstantinum et 
Justinianum. Idee sciendum quod hie non fit mentio de magno 
Constantino qui Constantinopolim coudidit — qui Gonstantinus non 
fuit heretkuSy tfi quidam credunt^*^} — sed de alio quodam. He- 
raclius enim, regnans [multo] post illum magnum Constantinum, ge- 
nuit qaendam etiam Constantinum nomine ei in regne succcdentem, 
et ille alium Constantinum, qui dues genuit, Justinum seil, et Ju- 
stinianum. Unde Justinianus minor dicitur respectu Justini, quia 
miner natu fuit. Vel tantum Justinianum genuit, et dicitur minor 



280) Das Folgende (Potest . . . cuntrarietaa) hat zum Theile bereits 
Schölte in der Raf.-Ausg. Eiiil. S. LXIII veröffentlicht. Es fehlt aber bei 
Schalte sowohl die Torhergehende Stelle als jener Zwischensatz, welche den 
für unseren Verfasser so charakteristischen Versoch enthaltenp die Verschieden- 
heit der Angaben über die Zahl der apostolischen Canonen daraus zu erklären, 
dass dieselben vielleicht in manchen Handschriften (ahnlich wie dies besondert 
bei Bibeltezten Torkaro) per cola et oommata geschrieben worden seien. 

231) Yergl. Friedberg's Nte 86 ad h. 1. 

282) Recte: Tharasio 

283) Vergl. den Text der Corr. Rom., welcher mit der Ansicht des Verf. 
übereinstimmt, 

234) Unter den »qaidarac sind jene Chronisten zu verstehen, welche 'den 
Bericht der Sylvesterlegende über die römische Taufe Constantin's mit der in 
der Historia tripartita und bei Hieronymos bezeugten Thatsache, dass Con- 
stantin erst kurz vor seinem Tode die ariauische Taufe empfangen habe, durch 
die Annahme in Einklang bringen wollten, Constantin sei in die arianische 
Ketzerei verfallen und von dem nikomedischen Easebias wiedergetauft worden. 
Yergl. DoeUinger Papstfabeln des M.-A. (II. Aafl. von Friedrich) S. 67. 
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JastiniaDUs ad differentiam Justiniani, qui leges in unom volumen 
collegit, filii Justini •»*). 

Äd c. 8. D. 16. die beiden Erklärungen des Namens »über 
diarnusc, welche Stephanus hat^"^^). Der Verfasser fügt noch bei: 
Vel ideo über aliquis diurnus appellatus est, quia in eo continetur, 
quid singulis diebus facturus sit apostolicus. 

Ad c. 8, D. 16 V. »usque ad unum apicemc. Decretis igitur 
horum conciliorum precipue utendum est in causis, quia nullum 
eorurn routare audebit summus pontifex*^^) Si tarnen opponatur, 
quod quiddam ibi dicitur de continentia clericorum, quod modo non 
servatur, illud loco suo solvetur"8). Dicatur atdem ad presenSy si 
fiace^y quod hie dieitur precipue exaudiendum esse de his ibi siatuiiSy 
que periinent ad articulos fidei. Sed sitnüiter de omniims con- 
cäiarum staiutis dici posset ^% 

Did. Grat, ante c. 9. D. 16. 

Et eo ordine eas in paragrapho enumerat, quo utitur 

Beda in ostendendo, que quo tempore fuerit congregata : sextam sei- 
licet aliis preraittit. Sed quare Beda id feeerü^ ignoro ; nee hoc hie 
diei oportet ^^% 

Äd e. 9. D. 16 V. »temporibus Julii papec. 

Hoc falsum, quia, ut in prox. paragr. dicitur, hec sinodus 

235) Hier scbliesst sich anmittelbar das Gitat der dem Hugo von St. Victor 
zugeschriebenen Chronik an, welches Schulte (Gesch. d. Quell, u. Litt. I, 46) mit- 
getheilt hat. 

236) Die Erläuterung Rufin's ad h. v. wird gar nicht berücksichtigt. Bei 
Schulte (Ruf.- Ausg.) 8. 32, Z. 16 st. mentes lies menses; Z. 17 st. gestis 1. gtutio; 
mit »dicnntc (Schulte Z. 19) schliesst der Text Rufin*s. Die W. »Vel Über di- 
urnus . . . potest« sind eine Randglosse, welche aus' der Suroma Stephani stammt 
und Ton Schulte irrthürolich in den Text Rufin *s aufgenommen wurde, wohl 
deshalb, weil sie in Codd. Mogunt. und Trec. mitgetheilt wird, während die 
Erläuterung Rufin's dort gänzlich fehlt. In P. I. sind die Erklärungen Stephanus 
am Rande (ohne Hinweisungszeichen) beigefügt; im Cod. MouL fehlen sie ganz. 
Diese Randglosse gehört ebenso wenig in den Text, wie die in P. I. unmittel- 
bar vorhergehende: »Epimeris dicitur a qnodam pisce, qui eo die, quo nascitur, 
inoritur: inde febris epymera i. e. diurna«, welche auch Schulte nicht aufge- 
nommen hat. 

237) Vergl. hiezu die bei Maasaen Paucapalea (Akad. 31 , 467) und 
Schulte IL Beitr. (Akad. 64, 117) mitgetheilte Stelle der Summa Parisiensis. 

238) Vergl. unten ad c. 13. D. 31. 

239) Diese Bemerkung kehrt sich gegen Rufin. 

240) Vergl. die Summa Stephani ad c. 9. D. 16 : Sexta. Tertiam preter- 
niittit hie Beda; forte, ne mala Efesina pro bona acciperetur, ideo tacet 
utramque. (Diese Stelle ist in Schultet Stephanus-Ausg. S. 26 gänzlich Ter- 
ballhomt; ich gebe den Text hier nach dem Cod. Steph. Trenr.) 

Archiv tax Kireheurecht. LXXIU. G 
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celebrata fait tempore Silvestri pape . . . Ideo credendam est eodices 
bic corraptos esse et debere hie esse Silvestri >^i) , ubi est Julii; 
tarnen libri non corrigantur, donec ex origiDali, seil, libro Bede, 
veritas perpendatar ***). Tarnen ita salvari potest hec littera, si 
plaeet, ut dieatar ideo dietam esse hoe in loeo temporibus Jalii pape 
congregatam esse hanc sinodam, qQoniam temporibus illias fuit con- 
firmata, temp. autem Silvestri eongregata. Alii dicunt quod non 
debeat esse in littera Julii, sed Vigilii *^>). Contra quod est quod 
inferius dicetur »Silvestric; ad hoe dicunt quod binomius fuerit et 
vocaretur Silvester Vigilius. Sed hoc preter auetoritatero dicunt. 

Ad c. 12. D. 16 V. apoerisiariis. Apocriphum dieitur occul- 
tum vel secretuin : inde apocrisarius secretarins, qui usitatius dieitur 
cancellarius. 

C. 4. D. 18 ad v. »sec. vero eonc. idib. octobr. habeatur, qui 
dies apud Greeos yperberici^ mensis decimus inveniturc Istad 
quidam^^) sie legunt: qui dies i. e. mensis, ut sit syneedoehes, apud 
Orecos ffperberid id est mensis decimus invenitur; apud nos autem 
deeember est decimus, apud Ebreos ianuarius. Et sie quem nos vo- 
camus oetobrem apud Greeos decimus invenitur, quia ipsi, ut aiunt, 
computant a ianuario. Sed isiud videtur falsumj cum Greci habeant 
eundem Pasehalem terminum, quem nos, et eodem, quo nos, tempore 
eelebrent Aseensionem, Pentecosten, Nativitatem et huiusmodi. Pre- 
terea littera non bene sedet seeundum haue lectionem. Ideo sie 
legatur: Qui dies id. oet. decimus dies invenüur octobris, illius 
mensis apud Greeos dicti yperberiei, quia ipsi yperbericnm voeant 
mensem quem nos oetobrem dicimus. Sed nee illud stare potest: 
quia, ut computistis patet, unus tantum dies designatur, cum dieitur 
»idibus oetobrisc, [dies], qui sequitur illuro , qui designatur, cum 
dieitur »pridie [id.] oetobrisc, sicut unus tantum dies notatur, cum 
dieitur »kalendis oetobrisc, seil, primus dies illius mensis ; sed num- 
quam eontingit, quod ille dies, [qui] designatur sie »idibus octobr.c, 
Sit decimus dies octobris. Hinc est quod tarn legiste quam decretisie 
hunc locum ignoratU^^). Sciendum autem quod istud, quod hie diei- 
tur, dictum est seeundum usitatum loquendi modum, seeundum quem 



241) Vergl. Friedberg*B Nte 101 and d. dorr. Rom. ad h. 1. 

242) Diese Stelle (Ideo . . . perpendatur) hat Schalte, Gesch. d. Qaell. I, 
45 Nte 25, mitgetheilt. 

243) Yergl Friedberg*8 Nte 101. 

244) Yergl. die Note 29 Friedberg's su diesem Capitel. 

245) BafinasI Yergl. dessen Summa ad h. 1. 

246) Yergl oben S. 45, 55. 
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dtcitnr »kaiende octobris intraverantc et kaiende dicuntur non 
unas tantum dies, sed amnes Uli dies, qni ita computantar: decimo 
kal., quinto kal., et ita in aliis. Similiter secundam hunc*^^) con- 
saetum loquendi modum idus dicuntar omnes illi dies, qui sie com* 
patantar: quarto idas, tercio idus, pridie idas, idus. Et secnndum 
hoc veraro est, quod semper decimus dies mensis in idibas est, id 
est aliquis illorum dierum. Similiter isti legendus est locus quidam 
in significationibns verborum, quem satis expedivimus in notulis, 
qaas super illum libellum scriptitavimus ^^). Sic bactenus lecturo 



247) Cod. : hano locam 

248) Schalte, welcher diesen Satz (Similiter isti etc.) wiederholt anf&hrt 
(Geech. d. Qaell. a. Litt. I, 44, 126 and Raf.-Ansg. Einl. S. LX), »ist es nicht 
gelangen, ftber das« vom Verfasser »commentirte Werk irgend etwas festzu- 
stellen«; »alle seine Beinühangen« — man bedenke, dass ihm t. J. 1875—1891 
sechzehn Jahre für seine Nacliforschangen zn Gebote standen -^ »waren ver- 
gebens«. Dabei scheint jedoch Schalte (Rut-Aasg. LX) neaeatens nicht abge- 
neigt sa sein, in dem libellas de signif. rerb. gar ein philosophisches Werk zu 
Termathen. Mir kommt indessen die Sache überhaupt nicht so räthselhaft yor. 
Dass mit dem libellas de sign. verb. jedenfalls ein Giossariam gemeint ist, darüber 
kann m. E« gar kein Zweifel sein ; es ist nar die Frage za entscheiden, ob hier 
an ein jaristisches Glossar (einen libellas de signif. verb. legalium, wie ans deren 
eine Reihe erhalten sind ; vergl. Fittiny Jurist. Schrift, des früh. M. A. 21 £, 
Haenel Incerti aactor. ordo iadic. p. XYII, FUting in der Zeitschrift der 
Savigny- Stiftung, Roman. Abthlg. 6 S. 152) zu denken ist, oder aber an ein 
Glossarium allgemeineren Charakters. Die letztere Annahme hat wohl die 
grossere Wahrscheinlichkeit für sich, schon deswegen, weil die Frage, welche 
hier discotirt wird, in einem juristischen Vocabular schwerlich erörtert sein 
dürfte; ebenso wenig der Grund, weshalb die synoptischen Tafeln des Easebias, 
beshgw. die Ferikopen des Evangelientextes als »Canones« bezeichnet werden. (Der 
Verfasser hat aber — s. oben S. 74 — allem Anscheine nach auch bezüglich 
dieser Frage aaf seine »notalae« za einem libellas de signif. verboram verweisen 
wollen.) Die Erläuternng eines Vocabulares ist eine Arbeit, welche dem Ver- 
fasser als magister liberaliura artiarn gewiss sehr nahe lag. Die Epitome, 
welche Paulas Diaconas aas dem lexikalischen Werke des Festas (das bekannt- 
lich ein Auszug ans M. Verrias Flaccas de verb. signif. war) verfasst hat, »am 
das Werk des Festos den sehr massigen Bedürfnissen jener Zeit anzupassen« 
(Teuffti), war ihm nicht nur gewiss bekannt; wir haben auch Belege dafür, 
dass der Verfasser in der ans vorliegenden Summe zur Pars I. des Decretes die 
Epitome des Paulus Diaconus öfter unmittelbar benutzt hat. Man kann also 
wohl die Annahme als begründet bezeichnen, dass er sich mit den seiner Zeit 
gelaufigen Vocabalarien ex professo befasst and eines derselben commentirt haben 
dürfte. Vergl. über die Benützung der Epitome Pauli Diac. oben Nte 179, 
Nte 201; ich möchte überdies hier noch aaf folgende Worterklärungen 

verweisen. Ad. c. 9. D. 1 v. legatorum non violandorum religio: 

. . . nios aatem [seil, legatos], qui pro pace reformanda (Goett : formanda) vel 
pro indutiis dandis transmittuntar, eaduceatores nominant, quia lites cadere 
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est; sed ex meudositate codicaro fait hec difficultas: sed in Bare, et 
in Cresconio hoc cap. in hunc modnm reperitur *^') : secundum . . . 
idib. oct. habeatur i. e. XV. die mensis octobris, quem yperbereeeon 
cognominant. In ipsis autem conciliis etc. ^^% Hoc utique verum 
est semper, quod idus octobris sunt X.'^^) eiusd. mensis: et istud huc 
usque ignorabcUur^^^), 

Ad c. 8. D. 18 nach einer Erläuterung, welche aus Rufin und 
Stephan compilirt ist: Vel quia ad huiusmodi gratis dantem dicitur: 
Dens te benedicat. (Dies eine weitere Worterklärung für eulogiuro). Et 
differt eulogium a cathedratico sive sinodali; cathedraticum enim sive 
sinodale ex debito datur, illud gratis. Und ibid. ad v. »venire ob- 
trectabuntc, id est contradiceut , dum se aliquid daturos estimant. 
Dnde in Remensi concilio Hugo primas: »Pontifices sacri, vultu 
venistis alacri. Ibitis hinc macri**«j, vestri venit hora lavacric ***). 



faciunt, a cadaceo, rirga Mercnrii, que in parte saprema aarea, in fine nigra, 
serpente annexo per medinm. Sed de his alibi, (Offenbar ebenfalls in seinem 
Commentar zu dem lib. de signif. verb. Vergl. hiezu Epit. Panli edit. clt. p. 47, 
Brnns cit. p. 178.) Ad c. 11. D. 1 t. »et magistratibas«. Magistri dicantnr, qnibns 
precipaa cura incnmbit et qui maiorem diligentiam et sollicitudinem debent 
rebos, quibus presant. Inde etiam , seil. %b hoc nomine magister , per derlya- 
tionem magistratns dicnntnr, yidelicet magistratns Tel magistri ciyitaiis. Ma- 
gistri etiam dicontar cainslibet disdpline preceptores. (Cf. 1. 57 Dig. de yerb. 
signif. 50, 16.) 

249) Vergl. die Note der Corr. Rom. bei dem W. »dedmas« nnd Cres- 
conios Concord. Canonnm tit. 39. (VoelL et Jostell. Bibl. inr. canonici vet. App. 
p. LI.) 

250) Die Stelle, in welcher Cresconins dtirt wird (Sed in Bare 

ipsis autem), hat Schalte, Gesch. d. Quell. I S. 44, mitgetheilt. Weil er statt 
»quem«: >qaae< gelesen hat, glaabt er »cognominant« in: »cognominatar« fin- 
dem za mttssen. 

251) Cod.: Xy — offenbar ein Irrtham des Schreibers; der Verfasser will 
ja hervorheben, dass trotz alledem seine Erklärung »qaod semper dedmas dies 
mensis in idibas est« ihren Werth behalte. 

252) Der Aator liebt es, in dieser Weise sein persdnliches Verdienst zu 
betonen; vergl. oben S. 51 ff., 76. (Auch ad c 9. D. 1 sagt er — am Schlosse 
einer dorchaas nicht bemerkenswerthen Exposition: »Ista brevi distinctione 
precognita lace clariora sunt qae circa hanc locam hactenns füernnt difficilia.«) 
Hier glaubte wohl der Verfasser um so mehr ein Recht zu haben, sich seiner 
Leistung zu rühmen, weil ja die ihm Torliegende Summa Parisiensis ad c. 4. 
D. 18 berichtet: »Quo modo idus sit decimus dies, dubitat magister Girardus« 
(Der Text der Summa Paris, nach Schulte, II. Beitr. Ak. 64, S. 127.) 

258) Cod. : matri 

254) Offenbar wieder eine Anekdote zur Erheiterung der Schüler oder 
Hörer, wie solche bei den magistri jener Zeit nicht unbeliebt waren (vgl. auch 
oben S. 49, Nte 125); ob dieselbe originell ist, lässt sich natürlich nicht ent- 
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Ad c. 9. D. 19 V. »divino nuta percussus est«, ut quidam di- 
cant'^^), fulmine; secondum alios, lepra; secuDdum alios, in anima 
tantum peccato, quia excommonicatis communicavit. Quod istoram 
Yerum sit, dubium est; probabile tamen (Cod.: tantam) est, quod 
etiam in corpore percnssas sit 

Dist. 21 prioc. 

Est atäem tractcUus iste ab hoc loco tisque ad catisas de 

ordine, quia usque ad illum locam Mag. Qrat. vel loquitur de ordine, 
vel de ordinante, vel de ordinato, vel de ordinando, vel de bis, que 
ad aliqnid istomro pertinent. Qaid autem sit ordo, difficile et forte 
inpossibile^est explicare. Tamen dicitur^^®) esse signacalum vel ca- 
racter i. e. quoddam secretum .... (folgt die Erklärung Rufin's), 
sicut ordo railitaris signaculum, quo insignitur qui miles efficitur. 
.... Instanter vero, quid sit, querenti dicatur, quod sit qualitas 
qoedam persone. 

»Ergo*^^)«. Mag. Qratianus [Cf. init. dict. ps. I] ponit brevem 
predictorum epilogum, ut competentius accedat ad dicenda; ergo tale 
est, quäle solet esse in epilogis^^). 

Ibid. dict. Qrat. ps. I. §. 2. ad v. »alii corepiscopi« : qui mi- 
nores possunt dare gradus us^ue ad subdiaconatum , non ultra. Et 
dicitur adbuc hodie hec dignitas esse in quibusdam ecciesiis ^^^). 
Nee credat tamen [aliquis] eum, qui Colonie corepiscopus dicitur, 
banc habere dignitatem ^^% 

Ad c. 1. D. 21 V. Sacerdos autem nomen habet conpositum ex 



scheiden. Unter dem »Primas Hago«, jenem Ersbiachof von Bheims, dessen 
Abel belearonndete PersönUchkeit die Folie des Geschichtchens darbot, kann 
nur Hngo Ton Vermandois gemeint sein , welcher noch als Knabe der Kirche 
Ton Rheims gewaltthatiger Weise aufgedrängt, endlich im Jahre 948 von der 
logelheimer Synode des Pontificates entsetzt und excommanicirt wnrde. 

255) Rufin nnd Stephan lassen sich in eine Discussion jener Ensahlungen, 
welche den Bericht des römischen Liber Pontificalis ergänzen wollen, nicht ein. 

256) Vergl. die Summa Rufini ad h. 1. 

257) Cod. : Igitur 

258) Vergl. oben S. 73. 

259) Ob wohl dem Autor bekannt gewesen ist, dass es damals noch in 
Irland Chorbischöfe gab, und dass die im J. 1152 auf einer Synode beschlossene 
Abschaffung derselben noch nicht durchgeführt war? 

260) In Cöln wie in einzelnen anderen DiÖcesen wurde der Cantor oder 
Praecentor in den Capiteln wohl auch »c/ioriepiscopus« genannt; vergl. die 
Beispiele aus Urkunden des XII. und XIII. Jahrh. bei Hin.'ichius Kirchenrecht 
II, 99. Sonst wurden damals bisweilen auch die Archidiaconen als Chorbiscböfe 
bexeichnet, s. Uitischitu a. a. 0. 169. 
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greco et latinoc. Hoc'<^^) videtnr falsnro, qaod*^*) »Bacer, sacra, sa- 
crumc et similiter »do, dasc latinnm est. Ideo antem [dicendum] 
quod re vera secundam litteram ex daobus latinis componitur^ sed 
secandum significationem ex greco , quod est aios i. e. sanctam , et 
latine (!) componitur. Vel dici potest, qood sacer grecani sit origine, 
noD terminatione ; sed hoc preter intellectum dicetur, quia grecum, 
a quo hoc derivetur, ignoratur. Ideo forte melius dtcUur priori 
modo, quod secundum significationem componatur ex greco j veluÜ 
vox secundum significationem derivatur a potoyhoo^ quod est resowo***). 
Vel a 1^ sacer ^^ latinoy et ^dosist^ greco^ quod est datio ; vocant enim 
physici dosin unam dationem^ que semel uno datur codeari. Et hoe 
huc usque ignorcUum /mä*®*). 

261) Die bei Gratian referirte Etymologie Isidor^s. 

262) Nach dem Sprachgebranche des Verfassers zn schliessen, sollte man 
hier »qniac erwarten, da er qaod gewöhnlich statt des Accus, cum inf., nicht 
in CausalsStzen anwendet. 

263) Schalte (S. LX) behauptet, es sei »nicht ganz klar«, ob der Ver- 
fasser »griechisch verstand«. Ich glaube, dass schon die von Schulte selbst 
angeführte Stelle (hei Schulte 1. c. Z. 14 ist statt graecessare selhstrerständ- 
lich »grecissare« zu corrigiren ; auch steht — Z. 15 -- in der Handschrift »as- 
severant«, nicht asserunt) ergibt, der Verfasser habe sich nicht zu jenen ge- 
rechnet, qui grecissare noverunt. Wirkliche Kenntnis der griechischen Sprache 
war ja damals sehr selten zu finden; auch die meisten magistri liberalium ar- 
tium kannten Yom Griechischen nicht mehr als - die Buchstaben. Die griechischen 
Worte, welche in den Schriften der im Mittelalter belichten lateinischen Gram- 
matiker und in den landläufigen Wörterverzeichnissen vorkamen, wurden nur 
mehr in jener entstellten Form verbreitet, welche die des Griechischen unkundigen 
Nachahmer der spätrömischen Schullitteratur diesen Worten gegeben hatten. 
Die unglücklichen etymologischen Versuche unseres Verfassers würden übrigens 
allein schon beweisen, dass er des Griechischen unkundig war, selbst wenn er 
dies nicht ausdrücklich selbst berichtet hätte. Es würden die im Texte ge- 
botenen Proben jener »Kenntnis« des Griechischen genügen, die er bei seinen 
originellen Erklärungen bewährt hat; ich will jedoch noch auf die entstellten 
und einander widersprechenden Worterklärungen verweisen, welche er ad h. 1. 
Y. spiritum immundum, ad e. 17. D. 23, ad c. 2. D. 22 aufgenommen hat. (Isti 
dicuntur energumini i. e. a diabolo erepti, in qnibus seil, operatnr diabolus: 
en dicitur »in«, erga »opus*; unde inergia *hwperatio* L e. operatio in 
energuminis. — Ad c. 17. D. 23: Energnminum i. e. spiritu inmnndo laboran- 
tem. En sonat »in«, erga »opus vel labor*; inde energuminus, quasi intus 
operans vel laborans. — Ad c. 2. D. 22 v. proprio cirographo i. e. epistola, 
quam Romanis misit, propria mann scripta, a chiros quod est manos etc. 

264) Der Verfasser glaubt sich also durch seine originelle Worterklärung 
ein solches Verdienst gesichert zu haben, dass er wieder ausdrücklich hervor- 
hebt, erst ihm sei es gelungen den rechten Weg zu weisen ! 

Ad c 11. D. I bemerkt er übrigens zu v. et sacerdotibua : »Saeerdotes 
etiani (Mog.: enim) possunt appellari iuris periti, quia sacra dant (God« Mog« 
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Ibid. ad y. »desuper^ habens lane aliqaid<. Qaod volatando*^) 
moscaa a sacrificio ?el milvos fagaret, ne exta, qaibus in sacrificio 
atebantor, raperent. Vel qaia nefas erat eis ... . (folgt die Er- 
kl&ning Isidor's). 

Ad c. 6. D. 22 V. »inferior Boma<. Roma • . . consistif ^, et ita 
iaferiori parte mandi. Vel propter imperiam tranelatam, licet dignitate 
Sit superior. 

Ad 0. 1. D. 23 ?• »ab hac apostol. sede hoc ins personaliter in- 
petraverint«. Dicendo personaliter . . . (folgt der Commentar Rufin's 
ad b. L bis za d. W. inapetrare.) Et sie, qaia ani persone erat con- 
cessanif non erat ins asqaeqaaque imperatoribus debitum. Vel dica- 
tnr qaod ideo dicitar personaliter, qaia non habet per snccessionem, 
sed per electionem: sicat qaando episoopas aliqais consecratar, per- 
sonale beneficinm est hoc, cam [non] recipiat a predecessore sno. 

Ad c. 6. D. 23: »Qaamqaam omnes etc. 

Hoc de Omnibus clericis intelligitar. Ubi dicitf4r, quod pro- 
movendi ad aacros ardines debent expreaae pramittere casHtatem ad 
mahrem iutelam, quamvis^ si non pramittunt, ecdesiasticis tarnen 
regtdis tenentur casiiiaiem canservare. Votum enim aliud proprium, 
aliud verhis expressum; aliud alienum^ aliud annexum^^). Vdtd 
si qui8 ordinetur subdiaconuSf licet non promittai castitatemj tenetur 
tarnen voto annexOj quia non dAet esse subdiaeonus^ nisi caste vivat . . • 
Die ErOrterang des Capitels schliesst mit den Worten: Nota qaod 
ex hoc capitalo videtur probari posse iaramentum fidelitatis ab eo, 
qui ordinatur •«•), ei, qui ordinat '^®), debore impendi "^). 

Ad C. 15. D. 23. 

»Sabdiaconasc et post: de mann archidiaconi«. In Bomana ec- 
clesia, que arehidiaeonum non habet *^>), a mann primi inter diacones. 

n. Vatic: diennt). Vergl. 1. 1. §. 1. Dig. de inst et iure (I, 1); die Stellen aas 
Symmachas, Augastinas and Flav. Gorippas bei Bri89oniu8 De yerb. qaae ad 
ins pertin. signif. ad v. sacerdos iastitiae; Append. Petri Ezo. leg. Rom. I o. 95 
(FUting, Jar. Sehr. d. Mb. M. A. 164). 

265) Seil, saper pileo 

266) Cod. : Yolitando 

267) »Roma . . . consistit«, wörtlich wie in der Samma Bafini. 

268) Vergl. hieia die Samma Bolandi ed. Thaner p. 117. . 

269) Cod. : ordinat 

270) Cod.: ordinatar 

271) Vergl. die Samma Stephani b. 1.: Ez hoc capitalo argaant qaidam 
sacraroeutaro fidelitatis ab eo, qai ordinatar, suo episcopo debere prestari. (Ich 
theile die Stelle mit, weil sie in der Stephanas-Aasgabe Schalters fehlt.) 

272) Wenn dieser Bericht aaf Qlaabwfirdigkeit Ansprach machen könnte, 
dann w&re allerdings die herrschende Lehre aafxageben, welche annimmt, dasa 
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Vgl. hingegen ad c. 1. D. 25 ad v. archipresbiter vero etc. : Istad peni- 
tus contrarium videtur veritati. Si enim presbiter luaipr est diacono, 
sicut infra dist. XCIII. cap. Legiraus [c. 24] patenter ostenditur, coii- 
sequenter verum est, quod archidiacono archipresbiter maior est. Ideo 



das Amt des Archidiaconus an der Cnrie erst zu Ende des dreizehnten Jahr- 
hnndertes erlosch , nnd dass seither der älteste Diacon allgemein als »prior 
diaconornm cardinalinm« bezeichnet wurde, wahrend der Titel »Archidiaconas« 
allmälig ganz ausser Gebrauch kam. (Vgl. gegen Panrlni, welcher Gregor Yll. 
das Amt des Archidiaconus aufheben lässt, und dessen Ansicht auch noch 
Bangen D. röm. Curie S. 348 sich anschliesst, Du Gange s. v. Archidiaconus 
ecclesiae Romanae, Phillips Kirchenr. YI S. 249 f., Hinschius I 8. 860). 
unser Verfasser hat aber nicht nur ohne jede Kritik alles aufgenommen, was 
er über die Gewohnheiten und Verhaltnisse einzelner Länder und Kirchen ge- 
lesen oder gehört hatte — wie seine Gewährsmänner, so versucht auch er nicht 
selten Widersprüche unter den Canones und Schwierigkeiten der Interpretation 
einfach dadurch zu beseitigen, dass er die Annahme aufstellt, es habe in der 
betreffenden Kirche eine besondere locale Gewohnheit bestanden. So bemerkt 
er z. B. ad c. 1. D. 25: »Et nota quod quedam hie dicnntur observanda, que 
forte dicuntuT secundum Ispalensis eeclesie [consuetndiuem] , non quod hodie 
teneant: ut quod acolitus custodiat claves eeclesie et huiusmodi«; so referirt er 
auch in der oben im Texte mitgetheilten Stelle ad c. 1. D. 25 über eine Meinung, 
welche die Unterordnung des Archipresbyters unter den Archidiacon aus dem 
Vorbilde der alten römischen Kirche erklären will, deren Archidiacon als höch- 
ster Würdenträger eingesetzt worden und die ganze Verwaltung geführt habe, 
damit der Papst sich ungestört dem Gebete widmen könne. Diese Erklärung 
der »alii« berichtet also über einen angeblichen Brauch der alten römischen 
Kirche und weiss für denselben auch eine »rationelle« Begründung zu geben; 
wir werden ihr jedoch kein grösseres Gewicht beimessen als allen jenen Phan- 
tasiegebilden , mit welchen sich die Schule über die Lücken ihrer historischen 
Kenntnisse hinüberhalf, und die ihr zugleich wieder ein Mittel boten, auf Grnnd 
des von ihr supponirten Thatbestandes die scheinbar widersprechenden Canones 
in Harmonie zu bringen. Darum werden wir auch in der Bemerkung ad c 15. 
D. 23 nur einen Beleg dafür finden, dass ein Gewährsmann des Autors, welcher 
von der Thätigkeit eines »primus inter diacones«, »prior diaconorum«, in der 
römischen Kirche gelesen , den Versuch unternahm , den vermeintlichen Wider- 
spruch, welcher zwischen dem ihm vorliegenden Berichte und den alten canoni- 
schen Normen über den Wirkungskreis des Archidiacons bestehen soll, auf 
historischem Wege zu vermitteln, indem er die Lösung aufstellt, dass in der 
römischen Kirche jetzt kein Archidiacon mehr eingesetzt werde, während früher 
ein solcher fnngirt hatte. Unsere Vermuthung wird durch die Thatsache be- 
stätigt, dass der Titel »prior diac. card.« allerdings auch schon im zwölften 
Jahrhundert in der römischen Kirche gebraucht wurde, in dieser Zeit aber 
noch den Archidiacon bezeichnet, dessen Amt wie überall so auch in der römi- 
schen Kirche späterhin immer mehr seine alte Bedeutung und Macht einbüsste, 
ja an der Curie, wie es scheint, seit dem Ende des dreizehnten Jahrhanderies 
selbst dem Namen nach zu eiistiren aufhörte. (Vergl. Phillips a. a. 0. und 
8. 408). 



Commentar vu P. /. des Decr. mit der Vorr. AntiquUate et temp, 89 

aiunt hic archipresbiterum appellari eum, qui bodie decanus dici*- 
tur '7'). Vel quod qnedam ecciesie sint, qae habeant sab se daas 
vel tres ecclesias : et qüi illis maiarüfm presant, dicantur arcbipres- 
biteri. Vel illi, qüi presunt plebeianis sacerdotibas : qui bodie in 
quibasdam ecclesiis sunt sab archidiacono. Vel quod det hanc licen- 
tiam archidiacono ad similitudinem Romane eceUsie, in qua solebai 
esse archidiaeonus t qui maior erat ceteris: et omnia spedabant ad 
eius ordinationem^ domino papa vacante orationi. Sic alii. Sed pa- 
tebit veritas, si reducatur in memoriara illa trifaria divisio prelature 
(folgt die Lösung Bufin's) . . . 

C. 26. D. 23. 

Non oportet etc. Istud videtur contrariam quarto post hoc ca- 
pitulo; ibi enim manifeste innuitur, quod subdiaconi intrare possint 
sacrarium. Ad hoc dici potest, quod posterius dictum derogat prio- 
ribus'7^) tauquam antiquioribus et antiquatis. Vel potest dici, quod 
sacrarium appellet partem illam altaris, in qua Domini corpus est 
cousecratum : quam partem non debet contingere subdiaconua sine 
mandato, dum in ea est corpus Domini. Sed inferius magis spacio- 
sum locuro appellabit sacrarium: quem intrare potest subdiaconus. 
Vel hic appellat sacrarium locum vel archam, in qua infirmis corpus 
Domini reservabatur: ad quam accedere non debet nisi sacerdos vel 
diaconus. Vel aliter. Subdiaconus intrare potest sacrarium ad con- 
tingenda vasa vacua, sed non potest ad contingenda vasa, in quibus 
fit sacratissimura corpus Domini. Vel aliter. Loquitur >''^) hic iuxta 
quarnndam magnarum ecclesiarum consuetudinem, in quibus propria 
sunt loca sacerdotis et diaconi; et sacerdotis locus dicitur presby- 
terinm, diaconi uero appellatur diaconium. Quando ergo sollempnia 
officia celebrantur, non licet subdiaconibus et infra loca illa intro- 
gredi. Capitulum vero, quod hnic videtur [contrarium], non loquitur 
secundum illarnm ecclesiarum consuetudinem. Vel, secundum quod 
Cresconius >''^) dicit, istud dictum est secundum consuetudinem Gre- 

278) Die W.: »archipr. qai hodie decaims dicitar« citirt Schulte Rnf.- 
Ausg. S. L. 

274) Dem Verfasser war freilich nicht bekannt, dass C. 26 und C. 30. 
D. 23 identisch sind und nur verschiedene Versionen des Canon 21. Conc. Laodic. 
enthalten. 

275) Diese Lösung ist ans Bafin entlehnt. 

276) Sollte sich dieses Gtat anf den Grammatiker Cresconias beziehen? 
(Vergl. über diesen TeuffH Gesch. der röm. Litteratnr. §. 435, snb 5.) Ich 
branche wohl kaum erst ausdrücklich heryorzuheben, dass eine solche Erklärung 
sich in der Canonensammlnng des Cresconias nicht findet. (Der Can. 21. Conc. 
Laodic. steht bei Cresconias s. tit. 171 ; vergl. das BreTiarium in der Biblioth. 
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corum, apnd qaos per gradas quosdam ad altare ascenditur, qaod 
maro cancellato clauditar. Et illud maro clausam dicitur sacrariam 
vel presbyterium vel diaconiam: illuc non ascendit sabdiaconus, sed 
diaconus, et sacerdos stat infra manim illam, perspiciens per cao- 
cellos. Et sie locus iste patet^ qiti huc usque ignarabaiur. 

Ad c. 1. D. 25 y. »ad primiceriamc wird Stephan*8 Etymo- 
logie (a primo et cereo, quasi cui prim. in processioae dand. sit 
cereas) durch folgende ersetzt: P. enim die. quasi primus in cera 
scribens. Vel quia ipse scribit in cera, quis primus, quis secundus, 
et quid facere debeant. 

Ad dict. Qrat. a. c. 2. D. 27 . . . . Alii'^^] dicunt, quod istud hie 
dicit, non ut componat, sed ut opponat et postea solvat. Et quod inducta 
multa, qualia de matrimonio separando post votum vel non *^^), unde 
talem aiunt adhibendam esse distinctionem. Votum aliud simplex; aliud 
consummatum, tU illud^ quod aliquo signo roboratur: vel habüu^ vd 
ordine^ vd quia iuravU per euangelia. Et qui •^•) sie vovit si con^ 
traxerü^^) matrimonium ^ separabitur; sed pro sitnplici voto, quod 
per contrarium huius intdligitur, non separabitur. Fei votum aliud 
est^ quod in absconso geritur — et illud dicitur privatum ; aliud 
publicum^ quod in ecclesia coram sacerdote solo — quod est publi- 
cum^ non publicatum ; aliud est enim publicum publicatum, ut quod 
fit coram piuribus. Post hoc matrimonium solvunt^ alias non ■«*). 



inr. canon. vet edid. Yoellos et Jastellos p. 462 und die Gonoord. canon. das. 
Append. p. LXXIX). 

277) Vor dies. W. die EriäateruDg Rnfin*s. unter den »alii« ist wohl 
Stephanas gemeint, welcher der L&snng Rafin*8 noch die Alternative »aat 
opiniones aliomm recitat« hinzafügt. 

278) Der Text ist hier in der Handschrift offenbar entstellt; ich glaube 
jedoch denselben nicht ändern zu dürfen , weil der Satz trotz der gewaltsamen 
VerkArzang immerhin verständlich ist. 

279) Cod. : quia 

280) Cod. : oontradt 

281) Ich glaabte diese Stelle in extenso mittheilen zu sollen, weil weder 
die Aoffassung, noch die Terminologie mit der den Decretisten sonst geläufigen 
übereinstimmt. Der Begriff des v« privatum, dessen Definition an jene des 
Petrus Lomhardus erinnert, ist enger gefasst; das v. publicum publicatum ent- 
spricht dem V. manifestum der Schule; der Begriff des v. consummatum, wel- 
ches den Gegensatz des v. simplex bildet, dessen Bedeutung also jener des v. 
solenne entsprechen soll, ist enger als irgend eine der überlieferten Definitionen 
des letzteren. (Vgl. hiezu uns. Beitr. I Bd. 69, S. 388, 414, 41.5, Rolandus Summa 
1. c, dessen Sentenzen ed. GUU S. 273, Thaner Akad. 79, 216, Freifen 
Gesch. des can. Eher. S. 697 ff.) 
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Dist. 81. c. 18. 

. . . Sed gueriiur^ cum hec synodus sit nna de octo principali' 
btis^ quas papa [se] tisque ad unum iota iurat servaturum, quomodo 
postea mutaium sü hoc in ea statutum. Ad hoc dicimus^ quod non 
iurat se ubigpie servaturum omnia illa, que ibi statuta sunt^ quia 
quedam iUorum non ad omnia (omnes ?) sunt insiituia. Que in iUis ser^ 
vat papa ecdesiiSy in quihus sunt instittäa : ita et istud in orieniali 
tantum servcU ecdesia, in qua fuü stcUtUum. Vel aliter. Papa non 
anfert hoc clericis, sed ipsi abstolerunt sibi, qni[a] coutinentiam 
voverQut. 

Dist. 32. Dict. Grat. ps. III. ad c. 6. 

.... Breviter hie tarnen dici potest qaoniani, dura aliqais 
toleratar ab ecciesia, sacramenta sunt que conficit. Siroiliter qai 
primo fuit in ecciesia, si se separaverit sive ab alio separetur, non 
depositus sacramenta conficit, maxime si in forma ecciesie; si vero 
depositus est, non conficit. 

Ad c. 10. D. 32 «"). 

.... Querüur autem, unde dominus papa habeat potestatem 
liberas pro dliquo facinore in servitutem redigere (!)? Forte, quod 
hoc decrehim instituü assensu imperatoris. 

Ad c. 5. D. 37 V. saturnalium. 

.... Solebant caiusque civitatis philosopbi Statute tempore 
agere festa Saturni, forte dies natalicios >®'*), et vicinanim civitatum 
philosophos advocare et ab illis vice versa aliis temporibus vocari et 
Yocatis seu advenientibus sumptus providere. Solebant quoque post 
prandium sive cenam questiones proponere et solvere. De talium si- 
quidera collationibus agitur in Macrobio Saturnalium et in A. Gellio 
Noct. Atticar. Unde ibi dicitur seroel propositam fuisse orationem 
de >Ego mentiorc et solutam*^). Sed nos nondum eius solutionem 
Juxbemus »«*). 

C. 3. D. 37 ad v. »ocnlos trans celum levat,« dicendo aliqnid 
esse super celum: ut Aristoteles quintam quandam essentiam eteam 
protendi in infinitum. Und ad v. »quoddam inane,c quod fingit esse 
sub abisso: ut Epicurus, qui diiit plures esse mundos et, quomodo 



282) Yergl. oben uns. Beitr. I Bd. 69, S. 891. 
282«) Cod. : nataUcos 

283) Cf. Aal Gellios, Noct. Attic. Hb. 18. c 2: Qaaesitam ibi est, 
qaae esset haiiis quoque sophismatis resolatio: »Cain mentior et mentiri me 
dieo, mentioT an verum dico«? 

284) Wieder ein Schalwitz; vergl. oben S. 49, 84. 
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sibi coherent, laborabat ostendere sicque inaDia quedam infioiit esse 
intermundia *®*). 

Ad c 28. D. 50. 

Preterea hoc quod dicit illam sententiam potias teuendam, 
cuius antiquior est auctoritas, contrariora est legibus, quia, ut ait 
lex, posterior lex derogat priori. Similiter enim videtur quod posterius 
statuti canones derogent prioribus, qoi eis contradicere videntur. 

Verurataraen antiquius *^). Isidorus vero cum dicit anti- 

quiorem esse pociorem, illam forte vocat antiquiorem, que antiquior 
est inter annotatas i. e. que prior invenitur in annotatione illa. Vel 
aliter. Refert multum, ntrum in ferendo posteriorem sententiam 
adibitus sit respectus ad prius latam necne: quoniam si aliquis de- 
ilifi posteriorem sententiam, contrariam priori, et tunc immemor fnit 
prioris, obtinebit prior nee derogat ei posterior ^^'^). 

C. 20. D. 63. 

Et nota quod plebes hie vocantur ecclesie baptismales ruralium. 
Et est vulgare Longobardorum **®). Dnde ita exaudiendum est quod 
ait : in plebibus id est in baptismalibus ecclesiis ruralium. et poptdo 
illius plebis^^^) id est populo illius ecclesie. Alioquin nichil die- 
tum esset. 

Eine beachtenswerthe Stelle ad c. 2. D. 75, welche sich gegen 
das ins spolii et deportus richtet, hat Schulte (Rufin-Ausg. S. LVIU, 
LIX) mitgetheilt«90). 



285) Schulte Baf.-Ansgr. S. LXXI behauptet, dass ad c. 3. D. 37 Ari- 
stoteles »citirt« ist. Wenn Schalte hier ein Citat des Aristoteles vor sieh zu 
haben glaubt, also aus dieser Stelle folgert, dass dem Verfasser die Schriften 
des Aristoteles zugänglich waren, will er dann nicht vielleicht auch — Epicnr 
unter jene >profancn Schriftstellerc zählen, welche unser Verfasser »citirt« ! 

286) Der Satz »Verum tarnen . . . antiquius« bei Schulte Qesch. d. Quell, 
u. Litt. I, 125 Nte 14 ; es ist jedoch (Z. 1 , 2) mit der Handschrift statt »do- 
cumentum« inatrumentum und st. »habet« habeat zu lesen. 

287) Vergl. hiezu oben S. 46, Nte 109. 

Nach d. W. »derogat ei posterior« folgt die von Schulte a. a. 0. rait- 
getheilte Stelle »Verbi gratia . . . accipiam canes«. 

288) Diese Stelle (Et nota .... Longobardorum) hat Schulte a. a. 0. 
S. 124 Nte 13 mitgetheilt ; der Inhalt derselben beweist jedoch nicht, dass dem 
Verfasser die italienischen Verhältnisse und die dortige Vulgärsprache bekannt 
waren, weil er hier offenbar nur aus der Summa Stephan's geschöpft hat, ob- 
wohl er seiner Bemerkung die Form der Selbständigkeit gibt. Kurz vorher ist 

aus dem Comraentar Stephan's die Stelle »Sunt autem in contrarium 

utentium« (vgl. Schulte, Summa Stephani S. 90) nahezu wörtlich aufgenommen. 

289) Der Text der Decret- Ausgaben lautet : »populis ipsius plebis«. 

290) Es ist jedoch S. LIX mit der Handschrift dUtrahere (Schulte, 
Z. 1 : distribuere) und (Z. 2 das.) deberent st. debent su lesen. 



Commeniar %u P. /. des Deer. mit der Vorr. Aniiquitate et temp. 98 

Da dem Autor sicher nicht nur die Summa Rufin's und Stephan's, 
sondern auch die Summa Parisiensis vorlag >'>), so ist die Annahme 
wohl begründet, dass unser Commentar kaum vor dem J. 1170 ver- 
fasst sein dürfte *®>). Nachgratianische Decretalen finden sich nicht; 
es kann dies nicht überraschen, weil der Verfasser ja nur jene Rechts- 
sammlungen benutzt hat, welche in den litterarischen Arbeiten seiner 
Vorgänger berücksichtigt waren, und er selbst als Mann der Schule ^') 



291) Vergrl. oben S. 54. 

292) Auch Schalte gibt, wie es scheint, dieser Ansicht den Vorsug; vgl. 
BQf.-Aosg. LXXI. Die Bezugnahme auf das angebliche Filiationsyerhältnia lar 
Samma des Johannes FaTentinus wäre besser unterblieben; vgl. oben S. 56. 

293) Des Autors Versirtheit im Gebiete des Civilrechtes gibt uns Grand 
anzanehmen, dass der Verfasser als Lehrer des Civilrechtes ebenso wie des 
canonischen Rechtes thätig war, und dass er sich nicht bloss darauf beschränkt 
hat, die Sch&ler der artes liberales im Bhetorikunterrichte nach altem Brauche 
in den Elementen des Civilrechtes zn unterweisen. Das Studium des Rechtet 
blieb übrigens in Frankreich im engsten Znsammenhange mit jenem der artes 
liberales, und man darf deshalb unbedenklich die Anschauung festhalten, 
dass in den berühmten französischen Rechtsschulen jener Zeit ein beson* 
derer Rechtsunterricht sich neben der Pflege der artes liberales entwickelt 
hatte, ohne dass diese Schulen aufhörten, eine Bildungsstätte auch für solche 
zu sein, welche sich nur dem Studium der freien KQnste widmen wollten. Hier 
konnte also ein Lehrer der artes liberales in den Fächern des Trimms and 
QaadriTinms Unterricht ertheilen, daneben sich aber auch speciell mit der Rechts- 
wissenschaft beschäftigen und die Unterweisung derjenigen übernehmen, welche 
sich im canonischen oder im Givilrechte ein grösseres Mass von Kenntnissen 
erwerben wollten. Der ganze Charakter des Werkes deutet, wie schon öfter 
erwähnt wnrde, unverkennbar darauf, dass wir uns in dem Verfasser desselben 
einen solchen magister liberalinm artiam vorzustellen haben, welcher auch den 
Beruf eines Rechtslehrers übernommen hatte. Die Summe selbst enthält in- 
dessen keine Steile, welche als ein directen Zeugnis für diese Lehrthätigkeit 
des Verfassers bezeichnet werden könnte. Schulte (welcher es ja auch für un- 
zweifelhaft ansieht, dass der Autor in der Schule von Bologna seine juristische 
Bildung genossen habe, und ihn zu Paris philosophische Vorlesangen über 
PUto's PoUtik halten läset) behauptet allerdings , dass der Verfasser uns in 
Dist. 82 »mit dürren Worten sage«, er habe Vorlesungen über das Decret ge- 
halten. Schulte will deshalb auch annehmen, dass der Verfasser »diese Thätig- 
keit« ebenfalls »in Paris entfaltete«. Der Satz, auf welchen Schulte sich be- 
ruft: »nos in lectione ordinem non commutamus«, bedeutet jedoch in diesem 
Zusammenhange keineswegs ein Zeugnis für die Lehrthätigkeit des Autors. 
Die Stelle laatet (Cod. Goett. f. 77^) : »Et ponit hie duo decreta ad idem per- 
tinentia, seil. Innocentii et Siricii. Sed hoc notandum quod posterius ponit de- 
eretum Siridi et prius Innocentii, cum tamen istud secundum illud scriptum sit 
et illud determinet et confirmet sententiam Siricii. Et nota quod qaidam 
posterius legant istud decretum [c. 2] et prius illud Siricii [c. 3], sed nos in 
lectione ordinem non commutamus«. Der Autor wiU hier offenbar nur sagen, 
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der Praxis des Rechtslebens wohl gänzlich entrfickt war. Thaner 
(Qoett. Qel. Anz. 1892, S. 963) hat gegen die Ansicht, welche unsere 
Summe fflr eine Arbeit erklärt, die um das Jahr 1170 vertasst sein 
dürfte, den Umstand geltend gemacht, dass die bei Schulte S. LV ab- 
gedruckte Stelle »über die Ausübung des Blutbannes durch BischC^fe 
vielmehr in das folgende (XIII.) Jahrhundert und zum Rechte des 
Liber sextas passen würdec. (Cfr. c. 3. Ne der. vel mon. sec. neg. 
se imm. in YI^, III, 24.) Dieser Einwand ist nicht begründet; den 
Blutbann persünlich zu üben oder bei dessen Ausübung selbst mitzu- 
wirken, war den geistlichen Fürsten vor wie nach jener Constitution 
Bonifaz VIII. verwehrt, und die Verletzung des Verbotes sollte 
die Irregularität zur Folge haben. Darum stellt ja auch die Summa 
Coloniensis (welche ungefähr aus derselben Zeit stammen dürfte wie 
der uns hier beschäftigende Commentar) den Grundsatz auf, dass die 
Bischüfe, welche das ius gladii haben, dasselbe nur »per suflfectam 
personam« üben dürfen ^^). Während jedoch bis zum Ende des 
dreizehnten Jalirhunderts im allgemeinen die Anschauung massgebend 
war^^), dass geistliche Fürsten auch nicht einmal die Ueber- 
tragung des Blutbannes an ihre Vögte vornehmen könnten, ohne der 
Irregularität zu verfallen, und ihre Richter deshalb die Banuleihe 
vom Könige erhalten mussten, hat Bonifaz VIII. iu der erwähnten 
Decretale ausgesprochen, dass ein geistlicher Fürst den von ihm be- 
stellten Richtern auch selbst den Blutbann übertragen könne, ohne 
deshalb der Irregularität zu verfallen. (»Nam licet clericis causas 
sanguinis agitare non liceat, eas tarnen, cum iurisdictionem obtinent 
temporalem, debent et possuut motu irregularitatis cessante aliis de- 
legaret.) Von dieser Auffassung zeigt sich jedoch in unserem Com- 
mentar noch nirgends eine Spur*'^). 



dass er mit dieser Textkritik der »qaidamc nicht einverstanden ist und die 
Ordnung des Textes, wie sie von Gratiau herrtthrt, beibehalten wolle. »Legere« 
and »Lectio« bedeutet hier die kritische Feststellang des Textes. 

294) Yergl. die Stelle der Samma Coloniensis bei Schulte II. Beitr. Akad. 
Bd. 64. S. 112, Nte 1. 

295) Es sind Übrigens schon im dreizehnten Jahrhundert Fälle nach- 
weisbar, in welchen man sich über dieses Princip hinweggesetzt hat, um die 
Stifter von dem Drucke der Vogtei zu befreien und ihnen die Möglichkeit tu 
gewähren, an Stelle der Yögte, welchen der Blutbann vom Könige verliehen 
worden, Richter einzusetzen, die ihr Amt nur im Auftrage des sie einsetzenden 
Prälaten verwalteten, und welchen jedes selbständige Recht am Amte fehlte. 
Yergl. Zallingtr in den Mittheilnngen des Institutes ftlr österr. Geschichtsf. 
III, 561, 562. 

296) Um principieller Bedenken willen perhorresciren bekanntlich Yiele 
den Standpunkt, dass für die Bestimmung der EIntstehungszeit eines Werkes 
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Der Text des Decretes lag dem Verfasser gewiss in einer Reihe von 
Abschriften vor, wie die, zum grossen Theile selbständigen Bemerkungen 
über die dem Verfasser bekannten verschiedenen Lesarten beweisen. 
Interessant ist die Thatsache, dass in einer seiner Handschriften des 
Decretes die Oapitel 1 and 2 der Cs. XXIII. q. 8 enthalten waren; 
diese beiden Paleä werden vom Verfasser ad c. 3. D. 36 mit Zahlen 
ans dem Texte des Decretes citirt. (»Item ei, quod hie dicitar, con- 
trarinm videtur quod invenitur in causa XXIII. q. VIII. c. 1 et lU.) 
Obwohl diese beiden Capitel in den meisten alten Handschriften 
Gratian's fehlen und bei den Decretisten des zwölften Jahrhunderts 
sonst nicht berücksichtigt sind, so ist dies doch kein Qrund, wel- 
cher die oben vertheidigte Ansicht über die Zeit der Entstehung 
unseres Commentares in Frage stellen könnte. Die erwähnten zwei 
Capitel finden sich ja auch in der Münchner Decrethandschrift 
Cod. Lat. 4505, welche entschieden noch dem zwölften Jahrhundert 
angehörf 7). Dass der Verfasser diese Capitel nicht als Paleä er- 
kannte und jener der ihm zugänglichen Decrethandschriften, welche 
diese Stellen enthielt, ohne weiteres folgte, darf uns nicht über- 
raschen. Der Autor stand der Schule von Bologna viel zu ferne, 
am eine selbständige Entscheidung über die Frage, ob ein Capitel 
authentisch sei, fällen zu können ; ihm mangelt eben die Kenntnis 
der Schultradition, welche in Bologna noch lebendig war, und die 
oft allein die nöthigen Anhaltspunkte zur Lösung des Zweifels ge- 
währen konnte. So erklärt sich auch die Thatsache, dass er in 
dieser Beziehung sonst dem Zeugnisse der Summa Parisiensis folgt 
and alle jene Capitel als Paleä behandelt, welche dort als solche 
bezeichnet werden »•*). Wo ihn — wie hier — seine Vorraänner 



das Alter der Handschriften, oder richtiger das sabjectire ürtheil über das 
Alter derselben den entscheidenden and ausschlaggebenden Factor bilden d&rfe. 
Ich will es deshalb vermeiden, hier such den Umstand geltend za machen, dass 
die Mainzer Handschrift m. E. , wenn sie nicht noch alter ist , doch zum min- 
desten dem Anfange des dreizehnten Jahrhunderts angehört. Vgl. oben S. 6. 

297) Vergl. die Ausgabe Friedherg's col. 953 und dessen Prolegom. 
XCVI. 

298) Diese Abhängigkeit vom Urtheile der Summa Parisiensis, welche 
unser Verfasser bekundet, ist auch Schulte nicht entgangen; vergl. Buf.-Ausg, 
8. LXVIU. Schulte macht jedoch keinen Versuch, diese Abhängigkeit zu er- 
klären; will man ^ Schnlte*s Behauptungen folgend — annehmen, dass der 
Ver&sser zu Bologna studirt hatte, dann lasst sich allerdings auch keine Er- 
klärung daf&r geben, warum ein Schriftsteller, welcher sonst nicht blindlings 
fremdem Urtheile vertraut, gerade in dieser Frage darauf verzichtet hätte, si^h 
selbst eine Meinung zu bilden. 
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ganz im Stiche lassen, kann er ein Drtheil über die Aathenticität 
einer Stelle überhaupt nicht abgeben. 

Schulte, welcher damals noch Kufin für den Verfasser des hier 
besprochenen Coraraentares zur Pars I ansah, hat 1875 im ersten 
Bande seiner Geschichte der Quellen und der Litteratur des canoni- 
schen Rechtes (S. 123 ff.) die Ansicht aufgestellt, dass der Ver- 
fasser wahrscheinlich ein Deutscher, und zwar ein Rheinfranke *^^) 
gewesen. Seine Studien habe der Autor in Bologna gemacht, wo er 
Hörer des Bulgarus war ; so erkläre es sich , dass er mit den 
dortigen »Zuständen und der Schule bekannt wart. »Die Erwähnung 
von Paris und die genaue Kenntnis derc (französischen) »Verhält- 
nisse mache es wahrscheinlich, dass er in Paris« gelebt hatte. Seit 
dem J. 1890 musste Schulte selbstverständlich die Behauptung 
aufgeben, dass Rufin der Verfasser des Werkes sei; im übrigen 
hat er jedoch seine Ansichten über des Verfassers Persön- 
lichkeit und Lebensumstände in der Einleitung zur Rufin-Ausgabe 
(S. LVIII f.) noch in viel entschiedenerer und bestimmterer Fassung 
ausgesprochen als vordem ^<^®). Schulte »hält nicht nur daran fest«, 
er glaubt auch »entscheidende« Gründe dafür geltend machen zu 
können, »dass der Verfasser ein Deutscher war«, und dass er »zwei- 
felsohne in Bologna studirt hatte«. Die Art, wie er von Bulgarus 
spreche, lasse nur die Annahme zu, dass er dessen Hörer gewesen; 
es werde auch — c. 20. D. 54 — ein Civilist als »magister meus« be- 
zeichnet. Die Kenntnis der Verhältnisse in Bologna ^<^^), des longo- 
bardischen Rechts und »die Bezugnahme auf Mailand« (Schulte 
meint wohl die Mittheilungen der Summe über die Besonderheiten 
der Mailänder Kirche) Hessen sich nur aus dem Umstände erklären« 
dass der Verfasser seiner Studien wegen sich in Bologna aufgehalten 
hatte. »Der Verfasser« habe »zweifelsohne in Frankreich und insbe- 
sondere in Paris gelebt«. Auf Grund seiner eigenen Mittheilungen 
in der Summa stehe die Thatsache fest, dass der Verfasser »philo- 
sophische Vorlesungen«, und dass er Vorträge über das Decret ge- 
halten habe. Es sei auch wahrscheinlich, dass Paris die Stätte 



299) Tanon (Noav. Bev. XIII, 684) abersetst dieses Wort mit »allemand 
4a Rhin«, verbessert abo stillschweigend Schalters Ausdrucks weise. 

300) Trotzdem Tanon (a. a. 0.) mit Recht darauf hingewiesen hatte, 
dass Schulte »une hypoth^e un peu compliqnöe« aufstelle, deren Grundlagen 
doch auch wieder nur sehr hypothetische seien. 

301) Schulte sagt mehr kurz als richtig: »Die Verhältnisse in Bologna, 
das longobardische Recht u. s. w. lassen sich nur aus seinem Aufenthalte in 
Bologna erklären«. 
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dieser Wirksamkeit des Verfassers war, dass er in Paris Philosophie 
sowohl, als canonisches Recht gelehrt habe. 

Diese phantasievollea Behauptungen Schulte*s sind jedoch nicht 
bloss unerweislich ; sie stehen zum guten Theile mit den Zeugnissen, 
welche dem Werke selbst zu entnehmen sind, im entschiedensten 
Widerspruch. Richtig ist von alledem nur, dass der Verfasser, er 
mag nun (was ich allerdings nicht für das Wahrscheinlichere halte) 
ein Deutscher, oder aber ein Franzose gewesen sein, nicht nur Paris 
und Frankreich kannte, sondern auch mit den besonderen Verhält- 
nissen Köln's aus eigener Anschauung vertraut war. Dass er die 
Verhältnisse Frankreichs und die Eigenthfimlichkeiten seines Rechtes 
berücksichtigt und mit einer gewissen Vorliebe bespricht, kann uns 
nicht befremden; wir haben ja oben'^^') den Nachweis erbracht, dass 
der Verfasser, welcher ja ni. E. wahrscheinlich auch von Geburt 
Franzose war, jedenfalls seine juristische Bildung nicht der Schule 
von Bologna, sondern der französischen Rechtswissenschaft; verdankt, 
und dass er auch an einer Schule Frankreich's als Lehrer der freien 
Künste wie der Rechtswissenschaft gewirict hat. Nach der genauen 
Kenntnis der Kölner Verhältnisse und seinem besonderen Interesse 
für Köln zu schliessen, muss der Verfasser wohl auch eine Zeitlang 
zu Köln gelebt haben. »An den vielen Stiftskirchen dieser Stadt 
bestanden ebenso viele wohleingerichtete Lehranstalten '^^)€ , und 
die Annahme, dass der Verfasser eine Zeitlang an einer derselben 
als Lehrer thätig gewesen, würde uns die einfachste und nahe- 
liegendste Erklärung für einen längeren Aufenthalt des Verfassers 
zu Köln bieten »<>*). Es ist aber (das muss ich wohl zugeben) im- 
merhin auch die Annahme möglich, dass der Verfasser aus der 
Gegend von Köln stammte, dass also Frankreich nicht seine Heimat 
war. Diese Frage lässt sich m. E. nicht mit Bestimmtheit ent- 
scheiden; dagegen halte ich allerdings für unzweifelhaft, dass der 
Verfasser in Frankreich seine Bildung erhalten hatte , und dass er 
als magister der französischen Schule angehörte. Dass er mit den 
Kölner Verhältnissen aus eigener Anschauung vertraut war, ist m. 
E. ebenfalls eine unbestreitbare Thatsache. Ich möchte jedoch in 



Vergl. S. 57 f. 

Vergl. Specht Gesch. des Unterrichts wesens in Deatschl. S. 337. 
304) In Köln wie überhaupt in dem nordwestlichen Deutschland war es 
langst Sitte, dass man die fähigeren Stadirenden zn ihrer weiteren Ansbildang 
nach Frankreich schickte. Man dürfte also wohl aach häufig genug Lehrer aus 
Frankreich berufen haben. Vergl. Üenifle Die Universitäten des Mittel- 
alten l 891. 
Arekiv fllr Kirehenreeht LXXni. 7 
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dieser Beziehung nicht gerade jenen Stellen, welche Schalte citirt 
hat, besonderes Gewicht beimessen. Ich halte den Umstand noch 
nicht für entscheidend, dass der Verfasser (ad c. 8. D. 10) von der 
Herzogswürde der Kölner Erzbischöfe weiss (vergl. die Stelle bei 
Schtdte Qesch. d. Quell, u. Litt. I S. 124 Nte U, Rufin-Ausg. Binl. 
S. LV), und bin vielmehr der Ansicht, dass sich dies leicht ericlären 
Hesse, auch wenn der Verfasser Köln nie gesehen und betreten hätte. 
Ebenso wenig möchte ich die Stelle ad c. 11. D. 9 für massgebend 
ansehen , wo des »Kölner« (Erzbischofs) in einem Beispiele erwähnt 
wird. (Die Stelle ist bei SchuUe Gesch. d. Quell, u. Litt. I, 124 
Nte 14 mitgetheilt; Z. 12 v. u. ist statt »fuitc richtig »fuerit« zu 
lesen.) Wir dürfen ja nicht vergessen, dass der Verfasser jedenfalls 
die Zeit miterlebt hatte, in welcher die gewaltige Persönlichkeit 
Beinald's über die Geschicke der Kirche und des Reiches ent- 
schied. Erzbischof Reinald '<>^), welchem die Legende bald >den ver- 
bängnissvollen Namen ruina mundi« beilegte, weil er das Schisma 
heraufbeschworen, weil sein massloser Ehrgeiz, sein stolzer und un- 
beugsamer Charakter mit eiserner Consequenz jeder Vermittlung und 
Versöhnung entgegentrat, war gewiss ein Mann, der Gegnern ebenso 
wie Freunden das lebhafteste Interesse einflössen musste. Es könnte 
darum nicht überraschen, wenn ein Zeitgenosse, obwohl er Köln nie 
gesehen, dennoch über die Stellung des Kölner Erzbischofes und die 
Würden, welche der letztere in seiner Hand vereinigte, unterrichtet 
gewesen wäre. Ebenso dürfte man es nicht auffällig finden, wenn 
etwa ein Schriftsteller, welcher den Kölner Verhältnissen persönlich 
gänzlich ferne stand, doch das Gebahren des Kölner Erzbischofes 
als Beispiel angeführt hätte, um die Regel zu illustriren, es könne 
nicht die Handlungsweise jedes Prälaten als nachahmungswürdiges 
Exempel gelten. Die Bemerkung über die »Chorbischöfec der Kölner 
Oapitel, welche ich oben S. 85 mitgetheilt habe ^^), muss jedoch als 



805) Yergl. hier. JuL Ficker Beinald von Dassel, Reichskanzler und 
Erzbischof von Köln (1156-1167); s. insbes. S. 12 ff.. 115 £ 

306) Die Bedeutung dieser Stelle dürfte Schalte wohl nur in Folge seiner 
nnglanblichen Flüchtigkeit entgangen sein« Ich schliesse dies daraas, dass er 
(Rnf.-Aasg. Einl. S. LVIII) behauptet, in D. 21 komme ebenfalls der Kölner 
Erzbischof als Beispiel vor. Die Stelle handelt aber gar nicht vom archiepis- 
copns, sondern Yom corepiscopas — Schalte hat eben wieder einmal den Text, 
welchen er flüchtig gelesen, in aller Eile aus dem Gedächtnisse notirt, ohne 
sich um die Handschrift weiter zu kümmern! Hier hatte seine Flüchtigkeit 
allerdings besonders fatale Consequenzeu ; es ist ihm dabei das Missgeschiek 
passirt, dass er nicht nur den Wortlaut änderte, sondern der Stelle auch einen 
ganz anderen Inhalt gab. 
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entscheidender Beleg dafür angesehen werden, dass der Verfasser 
aber die dortigen Verhältnisse persönlich genan nnterrichtet war. 
Seiner nns schon bekannten Gewohnheit entsprechend, bringt er zu- 
erst die Notiz, dass die Würde der Chorbischöfe »in quibusdam ec- 
clesiis« noch bestehen solle, und knüpft daran die Bemerkung: »Nee 
credat tarnen [aliquis] eum, qui Colonie corepiscopus dicitur, hanc 
habere dignitatero«. Es sind ihm also die Functionen, welche dem 
Träger dieses Stiftsamtes in den Kölner Capiteln zukamen, genau 
bekannt — was offenbar nur erklärlich ist, wenn er selbst zu Köln 
gelebt hatte. Darum hat auch diese Stelle eine so charakteristische 
Fassung erhalten: anderswo möge immerhin das Amt der Chor- 
bischöfe noch existiren, wie dies erzählt werde, in Köln jedoch, wie 
der Verfasser bestimmt versichern könne, gewiss nicht; man solle 
sich durch die Identität des Namens nicht irreführen lassen. 

Ob der Verfasser von Geburt Deutscher oder Franzose war, 
lässt sich , wie gesagt , m. E. nicht mit Bestimmtheit entscheiden. 
Gewiss hatte er jedoch seine Bildung in der französischen Schule erhalten, 
er kannte Paris und war auch als Lehrer in Frankreich thätig. Die 
Argumente Schulte's, welche seine Behauptung, der Verfasser sei ein 
Deutscher gewesen, stützen sollen, sind sämmtlich haltlos. Das Latein 
soll von »Germanismenc wimmeln, weil der Verfasser — habere mit 
dem Infinitiv gebraucht, weil er statt des Accusativus cum Infinitive 
»die SatzfÜgung mit quodc etc. anwendet. Der letztere Sprachge- 
brauch ist jedoch bekanntlich im Mittelalter allgemein üblich ge- 
wesen •^^ und könnte am allerwenigsten im Munde eines Franzosen 
überraschen; ebenso ist habere mit dem Infinitiv durchaus kein 
>Ctermanismus€ WS). Dass der Verfasser wiederholt den Ausdruck 
»Francigenec anwendet, wenn er von den Franzosen sprechen will, 
ist nicht entscheidend ^^^) ; eine solche objectiv referirende Ausdrucks- 



807) üeber qaod mit dem Indicati? in den Inhaltssfiteen der verba sen- 
Uendi et dieendi s. Draeger Histor. Syntax der lat. Sprache II. Bd. S. 226; 
diese Gonstraction war, wie kaum eine andere, das ganze Mittelalter hindurch 
allgemein gebrftnchlieh. 

906) Yergl. gegen diese willkürliche Behauptung Schulte's Thaner L d. 
Goett Oel. Anz. 1892, S. 964, welcher schon darauf hingewiesen hat, dass 
diese Ausdrueksweise auch Rufin nicht fremd war. Ich möchte noch bemerken, 
dass dieselbe sich auch im Corpus iuris canonici findet; vgl. z. B. Gap. un. Ne 
sede vac. aliq. innov. in Ylto (III, 8). 

309) Die erste der von Schulte, Qesch. d. Quell, u. Litt. I S. 124 Nte 14, 
mitgetheilten Stellen findet sich ad c. 9 (nicht 8) D. I. v. Legatorum non vio- 
ländorum religio. Im Cod. Mogunt.: »ne been avera ne mal orra«; ebenso im 
Vatic, bis auf den Schreibfehler »orta«. 

?♦ 
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weise ist auch sonst uicht ungewöhnlich. So bezeichnet ja z. B. 
selbst die Summa Parisiensis die französische Sprache als »Francigena 
linguac, und Niemand wird behaupten wollen, der Verfasser der 
Summa Parisiensis könne kein Franzose gewesen sein, weil er die 
Kirche Frankreichs ecclesia Francie, e. Francorum, e. Gallicana 
nennt, weil er von einem Brauche in Francia berichtet **<>). Die 
oben S. 65 mitgetheilte Stelle ad c. 12. D. 1 v. de usucapioni- 
bus: Hodie apud quasdam alia est consuetudo etc., in welcher 
(worauf Schulte Gewicht legt) »der Besitz von Jahr und Tag er- 
wähnt wirdc , ist gewiss kein Beleg dafür , dass der Verfasser das 
deutsche Recht kannte; noch weniger beweist dieser Bericht vom 
Hörensagen, dass der Verfasser ein Deutscher war'^^). Wenn der 
Verfasser des Kaisers und der kaiserlichen Rechte gelegentlich er- 
wähnt, so ist dies eben so wenig entscheidend. Will Schulte etwa 
auch Stephan von Tournay für einen Deutschen erklären, weil er den 
Kaiser und seine Rechte in die Discnssion zieht und von den Re- 
galien spricht'^')? Ebenso gut wie die abbates imperiales werden 
auch die abbacie regales erwähnt '^'j ; wie so die Hervorhebung 
der strata regia beweisen soll, dass der Verfasser ein Deutscher 
gewesen, ist mir einfach unerfindlich'^^). Einer Stelle ad c. 5. 



810) Yergl. die Stellen der Samma Parieiensis bei Maasaen Paacapalea 
Akad. Bd. 31, S. 466; bei Schulte II. Beitr. Akad. Bd. 64, S. 115, ll6, and Bnf.- 
Ausg. Einl. S. LXV; bei Scheurl Die Entw. d. kirchL Eheschliessnngtr. 1877. 
Anh. II. Ungeachtet der Abdruck ScheurVs aus dem Bamberger Codex 
C. //. 26 schon seit 1877 veröffeiUlicht ist, hat .Schulte in der 
Rufln-Ausgabe nicht einmal alle jene Auslassungen und Lesefehler 
seines II, Beitrages richtig gestellt , auf welche Scheurl besonders auf" 
merksam gemacht hatte! S. LXV sab 6 fehlen noch immer nach »qai« 
(Z. 5) vor »talem« nur gleich zehn Worte — am ?on Kleinigkeiten (seqaitar 
st. conseqaeretur a. s. w.) ebenso zu schweigen, wie von den neuen Druck- 
fehlem (s. Zeile 4 v. a. hie statt sie). 

Sil) Yergl. oben Nte 184. 

812) 8. z. B. nur die Samma Stephan! ad c. 21 D. 68. 

818) In der von Sehalte selbst angef&hrten Stelle ad c. 2. D.8; vgl. oben 
Nte 197. Die Stelle ad c. 17. D. 18, in welcher der »abbates imperiales« ge- 
dacht wird, hat folgenden Wortlaat: »Decemimns« et post >omnes abbates«, 
nisi aliqai special! gandeant privilegio, ut imperiales et qni apostolica auctori'» 
täte a iorisdictione episcoporum saorum sant exempti. Und diese Stelle soll 
ein Argament dafür bieten, dass der Verfiasser ein Deutscher war! Sie ist ja 
doch nur ein Pendant zu seiner Aeusserung ad c. 2. D. 8 ! 

814) Etwa weil auch der deutschen Bechtssprache jener Zeit die Namen 
»via regia«, >v. publica«, »libera et regia strata« u. s. w. geläufig waren? 
Waren sie denn ausserhalb Deutschlands unbekannt ? 

Die Partien, welche ciTÜiatische Fragen behandeln, hat Schalte offenbar 
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D. 2>i^) legt Schalte besonderes Gewicht bei: der Autor »hebe den in 
jener Zeit in Frankreich abgesehafftent (! !) »Zweikampf bei den no«- 
strates hervort (so Schalte, Gesch. d. Qaell. a. Litt. I S. 126), and »wenn 
er hier vom Zweikampf im Gerichte apud nostrates spricht, kann er 
Dar deutsches Recht im Auge haben, weil der Zweikampf in der 
MiUe des 12. Jahrhunderts in Frankreich nicht mehr im Gebrauche 
war€ (!1! — so wörtlich Schulte, Binl. z. Ruf.- Ausg. S. LVIII). Also 
der Rechtshistariker Schulte ist alles Ernstes der Meinung, dass »in 
jener Zeitt , »in der Mitte des 12. Jahrhunderts , der Zweikampf in 
Frankreich abgeschafft, nicht mehr im Gebrauche wäre; ja Schulte 
spricht diese Ansicht 1891 nur noch schärfer und bestimmter aus, 
als er dies sechzehn Jahre vorher gethan ! Mit diesen Aussprüchen 
hat aber Schulte sich nur eine erstaunliche Blosse gegeben und der 

weniger beachtet; diesem Umstände ist es wohl in danken, dass er nicht am 
£nde anch noch den Satz : »tarnen rex vel flscua regis potest repet^re« als 
Beleg dafQr.dtirte, man mQsse in dem Verfasser einen Deatschen vermnthenl 
(Vergl. oben S. 76 and Nte 218). Jedermann hätte doch erwartet, Schalte 
werde vielmehr versachen darznthan, dass solche Stellen die Annahme, der Yer^ 
faseer könne trotzdem ein Dentsoher gewesen sein, nicht ansschliessen. Wenn 
Schulte aber die Stellen, in welchen der »Eonig« eine Bolle spielt, gar noch 
als Argumente für die deutsche Herkunft des Verfassers verwerthen will, so 
kann man dies wohl als eine Selbsttäuschung bezeichnen. 

Die Stelle ad c 28. D. 50. so wie Schulte in der Gesch. d. Quell, u. Litt. 
I S. 125 Nte 14 dieselbe mittheilt, macht allerdings den Eindruck, als wollte 
der Verfasser behaupten, die curia regis Francorum müsse ein kaiserliches 
PriTileg respectiren. Man ergänze jedoch vor »Verumtamen etc.« und nach 
»habet antiquius« den oben S. 92 abgedruckten Wortlaut des Textes, und man 
wird sofort erkennen, dass dieser Eindruck eben nur in Folge der Teztver- 
kürzung entstanden ist, durch welche die Stelle eine ganze andere Bedeutung 
erhielt Der Satz Verumtamen etc. berichtet, dass »in curia piissimi regis 
Francorum« das instrumentum bezhw. Privilegium antiquius den Vorzug hat, und 
stellt dies in Gegensatz zur Bechtsregel, der zufolge die lex bezhw. der canon 
posterior derogat priori. Dann folgen Erläuterungen des Ausspruches Isidor's 
am Schlüsse des Gap. 28. D. 50, und der zweiten derselben wird das mit »Verbi 
gratia« eingeleitete Beispiel vom kaiserlichen Jagdprivileg hinzugefügt, welches im 
verkürzten Texte Schulte*8 dem Satze »Verumtamen in curia piissimi regis« u. s. w. 
so bedenklich nahegerückt ist, während nach der Intention des Verfassers das 
erwähnte Beispiel mit diesem Satze auch nicht in der geringsten Beziehung steht. 

Die von Schulte citirten Worte ad c. 1. D. 15 »Forte tamen hoc (es ist 
die Gonstantinische Schenkung gemeint) tacendum est, ne aures imperiales of- 
fendat« können m. E. gerade so wie die Art und Weise, in welcher der Ver- 
fiisser ad c. 11. D. 9 seinem ürtheile über Reinald von Dassel Ausdruck gibt, 
nur als Beleg dafür gelten, dass seine Sympathien nicht auf Seite Friedrich I. 
und der Urheber des Schisma's waren. 

815) Sie ist bei Schalte, Gesch. d. Quell, u. Litt I S. 125 Nte 14, ab- 
gedruckt. 
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Welt den Beweis geliefert, dass ihm die elementarsten Eenbtnisse 
auf dem Gebiete der französischen Rechtsgeschichte fehlen >^*). Der 
gerichtliche Zweikampf (Gages de bataille) war damals in Frankreich 
förmlich »der Beherrscher des Rechtest, nirgends im zwölften Jahr- 
hundert seine Bedeutung grösser als dort; »er war zum eigentlichen Be- 
weisverfahren in Prankreich gewordene Nur unter grossen Schwierig- 
keiten gelang es im Laufe der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahr- 
hunderts die Zulassung der gages de bataille zu beschränken ; selbst 
im vierzehnten und fünfzehnten Jahrhundert war jedoch in Frank- 
reich der gerichtliche Zweikampf noch nicht ganz abgescbaflFt "•). 

Unsere Ansicht, dass der Verfasser der französischen Juris- 
prudenz angehört, stützt sich auf den ganzen Charakter des Werkes, 
auf die systematische Richtung, welche in dessen romanistischen 
Discussionen hervortritt, auf die unverkennbare Thatsache, dass in 
der Schule, welcher das Werk entstammt, offenbar noch die enge 
Verbindung und die alten freundlichen Beziehungen der Lehre des 
Rechtes zum Unterrichte der artes liberales, der Rhetorik und 
Dialektik, bestanden haben müssen ^^^). Schulte, welchem die Wür- 
digung des Gesammtcharakters unseres Werkes keine Scrupel be- 
reitet zu haben scheint, erklärt es einfach auf Grund einzelner Aus- 
sprüche und Aeusserungen des Verfassers für eine ausgemachte Sache, 
dass derselbe in Bologna studirt hatte und dort Hörer des Bulgarus 
war. In den von Schulte citirten Stellen findet jedoch seine Be- 
hauptung, mit welcher m. E. auch der ganze Charakter des Werkes 
nicht im Einklänge ist, noch durchaus keine ausreichende Stütze. 
Um jene Worterklärung zu kennen, welche in Dist. 4 auf Bulgarus 
zurückgeführt wird ^^^) , musste der Verfasser nicht ein Hörer des 
Bulgarus gewesen sein; dieselbe findet sich ja, wie wir gesehen 
haben, in civilistischen Schriften des zwölften Jahrhunderts, die uns 
noch erhalten sind. Der Verfasser oder sein Gewährsmann hat diese 



315*) Selbstverständlich hat er seine Behaaptaiigen aach wieder mit 
wahrhaft soaveranem Selbstbewasstsein und zugleich mit fabelhafter Leicht- 
fertigkeit in die Welt hinaosgeschleadert; die Frage, ob seine Ansicht mit den 
Ergebnissen der Forschungen — Anderer im Einklänge ist, scheint ihn herzlich 
wenig zu interessiren. 

816) Vergl. L. Stein in Warnkönig und Stein Französ. Staats- und 
Rechtsgesch. Ili S. 216, 226, 528 ff., Schneffner Gesch. d. Rechtsverfassung 
Frankreichs (1849) II 217 ff.. 371 ff., Laferrihre Essai sur l'histoire du droit 
fran^ais (1885) I 224, Guitai Hist. du droit fran^ais (1884) p. 488, Ginoulhiac 
Cours d*histoire du droit fran9ais (1884) p. 699, 707. 

317) Vergl. oben S. 67. 93. 

318) Vergl. Nte 201. 
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Erklärnng aus der zeitgenössischen Litteratur gekannt und sie dem 
Balgarus beigelegt ^ wohl weil er diese Angabe schon in einer der 
Qlossatorenschale entstammenden Schrift vorfand. Die Stelle ad c. 4« 
D. 11'^*) beweist eben so wenig, dass der Verfasser des Bulgarns 
Schüler gewesen; sie gestattet nur den Schluss, dass dem Verfasser 
die Auslegung des Bulgarus bekannt geworden war '*<>)• Die beige- 
ffigte Bemerkung"^), man solle sich nicht wundern, wenn Gratian 
eine einzige Stelle des Codex besser ausgelegt habe als Bulgarus, 
»qni totum librum legitc , sieht ganz einer jener der Scholastik so 
geläufigen Behauptungen ähnlich , welche einfach auf dialektischem 
Wege far eine Thatsache eine rationelle Erklärung geben wollen, 
ohne dass dabei ernstlich die Frage in Betracht kommt, ob die vom 
Autor angenommene Prämisse des Schlusses auch wirklich geschieht- 

319) Vergl, oben S. 77. 

320) Aller Wahrscheinlichkeit nach nicht aus einer ihm unmittelbar zu- 
gänglichen Glosse, sondern wohl eher ans einer ihm vorliegenden Schrift, die 
Notizen über die -Ansichten des Bulgarns enthielt. In der Suroma Parisiensis 
wird Bulgarus hanfig genug angeführt (vgl. Schulte II. Beitr. Ak. 64, S. 127 £), 
und sie war ge?riss auch nicht das einzige dem Verfasser bekannte Werk, 
in welchem Bulgarus berücksichtigt wurde. 

Von der Confusion, welche in den Arbeiten Schulte*8 herrscht, und von 
seiner fiibelhaften Flüchtigkeit lässt sich hier wieder ein hübsches Pröbchen 
geben. Auf S. LIX der Eufln-Ausg. wird auf Grund der Stelle über Bulgarus 
in Dist. 11 behauptet, dass sie nur die Annahme zulasse, der Verfasser sei 
Hörer des liulgarus gtwestn. Während Schulte also hior der Stelle die grösste 
Bedeutung beilegt, wird ein paar Blätter weiter (S. LXVUI) ebenso bestimmt 
versichert, dass, wie sich aus Schulte*s »zweitem Beitrag« ergebe, die Summa 
Parisienais die Quelle unseres Autors für seine Bemerkungen über 
Balgarus gewesen sei. Die Angabe ist unrichtig; Schulte*s zweiter Beitrag 
(Akad. Bd. 64, 1. Heft) bringt wohl Notizen der Summa Parisiensis über Bul- 
garus: aber auch nicht eine einzige derselben ist solchen Inhaltes^ dass 
unser Verfasser seine Bemerkungen in Dist, 4 und 21 hätte der Summa 
PaHfiiensis entnehmen können. 

321) Schulte legt Gewicht auf dieselbe und findet sie so »charakteristisch«, 
dass sie nur die Annahme zulasse, der Verfasser habe bei Bulgarus gehört und 
berichte nun als dessen Schüler hier die Thatsache, dass Bulgarus über den 
Codex lese; vergl. Schalte Ruf.- Ausg. Einl. LIX. 

Im J. 1875 (Vergl. Gesch. d. Quell, u. Litt, des can. R. I, 128) glaubte 
Schulte auf Grund dieser Stelle behaupten zu können , dass unser Coromentar 
»zu Lebzeiten des Balgarus«, d. i. vor dem J. 1166 verfasst sein müsse. Da 
Schulte selbst diese Behauptung in der Bufin-Ausgabe stillschweigend revocirt 
hat (vergl. das. S. LIX, LXXI), so halte ich es nicht mehr für nothwendig, die- 
selbe erst noch zu widerlegen. Sollte ich mich da über Schulte's Intention im 
Irrthume befinden, so mögen meine freundlichen Leser den Irrtbum für ent- 
sdinldbar erklären. Es ist nicht immer leicht, über die Ansichten eines so 
conf\isen- Schriftstellers in's Klare zu kommen. 
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lieh verbürgt und richtig ist. Diese Bemerkung ist wohl ebenfalls 
eiaem der Gewährsmänner des Verfassers auf Rechnung zu setzen, 
bei welchem der letztere zum mindesten schon das Gerüst für 
seine Behauptungen vorfand. Bei dem »magister meusc , dessen in 
Dist. 54 erwähnt wird, dürfen wir weder an Bulgarus, noch an irgend 
einen anderen Legisten der Schule von Bologna denken; es kann 
vielmehr, wie der Zusammenhang der Stelle ergibt, nur jener Lehrer 
der Rhetorik gemeint sein, dessen Schüler unser Verfasser ge- 
wesen ***). 

Die Behauptung Schulte's, dass der Verfasser die Verhältnisse 
Bologna's und seiner Schule aus eigener Anschauung gekannt habe, 
wird durch die von ihm dafür angeführten Stellen nicht erwiesen. 
Die Ausfahrungen ad Dict. Grat. Ps. IX »Vidua vero« a. c. 19. D. 34 
(Cod. Goett. fol. 40) sind aus der Summa Parisiensis entlehnt"*). 
Die Bemerkung ad c. 1. D. 6 »Nota difficultatem hie esse in lit- 
tera ; et legunt Bononienses sie : Unum ibi ostenditur« ist nicht ent- 
scheidend; es wird doch Niemand leugnen wollen, dass der Autor, 



322) Vgl. die von Schulte, Gesch. d. Qaell. a. Litt. 1, 123 Nte 12, mitge- 
theilte Stelle, welche übrigens nicht, wie er angibt, in der Erläaternng des 
Cap. 20. D. 54, sondern schon in der Einleitnng dieser Distinction steht (ad 
Dict. Grat. Ps. I. Servi autem etc. ; ygl. Cod. Goett fol. 62). Der Text setzt 
nach den Worten »dico, in hoc qaoqae seqaens magistram meam, qaia inopia 
debitoris inanem facit actionem« folg. M. fort: Cetemra si servi libertatem 
[dominus] pro remedio anime sue ad ecclesiam transtulerit, omnimodo plenis- 
simam libertatem ordinatus obtinebit, ac si ingenuus et ex Ingen uis parentibus 
natus esset. In quo quidem casu magis omncs canones exaudire possemus, qui 
de non retinendo manumissi obsequio locnntur: et hoc ex descripta carta liber- 
tatis, iuam inferius ponemus iuxla doymata magisirurum scriptam^ potent 
perpendi. Qui enim sie est manumissus, in nullo casu ad servitutem poterit re- 
Yocari. (In Folge eines Irrthums des Schreibers hat der Codex erst hier die 
Worte »iuxta dogmata roagistrorum scriptitam [!]«, welche selbstverständlich zu 
»quam« [seil, cartam] gehören). Die Stelle ist Rufin entlehnt; die fQr uns 
entscheidenden Worte jedoch, welche bei Rufin fehlen, sind von unserem Autor 
dem Texte eingefügt. Es ist also gar kein Zweifel darüber möglich, dass die 
»magistri« des Verfassers Lehrer der Rhetorik waren. Sie hatten ihn ja auch 
in den »dogmata« des dictamen prosaicum, in der Kunst des Urkundenstyles 
unterwiesen, welche in der Schule der Rhetorik den Ankn&pftingspunkt für den 
Rechtsunterrieht bot. 

Der Satz »inopia debitoris inanem facit actionem« wird von unserem 
Verfasser wiederholt angeführt. (Vgl. c. 9. D. 54 ad v. peculii sola ammissione; 
ebenso heisst es ad c. 7. D. 18 in fine : Quod si et illam totam expendit, inaiüs 
est actio, quam inopia debitoris excludit.) 

323) Was ja auch Schulte selbst nicht in Abrede stellt; bezüglich der 
Verbesserung der von ihm mitgetheilten Texte s« m. oben Nte 97» 810. 
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welcher vielleicht Handschriften Gratian's, die aus Italien stammten, 
jedenfalls aber neben der Snmma Parisien&is die Werke des Pau- 
capalea, Rufinas, Stephanus und andere Decretisten der Schale von 
Bologna immer vor Augen hatte, sich wohl ein Drtheil über die 
Frage bilden konnte, welche Lesart in der Schule von Bologna be- 
vorzugt werde ••*). Die Stelle ad c. 10. D. 28 ist, wie der Ver- 
fasser selbst angibt, nicht originell; vergl. den Wortlaut derselben 
Cod. Goett. fol. 34*» [Dist. 28. c. 10 ad v. conductor fuerit]: c. f. id 
est procurator patrimonii Romane ecciesie, quod habuit in Apnlia, 
vel procurator patrimonii illius femine. Et, ut aiunt^ defensor ad- 
vocatus est ecciesie; conductor is, qai vectigalia vel censum alicuius 
ville certa pecunia conducit, ut qai pro censu Bononie G marcas de- 
beret dare. Et is illo tempore, qao sie conducit censum, quasi 
prepositus ville est et omnia debet ordinäre; est tamen defensor 
super eum, quia unns defensor plurimos habet sab se conductores. 
Der Verfasser sagt uns also selbst, dass er diese Unterscheidungen 
und Erklärungen dem Berichte Anderer entlehnt — wohl solcher 
Schriftsteller, welche über die localen Verhältnisse und den Sprach- 
gebrauch Italiens besser Bescheid wGssten als er. 

Die Bemerkungen unserer Summe, welche über (wirkliche oder 
angebliche) besondere Gewohnheiten und Bräuche der Kirche von 
Mailand berichten oder auf die Verhältnisse Italiens eingehen, sind 
sämmilich nicht von der Art, dass sie den Schluss gestatten wür- 
den, der Verfasser habe die Zustände Italiens aus eigener An- 
schauung gekannt. Mehrere dieser Stellen schöpfen ihre Behaupt- 
ungen einfach aus der Summa Stephani; hieher gehört die Be- 
merkung über das »vulgare Longobardorum« in c. 20. D. 63 ''^), 
ebenso die Stelle ad c. 9 [ol. 8]»»«) d. 77"^) und die (von Schulte 



324) Hingegen fehlt ihm die Kenntnis jener Traditionen , welche er nnr 
in der Schale ron Bologna selbst hätte erwerben können, wie dies schon der 
Umstand beweist, dass er nirgends Ober die Frage, ob ein Gapitei authentisch 
oder eine Palea ist, eine selbständige Meinung ausspricht. Hätte unser Ver- 
fasser in Bologna studirt, dann wäre diese Reserve einfach unerklärlich; vergl. 
oben 8. 95 und Nte 298. 

325) Yergl. oben 8. 92 und Nte 288. 

386) Yergl. hier. d. Ausg. Friedberg*s Col. 274, Nte 87. 

327) D. 87 bei Schulte S. LIX ist nur ein Druckfehler; S. L ist die Zahl 
der Distinction richtig angegeben. Der Text des Cod. Qoett. (f. 75^) lautet 
ad V. >lector vel notarius«: htud vel nomina, non Htnsum^ dhiunyit et ent 
MubdUiunclivum. Yel sit onum ezpositio alterius, vel pro id est; nam a 
notU qua« legit^ id eal litlerU^ lecior dicitur notarius. Nam et hodiet 
ut dicunt^ Mtdiolani Itctores notarii appellantur, Vet ordo forte erat. 
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hier nicht angeführte) Bemerkung ad c. 11. D. 11, in welcher übri- 
gens schon Stephanas, aus dessen Summe unser Verfasser die Stelle 
wörtlich abschrieb ^^) , Beda als seinen Gewährsmann nennt. Die 
anderen, von Schulte bezogenen Stellen [ad Bnbr. c. 5. D. 4 und 
ad c. 1. D. 21] sind ebenso wenig relevant; dieselben würden, selbst 
wenn sie unzweifelhaft originell wären, für seine Behauptung nichts 
beweisen. Ich will hier nicht auf den Umstand Gewicht legen, dass 
der Passus über die Mailänder Fastensitte ad Ruhr. c. 5. D. 4, auf 
welchen Schulte sich beruft, bloss in der Goettinger Handschrift 
steht und vielleicht nur ein späterer Zusatz ist *'^), der im ursprüng- 
lichen Text fehlte ; ich stütze mein Drtheil auf die Prüfung des In- 
haltes beider Stellen. Die erstere weiss zu berichten, dass die Mai- 
länder Kirche sich noch an den älteren Brauch bezüglich der Qua- 
dragesimalfasten halte, dessen im c. 5. D. 4 erwähnt wird'^^); und 
ad c. 1. D. 21 v. oblationes wird uns erzählt, dass nach dem Brauche 
mancher Kirchen — würdige Matronen die Hostien bereiten, wie 
dies auch in Mailand geschehen sei^^^). Hier handelt es sich offen- 
bar wieder um Behauptungen über die Gewohnheiten einzelner Kirchen, 
welche der Verfasser entweder selbst combinirt hat, um die nöthige 
Grundlage für seine Interpretations versuche zu gewinnen, oder die er 
einem anderen, welcher diese Annahmen zu dem erwähnten Zwecke 
aufgestellt bat, kritiklos nachschreibt*"). Wer diesen Stellen Ge- 



quem hodie non hahemua, (Die gesperrt gednickten Worte sind der Samma 
Stephan's entnommen; yergl. den Text derselben bei Schulte, Summa Stcphani 
S. 102. Z. 9 bei Schulte a. a. 0. ist jedoch statt »nomeu< nomina^ Z. 11 statt 
>in< id est zu lesen; dies ist dem Sinne entsprechend und mit dem Wortlaute 
der Stephanushandschriften im Einklang, so insbesondere auch mit dem mir 
jetit vorliegenden Cod. Trevir.) 

328) »Hoc contra Mediolanenses .... legitur« (Wie bei Schulte, Summa 
Stephani ad h. 1. S. 20). 

829) Vergl. oben S. 85; man s. überdies auch Schulte, Ruf.-Ausg. S. L. 

880) Ad y. Ruhr. »Item Ambrosius«. Tellesphorus septimam septimanam 
addidit quadragesime, Ambrosius non. Inde est. quod adhuc Mediolanenses tota 
illa septimana .... carnes comedunt .... Vgl. Schulte, Qesch. d. Quell, und 
Litt. I, 125 Nte 14. 

831) »Oblationes enim« etc. id est oblatas, panem et yinum ad eon- 
secrandum corpus Domini, secundum oonsuetudinem quarundam ecclesiarum, in 
quibus bone matrone oblatas preparant et porrigunt subdiaconis, ut Ifediolani 
factum est. Dass diese Erklärung d. W. oblationes unrichtig ist, brauche ich 
wohl nicht erst besonders hervorzuheben. 

882) Vergl. oben S. 88, Nte 272 Häu6g betreffen diese Behauptungen 
solche Adiaphora, dass die Phantasie ihres Urhebers freien Spielraum hatte 
und der letstere mit voller Ruhe darauf vertrauen konnte, es werde nicht ge- 
lingen seine geschichtlich nicht verbürgten Annahmen zu widerlegen, da 
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wicht beilegen, ihre Berichte als jene eines glaubwürdigen , unter- 
richteten Gewährsmannes ansehen wollte, mässte am Ende auch noch 
zugeben, dass der Verfasser über spanische Zustände Bescheid wusste, 
dass er über die Besonderheiten der Disciplin in der römischen Kirche 
ioformirt war, also wohl auch eine Zeit in Rom gelebt habe u. s. f. ! 
Schulte hat zudem ganz übersehen, dass die Summe mehrere 
Stellen enthält, die einen eclatanten Beleg dafür bieten, dass der 
Verfasser über die kirchlichen Zustände Italiens nicht gut orientirt 
war. Wir finden Aussprüche, welche im Munde eines Clerikers und 
Litteraten, der Italien aus persönlichem Aufenthalte kennen soll, 
sehr befremden müssten. Ad c. 13. D. 12 hält sich der Verfasser 
nicht einmal den Umstand gegenwärtig, dass Mailand der Sitz eines 
Metropoliten ist »") ; Dist. 17 ad Dict. Grat. Ps. II. »Hinc etiarac 
▼. Venetiarum bemerkt er: Gui provincie preest vel prefuit Aqui- 
linensis. (!) 



Chronisten und Geschichtsschreiber yod derlei Dingen keine Notii nehmen. 
Indessen tr&gt die Schale, wenn nar das Ergebnis ihrer Argamentation den ihr 
erwünschten Schiasssatz bestätigt, bekanntlich aach kein Bedenken, Prämissen 
za behaapten, die nicht bloss anerweislich, sondern einfach mit der historischen 
Wahrheit im Widerspräche sind. An die Stelle wirklicher Prafang der histori- 
schen Thatsachen tritt eine logische Operation; ist nar der Syllogismas, mit 
dessen Hilfe das erwünschte Resultat dedacirt wurde, formell richtig, so wird 
aaf die Frage, ob die einzelnen Prämissen der geschichtlichen Wahrheit ent- 
sprechen, weiter kein Gewicht gelegt. Wer die auf diesem Wege erzielte 
»Ldsung« der Interpretationsschwierigkeiten, welchen der vom Autor aufge- 
stellte Satz begegnet, nicht nach seinem Geschmack findet, mag immerhin einer 
anderen der proponirten Alternativen den Vorzug geben : wenn nur der Schluss- 
satz zugestanden wird, so ist es der Schule grundsätzlich gleichgiltig, welcher 
Dialektik der Leser den Vorzug geben will. 

d83) »In hoc capitulo ostenditur quod omnes proTinciales eundem in 
peallendo moduro teuere debeant, quem in metropolitana eorum ecclesia teneri 
oognoverint Omnes enim clerici eundem in psallendo modum dehent ha- 
bere, nisi forte alicai ecclesie specialiter coucessum fuerit, quod aliter celebret, 
at Mediolauensi«. Der Verfasser hatte offenbar irgendwo die Notiz gefunden, 
dass es in der Mailänder Metropolie Kirchen gebe, welche nicht verpflichtet 
seien ,* den Ritus der Metropolitankirche hei der Abhaltung der Officien zu be- 
folgen. (Vergl. auch Huguccio in c. 14 h. d. bei Maaaaen, Paucapalea Ak. 
Bd. 31, S. 466, Nte 35: »Quod in his duobus capitulis habetur de consuetndine 
celebrandi officia, que est in metropolitana ecclesia, ab omnibns servanda, non 
servatur nunc ... in episcopatu. et metropolitanatu Mediolauensi et in multis 
aliis. et sie contraria consuetndine derogatum est istis capp.<) Der Bericht, 
welcher dem Autor vorlag, mag nicht sehr deutlich gefasst gewesen sein, und 
der Verfasser nahm missverständlicher Weise an, Mailand sei eine solche 
bisehdfliche Kirche, welche in Folge alter Gewohnheit oder besonderen Privilegs 
nicht an die Officien ihrer Metropolitankirche gebunden ist. 
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Liesse sich nachweisen, dass der Verfasser wirklich eine genauere 
und originäre Kenntnis des longobardischen Rechtes besitzt, so wäre 
dies allerdings ein gewichtiges Argunoent für die Ansicht, dass er in 
Italien gelebt hatte ^^). Aber diese Prämisse der Behauptung Schulte's 
ist eben m. E. ganz und gar nicht erwiesen. Die Stelle ad c. 9. 
D. 10'^^) kann gewiss nicht als ein Beleg für die Kenntnis des 
longobardischen Rechts gelten. Der Summa Parisiensis folgend »••), 
hält der Verfasser den Über capitularium für ein Werk Isidor^s; er 
bezeichnet weiter die Lombarda als einen Auszug aus diesem Werke 
des Isidorus und versichert uns, dass sie zu Bologna gelesen werde 
(»que etiam Bononie legitur«). Die Ansicht, dass unter den Gapitula 
oder Capitularia, deren bei Gratian erwähnt wird, die lex Lombarda 
zu verstehen sei, entspricht nun durchaus der Auffassung, welche 
den Decretisten allgemein geläufig war''^), und die sich auch bei 
Rufin wie bei Stephanus findet'«*). Die Bemerkung, dass die Lom- 
barda zu Bologna gelesen werde, lässt sich sehr leicht erklären, ohne 
dass man es nöthig hätte, deren Erklärung auf die übrigens gewiss 
sehr naheliegende Annahme zu stützen, dass der Verfasser auch diese 
Bemerkung anderswoher entlehnt habe. Weil die ihm vorliegenden 
Werke der Decretisten ergeben, dass denselben die Lombarda be- 
kannt und geläufig war, so glaubt er auch zu dem Schlüsse be- 
rechtigt zu sein, dass man »die Lombarda zu Bologna lese«. 
Die Behauptung selbst kann ja richtig sein, und bekanntlich ist 
man jetzt geneigt, im Widerspruch mit der Ansicht Savigny's"^) 
anzunehmen, dass zu Bologna über die Lombarda gelesen wurde**^). 
Der Ausspruch unseres Autors jedoch hat wohl nicht den Werth 
eines glaubwürdigen Zeugnisses, da es sich, wenn die Stelle originell 



384) Denn eine solche Kenntnis des longobardischen Rechtes war aasser- 
halb Italiens schwerlich zu finden; dieselbe da voranszasetzen , w5re vom min- 
desten eine sehr gewagte Annahme. Vergl. Ficker in den Mittheil, des Instit. 
f. österr. Gesch .-Forsch. Ergzgs-Band II, 48. 

835) Der Wortlaut derselben bei Schalte Rnfin-Aasg. S. LY; S. LIX nnd 
LXXI ist die Zahl des Capitels in Folge von Drackfehlern anrichtig angegeben. 

336) Dies gibt ja aach Schalte zn (a. a. 0. LXVIU); yergl. die Stellen 
der Summa Parisiensis bei Maassen^ Kleine Beitr. zur Kennt, d. Gloss. im 
Jahrb. d. gem. deutsch. B. II, 236 nnd bei Schalte II. Beitr. Akad. Bd. 64, 
S. 115 nnd 124. 

387) Vergl. Mnaaaen a. a. 0. S. 283 f. 

388) Bei Rafin ad c. 8. Cs. II. Q. 8, bei Stephau ibid. und ad Dict. Grat, 
p. c 86. Cs. XL Q. 1. 

839) Gesch. d. R. R. im M. A. III, 510. 

340) So schon Siegel Die Lombarda-Gommentare, Sitzgs-Ber. der phiL- 
histor. a. d. kais. Ak. d. Wiss. Bd. 40, S. 165 ff. 
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ist, um eine blosse Combination handeln dflrfte. Auf keinen Fall 
jedoch könnten die Bemerkungen des Verfassers ad c. 9. 1). 10 als 
ein Beweis dafür gelten, dass der Verfasser wirklich eine Kenntnis 
der Lombardc'i und des longobardischen Bechtes besass, welche wir 
ausserhalb Italiens nicht vermuthen dürfen. Sonst aber enthält die 
Summe überhaupt nur eine einzige Stelle, die einer Bestimmung des 
longobardischen Rechts erwähnt, nämlich ad c. 5. D. 28: Hoc dicit 
secundum legem Lombardam m<>*) , in qua ratum habetur quod quis 
fecerit post XVIII. annum '^^) ; sed secundum Romanos post vigesi'- 
mum quintum, quia usque ad tempus illud est minor '*>). Schon die 
Thatsache, dass der Urheber des Ausspruches die Bedeutung des 
Mündigkeitstermines im longobardischen Rechte mit der Grossjährig- 
keit des römischen Rechtes auf eine Linie stellt, lässt nicht auf eine 
eingehendere Kenntnis des ersteren schliessen. Ist die Stelle also 
originell, so dürfte man auf Grund derselben wohl behaupten, dass 
der Verfasser den Mündigkeitstermin des longobardischen Rechts 
kannte, aber auch nicht mehr. Andererseits wird man es wohl nicht 
unerklärlich finden, wenn einem Schriftsteller, der Franzose war oder 
wenigstens in Frankreich seine Bildung erhielt und dort als Lehrer 
wirkte, der Mündigkeitstermin des longobardischen Rechts zum min- 
desten vom Hörensagen bekannt gewesen ist^^*). Dass er diese 
— sehr oberflächliche ^ Kenntnis gelegentlich verwerthet, kann bei 



840*) Sic! C. 5. D. 28 enthält ja einen Canon des zweiten Conciles yod 
Toledo ans dem J. 527 ! 

841) Ed. liatpr. 19 (and 117) hatte das 18. Jahr als Mändigkeitstermin 
feetgeaetzt. 

842) In der Rafin- Ausgabe (LIX a. LXXI) hat Schulte, wie es scheint 
aof diese Stelle gar kein Gewicht gelegt. Der Text derselben wird in seiner 
Gesch. d. Quell. I, 107 mitgetheilt, es ist jedoch a. a. 0. irrthUmlich Dist. 28 
bezogen. 

848) Der lebhafte Verkehr der Grenzgebiete, der Anfenthalt vieler Lom- 
barden daselbst, vor allem aber die Beziehungen der franzi^sischen Schulen zu 
Italien, welche ja auch erst dem justinianisch- römischen Rechte in Frankreich 
Verbreitung verschafft haben, bieten wohl Anhaltspunkte genug, um diese That- 
sache zu erklären; ?ergl. Tkuroi in d« Notices et extraits des manuscr. de la 
bibl. imperiale t. XXII (1868) p. 114, FiUing üeber die Heimat und die 
EntHt. des sog. Brachylogus S. 41, und ders. in der Zeitschr. der Savigny- 
Stiftung. Roman. Abthlg VI S. 184 f., Ficker a. a. 0., Conral fipitome ezactis 
regibos S. GCLXXXII ffl, dess. Gesch. d. röm. R. im M. A. I, 479, 578. (Die 
Meinungsverschiedenheiten, welche unter den Genannten &ber das Alter und 
die Geschichte des Rechtsstudiums in Italien bestehen, bleiben hier ausser Be- 
tracht» weil ja die Existenz der uns interessirenden Beziehungen allgemein zu- 
gestanden wird.) 
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atiserem Verfasaer nicht auffallen, weil der letztere ja auch sonst 
mit einer gewissen Vorliebe alles berichtet, was er über die beson- 
deren Bechtsbräuche und Gewohnheiten einzelner Länder und Kirchen 
jemals gehört hatte. 

Die Behauptung, dass die »lehr- und schriftstellerische Thfttig- 
keit des Verfassers sich besonders auf die Philosophie erstrecktec, 
dass er »philosophische Vorlesungen gehalten habec, ist von Schulte 
erst in der Bufin- Ausgabe ^^) und factisch wohl nur aus — äusseren 
Orfinden aufgestellt worden ^^). Eine einzige Stelle (ad 8. D. 35) 
ausgenommen, sind alle jene Aussprüche des Verfassers, aufweiche 
sich Schulte für seine Behauptung beruit, von uns schon erörtert 
worden; wir kamen zu dem Ergebnisse, dass keine derselben für 
seine Behauptung geltend gemacht werden kann ^^). Die Stelle ad 
c. 8. D. 35 (v. ubi cibus cepit, ibi finis factus est mundi) lautet 
(Goett. fol. 40^): »In paradiso facta est prevaricatio , cum Adam 
pomum vetitum comedit. Propter quam est factus finis mundi, 
minoris scilicet, id est hominis, qui microcosmos dicitur id est minor 
mnndus, quia Adam se perdidit et alios. Qua autem affinitate homo 
dicatur mundus, in philosophicis scriptis dicere consuevimusc. Schulte 
ist also der Meinung, der Verfasser wolle uns hier sagen, er habe 
die Gewohnheit (»consuevimus«) philosophische Schriften zu ver- 
fassen, in welchen dieses Verhältnis von Kosmos und Mikrokosmos 
behandelt wird!! Ich glaube, diese Debersetznng ist nicht bloss — un- 
frei, sie ist einfach absard. Der Verfasser gebraucht hier den Plural 
»consuevimus«, nicht etwa weil er als Autor von sich selbst im Plural 
spricht, sondern weil er in seinem und seiner Leser Namen sprechen, 
weil er einer Auffassung Ausdruck geben will, bei der er sich mit 
der Meinung der Schule, der litterarischen Welt seiner Zeit im Ein- 
klang weiss. Und diese Ansicht geht dahin , dass es dem Brauche 
der Schule entspreche (»consuevimus«), solche Fragen nicht in der 
Bechtslitteratur und im Bechtsunterrichte zu behandeln, sondern 
deren Erörterung der Philosophie zu überlassen. 

Auf S. LXX f. gibt Schulte eine Uebersicht der vorgratiani- 
sehen Sammlungen und der Schriftsteller, welche unsere Summa 
»kennt und benutzt«. Dieses Verzeichnis bedarf jedoch, wie die 



344) Yergl. das. S. LX. 

845) Schulte wollte offenbar am jeden Preis das Zagestandnis yenneiden, 
dass meine im Am. y. 1889 (S. 89) entwickelte Ansicht richtig sei, welche den 
Gommentar einem Magister liberaliam artiam beilegt; yergl. oben S. 45 
Nte 105, 106. 

346) Vergl. oben S. 61 Nte 161, S. 72 Nte 207, S. 83 Nte 248. 
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Prüfung der Angaben SchuUe*s sofort ergeben wird, einer gründ- 
lichen Bichtigstellnng. 

Es ist möglich, dass der Verfasser die Sammlung des Cresconius 
gekannt hat; ich würde dies jedoch schon deshalb nicht für wahr- 
scheinlich halten, weil er ad c. 26. D. 23 einen »Cresconiasc citirt, 
welcher mit dem Autor der Sammlung nicht identisch sein kann'^^), 
ohne den Leser auf diesen Umstand aufmerksam zu machen. Man 
darf deshalb wohl annehmen, dass unserem Verfasser die Concordia 
canonum nicht unmittelbar zugänglich war, und dass er die drei 
Citate, unter denen eines unmöglich die Concordia canonum im Auge 
haben kann, Anderen nachschreibt >^^). Die Behauptung Schulte's ^^*), 
dass der Verfasser die Breviatio canonum des Fulg. Ferrandus be- 
nutzt habe, ist einfach nur aus einem Versehen Schulte's zu er- 
klären. Fulgentius wird ja im Dictum »Ex bis« a. c. 35 D. 63 von 
Qratian citirt, auf dessen Angaben der Verfasser seine Bemerkung 
gründet. Es ist ganz evident, dass letzterem der Text des Ferrandus 
nicht vorlag: während das Referat Uratian's (Sed sicut in breviatione 
canonum Fulgentii . . . invenitur . . . concilio statutum est, iä ad 
eligendum episcopum sufficiat ecclesiae tnairicis arbitrium) offenbar 
den Text des Ferrandus vor Augen hat'^^), gibt die Summe den 
Inhalt des Qratianischen Citates in einer von ihrem Autor will- 
kürlich veränderten Fassung wieder (»Nota quod in collectione ca- 
nonum Fulgentii evidenter ostenditur ex decretis [sicl!], quoniam 
clerici tantum matricis ecclesie debeant eligere«). Unerweislich 
ist ferner eine unmittelbare Benutzung Pseudo-Isidor's ; die Stelle 
ad c. 4. D. 16 ist ja im wesentlichen nur aus Bufin und der Summa 
Parisiensis combinirt ^^). Ebenso ist die Stelle, in welcher ad DicL 



847) Vergl. oben S. 89 f. and Nte 276. 

d4d) Schulte (Gesch. d. Quell, n. Litt. I, 44, 127 Nte 19 snb g, Rufin-Aiug. 
LXX), hehaaptet, dass sich alle drei Citate (vergl. oben S. 53 Nte 138, S. 84 
Nte 249, 8. 89 Nte 276) anf die Ganonensammlnng des Cresconius beliehen; über 
die Verification der Citate scheint er sieb nicht weiter den Kopf serbrochen in 
haben. Selbst der Inhalt des Citates in c. 26. D. 23 hat Schalte nicht im ge- 
ringsten daran irre machen können, dass der Aator eine Stelle der Concordia 
canonam im Auge habe; ebenso wenig f&llt ihm aaf, dass das Citat ad Dict» 
Grat p. c. 54. D. 50 sich im Texte der Samnilang des Cresconias, wie er ans 
▼erliegt, nicht nachweisen lässt 

349) Vergl. Schalte a. a. 0. 

850) Vergl. Folg. Ferrandi Brev. canon. c. 11 bei JastelL et Vofill BibL 
iar. can. vet. I, 448; die oben cursiY gedruckten Worte Gratian^s sind dem 
Texte des Ferrandas entlehnt. 

351) Vergl. den Wortlaat der Stelle bei Schulte, Gesch. d. Qaell. and 
Litt. I, 42 (Z. 5 ist statt >volebat< iolebat sa lesen) mit dem Texte der 
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Grat. p. c. 6. D. 17 die Dionysio-Hadriana (der über conciliorum) 
bezogen wird, Rufin entlehnt ***) , und die Stellen in D. 19'*') und 
20 (die letztere lautet folg. lA,^*)i »De libellist [G. 1. D. 20] id 
est secunduro libellos; hos enim episcopi Britannie decretis pontifi- 
cum preponebant. »siroul cum canonibus«. non in corpore canonum, quia 
hoc supra negaturo est, sed in pari veneratione. Et recipiuntur ut 
canones) bedienen sich des Ausdruckes corpus canonum, ohne dass 
der Autor denselben auf eine bestimmte ihm selbst vorliegende 
Sammlung bezöge, einfach deshalb, weil derselbe bei Oratian vor- 
kommt. Die Argumentation Schulte*s (Gesch. d. Quell, u. Litt. I, 43), 
welcher unter dem Corpus canonum hier die Hadriana verstehen will, 
ist nicht durchschlagend, weil eben seine auf die oben erwähnten 
Stellen gestützte Voraussetzung, dass der Autor die Pseudo-Isidorische 
Sammlung ebenso wie die Hadriana unmittelbar gekannt und be- 
nutzt habe, nicht zutrifft '^^). 

Die — sagen wir, überraschende Angabe Schulte's, dass der 
Verfasser die Schriften des Aristoteles (!) citire, ist schon oben wi- 
derlegt worden ^^). Unter dem »liber de arte militandic (Cod. Mog. 
und Vat.: »militaric) (ad c. 10. D. 1) ist offenbar Vegetius gemeint, 



Saroma Parisiensis (Bei Maassen , Beitr. zur Qesch. d. Jurist. Litt. d. M. A. 
S. 57, Schulte IL Beitr. S. 124, Rnf.-Ausg. S. LXIII) und Bufin*8 bei Schulte, 
Ausg. S. 81. 

852) Was ja Schulte selbst hervorhebt. 

858) VergL den Text ders. bei Schulte, Qesch. d. Quell, u. Litt. I, 42 f. ; 
fecit st fadl (Z. 5 ▼. u.) ist offenbar ein Druckfehler. 

254) Die Mittheilung Schulte^s a. a. 0. S. 48 ist ungenügend. 

855) Gratian und seine Zeitgenossen wussten nichts von der Fälschung 
P8eudo-Isidor*8 und von der Thatsache, dass die durch seine Pigmente y er- 
mehrte spanische Sammlung bestimmt war die Hadriana xu yerdrängen. 
Wenn die heutige historische Forschung in dem »Corpus canonum«, dessen 
Giatian^s Dist. 19 erwähnt, die Hadriana erkennt und dieses »Corpus canonum« 
inr Pseudo-Isidorischen Sammlung in Gegensatz bringt, so dürfen wir diese 
Erkenntnis doch nicht der Zeit Gratian's imputiren, welche von der Ffilschnng 
keine Ahnung hatte, und der die Thatsache nicht bekannt war, dass die Arbeit 
des F&lschers den officiellen Codex canonum des Frankenreichs verdr&ngen 
sollte, unser Verfttfser wusste wohl nicht mehr, als dass unter dem Corpus 
canonum bei Gratian eine Canonensammlung zu yerbteheu sei ; davon, dass die 
Stelle sich auf eine Sammlung beziehen müsse, welche gerade von der Pseudo- 
Isidorischen wesentlich verschieden ist und zu ihr in Gegensatz gestellt werden 
kann, hatte er ebenso wenig eine Ahnung wie seine Zeitgenossen überhaupt. 
VergL auch Sckerer im Histor. Jahrb. d. Görres-Ges. 1881 , S. 569; Maassen 
a. a. 0. S. 58 f. 

356) VergL oben S. 92 Nte 285. 
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unter der »Rhetorica« ad c. 8. D. 2*^^) Cicero De invent. rhetor. 
II. 31, wo sich die yom Verfasser citirte Stelle findet. Wenn in 
unserer Summe das erwähnte Werk Cicero's, ferner die unter dem 
Namen Gato's verbreitete Spruchsammlung, Aalus Qellius, Macro- 
bius und Martianus Capella angeführt werden ^^) , so ist dies leicht 
erklärlich; dem Verfasser, einem magister liberalium artium, sind 
eben die Werke dieser Schriftsteller , welche die allgemein üblichen 
Lehrbücher für den Unterricht »der freien Künste« waren, durchaus 
geläufig. Das Gitat des Josephus in Dist. 76 c. 7 '^*) hat auch 
schon Rufin; manche der Stellen aus Kirchenvätern, welche nicht 
schon bei älteren Decretisten vorkommen, sind, wie ich glaube, 
nicht unmittelbar aus den citirten Schriften, sondern vielmehr nur 
aus der Bibelglosse geschöpft; in Dist. l (ad Dict. Grat, princ.) 
wird diese übrigens sogar ausdrücklich bezogen (»In glossa super 
Matheum dicitur etc.). Ueber die Citate des Autors aus den Scho- 
lastikern '*<^) will ich nur mehr bemerken, dass ein Citat des Giber- 
tus, far welches nach Schulte (Ruf. Einl. LXVIII) die Summa Pa- 
risiensis die Quelle gewesen sein soll, sich m. W. nicht findet, 
während das Gitat des Gilebertus ^^) nicht der Summa Parisiensis 
entlehnt ist. 

D. Das im Cod. Mag. und Vatic. vorliegende Plagiat aus Dist: XI seq. 
der Summa Rufini. 

Diese Bearbeitung Rufin's ist jedenfalls jünger als das unter 
G) besprochene Werk, weil der Bearbeiter das letztere gekannt und 
benutzt hat. Dasselbe kann sogar als die Hauptquelle für die In- 
terpolationen und Aenderungen des Rufintextes bezeichnet werden, 
welche der Bearbeiter vornahm, obwohl ihm wohl auch andere De- 
cretcommentare, namentlich die Summa Stephani, zugänglich waren. 
Interpolationen, Aenderungen und Auslassangen im Texte Rufin's, 
für welche nicht schon der im vorigen Abschnitte behandelte Gom- 
mentar das Vorbild bot, sind regelmässig von einer bestimmten 
Tendenz geleitet ^^^). Der Bearbeiter, welcher wohl nicht identisch 

357) In rhetorica tarnen iegitnr: Si na vis rostrata ad portam Rhodiornm 

applicnerit, publica esto 

858) Vergl. oben S. 62, 79, 66, 91. 

359) »D. 86< bei Schalte Baf.-Aa8g. S. LXXI ist wohl nnr ein Drack- 
fehler; in der Gesch. d. Quell, u. Litt I, 46 ist die Zahl der Distinotion richtig 
angegeben. 

360) Vergl. oben ». 68. 

861) Ad c 11. D. 16. 

862) Stelleu der Bufinsumrae, deren Text schon in den Mannseripten dea 
Archiv fttr Kireheureoht. LXXUL 8 
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ist mit dem Verfasser des in den vorhergehendea Distinctionen der 
beiden Handschriften enthaltenen interpolirten Excerptes aus dem 
Cororaentar C***), hat seine Arbeit wohl von vornherein auf jene Di- 
stinctionen der Pars I Rufin's beschränkt, deren Umarbeitung ans 
im Cod. Mog. und Vat. vorliegt. Die ersten zehn Distinctionen der 
Rufinsumme blieben unberücicsichtigt ; der Compilator ist offenbar 
der Ansicht gewesen, dass die Erläuterung Rufin's hier gänzlich un- 
genfigend ist, und dass die principiellen Meinuogsverschiedenheiten, 
welche zwischen Rnfin und dem Verfasser des Commeotars C be- 
stehen, es unmöglich machen, die Darstellung Rnfin*s mit Hilfe 
des erwähnten Gommentares zu ergänzen. Der Plagiator mochte er- 
kannt haben, dass schon der Verfasser des Commeutars C das Werk 
Rufin*s in den ersten Distinctionen mit einer bestimmten Tendenz 
bei Seite geschoben hat. Für die späteren Distinctionen hingegen, 
hinsichtlich deren ein solcher Plan durchführbar schien, wollte er 
offenbar dem Text der Erläuterung Rufin's, welcher die Grundlage 
seiner Arbeit bleibt, eine t verbesserte« Gestalt geben und entlehnt 
diese »Verbesserungen« vorwiegend dem Commentar G. Wo der 
Text Rufin's nicht inhaltlich geändert ist, zeigt das Plagiat meist 
den Charakter vollständiger Naivetät ; der Gedanke , auch da den 
plagiarischen Charakter der Arbeit zu verleugnen, sich den Schein 
der Selbständigkeit zu geben, liegt dem Compilator ganz ferne. 
Eigenthümlich ist die Aufnahme von Paralleltexten zu manchen 
Stellen des Rufin'schen Gommentares >*^). 

Dass diese plagiarische Bearbeitung der Dist. 11 ff. Rnfin's 
jedenfalls jünger ist als der Commentar G, brauche ich nicht weiter 
zu beweisen. Ebenso ist die Annahme gerechtfertigt, dass unser 
Plagiat verfasst wurde, ehe die Summe des Johannes Faventinus 
grössere Verbreitung erlangt und jene des Rufinus fast gänzlich aus 
dem Gebrauche verdrängt hatte *^^). Die Thatsache, dass der Com- 



Originalwerkes nicht übereinstimmt , kommen selbstTerstandlich hier gar nicht 
in Betracht ; es liegt mir ferne , das früher besprochene Werk für die Quelle 
des Bearbeiters in erklären oder dem Bearbeiter eine Tendenz in iropntiren, 
wo schon die von ihm benntste Handschrift Bafin*s für den Inhalt der Stelle 
massgebend gewesen sein kann. 

868) Vergl, oben S. 40, wo diese Ansicht begründet wurde. 

864) Ueber die Verschiebung der Nebentezte, die confase Aufnahme 
einzelner derselben in den Haupttezt des Cod. Mog. in Folge der Verwirrung, 
welche jeder Sachkenntnis entbehrende Schreiber angerichtet haben , vgl. oben 
S. 21, Nte 46. 

865) Will man uns gestatten, hier auch das Alter der Malnier Hand- 
schrift als Argument sn verwerthen, so Hesse sich die Behanptang yertreten. 
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pilator die ersten zeha Distinctionen Rufin*s als unbraachbar quali- 
ficirt zu haben scheint, gestattet wohl die Vermuthang, dass er auch 
ein Gesinnungsgenosse des Verfassers der Summa C war, dass er 
derselben Richtung und Schnle angehörte. 

Schulte hat, wie unseren Lesern längst bekannt'^*), in der 
Rufin- Ausgabe die Dist. XI seqq. der Codd. Mog. und Vatic. einfach 
für einen Text der Summa Rufin\s erklärt ^^. Die Auslassungen und 
Zusätze sollen nicht in Betracht kommeti, weil Textverschiedenheiten 
dieser Art sich auch hinsichtlich der Manuscripte nachweisen lassen, 
in welchen Tanon wie ich Handschriften des Originalwerkes er- 
blicken. Die »besonderen Zusätzet der Dist. 50 »Hessen sich sehr 
leicht erklären c w») ; ebenso wenig biete die Thatsache Schwierig- 
keiten, dass im Cod. Mog. und Vatic. »einzelne Lesarten, bisweilen 
die bestenc, allein vorkommen. »Dass Cod. Mog. und Vatic. von 
Dist. 11 an Rufin und bis dahin ein anderes Werk enthalten«, ist 
nach Schulte zwar »gewiss sonderbar« ; »indessen« — so Schulte — 
»erklärt sich das auch: der Abschreiber hatte eben bis auf D. 10 
eine Handschrift mit dieser Summa, von 11 ab eine andere«. Ich 
will nicht an der Formulirung des Satzes herumnergeln, Schulte 
nicht ausstellen, dass er ja jedenfalls hätte zum mindesten von zwei 
Abschreibern sprechen müssen, denen beiden der sonderbare Zufall 
einen Torso der Pars I Rafin's, in welchem gerade die ersten zehn 
Distinctionen fehlten, und eine abgekürzte Textgestalt der ersten 



dass unser Plagiator seine Arbeit sehr bald nach der Vollendung des Com- 
mentars C verfasat haben mass. Die Vorlage der Mainzer Handschrift enthielt 
hereits Randglossen ; die VerschiebuDg der Nebentexte beweist, dass die Arbeit 
des Plagiators schon von einer Reihe sachanknndiger Copisten abgeschrieben 
worden war — gewiss mnss also die Arheit aach schon einige Zeit verbreitet 
gewesen sein, ehe sie dem Schreiber des Cod. Mognnt. in die Hände kam. 
Da der letztere zam mindesten dem Anfange des dreizehnten Jahrhunderts an- 
gehört, vielleicht auch noch älter ist, so würde sich die Richtigkeit der obigen 
Behauptung von selbst ergeben. 

366) Vergl. oben 8. 3, 7. 

867) Vergl. Schulte's Ruf.-Ausg. 8. X ff., LVIL 

368) Ueber die Frage, wie wir uns diese besonderen Zusätze »sehr leicht« 
erklären können, gibt Schulte S. LVIl weiter keine Auskunft. Vermuthlich soll 
sein Ausspruch auf S. XII, »dass der Schreiber der Mainzer Handschrift diese 
Zusätze am Rande seines Originales vorfand und dieselben durchweg an Orte 
versetzte, wohin sie nicht passen«, als Erklärung gelten. Wie so kommen aber 
diese Zusätze dann auch in die Vaticanische Handschrift, welche weder eine 
Abschrift des Cod. Mog., noch nach derselben Vorlage copirt ist, und wie er- 
klärt es sich, dass sie im Cod. Vatic. richtiger eingereiht sind? (Vergl. oben 
8. 20 f.. Nie 45 und 46.) 

8* 
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zehn Distinctionen des Commentars G in die HAnde spielte — ich 
mass mich vielmehr alles Ernstes selbst bei Schulte darfiber wan- 
dern, dass er solche Baualitäten vorbringt Die Abschreiber haben 
ihre Vorlagen copirt — mehr weiss uns Schalte nicht za sagen^ ond 
das soll eine »Erklärangc sein ! Warum wurde denn aber überhaupt 
ein solcher Torso der Pars I Rufin's, in dem zehn Distinctionen 
fehlen, und der auch sonst einen eigenthfirolich überarbeiteten Text 
bietet, abgeschrieben und verbreitet? Sollen wir die Auslassung der 
ersten zehn Distinctionen in dem von Schulte vorausgesetzten Goder 
archetypus der Willkür eines Schreibers, oder aber seiner Nachlftssig- 
keit auf Rechnung setzen? Und dieser Torso, dessen Text Eigen- 
thümlichkeiten bietet, soll weiter abgeschrieben worden und verbreitet 
worden sein., ohne dass es jemandem beigefallen wäre, die ersten 
Distinctionen aus Rufin zu ergänzen? Man bedenke doch, dass Cod. 
Vat. und Mogunt sicher nicht die einzigen Abschriften dieses Torso's 
waren, dass vielmehr beide schon nach verschiedenen Vorlagen copirt 
sind, dass die Vorlage des Mainzer Manuscriptes, welches wohl kanm 
um zwei Decennien jünger ist als der Archetypus, bereits EUindnoten 
enthielt u. s« w. ! Schulte kann von seinem Standpunkte eben weder 
für die Thatsache eine Aufklärung geben, dass die Dist. XI ff. der 
Pars I Rufin*s besonders abgeschrieben und verbreitet wurden, noch 
die eigenthümliche Textgestalt dieser Gopien erklären; bei ihm 
erscheint die Entstehung und Verbreitung dieses einen besonderen 
Text Rufin's bietenden Torso*s einfach als das Werk des Zufalles ond 
des Unverstandes der Schreiber. Zufall und Unverstand sind jedoch 
gewiss nicht Factoren, deren Zusammenwirken normaler Weise za 
einem Ergebnisse führt, dem ein bestimmter Plan zu Grunde zu 
liegen scheint. 

Die kritische Würdigung des Verhältnisses, welches zwischen 
dem vermeintlichen Rufintorso und dem Gommentar G besteht, hat 
uns bereits zu der Erkenntnis geführt, dass es dem Plane des Gern- 
pilators völlig entsprach, die ersten zehn Distinctionen Rufin's unbe- 
rücksichtigt zu lassen. Mit dieser Behauptung stimmen m. E. die 
Resultate der Textvergleichung und der Analyse des Inhaltes völlig 
überein; wir werden uns auf Grund derselben ebenfalls für die An- 
nahme entscheiden müssen, dass der in Dist. 11 ff. des God. Mog. 
and Vat vorliegende Gommentar nicht das Geschöpf des Zufalles 
und planloser Willkür der Gopisten ist, welche mehr weniger unver- 
ständiger Weise den Wortlaut Rufin's entstellt und geändert haben, 
sondern die zielbewusste Arbeit eines Plagiators, der den Text Ru- 
fin's nach einem bestimmten Plane umgestaltet, dessen Inhalt aaf 
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Orand der Saroma G »verbessernc will ^9). gg war nieht gerade 
ein glücklicher Gedanke « der hier realisirt wurde; jeder moderne 
Kritiker wird die Arbeit ein ziemlich wertloses Plagiat nennen *^% 
welches den Oommentar Knfin's in einer bestimmten Tendenz und 
Absiebt nach der Willkür des Compilators zurichtet. In einer Zeit, 
in welcher unsere Begriffe von litterarischem Eigenthum noch gar 
nicht existirten und jede wissenschaftliche Leistung nur der Schule 
und ihren didaktischen Interessen zu dienen bestimmt war, mochte 
allerdings auch der Plan unseres Compilators Beifall finden, welcher 
ein Stück der Pars I Rufin's ausscheidet und den weiteren Text der- 
selben umarbeitet, damit dieselbe den Traditionen einer bestimmten 
Schule besser entspreche und da bequemer für die Zwecke des 
Unterrichtes verwendet werden könne. 

Im Folgenden wollen nun wir dem Leser noch eine Beihe von 
Stellen vorlegen, die eclatante Proben dafür bieten, dass wir es hier 
wirklich mit der Arbeit eines Compilators zu thun haben, welcher 
die Dist. XI ff. planmftssig, in einer bestimmten Tendenz, umge- 
staltet, wenn er auch hie und da die Aufnahme von Nebentexten 
(oder genauer von Zusätzen, welche nicht — wie Glossen — mit dem 
Haupttext durch die Beziehung auf ein Stichwort desselben in Ver- 
bindung gebracht sind) als für seinen Zweck genügend betrachtet. 

Die Ausgabe Schulte's enthält eine Reibe vom Texte Bufin's 
abweichender Wendungen, welche aus der Mainzer Handschrift stam- 
men und in Schulte's Ausgabe stehen blieben, weil er sein erstes 
Manuscript nur »auf den Pariser Text umgeschrieben hat«*^^); ich 
muss mich daher von vornherein dagegen verwahren, dass man das 
Verhältnis der Mainzer (bez. der Vaticanischen) Handschrift zu Rufin 
einfach durch eine Vergleichung mit der Ausgabe Schulte's feststellen 
kOnne. Wir haben bereits — im ersten wie im zweiten Beitrage — 



Allerdings ist aach dieser Arbeit das gewöhnliche Missgesohiek 
widerfahren, dass sie Schreibern in die Hände kam, welche keine Sachkenntnis 
besassen und ihren Text corrampirten. Dieser Mangel jeder Sachkenntnis hatte 
die bedaaerliche Folge, dass die Abschriften sehr incorrect, i. Th. anch recht 
eoafas sind; andererseits jedoch bietet er nns die BRrgschaft daftr, dass die 
Copisten, denen wir die ans yorliegenden Manascripte yerdanken, nicht ffthig 
waren« eine Vorlage in yerständiger Weise m ändern, sie in Qberarbeiten (yergl. 
oben S. 6, 7, 14 f.) — eine Thatsache, in welcher gewiss Niemand einen Beleg 
flkr die Wahrscheinlichkeit der Annahmen Schnlte*s erblicken wird. 

370) Wertlos deshalb, weil wir sowohl den Originaltext Rnfin*s, als anch 
(Tod wenigen Distinctionen abgesehen) jenes Werkes besitzen, dem der Com- 
pilator den grössten Theil seiner Zosätie nnd Interpolationen entlehnt. 

371) VergL Beitr. I (Bd. 69) S. 893 Nte 58 and oben & 4. 
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eine Reihe von Beispielen zar Illastration der Richtigkeit unserer 
Behanptang beigebracht. Ein Blick in den Text der Dist. XI ff. 
genügt, am sich zu überzeugen, dass sich die Zahl dieser Beispiele 
leicht beliebig vermehren liese ^^^*). Da der Bearbeiter Rufin*s übri- 
gens einen Text hatte, welcher an vielen Stellen der Handschrift von 
Troyes näher kommt als den Pariser Manuscripten, so erscheint auch 
bei Schulte häufig der Text von Troyes, ohne dass letztere Hand- 
schrift zu diesen Stellen citirt wäre. Vergl. z. B. Dist. XII. c. 2 
(Schulte S. 25) »indulsitc (Paris. Text: permisit), Dist. XI c. 3 
(Schulte S. 23) »In hoc capitulo docemurc (Par. Text: J. h. c. ab 
apostolo [corr.: apostolico] edocemur«). Wo dann der Bearbeiter seine 
mit dem Pariser Texte nicht übereinstimmende Vorlage offenbar mit 
Rücksicht auf den Commentar C umgestaltet hat, da wird uns ein 
besonders eclatanter Beleg dafür geboten, dass der Cod. Mog. und 
Vatic. nicht die reine Summa Rufini bringen wollen. 

(Beispiele der Interpolationen und Textänderungen ''^**) des Plagiators), 
Dist. 14. c. 2'^'). In den Satz Rufin's »Non solum de scriptura 
N. T. etc. ist nach d. W. »quec aus dem Commentar C (vergl. Cod. 
Goett. fol. 19**) der in keiner Handschrift Rufin's vorkommende Bei- 
satz: »quantum ad precepta usque ad uuum apicemt eingeschoben. 

Ad c. 8. D. 16 V. ex libro diurno fehlt der ursprüngliche Text 
Uufin's gänzlich ; es ist wie im Cod. Trec. nur jene Erläuterung auf- 

371») Oft sind selbst einzelne solche verba erratica recht störend and 
anfifallig; vergl. z. 6. bei Schnlte S. 40 Z. 5 das »autem«. 

371^) Es ist selbstverständlich, dass der Compilator sich nicht überall 
sklavisch an den ihm vorliegenden Text hält, wie ein Schreiber dies wenigstens 
tkun sollte, Factisch hahen jedoch bekanntlich auch Schreiber sich hie and 
da Abänderangen des Textes erlaubt, so dass man wohl nar die Menge und 
beständige Wiederkehr den Sinn intact lassender Teztändernngen in anserera 
Falle als einen Beleg dafQr ansehen darf, dass nnser Text nicht von einem 
Schreiber abgeändert, sondern von einem Compilator überarbeitet ist, welcher 
sich überhaupt nicht für verpflichtet hält, den Wortlaut der Vorlage za re- 
spectiren. Diese Textänderangen, deren jedes Folinm zur Genüge enthält, 
kann ich im Folgenden nicht berücksichtigen, weil der Nachweis ihrer Zahl 
and ihres ürofanged so viel Banm beanspruchen würde, dass dies ausser Ver- 
hältnis zur Bedeutung stünde, welche diese Textdififerenzen für uns besitzen. 
Es ist ja der Nachweis jener Zusätze, Interpolationen u. s. w. des Bearbeiters, 
welche dessen Tendenzen und Plan erkennen lassen, schon allein genügend, am 
die Kichtigkeit unserer Ansicht über den Cod. Mog. und Vatic. zu beweisen; 
die ganze Menge der indifferenten Textänderungen, welche eben nur durch ihre 
Zahl und ihren Umfang auffallen, kann hier füglich ausser Betracht bleiben, 
obwohl auch für viele derselben entschieden der Commentar C die Quelle war. 
Vergl. z. B. oben S. 54 Nte 143. 

372) Diese Stelle erwähnt auch Schulte S. X. 
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genommen , welche als Randglosse aas der Summa Stephan! bei- 
geschrieben worden und irrthfimlich dem Texte Bufin's einverleibt 
wurde >7'). Der Bearbeiter fugt aus dem Gommeotar C noch die 
Alternative hinzu: Vel quia in eo continetur, quid apostolicus quo- 
libet die agere debeat '^^). 

Deber die charakteristische Auslassung einer Reihe von Sätzen 
in D. 23 ist schon oben berichtet worden '^^). 

Dist. 24. ad c. 7. Die Worte Bufin's T^Alioquin de his plenius 
traetaium invenies if^ra eadem causa octava questione^ sind im 
Cod. Mog. und Vatie. ebenso weggelassen^ tote im Texte des Cod. 
OoeU. Der Bearbeiter konnte ja diese Verweisung Rufin*s auf dessen 
Pars 11, welche in einer nur die Pars I umfassenden Bearbeitung 
selbstverständlich gar nicht am Platze wäre, nicht aufnehmen. Diese 
Auslassung bietet geradezu einen eclatanten Beleg dafür, dass wir 
im Cod. Mog. und Vatic. wirklich eine planmässige Bearbeitung der 
Dist. XI ff., nicht etwa bloss einen durch Debereifer, Willkör und 
Unverstand der Schreiber veränderten Text Rufin's vor uns haben »^«). 

In Dist. 25 ist — wie in dem Texte der Qoettinger Hand- 
schrift — die ganze Stelle weggelassen, in welcher Rufin ad Dict. 
Grat. p. c. 3. Gratian's modus tractandi in den vorhergehenden wie 
in den folgenden Distinctionen bespricht. Die Stelle lautet '^^): 

873) Vergl. oben S. 81 und Nte 236; Schulte's Angabe auf S. X, der 
lu Folge auch der Satz »Liber diurnus ..... potest« im Cod. Mog. und Vatic 
fehlen soll, ist unrichtig. 

374) Vergl. damit den von mir oben mitgetheilten Text des Cod. Qoett. 
ad c. 8. D. 16. 

375) Vergl. ohen S. 20 Note 46. Auf Schulte's Text kann ich nicht verweisen, 
weil er die ganze Erläutern ng des Dict. Grat. Clerici comam etc. in der Bufin- 
Aosgabe weggelassen hat. üebrigens scheint ihm auch die Stelle gar nicht 
aufgefallen zu sein, obwohl die Textverkürzung hier sehr ausgiebig ist ; S. X wird 
der Stelle nicht erwähnt. 

876) Schulte hat von dieser Auslassung gar nichts bemerkt, und diese so 
charakteristische Aenderung des Textes ist ihm ganzlich entgangen; S. X, wo 
die im Cod. Mog. fehlenden Stellen Bufin's angeblich vollständig aufgezählt 
werden, wird dieser Stelle nickt einmal erwähnt. 

377) Ich theile die Stelle mit, weil sie in der Ausgabe Schulte's gänz- 
lich fehlt. In seinem ersten Manuscripte (Cod. Mog. , Goetting.) war sie eben 
nicht enthalten, und er hat dieselbe bei der Vergleich ung seiner Scripturen mit 
dem Pariser Bufintexte offenbar deshalb nicht aufgenommen, weil er in Folge 
des Homdoteleuton (Oportet episc. etc.) eine Beihe von Sätzen beim Col- 
lationiren ftbersprungen hat. 

Dagegen ist die belanglose Thatsache, dass der Text Bufin's von d. W. 
Et sciendum bis z. d. W. oporteat ostendit (Schulte 51 , 52) im Cod. Mog. 
ebenso wie in einer Beihe von Bufinhandschriften fehlt, bei Schulte S. X 
erwähnt. 
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»Nunc autemt etc. et post: »Apostoli regulam secntic Hec anteni 
huiasmodi est: Oportet episcopam irreprehensibileni esse. Ecclesia- 
sticorum ordinam officia forraamqoe (Cod. Moal.: fomentaque) ho- 
rum tradendoram sapra descripsit. Sed qaoniam hec non rite pre- 
stantur, nisi qai sascipiunt reperiaotar-idonei , ideo deinceps agere 
perseverat de ydoneitate promo?endorani : ostendeos, qaales esse de- 
beant qai sacram militiam amplecti deliberant, atens regala apo- 
stolica quasi semper necessario ducata (Cod. P. I: at r. a. q. s. d. 
dncatiir), qna dicitur: Oportet episcopum etc. (wie i. d. epist. I. Panl. 
ad Tim. c. IH. v. 2 ff. »^s). 

Bei c. 2. D. 33 ad y. nee iUos, qui asnras etc. fügt der Be- 
arbeiter zu d. W. Rofin's ^seroel usuras exercentes iare deponuntarc 
hinzn: »nee sunt proroovendic 

üeber die Dist. 37 vergl. oben S. 50 und Nte 127 ff. 

In Dist. 41. c. 7 hat der Bearbeiter den Satz t^Ex tempore 

ditescetantt weggelassen, offenbar uneder deshaiby weil der 

Verfasser des Commentars C diese Bemerkung Rufiri^s anstössig 
findet und bekämpft '^^). 



878) Ad Dict. Grat. cit. (§. 7) y. cognoverit sind die W. »Si enim .... 
cognoscit« (vergl. den Text Schalters S. 53, Z. 8) ein Znsatz des Bearbeiters, 
dessen Qnelle ich nicht kenne; in den Bufintezt gehört er nicht. Die in 
diesem Zusammenhange unsinnige Wendung: »pro exaggeranda (!) libidine« ist 
übrigens nur Schulte allein auf Rechnung zu setzen; sowohl Mog. als Vat. lesen: 
pro exsaturanda 1. 

879) Vergl. oben S. 47. Auch diese Auslassung ist Schulte nicht ant- 
gefallen, obwohl es sich um eine Stelle handelt, welche er in seinem Rnfin- 
tezte (S. 86) gesperrt drucken Ifisst ! Und doch erhebt sein Verzeichnis der im 
Cod. Mog. fehlenden Stellen Bufin^s (S. X) ausdrücklich den Anspruch auf Voll' 
standigkeiti Vergl, S. X: »Was sonst fehlt, sind einzelne Worte, die (sie!!) 
dem Abschreiber zur Last fallen €. 

Ich kann wieder nur die Kühnheit Schulte*s bewundern, mit welcher er 
»auf Grund neuer Vergleichnng« seine »Zusammenstellungen« veröffentlicht hat, 
auf Grund deren es dem Leser ermöglicht werden soll, »das Verhältnis der 
Mainzer«, bez. der Vaticanischen »Handschrift zur Summa Buflni genau zu be- 
urtheilen« (S. IX ff., S. XLVIII; vergl. a. a. 0. insbes. auch die W.: »Abge- 
sehen von den wenigen anzugebenden Abweichungen bat Cod. Mog. wörtlich 
den Tezt der Summa Bufini, und nur diesen z. Dist. 11 bis z. Ende der Dist. 
101« .... »Für die Vaticanische Handschrift ist es überflüLssig noch besonders 

einzugehen Was hier von Mog. gesagt ist, gilt mit nicht in Betracht 

kommenden Ausnahmen auch für Cod. Palat. Für den Tezt von D. 11 ab ist 
oben S. X ff. genügende Auskunft ertheilt«.) Schulte's Bufin- Ausgabe ist eben 
in jeder Beziehung ein Uriicum, eine kühne Leistung, welche in der litterari- 
schen Welt vereinzelt dasteht; so wie kein Anderer den Muth gehabt hStte, 
einen aolchen Tezt der Summa Bufini zu publiciren, so hatte es gewiss auch 
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Zum Dict. ante c. 5. D. 45 hatte der Bearbeiter einen Keben- 
text hinzngefagt, welcher dem Commentar G ad h. 1. und ad c. 5 
(vergl. Cod. Goett. fol. 49^) entlehnt ist. In der Vorlage des Cod. 
Yatic. war, wie uns bereits bekannt, bezuglich der Parallcitexte nicht 
dieselbe heillose Confusion angerichtet worden, wie sie in der Vor- 
lage des Mainzer Schreibers herrschte. Cod. Vatic. bringt diesen 
Paralleltext am Fusse des fol. 54* in der Nähe des Schlusses der 
Dist. 44; die Verschiebung ist hier also offenbar nicht bedeutend. 
Der Mainzer Schreiber hingegen fugte den Paralleltext, welcher wohl 
schon in seiner Vorlage irrthümlicb in die Nähe des c. 2. Dist. 42 
geratben war, unverständiger Weise mitten in den Wortlaut der Er- 
läuterung dieses Capitels ein, ohne sich darum zu kümmern, dass 
derselbe gar nicht hierher passt, und dass Sinn und Constrnction 
durch die Einschiebung gestört werden '^<^). 

Am Schlüsse der Dist. 43 hat der Bearbeiter folgende Be- 
merkung in den Text aufgenommen, welche ihren Inhalt wieder aus 
dem Commentar C entlehnt: »in veteri testamento prohibitum fuit 
sacerdotem fieri tortunf nasum habentem, quod nos ad litteram non 
servamust ; auch zwei in Dist. 44 aufgenommene Stellen, von denen 
die eine die Annahme abwehren will, als seien auch die Akolythen 
zur Continenz verpflichtet, sind diesem Commentar entlehnt. 

Die Erläuterung des Dict. Grat, ante c. 1. D. 46 ist vom Be- 



niemand Anderer gewagt, solche »Znsararaenstellangen« der Oeffentlichkeit 
vorzulegen, Ja gar noch in fett und gesperrt gedruckten, mit grOsstem Aplomb 
vorgetragenen Aussprüchen den Leser der unbedingten Verl&ssliehkeit der 
eigenen Angaben zu versichern , das abweichende ürtheil Dritter fQr weithlos 
und grundlos zu erklären ! 

880) Schulte S. X erwähnt und beschreibt dieses »Einschiebsel« (die An- 
gabe c 8. D. 42 a. a. 0. ist wohl nur ein Druckfehler), ohne zu erkennen, dass es 
sich hier, wie bei den Zusätzen der Dist. 50, um einen Paralleltezt handelt, 
welcher schon in der Vorlage des Mog. verstellt war. Ich theile denselben im 
Folg. mit; offenbare Fehler des Mog. habe ich nach dem Cod. Vat. richtig- 
gestellt, nicht nach dem Cod. Goett., weil der Bearbeiter die Fassung der Stelle hie 
und da absichtlich geändert hat. »Judei in cordibus sunt bestes, in oodioibus 
sunt testes nostre fidei, et ideo permittuntur in ritu suo et tolerantur. Sisebutus 
omnes Judeoe in Hjspania ad fidem coegit invitos. Contra pretor didt : Quic- 
quid vi vel dolo factum fuerit, ratnm non habetur — ut matrimoniura, et si 
cogitur aliquis esse raonachus . . . Sed favorabilior est fides Christiana, et ideo 
istud potius ratum quam illud. Non mireris, quia (Mog. nur : Qni prohib. etc. ; 
im Cod. Vatic. fehlen die ersten W. nicht, sind aber verstellt) prohibentur cogi, 
et tamen, si factum fuerit, ratum habetur: quia dandestina coniugia similiter 
et multa, que non habent perpetuam caasam prohibitionis. 
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arbeiter aas dem Commentar C (ad v. rasticorum) ergänzt '^>) ; ad c. 8. 
D. 46 hat derselbe einen Satz, dessen Quelle ich nicht constatiren 
konnte, eingeffigt. Zu c. 11. D. 50 ist die Erläuterung Rufin's 
wieder aus dem Commentar ü ergänzt; auch dieser Beisatz dfirfte 
ursprunglich ein Paralleltext gewesen sein, deren die Dist. 50 eine 
ganze Reihe bietet. Der Inhalt derselben ist zumeist aus dem Com- 
mentar C geschöpft, wie die Vergleichung mit dem Cod. Qoetting. 
zur Evidenz ergibt '^'). Im Cod. Vatic. sind dieselben z. Th. anders 
und richtiger eingereiht als im Cod. Mog. ; dass ich zwei Nebentexte 
im Cod. Vatic. überhaupt nicht mehr ausfindig machen konnte, ist 
wohl dem Buchbinder auf Rechnung zu setzen »®»). Die Worte »Spe- 
ciale est de clericis*^) u. s. w. (Fol. 26^ des Cod. Mog. ad c 36, 
ad y. Ruf.: Hoc tunc verum etc.) sind im Cod. Vat. in den Text 
selbst aufgenommen ••*). 

Ad c. 48. D. 50 ^^) ffigt der Bearbeiter der Erläuterung Ru- 



881) Die ergänzte Stelle fehlt ausnahmsweise im Cod. Vatic (FoL 55). 

382) Schultere Angabe, dass der Schreiber des Cod. Mog. »diese Zusätze 
in den Teit versetzte« (S. XII), kann man wohl nur auf einen Lapsas calami 
zarückf&hren : der Schreiber nahm ja diese »Zusätze« überhaupt nicht in den 
Text auf, er hat dieselben vielmehr als Paralleltexte copirt, die freilich confns 
eingereiht sind und aller Wahrscheinlichkeit nach schon in der Vorlage ebenso 
confus gruppirt waren. Die »Zusätze« hat nicht irgend ein Schreiber aus Rand- 
noten , sondern der Bearbeiter selbst der Erläuterung Bufin's als Paralleltext 
hinzugefügt; die Erklärung, welche Schulte für die Entstehung dieser »Zu- 
sätze« geben will, ist ganz unmüglich. (Vergl. oben S. 115 Nte 368.) 

Dass die »Zusätze« der Dist. 50 zumeist der Goettinger Summe entlehnt 
sind, wird auch von Schulte (S. XI f.) zugestanden. 

383) Der Buchbinder hat ja auch einige Worte des Nebentextes zu c. 38 
(Fol. 59» des Cod. Vatic) in den Einband hioeingefaltet $ sie sind jedoch noch 
leserlich geblieben. 

384) Vergl. Schulte S. XI. 

385) Ein singalärer Fall ; in anderen Partien hat gerade der Mainzer 
Schreiber den Text durch missverständliche Einschiebungen entstellt, vgl. oben 
S. 21 Nte 46. 

386) Vergl Schulte S. 111 ; die letzten vier Zeilen des Textes auf S. 111 
(Quomodo .... tractabitnr) hat Schulte zu einem completen Unsinn Terball- 
homt, indem er die Lesefehler und Lesarten mehrerer Handschriften in schönster 
Confusion mit einander vereinigt. Der Text muss richtig lauten: Quomodo autem 
non imputetur ipsi, cum voluntaric non fit, aut impulelur (i. autem?), cum evenit 
ex industria, sufficienter tunc adiuvante Domino dicetur, quamio infra 
XXXII. causa quest. II de abortientibus tractabitur. Die Noten Schulte*s ent- 
halten hier die confusesten Angaben. Nte 8 war für P. I eine Zeile tiefer vor 
den W, cum ex anzufügen; P. I hat: aut computetur, cum enim (!) ex in- 
dustria. Der Beisatz des Cod. Colb. (P. 2) ist durch die Lesefehler und Auslas- 
sungen Schulte*8 (Nte 9) ganz entstellt. S. 111, Nte 9, Z. 13 ▼. u. lies to- 



Das im Cod. Mog. tc. Yaiic. vorU Plagiat aus Diät Xlag.d. Sum. Ruf. 128 

fin's nach d. W. »fecerit non impntetnr eU aas dem Gommentar C 
(yergl. Cod. Goett. f. 59) die Bemerkung hinza: n. i. ei ad penam, 
seil, ita gravem, ut homicidii (Goett. : ut debetar horoicidio). 

Ad c. 63. D. 50 hat der Bearbeiter vor d. W. »raercede cor- 
rumpendo episcopatum occnpaveritc das W. i^papam€ eingefSgt, was 
einem naiven Schulwitze recht ähnlich sieht. Ad c. 64 dist. ead. ist 
der Schlnss der Erläuterung Rufin's vom Bearbeiter weggelassen^ 
wohl weil er die Ansicht des ersteren nicht billigte wt). der Cora- 
roentar ad c. 68 das. ist einer anderen Quelle entlehnt und die Er- 
läuterung Rufin's weggelassen. Das Formular in Dist. 54 ist' vom 
Bearbeiter geändert; im Cod. Mog. und Vatic. erscheint an Stelle 
des Bischofes Victor beide Male Alexander — ein Beleg mehr da- 
für, dass der Bearbeiter den Verhältnissen Bologna's fernestand >^). 
Ad Dict. Grat, post c. 12. D. 54 bemerkt Rufin: Judei ergo si 
christiana mancipia possident que emernnt, dato eis pretio sine am- 
bignitate ad libertatem perducentur, ut in sequenti capitulo habetur. 
Quod reddi debeat, ex secundo capitulo, licet minus evidenter, in* 
nuitur*^^). Der Bearbeiter verwirft diese Ansicht und ändert deshalb 
den Satz folg. M. : Judei .... emerunt, non^^) dato eis pretio sine 
a. ad I. perducentur. Ut emenU non reddi debeat^ ex u. s. w. 

In Dist. 57 nach apparuerit der Beisatz: Causa prohibitionis 
in sequenti capitulo ostendetur (Aus der Summa Stephani). Ad c. 18. 

Inniarie', Z. 5. ▼. a. nach »sorore« fehlt d. W. uxoris; S. 112 Z. 7 t. o. dert. 
Note sind nach »ad factam« bei Schnlte die W. •non quanfum ad reatum* 
aoBgefallen ; Z 9 y. o. das. statt sie (!) lies facit. 

887) Der vom Bearbeiter weggelassene Satz nach d. W. »aliqna sacra- 
menta« : »Sed prior determinatio solidior est, adiota ex decreto qaod est infra 
de consecT. D. II. In cena [17]« fehlt auch in Schalte*8 Bnfin- Ausgabe 8. 114, 
weil er es wieder einmal yersänmt hat, den Mainzer Text ans den Manascripten 
des Originalwerkes zu ergänzen. 

388) Es hat nie einen Bischof von Bologna mit Namen Alexander ge- 
geben, weshalb auch schon Maassen, der den Cod. Mog. zuerst nntersachte, 
diesen Namen in der Formel des Cod. Mog. anÜallend fand. Yergl. Maassen, 
Pancapalea Akad. 81, 463. 

389) Bei Schnlte S. 122 zn emendiren : Statt perdacantnr 1. perducentur; 
dann sollen d. W. >ut in seq. cap. hah.« folgen , welche hei Schulte fehlen, 
weil er, wie so oft, einzelne disiecta membra des Mainzer Textes in sinnstören- 
der Weise unverändert liess. Statt »ut reddi debeat, ut ex see. cap.« (Schnlte*s 
Fassung ist offenbar schon aus grammatikalischen Rücksichten unzulässig) 1. wie 
oben: Quod r. d. ex u. s. w. (Ich gebe oben den Text Bufin*8 genau nach Cod. P. I.) 

890) So Mog. ; Yat. : non quod (wohl st. non quidem) 
Ich halte es ftlr überflüssig, jedesmal ausdrücklich hervortuheben, 
dass die classischen »Zusammenstellungen« Schulte*s der von mir hier nachge- 
wietenen entscheidenden Textänderungen und Interpolationen nicht erwähnen. 
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D. 61 '*!) Ogi der Bearbeiter dem Texte Bofin's »Dicit ergo .... 
▼el monaebns iaiii factns« bei : v. m. i. f. est a prime?a etate. Vel 
quia in primitiva ecclesia monachi religiosi eicios ia episcopos 
eligebantur; [vel quia consoetodo erat, at] qui in minoribns ordini- 
bog erant prias fierent monachi ant sobdiaconi, aiiteqnam eligerentor. 
Der Beisatz kann anmittelbar aus der Summa Stephani, oder aus 
dem Commentar C geschöpft sein (cf. Ck>d. Goett. f. 68); nacb der 
Fassung der Stelle ist das erstere wahrscheinlicher. 

Es wäre interessant constatiren zu kennen, in wie weit auch 
die Textftnderungen , welche sich in Dist 90 ff. finden, durch den 
Coromentar C beeinflusst sind; indessen ist dies wegen der Unvoll* 
st&ndigkeit des Cod. Goett. nicht möglich. Aller Wahrscheinlich- 
keit nach hat der Bearbeiter wie in den übrigen Partien den 
Text Kufin's häufig nur deshalb verändert, um durch solche den 
Sinn nicht tangirende Stylcorrecturen >**) den Wortlaut jenem des 
Commentars G anzunähern. 

Die Bandglossen, welche von einer Hand sec. XIV. dem God. 
Mog. auf foL 29^) und SP) hinzugefügt sind'^^^, bieten iuhaltlich 
nichts Neues und Bemerkenswerthes. Die Glosse des fol. 29^ am 
Schlüsse der Dist. 54 ist aus der im Beitr. I Bd. 69 S. 392 abge- 
druckten Stelle Stephan's ad Dict. Grat p. c. 21 h. d. geschöpft. 



d91) Im Baflntexte Schalte's ad h. 1. 8. 134 Z. 1 nmu selbetrenUndlich 
tantam (so auch die Raf-Handechr.) st. tarnen euendirt werden. Solche Fehler 
beweisen den Mangel der elementarsten palaographischen Kenntnisse. 

802) Vergl, oben S. 118 Nte 871*. 

398) Vergl. oben Abschn. A, S. 6. 
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IL 
Abänderungen des Gesetzes 

betreffend die kirchlichen Behörden im Königreiche Serbien vom 
37. Aprü 1890 {Archiv, Bd. LXX, S. 345—405). 

Wir Alexander L Ton Qottes Gnaden nnd des Volkes Willen 
König von Serbien, haben über Antrag Unseres Minister-Bathes und 
aaf Qmnd des Art. 56 der Verfassung angeordnet nnd ordnen an, 
was Gesetzeskraft haben wird. 

Art 1. 
Von heute an treten folgende Bestimmungen ausser Kraft: 

1. Im Gesetze betreffend die kirchlichen Behörden vom 
27. April 1890 (Gesetzbuch 46): 

Im Art. 7, — im zweiten Absätze die Worte: »nach Ein- 
Temehmung des Kreisausschussesc ; und im dritten 
Absätze die Worte: »und einvernehmlich mit dem 
Kreisansschusset ; 

Im Art 27, — der Punkt 20; 

Im Art 80, — die Absätze 8, 4, 5; 

Im Art 81, — der Punkt 16; 

Im Art. 85, — der zweite Absatz; 

Im Art. 37, — die Absätze 2 und 8; 

Die Art.: 44, 45, 46, 47, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54, 55, 
56, 57, 58, 59, 60, 61, 62, 68; 

Im Art. 67, -r- der zweite Absatz; 

Im Art 74, — der zweite Punkt des zweiten Absatzes; 

Im Art 82, — tritt der ganze Inhalt desselben nach den 
Worten : »fiber Antrag des Gultusministers mit könig- 
lichem Dkas auf drei Jahre,c — ausser Kraft; 

Im Art. 96, — der Punkt 5 ; 

Die Art: 99, 103, 145, 146, 147, 148, 149, 150, 151, 152, 
158, 154, 155, 156, 157, 158, 150, 160, 161, 162, 
168, 164, 165, 166, 167, 168; 

Im Art 184, — der erste Absatz und der Art. 239. 
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Art. 2. 

Art. 95 wird durch die Worte ergänzt: »welches sämmt- 
liehe administrative Angelegenheiten dem Bischöfe zur Entschei- 
dung vorlegt. € 

Im Art. 186 wird der erste Absatz folgendermassen ersetzt: 

»Alle Klagen gegen das Vergehen der Geistlichen werden 

dem Bischöfe schriftlich oder mündlich vorgebracht, und wenn 

derselbe findet, dass die Klage begründet ist, so leitet er sie an 

das geistliche Eparchial-Gericht zur Amtshandlung.! 

Art. 3. 

Von heate an, treten die §§. 8, 43 und 102 des Gesetzes 
betreffend die kirchlichen Behörden des orientalisch-orthodoxen 
Glaubens vom 30. September 1862 (Gesetzbuch XV) wieder in Kraft. 
Wir empfehlen Unserem Minister- Rathe, diese Unsere Verord- 
nung in Vollzug zu setzen; den Behörden befehlen Wir nach der- 
selben vorzugehen, und Allen und Jedem sich derselben zu unterwerfen. 
Belgrad, 1. Juni 1894. 

Alexander m. p. 
Der Präsident des Minister- Rathes, Der Minister des Aeussern : 
Minister des Innern: S, M. Lozani6 m. p. 

Svet, N%kolajevi6 m. p. Der Cultus-Minister : 

Der Bauten-Minister, ji^dra Gjorgjevi6 m. p. 

^^^^^^^' Der Justiz-Minister: 

Stev. ZdravhmA m. p. j^ ^ Ändonovi6 m. p. 

Der Finanz- Minister: ^ >*. . i. /.- 

T, 1 T r%^ -^ Der Minister für 

Duk. J. Petrotn6 m. p. vr i.- i rk 

r. w- • XM- - L National- Oeconomie: 

Der Kriegs- Minister, t -n , -^ 

r, t L. B. Jovanovt6 m. p. 

General : ^ 

Milov. 8. Pavloviö m. p. 



Um die Natur dieser Abänderungen, welche mit dem erwähnten 
Ukas vom 1. Juni 1894 codificirt wurden, deutlicher zum Ausdrucke 
zu bringen, fügen wir im Nachstehenden folgende Erläuterungen bei : 

Nach Art. 7, Absatz 2 bilden alle jene Bezirke, welche in 
Folge »Terrainschwierigkeitenc mit keinem anderen Bezirke ver- 
einigt werden könnten, auch dann eine selbstständige Verweserschaft, 
wenn in denselben auch weniger als 10 Pfarrgeistlicbe vorkommen. 
-^ Hierüber hat nunmehr der Eparchial- Bischof und das geistliche 
Eparchial-Gericht »ohne Einvernehmung des Kreisausschusses t zu 
entscheiden. 
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Im dritten Absätze dieses Artikels, welcher von der Ver- 
einigung eines bestimmten Bezirkes mit dem benachbarten Bezirke, 
in welchem bei der Errichtung der Verweserschaft nicht 10 Pfarr- 
geistliche vorkommen, — handelt, sind die Worte: »und einver- 
nehmlich mit dem Kreisausschusse,€ gleichfalls eliminirt. 

Im Art. 27 wnrde der Punkt 20 eliminirt, welcher von der 
Binbernfung der Kreis-Geistlichkeit zu einer Zusammenkunft zum 
Zwecke der Wahl zweier Candidaten für die Kreisprotopresbyters- 
stelle, von der Bestimmung des Ortes und des Tages zu dieser Zu- 
sammenkunft, von der Frist der Einberufung derselben etc. handelt. 

Im Art. 30 verlieren die Absätze 3, 4 und 5, — in welchen 
vom Vorzugsrechte der Candidaten mit höherer theologischer Vor- 
bildung auf die Wurde des Kreisprotopresbyters, und von der Wahl 
der Ereisprotopresbjter und des Protopresbjters von Belgrad und 
NU seitens der bezüglichen Geistlichkeit, — die Rede ist, — ihre 
Giltigkeit — Solche Protopresbyter wird von nun an über Wahl der 
bischöflichen Synode der Bischof selbst bestellen. 

Im Art. bl hat der Punkt 16, mit welchem die Wahl der 
Bezirksverweser verfügt war, keine Giltigkeit mehr, und werden die- 
selben von nun an gleichfalls vom betreffenden Bischof selbst be- 
stellt; dema^ufolge entfällt auch im Art. 35 der zweite Absatz, wel- 
cher von den zur Wahl der Verweser berechtigten Personen und von 
der Qualification, welche der Gandidat für einen Verweserposten be^ 
sitzen soll, — handelt 

Art. 85 hat sonach in Hinkunft zu lauten: 

»Der Bezirksverweser ist der Vorgesetzte der Geistlichkeit im 
»Bezirke. Derselbe wird in diesem Amte vom Eparchial- Bischöfe 
»bestätigt.€ 

Im Art. 37 treten die Absätze 2 und 3, laut welchen die Pa- 
rochien mittelst Chncurs zu vergeben waren, ausser Kraft, und wurde 
hiedurch den Bischüfen wieder das Recht zurück gegeben , bei Be- 
' Setzung der Parochien im Einklänge mit den Ganones und der kirch- 
lichen Praxis vorzugehen. 

Sftmmtliche Artikel vom 44. angefangen bis einschliesslich dem 
68., welche die Errichtung der Kreisausschüsse, deren Rechte und 
Pflichten, und ihren Wirkungskreis bestimmen, wurden als der Ord- 
nung in der Kirche und dem Ausehen der Geistlichkeit unter den 
Ol&ubigen buchst nachtheilig, — annullirt. ~ Anstatt der Kreis- 
ausschfisse werden von nun an, wie es aiich früher nach den Bestim- 
mungen des §. 43 des Gesetzes vom Jahre 1862 war, Kirchen Vor- 
münder bestehen. 
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Der Absatz 2 des Art. 67, nach welchem die Ereisvorsteher, 
Ereisprotopresbyter, Ereisaasschfisse and die Bezirksverweser die 
Aufsicht fiber das Vermögen der Elöster und fiber die Einnahmen 
und Ausgaben derselben, ihrer Pflicht gemäss ausüben, •— tritt ausser 
Eraft. 

Im Art. 74 verliert der zweite Punkt des zweiten Absatzes 
die Gesetzeskraft, nach welchem das Alter und die theologische Vor- 
bildung zum Eintritt in die Elosterbruderschaft bestimmt wird. 

Art. 74 hat künftighin zu lauten: 

»Die MOnchswürden sind folgende: Der MOnch, der Diacon, 
»Protodiacon, Erzdiacon, Jeremonacb, Syngyel, Protosingyel, Hegu- 
»men und der Archimandrit. 

»Die Qualification für die Würde des Mönches, Jeromonach 
»und Hegumen schreibt die bischöfliche Synode vor (Art. 19 Punkt 9). 

»Archimandrit kann jener Mönch werden, welcher die theologi- 
»schen Studien absolvirt hat. — Es können jedoch die Würde eines 
»Archimandriten auch jene Mönche erlangen, welche mindestens 
»zwanzig Jahre im Mönchsstande zugebracht, und sich durch gute 
»Dienstleistung und mustergiltiges Betragen ausgezeichnet haben.c 

Im Art. 82 ist die zweite Hälfte desselben, welche von dem 
Wahlsystem hinsichtlich der Wahl der Mitglieder des hohen geist- 
lichen Gerichtes handelt, von den Worten angefangen: »und zwar 
aus jenen Gandidaten bestellt, c aufgehoben. 

Im Art. 97 entfällt der Punkt 5, nach welchem das geistliche 
Eparchial-Gericht die Concursausschreibung für erledigte Parochien 
und Eaplaneien zu verfügen, die Persönlichkeiten für dieselben zu 
wählen und dem Eparchial-Bischofe zur Ernennung vorzuschlagen, 
sowie den Concurs-Termin zu bestimmen hatte. 

Art. 99, welcher die Bestimmung enthält: wer, mit welcher 
Vorbildung, in welchem Alter und in welcher Würde zum Pi^es 
des geistlichen Gerichtes bestellt werden kann, — verliert vollends 
seine Giltigkeit. 

Art. 108, welcher von den Gandidaten zu Vorsitzenden und 
Mitgliedern des geistlichen Gerichtes und von deren Wahl handelt, 
wurde gleichfalls mit dem obenerwähnten Ukas ganz aufgehoben. 

Die Artikel 145 bis einschliesslich 168, welche Bestimmungen 
über die geistlichen Eparchial-, Ereis- und Bezirks- Versammlungen 
zum Zwecke der Wahl der Mitglieder für die geistlichen Gerichte, 
Ereisprotopresbyter und Verweser enthielten, wurden ebenfalls in 
ihrem vollen Umfange aufgehoben. 

Im Art. 184 entfällt der erste Absatz, in welchem die bischöf- 
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liehe Strafbefogniss nnter aasdrücklicher Aufzählung der Strafen und 
dem festgesetzten Ausmasse des Verbotes der Ausübung geistlicher 
Functionen bis zu 15 Tagen bei Verhängung von Strafen über geist- 
liche Personen eingeschränkt war ; diese Bestimmung ist durch 
§. 102 des Gesetzes vom Jahre 1862 ersetzt worden. 

Alle Uebergangs- Bestimmungen, welche im Art. 239 enthalten 
sind, haben die gesetzliche Kraft nicht mehr* — üebrigens haben 
dieselben ohnehin schon längst zu gelten aufgehört, nachdem sämmt- 
liche in demselben enthaltene Bestimmungen bereits schon früher 
eingeführt waren. 

Art. 95, welcher lautet: >In jeder Eparchie besteht am Sitze 
des Bischofs als kirchliche Gerichtsbehörde das geistliche Eparchial- 
Gericht,€ — wird noch durch die Worte: »welches sämmtliche ad- 
ministrative Angelegenheiten dem Bischöfe zur Entscheidung vor- 
legt, c — ergänzt. 

Nach Art. 186 Absatz 1 wurden alle Klagen gegen das Ver- 
gehen der Geistlichen, dem geistlichen Eparchial-Gerichte schriftlich 
oder mündlich vorgebracht. — Dieser Absatz des besagten Artikels 
wird nunmehr abgeändert, und erhält folgende Fassung: 

»Alle Klagen gegen das Vergehen der Geistlichen werden dem 
»Bischöfe schriftlich oder mündlich vorgebracht; und wenn derselbe 
»findet, dass die Klage begründet ist, so leitet er sie an das geist- 
»liehe Eparchial-Gericht zur Amtshandlung.c 

§. 8 des Gesetzes betreffend die kirchlichen Behörden des 
orientalisch-orthodoxen Glaubens vom 30. September 1862 tritt wie- 
der in Kraft, und lautet: 

»Sowohl die Vorsitzenden als auch die Mitglieder der Eparchial- 
»Consistorien wählt der Eparchial-Bischof und schlägt sie dem 
»Gultus-Ministerium vor, welches dieselben dem Könige zu ihrer 
»Ernennung beantragt.€ 

Durch die Inkraftsetzung des §. 43 des Gesetzes vom Jahre 
1862, werden von nun au »die Rechnungen der Klöster und Kirchen 
von dem Eparchial-Consistorium begutachtet, und mit dessen Be- 
merkungen zum bestimmten Termine der Haupt-Gontrole zur Re- 
vision vorgelegt.« — Im Falle vorgefundener Missbräuche in den 
Kloster- Rechnungen können die Klostervorsteher sogleich abgesetzt 
werden. — Diese Rechnungen sind also nunmehr unmittelbar dem 
betreffenden geistlichen Gerichte einzusenden. 

§. 102 des Gesetzes betreffend die kirchlichen Behörden vom 
Jahre 1862 tritt mit dessen Ergänzung vom Jahre 1864 wieder in 
Kraft, und lautet: 

AnhiT fir Kirehoiraeht LXXUL 
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»Die Eparchial-Consistorien urtheilen über Amtsvergehen und 
schlechte Auifübrang der Geistlichen blos dann, wenn der Eparchial- 
Bischof, welchem diesbezügliche Klagen vorzulegen sind, findet, dass 
das Vorgehen dieser Qattnng strenger bestraft werden soll, als mit 
blossem Verweise, oder fünfzehntägigem Arreste, oder der Amts- 
suspension bis zu einem Monate. 

Bis zu diesem Masse hat der betreffende Bischof selbst end- 
giltig ein Urtheil zu fällen, ohne dass gegen dasselbe eine Berufung 
möglich wäre ; wo jedoch das Vergehen eine grössere Strafe verdient, 
soll der Bischof die Untersuchung oder die Angelegenheit zur Gr- 
theilschöpfung an das Eparchial-Gonsistorium leiten. 

Ueber die Vergehen wegen gemeiner Beleidigung eines Geist- 
lichen durch einen anderen haben immer die Eparchial-Consistorien 
zu urtheilen, und bei ihnen sollen auch diesbezügliche Klagen ein- 
gereicht werden. € 

»Wenn jedoch gegen einen Geistlichen die Klage wegen eines, 
in der Bevölkerung Aergerniss erregenden oder der geistlichen Würde 
eine Schande zufügenden Vergehens erhoben wird, so kann der Bischof 
einen solchen Geistlichen bis zu seiner Rechtfertigung vor Gericht, 
vom Amte suspendiren. 

In einem solchen Falle hat der Bischof nach Ausspruch der 
Amtssuspension dem Gultus-Minister über die Motive, welche ihn 
hiezn bestimmt haben, zu berichten, die Angelegenheit aber sogleich 
dem Consistorium zur erstinstanzlichen gesetzmässigen Urtheilschöpf- 
ung zu übergeben. 

E. N. M. 
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III. 

lieber kirchliches Gewohnheitsrecht. 

(Mit besonderer BerücksichtiguDg eines Artikels Ton Prof. Dr. Wahrmund im 

ArchiT für kath. E.-B. Bd. 72. S. 201 £ : Die Balle »Aetemi patris filius« und 

der staatL Einfloss auf die Papstwahlen). 

Von Prof. Dr. Christian hingen. 

Im Archiv für kath. E.-R. (Bd. 61. S. 360) hatte ich in einem 
Referate über WahrmtmXs Werk : »Das Ausschliessungsrecht der 
kath. Staaten, Oesterreich, Frankreich und Spanien bei den Papst- 
wahlen« gegen die Ansicht des Verfassers, dass die von jenen drei 
kath. Staaten bei den Papst wählen geübte Ausschliessung ein wirk- 
liches Reekt und zwar eine gewohnheitsrechtliche Norm sei, unter 
vielem andern auch geltend gemacht, dass die Bulle »Aeterni patris 
filius« Gregorys XV., die gegen solche und ähnliche Beeinträchtig- 
ungen der Freiheit der Papstwahl gerichtet war, die Bildung eines 
solchen QewohnheitsrecJUe^ verhindert habe, irritirend auf eine solche 
sich etwa später bildende Qewohnheit gewirkt habe. Im J. 1890 
gab dann Wahrmnnd Beiträge zur Oeschichte des Exclusionsrechtes 
bei den Papstwahlen aus römischen Archiven heraus, in welchen er 
gegen meine oben angeführte Ansicht bemerkt: »Wenn hingen in 
Vering^s Archiv meint, dass diese — besonders auf den Ausschluss 
jedes weltlichen Einflusses gerichtete Tendenz des betreffenden Wahl- 
gesetzes das Zustandekommen eines wirklichen Gewohnheitsrechtes 
nicht zugelassen habe, so beruht solches eben auf Ignorirung des 
c. 11 X de cons. I, 4; denn es könnte dann überhaupt keine con- 
suetudo contra legem geben.« Gegen diese Bemerkung habe ich bei 
Gelegenheit einer Besprechung von Wdhrmund!s Beiträgen im Ar- 
chiv Bd. 65. S. 162 meine Ansicht vertheidigt. In Bd. 72. S. 201 
des Archivs f. k. E.-R. hat nun Wdhrmund einen längeren Aufsatz 
veröffentlicht: »Die Bulle Aeterni patris filius« und der staatliche 
Einfluss auf die Papstwahlen.« Derselbe bringt viel neues Material 
aus römischen Archiven zur Vorgeschichte und Erklärung jener 
Bulle und ist hauptsächlich gegen Sägtniäler (Die Papstwahlen und 
das staatliche Recht der Exciusive, Tubingen 1892) gerichtet, der 
im Gegensatze zu Wahrmund behauptet hatte, jene staatliche Ex- 
ciusive hätte sich schon im 16. Jahrh. und nicht erst am Ende des 

9* 
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17. Jahrb. heraosgebildet und die Balle Gregorys XV. vom J. 1621 
hätte dieses staatliche »jus exclasiyae« stricte verboten. Am Schlosse 
dieser Abhandlang polemisirt dann Wahrmnnd weitlänfig gegen 
meine in Bd. 65. gemachten Änfstellungen, verbreitet sich eingehend 
über kirchliches Gewohnheitsrecht und stellt dabei Ansichten auf, 
die ich für nnrichtig halte. Es sei mir deshalb erlanbt, meinen 
Standpmikt etwas eingehender zn vertheidigen. 

Zunächst gibt Wahrmund Folgendes zu (1. c. S. 315): »Aus 
Vorstehendem ergibt sich also, dass die Bulle »Aeterni patris filiusc 
allerdings auch im Allgemeinen auf den Ausschluss jeder weltlichen 
Ingerenz bei den Papstwahlen gerichtet war, und dass sich somit die 
Uebung der Exclusiva mit Bezug auf dieses Gesetz zweifellos als 
eine »consuetudo contra legem c nämlich als eine üebung gegen den 
Geeist des Gesetzes darstellt, dass jedoch andererseits zur Zeit des 
Erlasses genannter Bulle von dem Bestände eines wirklichen Ex- 
clusionsrecA^ noch gar keine Bede war, und dass ein solches Recht 
anch keineswegs in derselben direct verboten worden ist. Diesem 
von mir schon seinerzeit vertretenen Thatbestande gegenüber er- 
scheint nun aber immerhin noch die Frage denkbar, ob denn das 
staatliche »jus exclosivaec ungeachtet des Umstandes, dass seine 
formelle Vollendung erst in spätere Zeit fällt, nicht dennoch durch 
den §. Cardinales ^) unserer Bulle in seinem späteren rechtlichen 
Zustandekommen behindert worden sei.« Wahrmund gibt also selber 
zu, dass die Qebung der Exclusiva mit Bezug auf dieses Gesetz sich 
zweifellos als eine consuetudo contra legem darstellt. Ja die Sache 
liegt noch etwas anders. Die Wahlconstitution Gregorys XV. ist 
gerade gegen diese und ähnliche die Freiheit der Wahl beein- 
trächtigenden Praktiken gerichtet, erklärt dieselben als nuUa et ir- 
rita, wärde also mit dem c. 11 (X) de cons. von einer entgegen- 
stehenden consuetudo sagen: quae dicenda est verius in hac parte 
corruptela. Nun ist aber nie von irgend einem Papste, dem einzig 
competenten Gesetzgeber in dieser Sache, etwas von jenen strengen 
Bestimmungen zuräckgenommen worden, nie auch nur das Geringste 

1) »Cardinales omnino abstineant ab otnoibas pactionibus, conventioDibaa, 
promissionibos , intendimentis , foedeiibas, aliisque quibuscunque obliga- 
tionibua — tarn respectu incluaionis quam exclusionis tarn unius personae 
quam planum . . . qnae omnia et singola, si de facto interveudrint , etiam ja- 
ramento adjecto, niUla et irrila decernimas et declaramas.« Das sog. »Jos 
ezelasivaec ist also doch wohl nicht blos gegen den Geist, sondern gegen den 
Wortlaut des Gesetzes gerichtet, zamal da vor der Balle schon der Ezclasiye 
wenigstens sehr ähnliche Beeinflnssangen der Papstwahlen von Seiten der 
Staaten Torgekominen waren. 
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geschehen, was im Entferntesten als eine Billigung einer solchen 
direct gegen den klaren Wortlaut des Gesetzes gerichteten Uebung 
angesehen werden könnte. Dnd da soll sich trotzdem nnd alledem 
ein wirkliches Exclnsionsr^cA^ herausgebildet haben gerade für die 
drei Staaten, blos weil das eine Mal von diesem, das andere Mal 
Yon jenem die Ausschliessung geübt wurde, und das Wahlcollegium 
aus Furcht vor Schlimroerm vielfach den Excladirten nicht gewählt 
hat, vielfach, sage ich, nicht immer; denn nach Vering, Lehrbuch 
des Eirchenrechtes 3. Aufl. S. 541, Anm. sind Paul IV. und Alezan- 
der VII. gewählt worden, trotzdem Frankreich ihre Ausschliessung 
begehrt hatte. In diesem Falle trifft sicher zu, was Vering (Lehrb. 
des K.-U. S. 337) sagt: »Desshalb kann auch bei Erlass eines Ge- 
setzes eine sich gegen dieses Gesetz bildende Gewohnheit im voraus 
für ungültig erklärt werden. So sind z. B. alle Gewohnheiten gegen 
das Tridentinnm im voraus für ungültig erklärt worden. Die Klausel 
»aon obstante qnacunqne consuetudine« erklärt übrigens nur dann 
die etwa gegen das Gesetz sich bildende Gewohnheit im voraus als 
ungültig, wenn die widerstreitende Gewohnheit vom Gesetzgeber als 
perniciosa corruptela erklärt worden ist; in allen andern Fällen hat 
sie einfach die Kraft eines geschriebenen Gesetzes; gegen das sich 
gleichfalls unter den gewöhnlichen Voraussetzungen kirchliches Ge- 
wohnheitsrecht bilden darf. Insbesondere wird durch jene Klausel die 
unvordenkliche Verjährung nicht ausgeschlossen. Ein blosses Still- 
schweigen der Kirchengewalt za einer Uebung kann nicht immer als 
eine Billigung angesehen werden, indem dieses Stillschweigen oft 
nur aus politischen Gründen mit Rücksicht auf die bestehenden be- 
sondern Verhältnisse beobachtet wird , um nicht durch ein gegen- 
wärtiges Einschreiten etwa mehr zu schaden als zu nützen (conti- 
centia mere oeconomica).€ Aus dieser Stelle in Vering' 8 Lehrbuch 
greift Wahrtnund die Worte von: »Die Klausel von obstantec bis: 
Insbesondere wirdc hieraus, um dieselben für seine Ansicht zu ver- 
werthen. Den ganzen Passus hat er nicht anzuführen gewagt, da 
er doch zu klar gegen seine Ansicht spricht. Uebrigens handelt es 
sich in unserm Falle auch gar nicht um die allgemeine Klausel: 
»non obstante quacunque consaetudine« ; sondern die Wahlconsti- 
tution erklärt direct jene Praktiken als nulla und irrita, und dass 
dieselben eine perniciosa corruptela seien, gibt Wahrmund selbst zu, 
muss es auch wohl zugeben. Denn das Gesetz will die möglichst 
freie Papstwahl sichern , das »jus ezclusivaec behindert sie aber in 
ganz bedentsaraer Weise. 

Aber wenn auch jene irritirende Klausel in der Constitution 
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Gregorys XV« nicht enthalten wäre, und das »jus exclusivaec sich nur 
als einfache consnetndo contra legem geltend machen wollt«, so 
müsste sie doch als nicht zu recht bestehend erklärt werden, weil 
die Zustimmung der kirchlichen Gesetzgebung gänzlich fehlt. Ich 
will nicl)t einmal so weit gehen, wie Vering, der Eingangs der oben 
angeführten Stelle sagt: »Die rechtliche Geltung des kirchlichen Ge- 
wohnheitsrechtes beruht auf der Einwilligung und zwar ausdrück- 
lichen Einwilligung der kirchlichen Gesetzgebung, dass sich unter 
gewissen Voraussetzungen Gewohnheitsrecht bilden dürfe.« Ich gebe 
auch einen tacitus consensus zu, wenn es ein solcher wirklich ist 
nach der Rechtsregel: >Qui tacet, cum loqui potuit et debuit, con- 
sentire videtur.« Aber auf irgend eine Weise muss die allein Recht 
bildende Gewalt in der Kirche auch bei der Bildung des Gewohn- 
heitsrechtes massgebend wirksam sein. Was Einer nicht hat, kann 
er auch nicht geben. Wer die Gewalt kirchliches Recht zu schaffen 
nicht hat, wie das gläubige Volk, der niedere Klerus, kann dieselbe 
auch nicht ausüben, wenn sie ihm nicht von dem, der die Gewalt be- 
sitzt, übertragen wird. Die eigentliche Regierungsgewalt, die gesetz- 
gebende. Recht bildende Gewalt haben in der kathol. Kirche nur 
Papst und Bischöfe als die vollberechtigten Nachfolger der Apostel. 
Nur den Aposteln ist gesagt: »Wie mich der Vater gesandt hat, so 
sende ich euch« und: »Mir ist alle Gewalt gegeben im Himmel und 
auf Erden. So geht denn aus in alle Welt und lehret alle Völker 
. . . lehret sie Alles halten, was ich euch befohlen habe.« Nur den 
Aposteln und besonders noch dem Petrus ist gesagte »Alles, was ihr 
binden werdet auf Erden, wird auch im Himmel gebunden sein.« 
Nur zu Petrus ist gesagt: »Weide meine Lämmer, weide meine 
Schafe.« Auch Wahrmund sagt von dieser Anschauung: »Aller- 
dings muss ohne Weiteres zugegeben werden, dass seine Lehre mit 
der strengen und allseitigen Gentralisation der kath. Kirche in völ- 
ligem Einklänge steht.« Freilich ist es so, und wer da behauptet, 
rechtskräftige Gewohnheiten könnten sich bilden allein aus der 
Rechtsüberzeugung des Volkes, durch langjährigen Gebrauch, ohne 
Zustimmung der competenteu kirchlichen Obern oder geradezu gegen 
dieselbe, der trägt protestantische Anschauungen in das katholische 
Kirchenrecht hinein. Ich muss also entschieden an dem festhalten, 
was ich früher gegen Wahrmund gesagt habe, dass es auf dem Ge- 
biet des kath. Kirchenrechts kein Gewohnheitsr^cA^ gebe ohne irgend 
welche Zustimmung der competenteu kirchlichen Obern. — Da weist 
nun Wahrmund immer auf das cap. 11 (X) de consuet. hin, und 
dass es nach obigem Grundsatze einfach keine consuetudo contra 
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legem geben könne. Was zunächst das c. 11. anlangt, so lautet 
dasselbe folgendermassen : »Cum tanto graviora sint peccata, quanto 
diutius infelicem animam detinent alligatam, nemo sanae roentis in- 
telligit, natarali juri, cujus transgressio periculuro salutis inducit, 
quaecunqne consuetudine , quae dicenda est verius in hac parte cor- 
ruptela , posse aliqüatenus derogari. Licet enim longaevae con- 
suetndinis non sit vilis auctoritas, non tamen est usqne adeo valitnra, 
ttt vel jari positivo debeat praejudicium generare, nisi fuerit ra- 
tionabilis et legitime sit praescripta.« Es ist ja wegen der letzten 
Worte diese Stelle sehr schwierig und das Kreuz der Pandektisten 
und Canonisten. Man sollte ja meinen, die letzten Worte von nisi 
faerit an wären ein Einschiebsel *). Der Gedanke ist folgender : dem 
Naturrechte kann in keiner Weise durch Gewohnheit derogirt werden. 
Denn obschon die althergebrachte Gewohnheit kein geringes Ansehen 
hat, so soll sie doch nicht soweit gelten, dass sie auch nur dem po- 
sitiven Rechte eine Präjadiz erzeugen dürfte. Damit, so sollte man 
meinen, wäre der Gedanke abgeschlossen. Nicht einmal gegen das 
positive Recht kann eine Gewohnheit aufkommen, wie viel weniger 
gegen das Naturrecht. Soviel ist aber sicher trotz der den Ge- 
danken wieder einschränkenden letzten Worte, dass nach dem cap. 11. 
die Präsumption für das positive Recht spricht und dass für ein da- 
gegen aufkommendes Gewohnheitsrecht die Rationabilität und die 
gesetzlichen Erfordernisse strictissime nachgewiesen werden müssen. 
Das c. 11. spricht also nicht gegen meine Ansicht. Denn unter den 
gesetzlichen Erfordernissen (legitime praescripta) verstehe ich auch 
den wenigstens stillschweigenden consensus der competenten kirch- 
lichen Obern« — Dass es auch im Kirchenrechte rechtskräftige con- 
suetudines contra legem gebe, ist unzweifelhaft. Es können sich die 
thatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse allmälig so ändern, dass 
andere, ja entgegengesetzte üebungen rationabiles werden, und diese 
Uebungen werden wirklich rechtskräftig, wenn die berechtigten Obern 
sie billigen oder nichts dagegen thun, obwohl sie davon wissen und 
nicht durch höhere Rücksichten verhindert sind, einzugreifen. Zur 
nähern Erläuterung will ich eine noch jetzt rechtskräftige consuetudo 
contra legem etwas näher in*s Auge fassen. Auf dem 4. Lateran- 
concil (1215) wurde das Gebot gegeben: »Omuis utriusque sexus 



1) Die Aehnlichkeit des c. 11. mit der weiter unten zu beBprechenden 
1. 2. Cod. quae sit longa consuet. liegt auf der Hand : Consuetndinis usnsqae 
longaevi non yilis auctoritas est, sed non usqne adeo sui valitara momento, ut 
ntionem vincat aat legem. 



136 hingen, Ueber kirchliches OewohnheUsrecht. 

fidelis, postqaam ad annos discretionis pervenerit, onania saa solus 
peccata saltem semel in anno fideliter confiteatar proprio sacerdoüj 
suscipiens reverenter ad minus in pascha eucharistiae sacramentum 
. . . Alioqain et vivens ab ingressu ecclesiae, et moriens christiana 
careat sepaltura.« Dieser proprius sacerdos, dem man einmal im Jahre 
beichten musste, war der Pfarrer. Martin IV. bestimmte im J. 1281 in 
der Bulle »Ad uberes«: Yolumus quod ii, qui fratribus (Mitglieder der 
Mendikantenorden) confitebuntur iisdem, suis presbyteris parochiali- 
bus confiteri saltem semel in anno, prout concilium generale statuit, 
teneantur. Ebenso bestimmte ein Concilium Goloniense vom J. 1280 
c. 8: Si quis tamen alieno sacerdoti vel alicui religiöse justa de 
causa voluerit confiteri, licentiam primo postnlet et obtineat a proprio 
sacerdote ita tamen quod semel ad minus in anno proprio sacerdoti 
pleno et integre confiteatur. Diese Bestimmung war getroffen, da- 
mit über die ErffiUung des Gebotes vom Pfarrer die Controle geübt 
werden könnte. Diese Controle wurde aber auch in etwa geführt 
und wird noch bis auf den heutigen Tag geführt durch die 
Ostercommunion in der Pfarrkirche. Deshalb konnte schon leichter 
von diesem Beichtzwang abgesehen werden, und auf der andern 
Seite war es sehr vernünftig, bei der Erschlaffung der Disciplin 
die Beichte möglichst zu erleichtern. Thatsächlich wurde auch bald 
Einzelnen und ganzen Genossenschaften das Privileg gegeben, sich 
auch für die Osterbeichte den Beichtvater zu wählen. Ebenfalls be- 
kamen einzelne Orden das Privileg, die Osterbeicht abzunehmen. 
So bestimmte z. B.: Clemens X. in der Constitution »Supernac 
(1670): Decernimus eos, qui dictis religiosis simpliciter approbatis 
paschali tempore confessi fuerint, constitutioni quae incipit »Omnis 
utriusque sexusc quoad confessionem dumtaxat satisfecisse. Jedes 
Privileg ist eine Wunde des Gesetzes, und durch viele solcher 
Wunden wird das Gesetz getödtet. Auf diese Weise ist das Gebot 
der Beichte vor dem eigenen Pfarrer durch die entgegengesetzte Ge- 
wohnheit abgeschafft worden. Das geschah aber nicht ohne die Zu- 
stimmung der competenten Obern. Sie haben die Entstehung dieses 
Gewohnheitsrechts vorbereitet durch die ertheilten Privilegien und 
die Bildung desselben gewusst und stillschweigend gebilligt. Auf 
ähnliche Weise verhält es sich mit der in Deutschland üblichen 
milderen Abstinenz; sie beruht auf einer consuetudo contra legem. 
Vergleiche man damit unsern Fall. Gregor XY. verbietet in der 
allerbestimmtesten Weise jede Beeinflussung der freien Papst- 
wahl. Nie ist irgend ein Privileg oder auch nur ein Schatten voq 
einem solchen einem der betreffenden Staaten gegeben worden. Wohl 
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ist von denselben die Exclosiva ausgefibt worden, aber nie ist aas 
den Berichten über die Gonclaven zu ersehen, dass die Gardin&le das 
als ein Recht anerkannten, nie verlautet etwas von einer Billigung 
eines Papstes. Es mag hier wohl von Interesse sein, auf das Tage- 
buch des Cardinais Bonnechose über das letzte Conclave hinzuweisen, 
welches Msgr. Besson^ Bischof von Nimes in dessen Biographie ver- 
öffentlicht hat (A. 0. N. Welt 28. Jahrg. 11. H.). Cardinal Bon- 
nechose hatte von der französischen Regierung den geheimen Auf- 
trag bekommen, dem Cardinal Bilio die Exclusion zu geben. Diesen 
Auftrag hatte er, wie er sagt, nur unter dem ausdrücklichen Vor- 
behalt übernommen, dass es ihm freistehe zu handeln, wie er es im 
Interesse Frankreichs für das beste halten würde. Als nun bei der 
ersten Abstimmung Bilio sieben Stimmen erhielt, entschied sich 
Bonneehose dazu, den Subdekan des h. Gollegiums (der Cardinal- 
dekan war durch Krankheit verhindert, das Wahlgeschäft zu leiten) 
von den Intentionen seiner Regierung in Kenntniss zu setzen. Vor 
der zweiten Abstimmung gab Bilio in höchst schlichter und er- 
greifender Weise die Erklärung ab, dass er die Tiara nicht annehmen 
könne und bat seine CoUegen, ihre Stimmen auf Cardinal Pecci zu 
vereinigen. Trotzdem fielen abermals sieben Stimmen ihm zu; aber 
die Stimmenzahl für Card. Pecci vergrösserte sich wesentlich durch 
Beitritt jener, welche bei der ersten Abstimmung sich zersplittert 
hatten, und es wurde klar, dass beim dritten Wahlgange wenige 
neue Stimmen genügen würden, um die Wahl desselben zu sichern. 
Der ganze Vorgang zeigt doch wieder Ckmvenienjif und nicht Aner- 
kennung eines Rechtes. Denken wir uns die schwierige Lage des 
letzten Conclaves. Sollte nun das Wahlcollegium die französische 
Regierung durch die Wahl eines ihr unangenehmen Candidaten 
brnskirenP Das wäre höchst nnklug gewesen, und doch blieben die 
sieben zuerst abgegebenen Stimmen dem abgelehnten Candidaten 
treu; diese protestirten also gegen das ExclusionsrecA/ Frankreichs. 
Wahrmund sträubt sich so sehr gegen den Satz, dass es in 
der Kirche ohne die Einwilligung der gesetzgebenden Factoren kein 
Gewohnheitsrecht geben könne. Ich hatte diesen Satz nur für das 
Eirchenrecht aufgestellt, da dieses ein positives Elecht im eminenten 
Sinne ist. Ich sah nun aber auch einmal in meinem Collegienheft 
der Pandekten nach, welche ich bei meinem hochverehrten Lehrer 
V. Vangerow gehört habe, und fand, dass dieser auch für das ge- 
meine Recht keinen andern Orund der Gewohnheitsrechtsbildung 
kennt, als den consensns der gesetzgebenden Gewali v. Vangerow 
sagte u. A. Folgendes:- »Ueber den Rechtsgrund des Gewohnheits- 



138 Lingen/ Ueber kirchliches Gewohnheitsrecht, 

rechtes ist man sehr getheilter Ansicht. Der Eine sagt, der Volks- 
wille sei der eigentliche Kechtsgrund desselben. Diese Ansicht ist 
die der römischen Juristen, natürlich, da bei den Römern auch zat 
Eaiserzeit die Volkssoaverainität wenigstens theoretisch noch vor- 
handen war. Diese Ansicht ist aber auf unsere Staaten nicht mehr 
anwendbar, da das Volk allein nichts zu wollen hat. Puchta sub- 
stituirt dafür die Volksüberzeugung. Aber dies scheint doch mehr 
eine Aenderung im ViTorte, als in der Sache zu sein. Die Volka- 
überzeugung kann ein Qrund sein für den Gesetzgeber, das Gewohn- 
heitsrecht gelten zu lassen, aber der Richter wird deshalb nicht be- 
rechtigt, darnach zu richten. Wieder Andere sagen, die innere Vor- 
trefflichkeit sei der Rechtsgrund für das Gewohnheitsrecht. Aber 
eine solche macht nie etwas zum Gesetz. Es bleibt nur übrig zu 
sagen, in unsern heutigen Staaten hat das Gewohnheitsrecht Geltung, 
weil die gesetzgebende Gewalt den Richter berechtigt und verpflichtet, 
von den Normen des Gewohnheitsrechtes Gebrauch zu machen. Allein 
diese Authorisation ist nicht nöthig für jede einzelne Norm, sondern 
die Genehmigung des Gesetzgebers ist nur im Allgemeinen nöthig; 
der Gesetzgeber muss aussprechen, dass, wenn unter bestimmten Be- 
dingungen sich eine Rechtsnorm bildet, sie Gesetzeskraft haben soll.c 
Ueber eine weitere uns hier interessirende Frage sagt v, Vangerato 
in seinem Lehrbuch der Pandekten 6. Aufl. 1. Bd. S. 47: »Die Frage, 
ob durch Gewohnheit auch ein Gesetz aufgehoben werden könne, war 
i^on jeher streitig. In Dig. 1. 32 de leg. etc. wird sie auf das be- 
stimmteste bejaht: »Quare rectissime etiam illud receptum est, ut 
leges non solum sufTragio legislatorio, sed etiam tacito consensu om- 
nium per desuetudinem abrogentur.« In 1. 2 C. quae sit longa cons. 
scheint ebenso bestimmt die verneinende Antwort enthalten zu sein: 
»Consnetudinis ususque longaevi non vilis auctoritas est, sed non 
iisque adeo sui valitura roomento, ut rationem vincat aut legem. c 
Vangerow führt nun verschiedene Versuche an, durch Interpretation 
diese Gesetze zu vereinigen und fährt dann fort: »Keine dieser Aus- 
legungen kann bei genauerer Betrachtung genügen. Alle Schwierig- 
keit aber hebt sich einfach, wenn man die 1. 2. von einem Fall ver- 
steht, wo ein Gesetz von vorneherein eine künftig sich etwa dagegen 
bilden wollende Gewohnheit untersagt hat. Geht man nämlich von 
dem Satze aus, dass eine Gewohnheit ganz die Kraft eines Gesetzes 
habe, so könnte für einen solchen Fall leicht der Gedanke entstehen, 
dass, wenn sich nun trotz des entgegenstehenden Gesetzes eine Ge- 
wohnheit gebildet habe, diese doch auf Geltung Anspruch machen 
könne, denn wenn in einem Gesetze ein künftiges entgegenstehendes 
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Gesetz yerboteo wird, so ist eine solche Klausel bekanntlich schlecht- 
hin unwirksam. Ein solcher Zweifel war nun dem Kaiser (Gon- 
stantin) vorgelegt, und er schneidet denselben in der 1. 2 cit. da- 
hin ab, dass eine Gewohnheit zwar viele Kraft habe, aber doch nicht 
eine so grosse, dass sie auch dann gelten könne, wenn Vernunft oder 
Gesetz sie ausdrücklich verböten; eine Entscheidung, die auch voll- 
kommen mit dem rechtlichen Fundament des Gem. Rechts in Ueber- 
einstimmung ist. — Als Resultat stellt sich demgem&ss der Satz 
heraus: eine Gewohnheit kann allerdings auch ein Gesetz aufheben, 
sei es auf dem Wege der desuetudo oder der consuetndo legi con- 
traria, was aber dann eine Ausnahme leidet, wenn in dem Gesetze 
eine Klausel enthalten ist, dass dagegen auch keine künftige Ge- 
wohnheit sich bilden dürfe. — Diesem Resultate widerstreiten 
auch nicht die Bestimmungen des canon. Rechts. Als Hauptstelle 
wird gewöhnlich angeführt cap. 11 (ult.) X de cons. (I, 4).€ Die letzten 
Worte dieser weiter oben erörterten Stelle: »legitime praescripta« 
erklärt Vangerow anderswo so: wenn die Gewohnheit die gesetzlichen 
Erfordernisse hat. 

Soweit V, Vangerow über Gewohnheitsrecht. Wenn also für 
unsere Staaten kein anderer Grund der Gewohnheitsrechtsbildung 
vorhanden ist, als die Zulassung des Gesetzgebers, dass sich unter 
gewissen Bedingungen eine Gewohnheit bilden könne, wie viel mehr 
ist dies in der kath. Kirche der Fall, wo die Regierung und Gesetz- 
gebung allein dem Papste und den Bischöfen zusteht. Wenn es im 
Gem. Recht, allerdings unter den entsprechenden Bedingungen, con- 
saetudines contra legem gibt, nach 1. 2 Cod. cit. und eil (X) cit. 
jedoch eine consuetndo contra legem nicht rechtsgültig ist, wenn das 
Gesetz so klausulirt ist, dass eine Gewohnheit dagegen nicht auf- 
kommen darf, so muss das erst recht für das Kirchenrecht Geltung 
haben, zumal die gesetzgebenden Factoren sehr oft von einer solchen 
irritirenden Klausel Gebrauch gemacht haben, so das Tridentinum 
in den meisten Deereten. Ich führe nur z. B. an s. 23, c. 1 de 
ref. i. f.: »Cupit enim (s. synodus) quae adeo ex pastorum munere 
animarumque salute sunt, freqnenter omnium auribus mentibusque 
infigi, ut in posterum Deo adjuvante nuUa temporum injuria aut 
hominum oblivione aut desueiudine aboleantur.c Kurz vorher spricht 
die Synode von einer consuetndo etiam immemorabilis , quae potius 
corruptela censenda est. In der Bestätigungsbulle des Tridentinums 
von Pius IV. heisst es: ^decementes nihilomintis irritum et inane^ 
si secus super bis a quoquam quavis auctoritate scienter vel igno- 
ranter contigerit attentari.c In c. 3. De privil. in Extr. comm. V, 7 
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bestimmt Eugen IV.: »Nos eiiira omnes et singnlos processos et sen* 
tentias contra tenorem et raentem nostrae inhibitionis latas et ha- 
bitas, et in posterum habendas ac etiam promulgandas, et qnaecanque 
inde secuta, dedaramas fitUhj irrita ei inania^ nnlliusqae exstitisse 
vel etsistere roboris vel momenti. Nee non qoidqaid in contarium 
a quoquam quavis auctoritate scienter vel ignoranter attentatum 
forsan est hactenus vel in posteriim contigerit attentari, etiam de- 
cernimus irritum ei inane.€ Wenn die gesetzgebenden Factoren sol- 
ches bestimmten, haben sie doch wohl nicht geglaubt, dass es nur 
leere Worte seien, und dass sie mit ihren so energischen Klauseln 
nur einen Schlag in*s Wasser machten. In der Wahlconstitution 
Gregorys XV. heisst es nun auch: »quae omnia et singula ntiUa et 
irrita decemimus ei declaramus* und nie ist irgend etwas von den 
strengen Bestimmungen dieser Bulle zurückgenommen worden , wie 
Wahrmund selbst zugesteht; also kann das sog. »jus exclusivaec 
auch aus diesem Grunde nicht als ein wirkliches GewohnheitsrecM 
angesehen werden. Uebrigens steht Wahrmund mit seiner Ansicht 
ganz allein, soviel ich weiss. In demselben Hefte des Archivs, in 
welchem sein Aufsatz enthalten ist, wird eine Schrift »Le conclavec 
von Msgr. GtUhieu unter dem Pseudonym Lucius Lector angezeigt. 
Derselbe bemerkt in Bezug auf unsere Frage, es bestehe für die 
Gardinäle zwar keine Rechtsverbindlichkeit, doch könne hier und 
da die Klugheit ihnen zur Pflicht machen, das Veto zu berück- 
sichtigen. Der Verfasser möge sich jedoch beruhigen. Wie die Ver- 
hältnisse noch immer liegen, wird das Gardinalscollegium auch in 
einem zukünftigen Oonclave solche auf Ausschliessung eines Gan- 
didaten gerichtete Anträge der betreffenden Regierungen höchst 
wahrscheinlich nicht unberücksichtigt lassen. 
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IV. 
Die Suspension „ex informata conscientla.'' 

Von Augustin Arndt S. J., Professor des canon. Rechtes in Erakan. 

i, Die rechtlichen Bestimmungen. 

1. Pur die VerMogung der Suspension ex informata conscien- 
tia*) ist vor Allem das Decret des Trideotiner Concils Sitzung 14 
Kap. 1 massgeblich. Für die Erklärung und Handhabung des De- 
cretes gelten die Kegeln und Vorbehalte, welche die S. Congregatio 
Concilii beständig in den verschiedenen Entscheidungen und insbe- 
sondere in der bosnischen und sirraischen vom 20. December 1873 
(Archiv XLVII 159 folg.) beobachtet hat*). Für die der Propaganda 
unterworfenen Diöcesen besteht ausserdem eine Instruction der h. Gon- 
gregation de Propag. Fide vom 20. October 1884 ad Episcopos et 
Praelatos reguläres catholicarnm missionum. Hat die letztere auch 
nicht für alle Länder verbindliche Kraft, so besteht doch kein 
Zweifel, dass sie nach der Praxis der S. C. Concilii zusammen- 
gestellt ist, weshalb ihr für die der Propaganda nicht untergebenen 
Länder mindestens eine directive Bedeutung zugeschrieben wer- 
den kann. 

2. Durch längere Jahrhunderte konnten die Bischöfe nicht gegen 
geheime Vergehen der Kleriker vorgehen. Es war und blieb dies ein 
Prärogativ der höchsten Gewalt, das den Bischöfen erst durch das 
Decret des Concils von Trident mitgetheilt ward. Aehnlich war es im 
XIII. Jahrhundert mit der Schaffung der Generalvicare ergangen. 
Bis zu diesem Zeitpunkte hatte es als ein Vorrecht der höchsten 
Gewalt gegolten einen Stellvertreter zu haben, dem sie ordinario 
modo ihre eigene Jurisdiction delegiren konnte, wie dies z. B. bei 
den päpstlichen Legaten für einzelne Provinzen geschah. Wie im 
XIII. Jahrhundert durch die Schaffung der Generalvicare, so wollte 
der h. Stuhl im XVI. Jahrhundert durch die Vollmacht der Suspen- 
sion ex informata conscientla nach den Bedürfnissen der Zeit für die 
Mehrung und das Ansehen der bischöflichen VITürde Sorge tragen. 



1) Wenngleich dieser Ausdruck nicht vom Tridentiner Concil gebraucht 
wird, kam er doch bald auf und fand allgemeiu Anklang. 

2) Art. IX der Instruction der S. C. Episc. et Reg. über das Ökonomische 
Proeesaverfahren vom 11. Juni 1880. 
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Die vor dem Tridentinum geltende Ordnung ist in zwei De- 
cretalen enthalten. »Qaoniam peccatum ipsins occultum dixisti,c 
schreibt Alexander III. in der Decretale Ex tenore^ »mandamus, 
qaatenus poenitentiam ei condignam imponas et snadeas, nt parte 
poenitentiae peracta ordine suscepto ntatur, quo contentas existens 
ad superiores non adscendat. Veramtamen, quia peccatum occultum 
est, si proraoveri voluerit, eum non debes aliqna ratione prohibere.c 
Wenn aber der Kleriker sich weigerte dem Bischöfe zu folgen und 
seinem Rathe zu entsprechen ? Erst Gregor IX. antwortete auf diese 
Frage in der Decretale Qt4aesüum 17 Titulus De tempor. ordinat.: 
»Quaesitum est de sacerdotibus vel aliis clericis, qui per reatum 
adulterii, perjurii, homicidii vel falsi testimonii bonum conscientiae 
rectae perdiderunt. Respondemus, quod si proposita crimina ordine 
judiciario comprobata vel alias notoria non fuerint, non debent hi 
praeter reos homicidii post poenitentiam in jam susceptis vel susci- 
piendis ordinibus impediri. Qui si non poenituerint, monendi sunt et 
sub interminatione divini judicii obtestandi, ut in testiinonium suae 
damnationis in susceptis etiäm ordinibus non ministrent.c 

Das Decret des Tridentiner Concils zerfällt in zwei Theile: 
»Cum honestius ac tutius sit subjecto debitam Praepositis oboedien- 
tiam impendendo in inferiori ministerio deservire quam cum prae- 
positorum scandalo graduum altiorum appetere dignitatem, ei qui 
ascensüs ad ^acros ordines a suo Praelato ex quacunque causa, etiam 
ob occultum crimen , quomodolibet, etiam extrajudicialiter, fuerit in- 
terdictus aut (2.) qui a suis ordinibus seu gradibus vel dignitatibus 
ecclesiasticis fuerit suspensus, nulla contra ipsius Praelati voluntatem 
concessa licentia de se promoveri faciendo aut ad priores ordines, 
dignitates sive honores restitutio suffragetur.c — Die vorstehenden 
Bestimmungen sind den Vorschriften des Decretal rechtes für die Re- 
gularen nachgebildet: »Ad aures nostras pervenit, quod religiosi 
quidam ad superiores desiderant ordines promoveri , sed Praelati 
eorum desideriis contradicunt. Tuae igitur quaestioni taliter re- 
spondemus, quod honestius et tutius est subjectis debitam praepo- 
sitis obedientiam impendendo in inferiori ministerio deservire quam 
cum Praepositorum scandalo graduum appetere dignitatem . . Esse 
potest , quod Praelati eorum commissa secreta noverint , ex quibus 
constat eis, quod salva conscientia nequeunt sublimari.« (Cap. Äd 
aurea De temp. ordinat.) 

Das Tridentiner Decret abrogirte die Decrete Ex teuere und 
dehnte das Recht der für die Regularen geltenden Bestimmungen 
des Gap. Äd aures auf die weltlichen Oberen aus, indem es die Qe- 
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walt hinzufügte, von schon empfangenen Weihen zu suspendiren. So 
die S. C. C. am 22. Jani 1682. Wie hoch die Kirche die in der 
Tridentiner Bestimmung ertheilte Vollmacht schätzt, geht aus der 
Verwerfung zweier Sätze der Synode von Pistoja hervor: Prop. 49, 
quae damnat ut nullas et invalidas suspensiones ex informata con- 
scientia /al^a , perniciosa y in Trid. injuriosa. Prep. 50 in eo quod 
insinuat soli episcopo fas non esse uti poteslate, quam tarnen ei de- 
fert Tridentinum, suspensionis ex informata conscientia legitime in* 
fligendae, jurisdidionis Praelaiorum Ecclesiae laesiva. Gehen wir 
nun dazu über, die Einzelbestimmungen und die Weise ihrer Aus- 
führung darzulegen. 

2. Die Inhaber der Suspensionsgewalt 

1. Die Inhaber dieser Gewalt sind die Ordens- und weltlichen 
Prälaten. Im alten Rechte konnten die Ordens- Prälaten den ihrigen 
auch wegen geheimer Vergehen das Aufsteigen zu einer höheren Weihe 
verbieten , während ihnen das Recht von den bereits empfangenen 
Weihen zu suspendiren so wenig zustand wie den Bischöfen. Wird 
nun aber den Ordens- Prälaten in dem angeführten Decrete des Tri- 
dentiner Ooncils in beiden Fällen eine gleiche Vollmacht gewährt 
wie den Bischöfen? Die der Sitzung vorangesendete Vorrede. könnte 
einen Zweifel erregen: »Cum proprium episcoporum munus sit« . . . 
and: »Monebunt propterea episcopi,c sowie endlich: »Ut autem ipsi 
episcopi id liberius exequi vaieant, Sacrosancta Synodus hos qui 
sequuntur canones statuendos censuit.c Die Vorrede weist auf das 
Ziel der nachfolgenden Bestimmungen hin und lenkt also allerwenig- 
stens das erste (doch wohl auch die folgenden) Capitel, wie die Seele 
den Leib. Zudem ist der in Rede stehende Gegenstand nothwendiger- 
weise streng zu erklären, da er erstlich das gemeine Recht in einem 
Punkte abändert und verbessert, sodann aber die Materie eine odiose 
ist, endlich bei Wahlen besonders ein Missbrauch zu befürchten wäre. 
Trotz alledem müssen die Worte auch auf die Regulär-Oberen An- 
wendung finden. In der That trifft der Satz: »Cum tutius sit 
sabjecto debitam Praepositis oboedientiam impendendo,« so wie die 
Worte »quam cum Praepositorum scandalo,« desgleichen »a suo 
Praelatoc und »Contra ipsius Praelati voluntatem« in viel höherem 
Masse bei Ordens-Oberen als bei Bischöfen zu. Nicht nur sind die 
Ordensangehörigen durch das Gelübde des Gehorsams zu einer viel 
strengeren Unterwerfung unter den Willen des Oberen verpflichtet 
als die Weltgeistlichen dem Bischof gegenüber, sondern alle Würden 
und Aemter sindi auch im Orden viel weniger ständig als die der 
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Weltpriegter. Kanu femer der OrdeDS-Prälat seinen untergebenen 
den Empfang höherer Weihen verbieten, so vermag er sie auch von 
Würden fernzahalten ^). Mass also auch die Vorrede für die Erklärung 
des Textes in Betracht gezogen werden, so lässt sich in dem Satze 
»Dt autemc auch die bewegende Ursache, nicht das Ziel finden, und 
dies um so mehr als der Text des Decretes eine solche Auffassung 
fordert. In der That sind in den Gapiteln 10 und 11 Bestimmungen 
für Regularen getroffen, ohne dass das Concil damit der Vorrede zu 
nahe zu treten glaubte. Sagen wir also, dass das Concil die Bisch(^fe 
in erster Reihe in's Auge fasste, ohne aber die Regulär-Oberen aus- 
schliessen zu wollen. Weiter gab ja das gemeine Recht den Ordens* 
Prälaten ein Privileg, das damals den Bischöfen noch versagt blieb, 
die Möglichkeit den Untergebenen den Empfang einer höheren Weihe 
zu untersagen. Es konnte also nicht die Absicht des Concils sein, 
hier den Bischöfen im Gegensatze zu den Ordens-Oberen eine höhere 
Qewalt zu verleihen. Auch die S. G. C. entschied sich dahin, dass 
nach der Disposition des Gap. 1 de ref. Sess. XIV den Ordens- 
Prälaten das Recht zusteht, gegen ihre Untergebenen extrajudicia- 
liter vorzugehen; so am 11. December 1621 und in Sagen. 21. Juni 
1625. Die gleiche Entscheidung gab die S. Gongr. Episc. et ReguL 
am 2. Juli 1627: »Qeneralem posse ex quacunque causa, etiam ob 
eccultum crimen, quomodolibet etiam extrajudicialiter a confessionibus 
audiendis suspendere.c Noch einmal ward in neuester Zeit die Sache 
vor derselben Gongregation erwogen. Nach den Gonstitutionen des 
Dominicaner-Ordens muss der Provinzial diejenigen, welche er als 
ungeeignet befindet Beicht zu hören, von diesem Amte suspendiren. 
Ein Dominicaner war von seinem rechtmässigen Oberen suspeudirt, 
hatte aber trotzdem weiter Beichte gehört. Die b. Gongregation be- 
stätigte zuerst kurz das Recht des Oberen, um sich dann eingehen- 
der mit der Frage nach der Gültigkeit der Absolution zu beschäftigen 
(2. März 1866). Endlich ist auch die Instruction der Propaganda 
u. a. an die Praelati reguläres gerichtet Die Oberen der neueren 
Gongregationen sind keine Praelati, können also auch nicht auf 
Grund des Tridentiner Decretes eine Suspension ex informata con- 
scientia verhängen. 

2. Unter den weltlichen Prälaten hat zweifelsohne vor 
allem der Bischof die gedachten Vollmachten. Dies erhellt beson- 
ders aus dem Prooemium der 14. Sitzung: »Gum proprium Episco- 

1) Siehe Fagnani, la lib. I. Decr. De temp. ordin. Cap. Ad aurea. 
Die Ordeua-Oberea , denen das Recht zusteht, sind nach Fagnani die Generale 
and Provinziale, ja selbst die Gnardiane, Rektoren a. s. f. 
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ponim mnnQS dt subditoram omnium vitia redarguere, hoc illis 
praedpne cavendum erit, ne clerici, praesertim ad animaram curam 
constituti, criminosi sint, neve inhonestam vitam ipsis conniventibas 
dacant.« £t rel. Wenn also im Decrete selbst bald von den Prae- 
podti« bald ?on den Praelati die Bede ist, so sind unter diesen in 
erster Linie die Bisch(^fe za verstehen. 

Ob auch der Capitelsvicar diese Vollmacht hat, unterliegt der 
Gontroverse. Zwar steht demselben nach der GonstitutioR Pius IX. 
Bamanus Y Kai. Sepi 1873 die ganze jurisdictio ordinaria zu, quae 
yacante sede episcopali in capitulum venerat, indess unterliegt diese 
Gewalt dennoch einigen Beschränkungen. Erstlich nämlich werden 
in der genannten Constitution ausdrücklich einige Bechte ausgenom- 
men, andererseits berufen sich diejenigen, welche dem Capitularvicar 
dies Becht bestreiten , aut Begula juris 81 : In generali concessione 
neu veniunt ea quae qnis non esset verisimiliter in specie conces* 
surus. Ist nun das Becht ex informata conscientia zu snspendiren 
eine gehässige und exorbitante Gewalt, so kann dieselbe nur den 
tazative und nominative bezeichneten Personen zustehen. Zu diesen 
gehört der Capitelsvicar nach jenen Autoren nicht, da das Decret 
die mit diesem Rechte ausgestatteten Oberen als Praelati oder Prae* 
positi bezeichnet und im Prooemium Bischöfe nennt. »Quamvis autem 
alii adsint ecclesiasticam jurisdictionem exercentes,« sagt Cardinal 
de Luca, »ut sunt Vicarii capitulares, attamen non nativa, sed da- 
tiva vel accidentalis est haec jurisdictio vicaria vel provisionalis 
adeoque praelaturae nomen ei non competitc Wenngleich indess die 
meisten Erklärer den Capitelsvicar von der Vollmacht zu suspendiren 
ausschliessen, so hatte doch der Consultor in einem am 28. Juli 
1703 verhandelten Becurse gegen die Suspension, welche der Capitels- 
vicar verhängt hatte, so wenig gegen das Becht desselben an sich 
auszusetzen wie die h. Congregation selbst. Man könnte also schliessen, 
dass die allgemeinen Ausdrücke des Decretes Praepositi, Praelati, den 
Capitelsvicar einbegreifen, und zwar um so mehr, als die Instruction 
der S. Gongr. Ep. et Beg. vom 11. Juni 1880 an die Curiae eocle- 
siasticae gerichtet ist und in Artikel IX, wo von der Suspension die 
Bede ist, das Becht derselben den Ordinarien zugeschrieben wird. 

Anders steht die Sache für den Generalvicar. Einmüthig stim- 
men alle Erklärer darin flberein, dass diesem kein Becht, die Suspen- 
sion ex informata conscientia zu verhängen, zusteht. Der General- 
vicar ist in der Ausübung der Gerichtsbarkeit der Stellvertreter des 
Bischofs und bildet mit demselben rechtlich eine Person, indess hat 
ihm die Gesetzgebung die selbständige Handhabung der Strafgewalt 

Anhhr flir Kirohenraebt LXXUI. 10 
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ausdrücklich eutzogen, er bedarf mithin zar YerbäDgaag der Saspeu- 
sion in jedem Falle eines speciellen Auftrages des Bischofs. 

3. Die mit der Su^ension ssu strafenden V&gehen. 

1. »Ex quacnnque causa, etiam ob crimen occultnm, quomodo- 
libet, etiaro extrajudicialiter.« Das Wort crimen, dessen sich das 
Goncil bedient, bedeutet ohne Zweifel eine schwere Verschuldung. 
Das Wort crimen, sagt Gratian, kann einen dreifachen Sinn haben: 
Mit Ueberlegung begangene Sünde, Todsünde « ewige Infamie nach 
sich ziehende Sünde. Die zweite Klasse gehört recht eigentlich nach 
der Definition des hl. Augustin zu den crimina: »Unde Augustinus: 
Et qnamvis Apostolus capitalia plura commemoraverit, nos tarnen, 
ne desperationem facere videamur, breviter dicimus quae sunt illa: 
Sacrilegium, homicidium« adulterium, fornicatio, falsum testimoninm, 
furtum, rapina, superbia, invidia, avaritia et si longo tempore 
teneatur iracundia, et ebrietas, si assidua sit^).« Dies sind also die 
Vergehen, um welche es sich handeln kann, denen aber in jedem 
Falle eine nach aussen in schwerem Grad zur Erscheinung kommende 
Bossheit eigen sein muss. Dies bestätigt Benedict XIV: »Da die 
Grundsätze der Vernunft und der Billigkeit davon überzeugen, dass 
die Strafe der Schuld angemessen sein muss und nach der Grösse 
derselben aufzuerlegen ist, so folgt daraus, dass die Excommunication 
nur wegen schwerer Schuld zu verhängen ist . . . Was von der Ex- 
communication gesagt ist, ist auch von der Suspension und dem In- 
terdict zu verstehen . • . Wenn nun nach dem übereinstimmenden 
Zeugnisse aller Rechtslehrer ein enormes Verbrechen erfordert wird, 
ehe eine Censur verhängt werden kann, die man comminatoria oder 
ferendae sententiae nennt, wie viel schwerer und ungeheuerlicher 
muss da ein Verbrechen sein, wegen dessen eine Strafe latae sen* 
tentiae verhängt wird!« — Immerhin wird indess für jeden der 
beiden Theile des Decretes eine verschiedenartige Schwere erfordert, 
wie wir sogleich sehen werden. Vorher gilt es noch eine Schwierig- 
keit aus dem Wege zu räumen. 

2. In dem ersten Theile des Decretes, in welchem von einem 
Verbot, die h. Weihen zu empfangen, die Rede ist, werden die oben 
angeführten Worte beigefügt, im zweiten Theile hingegen nicht wie- 
derholt. Gelten also dieselben auch von diesem ? Ist wie bei Gregor IX. 
so auch in diesem Decrete nur bei den Weihen ein Verbot ex in* 



1) e. 3. d. 25: üebrigenB fehlt beim hl. Angoatin die fornicatio. 

2) De Sjn. dioeces. XIV. c 1. q. 2, 8, 5. 



Die SuspenHon ex infarmata conscientia^ 147 

formata conscientia gestattet? Die Ausleger des Tridentiner Concils 
sind ohoe Ausnahme der Meinung, dass die Worte »ex quacnnque causa, 
etiam ob crimen occultumc im zweiten Theile als wiederholt anzu- 
sehen sind. Erstlich nämlich fasst das Concil beide Vollmachten 
in einen Satz zusammen, erweckt also von vornherein die Meinung, 
dass es für beide Fälle eine gleichförmige Regel aufstellen will, so- 
dann aber würde es im zweiten Theile den Bischöfen gar kein Recht 
verliehen haben, wenn die mehrfach erwähnten Worte nicht in dem- 
selben zu ergänzen wären. Es war ja für Niemanden zweifelhaft, 
dass die Bischöfe wegen eines offenbaren Verbrechens und im ge- 
richtlichen Verfahren Priester suspendiren können. So Fagnani^)^ 
dem Barbosa, Giraldi und Gonzalez, ja selbst Van Espen zustimmen 
und Ferraris und Benedict XIV. beipflichten. Benedict XIV. citirt') 
eine Entscheidung der Congregation in diesem Sinne: »S. Congre- 
gatio interrogata ab episcopo Alariensi: An verba illa: »Ob occultum 
crimen, quomodolibet, extrajudicialiter,€ expressa dumtaxat in prima 
parte periodi censeantur repetita in secunda parte , adeo ut inde col- 
ligi valeat praelatum nedum posse ob occultum crimen extrajudicia- 
liter interdicere suo subdito assensum ad ordines, sed itidem ob oc- 
cultum crimen posse etiam extrajudicialiter illum suspendere ab or- 
dinibus jam susceptis? Censuit non recedendum ab antiquis declara- 
tionibtts super hoc eodem dubio pluries datis ae proinde affirmative 
respondit.« Aehnlich lautete die Entscheidung in causa S. Agath. 
Goth. 28. Mai 1858. Infolge dieser Erklärung war in Isern. eine 
Suspension 20. December 1687 für gültig erklärt worden. Der 
Bischof von Capri hatte zwei Priester ex causis sibi notis et ex in- 
formata conscientia bis auf Weiteres von der h. Messe suspendirt; 
die h, Congregation bestätigte diese Suspension am 16. December 1730. 
8. Hiermit kommen wir zur Erklärung der Worte: Ex qua- 
cunque causa. Vergleichen wir die beiden Objecto, betreffs deren ein 
aosserordentliches Verfahren statthaft sein soll , so ist es auf den 
ersten Blick klar, dass in dem zweiten Theile des Decretes die Strafe 
eine viel empfindlichere ist, weil das Gut höher ist, dessen Jemand 
beraubt wird. Im ersten Theile handelt es sich um ein Jus quae- 
rendum, im zweiten um ein Jus quaesitum. Freilich umfasst eine 
so allgemeine Clausel wie die hier gebrauchte: »ex quacunque causac 
alle Fälle für beide Theile gleichmässig , so lange ein Grund der 
Verschiedenheit nicht anzugeben ist; nun ist doch aber, wie gesagt, 

1) In eap. Ad aurea De temp. ordin. und in Cap. Ex ieiwre* 

2) De Syn. dioec. lib. XII. o. 8. n. 8. 

10* 
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gewiss ein grosser unterschied zwischen dem Verbot zu einer höheren 
Weihe emporzusteigen (also von den minores zum Snbdiaconat, von 
diesem zum Diaconat, vom Diaconat zur Priesterwürde) und dem 
Verbot die Weihen, die Jemand bereits empfangen hat, zu Oben. 
Infolge dessen kam es der h. Gongregation nie in den Sinn , sagt 
Paüottini^), zu sagen, die im ersten Theile beigefügten Ausdrücke 
seien in ganz gleichem Masse und in gleicher Weise auch im zweiten 
anzuwenden. Dies geht auch aus der dem Erzbischof von Bheims 
am 21. April 1668 gegebenen Antwort hervor, auf die wir weiter 
unten zurückkommen. Für das Verbot, eine höhere Weihe zu em- 
pfangen, kann ein geringeres Vergehen hinreichen, das die Dnwfir- 
digkeit des Fehlenden zur Genüge beweist, für die Suspension ex 
informata conscientia indess forderte die h. Gongregation in Galagur. 
am 10. Mai 1625, dass die Verhängung derselben auf Grund ,des 
Gap. 1. de ref. der Sitzung 14 des Tridentinums nur wegen eines 
schweren Delictes statthabe. 

4. Kann das Delict ein öffentliches sein? Der Ausdruck eüam 
ob crimen occuUum schien manchen Auslegern dies andeuten zu 
sollen. Noch in einer causa appellationis 20. Dec. 1873 wollte sich 
der Bischof auf das Wort etiam stützen , um zu beweisen , dass die 
Suspensio ex informata conscientia auch für öffentliche Vergehen 
verhängt werden kann. Mit Recht erwidert hierauf der Gonsultor: 
»IncoBCussi juris est, citatum caput Goncilii Tridentini, qnando agitur 
de privatione juris quaesiti super occultis, non vero super publicis 
criminibus facultatem haue episcopis tribuere.« Was also auch der 
Bischof von Lufon in seiner Schrift Des sentences episcopales dites 
de conscience inform^e und Bouix^ De judiciis ecciesiasticis II S. 825 
sagen, die Wahrheit der Behauptung, dass die Suspension ex in- 
formata conscientia nur für crimina occulta statthat, bleibt bestehen. 
Da nun der Hauptgrund der gegentheiligen Meinung in der Partikel 
eHam gefunden wird , machen wir mit der Erklärung derselben den 
Anfang in unserer Beweisführung. 

Das Tridentiner Goncil wollte das Gaput Ad aures auf die 
Welt-Eleriker ausdehnen und das Gap. Ex ienare modificiren oder 
vielmehr unterdrücken. Um nun die Aufmerksamkeit auf die Ver- 
gehen zu lenken, welche bis dahin bei den Weltgeistlichen unge- 
straft blieben, setzt es die Partikel etiam der Anführung voran. 
Hatte das Goncil zuvor gesagt: Ex quacunque causa, so wollte es 



1) Collect omninm conclasionum S. C. C. Band XVI. Suspensio n. 164 
Note 1. Bomae Tjp. Prop. 1892. 



Die SuspenHon ex infortnata consdentia. 149 

nunmehr die Klasse der Vergehen erweitern, die ein Einschreiten 
möglich machen, darum f&hrt es fort: Etiam ob crimen occultnm. 
In diesen Worten liegt die wahre Natur der den Bischöfen durch 
das Decret verliehenen Vollmacht. Würde im Decret gesagt: Ob 
crimen occultnm, ex quacunque causa, so könnte man vielleicht an- 
nehmen, das Concil wolle alle Vergehen einbegreifen. Nuq aber sagt 
das Concil: Etiam ob crimen occultnm, indem es diese Worte den 
anderen: Ex quacunque causa nachstellt, mithin dehnt es die quae- 
cunqne causa aus, dahin also, dass die verborgenen Vergehen in 
Zukunft eine rechtmässige Ursache sein sollen , den Empfang und 
die Aasübung der heiligen Weihen zu verbieten. 

Für eine solche Auslegung des Decretes treten u. a. Barbosa, 
Pirhing, Pignatelli, Monacelli, Gaudentius de Janua, Lambertini ein. 
Dem Tridentiner Concil lag daran, sagt Cavagnis ^), die Menge der 
Sünden zu mindern. Handelt es sich nun um eine verborgene Sünde, 
so kann von einem Aergemiss, das gesühnt werden muss, nicht die 
Bede sein. Ist das Vergehen ein öffentlich bekanntes, so leistet eine 
öffentliche Verhandlung eine viel wirksamere Hülfe, um für das 
Aergemiss Genugthuung zu schaffen, die sociale Ordnung herzu- 
stellen und den Sünder zu bessern. Keinesfalls konnte es die Ab- 
sicht des Concils sein, die ganze Rechtsordnang der Kirche amzu- 
stossen, unterscheidet es doch auch sonst sorgf&ltig das Vorgehen 
gegen notorische und geheime Vergehen der Kleriker. So in 
Sitzung 13, Sitzung 21 Cap. 6 de ref. Sitzung 25 Cap. U de ref. 
und allgemein Sitzung 24 Cap. 5. 

Auch die Praxis des h. Stuhles beweist, dass das Decret nicht 
von offenkundigen Vergehen redet. Benedict XIV. zählt in der 
Bulle Ad milüafitis 1. April 1742 die Fälle auf, für welche es kein 
Recht der Appellation gibt. Von der Suspension ex informata con- 
scientia braucht er die folgenden Ausdrücke: »Item a denegatione 
sacrorum ordinam vel ascensus ad alios majores, prout etiam ad- 
versus suspensionem a susceptis ob occultnm crimen sive ex in- 
formata conscientia juxta dispositionem S. C. Sess. XIV c. 1 de ref.« 
Die Worte ob occtdtum crimen und ex informata conscientia sind 
gleichbedeutend. Die Partikel sive zwischen zwei Ausdrücken, die 
keinen Gegensatz bilden, sondern einander ähnlich sind, hat er- 
klärende Bedeutung und steht an Stelle von id est (Barbosa'). — 
Alle wegen öffentlicher Vergehen verhängten Suspensionen ex informata 



1) Instit Joris pabL ecoL II. Cap. UI. Art. H. Bomae 1888. 

2) Barbosa^ Dictiones usu freqaenies. Dictio 368 d. 7 and D. 875 n. <• 
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conscientia werden von der h. Gongregation für ungültig erklftrt, be* 
zeugt Santi^y »Gavere qnisque debet episcopus,« mahnt Lucidi^ »ne 
quod publicnm et notorium jam est, perinde ac esset occultum falso 
sibi animo reputans suspensionem ex informata conscientia decernat. 
Hujusmodi enim decretuoi minime sustineretur.« Beispiele hierfür 
sind die Entscheidungen in Sev. 19. Sept. 1778 in Lucion. 26. Febr. 
1843 in S. Agath. Goth. 26. Febr., 28. Mai 1858 und in einem am 
11. Sept. 1880 entschiedenen Bechtsfalle. In gleichem Sinne ent- 
schied auch die S. Gongr. Ep. et Reg. im März 1858. »Nachdem 
ich Ew. B. Hoheit Brief gelesen,« schreibt der Gardinal-Pr&fect, 
»muss ich Sie im Namen der Gongregation benachrichtigen, dass, da 
es sich im vorliegenden Falle um öffentliche und infamirende Ver- 
gehen handelt, Ew. B. Hoheit verpflichtet sind, nach den canoni- 
schen Vorschriften vorzugehen und also durchaus einen regelrechten 
Process einleiten müssen. Der Beschwerdeführer hat das Becht die 
Einleitung einer Untersuchung zu verlangen und Ew. B. Hoheit 
können irn Gewissen sich dem nicht widersetzen.« Die Instruction der 
S. G. Ep. vom 11. Juni 1880 sagt deshalb Artikel IX. kurzweg: 
»Das aussergerichtliche Mittel ex informata conserentia für die ver- 
borgenen Vergehen, welche das Tridentiner Goncil Gap. 1 der 
XIV. Sitzung geschaffen hat, bleibt gleichfalls in voller Kraft.« 
Ebenso die Instruction der Propaganda in der Einleitung: »Gum oc- 
cultorum quoque criminum, quaeque prodere non expediret, facilis et 
prompta, nempe a judiciariis formis libero coercitio aliquando neces- 
saria sit ad sacri ministerii dignitatem et fidelium utilitatem tuen- 
dam, hinc sapientissimo consilio Tridentini Patres sessione XIV. cap. 
primo de reformatione decreverunt« et r. Und Art. VI: »Suspensioni 
ex informata conscientia justam ac legitimam causam praebet crimen 
seu culpa a suspenso commissa. Haec autem debet esse occulta et 
ita gravis, ut talem promereatur punitionem.« VII: »Ad hoc autem, 
ut Sit occulta'), reqniritur, ut neque in Judicium neque in rumores 
vulgi deducta sit, neque insuper ejusmodi numero et qualitati per- 
sonarum cognita sit, unde delictum censeri debeat notorium.« Die 
zwei ersten Bedingungen sind klar, nur die dritte gleichfalls aaszu- 
schliessende Voraussetzung bedarf weiterer Erörterung. 



1) Santi, Praelectiones juris canonici V, 1. Fastet Batub. 1886. 

2) Das Wort occaltain ist im Texte cap. 1 de ref. Sess. XIV. in anderem 
Sinne zu nehmen als s. B. in cap. 6 de ref. Sess. XXIV. Das Delict mnss 
im erstgenannten Texte ja sammarisch bewiesen werden. Infolge dessen er- 
klärte die h. Congr. in Novariens. Jali 1585, dass occaltam hier das sei, dessen 
Oegensats im Sinne des Rechtes und streng genommen notorium bildet» 
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5. Was ist erforderlich, damit ein Vergehen als notorisch 
gelten kann? »Notorium in genere,« sagt SchmäljBgrueber^), illud 
delictnm dicitur, qnod vel in jnre vel ex facto sno ita certum habetur, 
nt nnlla amplius discnssione egeat neque ulla tergiversatione celari 
possit . . . »Da es sich in unserem Falle um eine notorietas facti 
handelt, die als aasgeschlossen Yorausgesetzt wird, so ist die Natur 
dieser letzteren darzulegen. Drei Dinge werden nach dem genannten 
Autor erfordert: 1. Qualitus loci, ut sit factum in loco publico. Ein 
Vergehen also, das in einem PriYathause, einer Villa, einer Pfarrei 
Yon noch nicht zehn Personen, begangen ist, kann nicht als notorium 
gelten. Ja auch der Ort, der als öffentlich bezeichnet wurde, ist 
in's Auge zu fassen, hängt doch von demselben die grössere oder 
geringere Verbreitung der Kunde von dem Vergehen ab. Ist das 
Verbrechen in einer Pfarrei oder deren Nachbarschaft begangen, so 
genfigt es, wenn dasselbe der ganzen Pfarrei oder der ganzen Nach* 
barschaft oder wenigstens dem grösseren Theile derselhen bekannt 
ist. Ist es aber an einem öffentlichen Orte der Stadt begangen und 
ist ein delictnm arduum, so muss es wenigstens dem grösseren Theile 
der Stadt bekannt sein. 2. Qticilüas temporis. Ein in der Nacht be- 
gangenes Verbrechen kann hinsichtlich dieser Bedingung nicht als 
notorisch gelten, es sei denn, dass so viel Zeugen zugegen waren, 
dassdie Eenntniss von demselben der grösseren Zahl der Einwohner ver- 
mittelt wurde. 8. Adstantium muUitudo. Hier beginnt die Schwierig- 
keit. Die meisten Autoren, Passerini, Haunold, Gonzalez, Wiestner, 
Beiffenstuel, denen Schmalzgrueber zustimmt, fiberlassen das Urtheil 
darfiber dem Richter: Wo das Recht nichts bestimmt, gilt der Satz, 
dass es dem ürtheil des Richters die Sache fiberl&sst. 

Aus den bisherigen Darlegungen ist klar, dass verborgene und 
notorische Vergehen sich bisweilen einander sehr nahe kommen kön- 
nen, um also die Qrenze des Verfahrens ex informata conscientia 
genauer zu bestimmen, ist es nothwendig noch eine andere Bestim- 
mung des Tridentinum zu berficksichtigen , das Adverbium extrem 
juäicialiter. Wie das crimen occultum einen Gegensatz bildet zu dem 
crimen notorium, so die Bestimmung extrajudicialiter zu dem Worte 
judicialiter. Andererseits ist wiederum zu beachten, dass das Concil 
sagt: »Occultum, quomodolibet, etiam extrajudicialiter.« Das Wort 
extrajudicialiter hat sicher durch die Verbindung mit occultum den 
gleichen Umfang wie dies letztere Wort. Da nun auf gerichtlichem 
Wege gegen alle Vergehen einzuschreiten ist, so oft dem kein be- 



1) SchmalMgrueber, Jag Canon. Lib. V. Tit. I. n. 3 folg. 
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sonderes Hindernias entgegensteht, dass das Vergehen in con- 
tradictorischem Qerichte erörtert und bewiesen wird, so dfirfte 
hier dasjenige crimen als oceultam zu gelten haben, dem solche 
Hindernisse entgegenstehen. Wenngleich also zur üeberf&hrnng an 
sich genfigende Beweise vorhanden sind, kann doch eine gerichtliche 
Verhandlung unmöglich sein: ErsÜich weil vor Gericht der Beweis 
nicht möglich ist, da die Zeugen vor demselben nicht aussagen 
wollen, um dem Angeklagten nicht bekannt zu werden. Zweitena 
weil es nicht angezeigt ist, ffir ein noch nicht notorisches Vergehen 
die gerichtliche Form zu wahren, da durch diese ein Vergehen 
offenkundig würde, das noth wendig geheim bleiben muss, soll der 
Olaube nicht Gefahr laufen oder ein grosses Aergerniss entstehen ^). 
So hatten in der causa Lucionensis zehn nach jeder Richtung hin 
glaubwürdige Zeugen lediglich unter der Bedingung ihre Aussagen 
gemacht und eidlich bekrftftigt, dass dieselben nicht gerichtlich ver- 
werthet wüfden, weil sie weder dem Pfarrer Schande bereiten noch 
sich seinem Hasse aussetzen wollten. Der Bischof seinerseits wollte 
ein grosses Aergerniss verhüten, welches durch eine gerichtliche Ver- 
handlung ohne Zweifel hervorgerufen worden wäre, indem durch die- 
selbe die Vergehen notorisch wurden. 

Wie aber, wenn ein Kleriker sich mehrere notorischer, dazu 
aber eines oder des anderen crimen occultum schuldig gemacht hat? 
Kann alsdann noch die Suspension ex informata conscientia statt- 
haben? »Tenet etiam suspensio,« antwortet die Propaganda in ihrer 
Instruction Artikel 8 , »si ex pluribus delictis aliquod füerit notnm 
in Yulgus, aut si crimen, quod ante suspensionem fuerat occultum, 
deinceps post ipsam fnerit ab aliis divulgatum ').€ Die gleiche An- 
sicht bat schon PignaMli ausgesprohen >) und in diesem Sinne hatte 
die S. C. G. bereits in Calagurit. im Jahre 1624 entschieden. Hat 
der Bischof sein Drtheil auf Gründe verschiedener Art, auf offen- 
kundige nnd verborgene Thatsachen gestützt, so bleiben die Do- 
cumente, welche öffentliche Vergehen betreffen, im Falle des Be- 



1) Hiermit stimmt im Wesentlichen Santij Jos eanon. In Lfl>. V. Deer. 
Tit De accus, et inqu.; Pierantonelli, Praxis fori eocL Tit. YIL n. 10« 
Bomae 1888; CavagnU, Instit. juris pnbl. eccl. Tom. II. pag. 158 and 
Stremler, Tratte des peines ecclesiastiqaes p. 816, Paris 18(S0, aberdn. 

2) Wir weisen nicht erst noch besonders auf die nähere Bestimmung der 
Zeit hin, f&r welche nach diesem Artikel das Vergehen ein nichtbekanntes sein 
muss. Der Zeitpunkt ist genügend in den ftüheren Angaben flxirt. Indess löst 
dieser Artikel eine Schwierigkeit, die sonst leicht erhoben werden könnte. 

8) Gonsultationes Tom. EL cons. 8. n. 5* 
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curses ausser Acht, doch wird die Sentenz nicht für nichtig erkUrt, 
wenn die angeführten verborgenen Delicte ausreichend sind, sie zu 
motiviren. In der causa Lucionensis hatte der Bischof dem Suspen* 
dirten zwei Arten von Vergehen zur Last gelegt: Vergehen gegen 
den Glauben, die Sitten, die Gerechtigkeit, Aergernisse, Bestehlung 
der Eirchenkasse, siroonistische Erpressungen. Alle diese Vergehen 
sind ihrer Natur nach offenkundige. Indess ausser diesen dem Me- 
tropoliten mitgetheilten Vergehen waren andere geheime, welche der 
Bischof einzig der h. Congregation angab. Da diese derselben eine 
suspensio ex informata conscientia genügend zu begründen schienen, 
bestätigte die S. 0. 0. die Suspension. Hingegen in der causa S. 
Agath. Goth. wurde die Suspension ex inform. con.sc. für ungültig 
erklärt, weil es sich um ein offenkundiges Vergehen handelte. Gleich- 
zeitig wurde dem Bischöfe das Recht zugesprochen »procedendi prout 
de jure,€ d. h. das Processverfahren zu eröffnen. 26. Febr. 1858. 
In Nerit. hatten die Kanoniker gegen die Besetzung gewisser Dom* 
präbenden Protest eingelegt. Der Bischof suspendirte drei I>om* 
herren und legte ihnen auf sich ad beneplacitum suum in ein Kloster 
zurückzuziehen. Nach sechs Monaten gestattete er ihnen zwar das 
Kloster zu verlassen, hielt aber die Suspension aufrecht. Die Ursache 
indess war in der ganzen Diöcese bekannt, konnte also nicht eine 
suspensio ex informata conscientia begründen. Dies allein genügte 
der S. G. G. um die Suspension aufheben zu lassen (22. Dec. 1860). 
Ziehen wir hieraus einige Schlüsse: 1. Auch wenn Jemand sich 
im geordneten Gerichtsverfahren wegen bekannter Vergehen zu ver- 
antworten hat, kann der Bischof wegen geheimer Uebertretungen die 
Suspension ex informata conscientia verhängen. In diesem Sinne ent- 
schied die h« Congregation in August. 12. Febr. 1735. Ein Priester 
B. war von seinem Bischöfe ermahnt worden, den Umgang mit ver- 
dächtigen Frauenzimmern aufzugeben. Da derselbe indess für alle 
Mahnungen nur taube Ohren hatte, strengte der Bischof ein gericht- 
liches Verfahren gegen ihn an, auf Grund dessen er ihn verurtheilte, 
innerhalb vierzehn Tagen ein einfaches Beneficium anzunehmen. 
B. appellirte an den Metropoliten. Während die Appellation noch 
schwebte, suspendirte der Bischof den B. ex informata conscientia. 
Der Metropolit hob die Suspension auf, weil sie verhängt war, 
während die Appellation schwebte, und sandte die Processsache selbst 
zu neuer Verhandlung an den Bischof zurück. Da nun B. auf das 
Erkenntniss des Metropoliten hin celebrirt hatte, erklärte ihn die 
b. Congregation für irregulär (ad II). 2. Die wegen verborgener Ver- 
gehen vom Bischof ex informata conscientia verhängte Suspension 
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hindert denselben nicht auf gerichtlichem Wege wegen öffentlicher 
Vergehen vorzugehen. In der causa Bosn. et Sirm., die nach der 
Entscheidung der h. Congregation eine für alle ähnlichen F&Ue mass- 
gebliche Bedeutung hat, wurde ausdrücklich entschieden: »Decretum 
ex informata conscientia in casu non obstare, quominus procedatur 
in causa appellationis prout et quatenus et coraro quo de jure.« 
8. Ja, selbst wenn der geordnete Process im gewöhnlichen Gerichts- 
verfahren die Schuld des Augeklagten nicht nachweisen konnte, bleibt 
dem Bischof noch die Möglichkeit, ihn auf Grrund hinreichend er* 
wiesener Thatsachen ex informata conscientia zu suspendiren. Perusin. 
26. Sept. 1795. In der Praxis wird freilich der Verhftngung der 
Suspension ex informata conscientia über einen Priester, der soeben 
gerichtlich freigesprochen ist, eine reifliche Erwägung über die Form 
vorhergehen mfissen, in welcher dem betreffenden die Massnahme des 
Bischofs mitgetheilt wird. Wenn irgend ein Fall, so erheischt dieser 
sicher die Mittheilung der Motive. 

Wiederholen wir noch einmal zum Schlüsse kurz, welche Eigen- 
schaften einem Delicto die Natur des occultum rauben : 1 . Das De- 
lict darf noch nicht Gegenstand eines strafrechtlichen Verfahrens sein. 
2. Es darf noch nicht allgemein davon gemunkelt werden. 8. Es darf 
noch nicht einer solchen Menge und Klasse von Personen bekannt 
sein, dass es als notorisch gelten muss. Viele Delicto dieser Art 
Hessen sich ja oftmals auf dem Wege des Processes nachweisen und 
strafen , indess kann das Heil der Seelen nicht selten gerade diesen 
Weg weniger empfehlenswerth machen und vielmehr die Suspension 
ex informata conscientia nahe legen. 

6. Die Offenkundigkeit eines Vergehens macht die Saspension 
ungfiltig, wie mehrere Entscheidungen der S. C. C. zeigen. So wurde 
z. B. in S. Agath. Ooth. 26. Febr. 1853 auf die Frage: An constet 
de validitate suspensionis in casuP entschieden: »Negative, salvo 
jure episcopo procedendi prout de jure.« Ebenso in S. Severini 
19. Sept. 1778: An parochus Laetti sit rediutegrandus ad regimen 
suae ecclesiae parochialis? »Affirmative, reservato jure promotori 
fiscali agendi contra parochum Laetti ad formam Concilii Tridentini, 
et amplius.« Aber ebenso wird die Suspension hinfällig, wenn keine 
gewichtigen Thatsachen die Veranlassung gaben: Haec (causa) de- 
bet . . esse ita gravis, ut talem promereatur pnnitionem (Art VI der 
Instr. der Propag.). 

EfS lassen sich nicht wenige Beispiele citiren, in denen die 
h. Congregation die Ursache einer Suspension fflr ungenfigend er- 
klftrte. Eine solche offenbar ungerechte Suspension sieht, im Fall 
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Jemand sie flbertritt, so wenig die Irregalaritftt nach sieh wie die 
Verletzung einer Saspension ex informata conscientia, deren Veran- 
lassnng ein öffentlich bekanntes Delict war. Alle Fälle, welche der 
Thesanrus (XTII 82, XXII 14, 55, XXVI 59 u. t.y) bietet, bestätigen 
diese Behauptung: Entweder sind die Ursachen zo geringfügig, uro 
eine solche Strafe zu rechtfertigen, oder dieselbe ist ffir die Ver- 
theidigung berechtigter Interessen verhängt, oder endlich sie wird 
aus verschiedenartigen Rechtsirrthümern auferlegt. 

4. Voraussdmmgen des Verfahrens. 

Die Suspension ex informata conscientia ist ein ausserordent- 
liches Mittel, das also nur dann in Anwendung zu bringen ist, wenn 
das gewöhnliche im Stich lässt'). Es besteht also für den Bischof 
die Pflicht stets zuvor zu prüfen, ob der gerichtliche Beweis nach 
der öconomischen Form, welche die Instruction der S. C. Ep. et Beg. 
vom 11. Juni 1880 enthält, möglich ist, ohne Aergerniss zu erregen. 
Da jeder Zeuge einzeln vernommen wird und ihm sogar ein Eid über 
die Geheimhaltung der Sache auferlegt werden kann, so ist die Ge- 
fahr des Aergernisses fast gunz beseitigt. Mehr denn je haben also 
nach Erlass der neuen Processordnung die Worte Benedict XIV. ihre 
Bedeutung: »Reprehensibilis esset episcopus, si in sua synodo 
declararet, se deinceps ex privata tantum scientia poena suspensionis 
a divinis animadversurum in clericos, quos graviter deliquisse com- 
pererit, quamvis eorum delictum non possit in foro externe con- 
cludenter probari aut illud non expediat in aliorum notitiam deduci. 
Ejusmodi siquidem constitntio quandam redoleret ambitionem atque 
potestatis oslentationem ipseque episcopus traduceretur veluti in su- 
perbiam elatus, quasi vellet tantum in clerum sibi dominatum ad- 
stmere, qui in exosam degeneraret tyrannidem').« 

Noch ein anderes Wort desselben Papstes dürfte nicht ohne 
Bedeutung sein: >Si agatur de poena suspensionis a divinis (vcl ab 
officio), haec perfecto non est hcrba Betonica in Omnibus emplastris 
adhibenda, prout nonnnlli Ordinarii opinantur, qui in omnibus casibus 
et pro qaacunque causa censuris abutuntur eosque, licet maximopere 
formidandas, propter frequentem usum seu verius abusum reddunt 



1) Yergl. Pallottini, Pagna jaris pontiflcii pag. 108. Analeeta Jaris 
Pontif Ser. YII. coL 584. 

2) PalloUini S. 98. Stremler, Trait^ des peines eocl^ pag. 317. 

3) De Syn. dioec. Hb. XII. c. 8. n. 0. Wiederholt in der Instr. der Pro- 
paganda Art XIIL 
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eontemptibiles, sed nonnisi ob eulpam lethalem Ordioarias illam com- 
minari seu falminare potest^).« 

Aach die vftterlichen oder canonischen Mahnungen können als 
eine wenn nicht noth wendige, so doch wfinschenswerthe Vorbedingnng 
gelten. Da wir indess in unserer Darstellang den genetischen Gang 
der Suspension innehalten, wird später von denselben die Rede sein. 

5. Die infarmoHo canscientiae. 

1. Da jedem Suspendirten das Recht des Recurses zusteht, 
mnss der h. Stuhl, soll jenes Recht nicht rein illusorisch sein, über 
die Gründe urtheilen können , welche den Bischof zur Verhängung 
einer so schweren Strafe veranlassten. Es müssen also dem Bischole 
ausser seiner eigenen Deberzeugung noch Beweisgründe zur Verfügung 
stehen, welche die Schuld des Suspendirten vor jedem klugen Richter 
zu beweisen geeignet sind. In dem Tridentiner Decret werden die 
Rechtsformen der Verhandlung nachgelassen, sagt Pierantonelli, etiam 
extrajudicialiter, nichts mehr, nichts weniger. Ist nun jede dem ge- 
roeinen Rechte derogirende Vorschrift strikt zu erklären, so ist nur 
das für erlaubt zu halten, was ausdrücklich als Ausnahme hinge- 
stellt wird. Beweisgründe zu haben, diese Pflicht wird also dem 
Bischof nicht erlassen '). Ein Beispiel hiervon bietet die Entscheidung 
in Bojan. 9. Mai und 27. Juni 1744. In einer Instruction vom 
20. Juli 1878 für Amerika beklagt sich die Propaganda, dass 
die Bischöfe oft die Voruntersuchung mit zu grosser Nachlässigkeit 
anstellen. »Dolendum est non raro evenire, ut in transmissis actis 
plura eaque necessaria desiderentur atque perpensis omnibus gravia 
saepe dubia oriantur circa fldem documentis bisce in causis altatis 
habendam vel denegandam.« Wenngleich dieser Vorwurf zunächst 
nur die gewöhnlichen Processe betraf, so gilt die Warnung doch auch 
wohl von der Suspension ex informata conscientia, von der in den 
beigefugten Declarationes die Rede ist. In der späteren Instruction 
der Propaganda vom 20. October 1884 heisst es Artikel X: »Me- 
minerint praesules, quod si contra decretum, quo irrogata fuit 
suspensio, promoveatur recursus ad Apostolicam Sedem, tunc apud 
ipsam comprobari debet culpa, quae eidem praebuit occasionem. 
Consultum idcirco erit, ut, antequam haec poena infligatur, proba- 
tiones illius quantumvis extrajudicialiter et secreto colligantnr, ita 
ut eo ipso quod cum omni certitudine culpabilitatis in punitione 



1) De Sjn. dioec lik X. c 1. n. 85. 

2) Pieranianelli, Praxis fori ecdesiaatici Tit YU. 
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inferenda si deinceps examinanda est apad Apostolicam Sedem pro-* 
bationes criminis in eas difScnltates band impingant, quae ut plari^- 
mum occurrunt in istiusmodi judiciis.« 

2. Ob auch das Zeugniss des Bischofes alleio genagt, wenn er 
allein Augenzeuge der Gesetzes- Debetretnng war oder als Privat- 
person, nicht als Richter, sichere Kunde von derselben hatP Bouix 
entscheidet sich für die verneinende Ansicht ^). Gewiss geben ihm 
die Ganones Placuü und 8% tantum für das Vortridentinische Be- 
weisverfahren Recht, indess durfte die Redewendung »Ex informata 
conscientia« nur allgemein ein Mittel fordern, so dass die eigene auf 
genügende Beweise gestützte Wissenschaft nicht ausgeschlossen ist, 
entgegnet Cardinal d^Annibale^). Immerhin erscheint es indess miss- 
lich, wenn Zeuge und Richter in einer Person vereint sind. Vielleicht 
ist es also angemessen, in diesem Falle eine Monition zu ertheilen, 
deren Erfolg abzuwarten, und dann erst auf Grund gesammelter Be- 
weismittel mit der Suspension vorzugehen. 

6. Raihsamheit der Mahnung vor Verhängung der Suspension. 

1. Die Suspension ex informata conscientia kann entweder als 
Censnr oder als reine Strafe verhängt werden. Sie ist Censur, wenn 
sie die Besserung des Schuldigen beabsichtigt. Zwingt einerseits die 
schwere üebertretnng den Wächter der üffentlichen Ordnung eine 
Strafe zu verhängen, so fordert andererseits das Herz des Vaters, 
dass gegen den Fehlenden, wenn er sich bessert, Erbarmen geübt 
werde. Die Suspension ex informata conscientia soll nach der Ab- 
sicht der Kirche eine Censur sein. »Partes pastoralis sollicitudinis et 
charitatis eorundem erunt,« sagt die Instruction der Propaganda vom 
20. October 1884 Art. IX, »ut si istiusmodi poenam suspenso ma- 
nifestare censuerint, ipsa ex paternis quas interponunt monitionibus 
nedum ad expiationem culpae, verum etiam ad emendationem de- 
linquentis et ad occasionem peccandi eliminandam inserviat« 

2. Muss indess der Verhängung der Suspension eine Mahnung 
voraufgehen? Eine Verpflichtung hierzu besteht nicht, wie die S. C. 
C. in Perusina 26. September 1795 und in Lucion. 8. April 1848 
entschied. Immerhin aber ist es dem Geiste der Kirche gemäss eine 
solche vorher eintreten zu lassen. So heisst es in can. 4 Licet 
plerumque d. 44 und hiemach im Tridentiner Concil Sitzung 13 
Cap. 1 de ref. : »Sacrosancta Tridentina Synodus illud primum 



1) Bouix, De jndicis ecclesiastieis Tom. IL Gapi III. Seet. IV. snbseet 8. 

2) Sammula Theolog. mor. L 885, not« 56. Bomae 1892. 
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(episci^s) admonendos esse censet, at se pastores, non percussores 
esse meminerint elaborentqae , at bortando et monendo ab illicitis 
deterreant, ne, ubi deliquerint, debitis eos poenis coercere cogantur. 
Quos tarnen si quid per humanam fragilitatem peccare contigerit, 
illa Apostoli est ab eis servanda praeceptio, at illos argaant ... in 
omni bonitate et patientia , cam saepe plas erga corrigendos agat 
beneyolentia quam austeritas.« Die Bischöfe mögen also, ehe sie 
Aber ihre Untergebenen die Suspension ex informata conscientia ver- 
hängen, diese Worte des Concils wohl erwägen, mahnt Giratdi. 

Eine weitere Bestätigung der Behauptung, dass die Kirche 
vorausgehende Mahnangen wünscht, bietet die Instruction der h. Con- 
gregation der Bischöfe and Regulären^) qnoad modum procedendi 
oeconomice in causis disciplinaribus et criminalibus clericorum vom 
11. Juni 1880. In Nr. IX beginnt die Neuordnung des Strafver- 
fahrens: »Die in dem Decretal-Bechte vorgeschriebenen Förmlich- 
keiten sind durch die nachstehenden Vorschriften nicht schlechthin 
aufgehoben; ebenso bleibt auch die Strafe der Suspension ex in- 
formata conscientia bestehen. c Die vorhergehenden Bestimmungen 
können also mit liecht auch auf die Suspension ex informata con- 
scientia bezogen werden, um so mehr, als einzelne Paragraphen 
(I — III) von den' kirchlichen Zuchtmitteln im Allgemeinen handeln. 
»Mediis quae praeservant, accensentur spiritualia exercitia, monitiones 
et praecepta,« lieisst es im Artikel IV. Hierauf fährt Artikel V. 
fort: »Has provisiones praecedere debet summaria facti cognitio, quae 
ab ordinario notanda est, ut ad ulteriorem procedere et certiorem 
reddere queat superiorem auctoritatem in casu legitimi recursus-c 
Der sechste Artikel gibt die Form der monitio an: »Sive in forma 
paterna et secreta (etiam per epistolam aut per interpositam per- 
sonam), sive in forma legali, ita tarnen, ut de earundem executione 
coQstet aliquo actu.« Das Dthet des fünften Artikels hat besonders 
das Processverfahren im Auge, immerhin aber bleibt eine Gonvenienz 
auch ffir die Suspension ex informata conscientia. »Prudenti arbitrio 
Praelatorum reliuquitur,« sagt die Instruction der Propaganda Art. IX, 
Oft wird das Erscheinen vor dem Richter und die persönliche Aus- 
sprache auch dem Verdächtigen Gelegenheit bieten , sich zu recht- 
fertigen. Andererseits hat, wenn die Mahnung ohne Resultat bleibt, 
der Richter in derselben eine Gelegenheit and ein Mittel sich zu 
fiberzeugen, dass er auf dem rechten Wege ist« 



1) Siehe Archiv XLVI 8 folg. 
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7. Die schrifüiehe Form der Verhängung. 

Die Suspension ex inf. consc. ist gflitig, auch wenn sie nnr 
mündlich verhängt wird : »Suspensio quando juridice fertur , neces- 
sario exquirit, ut illa in scriptis publicetar, secus Yero, si episcopus 
extrajudicialiter agat, tunc, quamvis verbis indicta fuerit, sastinetur.« 
— S. C. C. 14. Sept. 1782 in Savon. Die Praxis hat es zur Regel 
gemacht, dass die Suspension ex inf. consc. schriftlich Yerhftngt wird, 
derart, dass der Bischof, der dieselbe nur mündlich auferlegt, uner- 
laubt handeln würde, sagt der hl. Alphonsus (Theol. mor. VII 317, 
818). Auch die Instruction der Propaganda fordert in Artikel III, 
der Bischof solle die Sentenz schriftlich geben. In der That, Worte 
verfliegen schnell und die Phantasie schafft bisweilen im Gedächt- 
nisse ein allzu wenig getreues Bild der Ereignisse und Worte. Mo- 
naceUi gibt ^) die nachstehende Formel : »Constito Nobis presbyterum 
N. esse reum criminis, eum ob causas, quae animum nostrum digue 
movent et de quibus Deo et Sedi Apostolicae, cum habuerimus in 
mandatis, rationem reddere debemus, ex informata conscientia a di- 
vinis (vel aliter) suspendimus N. N. et snspensum declaramus ac ei 
decretum suspensionis intimari mandamus.c 

2. Auch schriftliche Decrete sind indess aus Nichtbeobaehtung 
der vorgeschriebenen Formen bisweilen nur Inhibitionen, Verbote, 
nicht förmliche Suspensionen. Ein Bischof hatte einem Pfarrer unter- 
sagt irgend welche Pfarrfunction zu üben. Der Pfarrer recurrirte an 
den h. Stuhl. In der Verhandlung vom 17. December 1864*) nennt 
die S. G. C. die vermeintliche Suspension eine Inhibition. Ein gleicher 
Fall lag der h. Congregation am 12. August 1865 vor. Auf die 
Frage: »An sustineatur suspensio in casu?€ ward die Antwort ge- 
geben: Inhibitionem amplius non sustineri. Die Uebertretung eines 
Verbotes habe nicht die gleichen Folgen wie die uebertretung der 
Suspension ex inf. consc. Es ist also für die Gültigkeit einer 
suspensio ex inf. consc. unumgänglich, dass der Bischof erklärt, er 
verhänge die Strafe auf Grund der informata conscientia, da widri- 
genfalls die Appellation statthaft ist. 

8. Am praktischsten dürfte das Verfahren sein, welches die 
S. Gongr. Episc. et Reg. im September 1780 einem Bischof empfahl. 
»Der Bischof soll den Ganonicus zu sich bescheiden und ihm ?on 
neuem das Verbot intimiren, mit der verdächtigen Person zu ver- 
kehren, mit Androhung körperlicher Straten, Gensuren u. s. f. Der 



1) FormuL leg. pract fori ecolet. p. lU. tit. 2. form. 6. n. 4. 

2) AeU 8. Sedis U 284 nota 8. 
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Ganonicas hat dieses erneuerte Verbot zo unterschreiben und der 
Bischof wird es geheim aufbewahren.! Wenn ein gleiches Verfahren 
bei der Suspension ei inf. consc. geflbt wird, dfirfte vielen Schwierig* 
keiten von vornherein vorgebeugt sein. »Hujusmodi praeceptum,€ 
sagt die Instruction der Propaganda Art. III, »semper in scriptis 
intimandum est die ac mense designato, illudque ferri debet ab ipso 
Ordinario vel ab alia persona de expresso ejus mandato. In eadem 
tarnen intimatione expriroendum est, quod ejusmodi punitio irrogatur 
in vim Tridentini decreti (Sess. XIV. cap. 1 de ref») ex inforniata 
conscientia vel ex causis ipsi Ordinario notis.« Die Unterschrift muss 
in der Regel der Bischof leisten, ihm allein gehört ja die Gewalt zu 
suspendiren zu, indess wird überall die Erweiterung des Rechtes, 
dass ein anderer im besonderen Auftrage des Bischofes unterschreibt, 
fiberall Platz greifen können. Der Unterzeichnende ist ja alsdann 
nicht der suspendirende , sondern bekundet nur authentisch den 
Willen und den Ausspruch desselben. Besonders zu bemerken ist 
endlich, dass der Bischof genau angeben muss, wovon er den Priester 
suspendirt (Prop. Art. IV). 

4. Der Bischof ist indess nicht verpflichtet die Motive anzu- 
geben, aus welchen er die Suspension ex inf. consc. verhängt. So 
wurde in Vercell. am 21. März 1643 entschieden, wie Benedict XIV, 
bezeugt^). »Prudenti arbitrio Praelatorum relinquitur,« heisst es in 
der Instruction der Propaganda Artikel IX, »suspeiisionis causam seu 
ipsam culpam delinquenti aut patefacere aut reticere.« In der 
seiner Zeit genugsam bekannt gewordenen causa Lucion. wurde die 
Suspension deshalb für gültig erklärt, obwohl der Bischof, theils um 
das versprochene Oeheimniss nicht zu verrathen, theils um den 
Pfarrer zu schonen, es für gut gehalten hatte dem letzteren von 
den in der Voruntersuchung constatirten Verbrechen keine besondere 
Mittheilung zu machen. 

Ein Missbrauch der Oewalt seitens der Bischöfe ist angesichts 
der Mahnungen des Tridentiner Goncils und der Möglichkeit eines 
Becurses an den h. Stuhl nicht zu befürchten. Ebenso wenig auch 
wird der Suspendirte in Zweifel sein, wofür ihm eine so schwere 
Strafe auferlegt wird, da theils die meist doch vorangehenden Mahn- 
ungen, theils das eigene Gewissen ihm das Rechte sagen werden. 

8. Die Ohjecte der Suspension ex inf. consc, 

1. Auf Grund des Gap. 1 der 14. Sitzung des Tridentiner Gon- 
cils können keine Exercitien, Wallfahrten, Hausarrest u. d. m. vor- 

1) De Sjrn. dio«c. IIb. XII. c. 8. n. 4. 
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geschrieben werden. Das Wort suspensio scbliesst jeden positiven 
Akt von seinem Sinne aus. Die Strafe ist eine privative: das Verbot 
höhere Weihen zu enopfangen oder schon empfangene wie bestimmte 
aus denselben fliessende Rechte auszuüben. Immerhin aber bleibt es 
dem Bischöfe unbenommen (nach Artikel I— IV der Instruction vom 
IL Juni 1880) gewisse Präveutivmassregeln vorausgehen zu lassen. 
Das Recht der inf. consc. umfasst: 

a) Das Verbot zu den höheren Weihen (ordines majores) zu 
gelangen oder, wenn Jemand bereits eine derselben besitzt, zu einer 
höheren emporzusteigen ^). 

b) Die Suspension ab ordine, dignitate, gradu. Der Ordo ist 
ein Theil des officium. »Officii appellatione, sagt Card. cTAnnibale^ 
omnis potestas spiritualis significatur, eaque duo continentur, Ordo 
et jurisdictio, quocirca suspensio potest esse vel ab ordine solum vel 
solum a jurisdictione vel ab utroque.c Die Jurisdiction ist also in 
der Vollmacht des Tridentiner Decretes nicht enthalten. Dignitates 
sind die Archipresbyter und Archidiaconen. A fortiori sind also auch 
die Pfarrer dem Decrete unterworfen, wie die S. C. C. am 14. No- 
vember 1654 gegen jeden Zweifel sicher stellte. Der Ausdruck graduA 
ist sehr allgemein. Ist hier unter dignitas et gradus die Zusammen-, 
fassung des ganzen Officium zu verstehen, oder bedeutet gradus die 
Jurisdiction allein, weil der ordo schon genannt ist? Wie dem sei, 
der Bischof kann auch ab officio ex inf. consc. suspendiren, wie 
d^Annibiüe^ Bouix und Santi mit Recht annehmen'). »Satis erit,€ 
heisst es in der Instruction der Propaganda Artikel II, »si Praelatas 
declarat se suspensionem ab exercitio sacrorum officiorum vel ec- 
clesiasticorum munium indicere.« Ueber die Suspension ab ordinibus, 
gradibus vel dignitatibus ecclesiasticis hinauszugehen ist nicht ge- 
stattet, sagt der Consultor in causa appellat. 20. Dec. 1873, nicht 
einmal in vim interpretationis , da hier von Straten die Rede ist. 
Das gleiche lehren auch Fagnani in cap. Ad aurea De temp. ord. 
n. 12, Oonzalee Lib. I. Tit. 11 in cap. Ex tenore und Benedict XIV,^ 
De syn. dioec. XII. c. 8. n. 3. Es ist die allgemeine Meinung aller 

1) Freilich könnten auch Kleriker in minoribas saspendirt werden. Ja, 
wenn solche nach Verhfingang der Sospension feierlich einen Akt ihres eigenen 
ordo üben, werden sie irregulär. Navarr. Manual, c. 27 n. 163 Barh. De oflT. et 
pot. ep. p. 2. alL 8. n. 10. S. C. C. in Bossan. 14. Mai 1763. Da indess ror 
Zeit die Fonctionen der Minoristen meist durch Laien verrichtet werden, wir4 
ftber die Kleriker der ordines minores znr Zeit keine Suspension verhäng. 
Card. d*Annibale, Sammnla Theol. mor. III. pag. 298. 

2) dÜAnnibale III 813 Sammnla Theolog. mor. Bouix, De Jnd. eocles. 
n pg. 841* Santi, Jas canon. V. Tit. 5. 
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Rechtslehrer, sagt deshalb Tiaeeesi^)^ dass der Bischof nicht von 
den Früchten des Beneficiums suspendiren kann. Erstlich ist ein 
solches Recht ja in den Worten Suspensio ab ordinibus, dignitatibas, 
u. s. f. nicht enthalten, sodann aber weist die Absicht des Concils 
auf die gleiche Schlussfolgerung hin. Das Concil wollte auf ausser- 
gewöhnliche Weise Aergernisse beseitigen, für welche die gewöhn- 
lichen Mittel nicht hinreichten, eine ausserordentliche Beraubung des 
Beneficiums liegt weder in den Worten, noch ist sie zur Erreichung 
des Zieles nothwendig. Im Gegentheil nahmen die Väter wohl, wie 
Kcher bemerkt*), absichtlich von der Suspensio a beneficio Um- 
gang, sonst hätten sie, da die Suspensio ab officio et beneficio im 
gemeinen Rechte so häufig vorkommt, es sicherlich nicht unterlassen, 
von dieser allgemeinen Formel auch hier Gebrauch zu machen. Dies 
ihr Verfahren legt die Annahme der Absichtlichkeit um so näher, 
als sie in dem unmittelbar nachfolgenden Capitel 6 der nämlichen 
Sitzung wieder ausdrücklich der Suspensio ab ordinibus, ab officio 
et beneßcio Erwähnung thuen. Nur indirect also kann es sich er- 
eignen, dass die Strafe auch die Einkünfte berührt, insofern der ab 
officio Suspendirte für die interimistische Besorgung seiner Amts- 
obliegenheiten einen Stellvertreter aus den Erträgnissen seines Bene- 
ficiums zu erhalten hat. 

2. Wenn es also mehrfach vorgekommen ist, dass Bischöfe ex 
inf. consc. einen Pfarrer vom Beneficium suspendirten oder selbst 
entsetzten, so fasste die h. Congregation bei dem Recurse weniger 
die falsche Quelle in*s Auge, auf welche die Bischöfe sich beriefen, 
als vielmehr das auf Qrund einer anderen Bestimmung unbestritten 
vorhandene Recht derselben. So in Perusin. Remotionis vicarii curat! 
26. Sept. 1795. Ein Pfarrer hatte sich durch Unsittlichkeit, Trunk- 
sucht und bösen Ruf bei seinen Pfarrkindern ein gesegnetes Wirken 
unmöglich gemacht. 29 Zeugen waren gerichtlich oder ausserge- 
richtlich vernommen für die Wahrheit dieser Anschuldigungen ein- 
getreten. Ihnen standen über 100 Pfarreingesessene gegenüber, da- 
zu etwa 60 Personen aus benachbarten Pfarreien und drei Pfarrer. 
Die einen sagten zu Gunsten des Pfarrers aus, andere suchten die 
verdächtigen Frauen zu rechtfertigen u. s. f. Die S. C. C. bestätigte 
die gänzliche Entfernung des Pfarrers, wenngleich nicht auf Grund 
des Cap. 1. de ref. der 14. Sitzung. Wenn der Bischof gestüzt auf 
Gap. 6 Sitzung 21 oder Cap. 14 Sitzung 25 vorgeht, so kann die 



1) Acta S. Sedis XIX 564 

2) Kober, Die Suspension. Tübingen 1862. S. 
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SaspensioD eine immerwährende sein. Handelt es sich ferner am 
ein Vergehen, mit dem nach den Bestimmungen des Bechtes ipso 
facto eine Suspension, Beraubung oder Censur verbunden ist, so be- 
darf es nur einer erklärenden Sentenz. Diese Fälle ausgenommen 
kann keine Suspension oder Privation vom Beneficium erfolgen, ohne 
dass eine dreifache Mahnung vorausgeht ^). 

9. Dauer der Suspension. 

1. Das Capitel 1 der 14. Sitzung kann Anwendung finden so- 
wohl für zeitliche wie für dauernde Suspensionen, erklärte die S. C. 
C. am 3. Februar 1593. Gleichzeitig aber fügte die h. Congrega- 
tion die Erklärung hinzu: »Ein zeitweiliges Verbot oder eine zeit- 
weilige Suspension ist diejenige, bei welcher der Bischof eitrajudi- 
cialiter vorgeht, indem er nach seinem Gutbefinden verbietet und 
suspendirt*).€ Welches also auch der Sinn sein mag, in welchem 
der erste Theil des Decretes zu nehmen ist, eines ist sicher, die 
immerwährende Suspension kann da nicht Platz greifen, wo es sich 
um geheime Vergehen handelt. Da nun also nach anderen Er- 
klärungen derselben h. Gongregation ein zeitweises Verbot statt- 
hat, wenn der Bischof wegen verborgener Vergehen vorgeht, so folgt, 
dass eine immerwährende Suspension nur für offenbare Delicto zu 
verhängen ist. Auch die Worte: »Indem er nach seinem Gutbe- 
finden verbietet oder suspendirt^c können keine ernstliche Schwierig- 
keit schaffen, da das Decret ausdrücklich besagt: »Eine Suspension 
ist zeitlich beschränkt, wenn wegen eines verborgenen Delictes vor- 
gegangen wird (quando proceditur ex delicto occulto).€ Wie könnte 
also wegen der Worte na(^ seinem Gutdünken (ad suum benepla- 
citum) die Suspension eine dauernde werden ? Die Worte Ad bene- 
placitum sind so zu verstehen , dass es der Klugheit und Liebe des 
Bischofs überlassen bleibt, die Suspension für eine kürzere oder 
längere Dauer zu verhängen. Nicht wie zuvor ist der Bischof nach 
dem Tridentiner Decret darauf beschränkt den Sunder zu beschwören, 
er möge umkehren von seinen bösen Wegen, nein, es ist dem geist- 
lichen Oberen auch ein Zwangsmittel gegeben, das dem Fehlenden 
zugleich seinen guten Ruf lässt. Das Beneplacitum des Bischofs be- 



1) Pallotiini, Pagna juris cap. III. 

2) Congregatio Concilii censait capnt primum Sess. XIV de Ref. habere 
locam in saspeusionibas et prohibitionibas tarn temporariis quam perpetnis . . . 
Temporalem prohibitionem et snspensionem censeri eam, nbi ex delicto occalto 
extrajadidaliter procedit episcopas, ad saam beneplacitara prohibendo et 
snspendendo. — In Nallins 8. Febr. 1593. 
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steht nan darin, die Strafe so abzumessen, dass der Fehlende zur 
Besinnung kommt and so zu handhaben, dass sein Ruf gewahrt 
wird. Viele Theologen, ja selbst Consultoren der Congregation sahen 
den wahren Sinn des Gap. 1 der 14. Sitzung nicht ein und nahmen 
an, dass die h. Congregation später ihre Meinung geändert habe. 
Der Herausgeber der Acta S. Sedis wagt nicht einmal das Lefztere 
anzunehmen, sondern schreibt erst der Instruction der Propaganda 
einen Umschwung zu ^). 

»S. Congregatio constanter sententiam secuta est, sagt der 
Consultor in causa Lucion., qua vid. volle videtur, ut hujusmodi 
suspensiones perpetuae seu indefinitae, qnae idem valent ac perpetuae 
et sunt merae privationes, haud unquam in posterum ferendae sint 
nisi praemissis monitionibus aliisque solemnitatibus ad praescriptum 
ejusdem Synodi Trident. Sess. XXTV. cap. 6. latas fuisse repererit. 
Ita in causa S. Severini 19. Sept. 1778: An parochus Laetti esset 
necne redintegrandus ad regimen suae ecciesiae parochialis, a qua 
praeter normam c. 6. sess. XXIV. fuerat suspensus? Affirmative, 
reservato jure promotori fiscal! agendi contra parochum Laetti ad 
formam Goncilii Tridentini et amplius. Item in Piacent. 26. Febr. 
1847.C 

2. Welchen Sinn also hat die Suspension »ad beneplacitum 
episcopi?€ In keinem Falle einen die zeitliche Begrenzung der 
Strafe ausschliessenden Sinn. In vielen Fällen lässt sich die Wahr- 
scheinlichkeit der Besserung nicht zeitlich voraus bestimmen, in 
diesen muss es also dem Bischof überlassen bleiben, den Zeitpunkt 
abzuwarten. »Censura praecipuo fertur ad reprimendam contumaciam,€ 
sagt SiMre£f^)j et ut homo a culpa recedat, ideoque non potest alium 
terminum habere nisi dum recedat ab illa.€ Aehnlich sagt Bene^ 
dict XIV,: »Vernunft und Billigkeit zeigen, dass die Strafe nach 
der Schuld zu bemessen und aufzuerlegen ist, die Suspension nicht 
ausgenommen ').€ Auch der oben bereits (6, 1) citirte Artikel IX 
der Instruction der Propaganda weist darauf hin, dass jede Suspension 
ex inf. consc. einer zeillichen Beschränkung unterliegt. Noch deut- 
licher zeigt dies Artikel V derselben Instruction: »Exprimi debet 
tempus durationis ejusdem poenae. Abstineant tamen Ordinarii ab 
ipsa infligenda in perpetuum. Quod si ob graviores causas Ordina- 
rius censuerit eam imponere non ad tempus determinatum , sed ad 



1) Acta S. Sedis XIX 568 Appendix ad Instr. S. Gongr. Prep, ad V. 
Siehe dagegen PaUottini, Collect, omninm conclns. etc. XVI S. 590. 

2) Suarest ^^ censaris Disp. XXY. sect. 1. 

3) Bened. XIV., De Syn. dioec. lib. X. c 1. n. 2. 
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säum beneplacitum , tone ipsa habetur temporanea, ideoqae cessabit 
cum jurisdictione Ordinarii suspensionem infligeDtis.€ Der naturge- 
mässe TerTDin einer Suspension ad beneplacitum ist die Besserung, 
tritt diese vor dem Tode (üebertragung , Resignation, Absetzung) 
des Bischofes nicht ein, so erlischt die Strafe jedenfalls mit seinem 
Abtreten von der Leitung der Diöcese. ^ 

Ein Brief der S. Congr. Ep. et Kegul. an einen Bischof (3. Febr. 
1852) möge die gegebene Erklärung noch weiter erhärten: »Der 
Pfarrer T. hört nicht auf an diese h. Congregation zu recurriren, 
weil über ihn eine unbegrenzte Suspension verhängt ist. Er konnte 
ja vielleict im Anfange diese Strafe als besondere Busse verdienen, 
indess ist es nicht gestattet, einem Pfarrer eine Suspension auf un- 
bestimmte Zeit aufzuerlegen, ohne dass ein canonischer Process an- 
gestrengt wird. Ew. B. Hoheit werden also einen Process anstrengen 
und der Congregation zusenden.« — Eine unbeschränkte Suspension 
ist nichts anders als eine einfache Absetzung. 

10. Appellation und Recurs. 

1. »A decreto suspensionis ex inf. consc. non datur appellatio 
ad tribunal superioris ordinis. Postquam idcirco clericus intima- 
tionem suspensionis habuerit, si nihilominus appellationem interponere 
ejusque obtentu in altari ministrare seu quovis modo suum ordinem 
solemniter eiercere praesuroat, statim incidit in irregularitatem.« — 
Instr. der Propag. Art. XL In der causa Lucionensis wurde die 
Frage gestellt: An ab hujusmodi suspensionis decreto ei inf. consc. 
detur appellatio ad Metropolitam seu potius sit tantum recursus ad 
S. Sedem in casuP Besp. Negative ad primam partem, affirmative 
ad secundam. Der Grund ist klar. Wo etwas dem Gewissen über- 
lassen und das gerichtliche Verfahren nicht vorgesehrieben ist, kann 
es dem oberen Richter nicht gestattet sein, eine Appellation gegen 
den Spruch des Vorrichters anzunehmen. Es muss stets angenom- 
men werden, dass dieser nach Massgabe des natürlichen Rechtes aus 
billigen Ursachen, die geeignet waren ihn zu bewegen, gehandelt hat. 
Da nun die Verweigerung der Appellation in der Natur der Sache 
begründet ist, kann eine gegentheilige üebung, die etwa irgendwo 
einmal aufkommt, nicht dagegen angeführt werden. Da der Bischof 
bei der Verhängung einer Suspension ex inf. consc. nach seinem Ge- 
wissen handelt, so kann der allein Rechenschaft fordern, der die 
höchste Leitung in der Kirche hat, dem jeder Bischof über seine 
Amtsverwaltung Rechenschaft schuldig ist. 

Einige Beispiele zeigen uns die Praxis der h. Congregation. 
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Der Bischof von Capri hatte zwei Priester bis auf weiteres von der 
h. Messe saspendirt. Dieselben appellirten an den Erzbischof. Von 
diesem absolvirt lasen sie die h. Messe, wurden aber von dem eigenen 
Bischöfe in*s Qefängniss gesetzt. Der Erzbischof liess sie nun seiner- 
seits mit Qewalt befreien und befahl ihnen in Gegenwart seiner Com- 
missare öffentlich das heilige Opfer darzubringen. Alle diese Akte 
des Metropoliten wurden von der h. Congregation für unstatthaft er- 
klärt und die Suspension aufrecht erhalten (16. Dec. 1730). Das- 
selbe geschah in der causa Lucion. 8. April 1848, weil dem Erz- 
bischof die nothwendige Jurisdiction abgehe. Aehnliche Umstände 
walteten in der Nucerin. et Tudert. 29, Sept. 1878 ob. Der Bischof 
hatte einen Priester, dem er ein Beneficium übertragen wollte, ver- 
boten die Diöcese zu verlassen, widrigenfalls er ipso facto suspendirt 
sein sollte. Der Priester ging trotzdem in eine andere Diöcese und 
celebrirte dort die h. Messe. Auf die Frage: Steht die Irregularität 
fest oder ist dem h. .Vater nur die Dispensation ad cautelam zu 
rathen ? entschied die S. C. C. Äff. Ad I p. Neg. Ad II p. 

2. Ist gleich eine Appellation nicht statthaft, so steht doch 
der Recurs an den h. Stuhl frei. Konnte das Concil es einerseits 
nicht untersagen, dass Jemand sich an den höchsten Richter wendet, 
so geziemte es sich ebenso, dass auch der Suspendirte Gelegenheit 
fand, seine Vertheidigung geltend zu machen. Der Recurs kann er- 
griffen werden: 

a) Gegen die Gompetenz des Richters, wenn z. B. der General- 
vicar ohne besonderes Mandat eine Suspension ex inf. consc. ver- 
hängt. 

b) Gegen die Ungerechtigkeit der Sentenz, wenn der Suspendirte 
nachweisen zu können glaubt, dass die Strafe ohne genügende Be- 
weise über ihn verhängt ist. Ein solcher Fall war die causa Bo- 
janensis. 

c) Gegen die Grösse der Strafe, wenn dieselbe zu lang oder zu 
schwer scheint. So in Nebbiens. 17. November 1753 und in Piscin, 
18, März 1753. 

d) Wegen Formfehler, wenn das Vergehen ein offenkundiges 
ist, also nicht dem Forum der informata conscientia angehören kann. 

Wird die Sentenz kassirt, so erhält der Priester auch die 
Früchte des Beneficiums, welche etwa inzwischen nicht erhoben 
werden konnten, zurück. So wurde in Pisciens. auf die Frage: An 
constet de attentatis, et quatenus affirmative, quomodo sint purganda 
in casu? die Entscheidung gegeben : Affirmative, per viam nullitatis, 
restitutis Chelio fructibus prioratus. Ebenso in Nebbiensi ad III: 
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An ipse archidiaconas Gentile teneatnr ad distributiones quotidianas 
tempore suspeosionis P Kesp. Archidiacono deberi distributiones quo- 
tidianas. Endlich in S. Severini 19. Sept. 1778 ad II: An sit locus 
refectioni damnorum et in qua summa in casuP Resp. Restituendos 
esse omnes fructus parochiae tempore oeconomatus dccursos dempta 
congrua pro oeconomo aliisque necessariis expensis. Endlich muss 
der Bischof, wenn seine Sentenz für nichtig erklärt wird, die Pro- 
cesskosten tragen. An Reverendissimus Episcopus teneatur ad re- 
fectionem expensarum, damnorum et interesse in casuP Resp. Teneri 
ad restitutionem scutorum centum, in reliquis ad D. Secretarium ^). 

Weiss der Bischof von der h. Congregation aufgefordert seine 
Grunde mit ihren Beweisen vorzulegen, keine stichhaltigen oder ge- 
nügend bewiesenen Ursachen anzugeben, so wird die Suspension nicht 
-aufrecht erhalten. Ein Bischof hatte den Rector einer Kirche, der 
ohne Genehmigung des Pfarrers Lichter, Palmen und Eier geweiht 
hatte, bei Strafe der Suspension ex inf. consc. befohlen, durch acht 
Tage die geistlichen Hebungen zu machen. Die S. Rit. Congr. fragte 
auf die Beschwerde des Rectors bei dem Bischof an, ob wirklich 
dieser Grund ihn zu seinem Vorgehen veranlasst habe. Nicht dies 
war der Grund, den sein Gewissen ihm vorschrieb, antwortete der 
Bischof, sondern ein ganz anderer, den er keine Veranlassung habe, 
der h. Congregation mitzutheilen. Diese Weigerung und der reine 
Wandel des Priesters sprachen für den letzteren, weshalb die S. G. 
C. am 3. December 1757 in Amer. die Suspension als nicht be- 
stehend erklärte. Je nach Umständen legt die h. Congregation auch 
dem Bischof auf innerhalb eines Monates seine Gründe darzulegen, wie 
in Oritan. 20. Aug. 1735, oder noch eine eingehendere, wenn auch 
geheime Untersuchung anzustellen, wie die S. C. Ep. et Reg. in der 
Sache des Archidiacon Emanuel Dec. 1721 befahl. 

Ungenügend wurde unter anderen folgende Gründe erfunden. 
Zwei Pfarrer hatte wegen gewisser Rechtbeschränkungen gegen ihren 
Bischof an den h. Stuhl Recurs ergriffen und waren nach Rom ge- 
fahren. Der Bischof suspendirte sie deshalb. Am 21. Sept. 1687 
gab die h. Congregation die Entscheidung: Suspensionem non su- 
»tineri et episcopus non procedat contra oratores inconsulta S. Con- 
gregatione. — Ungenügend erschien die Beweisführung in einem 
Falle, dem die nachstehenden Thatsachen zu Grunde lagen. Ein 
Pfarrer war ex inf. consc. suspendirt worden, weil er im Verdachte 
stand, einen Volksauflauf erregt zu haben, damit ein ihm missliebiger 
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Vicar nicht eingeführt wurde. Der Auflauf hatte wirklich stattge- 
funden, der Vicar war nicht eingeführt. Um die Schuld des Pfarrers 
festzustellen, verhörte der Bischof insgeheim seinen Abgesandten und 
neun Zeugen, welche nicht de visu, sondern vom Hörensagen be- 
kundeten, der Pfarrer trage die Schuld. Wenngleich in einer weiteren 
Vernehmung mindestens ebenso viel Zeugen de visu für den Pfarrer 
eintraten, verhängte dennoch der Bischof, wie er schon vor der 
ersten Vernehmung gethan, die Suspension ex inf. consc. über den 
Pfarrer und befahl die Natural-Einkünfte der Pfarrei zu Gunsten 
eines Administrators zu versteigern. Der Pfarrer recurrirte an die 
h. Congregation, welche nach reiflicher üeberlegung die Frage: An 
censurae latae per Reverendissiraum Bpiscopum sustineantur in casu? 
verneinte. In Bojan. 9. Mai 1744. 

So lange die Sache noch nicht klar ist, wird sie von der 
h. Congregation auf eine andere Sitzung vertagt. Findet sie end- 
lich ihre Erledigung oder glaubt die Congregation sich nicht weiter 
mit derselben befassen zu sollen, so wird der Antwort die Klausel: 
Et amplius beigegeben. Jede längere Suspension wird von der 
h. Congregation auf ein geringeres Mass, gewöhnlich nur bis höch- 
stens zu sechs Monaten, meist aber auf eine noch kürzere Zeit, zu- 
rückgeführt, bisweilen aber auch eine provisorische Absolution ge- 
währt; so im Juli 1728 einem Priester von Clermont auf vier Monate. 

8. Zwei besondere Massregeln, die einen Becurs begleiten kön- 
nen, sind noch zu erwähnen. Der erste betrifft den Recurs im Falle 
eines Verbotes die höheren Weihen oder eine derselben zu empfangen, 
die andern den Recurs eines Beneficiaten. Wer den Beruf in sich 
fühlt zum geistlichen Stande und die nothwendigen Eigenschaften 
hat, besitzt damit ein wahres Recht darauf, nicht ohne Grund von 
dem Empfange derselben zurückgewiesen zu werden. Er ist ein Kind 
der katholischen Kirche und darf deshalb bei dem höchsten Leiter 
derselben seiner Klage Ausdruck geben. Der h. Stuhl nimmt An- 
klagen, die sich auf keine Thatsachen gründen, nicht an, z. B. dass 
der Zurückgewiesene nicht den rechten kirchlichen Geist habe, 
keinen wahren Beruf besitze, leichtsinnig sei u. dgl. m. Es müssen 
Thatsachen angeführt werden, aus denen die Abwesenheit der für 
einen Kleriker erforderten Tugenden folgt oder die Anwesenheit von 
Lastern nachgewiesen wird, welche den Aspiranten der Kirche un- 
nütz oder gar gefährlich machen ^). Gewöhnlich überträgt der h. Stuhl 
dem Metropoliten oder einem benachbarten Bischöfe die Untersuchung 
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der Sache. So schrieb die S. C. C. am 21. April 1668 an den Erz- 
bischof von Rheims: »Cum nnllus ordinari debeat, quem episcopus 
suae Ecciesiae utilem aut necessarinm non judicaverit, Congregatio 
non semel declaravit, ab hujusmodi judicio nuUam dari appellationem, 
sed recnrsum domtaxat ad Sedem Apostolicam , qnae joxta ipsius 
Congregationis sententiam per Gregorium XIII. fei. rec. approbatanif 
qaotiescunqae Ordinarius recn^averit qaemcunqae ordinäre, Metropolitae 
aut vicioiori Episcopo coinmittlt, ut ab eodem Ordinario prias re* 
qairat causam recasationis, quo legitimam non allegante licet illi 
eundem recusatum ordinäre. Itaque si quis ei dioecesanis Episco- 
pornm Eminentiae V. provincialium Sedem Apostolicam adiverit, juxta 
praenarratam forronlam eorum querimoniis consuletur, cui formalae 
nt unuro in praesens addatar, censuerunt expedire EE. PP., videlicet 
nt MetropuHtanus aut vicinior Epicopus antequam commissas sibi 
partes exequi aggrediantur, paterne curont, ut illi denuo apud suos 
Episcopos per tres vices suppHciter petant.c 

Hat ein Beneficiat den Recurs an den h. Stuhl eingelegt, so 
steht ihm gleichzeitig in einem Nebenumstande das Recht der Ap- 
pellation an den Metropoliten oder den h. Stuhl frei. Da er für die 
Zeit der Suspension eiuen Administrator für sich eintreten lassen 
muss, so kann er, vreun er glaubt, dass die vom Bischof angesetzte 
Taxe der Congrua unbillig ist, gegen dieselbe Appellation einlegen. 
So soll verhütet werden, dass die eigentliche Angelegenheit wegen 
leidiger Geldumstände verschleppt werde. Der Metropolit wird als 
Appellinstanz theils deshalb zugelassen, weil es sich eben nur um 
eine Nebensache handelt, sodann aber auch weil viele, besonders die 
der Propaganda untergebenen DiOcesen derart vom h. Stuhle ent- 
fernt sind, dass eine Appellation in dieser praktischen möglichst bald 
zu erledigenden Frage sich zu lauge hinziehen würde. 

11. Die Irregularität wegen Verletzung der Suspension. 

1. Die Verletzung der Suspension zieht die Irregularität nach 
sich, so oft in der üebertretung des Verbotes ein Akt der Ver- 
achtung gegen die geistlichen Strafen enthalten ist. Unwissenheit, 
Noth wendigkeit, Vermeidung des Aergernisses vermögen einen ent- 
schuldigenden Grund zu schaffen. Die Appellation indess vermag, da 
sie nicht statthaft ist, auch die Irregularität nicht zu verhindern. 
Als in Lucion. der Pfarrer erklärte, er habe Sonntags celebrirt, eine 
Taufe gespendet und andere Functionen vorgenommen, weil er ja 
gegen das ihn suspendirende ürtheil ex inf. consc. Appellation ein- 
gelegt hatte, erklärte die h. Congregation trotzdem (ad IV), er habe 
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die Irregularität coDtrahirt. Uebrigens wird der saspendirte Priestetf 
Diacon, Subdiacon nur dann als irregulär erklärt, wenn die Suspension 
bei dem Recurse als gültig anerkannt und aufrecht erhalten wird. 
Eine Suspension, die ans irgend einem Grunde nichtig ist, zieht 
keine Irregularität nach sich, wie die h. Congregation mehrfach 
entschied. 

2. In der Frage, wem die Dispensation von einer derart ver- 
wirkten Irregularität zusteht, gehen die Autoren nach verschiedenen 
Richtungen auseinander. Der erste Ursprung der Suspensionsver- 
hängung, ihre Voraussetzung und Ursache ist ein delictum occultum. 
Ist aber deshalb auch jede Uebertretung der um das crimen occul- 
tum willen verhängten Suspension einer jener Fälle, von denen nach 
dem Tridentiner Concil Sitzung XXIV. Cap. 6 de ref. die Bischöfe 
dispensiren können? Wir gehen hier nicht weiter auf den Streit der 
Autoren über die Bedingungen des delictum occultum ein. Es ist 
oben (3, 4) eingehend dargelegt worden, bis zu welchem Grade ein 
Vergehen geheim sein muss, um mit dieser Strafe belegt werden zn 
können. Ueber die Hauptfrage, wem die Dispensation zusteht, wenn 
ein Suspendirter die über ihn verhängte Strafe missachtet, antwortete 
die h. Congregation am 19. September 1588 wie folgt: »Ist das 
Delict, das zur Suspension Anlass gab und aus dem die Irregularität 
mittelbar hervorging, ein offenkundiges, so kann der Bischof nicht 
von der Irregularität dispensiren, selbst wenn der Akt, aus dem die 
Irregularität unmittelbar hervorging, ein verborgener war. Wenn 
z. B. ein notorisch simonistischer oder offenkundig excommunicirter 
Priester heimlich die h. Messe liest, so ist die Dispensation von der 
Irregularität dem h. Stuhle vorbehalten. Ist aber das Delict, das die 
Suspension hervorrief, verborgen, z. B. Unzucht, der Akt der Ueber- 
tretung aber, aus dem die Irregularität erwächst, öffentlich, so kann 
der Bischof von der ihm in Sess. XXIV. cap. G de ref. gegebenen 
Vollmacht Gebrauch machen. Alle Autoren halten an dieser Unter- 
scheidung fest. So Fagnani in Caput Vestra De cohabit. cleric. 
Barbosa, Alleg. 39 n. 26 und in Cap. 6 sess. 2-1 n. 27, 29. Mo- 
nacelli^ Form. leg. II. Tit. 13. form. 3. Bonac, Disp. 7 qu. 3 p. 6. 
Ebenso der Extensor in Lucion. 
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V. 

Aus der Rechtsprechung des deutschen Reichsgerichts in 
Strafsachen 1893/94. 

(Fortaetzung zu Archiv f. K.-B. 71 S. 95—104.) 
Zusammeugestellt Tom kais. Reg.-Rath a. D. F. Geigel zu Strassbnrg i. E. 

Die ürtheile sind entnommen aus der \jur, Wochenschrift < (= jnr. W.), 
Organ des D. Anwalt- Vereins 1894 sowie den Enticheidungen (= E.) des 
R,'G. in Strafsachen Bd. XXIV und XXV. 

a) 13/20. Febr. 1893, 1. Senat, E. XXIV S. 12—22. In der 
Beschimpfan^ (St.-O.-B. 166) der Aasstellung eines einzelnen^ als 
Reliquie verehrten Gegenstandes kann die Beschimpfung der Re- 
liquiencuUes als eines Gebrauchs der kath. Kirche gefunden werden 
(vgl. Arch. f. K.-R. 68 S. 230 u. 71 S. 97 u. 104). 

b) 27. März 1893, I. S., E. XXIV S. 91. »Versicherungen 
eines Zeugen an Eidesstatt im Sinne des St.-G.-B. 156 sind der 
Strafproz.-Ord. fremd, A. hat vor dem Schöffengerichte wissentlich 
eine unwahre Zeugenaussage gemacht, nachdem er als Mitglied der 
Brudergemeinde Kronthal (württemb. Reg.-Bl. 1852 S. 14) 
unter der, für diese an Eidesstatt zugelassenen Beiheuerungsformel 
sich zur Angabe der Wahrheit verpflichtet zu haben erachtete; 
die Form aber, in welcher die Beeidigung vorgenommen wurde, ent- 
sprach nicht der in jenem Privileg (vgl. unten i) an Stelle des 
Eides gestatteten Form einer Erklärung unter einer BethetAerunSgs- 
formel. A. hat durch äussere, die Grenzen einer blossen Vorbereitung 
überschreitende Handlungen seinen Willen kundgegeben, der eidlichen 
Verpflichtung eines Zeugen entgegenzutreten, somit als Zeuge einen 
Meineid zu schwören (versuchtes Verbrechen eines Zeugenmeineids). 
Die Freisprechung vorstösst also gegen das Gesetz.c 

c) 27. April 1893, I. S., E. XXIV S. 133. Die am 6. Sept. 1878 
geb. Tochter des evantj, Taglöhners L. und seiner kath. Ehefrau L. ist evang. 
getauft..; eine Zeugin bekundet, dass sie der Vater in den letzten Tagen vor 
feinem Tode gebeten habe, dafür zu sorgen, dass die hinterbliebenen Kinder in 
der evang. Religion erzogen werden sollen. Die als Vormünderin bestellte L. 
liesfl nach dem Tode ihres Mannes an ihrer Tochter die bei der kath. Taufe 
üblichen Ceremonien nachholen und dieselbe aus der Diakonissenanstalt in das 
vom Angeklagten S. als Rektor geleitete kath. Hospital T. verbringen. Auf 
Betreiben des evang, Presbjteriums T. wurde das Kind zwar der Mutter zu- 
rttekgegeben, indesa von S. in die kath. Erziehungsanstalt F. und sodann in das 
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Hospital £. im Grossh. Lnxemb. gebracht. L. erklärte dem Yormandschafts- 
gerichte 21. VIII 1884, ihr Kind sei ohne ihr Vorwissen bei einer ihr anbe- 
kannten Dame in L. untergebracht, am folgenden Tage, sie selbst habe es 
dieser »wohlthfitigen« Dame W. übergeben. Da die Mutter die Bückholung 
verweigerte, so wurde ihr am 5. Not. 1884 unter Hinweis auf die Deklaration 
vom 21. Nov. 1803 vom Vormundschaftsgerichte eröffnet, dass sie, wenn sie 
nicht binnen Monatsfrist nachweise, dass das Kind in der evang. Religion er- 
zogen werde, Gefahr laufe, als Vormünderin entsetzt zu werden. Diese Ent- 
setzung wurde sodann (Vormundschaftsordn. §. 63) am 19. April 1887 ausge- 
sprochen. Als Vormund wurde durch einen, mit den Vorqängen nicht be- 
kannten Decernenten S. bestellt. Letzterer liess das Kind in das Kloster E. 
(in Luzemb.) überführen. Von all dem hat das Vormundschaftsgericht nirhtn 
erfahren. Am 6. Mai 1891 erklärte L., ihre Tochter befinde sich immer noch bei 
der Katharina W. Ungeachtet des Widerspruchs des S. wurde darauf (8./4. Aug. 
1891) der Mutter das Erziehungsrecht genommen, am 6. Aug. 1891 S. der 
Vormundschaft entsetzt und an seine Stelle der evang, Pfarrer W. als Vor- 
mund bestellt. Im Sommer 1891 war die Tochter von E. wieder fortgenommen; 
gleichwohl hat L. am 11. Aug. 1891 vor der Polizei erklart, ihre Tochter be- 
finde sich in E. Das Landg. Trier erkannte auf Freisprechung (St.-G.-B. 235, 
47 u. 4). Die Revision wurde für begründet erachtet. »Das ürtheil geht 
»zutreffend davon aus, dass der Thatbestand des St.-Q.-B. 235 auch 
»dann vorläge, wenn die Angeklagte durch bereits vor dem 6. August 
^1891 vorgenommene und in ihren Wirkungen /br^bestehen gelassene 
»vorsätzliche Handlungen ixe Entstehung der minderjährigen L. ihrem 
»jetzigen Vormunde gegenüber verursacht hätte; es nimmt weiter an, 
»dass hieffir auch Unterlassungen genügt hätten. Dadurch aber, 
»dass es die Möglichkeit feststellt, eine andere dritte Person habe 
»öÄwe Wissen der Angeklagten das Kind schon vor der Bestellung 
»des Vormundes M. aus dem Kloster E. weggenommen, beschränkt 
»e§ die zur Anklage gestellte Kindesenteiehung lediglich auf die 
»Thatsache der Entfernung des Kindes aus dem Kloster zu E. Tn 
»dieser AuflFassung gibt das ürtheil dem Be<?riflFe der »Entziehungc 
»eine jmweü gehende Beschränkung, E. XVIII S. 273, Qoltdaramer 
»Mat. z. preuss. Str.-G.-B. II S. 441 ... Es genügt, wenn das Er- 
^giehungsrecht in seinem wesentlichen Inhalt, in dem jederzeitigen 
^ungehinderten Verfugungsrecht über die körperliche und geistige, 
»insbes. religiöse Ausbildung, beeinträchtigt wirdt (vgl. Arch. für 
K.-R. 60 S. 308, 61 S. 320 u. 71 S. 101). 

d) 12. Mai 1893, E. XXIV S. 155. In St.-G.-B. 52 a. Str.- 
Pr.-O. 51^ sind unter ^Verlobtent nur solche Personen zu verstehen, 
welche je nach den landesrechtlichen Vorschriften ein civil recht- 
lich wirksames Verlöbniss geschlossen haben, E. X. S. 117, XIV S. 7, 
B. in Civils. XXIX S. 97, Rechtspr. in Straf-S. IX 129. Im Gegen- 
satze zu einem blossen Liebesverhältnisse (Bechtsspr. in Strafs. II 
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S. 182) oder eiDem Konkubinate (Reichsgericht 30 X 1882) wird 
eine Willenseinigung über demnäcbstige Begründung des familien- 
rechtlichen Verhältnisses der Ehe gefordert . .JDie Eheversprechungen 
müssen ernsilich gemeint sein. Aus diesem Grunde ist im Rechts- 
leben solchen Eheberedungen die Anerlcennung zu versagen, die dem 
Gesetze oder den gtden Sitten euwiderlaufen, »Rechtlich bedeutungs- 
los sind Eheversprechungen, die von einem Ehegatten mit einer, 
diese Eigenschaft kennenden Person ausgetauscht werden. (K. lebt 
getrennt von seiner Ehefrau und mit ihr im Scheidungsprozesse). 
»Das von ihm der Angeklagten gegebene Versprechen ist auf den 
Abschluss einer Ehe gerichtet, »sobald er von seiner jetzigen (Ehe- 
frau geschieden sein wirdc). Das allg. L.-R. (§. 95 U 1 u. s. w.) 
enthält nichts, was auf eine andere, als die oben entwickelte Rechts- 
auffassung hinführen könntet (vgl. Arch. f. K.-R. 68 S. 224, E. in 
Civils. XXIX S. 98). 

e) 2. Okt. 1893, I. S., E. XXIV S. 269. Die Gewerbeordnung 
§. 105a wollte die Staatsregierung niclit zwingen, überall neue Be- 
stimmungen darüber, welche Tage als Festtage gelten, zu erlassen. 
Wo im Einzelstaate die Frage bereits in befriedigender Weise ge- 
regelt war, blieb es bei den bestehenden Vorschriften (vgl. Arch. f. 
K.-R. 64 S. 274 u. 66 S. 267). 

f) 6. Nov. 1893, III. 8., E. XXIV S. 361. Landgericht Leipzig er- 
achtete für erwiesen, dass A., weil sie sich bei dem Aufgebote in der Ehe- 
schliessang vor dem Standesbeamten als ledige Rudolfiue M. U. ohne den Zn- 
satz > geschiedene. Seh.« bezeichnete, Yorsfitzlich bewirkt hat, dass für Bechts- 
verhfiltnisse erhebliche Thatsachen im Heirathsregister als geschehen be- 
urkundet worden sind, »während sie in anderer Weise geschehen waren.« 
St.-G.-B. 271. Diese Qesetzanwendung beruht auf einem Rechtsi^Tthum, 
Die ira Sinne des St.-G.-B. 271 strafbare Verletzung der Wahrheit 
erstreckt sich nicht weiter^ als die Beweiskraft der in Frage stehen- 
den Beurkundung reicht, bezuglich der Standesregister nicht weiter, 
als §. 15 des Ges. v. 6. B'ebr. 1875 sie zur Beurkundung gewisser 
Thatsachen für bestimmt erklärt, bezüglich der Heirathsregister ins- 
besondere also nicht über die in §. 54 einzeln aufgeführten That- 
sachen hinaus, für deren Eintragung das Heirathsregister bestimmt 
ist. Die unrichtige Angabe von Thatsachen oder Umständen, welche 
aus dem Ganzen der solchergestalt geordneten Beweiskraft gewisser 
Beurkundungen herausfallen^ fallen auch aus dem Tbatbestande des 
St.-O.-B. 271 heraus . . Da A. ihren Vornamen und den durch die 
eheliche Geburt erworbenen Geschlechtsnamen richtig angegeben hat, 
enthält das Heirathsregister in dieser Beziehung nichts Unwahres. 
Mit der Vorinstanz zu behaupten, der Name des geschiedenen Ehe- 
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nianns der A. sei deren i^äUein richtiger Famüienn^men€^ erscheint 
unhaltbar §. 741 u. 742 A. L.-R. II 1 , säcbs. bürg. G.-B. §. 13 
u. 1748 . . . Die Eigenschaft eines Eheschliessenden als verheirathet 
oder nn verheirathet, verwiUwet oder geschieden^ gehört nicfU zum 
Begriffe desjenigen »Standes«, von welchem §. 54^ spricht, E. XVI 
N. 22 u. XX N. 92. Im §. 54 wird nirgends vorgeschrieben, dass 
in das Heirathsregister auch mit dem Vorleben der Ehenschliessen- 
den historisch zusammenhängende persönliche Verhältnisse derselben 
miteinzutragen sind. Ist das Heirathsregister aber nicht daeu be- 
stimmt, die Thatsache, ob eine frühere Ehe bestanden, ob sie durch 
Tod oder Scheidung gelöst sei, zu beurkunden, so fällt die Bezeich- 
nung als »ledig« auch aus den Rahmen der verantwortlichen Be- 
urkundungen derselben heraus.« (Aehnlich Reichsgericht 1. Juni 
1894, IL S., jur. W. 94 S. 393, Arch. f. K.-R. 66 S. 265 u. 266, 
68 S. 232, 71 S. 104). 

g) 23. Nov. 1893, I. S., E. XXIV S. 415 u. jur. W. 94 S. 45. 
Nach franz. und bad. R. (Landrechtssatz 336 u. 341) erbringt der 
Eintrag im Qeburtsbuche und der, die Bezeichnung der Mutter ent- 
haltende Geburtsschein vollen Beweis der Thatsache der Mutterschaft 
und kann sich das Kind auf die possessio status berufen (Ztschr. f. 
franz. Civ.-R. IV S. 372, bad. Ännalen 1854 S. 300). Der Eintrag 
über die Niederkunft der Mutter und die Geburt des Kindes ist er- 
folgt, wenn auch nicht auf Veranlassung der ersteren; die Mutter 
hat ihr Kind als solches immer betrachtet und sich die Verfugung 
über dasselbe vorbehalten. Der Besitz des Familienstandes von 
Mutter und Kind ist dargethan, und es bestand die rechtliche Mög- 
lichkeit, diesen Besitz sofort durch nachträgliche Anerkennung der 
Mutter oder durch Richterspruch auf die Maternitätsklage des Vor- 
mundes in Recht zu verwandeln. Dieser jBe^i^^stand und das Recht 
nachträglicher Anerkennung stehen aber schon unter dem Schutze 
des St.-G.-B. 285. Dasselbe erfordert nur, dass eine minderjährige 
Person durch List, Drohung oder Gewalt ihren ^EUern^ oder ihrem 
Vormund entzogen wird. Der Ausdruck »Eltern« bezieht sich 
auf den einzdnen Elterntheil und bei unehelichen Kindern auf die 
Mutter. E. in Strafs. XXII S. 167. 

h) 6. Febr. 1894, IL S., jur. W. 94 S. 158 u. E. XXV S, 119. 
iS^ro/antrag (Ä.-G.-JS. 61 u. 172 Abs. 2) kann selbst der, den an- 
deren zum Ehehrtiche anstiftende Ehegatte stellen, vgl. übrigens 
E. XIV S. 204, Arch. f. K.-R. 60 S. 304, 61 8. 316, 64 S. 273 
und Urtheil k. 

i) 15./19. Febr. 1894, L S., jur. W. 94 S. 166 und E. XXV 
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S. 135 Sir.'P^.'O. §. 60 u, 260. Dem Gerichte ist nicht verwehrt, 
als Beweismittel bei der Sachentscheidung auch eine solche Zeugen- 
aussage heranzuziehen, welche ohne Verletzung eines Prozessgesetzes 
in der Hauptverhandlnng abgegeben , aber schliesslich ohne Eides- 
bekräftigung geblieben ist, natürlich aber nur unter der Beachtung 
des ümstandes, dass das Zeugniss ein unbeeidigtes ist. Die Zeugin 
hatte unter der Erklärung, Baptistin zu sein, die Eidesleistung ver- 
weigert (vgl. oben 6). Nachdem festgestellt war, dass die Baptisten 
(Arch. f. E.-R. 66 S. 254) nicht eine solche Religionsgesellschaft 
bilden, auf welche Str.-Pr.-O. §. 64 Anwendung finden könne, wurde 
sie gemäss §. 69 zu einer Geldstrafe verurtheilt, von weiteren Zwangs- 
massregeln, die von keiner Seite beantragt waren, wurde still* 
schweigend abgesehen, in dem ürtheile aber ausgeführt, dass ihr 
Zeugniss glaubwürdig erscheine und das der übrigen Zeugen unter- 
stütze (vgl. übrigens ürth. v. 27. März 1893 und 27. April 1894, 
III. Civilsenat, jur. W. 1894 S. 279). 

k) 26. Febr. 1894, III. S., jur. W. 94 S, 158. Für die staat- 
liche Verfolgung ist erforderlich, aber auch ausreichend der vom 
Verletzten gestellte Strafantrag, und es darf nicht untersucht wer- 
den, ob der Antragsberechtigte vom pr ivat rechtlichen Stdknipnnkte 
aus an Stellung des Strafantrags sich hätte behindert fühlen sollen. 
(Die Ehefrau hatte ihrem früheren Ehemanne unter dessen An- 
nahme versprochen, Strafantrag wegen des von ihm begangenen 
Ehebruchs gegen ihn nicht zu stellen, vgl. Reichsgericht 22. Jan. 
1892, Arch. f. K.-R. 68 S. 231 u. ürtheil h oben!). 

1) 26. Febr. 1894, I. S., jur. W. 94 S. 1Ü3. St.-G.-B. 267. 
um ihren Bräutigam in der Täuschung über ihr Älter zu erhalten, 
hat die Angeklagte die Fälschung ihres Geburtszeugnisses neben der 
Absicht, ihren Bräutigam zu täuschen, nothwendig auch in der Ab- 
sicht vorgenommen, den Standesbeamten in Irrthum zu versetzen. 
St.-G.-B. 363 ist nicht anwendbar, da die Fälschung zur Erreichung 
eines Erfolgs vorgenommen ist, bei welchem die Veränderung von 
Rechtsverhältnissen in Frage kommt (dagegen Arch. f. K.-R. 61 S. 321). 

m) 6/16. März 1894, IV. S., E. XXV S. 191. Der Thatbestand 
des St.-G.-B. 169 wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass zur Zeit 
der Handlung, in welcher eine Veränderung oder Unterdrückung des 
Personenstandes gefunden wird, die betrefifende Person nicht mehr 
lebte (vgl. Arch f. K.-R. 64 S. 272 u. 71 S. 99). 

n) 21 März 1874, I. S., jur. W. 94 S. 21 u. E. XXV. S. 199. 
Mit Recht hat Erstrichter die Voraussetzungen der Strafbarkeit 
(St.-Q.-B. 172) des in Frage stehenden Ehebruchs nicht für vor- 
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liegend erachtet, weil das, die Ehescheidang aassprechendjs Urtheil 
sich nur auf schtoere Beleidigungen (Code civ. 231) stützt, unter 
denselben zwar auch den ^fortgesetzten ehebrecherischen Verkehre 
des Angeklagten erwähnt, die Frage aber offen lässt, ob der in C. c. 
230 vorgesehene Scheidangsgrund des Ehebruchs selbst gegeben sei. 
Die Analogie des preass. L.-R. §. 673 hätte keine Berechtigung; 
der Ausdruck »ehebrech. Verkehrt ist dem Sinne nach vager und 
weiter, als der Ausdruck »Ehebrüche (Reichsgericht 13. Juni 1890 
und 29. Okt. 1892, Arch. f. K.-B. 61 S. 317, 63 S. 424, 68 S. 231 
u. 71 S. 92). 

o) 27. April 1894, II. S., jur. W. 94 S. 342. A. hat, 
während er mit seiner, demnächst von ihm geschiedenen Frau ver- 
heirathet war, sowohl mit der Angeklagten B. als auch der C. den 
Beischlaf vollzogen und ist wegen dieses ehebrecherischen Verkehrs 
die Ehe geschieden. Ohne Rechtsirrtlmm werden die von A. mit 
verschiedenere Personen verübten Beischlafsvollziehungeu als 2 settst- 
ständige Vergehen (St.-0.-B. 74 u. 172) qualifizirt. 

p) 5. Mai 1894, I. S., jur. W. 94 S. 342 und B. XXV 338. 
Für St.-0.-B. 173^ ist ohne Einfluss, ob die Ehe, durch welche 
das Schwägerschc^ts^erh&ltniss entstand, zur Zeit des Beischlafs 
unter beiden Verschwägerten noch besteht, oder durch Tod bezw. 
Richterspruch gelöst ist, E. X 802, Rcichsges. 6 II 1875 §. 23. A. ist 
durch seine Ehe mit der Mutter des zum Beisehlafe missbrauchten Madeheus 
dessen Stiefvater geworden; trotz der Beendigung dieser Efie dauert das 
SchwfigerschaftsYerhältniss fort. 

q) 5. Juni 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 394. Grober Unfug 
(St.-G.-B. §. 360", vgl. Arch. f. K.-B. 61 S. 320, 64 S. 273 und 
66 S. 267) kann auch durch die Presse verübt werden, selbst wenn 
die äussere Ruhe nicht gestört wurde. »Der Leserkreis war durch 
den Hinweis belästigt und beunruhigt worden, dass selbst der Aus- 
spruch eines Oberstabsarztes keine Bürgschaft für den wirklichen 
Eintritt des Todes biete, und dass man es schuldbar an der Ein- 
richtung einer obligatorischen Todtenschau ermangeln lasse.c 

Fortsetzung in Heft IL 
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VI. 
Zur Geschichte der Rota Romana. 

Ein Bericht von Prof. Dr. Camillo Henner in Prag. 

In den Sitzungsberichten der königlich böhmischen Gesellschaft 
der Wissenschaften zu Prag (phil.-hist. Classe) erschien im J. 1893 
eine böhmisch geschriebene Abhandlung des Prager Cniversitäts- 
bibliotheks-Scriptors Ferdinand Tadra unter dem Titel : Eniha pro- 
tokolü auditorü papeisk/ch z konce XIV. stoleti d. h. Ein Protocoll- 
buch der päpstlichen Auditoren aus dem Ende des XIV. Jahrhunderts. 

unter der Signatur J. 40, b. stiess Tadra in der Prager Ga- 
pitelsbibliothek auf eine bis jetzt unberücksichtigt gebliebene Hand- 
schrift, welche aus 316 engbeschriebenen Papierblättern besteht. Bei 
näherer Prüfung fand er, dass die Handschrift ein Origiualprotocoll- 
bnch der päpstlichen Auditoren ist und aus den Jahren 1390—1397 
stammt, obwohl die den Protocollen zu Qrunde liegenden Thatsachen 
oft aus früherer Zeit — aber nicht über die zwei letzten Jahrzehnte 
des 14. Jahrhunderts hinaus — datiren, was sich dadurch erklärt, 
dass die Streitfälle zuvor in den unteren Instanzen verhandelt wur- 
den, ehe sie nach Rom im Appellationswege kamen. 

Die Frage nun, wie Originalprotocolle der nachmaligen Rota 
Romana nach Prag kamen, kann Tadra allerdings nicht mit Be- 
stimmtheit beantworten. Auf zwei Möglichkeiten weist er hin; ent- 
weder sind dieselben bei den öfters in Rom vorkommenden Unruhen 
(z. B. im Jahre 1404) aus dem vaticanischen Archive und aus Rom 
fortgeschleppt worden, oder aber steht ihre Provenienz im Zusam- 
menhange mit dem Prager Kanoniker Johann von Borschnic, wel- 
cher in den Jahren 1389 — 93 päpstlicher Auditor und seit dem 
Jahre 1397 Bischof in Lebus war. 

Das ProtocoUbuch enthält die von den Notaren der päpstlichen 
Auditoren angefertigten Abschriften der bei den letzteren von Seiten 
der Procnratoren gemachten Eingaben. Die Abschriften dienten 
jedenfalls den päpstlichen Auditoren als Gerichtsbeisitzern zur In- 
formirnng, worauf aus dem Umstände geschlossen werden kann, 
dass sich in den Protocollen Randbemerkungen vorfinden, aus wel- 
chen ersichtlich ist, dass die Auditoren sich nähere und bestimmtere 
Angaben erbaten, als in den Eingaben enthalten waren. Manchmal 

AnMv tnr KirohenreohL LXXIIL 12 



178 Henner^ Zur Oeschichte der Rota Romantu 

findet man die Eingaben beider Parteien, aber auf verschiedenen 
Stellen des FrotocoUbacbes, was darauf schliessen lässt, dass die 
Einschreibung in dasselbe gleich nach Ueberreichung der Eingabe 
erfolgte. 

Aus diesen Abschriften ist nun auch die Form der Klagen und 
Appellationen ersichtlich , welche jedenfalls nach feststehenden 
Fornnularien zusammengestellt wurden; in dieser Beziehung bietet 
die Handschrift gerade nichts Neues, denn die Formen sind im 
Ganzen übereinstimmend z. B. mit denen des »Formulare advocato- 
ruro et procuratorum Romane curiec aus dem Jahre 1503. 

üeber das bisher Mitgetheilte gibt uns die Einleitung der in 
Rede stehenden Schrift Tadras (S. 1, 2) Aufschluss. Der weitaus 
grösste Theil dieser Schrift ist der Edirung von blos acht, lateinisch 
geschriebenen ProtocoUen gewidmet, welche sich auf böhmische Ver* 
hältnisse beziehen (S. 9—41). Auf S. 3—9 gibt Tadra eine böhmisch 
geschriebene Inhaltsangabe dieser Stücke, zwischen welche er noch 
einige erläuternde Bemerkungen einflicht. Schade, dass Tadra nicht 
alle ProtocoUe publiciren konnte! 

Den acht edirten ProtocoUen liegen folgende Rechtsstreite zu 
Orande: 1) über Leistung eines Pfarrzehents und wegen Ersatz des 
durch Entwendung einiger Sachen einem Pfarrer entstandenen 
Schadens (nach dem Jahre 1391); 2) über eine Prager Pfründe 
(nach dem Jahre 1393); 3) wegen einer Beschuldigung, einem Ge- 
fangenen zur Flucht verhelfen zu haben (um das J. 1393); 4) um 
Herausgabe eines Antheiles an väterlichen Gütern (nach d. J. 1394) ; 
5) wegen der an einem Pfarrer verübten Gewaltthätigkeiten (nach 
1393) ; 6) betreffend die letztwillige Verfügung eines Prager Bürgers 
(nach d. J. 1395); 7) wegen Plünderung einer Burg und Kirche und 
wegen der an einem Pfarrer verübten Gewaltakte (1394); 8) wegen 
einiger Rechte an Grundstücken (1397). 

Dies ist im Kurzen der Inhalt der Taära'schen Publication. 

Wollen wir nun selbst dieselbe des Näheren würdigen, so muss 
zuerst hervorgehoben werden, dass die derselben zu Grunde liegende 
Handschrift eine Specialität ersten Ranges ist, denn, soweit bekannt, 
gibt es keine Kunde über )Protocolle der päpstlichen Auditoren resp. 
der nachmaligen Rota Romana aus älterer Zeit, insbesondere aas 
dem 14. Jahrhundert. Auch ist es bekannt, dass unsere jetzigen 
Kenntnisse über die Rota Romana hauptsächlich auf den Forschungen 
Bangem beruhen, dessen Buch über die römische Curie schon im 
Jahre 1854 erschien; Bangens diesbezügliche Auseinandersetzungen 
basiren aber wieder hauptsächlich auf zwei bei den Auditoren der 
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Bota circulirenden Manuscripten , and zwar auf der etwa um 1676 
geschriebenen Notitia Sacrae Rotae Bomanae des Auditors Jakob 
Emerix und auf einer zeitgemässen Umarbeitung della S. Rota Ro- 
mana. Auf diesen Grundlagen bauten dann hauptsächlich Phiüips 
und Hinschius weiter. Hier haben wir es also mit einer Original- 
quelle zu thun, welche schon an und für sich historischen Werth hat. 
Da nun das Protocollbuch aus dem Ende des 14. Jahrhunderts 
stammt, so gibt es Aufschluss Qber die Verhältnisse bei der Rota 
in der Zeit nach der bekannten Constitution Johanns XXII. Ratio 
iuris vom J. 1326 und vor den Constitutionen Martins V. aus den 
Jahren 1418 und 1422. Soweit man aus den publicirten acht Stücken 
einen Schluss folgern darf, muss allerdings constatirt werden, dass 
mit Ausnahme der bis jetzt unberücksichtigten Sitte der Anfertigung 
von Eingabenabschriften, die bisherigen Kenntnisse über die Rota 
Romana im 14. Jahrhundert in nichts Wesentlichem geändert, wohl 
aber erhärtet werden* 

Dass die Processe in der angegebenen Zeit den einzel- 
nen Auditoren vom Papste zur Verhandlung überwiesen wurden, 
geht hauptsächlich aus dem 5. und 7. Stücke zur Qenüge hervor, 
in denen Eingangs (S. 20, 25) hervorgehoben wird: »Goram vobis 
. . . domini nostri pape capellano et s. palacii apostolici causarum 
et cause ac partibus infrascriptis ab eodem domino nostro papa au- 
ditore specialiter deputato.c Mit Recht wurde aus diesen fall weisen 
Zuweisungen gefolgert, dass sich hierdurch der Mangel jeglicher 
Gompetenz- Bestimmungen für die Jurisdiction der Auditoren erklärt 
(cf. Hinschius K.-R. I, 396). Auch diese Ansicht wird durch unsere 
ProtocoUe bestätigt, denn wie oben angegeben, beziehen sich die 
Verhandlungen vor den Auditoren sowohl auf Streitigkeiten in Civil- 
(N. 1, 2, 4, ß, 8), wie in Strafsachen (Nr. 1, 3, 5, 7). 

Dass die Auditoren wirklich das Recht hatten, in der Sache 
selbst zu entscheiden und nicht etwa blos die das Endurtheil vor- 
bereitenden Schritte zu thun, geht aus den Anträgen der Pro- 
curatoren hervor, welche auf Fällung der Definitivsentenz lauten 
(S. 15, 22, 80, 40). 

Wichtig ist noch ein umstand, der besondere Hervorhebung 
verdient und der aus dem zweiten publicirten Stücke erhellt. Es ist 
hier ein unzweifelhafter Beweis geliefert, dass die Praxis eine Appel- 
lation von der Deßnitivsenteuz des Auditors resp. der Rota an den 
Papst selbst kannte, woraus man ersieht, dass man sich damals auch 
hier nach den geltenden Vorschriften über die Delegation richtete; 
man argumentirte jedenfalls: die Auditoren entscheiden als Delegaten 
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des Papstes, and vom Delegaten ist regelmässig eine Appellation an 
den Deleganten zulässig. Der Fall nun, um den es sich hier han- 
delte, war folgender. Der oberwähnte Johann von Borschnic erhielt 
vom Papste Bonifaz IX. im J. 1389 eine Anwartschaft auf eine bei 
dem Prager Gapitel künftig frei werdende Stelle. Als im J. 1393 
der Prager Kanoniker Martin, genannt Hispanus starb, meldete sich 
Johann durch einen Bevollmächtigten um das erledigte Kanonikat. 
Unterdessen aber optirte ein anderer Prager Kanoniker Benei, 
Pfarrer zu St. Nikolaus in Prag nach althergebrachter Sitte die er- 
ledigte Pfründe unter gleichzeitiger Verzichtleistung auf sein bis- 
heriges Amt, was auch vom Gapitel genehmigt wurde. Der Streit, 
welcher zwischen den beiden Prätendenten entflammte, wurde zuletzt 
vom Auditor zu Gunsten Johanns von Borchnic entschieden, wogegen 
aber das Prager Capitel unter Berufung auf die alte Sitte der Option 
die Appellation an den Papst ergriff; »A quadam pretensa diffini- 
tiva sententia per vos . . . Paulum de Dugmano sac. palacii apo- 
stolici causarum auditorem ut dicitur lata ... ad s. sedem aposto- 
licam et ad dominum nostrum papam provocat et appellat ac apo- 
stolos primo secundo et tercio ac instanter instancius instantissime 
sibi dari petit et exhiberic (S. 15). 

Die Handschrift liefert weiterhin einen Beweis über die Thätig- 
keit der beim Oerichte der päpstlichen Auditoren angestellten Notare 
und der bei demselben fungirenden Procuratoren , der Stellvertreter 
der Parteien, von denen die ProtocoUe sagen : positiones et articalos 
dat, facit et exhibet procurator. 

Mag nun also die Verwerthung der Publication Tadras für die 
Oeschicbte der Bota Bomana nicht gerade eine grosse sein, so mass 
doch das Verdienst Tadras hervorgehoben werden, eine neue und 
interessante Quelle zu derselben aufgedeckt zu haben; selbstver- 
ständlich Hessen wir hier ganz ausser Acht, dass die Handschrift 
eine grosse Bedeutung für die allgemeinen Culturzustände im 14. Jahr- 
hunderte hat, deren Schilderung allerdings den Zwecken des Archivs 
für katholisches Eirchenrecht nicht nahe liegt. 
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VII. 

Die Belastung der Realsteuern mit Kirchensteuerzuschlägen 

in Preussen. 

(Erlass des königl. (evaDgel.) Consistorianu za Wiesbaden Tom 13. Sept. 1894. 
Kirchl. (eyaogel.) Amtsblatt Nr. 14). 

Es siod Zweifel darüber entstanden , ob die durch das Gesetz 
vom 14. Juli 1893 (Qes.-S. S. 119) vom 1. April 1895 ab für die 
Staatskasse ausser Hebung gesetzten Kealsteuern (Grund-, Gebäude-, 
Gewerbe- und Betriebssteuer) von diesem Zeitpunkte ab noch mit 
Kirchensteuer-Zusätzen belastet werden dürfen. Diese Zweifel wer- 
den durch §. 5 des citirten Gesetzes beseitigt. — Daselbst ist aus- 
drücklich bestimmt, dass die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen, 
welche von der Veranlagung der im §. 1. Nr. 1 und 2 des Gesetzes 
bezeichneten Steuern oder von einzelnen derselben anderweitige 
Rechtsfolgen, insbesondere die Begründung von Rechten und 
Pflichten, abhängig machen, aufrecht erhalten bleiben, und dass, 
soweit hiebei die Entrichtung solcher Steuern vorausgesetzt wird, 
an die Stelle der zu entrichtenden die veratdofften Beträge treten. 
Die Veranlagung dieser Realsteuern geschieht nach §. 3 des Ge- 
setzes nach wie vor unter Aufrechterhaltung der dieserhalb be- 
stehenden gesetzlichen Einrichtungen vom Staate, und zwar für die 
Zwecke der communalen Besteuerung. — Auch in der 76. Sitzung 
des Hauses der Abgeordneten vom 9. Mai 1893 ist von dem Re- 
gierungs-Commissar Namens der Egl. Staatsregierung die Erklärung 
abgegeben worden, dass die Vorschriften der gedachten Gesetzes- 
vorlage auf die Besteuern ngs Verhältnisse der Kirchengemeinden nach 
keiner Richtung hin einen Einfluss haben, namentlich auch nicht auf 
die Erhebung von Zuschlägen zu den Realsteuern, soweit die Kirchen- 
gemeinden nach dem bestehenden Rechte befugt sind, solche zu er- 
heben. Die Erhebung habe sich künftig wie bisher nach den vom 
Staate veranlagten Beträgen zu richten. — Hiernach sind auch in 
Zukunft bei der Beschaffung der zu den kirchlichen Bedürfnissen er- 
forderlichen Geldmittel und Leistungen, insbesondere bei Festsetzung 
der zu erhebenden Kirchensteuer, die bezeichneten Realsteuern heran- 
zuziehen. Königliches Consistorium. C. N. 4357. An die Kirchen- 
vorstände des Consistorialbezirks. 
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VIIL 
Decreta congregationum Romanarum. 

1. Decr. 8. Congr. B. et ü. Inquis. d. 27. Jali 1892 de crematione deftinctoriim. 

Beatissirae Pater! 

Archiepiscopas Fribargensis ad pedes S. V. proYolutus humil- 
lime petit sequcntium dabiorum resolutionem : I. Utram liceat sa- 
cramenta morientium ministrare fidelibus qui massonicae quidem 
sectae non adhaerent, nee eias dacti principiis, sed aliis rationibus 
moti Corpora sua post mortem cremanda mandarant , si hoc man- 
datnm retractare nolintP II. Utram liceat pro fidelibus, quoram Cor- 
pora non sine ipsorum culpa cremata sunt, missae sacrificium publice 
offerre vel etiam privatim applicare, itemque fundationes ad hunc 
finem QccipereP III. Utrum liceat cadaverum cremationi cooperari, 
sive mandato ac consilio, sive praestita opera, ut medicis, officiali- 
bus, operariis in crematorio inservientibns P et utrum hoc liceat sat- 
tem, si fiat in quadam necessitate aut ad evitandum magnum dam- 
numP IV. ütrum liceat taliter cooperantibus ministrare sacramenta 
si ab hac cooperatione desistere nolunt, aut desistere uon posse af- 
firmant? — Feria IV die 27. Julii 1892. In Congregatione Generali 
S. Rom. et Univ. Inquisitionis, propositis suprascriptis dubiis, prae- 
habitoque Rmorum DD. Gonsultorum voto Emi ac Rmi Dni Gar- 
dinales in rebus fidei et morum Generales Inquisitores respondendum 
mandarunl : Ad. I : Si moniti renuant : Negative. Ut vero fiat aut 
omittatur monitio, serventur regulae a probatis auctoribus traditae, 
habita praesertim ratione scandali vitandi. Ad II: Circa publicam 
S. Missae applicationem : Negative ; circa privatam : Affirmative. 
Ad III: Nunquam Heere formaliter cooperari mandato vel consilio. 
Tolerari autem aliquando posse materialem cooperationem, dummodo 
V crematio non habeatur pro signo protestativo massonicae sectae, 
2^ non aliquid in ipsa contineatur quod per se, directe, atque unice 
exprimat reprobationem catholicae doctrinae et approbationem sectae. 
3^ neque constet officiales et operarios catholicos ad opus adigi vel 
vocari in contemptum catholicae religionis. Caeterum quamvis in 
hisce casibus relinquendi sint in bona fide, semper tamen roonendi 
sunt ne cremationi cooperari Intendant. Ad IV: Provisam in prae- 
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cedenti. Et detor decretam feriae IV, 15. Decembris 1886. Qood 
quidem decretum ita se habet: Quoties agatar de iis, qaorum Cor- 
pora non propria ipsorum, sed aliena voluntate crematioui subiician- 
tar, Ecclesiae ritas et saffragia adhiberi posse tarn domi tum in Ec- 
clesia non autem asqne ad cremationis locura, rernoto scandalo. 
Scandalum vero removeri etiam poterit, si notum fiat, cremationem 
non propria defuncti voluntate electam fuisse. At ubi agatnr de iis, 
qui propria voluntate cremationem elegerunt, et in hac voluntate 
certo ac notorie usque ad mortem perseveraverunt , attento decreto 
feria IV, 19. Mail 1886, agendum cum iis iuxta normas Ritualis 
Romani Tit. Quibus non licet dare ecciesiasticam sepnltnram. In- 
casibus autem particularibus , in quibus dubium vel difYicultas oria- 
tur, consalendus erit Ordinarius, qui accurate perpensis omnibus 
adiunctis id decernet, quod magis in Domino expedire iudicaverit. 
Sequente vero feria ac die Ssmus D. N. D. Leo Div. Prov. Papa XIIL, 
relatam sibi Emorum ac Rmorum Patrum resolutionem, benigne ad- 
probare et confirmare dignatus est. 

(L. S.) J, Mancmi^ 8, R. et U. L Notarius. 

2. Decr. 8. Congr. Epp. et Reg. d. 15. Dec. 1898 de dimissione ProfesBoram 
votoram simpliciam. 

Beatissime Pater! 

Fr. RaphaSl ab Aureliaco, Procurator Generalis Ordinis Mino- 
rum S. Francisci, ad pedes S. V. provolutus, exponit quod in decla- 
ratione diei 12. junii 1858 data a S. C. super statu Regulariuro de 
votis simplicibus et facultate dimissionis Professorum eorumdem vo- 
torum legitur: »V.-Licet ad decernendam dimissionem neque Pro- 
cessus, neque judicii forma requiratur, sed ad eam procedi possit 
sola facti veritate inspecta, tamen superiores procedere debent summa 
charitate, prudentia et ex justis et rationabilibus causis.€ Quaeritur, 
ad ampliorem in hac raateria dilucidationem, an justa sit ac ratio- 
nabilis causa, idem motivum quod fuisset sufficiens ad novitium a 
professione arcendum, uti a nonnuUis gravitate et dignitate prae- 
stantibus tenetur, v. g. aptitudinis defectus ad Ordinis officia, quam- 
vis minora et respective communia obeunda, sicut praedicatoris aut 
confessarii, vel etiam ineptitudo ad obligationes proprii Status 
adimplendas, sive id oriatur ex animi levitate, vel judicii defectu, 
ita nt ob hujusmodi causas a Superioribus immediatis recognitas et 
pro certo affirmatas, professus votorum simplicium potius oneri et 
pertarbatipni quam utilitati et aedificationi futurus esset propriae 
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Beligioni (exciasa seniper infirmitate post professionem superventa, 
ob quam professns dimitti neqoit). Et Deus. 

Sacra Congregatio super statu Regularium super praemissis 
mandavit rescribi, prout rescripsit, »^om esse inierloquendum ^ cum 
agatur de re ab Äpostolica Sede cammissa judicio et canscientia 
Superiorum,€ 

Bomae, 15 decembris 1893. 

A. TronibeUa, Pro-Secret. 

8. Decr. b. Poenit d. 7. Febr. 1894 ad archiep. Colon, circa bona ecclesiastica 

saecnlarizata. 

Beatissiroe Pater! 

Sanctitas Tua ad preces tarn meo quam Reverendissimornm 
Episcoporum Treviren. et Monasterien. nomine die 5. Septembris anni 
praeteriti huraillime Tibi prolatas die 27. Novembris ejusdem anui 
per Eminentissimum Cardinalem Poeniteutiarium Maiorem benignis- 
sime rescribere dignata est: 

. »condonationem , quam gl. m. Pius PP. VIT. Concordato die 
15. mensis Julii 1801 art. XITI. concessit, etiam ad occupationes in 
sinistra Rheni ripa usque ad finem a. 1814 continuatas benigne ex- 
tendi.f [Archiv LXVIII. 170]. 

Insuper nobis singnificari mandasti; 

»hortatoriam ad pia onera, si quae bonis ecclesiae abreptis 
forte inhaereant, quod ad fideles spectat, qui ea bona possident, 
consilium secum ferre, non praeceptum, quod vero attinet ad Episco- 
pos, eam specialium inquisitionum non imponere obligationem, sed 
tantum , ut hae particularibus in casibus fiant data opportunitate.c 
[Archiv 1. c.]. 

Porro in dextera quoque Rheni ripa, quae quidem ad Dioeceses 
Regni Borussici spectat, necnon in omnibus fere Regni ejusdem 
Dioecesibus variis inde ab a. 1770 usque ad a. 1824 temporibus 
bona ecclesiastica, ut dicunt, saecnlarizata sunt. Quorum quidem 
pars longe major adhuc a Fisco Regali detinetur. Attamen pars 
spernenda tractu temporis alienata a privatis jam possidetur vel 
etiam postea alienanda ad privates transiet. Unde mihi meisque in 
Episcopatu Regni Borussici collegis iisdem de causis, quibus con- 
donationem praefatam pro sinistra Rheni ripa obtinuimus, pergratum 
foret, si S. T. condonationem similem circa ea bona ecclesiastica 
benigne concedere dignaretnr, quae in toto Regno Börussico usque 
ad finem 1824 saecnlarizata sunt et a privatis nunc temporis tarn«* 
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quam saa cuiusque bona propria possidentnr vel fataris temporibas 
possidebuntar. 

Pro qua gratia 

Begni Borassici Episcoporam nomine humilliroe sabscribit Co* 
loniae, die 81. Aagusti 1892. 

PhilipptiS^ 
Archiepiscopas Golonien. 

Sacra Poenitentiaria de speciali et expressa Apostolica Aucto- 
ritate, benigne sie annuente Sanctissimo Domino Nostro Leone 
PP. XIII. Reverendissimo in Christo Patri S. B. E. Cardinali Ar- 
chiepiscopo Colonien. ceterisqne Borussiae Episcopis indulget, ut con- 
donatio, quam S. M. Pius PP. VII. per conventionem diei 15. mensis 
Jalii 1801 art. XIII. concessit, quamque Sanctissimus D. N. Leo XIII. 
per Rescriptum diei 27. Novembris 1891 ad occupationes in sinistra 
Rheni usque ad finera anni 1814 continuatas ampliavit, jaxta preces 
ad bona ecclesiastica , quae in toto regno Borussiae usque ad finem 
anni 1824 saecularizata sunt, et de praeseuti a privatis tamquam 
propria possidentnr, vel in posterum possidebuntur, per praesens 
Rescriptum extendatur extensaque censeatur. Contrariis qnibuscumque 
non obstantibus. Datum Romae in Sacra Poenitentiaria die 7. Fe- 
braarii 1894. 

(L. S.) K Äverardius, S. P. Reg. 

A. C. Martini, S. P. Secretarius. 

4. Dubia circa Piara Associationem a Sacra Familia a Praeside eiasdem asso« 
ciationis d. 12. Dec. 1893 et 23. Febr. 1894 resoluta. 

Emus. Card. Paroccbi Piae Associationis a S. Familia Praeses, 
per me infrascriptum responsa dimittit ad nonnalla Dubia proposita. 

I. Ad Dubium III. n. 1, relatum in Eph. Analecta Ecclesiastica 
p. 413 — : »An pro Incrandis Indnigentiis requiratur, ut a singulis 
parochis obtineatur pagina aggregationis a Card. Praeside subscripta 
uti innuere videnlur Regnlae (II. a) ad modum aggregationis Con- 
fraternitatum proprio dictarumP« — Responsum est »Affirmative et 
ad meutern. Mens vero est, ut Episcopus, uno accepto ad Emo Prae- 
side diplomate, reliqua ipse curabit imprimi ad normam illius, et 
singulis familiis consociatis tradet.c — Nunc autem quaeritur, utrum 
haec res imperativa, vel directiva tantum? — Resp. Directiva tan- 
tum et ad mentero. Mens vero est, quod ntdlamodo indigeant 
episcapi nee parochi taiibus diplamaHbus (quae frequentiora fuerunt 
requisita) , qnum in Brevi Neminem fugit res apprime definiantar. 
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ünde respomaio mere directiya fuit, ad onitatem scilicet a Sammo 
Pontifice commendatam roagis magisque servandaro. 

II. Ad 2^ Dabium in eadem Ephemeride relatum p. 413 — : 
»An safficiat, nt parochas solnm nomen patris vel capitis familiae 
in tabala Consociationis S. Faroiliae referat vel singula familiae 
membra inscribere debeatPc — Responsum est Negative ad l^ par- 
tem, affirmative ad 2»" — Nunc quaeritur, quid sit intelligendum 
per singula familiae membra ? — Resp. Intelligi debet pro numero 
Mali membrorumj non autem pro singulis eorundem nominibus. 

III. ntrum negligante vel invito patrefamilias, possit mater vel 
aliqua ex praecipuis familiae personis v. gr. avus, familiam adscribere 
P. A. ? — Affirmative. 

IV. ütrnm possint filiifamilias , servi, milites, sese adscribere 
P. A. seorsira a propria familiu? — Negative et ad mentem. Mens 
vero est, ut singuli cum suis simul adscribantur, quibus negligenti- 
bud vel recusantibus, poterunt seorsim sese adscribere. 

V. Utrum aliquis possit sese valide adscribere in aliena pa- 
roecia? — Resp. Negative. Nee proinde poteat parochus valide 
alienos adscribere, et qui taliter fuerunt adscripti, debent denuo in 
propria paroecia adscribi« 

Romae ex Aed. Yicar. d. 12. Dec. 1893. 

R. Chimenti, Pro-Secr. C. S. P. 
Emus Card. Vicarius Praeses P. Consociationis S. Familiae per 
infrascriptum Prosecretarium respondet Emo Rmo Gardinali Archi- 
episcopo Coloniensi decisionein relatam in literis sub die 2. Januarii 
1894 intelligendam esse pro numero totali membrorum, non autem 
pro singulis eorumdem nominibus, ita ut in registro sufficit inscri- 
bere nomeii capitis familiae cum ex. gr. quinque membris. 
Romae ex Aedibus Vicariatus die 23. Febr. 1894. 

Raphael Giimenti^ 
Prosecretarias P. Gons. S. Familiae. 
Emo Rmo Domino 
Card. KremenUt Archiep. Coloniensi. 
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IX. 
Literatur. 

L Dedek, Boncjs könye a vallai körütti fehigjagokröl. Budapest 
1894. (Herausgegeben von der St. Stephans-Gesdlschaft). 
Frans Boncs, Rechtsdirigent der öffentlichen Fonds ond 
Stiftungen im kgl. ung. Cultosministeriuni, gegenwärtig in Pension, 
veröffentlichte im verflossenen Jahre ein Buch über die anf die Re- 
ligion bezüglichen Hoheitsrechte, die sogenannten jura circa sacrä, 
besonders mit Hinsicht anf die ungarischen Verhältnisse und das 
oberste Patronatsrecht des apostolischen Königs. Dedek unternahm 
eine gründliche Kritik des von Boncz herausgegebenen Werkes, das 
sowohl seines Inhaltes als auch der angesehenen Stellung wegen, die 
der Verfasser einnahm, die öffentliche Aufmerksamkeit auf sich zog. 
Das Werk hat, wie Dedek beweist, keinen wissenschaftlichen Werth, 
da es sich ohne jede selbstständige Forschung auf den ungarischen 
Staatskirchler Adam Kollär stützt, besonders auf dessen im J. 1764 
erschienenes Werk: »De originibus et usu perpetuo potestatis legis- 
latoriae circa sacra apostolorum regum Ungariae.« Dieses Buch 
Kollars rief seinerzeit allgemeine Entrüstung hervor, eine vom 
ungarischen Landtag in dieser Angelegenheit entsendete Commission 
äusserte sich unter Anderem folgendermassen : »Errat a fide infelix 
author, qui non obscure Hierarchiam ecclesiasticam primitus insti- 
tutam et in sacris leges ferendi potestatem habentem negat; clerus 
sicut hanc agnoscit, ita Regum apostolicorum potestatem illibatam 
tnetnr.c In Folge dessen wurde auch das Bach Kollärs von der 
Königin Maria Theresia verboten, nachdem es bereits im J. 1764 mit 
Decret vom 13. August auf den Index der verbotenen Bücher ge- 
setzt worden war. Nach Dedek lässt sich die von Kollär und Boncz 
vorgetragene Lehre in folgende Sätze zusammenfassen: die ungari- 
schen Könige haben eine Nationalkirche gegründet und die Leitung 
der religiösen Angelegenheiten auf Grund der aus der königlichen 
Gewalt fliessenden Hoheitsrechte sich selbst und ihren Nachkommen 
vorbehalten, d. h. das oberste Patronatsrecht haben sie sich aus 
eigener Machtvollkommenheit erworben. Sie haben daher von An- 
fang an in der ungarischen Kirche die gesetzgebende Gewalt geübt 
und sind auch nach aussen hin zum Oberhaupt derselben geworden. 
Trotz dieser geschichtlich und kirchlich ganz irrigen Ansichten wer- 
den von Boncz inconsequenter Weise auch gegentheilige Ansichten 
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ge&assert, so dass Boncz, wie Dedek bemerkt, gegen sich selbst als 
Zeuge angerufen werden kann. Ein besonderes Verdienst Dedeks ist 
auch die gründliche Widerlegung der in Ungarn vorbereiteten und 
auch von Boncz vertretenen Ansicht, dass in Ungarn das Privat- 
patronat nur ein Ausflnss des königlichen Patronatsrechtes sei. Be- 
züglich des Ernennungsrechtes zu den bischoflichen Sitzen meint 
Dedek, dass man auf der Constanzer Synode dem KOnig Sigismund 
dieses Recht im Princip zugestanden h&tte. Diese Behauptung stammt 
von dem ungarischen Rechtsgelehrten Verbftczy (f 1542), kann aber 
durch keine Urkunde erwiesen werden. Die erste Bischofsernennung 
des Königs Sigismund vom 15. August des J. 1417 ist zwar aus 
Constanz datirt, indem er Peter Rozgonyi das Veszprimer Bisthum 
verleiht, aber in der Ernennungsurkunde ist keine Rede davon, dass 
die Constanzer Synode dieses Recht dem Könige gegeben habe. Dazu 
kommt noch, dass Papst Martin V. das Ernennungsrecht nie an- 
erkannte, wie dies Fraknöi urkundlich beweist (Sz&zadok 1892, III). 
Nach dem Zeugnisse der geschichtlichen Thatsaclien scheint viel- 
mehr festzustehen, dass sich die ungarischen Könige das Ernennungs- 
recht im Laufe des fünfzehnten Jahrhunderts allmälig mit still- 
schweigender Zustimmung des apostolischen Stuhles erworben haben. 
Das vom Papst Sylvester IL dem hl. Stephan ertheilte Privilegium 
hatte nach heute ziemlich allgemeiner Ansicht der uugar. Historiker, 
wie auch Dedek gegen Boncz annimmt, nur den Charakter eines 
Personalprivilegiums; dabei mag es allerdings vorgekommen sein, 
dass im Zeitalter der Investitur auch die Nachfolger des hl. Stephan 
nach dem Beispiel der deutschen Kaiser bischöfliche Stähle durch 
Ernennung besetzten; jedoch hat König Koloman schon im J. 1106 
jedem Recht der Investitur entsagt und dem Papst Paschal IL 
durch seine Gesandten zu wissen gemacht, dass er sich jeder Gesetz- 
widrigkeit enthalten wird »si quid in electione hujusmodi minus 
canonice retro actum est, de cetero Deo volonte cavebimus (JFI^r, 
cod. dipl. IL 45). 

Dr. Väsjgtoknai Imre. 

2. Ab tUdso ket egyhdz polüikai törveyjavaslai irta KovaJts Gyida. 
Budapest, Bevai Leo Kiaddsa, 1894. 68 pp. 8^. 
Diese Schrift des den Lesern des Archiv aus den Besprech- 
ungen seiner früheren Arbeiten bekannter Budapester Univ.-Professor 
Kovdis ist ganz vom liberalen Standpunkte aus geschrieben. Be- 
merkenswerth ist, dass der Verf. von diesem Standpunkte aus die 
in Ungarn versuchte kirchlich-politische Reform ablehnt Nament» 
lieh erkl&rt er sich gegen die Reception der israelitischen Confession, 
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ffir welche in Ungarn keine historische Grandlage bestehe und gegen 
die in der Gesetzvorlage beabsichtigte Religionsfreiheit, welche in 
der vorliegenden Fassung eher einen Beligionszwang bewirke, als 
eine freie Ausübung der Religion. Dr. Böredy. 

2. Geigeh Kirchliches Gewohnheitsrecht^ inshes. links des 

Rheins, 1894, G. F. Schmidt in Strassburg, 58 8., 1 JH., 

Sonder dbeug aus IV 3 der ^kBeulschen Zeitschr. f. K.-R.t 

S. 261-318. 

Im Wege entgegengesetsfter Gewohnheit sind (S. 290) innerhalb 
des gesammten franz. Rechtsgebiets die kathol. organischen Artikel 
12, 24 u. 39 ganz und gar, ferner die nachstehenden Einßdnox^ 
Schriften aufgehoben worden: 

vom Art. 1 das Verbot, auch nicht ausseramüiche Erlasse der 
Kurie in Zeitungen , Zeitschriften oder sonstigen Drucksachen ohne 
Regierungserlaubniss zu veröffentlichen, 

vom Art. 6 die Beschwerde wegen Versagung rein kirchlicher 
Ehrenrechte, Gnaden- und Heilsmittel, 

vom Art. 17 die Glaübensprvifvifkg der Bischöfe durch staaUieh 
bezeichnete Geistliche, 

vom Art. 26 die staatliche Genehmigung der Zahl der zu 
weihenden Priester, endlich 

vom Art. 27 der politische Eid der Pfarrer. Ebenso ist ein 
Theil der Vorschriften der prot. org. Artikel 6, 22, 24, 26 und 28 
gewohnheitsrechüich ausser Kraft getreten. 

Das Kultusverfassungsgesetz vom 18 Germinal X regelt weder 
die gesammten Beziehungen zwischen der geistlichen und der bürger- 
lichen Obrigkeit nach Art einer Kodifikation, noch ist solches 
(S. 265 u. 269) durch 5^ra/androhungen verschärft oder ausdrücke 
lieh der Einwirkung des Gewohnheitsrechtes entzogen worden ; also 
kann sich nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen durch ununterbrochen 
(S. 275) gleichmässige und (S. 285) langjährige Rechtsübung auch 
anmittelbar gegen das Gesetz eine Gewohnheit bilden. Die par^ 
lameniarische Form (S. 270 u. 272), welche äusserlich bei dem Zu- 
standekommen des Gesetzes gewahrt wurde, steht der Abschaffung 
durch Gew.-R. hindernd nicht entgegen; nach frana. B. wenigstens 
bildet die Vereinbartmg des Gesetzes zwischen Regierung und Volks' 
Vertretung kein Hinderniss gegen aufhebendes Gew.-B. (Kassations- 
hof Paris 14. Juli 1825, S. 273 u. 286). Das franz. B. lässt weder 
gegen die hl. Schrift (S. 274), noch gegen Kodifikationen (wie B. 
O.-B., Handels-G.-B., Straf-R., bürg. u. Strafverfahren, Notariats- 
ordnung), noch gegen Strafgesetze (S. 265), noch dann eine Ge- 
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wohnheit aufkommen, wenn solche vom betreffenden Staatsgesetze 
zum Voraus ausgeschlossen worden ist. Hierin besteht im Wesent- 
lichen Uebereinstimmung mit dem gemeinen R. Doch schliesst das 
franz. B. (S. 265 u. 317) auch Gebühren und Abgaben vom Gew.-R. 
insofern aus, als noch so langjährige Entrichtung von Steuern, Stol- 
und sonstigen Gebühren nie das Gesetz oder den obrigkeitlichen Tarif 
(S. 265) ersetzt, während rechts des Rheins gerade die Verbands- 
abgaben und die Vertheilung derselben häufig nur auf einer »Ob- 
servanzf (S. 284) beruhen. Eine fernere Particularität der franz. 
Rechtsprechung ist S. 286, dass zu einer Debung gegen das Gesetz 
schon 24 (statt 40) Jahre genügen. Im Uebrigen dürfte die franz. 
Rechtshandhabung auch innerhalb des gemeinen Rechtsgebiets sich 
anwendbar erweisen, wenigstens ist gegenüber den mc^gerichtlichen 
ürtheilen vom 8. April 1884, 8. Dec. 1884, 6. März 1885, 15. Okt. 
1885, 15. Dec. 1885, 14. Okt. 1886, 12. Nov. 1889, 16. Juni 1890, 
8. Febr. 1892 und 7. Nov. 1892 keinerlei Abweichung wahrzunehmen. 
Vielleicht trägt die der frang.^ belg. und ital. Rechtsprechung 
entnommene praktische Einschränkung der Baiionabilüät auf bestimmt 
greifbare Fälle einiger Massen auch zur Klärung der grossen Mein- 
ungsverschiedenheiten bei, welche im gemeinen Recht gerade nach 
dieser Richtung hin noch allenthalben obwalten ! In der Anwendung 
auf den eiweinen Fall kann sich nämlich kein Gericht mit der hoch- 
idealen Lehre von Puchta (Gew.-R. II S. 50), v. Scheurl (kirchen- 
rechtliche Abli. 1878 S. 217 u. 225) und Schwering (kan. Gew.-R. 
1888 S. 45 u. 49) zu recht finden, wornach eine Uehung »sich in 
»das Rechtsganae oder in das kirchliche Gesammtbewussisein 
»harmonisch einfügen muss und nicht mit den kirchlichen Zwecken 
»in Widerspruch treten dart.c Betreffs des Einflusses eines anfäng- 
lichen Irrthums auf die Entwicklung einer Gewohnheit wird S. 279 
namentlich auch die Rechtsprechung des Reichsgerichtes mitver- 
werthet; S. 283 wird örtliches Gewohnheitsreht nur gegen ein 
i&Vc^gesetz, nicht aber auch gegen ein allgemeines Staatsgeseti 
zugelassen; letzteres könne durch entgegengesetzte Gewohnheit nur 
dann ausser Kraft gesetzt werden, wenn diese Gewohnheit sich auf 
das ganee Gebiet erstreckt, worin innerhalb des Staates das Gesetz 
gilt. Das Widerstreben einer, am bisherigen Rechte festhaltenden 
geringen Minderheit (S. 287 u. 294) könne die Bildung entgegen-^ 
gestzten Gewohnheitsrechtes nicht aufhalten. Gewohnheitsrechllich 
besitze ohne Weiteres in Holland (vgl. Ges. 25. Aug. 1853), Belgien, 
Italien, Luxemburg, Frankreich und den deutschen Wieititanden 
jede Pfarr- oder FUialkmhe Rechtspersönlichkeit, worin durch staat- 
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lieh anerkannte Geistliche gemeindlicher Gottesdienst regelmässig 
gehalten wird ; eine besondere Ermächtigang seitens der Staats- 
regierung, wie sie in Frankreich zar Eröffnung von Bet- und Gottes- 
häusern ertheilt wird, sei hierzu nicht nöthig (S. 309). An Steile 
der weltlichen Regierung und gemäss Nov. 67 sowie 131 im Namen 
letzterer, verleihe die kirchliche Oberbehörde bei Errichtung der für 
den öffentlichen Gottesdienst bestimmten Anstalten stillschweigend 
jeweils auch die Rechte einer juristischen Person. Ferner habe sich 
im Anschlüsse an Tit. I Art 19 des franz. Gesetzes vom 12. Juli 
und 24. August 1790 (S. 313) im ganzen franz. und ehemals franzö- 
sischen Rechtsgebiete im Wege des Gewohnheitsrechtes der Satz 
(vgl, Vering K.-R. 3. Aufl. S. 764, Friedberg K.-R. 3. Aufl. S. 283 
A. 12 u. S. 460) gebildet: 

»Wenn sich eine kirchliche Gemeinde auflöst^ so ßlUt das dem 
»Gottesdienste oder der Vergfitung der Religionsdiener gewidmete 
»Vermögen demjenigen benachbarten Verbände zu, welchen die 
»kirchliche Oberbeharde bezeichnet; abgesehen von Holland und 
»Italien, bedarf es hiezu auch der Genehmigung der Iiegierung.€ 
Hieran würde (S. 2(36) auch das neue bürg. Oes.-Bt$eh f. das 
Deutsche Reich nichts ändern (Motive zum Entwürfe Bd. I S. HO). 

Dr. Benno Seewald. 
4. Code de procedura canonique dans les Causes matrimopiicdes. 
Par M. Vabbe Peries^ docteur en droit canon^ professeur de 
droit canonique ä Vuniversite catholique de Washington^ membre 
de Vacadhnie de 8. Saint- Ray mund Pennafort. Extrait du 
Canoniste Contemporain. Paris ^ P. Lethidleux^ 10 Rite Gas-- 
sette, 1894. 9>. VIII et 261 pag. 

Bin Separatabdruck aus dem vortrefflichen Pariser »Canoniste 
contemporain.€ Der Verf. schliesst sich dem im Archiv Bd. 70. 
S. 373 von mir zur Anzeige gebrachten Werke eines anderen nord* 
amerikanischen Oanonisten: The Marriage Process in the United 
States by Etev. S. B. Smith, würdig an, berücksichtigt aber weniger 
als dieser das nordamerikanische Eherecht. In der äussern Anord- 
nung lehnt sich die Schrift an den napoleonischen Code Civil an. 
Demzufolge erscheint der Stoff abgehandelt unter 530 Artikeln , die 
dann in gelehrten Anmerkungen mit umfassender und sicherer cano- 
nistischer Gelehrsamkeit erläutert werden. Während die geschicht- 
liche Beleuchtung des Rechts in den Hintergrund gedrängt erscheint, 
wird die lebendige Praxis um so ausgiebiger behandelt. Denn ge- 
mäss der Vorrede wollte der Verfasser den Mitgliedern der bischöf- 
lichen Officialate »ein Memento, wenn auch keinen Führerc darbieten. 
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Die andere in der Vorrede ertheilte Versicherang, dass er kein 
aprioristisches System in seiner Schrift niederlege, sondern lediglich 
das positive Eirchenrecht, insbesondere die Entscheid angen des apo- 
stolischen Stahles berflcksichtige, wird aaf jeder Seite der Schrift 
glänzend bewährt. Die dentschen Ganonisten werden gebührend ge- 
würdigt. Der erste Theil behandelte die Verfassung der Officialate, 
welche mit der Erledigung der Ehesachen befasst sind. Zu Artikel 3 
möchte ich bemerken, dass nach deutschem Diöcesan-Gewohnheits- 
recht der Oeneralvicar die Befugniss zur Entscheidung in schwieri- 
gen Ehesachen regelmässig nicht besitzt Hier ist entweder der 
Bischof selbst, oder sein Official competent. Im zweiten, umfassendem 
Theil der Materie wird gehandelt über: 1. Unfähigkeit zur Ein- 
gehung der Ehe, 2. Mängel des Consenses, 3. Clandeslinität, 4. Ehe- 
scheidung, 5. Verlöbnisse. Deberall war der Verfasser bemüht , die 
neueste Entwicklung des Rechtes in seiner Darstellung zu berück- 
sichtigen. Als Beispiel einer langen Reihe von Ehesachen hebe ich jene 
römische Entscheidung vom J. 1889 hervor, gemäss welcher in vier 
namentlich bezeichneten Fällen nach dem Spruch auf Ungültigkeit 
der Ehe dennoch keine Berufung eingelegt zu werden braucht (46). 
Bei der Besprechung der geistlichen Verwandtschaft konnte der Ver- 
fasser die im Laufe des J. 1894 ergangene Entscheidung nicht mehr 
benutzen, gemäss welcher eine doppelte geistliche Verwandtschaft da- 
durch nicht entsteht, dass Jemand Pathenschaft bei mehreren Kinder 
derselben Matter übernimmt (S. C. C. 29. April 1894). Zu welchen 
merkwürdigen Rechtsfragen der Mangel an Sesshaftigkeit , und der 
moderne Unglaube in weiten Kreisen der grossstädtischen Bevölker- 
ung dieseits und jenseits des Oceans führen, mag man aus S. 146 
—147 ersehen. In der Behandlung des Hindernisses der Heimlich- 
keit begnügt der Verfasser sich mit der Entscheidung des S. Uffizio 
vom 14. December 1859, während wir im Archiv Bd. 72. S. 123 
jetzt eine reichere Literatur für diese Frage besitzen (203). Mit 
Recht leitet der Verfasser die Befugniss des Papstes, eine gültige, 
aber nicht vollzogene Ehe aufzulösen, nicht aus einer Erweiterung 
des paulinischen Privilegs her, sondern vielmehr aus der Vollgewalt 
des h. Stuhles. Die gediegene Schrift sei warm empfohlen. 
Aachen. Canonicus Dr. Bdksheim. 
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X. 

Das Recht der Exciusive in der Papstwahl. 

Von Prof. Dr. Sägmüller. 

Im 72. Band dieser Zeitschrift, S. 201—334, veröffentlichte 
Prof. Dr. Wahrmund eine Studie: >Die Bulle »Aeterui patris filius« 
und der staatliche Einfluss auf die Papstwahlen c , welche auch als 
Separatabdruck erschien ^). Darin ist eine Reibe von auf den Er- 
lass jener Bulle Gregors XV. vom Jahre 1621 bezuglichen hand- 
schriftlichen Quellen enthalten, wodurch hinsichtlich derselben das 
Gleiche geleistet ist, was bereits für die Papstwahlbulle Pius' IV.: 
»In eligendisc geschehen war*). Sodann gibt Verfasser »neben einer 
Menge kleinerer Schriften und Traktate vier grosse litterarische 
Arbeiten hervorragender Zeitgenossen, darunter zwei umfassende 
Gommentare zur BuUec Ein dritter Abschnitt endlich erörtert 
»die rechtliche Bedeutung der Bulle vom Standpunkt der Gegen- 
wart« aus*). Das aber geschieht natürlich auf Grund der Bedeutung 
der Bulle bezüglich des staatlichen Einflusses auf die Papstwahlen 
von damals, näherhin bezüglich des staatlichen Rechtes der Exklusive 
in den Papstwahlen, welche Bedeutung aus dem publicirten hand- 
schriftlichen Material erhoben wird. Die Darlegungen sind nun 
im wesentlichen die folgenden. 

In der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts machten die Par- 
teihftupter, die spanischen Eroncardinäle und die Cardinalnepoten, 
den Papst. »Sie einigten sich oft ra.sch, häufiger erst nach langen 
Kämpfen auf einen bestimmten Candidaten, instruirten und sam- 
melten alsbald ihre Anhänger, führten mit deren ganzem Schwärme 
den Auserlesenen lärmend und ostentativ in die Wahlcapelle und 
rissen den etwa mderstrebenden Rest der Wähler mit sich fort zur 
Adoration.« Diese war seit langem der damals fast ausschliessliche 
Wahlmodus. So musste denn eine zielbewusste Reform die Adora- 
tion unbedingt abschaffen und durch das geheime Scrutinium, welches 



1) Ifainz; Verlag von Franz Eirchheim. 1894. Wir citiren nach dem 
Separatabdmck. 

2) Sägmüller, Die PapstwahlbuUen and das staatliche Recht der Ex- 
clnsive. Tabingen 1892. S. 288—807. 

8) Die Bulle »Aeterni etc.« S. 2. 
ArehlT für Kircheiirecht LXXUL 13 
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die Abstimmung des einzelnen der Controle der Chefs entzog, er- 
setzen. Das ist darch die Balle Gregors XV. auch geschehen. Weil 
aber so die Stimmenabgabe uncontrolirbar geworden war, Hess sich 
voraussehen, dass die Parteihäupter ihre Anhänger durch auch schon 
von früheren Wahlgesetzen verbotene Zusagen und Verträge wür- 
den vor den geheimen Scrutinien in Pflicht zu nehmen versuchen. 
Daher musste der Verfasser der Bulle auch gegen solche Wahl- 
um triebe die geeigneten Bestimmungen treffen, was im §. 18 that- 
sächlich geschehen ist. 

Derselbe lautet nämlich so: »Cardinales praeterea omnino ab- 
stineant ab omnibus pactionibus, conventionibus, promissionibus, in- 
tendimentis, condictis, foederibus, aliisque quibuscunque obligationi- 
bus, minis, signis, contrasignis suffragiorum seu schedularum, aut 
aliis tam verbo quam scripto aut quomodocunque dandis, aut pe- 
tendis, tam respectu inclusionis quam exclusioniSy tam unius per- 
sonae, quam plurium , aut certi generis veluti creaturarum , aut hu- 
iusmodi, seu de suffragio dando vel non dando: quae omnia et sin- 
gula, si de facto intervenerint, etiam iuramento adiecto, nulla et ir- 
rita neque ad observantiam eorum quemquam teneri, aut ex trans- 
gressione notam incurrere fidei non servatae decernimus et declara- 
mus; et contrafacientes ex nunc excommunicationis poena innodamus: 
tractatus tarnen pro electione habendos vetare non intelligimus.c 

Gemäss diesem Wortlaute sind nach Wahrmund dem Ge- 
setze zuwider »alle Arten von üebereinkünften , Bündnissen, Ver- 
sprechungen, Verträgen, i^sowohl im Hinblick auf die Inclusionf als 
die Exclusion d. h. eum Zwecke der Stimmeneuwendung oder der 
8timmenenteiehung€^ ausführlicher gesagt: Verträge, welche einen 
Cardinal veranlassen sollen, diesem oder jenem Candidaten seine 
Stimme zu geben, oder aber sie ihm nicht zu geben. Irgend welche 
Unklarheit über die richtige Interpretation vorliegender Stelle kann 
somit nicht bestehen; sie wendet sich gegen die allbekannten und 
längst üblichen Wahlagitationsmittel und alle Versuche, einen ver- 
änderten Sinn in dieselbe hineinzukünsteln, gehören in das Reich der 
Phantasie ^).€ 

Eine andere Interpretation des §. gestattet dann, wie Wahr- 
mund weiter darlegt, nachdem der einschlägige Text aus Com- 
mentaren von Zeitgenossen Gregors XV. angeführt worden, auch diese 
zeitgenössische Litteratur nicht. »Wenn es nunmehr nach all* dem 
Vorgebrachten gestattet ist, auf die Frage zurückzukommen, ob sich 
im Zeitalter der Bulle »Aeterni patris filius« bereits der Bestand, 

1) Die BaUe »Aeterni etc.« S. 63-67. 
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bezw. die staatliche Inanspruchnahme eines ExdusionsreoA^ bei den 
Papstwahlen nachweisen lasse, und ob es weiters die Intention des 
Gesetzgebers gewesen sei, in dem erörterten §. Cardinäles einem der- 
artigen Exclusionsret;^^ entgegenzutreten, es für die Zukunft zu ver- 
bieten, so muss m. E. eine sorgi&ltige Zusammenfassung der bis- 
herigen Resultate unbedingt zu einer Verneinung dieser Frage 
führen. In erster Linie dürften wohl gesunde Vernunft und Logik 
zur Ueberzeugung führen, dass wenn damals überhaupt und in irgend 
einer Weise von einem Exclusionsrec^ die Bede gewesen w&re, 
wenn z. B. die Exclusive einen schon seit der Mitte des 16. Jahr- 
hunderts bewusst und consequent geübten staatlichen Rechtsanspruch 
repräsentirt hätte, dieser Umstand vielleicht nicht in allen aus jener 
Zeit stammenden Quellen, — denn die Anschauungen brauchten ja 
nicht nothwendigerweise allenthalben geklärt zu sein — aber doch 
zum mindesten in einer oder der anderen Quelle klaren Ausdruck 
gefunden haben müsste, wie wir solches ja auch analog in den aus 
dem Ende des 17. und Anfang des 18. Jahrh. stammenden Ueber- 
lieferungen bestätigt finden i).c So Wahrmund. 

Was nun zunächst das anbetrifft, dass diese Bulle gegon den 
Adorationsmodus und gegen alle Parteihäupter bezw. die von ihnen 
durch Verträge und Aehnliches angestrebte Inclusion oder Exclusion 
bestimmter, ihnen angenehmer oder unangenehmer Candidaten ge- 
richtet sei, 80 ist diese Interpretation nicht im geringsten mehr neu. 
Auf Grund vielen, von uns zum erstenmal theils nur signali- 
sir|en, theils aber in den Hauptstellen auch mitgetheilten hand- 
schriftlichen Materials aus römischen Archiven wurde das des nähern 
bereits dargethan'). 

Dass aber die Bulle im ganzen und der §. Cardinales im be- 
sondern ein eigentliches Verbot des staatlichen Exclusivrechtes ent- 
hält, wurde unter Beiziehung der Geschichte der Gonclaven und 
mit Hilfe handschriftlichen Materials ebenda des weitern bewiesen*). 
Hierin nun finden wir uns durch den neueo Widerspruch keineswegs 
erschüttert. Es könnte also die Sache auf sich beruhen^). Allein 

1) Die Bolle »Aeterni etc.« S. 105—107. 

2) Die PapstwahlbuUen S. 261—264. 
8) Die Papstwahlbtülen S. 264-274. 

4) Das am so mehr, als Wahrmund in der neuesten Publication, 8. 1, 
A. 1, die Bemerkung macht, dass ein näheres Eingehen auf die Schrift: »Die 
Papstwahlbnllen« nicht za rechtfertigen wäre and einzelne Irrthümer gelegent- 
lich berichtigt werden sollen. Für Berichtigung der Errthümer, soweit solche 
wirklich stattfindet, sind wir dankbar, aber nicht für den Ton, welchen gleich 
diese erste Bemerkung anschlägt. 

13* 



196 SägmiUler^ Recht der Exclu»ive in der Papatwahl, 

die Textpublicationen , welche Wahrmund in dankenswerther Weise 
macht, bringen so viele neue, von ihm wegen ungenügender Eennt- 
niss des geschichtlichen Tbatbestandes unrichtig interpretirte , oder 
gar nicht bemerkte Momente zu Gunsten unserer Anschauung, dass 
es, wenn nicht schon eine Forderung der persönlichen Selbstachtung, 
so noch vielmehr eine solche der Gerechtigkeit ist, auch sie in 
das rechte Licht zu setzen und so die These ^ dass die BuHe Qre- 
gors XV.: ^Aeterni patris ßitiS€ im ganzen wie der §. Cardinales 
im besondem gegen den staatlichen Anspruch auf ein Recht der Ex- 
clusive in der PapstwaM gerichtet ist, des weitern zu erhärten. 

Z Die Entwicklung der Exdusive in der Papstwahl vor Oregor XV. 

Unerlässliche Vorbedingung für eine richtige Interpretation der 
Bulle: »Aeterni patris filius« sammt dem darauf bezüglichen hand- 
schriftlichen Material ist eine zum mindesten erträgliche historische 
Darstellung der damaligen Papstwahlen. Allein gerade das historische 
Moment war von Anfang an die Schwäche von Wahrmund^s Publi- 
cationen. Seine erste Schrift: »Das Ausschliessungsrecht (Jus Ex- 
clusivae) der katholischen Staaten Oesterreicb, Frankreich und Spanien 
bei den Papstwahlen, Wien 1888, baut sich in den historischen Par- 
tieen im wesentlichen auf den oft recht unzuverlässigen Conclavebe- 
richten von Conclavisten und anderen gewöhnlichen Schreibern und 
dann auf meist secundärer Litteratur auf^). An diplomatischen 
Papieren sind noch die Akten des geheimen Haus-, Hof- und Staats- 
archivs zu Wien, welches aber gerade für die Zeit vor dem Bode 
des 18. Jahrhundert eine nur spärliche Ausbeute ergab, benützt. 
Auf Grund dieses entschieden ungenügenden Materials, ohne dass 
wenigstens für die Zeit Karls V. und Philipps II. weitere diplomatische 
Papiere, soweit sie besonders die Sammlung der State Papers bietet, 
beigezogen worden wären , hat es Wahrmund unternommen , die 
ganze Entwicklung der staatlichen Exclusive in der Papstwahl zu 
fixiren, wobei sich als Hauptsresultat herausstellte, dass das staat- 
liche Recht der Exclusive in der Papstwahl am Ende des 17. und 
Anfang des 18. Jahrhunderts aufgekommen sei. Und daran hält 
Wahrmund noch heute zähe fest'). 

Wir haben dann bei der Unzulänglichkeit dieser nur auf 



1) üeber die ünzQTerlässigkeit dieser Conclaveberiohte : Sägmüller, Die 
Papstwahlbailen and die Staaten von 1447—1555 (Nikolaas V. bis Paul IV.). 
Tübingen 1890. S. 58 ff. 

2) Die Bulle »Aeterni etc« S. 112—116. 
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secundärer Litteratar und den spärlichen Osterreichischen Akten, 
die um so weniger für das 16. und 17. Jahrhundert in dieser Frage 
bedeuten, als Oesterreich gegenüber von Spanien namentlich und 
Frankreich gerade in der bezeichneten Zeit einen fast minimalen 
Einflnss auf die Papstwahl ausgeübt hat, beruhenden Schilderung 
Wahrmund's in den zwei bereits angeführten Schriften den Einfluss 
der Staaten auf die Papstwahlen von Nikolaus V. bis Pius IV. je 
einschliesslich, also von 1447—1559, auf viel breiterer Grundlage 
zur Darstellung gebracht. Dabei ergab sich, gane entsprechend der 
Constanten romi-schen Tradition^ welche das staatliche Recht der Ex- 
clusive in der Papstwahl bis auf Kaiser Karl V. und auf Philipp IL 
von Spanien gurüdcführt^ dass diese beiden gewaltigen Herrscher zu- 
erst den Anspruch auf genanntes Recht erhoben *). Demgemftss ent- 
hält nach unserer Auffassung schon der §. 26 der Papstwahlbulle 
Pius' IV.: »In eligendisc ein Verbot dieses Anspruchs, wie auch der 
in dieser Materie wohl bewanderte Cardinal Albizzi sagt'). 

1) Von ganz besonderer Bedeutung aber sind die Wahlen des 
Jahres 1590, 1605, 1621, ans welchen Gregor XIV., Leo XL uud 
Gregor XV. hervorging. Ohne dass wir nun über irgendwelche Voll- 
ständigkeit des diplomatischen Materials hätten verfügen können, 
kamen wir doch mit weiterem Material über Wahrmtmd hinaus zu 
der Anschauung, dass wie im Jahre 1590 Philipp II. von Spanien 
ein Recht der Inclusive in der Papst wähl beanspruchte, so 1605 der 
spanische Cardinal d'Avila dem Cardinal Medici, dem hernach ge- 
wählten Leo XL, im Namen König Philipps III. von Spanien im 
vollen Conclave die Exclusive in aller Form ertheilte und dass 1621 
die formelle französische Exclusive gegen den Cardinal Campora auf 



1) Die Papstwahlballen S. 31, 85 ff., 254. Katholik 1894. Bd. I, S. 172 fit 

2) Die Papstwahlballen S. 185. Der §. lautet: »Cardinales aatem per 
viscera misericordiae D. N. Jesa Christi enixe rogamas et hortamar, ac eis ni- 
hilominus sub diyini interminatione iadicii praecipimas et mandarous, ut atten- 
dentes magnitadinem ministerii, qnod per eos tractatnr, in dandis snffragiis ac 
aliis omnibas et singulis electionem qaomodolibet concementibns , omni dolo ac 
frande, factionibas et animoram passionibns remotis, ac Principum saecula- 
riutn interctasionibus ceterisque mundania respeclibua minime attentia, 
sed solam Deam prae ocnlis habentes, sese pnre, libere, sincere, qaiete et pa- 
cifice gerere et habere debeant. Nee pro ipsins Pontiflcis electione conspira- 
tiones, condicta, pactiones, et alios illicitos tractatns inire, signa ant contra- 
signa votoram saoram alteri dare, minasye aliqnibns inferre, tamaltns excitare, 
ant alia facere, per qnae electio retardetar, vel minus libere saffragia prae- 
stentar. per se vel aliam, directe vel indirecte, qnovis colore vel ingenio an« 
deant vel praesumant . . .« 
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Anrathen des Gardinalnepoten Aldobrandini vor der Thfire stand, dass 
also vor Erlass der Bulle: »Aeterni patris filiusc der staatliche Rechts- 
anspruch auf Exciusive eine bereits bekannte Sache war ^). 

Wdhrmund aber sieht in dem lauten Protest des spanischen 
Cardinais und Parteiführers d'Avila in den letzten Augenblicken des 
Gonclaves im Jahre 1605 gegen die Wahl Medicis und in dera 
wiederholten Rufe : Der König will ihn nicht ! vor dem versammelten 
Wahlcollegium nur ein Bemühen von selten dieses Spaniers, seine 
Anhänger zu einer Stimmenexclusive gegen Medici zu vereinigen. 

Früherem sei nun weitere Begründung zugefügt. Im Jahre 
1623 waren 54 Cardinäle im Conclave. Unter diesen verfügte der 
mit Spanien verbündete Nepote Pauls V., der Cardinal Borghese, 
über 22 Stimmen, Ludovisi aber, der Nepote Gregors XV., welcher 
Spanien abgeneigt war, über 19 Anhänger. Frankreich hatte einen 
einzigen Cardinal. So war die spanisch-kaiserliche Partei für sich 
allein zu nichts fähig, sondern musste ihren Rückhalt in den Ne- 
poten, vor allem bei Borghese, suchen. »Da drang der Cardinal 
Bargia (der Führer der Spanier) in die evoei spanischen Gesandten 
tmd in die spanischen Cardinale, man solle, ehe das Condave ge* 
schlössen werde y den CardinäUn die von dein (spanischen) König 
gegd>enen Exdusiven publiairen. Das that er, weil er befürchtete, es 
mochte ihm dasselbe begegnen, was nach dem Tode Clemens' Vni. 
dem Cardinal Avila zugestossen war, als der Cardinal von Florenz, 
den man Spanien wenig geneigt erachtete, deswegen zum Papste 
gewählt wurde, weil die Erklärungen gegen die Missliebigen nicht 
zur rechten Zeit gemacht worden waren. Allein es war die Sache 
sehr verhasst und man ncAm nun den Ausweg, dass an dem Tage^ 
an welchem die Cardinäle in das Conclave traten, die beiden Ge- 
sandten durch die Zellen derselben gingen und nur die dem König 
freundlich Gesinnten um ihre Stimmen mm Zweck der Exdt^sion 
Bunächst von Borromeo und Aracdi, welche die am meisten Oe- 
fürchteten waren, ersuchten, indem man es Borgia überliess, im 
Nothfalle die Exciusive der andern zu bewerkstelligen. Aber weil 
Pastrana wegen der Lobsprüche, welche Ludovisi Araceli ertheilt 
hatte, fürchtete, derselbe möchte die Gunst der Cardinäle haben, 
so verlangte er im Namen seines Königs von Borghese und Ludovisi 
die Exdusion Aracdis. Auf dieses Verlangen ging der erstere, 
welcher Araceli auch sonst nicht zum Papste haben wollte, ohne 
Widerstand ein. Der andere aber, verstimmt über das Scheitern 



1) Die Papstwahiballen S. 244—253, 234-248, 230—283. 
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seines Planes, verweigerte die Exciusion, um bei den papablen Gar- 
dinälen nicht verhasst zu werden, erklärte dann aber doch, dass er 
für Araceli nicht gearbeitet haben würde, wenn ihn Borghese nicht 
vorgeschlagen hätte. Diese Erklärung hielt der Gesandte für ein 
Aequivalent der Exclusive und begnügte sich damit ^).€ Der ange- 
führte Passus nun ist überaus instructiv für die Darlegung der Ent- 
wicklung und des Standes des staatlichen Exclusivrechtes im An- 
fange des 17. Jahrhunderts. Genau heben sich hier von einander 
ab einerseits die formelle Exclusive als eine Erklärung im Namen 
des Königs an freundliche (Borghese) und feindliche (Ludovisi) Car- 
dinäl'e und überhaupt an das ganze Wahlcollegium und andererseits 
die Bewerbung um Stimmen zur Exciusion bei den befreundeten, vor 
allem den nationalen Wählern« Die erstere Art der Exclusive ist eine 
verhasste Sache. Die zweite Weise ist milder. Aber weil unge- 
nügend, musste der spanische Gesandte doch zum ersten, schärferen 
Modus der öffentlichen, officieilen Publication an alle Cardinäle 
greifen. Diesen Weg aber hatte d'Avila im Gonclave des Jahres 
1605 zu spät beschritten. Er hatte also die Erklärung an die Car- 
dinäle (ohne Unterschied), die formelle Exclusive, nicht zur rechten 
Zeit abgegeben. So zeugt die Aussage des Nachfolgers von d'Avila, 
des spanischen Gardinais Borgia, dafür, dass sein Vorgänger eine 
formelle Exclusive abgab, aber nicht zur rechten Zeit. Das stimmt 
auf das Genaueste überein mit der weiteren Notiz, dass den fort- 
während protestirenden Avila damals selbst die eifrigsten Anhänger 
Spaniens zum Schweigen gemahnt hatten, weil es sich nicht mehr 
um die Wahl, sondern um die Adoration des allgemein anerkannten 
Papstes handle'). 

Gerade so sah die Exclusiverklärung Avilas zwei Decennien 
später der Cardinal Bappaccioli an. Von ihm wird aus dem Gonclave 
des Jahres 1644 berichtet: »Eines Tages nahm ein Cardinal ihn 
(Rappaccioli) beiseite, im Gedanken, ihn von den vermeintlichen 
Praktiken für Sacchetti abzuziehen. Er behauptete, es sei ausge- 
macht, dass man mit gutem Gewissen einen Cardinal, welcher von 
einem König ausgeschlossen sei, nicht zum Papste wählen könne. 
Er mochte nun gerne wissen, wie der Cardinal sich dieses Bedenkens 
entschlagen könne. Ihm wurde zur Antwort, dass der vorgelegte 



1) Conclavi de* Pontefici Romani 8. 1. a. 1667 p. 413 ss. >Ma perehe 
Pastrana per lo lodi date ad Araceli da Ladovisio yenne in sospetto , ch* egli 
hATesse Taura de" Gardinalii richietie per parte del suo Rh, Borghese e Ln- 
doTisio per Teaclasione del medeaimo.« p. 414. 

2) Die Papstwahlballen S. 239. 
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Satz wahr sein kOnne unter bestimmten Umständen und in gewissen 
qualificirten Fällen, wenn der schlechte Dienst, welcher damit einem 
König erwiesen werde, sicher oder probabel sei und eben damit auch 
der Schaden für die Christenheit, dass derselbe aber nicht gelte in 
der allgemeinen und absoluten Fassung, in der er ausgesprochen 
worden sei. So präjudicire er nicht so fast allBUsekr der Äuctarität 
und Freiheit des h. CollegiumSj als er auch hinausgehe über die 
Anforderungen der Könige selbst. Diese hätten gezeigt, dass es 
ihnen nicht genüge, nur zu sagen, dass sie jemanden nicht zum Papst 
haben wollten, da sie vielmehr, wie sie es immer gethan, sich 
bemüht hätten, durch ihre Gesandten und Minister das h. Gollegium 
dienstwillig zu erhalten und den Cardinälen soviel als möglich ge- 
fällig zu sein, wie jeder wisse, dass es so ihre Gewohnheit sei, um 
die Zahl der Anhänger zu mehren, welche dann von verschiedenen 
und weit entlegenen Theilen der Erde herbeizukommen hätten, um 
im Conclave zu den gewünschten Exclusiven behilflich zu sein, die 
bis zur Stunde schlecht gesichert seien, wie es andere Male 
der Cardinal d'Ävüa und andere erfahren mussten^ als sie sich 
darauf verliessen, nur im Conclave herumzugehen und au schreien: 
Der König will ihn nicht! Wenn also das genügen würde, die Car- 
dinäle im Gewissen zu verpflichten und wenn sich eine solche Praxis 
einbürgerte, wäre es überflüssig, dem Cardinalcolleg irgend eine 
Freundlichkeit zu erweisen, den Parteigängern und Anhängern irgend- 
wie Lohn zu geben und dass die, welche weit weg sind, eine lästige 
Reise machten ^).€ Hier wird also Avila als einer charakterisirt, wel- 
cher einfach durch das Conclave geschrieen: Der König will ihn 
nicht! und Berücksichtigung dieses Rufes von Freund und Feind 
ohne Unterschied verlangte. Das ist das Ereigniss vom Jahre 1605. 
Das ist die formelle Exclusive in aller Form. 

Das ganz Gleiche besagt die Erwägung, welche Rappaccioli 
noch beifügt. Nach seinem Dafürhalten sei ein solcher Satz dem 
König von Spanien und seinem Candidaten sehr wenig dienlich. 
Denn aus demselben resultire, dass die spanische Faction, die unge- 
flLhr 25 Mann stark sei, den Franzosen gleich gestellt werde, die 
doch nicht mehr als fünf seien. Auf der einen und auf der anderen 
Seite nämlich sei ein König, der gleicher Weise sagen könne: Den 
will ich nicht! Da brauchte man also keine Faction mehr. 

Diesem unbezweifelbaren Beweismaterial gegenüber schreibt 

1) CondaTi p. 487. Die Lesart »d* Avila« ist gesichert. Mitth. d. Inst 
f. Ost. Qeschf. Bd. 14, S. 518, A. 2. Wir zweifelten früher daran nnd über- 
settten, Die Papstwahlbullen S. 225, anders. 



Recht der Excltuive in der Papatwahl. 201 

Wahrmund: >8ägfmiüer, welcher sich (1. c. S. 240, n. 1) mehrfach 
auf du Perron bezieht und denselben für seine Ansicht (es habe im 
Conclave Leo XI. die Aasubung eines staatlichen Exclusionsrechtes 
stattgefunden) zu verwerthen sucht, bricht a. a. 0. mitten in einem 
sehr interessanten Citate ab und hat leider vergessen, auch den 
Schtuss des betreffenden Satzes anzuführen. Das Gitat lautet bei 
SägmiUler: ». . . Que le Cardinal Avila, Protecteur l'Espagne, s'y 
opposa en plein Conclave, criant trahison, trahison, ie proteste, ie Pro- 
teste, il est ennemy du Boi catholique, le Roi catholique Texclud 
de sa propre main et le declare son ennemy. Que le Cardinal Doria, 
qui alloit promettant at$x uns de Eveschee et des Abbayes, et 
menacent les autres de leur faire casser Uurs pensions^ fut si 
esperdu, que de s'adresser a Monsieur le Cardinal de Joyeuse etc.c 
Der Vollständigkeit halber mögen hier doch auch die anschliessen- 
den Worte du Perrons Platz finden, sie lauten: (1. c. S. 303) >et 
Iny faire cette belle harangue: Monsieur, il est ennemy du Uoi, 
aidea naus a luy faire Vexelusiom . . . Durch die unmittelbar be- 
vorstehende und nicht mehr zu verhindernde Wahl des — dem ka- 
tholischen König sehr unerwünschten — Cardinais Medici werden 
nämlich die beiden Führer der spanischen Partei, Avila und Doria 
so verwirrt, dass der eine sich seine geheimen Instructionen ent- 
schlüpfen Iftsst, der andere sich an einen (feindlichen) französischen 
Cardinal mit der Bitte wendet: »Helfen sie uns doch, ihm die Ex- 
clusion zu machen € . . . Dem fügt Wahrmund noch an, dass auch 
der Bericht des Cardinais Joyeuse (nicht du Perrons, wie wir irrig 
angaben) zur Evidenz zeige, dass von Ausübung oder Inanspruch- 
nahme eines Exclusivrechtes seitens der Führer der Spanier keine 
Rede gewesen sei^). 

Zu Vorstehendem aber haben wir nur zu bemerken, dass ja ge- 
rade in der Aufforderung Dorias an Joyeuse, Medici die Exclusive 
eu geben^ der Jdare Beweis liegt ^ dass der Ruf Avilas im vollen 
Consistorium an alle Cardinale gerichtet war, auch an die feind- 
lichsten, wie es eben Joyeuse, der Fuhrer der Franzosen, war. 
Wenn dann Doria bei den spanischen Cardinälen mit Versprechungen 
und Drohungen umherging, um wenigstens noch die Stimmenexclusive 
zusammenzubringen, so ändert das nichts hieran. Vielmehr weist es 
eben nur auf das Versäumniss hin, welches sich d* Avila hatte zu 
Schulden kommen lassen, dass er nämlich nicht für alle Fälle, so 



l) Die Bulle »Aetemi etc.« S. 5, A. 1. 
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auch ffir den der formellen Exclusiverklärung, falls sie nicht wirken 
sollte, die Stimmenexclasive in der Reserve vorbereitet hielt ^). 

Dass beides zusammengehört, die eventuelle formelle Exclusive 
und die im Hintergrund reservirte Stimmenexclusive für den Fall, 
dass das CoUegium die formelle Ausschliessung nicht beachten würde, 
so dass dann der betreffende König einen von vorneherein feind- 
lichen Papst hätte, dessen ist schlagender Beweis der gleiche, jetzt 
gewitzigte Cardinal d^Avila. Nur 26 Tage lang trug der gegen den 
Protest d'Avilas gewählte Cardinal Medici die Tiare. In der kurzen 
Zeit konnte man an den Höfen keine neue Entschliessungen für das 
künftige Conclave fassen, aus dem CardinalcoUeg von dort keine 
neuen Weisungen kommen lassen. So bestanden noch die alten Ex- 
clusiven von spanischer Seite, unter anderem auch gegen den Car- 
dinal Camerino. Als nun d'Avila im folgenden Conclave erfuhr, dass 
man die Absicht hatte, diesen Spanien unerwünschten Cardinal auf 
den päpstlichen Stuhl zu setzen, so ging er mit aller Energie daran, 
dieses zu hintertreiben. »In der That gelang es ihm, 27 Cardinäle 
zur Exclusion Camerinos zusammenzubringen. »Nun will ich sehen, 
wer sich den Befehlen meines Königs zu widersetzen wagt,c rief er 
stolz, da er mit diesem imponirenden Anhang vor der Thüre der 
Paulina stand ').€ Dazu bemerkt Wahrmundj dass das am besten 
beweise, worauf die Exclusion Camerinos bernbte >). Freilich beweist 
dieser Ausruf d'Avilas, dass man die formelle Exclusive, wie sie that- 
sächlich hier Camerino erhielt, nur wagen konnte, wenn man zu- 
gleich durch die Stimmenexclusive gedeckt war, und dass er dieses 
Mal den taktischen Fehler, welchen er im letzten Conclave begangen, 
von vorneherein vermieden hatte. 

Ausschlaggebend für die Existenz der formellen Exclusive vor 
Gregor XV, ist vollends das folgende. Für das Conclave des Jahres 
1621 , aus welchem gerade Papst Gregor XV. , der Verfasser der 
Bulle: »Aeterni patris filiusc hervorging, hatte der französische Ge- 
sandte in Rom, der Marschall d'Estr^es, genannt Marquis de Coeuvres, 
die königliche Weisung, sich gegen den Cardinal Campora, den Can- 
didaten Borgheses, des Nepoten Pauls V., und der Spanier, an die- 
jenigen anzuschliessen, welche Campora die Exclusive geben würden 



1) Den Leichtsinn d'Avilas in Sicherung der Stimmenexclasive betont 
auch öindely^ Zar Geschichte der Einwirkung Spaniens anf die Papstwahlen. 
Sitzungsberichte der kais. Akad. der Wiss. Philos.-Hist. Glasse. 1862. 38. Bd. 
S. 281 f. 

2) Das Ausschliessongsrecht S. 119. Die Papstwahlbullen S. 243 t 

3) Das Ausschliessungsrecht S. 208. 
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und dieser königliche Auftrag lautete ganz allgemein. Zu diesem 
Zwecke verband sich nun der Marschall mit dem Gardinalnepoten 
Aldobrandini, welcher, wie Elemens VIIL, sein Oheim, Frankreich 
geneigt und Spanien und Gampora abgeneigt war. Dieser gebot fiber 
zehn Stimmen und machte sich anheischig, die Stimmenexclusive 
gegen Gampora durchzuführen. Zum grossen Leidwesen d'Estr^e's aber 
erkrankte Aldobrandini so schwer, dass er an dem Tage, an welchem 
das Gonclave geschlossen werden sollte, dem französischen Gesandten 
erklärte, dass er nicht im Stande sei, sich an die Spitze der Ex- 
clusionspartei zu stellen, wozu er sich verpflichtet habe. Seine Krank- 
heit gestatte ihm nicht, das Bett zu verlassen. »^ sei nothipendig^ 
die Exdusive im Namen des Königs tfu machen. Der Gesandte aber, 
welcher nur allgemeine Befehle hatte, sich der Wahl Gamporas zu 
widersetzen, verfehlte nicht, die Gründe darzulegen, welche ihn hin- 
dern mussten, dem so raschen Wechsel beizustimmen. Er fugte bei, 
dass er seinem König Nachricht über die getroffenen Massregeln ge- 
geben habe, sowie über die Grenzen, innerhalb deren man sich ge- 
halten. Es sei nicht möglich, neue Nachrichten zu schicken und 
den Konig, seinen Herrn, in eine so wichtige Sache, deren Aus- 
gang so ungewiss , ohne specieUe Ordre au verunckeln.€ Dann Hess 
sich der Marschall von den Anhängern Aldobrandinis die schriftliche 
Erklärung geben, dass sie Gampora ihre Stimmen versagen würden 
und suchte nun die noch fehlenden Voten mit emsiger Eile zusam- 
men. So berichtet er selbst , ein Bericht von grösstem Werth ^). 



1) »Le marqais de Coenyres, a qai la maladie da cardinal Aldobrandin 
paroissoit an embarras de grande importance, fat bien plas sarpris, lorsqn* aprki 
avoir concertd toates choses a^ec lui pour rölection d*AqainOy et ensaite poar 
Celle de Ladovisio, il lui apprit quHl n'^ioit plus en 6tat de se rendre 
Chef de Vezclusion^ comme il 8*y 4toit engag€; que son mal ne lui 
permMoit pas dCagir et de sortir du lit, et quHl itoit nicessaire de la 
faire au nom du Roi, Kambassadear , qai n^avoit qae des ordres g^n^raaz 
de 8*opp<>ser a F^lection de Gampora, ne manqna pas de lai reprösenter les 
raisons qai le deroient emp^cher de conseatir a un si prompt changement. II 
ajoata qa*il a?oit renda compte aa Roi des mesares qae Ton avoit prises et 
des termes aazqaels on en ^toit deniear^; quUl ne lui itoit plus posaible 
de donner de nouvellea paroles lä-deaaus, et d'engager le Roi aon maitre 
dans une affaire de cette importance, doni Vivinement itoit incertain, 
aans den ordres particuliera.* M^moires da Mar^chal d'Estr^es in Pefiioi, 
Collection des m^moires relatifs a Tbistoire de France. Ser. U, t. 16, p. 360. 
Allein die Ge&hr, dass Borghese den anerwrinschten Gampora doch and zwar 
alsbald erheben würde, warde immer grösser. »Le cardinal Borghese, aa liea 
de faire r^flezion sar le discoors da cardinal Ubaldin, a peine se poayoit-il r6- 
soadre a T^coater, tant il crojoit sa brigae assar^e, et se flattoit qa*il n'j ayoit 
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Hier hat man von einem alten, erfahreneu Gardinalnepoten, 
in der Ueberzengung, es sei unmöglich, in den letzten Augenblicken 
noch eine hinreichende Exclnsionspartei zu bilden, den Bath an den 
französischen Gesandten, weicher über eine ausserordentlich schwache 
Partei verfügte^ in die versammelte Wählerschaft die Exclusive im 
Namen des französischen Königs hineinzuwerfen. Zu welchem Zwecke? 
Etwa um mühsam eine Exclnsionspartei aus denjenigen Cardinälen 
zusammenzubringen, welche sich vielleicht erinnerten, mit dem 
französischen König, der doch nur wenig Verbindungen mit den 
einzelnen Cardinälen unterhielt, irgend in näherem Pflichtverhält- 
hältniss zu stehen und so gehalten zu sein , dessen Veto zu respek- 
tireni)? Oder vielmehr in der Absicht, was der Nerv der formellen 
Eiclusive ist, durch diese Erklärung gegen den betreffenden Cardinal 
dem ganzen CoUegium mit einem Male darzuthun, dass es den Mann 
uicht zur höchsten kirchlichen Würde erheben könne, welcher einem 
so grossen christlichen Fürsten unangenehm sei und so das gänzliche 
Zurückweichen aller Wähler von dieser persona ingrata zu veran- 
lassen? Nach den Regeln der Logik kann die Entscheidung keine 
zweifelhafte sein. Der Unterschied zwischen den beiden Exclusiven 
liegt klar zu Tage. Den erkannte auch der französische Marschall 
genau. Zur Stimmenezclusive jeder Art gegen Campora hatte er 
unbeschränkte Vollmacht. Aber um >im Namen des Königs* die 
Exdusiverklärung vor dem gesammten WahlcoUeg gegen Campora 
absfugeben, bedurfte er cUs eu wesentlich Verschiedenem und in seinem 
Ausgang Zweifdhaftem neuer Ordren von Seiten seines Königs, Doch 
es war keine Zeit mehr. Und noch eines ist beachtenswerth. 



plus rien capable de la traverser: on disoit mdme a Rome que Ton aroit fait 
peindre le cardinal Campora en habits pontificaax. Cepedant rambassadear de 
France, a qui la d^claration du cardinal Aldob randin faisoit la demiäre peine, 
ne Tojant pas qnMl Ini füt possible de sortir du lit, et agir selon ses premiers 
eiigagemens, et quHl n'y avoU pas de raison dt se charger au nom du 
Rot d^unt exciusion dont l'^^nemenl ^toit si douieux^ prit le parti 
sar-le-champ de dire an cardinal Adolbrandin et a tons cenx dn parti, qaMU 
ne manqneroient pas de chef aassitöt que Texclasion seroit formte, et que, ponr 
7 parvenir avec plus de süret^, il jogeoit a propos qae le cardinal Aldobrandin 
et les cr^atnres de Clement VIII. s'obligeassent par ecrit de ne se point se- 
parer, ponr qaelqaes raisons que ce püt etre , de rexclusion de Campora , anssi 
bien que ponr faire rönssir T^lection d'Aquino oa de Ludonsio.« 1. c. p. 371. 
Der Marschall weist dann selbst darauf hin, dass solches Unterschreiben noch 
nie dagewesen sei, aber es sei Noth gewesen nnd es hat geholfen. 

1) Wie erbärmlich es im Jahre 1621 am die franzosische Partei unter 
den Cardinälen stand , setzt der Marqais p. 362 s. genaa auseinander. Ver- 
gleiche: Die Papstwahlbullen S. 230 £, und für 1623 oben S. 198. 
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Während der Marquis sagt, dass dieses unterschreiben zum Zwecke 
der Stimmenexclusive etwas' bisher noch nie Dagewesenes war, be- 
merkt er nicht, dass es etwas Neues gewesen wäre, wenn er die 
Exclnsive im Namen des Königs in das Wahlcollegium geworfen 
hätte. Avila war ja schon vorangegangen. Nur darauf weist der 
Franzose hin, dass solche Exclusive etwas Hochwichtiges und sehr 
unsicheres sei ^). 

Dieser erdrückenden Thatsache gegenüber aus dem Gonclave 
des Jahres 1621, welche das klarste Licht auf den damaligen Stand 
der staatlichen Exclusive als Stimmen- und als formeller Exclusive 
wirft, welche aber Wahnnund »mangels gründlicher Forschungc, 
wie er gegen andere zu sagen beliebt, seiner Zeit entgangen ist, 
suchte er sich mit der Bemerkung zu behelfen: »Nicht min- 
der irrig ist die Interpretation des Citates aus den Memoiren des 
Marschalls d'Gströes (S. 232 der Papstwahlbullen) u. A. m.s).c Wir 
hätten nun wenigstens in der neuen Arbeit den Beweis hiefür er- 
wartet. Doch vergebens. Denn für mehr können wir die hingeworfene 
Behauptung nicht halten: »Oanz abgesehen natürlich (!) davon, dass 
sich für den Bestand einer »exclusiva formalisc in der ganzen ersten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts auch nicht die Spur eines Beleges 
findet »).€ 

Ganz auf dem gleichen Stand wie das bisher Angeführte zeigt 
die exclusiva formalis sammt der Stimmenexclusive als Reserve 
der wirklich gute Bericht über das Gonclave Innocenz' X. aus dem 
Jahre 1644, welcher sich in den Memoiren des französischen Staats- 
mannes Fontenay-Mareuil findet Da waren es besonders zwei Gandi- 
daten , welche Aussicht auf den päpstlichen Thron hatten , der Gar- 
dinal Sacchetti und der Gardinal Pamfiii. Aber Sacchetti war Spanien, 
Pamfili Frankreich nicht augenehm. »Nachdem nun das Gonclave 
geschlossen war, Hessen die Spanier, welche ihre Partei stark genug 
sahen, dem Gardinal Sacchetti durch den spanischen Gesandten die 
Exclusive geben ohne weitere Begründung, als dass er dem König, 
seinem Herrn, verdächtig sei. Als dies nun verschiedentlich von den 
Gardinälen aufgenommen worden war, wurde es am Ende nichts- 
destoweniger von der Mehrzahl gebilligt, indem der Pater Valenti (I), 
ein Jesuite, welcher als Beichtvater und eventueller Gasuist sich im 
Gonclave befand, den Bescheid gab, dass wenn einer der grossen 



1) Wir brauchen wohl nicht noch zn betonen, wie viel glaubwürdiger 
solcher Bericht des Gesandten ist, als der eines Conclavisten. 
2} Mitth. d. inst f. dst. Geschf. Bd. 14, S. 521. 
3) Die Balle »Aeterni etc.« S. 72, A. k 
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Könige die Exclusive einem Cardinal nur gebe, auch ohne den Grund 
anzugeben, man diese seine Exclusionserklärung dennoch annehmen 
müsse, indem die Verdienste des Eiclndirten, so gross sie auch seien, 
der Kirche niemals so nützlich sein könnten, als es ihr schädlich 
wäre, einen so grossen Fürsten vor den Kopf zu stossen.« So war 
die Candidatur Sacchetti beseitigt. Dafür trat die von Parofili um 
so mehr in den Vordergrund. »Da hätte nun der französische König 
auch keine Schwierigkeit gefunden (nämlich mit der Erklärung der 
formellen Exclusive), da für ihn die Erklärung des Paters Valenti (!) 
nicht weniger galt als für den König von Spanien und für den Car- 
dinal Colonna, welcher eilf andere (Vota) bei sich hatte. Denn man 
hat kein Beispiel daffir, dass ein Cardinal eine solche Opposition 
überwältigt hätte.€ Statt nun auch die französische Exclusive öffent- 
lich gegen Pamfili abzugeben , die ja anf keinen Fall mit einem 
Risiko verbunden gewesen wäre, weil eine Stimmenexclusive von eilf 
Votanten unter Führung des Cardinais Colonna in Reserve stand, 
überliess man auf französischer Seite die ganze Sache vertrauens- 
selig dem Nepoten Antonio Barberini, den man als Gegner des 
Pamfili kannte und an welchen auch der Cardinal Mazarin den 
französischen Gesandten Saint-Chaumont und die französischen Car- 
dinäle gewiesen hatte. Doch Antonio Barberini wechselte seine 
Stellung und fing an auf Bereden seines Bruders, des Cardinais 
Francesco Barberini, sich auch Pamfili zuzuneigen. »Wie nun 
oftmals kleinliche Finessen nicht gut zu grossen Angelegenheiten 
passen und man sich nothwendiger Weise jemand anvertrauen oder 
Gefahr laufen muss, schlecht bedient zu werden, so kam es nun 
wirklich, dass der Gesandte ohne Anweisung, als er die Schwenkung 
des Cardinais Antonio sah, nicht ans der Noth eine Tugend machte 
und nicht, entsprechend dem Beginnen, den Spaniern ein Paroli 
zu bieten, Pamfili ganz offen die Exclusive gab, wie er doch sah, 
dass es der Wunsch der Spanier war, welche Sacchetti ausgeschlossen 
hatten, und dass es auch der Wunsch Frankreichs war. Vielmehr 
entschloss er sich, einen Courier an den König zu schicken, um 
seinen Willen zu erfragen ^).€ Unterdessen wurde Pamfili gewählt 
und Ghaumont kam zu spät, als er im letzten Augenblick noch 
die Exclusive Frankreichs gegen Pamfili erklären wollte >). 

1) Petitot Ser. I. t. 51 p. 310—815. Lies: Yalentini. 

2) Die Papstwahlballen S. 221 f., wo noch weitere f&r das Vorhanden- 
sein der formellen Exclnsive in dieser Zeit beweisende Momente angef&hrt sind. 
Wahrmund selbst moss angesichts deren zugeben, dass die Unterscheidung 

von ezclusira formalis and exclusiFa votornm schon beiläufig in der Mitte des 
17. Jahrhunderts beginne. Mitth. d. Inst. L öst. Geschf. Bd. 14, S. 520. 
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Ziehen wir nun das Facit aus dem Vorausgegangenen, so er- 
gibt sich aus der Geschichte der Couclaven von 1590, 1605, 1621, 
1623 und 1644 mit unwiderleglicher Bestimmtheit, dass es vor dem 
Jahre ,1621 schon eine formelle Exclusive und ohnedies eine poH* 
tist^e SUmmenexclusive gab. Die formelle Eiclusive, an das ganze 
Gollegium gerichtet, ist etwas Unsicheres d. h. man weiss eben nicht, 
ob das Cardinalcolleg das königliche Veto respectiren wird und dann 
hatte man im verneinenden Fall Schande und einen feindlichen Papst. 
Der König also, welcher diese Exclusive wagt, muss zum mindesten 
ein Drittel der Cardinäte gegen den Exciudirten sicher in der Hand 
haben, um ihm für alle Fälle die Stimmenexciusive ertheilen zu kön- 
nen und so gegen das Aeusserste gesichert zu sein. Wollten wir das 
prägnant ausdrücken, so könnten wir vielleicht sagen, wer die formelle 
Exclusive wagt, muss zwei Eisen zugleich im Feuer haben. 8o bildet 
die SHmmenexdusive die Reserve zu der formellen^ steht eu ihr im 
VerhäUniss der Suceursale. Dnd wer immer die formelle Exclusive 
wagen will, darf es nicht daran fehlen lassen, sich zuvor oder zu- 
gleich eine genügende Partei im Collegium zu sichern. 

2) Dies erhält nun in den von Wahrmund publicirten Akten 
einen geradezu klassischen Beleg und wird über die Stufe irgend 
welcher Anfechtbarkeit erhoben. Das ist aber zugleich auch, wie sich 
nachher zeigen wird, von entscheidender Bedeutung für die Interpre- 
tation des §. Cardinales der Bulle Gregors XV. 

Ganz besonderen Antheil an der Reform der Papstwahl durch 
Gregor XV. hat der tüchtige Cardinal Federigo Borromeo genommen. 
Mit ihm stand der treffliche Cardinal- Nepote Gregors, Ludovisio, 
gerade bezüglich dieser Angelegenheit in starkem litterarischem 
Verkehr^). Und Borromeo hat mit Rath- und Vorschlägen nicht 
gegeizt >). Niemand auch konnte bessere geben, als dieser Cardinal, 
welcher bereits an sieben Couclaven Antheil genommen hatte. Nun 
publicirt Wahrmund seine Abhandlung: »De prudentia in creando 
Pontifice Maximo.c Entscheidend aber ist die Stelle: 



1) Zu der Charakterisirang Ladovisios bei Wahrmund , Die Balle 
»Aeterni etc.« S. 6, A. 2, auf Grand von Ranke vgl. aaeh: Reumont ^ Ge- 
schichte der Stadt Rom. Bd. III, Abth. 2, S. 610. 

2) Die Papstwahlballen S. 261, A. 3. Die BaUe »Aeterni etc.« S. 7, 12, 
34 £r., 60. Dass wir gewisse Briefe im Cod. 1257 der Bibl. Vitt. Emm. (Sess. 
C. 893) anleserlich gefunden and den wichtigsten derselben lieber aas der 
ValUceHiana J. 38 f. 54 ff. (Die PapstwahlbaUen S. 261, A. 3, S. 273, A. 1) 
genommen, kann ans Wahrmund , welcher ja selbst die Onbedeatsamkeit der 
übrigen von diesen Briefen anmerkt (S. 12, A. 1), doch nicht verargen. Noch 
weniger ist za yerstehen, warum das »charakteristisch« sein soll. 
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»Et qaia diximas, in Conclairi quosdam impetos fagieodos esae, 
yelati militares, initiam nuDc et originem eoram ezponam, qaae certe 
noQ est alia (!), quam quod recedimus ab institatis et legibus, quas 
maiores inviolabiliter et sancte custodiebant. Nam cum multoram 
commentariis et litteris haec Pontificia res tractata sit, in eo con- 
sentiant omneSf sicuti sciunt memoriae veteris periti, ut oota scra- 
tiaii consuetudo servetur in eligendo Pontifice, nee, nisi certa tem- 
pora certique casus cogant, onaittendura esse scrutinium censent. 
Omnino melius ecclesiae consuleretur, si vetenim instituta servare- 
mus, quae consignata litteris extant. Seimus, eos, qui nostri tem- 
poris consuetudinem probant, ita dicere solere, plus esse in adoratione 
ad rem mature peragendam, cuius dilatio rei publicae posset esse 
damnosa. Sed in hoc etiam adorandi more diversa erat antiquorum 
consuetudo, nee illi tumultuose ac pertnrbate, nee seroper ex impro- 
viso ad ea pedum oscula sese proripiebant. Ac possem ego, si ista 
desiderarentur, historiis ab omni antiquitate repetitis docere, quemad- 
modum expeditior in suffragiis et scrutinio, quam in adoratione sem- 
per fuerit creandi Pontificis via. 

Nunc videndum est, cuiusmodi sit illud, quod fiorentissimi 
Gardinales auctoritate nominis et asseclarum numero magnopere 
non sequantur hanc scrutinii vlam eamque pertinere putent ad 
minuendum imperium, quod obtinere sese in ceteros arbitrantur. 
Herum ego factum et elat^a consilia comprimere posse videor nno 
verbo, si dicam, esse cogitandum ipis de celerrimo potentiae 
huins fine, quae sicuti vana est et inanis, ita breyi dilabetur. 
Nam si attente ego nostrae casus aetatis inspexi, maxime pontificii 
sanguinis Cardinali successit, ut primis post patrui vel avunculi 
mortem comitiis ex animi sui sententia pontificem creavit, secundis 
inde comitiis non potuit idem excludere, si quem volebat, ac tertiis 
denique sese prope reductum in ordinem vidit Ita illi minuuntur in 
horas atque debiliores Sunt. Quod si caecis arcanisque suffragiis res 
ageretur, proficerent multo magis inveterata iam auctoritate et fa- 
Yore multorum occulto, ipsorumque potentia in senatu constantior 
foret, neque post sui pontificis obitum versarentur in eo discrimine, 
quod adiere nonnulli, principem ut haberent eum, de cuius animo ac 
benevolentia dubitare possent, effugerent illam quoque necessitatem, 
qua multorum subeunt inimicitias, dum aperta fronte multos ez- 
cludunt, sicuti fieri videmus ob mala, quae pertimescunt. 

Etiam ita Status est, principes^ quorum voluntates in hanc partem 
indifiari non videmtiSf nullam potentiae suae iacturam esse facturos. 
Nam si naturaro atque condicionem rerum attente velimus intueri, sk 
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r^[>eriemus , nihil esse , quod taniopere valecU ad movendos Cardi- 
nalium animos^ ut obsecundare prindpibus vdint^ quantum väUibity 
si ncUi sifU in eorum imperio ac dominatu^ quo vincalo ac pignore 
devincti saepe tardiores erant ad resistendum eorum voluntati. Äc 
ipsi quoque principes iia fregerunt ea perictda et duJnos eventus^ 
quibtis sese commiserunt aliqucmdo, ä/um pala/m aHquem ap' 
puffnand/um retrahenä/u/mqtie stiscepere. Cum enim ipsis 
inviHs iUe postea pontifex erit facius^ nee damno nee solicitudine ca- 
rehunt Non tarnen iguoramus, eorum id fieri culpa, quornm ipsi opera 
et comitiis utuntur, qui si possent ullo modo conquiescere, temperarent 
sibi principes neque tantas omnino turbas exdtarent Sed iraportuni 
saepe ministri dicendo et agendo pertinaciter instant et urgent, donec 
principis animum ad ea pertraxerCy quae nee leväer iUe quidem orf- 
tigisset rdinquendo patribtis integrae constdkUionis arbitrium, sicut 
ecclesiae dignitas et rei publicae salas postulabat. Sane quidam eorum, 
ut opibus ita etiam consilio snpra multos, quotiescunqne de rebus 
aliis scriberet Romam ad suos, addebat illud, ne suum nomen in 
agendis negotiis oppignorarent; quo verbo monebat, ne famam et 
dignitatem et rem ipsius adducerent omnibus horis in discrimen, 
sicuti faciunt isti, qui progrediuntur in eum locum, unde postea 
sine dedecore principes exire non possint. Aliquoties mortno pon- 
tifice servavere principum legati , ut sermone uterentur moderato et 
cauto, ac in eo summam mernisse laudem videntur, sed rursus ac 
ministri quidam inferiores intoleranda temeritate principum rebus 
favebanty idque spectaculum odiosum erat^). 

Hier also plädirt Borromeo fflr Abschaffung des Adorations- 
modus in der Papstwahl und Einführung des geheimen Scrutiniums. 
Vom historischen Standpunkt aus sucht er die Bedenken der Gar- 
dinalnepoten und Eroncardinäle als politischen Parteihäupter und in 
letzter Instanz von den der Einführung des geheimen Scrutiniums 
gar nicht geneigten Fürsten zu heben, indem er einfach die Chancen 
gegenseitig abwägt, welche sich aus der Adoration und aus dem ge- 
heimen Scrutinium für die betreffenden ergeben. 

Der Cardinalnepot, meint er, wird bei dem neuen Modus nicht 
in Nachtheil kommen. Bei der Adoration ist es ihm doch allemal 
nur im ersten Conclave nach dem Tode des verwandten Papstes ge- 
lungen , seinen Mann durchzudrücken *). Dann ist sein Einfluss im 



1) Die Balle »Aetemi eta« S. 86 f. 

2) Hier tritt Borromeo einer von Ranke, Die römischen Papste 2. Bd. 
S. 144 ff., Tertretenen Ansicht diametral entgegen. 

Arohiv für Kirohenreoht LXXm. 14 
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darauf folgenden Gonclave schon schwächer gewesen. Seine Ez- 
clusire, welche er da bisweilen sogar »aperta fronte,€ mit offenem 
Visier, an der Spitze seiner Anhänger gegen einen betreffenden Can- 
didaten oder sogar gegen viele derselben abgeben masste, war viel- 
fach vergebens und er hatte davon nichts als die Feindschaft der 
von ihm Ezcludirten, ja er riskirte dabei, dass gerade einer der von 
ihm Ausgeschlossenen Papst werden konnte, um dessen Gunst und 
Gnade es dann geschehen war. Anders beim geheimen Scrutinium, 
das eingeführt werden soll. Da gelänge es ihm eher im Stillen, aut 
Grund seines Ansehens. Die Anhänger würden schon so stimmen, 
wie ihr Führer wünschte. 

Aber auch für die Fürsten wird, so wenig sie dem neuen Modus ge- 
neigt sind, das geheime Scrutiuium von keinem Nachtbeil sein. Sie wer- 
den sich von da an eur Exdusion der Cardinäle bedienen^ welche in 
ihrem Reiche geboren sind. ThatsäcMich haben sie es ja auch bisher 
schon so gemacht, um den Gefahren und Unsicherheiten im Erfolg eu 
begegnen^ welchen sie entgegengingen^ wen/n sie bisweilen die öf- 
fentliche Bxclusian eines Candidaten wagten (dum pa- 
lam aliquem oppugnandum retrahendumque suscepere). Wurde der 
Exdvdirte dann doch Papste so hatten sie Schaden und Sorge. Frei- 
lich kommt das meist auf Rechnung der unruhigen Berather und 
Sachwalter. Ohne sie würden die Fürsten keine solchen Stürme 
erregen. Aber diese zudringlichen Diener ruhen nicht, bis sie den 
Fürsten zu dem gebracht haben, wosfu dieser sonst nicht einen leisen 
Versuch gemacht haben würde, indem er den Cardinulen freie -Bc- 
rathschlagung Hesse ^ wie es die Würde der Kirche und das allge- 
meine Beste verlangen. So hat einer, welcher mächtiger und weiser 
war als viele, so oft er nach Rom in anderen Angelegenheiten schrieb, 
beigefügt, sie sollten in der Geschäftsbehandlung seinen Namen nicht 
einsetzen, um nicht so seinen Ruf, seine Würde und die Sache selber 
zu gefährden, wie es diejenigen machen^ die bis zu einem Punkte 
vorwärts gehen^ von welchem der Fürst sich nicht ohne Schande eu* 
rückziehen kann. Bisweilen sind ja die fürstlichen Gesandten lobens- 
werther Weise in ihrer Ansprache an das WahlcoUeg nach dem Tode 
des Papstes ganz bescheiden und massig gewesen. Dann aber une- 
der haben solche von untergeordneter Stellung mit unerträglicher 
Frechheü die Sache ihres Fürsten unterstützt. 

Hier unterscheidet Borromeo auf Grund seiner historischen 
und persönlich gewonnenen Kenntnisse, wie sich aus den betreffen- 
den hervorgehobenen Stellen ergibt, die Exclusiven von Seiten der 
Fürsten mit der wünschenswerthesten Genauigkeit. Er nennt zu- 
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erst die Exclusive, welche der Fürst mit Hilfe der vaterläadischen, 
seinem Bereich unterstehenden Gardinäle durchfuhrt, politische Stim- 
menexclusive. Dann aber geht er über zu dem Fall, dass ein 
Fürst yoffenüich€ einem Cardinal die Exclusive gibt. Das erregt 
Stürme im Wahlcolleg. Da haben die Väter, die Cardinäle, keine 
freie Berathschlagung mehr, wie es die Würde der Kirche er- 
fordert, deren Vertreter das Collegium ist*). Da wagen sich die 
FQrsten bis zu einem Punkte vor, von welchem sie ohne Schande 
nicht mehr zurückweichen können, nämlich wann eben das Cardinal- 
colleg nicht Ordre parirt. Dnd wird so trotz der öffentlichen Ex- 
clusive des betreffenden Fürsten der Ausgeschlossene Papst, dann hat 
der Fürst Sorge und Schaden. Gewisse fürstliche Diener endlich von 
niederer Stellung betreiben die Sache ihrer Fürsten mit einer uner- 
träglichen Frechheit. 

Wer nun immer das liest, muss sagen, in dieser plastischen 
Schilderung gibt der tief erfahrene Cardinal ein Bild der formellen 
staatlichen Exclusive, wie sie fortdauert bis zum heutigen Tage. 
Hier ist das Veto des Fürsten, dem Wahlcolleg offen hingeworfen. 
Dort steht das Cardinalcolleg, der Senat der Kirche, und kann nicht 
mehr frei beschliessen. Wenn einer heute die staatliche Exclusive 
nach ihrem Wesen wiedergeben müsste, mit anderen Worten könnte 
er es auch nicht thun. und doch sagt Wahrmund mit staunens- 
werther Beharrlichkeit: von einer formellen staatlichen Exclusive ist 
am Anfang des 17. Jahrhunderts noch keine Spur. 

Wenn man aber fragt, auf welche Fälle denn Borromeo diese 
seine Schilderung basirt, so passt dieselbe auf keinen mehr als auf 
den vom Jahre 1605 und den Ruf Avilas: Der König von Spanien 
will Medici nicht; er schliesst ihn mit seiner eigenen Unterschrift 
aus! Eben damit ist aber auch Avilas Ruf weit über die Bedeutung eines 
»Nothrufes des verlassenen Führers an seine fahnenflüchtige Schaar, 
des letzten Appells an alle jene, auf deren Dankbarkeit der katho- 
lische König berechtigten Anspruch zu besitzen glaubte, hinausge- 
hoben, wie Wdhrmund interpretirt ^). Man hat nach den Worten 
Borromeos in solchem Falle vielmehr eine Kraftprobe zwischen 
dem ganzen Collegium und dem betreffenden, einen Candidaten 
durch seine Vetoerklärung excludirenden Fürsten, welche Probe aber 

1) Fast ebenso drückte sich im Cooclave des Jahres 1559 der Cardinal- 
dekan Bellay gegenüber dem gewaltthätigen spanischen Gesandten Vargas aus : 
»Qnoniam patram mentes, alieno arbitrio et volantate constrictae, deliberare 
jam nihil pro libertate et dignitate saa possent.c Die Papstwahlballen S. 108, A. 1. 

2) Das Aasschliessangsrecht S. 207. 

14* 
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unter umständen, wie es im Jahre 1605 thatsächlich eintrat, zum 
Schimpfe des ausschliessenden Fürsten aasfallen kann, und dies 
dann, wann, wie der französische Cardinal de Hetz im Jahre 1655 
sich ansdrackt und worauf wir zu jeder Zeit einen besonderen Nach- 
druck legten, das WahlcoUeg stark ist und was noch mehr ist, seine 
Stärke fühlt, so dass es einfach über die staatliche Exclusive weg- 
geht und den Excludirten wählt ^). Dann aber hat, wie Borromeo 
sagt, der betreffende Fürst Sorge, Schimpf und Schaden. 

So ist durch den Cardinal, welcher bereits sieben Conclaren 
mitgemacht hatte, der Begriff der damaligen Exclusive und der da- 
malige Stand ihrer üebung in seinem ganzen umfang umschrieben 
und sind alle nothwendigen Unterscheidungen gemacht zwischen 
der Stimmenexciusive , bewerkstelligt durch die Nepoten, beruhend 
auf ihren Anhängern, welche Nepoten auch schon zu offener Exclusi- 
verklärung vorgeschritten sind, und der politischen Stimmenexciusive, 
geführt durch die Kroncardinäle mit Hilfe der dem betreffenden 
Fürsten durch ünterthanenverhältniss oder Dankbarkeit verpflichteten 
Cardinäle und der staatlichen formellen Exclusive, bestehend in der 
öffentlichen Erklärung eines Fürsten gegen einen Candidaten und 
dem Anspruch an die Cardinäle, einfach deswegen von dem Exclu- 
dirten zu lassen, üeberdies stellt Borromeo in der wünschenswerth 
klarsten Weise das Yerhältniss fest zwischen der formellen Exclusive 
und der politischen Stimmenexciusive, indem er die letztere bezeich- 
net als Hilfsmittel, die Gefahren, welche die Abgabe der formellen 
Exclusive bringt, zu paralysiren, so dass auch hei diesem Cardinal 
die Stimmenexciusive gegenüber der formellen Exclusive die Stellung 
einer Succursale hat 

Damit stimmt nun vollständig überein, was wir bei Wahrmund 
lesen: »Wir wollen zu allem Deberflusse schliesslich noch eine interes- 
sante Schrift citiren, deren ungenannter Autor zwar nicht die Gre- 
gorianische Constitution, wohl aber die Papst wählen überhaupt zum 
Gegenstande seiner Untersuchungen machte. Derselbe äussert sich 
über die Exclusion in folgender Weise: 



1) »Je suis persnad^, que sl rexclasion füt arrivöe, Chigi eüt ^t^ pape 
trois jours plos tot qu*il ne le fot. Les coaronnes ne doivent Jamals hasarder 
facilement ces exclasions : il y a des condaves oa elles peuvent r^ussir; 11 y en 
a d'autres oü le Saccus en serolt Imposaible. Celal-la ötoit du nombre. Le 
sacrä College ätoii fort, et dt plus il aentoit sa force.* Oeuvres, du Car- 
dinal de Retz par A. Feiltet etc. Paris 1880. t. V, p. 52. Der Cardinal 
Chigl war nahe daran, von Frankreich die Ezcluslve zu bekommen. Die Papst- 
wahlbuUen S. 220. 
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»Die Eiclusion ist der Inclusion entgegengesetzt, sie erfolgt, 
wenn mehr als ein Drittd der Wähler sich förmlich vereinigen und 
erklären, irgend eine Person nicht zu wollen, ob sie nun den Grund 
hiefür angeben oder nicht; und wer immer diese Zahl finden und 
vereinigen und festhalten kann, den nennt man Haupt der fixclusion, 
mag letztere nun des Ansehens oder öffentlichen Wohles halber ge- 
macht worden sein, wie in unseren Tagen einzelne stattfanden, oder 
aber um des Ttivatifderesses eines Parteiführers oder mächtigen 
Fürsten willen, wie man im Conclave Gregors XIV. sah, woselbst 
der König von Spanien einige namentlix^h excludirte; die einen und 
die anderen Arten von Exclusionen wurden in unserer Zeit offen- 
kundig gesehen.c 

Dazu macht Wahrmund die Bemerkung : »Es dürfte wohl kaum 
nöthig sein , diese Stelle noch mit einem Gommentar zu versehen, 
denn klarer und einfacher kann schliesslich das Wesen der damaligen 
Eiclusion nicht mehr auseinandergesetzt werden. Mag dieselbe auf 
öffentlichem oder privatem Interesse beruhen, mag sie von einem 
Nepoten oder Fürsten ausgehen, mag sie im geheimen oder offen- 
kundig vollzogen werden, ihre unerlässliche Grundlage ist in allen 
F&Uen die Exclusionspartei , die eben vorerst zusammengebracht 
werden muss durch Versprechungen, durch Verträge, durch Bünd- 
nisse, kurz durch alle jenen materiellen und moralischen Beein- 
flussungsmittel, welche die Stimmen der einzelnen Wähler zu ge- 
winnen geeignet sind. In diesem und keinem anderen Sinne hat 
auch die Bulle »Aeterni patris filius« die Exclusive aufgefasst ^).€ 

Aber wir nehmen obige Definition auch in Anspruch, ohne, 
wie Wahrmund, dabei den Fehler zu machen, dass wir die hier aus- 
drücklich angegebenen formellen Exdusiven an das ganee Collegium, 
welche gemacht tourden des öffenäichen Wohles halber, oder im In- 
teresse mächtiger Fürsten, »wie man im Conclave Gregors XIV. sah, 
woselbst der König von Spanien einige namentlich excludirte,« als- 
bald wieder verschwinden lassen bezw. mit der Stimmenexclusive ver- 
mengen , sondern halten auf historischem Untergrunde die formelle 
und die Stimmenexclusive, die eine und die andere Art von Exclusive, 
zunächst je für sich fest und setzen sie dann erst in ihr thatsäch- 
liches Verhältniss, wonach die Stimmenexclusive die »Grundlage,« 
oder besser die Reserve und Succursale der formellen Exclusive 
bildet. In diesem und in keinem anderen Sinne muss die Bulle: 
»Aeterni patris filius« aufgefasst werden. 



1) Die Bulle »Aeterni etc.« S. 110. 
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Demgegenfiber ist vollständig klar, wie angenügend and an- 
richtig die Darstellung Wahrmtmds von der Entwicklang der staat- 
lichen Exclusive und von deren Stand um die Mitte des 17. Jahr- 
hunderts ist. Er schreibt: »Nicht etwa blos zu den Zeiten Gregors XV., 
auch noch Jahrzehnte lang später blieb in den Gonclaven die Ez- 
clusionspartei , auf deren Stimmen sich der Exclusionswille resp. die' 
Exclnsionserklärung stützte, »condicio sine qua nonc des Erfolges. 
Nur vollzog sich, wie schon seiner Zeit dargelegt (Vgl. mein Aas- 
schliessungsrecht, S. 203 ff. und meine Beiträge zur Gesch. des Ex- 
clusionsrechtes, S. 88 ff.), in dem Verhältnisse der Exclnsionser- 
klärung zur Abstimmung der Exclusionspartei ein allmäliger Um- 
schwung; während letztere ursprunglich stets das primäre Element 
repräsentirt hatte, wurde sie nunmehr allgemach das secundäre. 

Zum Theil nothgedrungen in Folge des ümstandes, dass mit 
dem Hinwelken des Nepotenthums seit der Mitte des 17. Jahr- 
hunderts und mit der zurückgehenden Präponderanz namentlich der 
spanischen Krone die starken Gardinaisparteien von einstmals nicht 
mehr zusammenzubringen waren, zum Theil gestützt auf die Er- 
fahrung^ dass in den Gonclaven die Mehrheit der Wähler stets zur 
Exciusion hinneigte, weil viele dadurch die eigenen Ghancen zu ver- 
mehren hofften, liessen die staatlicherseits bevollmächtigten Gardinäle 
Öfters auch Exciusionen bekannt werden, für welche von vorneherein 
die erforderliche Stimmenzahl noch nicht sichergestellt war und sie 
konnten solches um so eher wagen, als es den Gegnern begreiflicher- 
weise zuweilen überaus schwer fiel, das thatsächliche Vorhandensein 

oder Nichtvorhandensein jener Stimmenzahl zu constatiren 

Allerdings ist unbedenklich zuzugeben, dass die von Anfang an nach 
nicht ziffermässig fundirte, offene Exciusion gewissermassen Stimmen 
werbend an die übrigen Wähler herantritt, aber sie desshalb auch 
schon zu einem an das gesammte GardinalcoUegium herantretenden 
Rechtsanspruch zu machen, heisst unbedingt zu weit gehen. 

Sicher und ausser Zweifel ist nur die Intention des Excludiren- 
den, der Exdudirte solle de facto nicht gewählt werden und dieser 
Erfolg ist schon erreicht, sobald mehr als ein Drittel der vorhandenen 
Wähler dem Excludirten nicht ihre Stimme geben; mit anderen 
Worten, sobald sich gegen ihn thatsächlich eine Exclusionspartei 
gebildet hat. Die Exclnsionserklärung ist somit das Agens oder — wie 
ich mich an anderer Stelle ausdrückte ~ der Motor, welcher den 
Zusammentritt, resp. die Gompletirung der Exclusionspartei bewirken 
soll. Letztere Bedeutung hat die sogenannte offene Exciusion der 
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Fürsten etwa seit der Mitte des 17. Jahrhunderts längere Zeit hin- 
durch, wie die Quellen deutlich zeigen ^).€ 

Eine gekünsteltere Darstellung der Entwicklung der staatlichen 
Exclusive könnten wir uns nun aber trotz der Berufung auf die Quellen 
kaum denken. Erwiesenermassen gaben die Staaten seit dem An- 
fang des 17. Jahrhunderts wiederholt die öffentliche Exclusive. Da- 
bei sollen sie den Gedanken gehabt haben, es würden sich schon so 
viele Cardinäle finden, dass man ein Drittel der Stimmen gegen den 
unliebsamen Candidaten zusammenbringe, und warum denn würden 
sich so viele finden? Weil »in den Conclaven die Mehrheit der 
Wähler stets zur Exclusion hinneigte, indem viele dadurch die 
eigenen Chancen zu vermehren hofften c. Das ist also der nervus 
der öffentlichen Exclusive, die Speculation der Regierungen auf den 
Egoismus der Cardinäle. 

Es ist auffallend, dass Wahrmund ^ welcher der Sache früher 
viel näher stand, hier auf einmal so zurückweicht. Früher nämlich 
schrieb er: »Es ist eine in den Gonclaveberichten unzählige Male 
hervorgehobene Thatsache, dass die Stimmung der Wahlcollegien 
weit mehr zur Exclusion als zur Inclusion neigt, dass es weit leichter 
ist, 20 Voten zusammenzubringen, am die Erhebung eines Candidaten 
zu hindern, als 10, um dieselbe zu befördern. Hierzu trägt natür- 
lich nicht nur das gewiss sehr verzeihliche Streben so mancher Car- 
dinäle nach dem Pontificat bei, sondern auch die grosse Vorsicht 
und Qeberlegung, die unendlich vielen Rücksichten, welche bei der 
Besetzung eines so hohen Amtes unumgänglich nöthig sind. Dass 
unter diesen Rücksichten jene auf die ausdrücklichen Wünsche einer 
katholischen Orossmacht, auf die damit zusammenhängende Er- 
haltung des Friedens zwischen Staat und Kirche nicht die letzte 
Stelle einnimmt, ist wohl gerechtfertigt. Es fanden sich somit auch 
unter den unabhängigen Cardinälen stets einige, welche Bedenken 
trugen, einem der weltlichen Macht notorisch missliebigen Candi- 
daten ihre Stimme zu geben und welche sich darum nicht nur auf 
die Seite der Exclusionspartei schlugen, sondern dies ihr Vorgehen 
auch mit den oben angedeuteten Gründen ganz offen zu rechtfertigen 
suchten >).€ Es folgt dann der Hinweis darauf, dass eine Reihe von 



1) Die Bulle »Aetemi etc.« S. 112 f. 

2) Das Ausschliessangsrecht S. 211. Es dürfte hier angezeigt sein, 
mit der Darstellnng, welche Wahrmund von der Entwicklung der Exclnsive 
gibt, die Qindeiya zu vergleichen. »Um diese Zeit (am Ende des 16. Jahr 
handerts) besasseu die drei wichtigsten F&rsten der katholischen Welt noch 
nicht das Recht, welches ihnen später gewährt wurde, besonders missliebigen 
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am die Mitte des 17. Jahrhunderts abgegebenen Gutachten und ent- 
standenen Schriften darthun, dass um des Friedens und Wohles von 
Staat und Kirche willen ein Cardinal einem von einem berechtigten 
Staat, Kaiser, Spanien, Frankreich, ausgeschlossenen Gandidaten seine 
Stimme mit gutem Gewissen nicht mehr geben könne. Damit hat 
Wahrmunä ganz richtig auf das Moment hingewiesen , welches ge- 
rade nach der Meinung auch der Regierungen die Stärke ihrer 
formellen Exclusiven bildete, der in Frage stehende Friede wünschen 
Staat und Kirche. Nur läuft ihm d^nn der Fehler mit unter, dass 
die Regierungen bei ihrer öffentlichen Exclusiverklärung von dem 
Gedanken ausgehen sollen, dass »einige« Cardinäle sich durch Rück- 
sicht auf die in Gefahr stehenden grossen Güter würden wohl be- 
wegen lassen, der nationalen Partei des excludirenden Fürsten im 
Conciave beizutreten und so die zur Ausschliessung nothwendigen 
Stimmen zu completiren. 

Nun wurde aber schon lange betont und ist nochmals zu 
betonen, solcher Gestalt kann die Entwicklung der staatlichen Ex- 
clusive und deren Stand aus inneren und geschichtlichen Gründen 
eu keiner Zeit gewesen sein ^). Andernfalls hätten sich sowohl die 
öffentlich excludirenden Regierungen als die Cardinäle eines grossen 
logischen Denkfehlers schuldig gemacht. Denn wenn einmal eine Re- 
gierung ihr Veto öffentlich kundgibt, um ihre an sich zu schwache, 
manchmal viel zu schwache Partei gegen die betreffende Candidatur 
zu stützen, so rechnet sie, dass um des Friedens zwischen Staat und 
Kirche willen, um dieser grössten Guter willen, nicht etwa eben nar 
zufällig T^einige€ klügere und rücksichtsvollere Cardinäle ihrer politi- 
schen Partei zum Behuf der Ausschliessung der persona ingrata 
vom päpstlichen Stuhl beitreten werden, sondern sie ist der festen 



Cardinälen die Ezclasiva bei der Wahl zu geben. Nichtsdestoweniger übte so- 
wohl Frankreich wie Spanien eine Exclusiva, wenn anch nicht dem Rechte, so 
doch der That nach aus. Nach den Bestimmungen früherer Päpste konnte ein 
Papst nur dann als gewählt betrachtet werden, wenn sich zwei Drittel der im 
Conciave anwesenden Cardinäle für ihn erklärten. Wenn nun die spanische oder 
die französische Partei mehr wie das Drittel der stimmenden Cardinäle betrag, 
so schloss sie durch diese Stärke jeden ihr missliebigen Cardinal aus. Aber 
auch selbst in dem Falle, dass die eine oder die andere Partei nicht so be- 
deutend war, 80 gewann sie stets einige von den neutralen Cardinälen, 
welche sich ihr %um Behuf der Ausschliessung verbanden^ denn n%it der 
Zahl der Ausgeschlossenen mehrte sich für die wenigen neutralen und 
stets sehr alten Cardinäle die Aufsicht, gewählt %u werden,^ Zur Ge- 
schichte der Einwirkung u. s. w. S. 253 f. 
1) Die Papstwahlbullen S. 213 f. 
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Zuversicht, dass die Rücksicht auf die geßlhrdeten Güter alle Car- 
dinäle in gleicher Weise von dem Exciudirten abdrängen müsse ^). 
Das heisst aber nichts anderes, als die öffentlich excludirende Re- 
gierung will alle Cardinäle von der signalisirten persona ingrata 
abwenden, oder will ihre formelle Exciusive effectuiren. Andererseits 
fühlen, wenn einmal der Friede zwischen Staat und Kirche in Frage 
steht, nicht etwa nur i^einiget Cardinäle die Pflicht, hierin Stellung 
zu nehmen, sondern alle. Daher hat, wenn erst die staatliche Ex- 
ciusive öffentlich kundgegeben ist, dieselbe eine Tragweite über das 
ganze Collegium hin. Es ist daher auch Wahrmund jetzt genöthigt, 
zuzugeben, dass die von Anfang noch nicht zifferroässig fundirte, offene 
Exciusive gewissermassen Stimmen werbend an die »übrigen« Wähler 
herantritt *). 

Wahrmund thut gut, dieses Zugeständniss zu machen; denn 
seine Darstellung vom Wesen der öffentlichen Exciusive und deren 
Stand um die Mitte des 17. Jahrhdts. ist gar zu unrichtig, sobald man 
auch auf die historischen Vorgänge in den Conclaven sieht. Hätte es 
sich im Jahre 1623 nur darum gehandelt, die der kaiserlichen-spani- 
schen Partei zur Ausschliessung Borromeos und Aracelis fehlenden 
Stimmen zu gewinnen, so wäre die Publication der spanischen Exciusive 
an den ergebenen Borghese, welcher über 22 Stimmen allein schon ge- 
bot, mehr als genügend gewesen. Allein der spanische Gesandte publi- 
cirt dieselbe auch an den feindlichen Ludovisi und damit war sie, 
abgesehen von einem Franzosen, an das ganze Collegium veröffent- 
licht, offenbar mit dem Anspruch von Seiten Spaniens, dass alle 
Cardinäle seinen Willen zu respectiren hätten. Und hätte der Rath 
des Gardinais Aldobrandini an den Marschali d^Estr^es, im Namen 



1) Niemand hat das prSciser ausgesprochen als Ludwig XIY. von Frank- 
reich. »Es ist sicher, dass, wenn die Dinge einen vernünftigen Verlauf nähmen, 
die Cardinäle sich sehr in Acht nehmen mfissten, jemals einen Cardinal zum 
Papst zu wählen, der formell vom König von Frankreich, oder auch vom 
König von Spanien ausgeschlossen ist, wegen der grossen üebei, die für die 
Religion entstehen könnten, wenn der eine oder der andere sich nicht mit der 
Wahl beruhigen würde.« So der französische König in den Jahren 1662 und 
1666. Becueil des Instructions donnees aux ambassadeurs et minist res de 
France depuis les trait^s de Westphalie jusqu* a la r^yolution fran9aise. Borne. 
Avec une introduction et des notes par Gabriel Hanotaur. Paris 1888. t. I. 
p. 129, 220. Die Papstwahihullen S. 219. 

2) Die Bulle »Aetemi etc.« S. 113. In dieser Bücksicht auf das öffent- 
liche Wohl, auf das gute Einvernehmen zwischen Staat und Kirche, liegt auch 
der spezifische Unterschied zwischen der öffentlichen staatlichen Ezdusive und 
der öffentlichen Exciusive, wie sie nach Borromeo auch die Cardinal nepoten 
bisweilen abgaben. 
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des Königs die Exclusive gegen Campora dem Wahlcolleg zu erklären, 
keinen anderen Sinn gehabt, als reiniget Gardinäle noch zu der be- 
reits ziffermässig fundirten französischen Partei herüberzuziehen, so 
wäre sie beim Uebertritt von ein paar Cardinälen gleich Null geblieben, 
wie sie gleich Null war. Wegen des üebertrittes auch oder vielmehr 
wegen der französischen Anforderung zum uebertritt von »dm^ent, be- 
liebigen Cardin&len zur französischen Partei, wobei dem CoUegium als 
solchem volle Freiheit geblieben wäre, wären nicht die Stürme im 
Collegium entstanden , von welchen Borromeo gerade nach diesem 
Conclave redet. Und wenn es sich bei solch öffentlicher Exclusive 
eben nur um ein paar fehlende Gardinäle gehandelt hätte, so könnte 
doch der genannte Cardinal nicht sagen, dass die Könige sich mit 
solcher Erklärung auf einen Punkt hinauswagen, ?on welchem sie ohne 
Schande sich nicht mehr zurückziehen können. Kurz, weil Währ- 
mund die Vorgänge im Jahre 1605 unrichtig ansieht, weil er den 
Bath Aldobrandinis vom Jahre 1621 früher überhaupt nicht gekannt 
hat und ihn heute noch ignoriren zu dürfen glaubt, weil er so 
gerade das Hauptstück aus sämmtlichen, zur Abfassung der Bulle: 
»Aeterni patris filius« ergaugenen Rathschlägen , trotzdem dass er 
sie selbst publicirt, gar nicht werthen konnte, deswegen hält er die 
obige, falsche Auffassung von dem Stand der öffentlichen Exclusive 
am Anfang des 17. Jahrhunderts fest. Nicht also war diese etwa nur 
der Anspruch der betreffenden Regierung, es möchten noch yeinige^ 
Cardinäle zu ihrer Partei herüber kommen, um die genannte persona 
ingrata auszuschliessen , was den Cardinälen ja leicht sein müsse, 
weil sie dadurch die Chancen ihrer eigenen Erwählung mehrten, in- 
dem sie einen anderen exciudiren hälfen, sondern sie war der An- 
spruch an alle Cardinäle, um des Friedens von Staat und Kirche 
wiUen, den Exdudirten fallen eu lassen ^). 



1) Ohne hierin ganz selbständig zu sein, nimmt Lector, Le CondaTe, 
Paris 1894, einen ähnlichen Entwicklungsgang der staatlichen Exclasiye an, wie 
Wahrmund. Da werden dann Etappen statnirt fQr die Conclayen 1605, 1621 and 
die darin abgegebenen Exclnsiyerkl&rangen. »En pesant bien toas les d^tails des 
recits, nons ne saorions voir dans Tacte d'Ayila l'ezercice proprement dit de 
rexdusion oayerte et pnhliqne et hiens moins encore celai de l*ezclasion formelle 
et jnridiqae. Ses cris d^esp^r^s ayaient ^yidemment ponr bat principal de 
rallier a sa faction le nombre de yotants n^cessaire. La forme n*^tait pas pr6- 
cis^ment tr^ officielle et ils yenaient trop tard. Jfais il n^y aura plus 
qvC un tr^s pellt pas ä franchir,* p. 543, A. 1. »L'ambassadeur (d^Estr^es) 
n*osa pas risqner la tentatiye, mais cette Suggestion d*an cardinal de faire 
rezclusion an nom da Roi, dans le bat de suppiger a la faiblesse nameriqae 
da parti, montre que la conception de Vexclusion publique et ouvertt se 
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3) Diese formelle Exclusive war aber aach ein Rechtsanspruch 
an das gesammte CardinalcoUeg. 

Im Jahre 1621 rieth der Cardinal Aldobrandini in der höch- 
sten Noth dem französischen Qesandten, da eine Stimmenexclusive nicht 
mehr za Stande zu bringen sei, einfach im Namen des französischen 
Königs die Exclusive gegen Campora in das Wahlcolleg zu werfen. 
Es kam thatsäclich nicht dazu, weil der Qesandte von seinem Könige 
keine Anweisung dazu hatte und ohne solche sich und seinen Herrn 
in kein so gefährliches Unternehmen hineinfuhren wollte. Im Jahre 
1(544 sodann will der französische Gesandte Chaumont in letzter 
Noth die Exclusive Frankreichs gegen den Cardinal Pamfili an der 
Pforte des Conclaves publiciren. Es kam wieder nicht dazu, weil es 
bereits zu spät war. In Wirklichkeit ist die Exclusive, welche Al- 
dobrandini 1621 abgegeben wissen wollte und diejenige, welche 
•Chaumont 1644 abgeben wollte, die gleiche, eben der Anspruch an 
alle Cardinäle, von dem vom französischen König ausgeschlossenen 
Gandidaten abzustehen. Nun aber verhandelte man im Gonclave des 
Jahres 1655 bei drohenden Exclusiven von Seiten Frankreichs und 
Spaniens im engsten Zusammenhang mit ähnlichen Erläuterungen im 
Conclave des Jahres 1G44 im CardinalcoUeg und schrieb Abhandlungen 
für und gegen: »che le Corone hanno Jus d'escludere i Cardinali 
dal Ponteficato.c Darin wird lang und breit auseinandergesetzt, dass 
gewisse Regierungen, vor allem Spanien und Frankreich, das Recht 
hätten, einen Gandidaten dem Coilegium als persona ingrata zu be- 
zeichnen mit der Folge, dass alle Cardinäle, bei französischer Ex- 
clusive auch die spanischen, bei spanischer auch die französischen, 
von dem Excludirten abzustehen hätten ^). und zwar hätten diese 
Regierungen dieses Exclusivrecht aus verschiedenen Titeln, so aus 
dem Naturrecht, wonach ein König zu verhindern habe, dass ein ihm 
feindlicher Papst gewählt werde, welcher voraussichtlich den Frieden 
zwischen den beiden höchsten Mächten, Staat und Kirche, gefährde. 
Ferner hätten diese Regierungen das Recht aus historischen Gründen, 
nämlich wegen ihrer Schenkungen an den h. Stuhl. So vertrat na- 
mentlich der Cardinal Lugo das Recht der Regierungen, welcher 
aber an dem Cardinal Albizzi einen entschiedenen Widerpart fand >). 



d^yageait de plus en plus.* p. 543, Ä. 2. Worin aber eigentlich diese 
Etappen bestanden, wird nicht gesagt, weil es unmöglich ist. 

1) Spanische Cardinäle erklärton die Wähler 1644 als im Gewissen ver- 
pflicbtet, die eventaelle französische Exclusive beachten zn mdssen. Die Papst- 
wahlbnllen S. 223. 

2) Siehe darüber weitere Erörterungen in: Die Papstwahlballen S. 186 
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Da ist es nun ganz selbstverständlich, dass die Staaten auch ihrer- 
seits für ihre formellen Exclusiven gegen gewisse Candidaten an 
das Wahlcollegium die gleichen Rechtsgründe, wie die betreffenden 
Vertheidiger ihrer Ansprüche unter den Cardinälen, vorbrachten, 
oder dass sie den Anspruch machten, zu solchem berechtigt zu sein, 
oder dass sie den Rechtsanspruch machten, mit ihren Exclusiven an 
das ganze Wahlcollegium herantretjsn zu dürfen. An das ganze Wahl- 
collegium sagen wir. Denn in diesen Rechtsgründen von dUge- 
meiner Natur lag nichts^ was nur einen Theil des Collegiums betrof- 
fen hätte. Unter diesen umständen muss der Satz Wahrmunds^ 
dass es unbedingt zu weit gegangen sei, wenn man für die Mitte 
des 17. Jahrhunderts die öffentliche Exclusive zu einem an das 
ganze CardinalcoUeg herantretenden Rechtsanspruch mache, zunächst 
hinsichtlich der Conclaven von 1655 und 1644 als unrichtig abge- 
wiesen werden. Nun aber ist, was 1644 durch den französischen - 
Gesandten geschehen wollte, ebenso 1621 im Willen des die franzö- 
sische Sache begünstigenden Cardinais Aldobrandini gelegen gewesen 
und wurde 1605 von Avila für Spanien ausgeführt. Dabei haben 
aber die einzelnen doch ganz bestimmt geglaubt, zu solchem Ge- 
bahren berechtigt zu sein. Dass sie solches gerathen oder gethan 
hätten in der Ueberzeugung, keine Recbtsgründe dafür zu haben, dazu 
unberechtigt zu sein, wird wohl kein Mensch behaupten. Bern- 
gemäss bestand die öffentliche Exclusive als ein an das ganee Gar- 
dinalcolleg herantretender Rechtsanspruch schon 1605 und 162U 
also vor Gregor XV. 

Es wurde von Wahrmund von Anfang an der Hauptfehler ge- 
macht , dass er nicht unterschieden hat zwischen dem Rechts- 
anspruch der betreffenden Staaten auf Exclusive in der Papstwahl 
und dem wirklichen Recht der staatlichen Exclusive, welches, wenn 
je, nur die Cardinäle durch wiederholte Beachtung des Anspruches 
effectuiren könnten. Weil sich nämlich erst seit 1691 und noch mehr 
seit 1721 finde, dass die Cardinäle von einem Recht der Exclusive 
der betreffenden Staaten sprachen und thatsächlich mehrmals von 
den Excludirten zurücktraten, datirt Wahrmund auch erst seit 



—212. Als auf diese AufBchrift Yerschiedener Tractate: che le Corone etc. 
hingewiesen wurde, bemerkte Wahrmund ^ diese Aufschriften seien neneren 
Datums; auch finde sich in den Abhandlungen nie der Ausdrack »jas exclusivae.« 
Allein schon wegen des Hinweises auf das Natnrrecht und anf andere, 
historisch gewordene Rechtsyerhältnisse hätte sollen nie bestritten werden, dass 
hier die £zclu8i?e der Regierungen, zunächst abgesehen von ihrer Tragweite, 
als >Becbt€ beseichnet wird. 
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dieser Zeit wie das Recht der Ezclusive so auch den Rechts- 
ansprach anf Exdusive. In Wirklichkeit aber war dieser staat- 
liche Rechtsanspruch schon lange von der einen Seite vorbanden, 
ehe er von der anderen Seite die entsprechende Beachtung 
fand. Und Gregor XV. konnte solchen Rechtsanspruch, der in 
seiner Zeit, historisch nachweisbar , schon da war, und eben da* 
mit solches Recht von vornherein abweisen, üebrigens zeigen sich 
Spuren einer formellen Entwicklung der Ezclusive schon im Jahre 
1605. Wie heutzutage eine Exclusiverklärung nach erfolgter Wahl 
ungiltig bezw. nichtig ist, so mahnten den fortwährend gegen die 
Wahl Medicis im Namen seines Königs protestirenden d'Avila selbst 
die eifrigsten Anhänger Spaniens zum Schweigen; denn es handle 
sich nicht mehr um die Wahl, sondern um die Adoration des all- 
gemein anerkannten Papstes ^). 

4) Wenn nun aber auch der genannte Rechtsanspruch soweit hin- 
aufgeht, so ist damit durchaus nicht gesagt, dass deswegen die poli- 
tische Stimmenexclusive aufgehört habe, für sieh aUein angewandt zu 
werden. Wir haben vielmehr von Anfang an darauf hingewiesen, dass 
noch durch das ganze 17. Jahrhundert hindurch, wenn immer mög- 
lich, die Ausschliessung eines unangenehmen Gandidaten vermittelst 
der befreundeten Gardinäle bewerkstelligt wurde und dass man die 
gewaltthätige und demgemäss verhasste formelle Exclusive vermied, 
so oft es sich machen Hess '). So erklären sich auch verschiedene 
mehr oder weniger genaue Definitionen von Exclusive, welche den 
Nachdruck auf die Action vermittelst der »Cardinali sudditi, dipen- 
dentic legen >). 

Eine wirklich treffliche Darstellung von Stand und Eintheilung 
der staatlichen Exclusive um die Mitte des 17. Jahrhunderts findet 
sich in einer um diese Zeit, oder jedenfalls nicht lange nachher ent- 
standenen Abhandlung über die Verpflichtung der Gardinäle zur Be- 
wahrung des Geheimnisses über die Vorgänge im Gonclave^). Der 



1) Die Papstwahlbnllen S. 289. 

2) Die Papstwahlballen S. 227. 

3) Die Bulle Aeterni etc.« S. 113. 

4) »Qaale e quanta sia robligazione dei S^^ Cardin)Eili ciroa rossenranza 
del segreto di qaelle cose che si trattano in Gonclave e spettano all* elezione 
del fntnro Pontefice.« Bibl. Yitt. Emm. Cod. 3516 Nr. 2. (Ms. Gesmtici 1887). 
Der Catalog setzt die Schrift in das 18. Jahrhundert, Wakrmund^ Die Balle 
»Aeterni etc.« S. 118, A. 1, an den Beginn ebendieses Jahrhanderts. Nor sieht 
man nicht ein, mit welchem Rechte er dieses that. Er lässt ja gerade am 
Ende des 17. Jahrhanderts die geschlossenen staatlichen Parteien im Cardinal- 
colleg aufhören, wodurch es schliesslich dazu kam, »dass die grosseren katho- 
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Verfasser plädirt ffir die Mitte zwischen der strengeren und laxeren 
Ansicht betreffs des beregten Punktes und fügt zu den von anderen 
hicfür geltend gemachten Gründen seine eigenen hinzu. Ein solcher 
ist: »wenn jene grössten Fürsten, welchen unter irgend welchem Titel 
(welcher es nur sein möge , übergehe ich) , wenn nicht van Bechts- 
wegen, so doch thatsächlich erlaubt isiy an der Papstwahl mit 
formeller Exdusive und geheimen Einmischungen Antheil zu nehmen, 
von den Gardinälen ihrer Partei Kenntniss von den Vorgängen im 
Gonclave haben möchten und von jenen Gardinälen, für oder gegen 
deren Wahl Praktiken gemacht werden. Und mir scheint, dass die 
Constitutionen, welche Unterredungen und Briefe verbieten, für das 
allgemeine und hauptsächliche Ziel geßhrlich wären, vorausgesetzt, 
dass sie die Kraft hätten auch in diesem Falle zu verpflichten . . . 
Wo es nun klar ist, dass die weltliche Gewalt mehr oder weniger 
dienen kann als Stütze oder als Hemm- und Hinderniss für das Beste 
der Kirche je nach dem grösseren oder kleineren Wohlgefallen oder 
Missfalien, welches über die Wahl von diesem oder jenem bekommen 
könnten der Kaiser und jene Kronen, deren Exdusiven wie geheimen 
Einmischungen in das Gonclave vermittelst der ergebenen Gardinäle 
mau bis jetzt ertragen hat, so ist es auch klar, dass man sich im- 
merhin fürchten kann als vor etwas sehr QeAhrlichem und Präjudicir- 
lichem für die Kirche vor jener Wahl des Papstes, welche vor sich 
ginge unter totaler Ausschliessung jener Fürsten von jeder Notiz 
und Kenntnissnahme von jenen Verhandlungen, welche der Wahl 
vorangehen, oder von jenen Gandidaten, welche sie auf dem Stuhle 
Petri sehen oder von demselben ferne halten wollen ^).c Und so sei 

liaclien Staaten bei den Papstwahlen wirklich ein Recht der Exclusiva bean- 
sprnchten und übten.« Er trennt also die politische Stimmenexclasive nnd die 
formelle Ezclnsive aach zeitlich nnd zwar bestimmt seit dem Ende des 17. Jahr- 
hunderts. Da nnn aber diese Abhandlang beide Arten der Exclusive als 
neben einander in üebong befindlich darstellt, so muss sie ziemlich lange Tor 
dem Ende des 17. Jahrhunderts entstanden sein. Es finden sich in derselben 
die ganz gleichen Anschauungen und Bezeichnungen bezüglich der staatlichen 
Ausschliessung wie in den Instmetionen für die französischen Gesandten und 
Minister in Rom Tom Jahre 1648—1687. Siehe: Die Papstwahlbullen S. 216 £ 
1) »• . . quando quei Prencipi supremi, a quali per qualche titolo (prescindo 
qual-sia), ae non di rayione almeno di fatto, h permesso Taver parte nell* elezione 
del Papa con formali escluaive et occutti maneggi, volessero da Cardinali 
del loro partito aver notixia dei trattati del Gonclave e di quei soggetti, a &- 
vore pure contro dei quali si fanno delle pratiche, perche cada o non cada 
in essi Telezione. Or pare a me che le constituzioni, le quali vietano coUoquj e 
lettere, riusdrebbero dannose e pregiudiziali al fine totale e principale preteso, 
se avessero forza di obligare ancora in questo caso . . . Essendo dnnque chiaro 
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es denn, meint der Verfasser weiter, den Gardinälen innerhalb and 
den Ministern des Kaisers, der Kronen Frankreich nnd Spanien aus- 
serhalb des Couclaves erlaubt, mit einander za verkehren durch Ge- 
spräche und Briefe in den die Wahl betreffenden Sachen, unmittel- 
bar oder mitttelbar, durch Gonclavisten und Officiale, so oft sie 
wollteu. Nur solle es nicht blosse Ambition sein, sondern es solle 
eine nützliche Wahl dabei beabsichtigt werden. In Hinsicht auf diese 
verpflichteten nicht die Gesetze, welche solches verbieten. »Zum zweiten 
bemerke ich,'dass das Verbot Pius' IV.: »Claoso conclavi nulli ad 
colloquium, etiam extra portam Conclavis, etiam Principum oratores 
nisi ex magna et urgenti causa, a majori parte Collegii approbanda 
admittanturc zu verstehen ist nur von den Unterredungen mit dem 
ganzen CoUegium und nicht von denen mit einzelnen Gardinälen, 
welche nicht verboten sind, wann sie geschehen, öffentlich, an der 
Rota (Drehscheibe), im Beisein der Wächter des Conclaves. Und 
um solche Unterredungen zu halten, braucht man nicht die Zustim- 
mung des grössten Theils der Gardinäle. So Possevino (n. 43), wel- 
cher sich auf Coccini und das gemeine Herkommen stützt. Endlich 
bemerke ich , dass im §. Litteras vero der Gonstitution von Pius 
zwar auch noch das Schreiben an die Gardinäle ausdrücklich ver- 
boten ist, dass aber des Kaisers und der anderen Könige keine Er- 
wähnung geschieht, welche doch hätten ausdrücklich genannt werden 
müssen, wenn sie inbegriffen wären. So schliesse ich denn, dass die 
Päpste, welche besagte Bullen erlassen haben, bei der Absicht, die 
Papstwahl nicht allzu schwierig und gefahrbringend zu machen, 
auch nicht Willens waren, es zu verbieten, dass man den Fürsten 
von solchem Rang Kenntniss gebe von den Dingen, welche im Gon- 
clave vorkommen und sich auf die Wahl beziehen, und dass sie, 
wenn sie solche Absicht gehabt hätten, es deutlich und unter ge- 
nauerer Specification würden ausgedrückt haben. Und so bestehe ich 
denn auf der gegebenen Antwort auf diese Frage, falls man sie nur 



che la potesta secolare sorvira piü o meno di appogio o vero di nrio ed ostacolo 
al bene della Chiesa a proporzione di quel maggiore o minore gradimento, mag- 
giore minore dispiacere, che concepiranno dair eleaione in Papa di qnesio o 
qnesto Boggeito Tlmperatore e quelle Corone, dalle qoali 8in*ora si Bono tolerate 
si VeacluHve come gli occulti maneggi fatti in Gonclave per mezzo de' Car- 
dinali loro aderenti, rimane ancora chiaro potersi sempre temere come assai 
pericolosa e pregiadiziale alla Chiesa qnelP elezione del Papa, la quäle accadesse 
colla totale esclosione di questi Prencipi dalla notizia e scienza di qnei trat- 
tati, che la precedono, e di qaei soggetti, che vogliono o porsi snlla sede di 
Pietro tenersi lontana da qnella.c 
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mit den gegebenen Unterscheidungen nimmt und nicht auf andere 
Fürsten ausdehnt, ausser auf jene, deren formelle und virttielle, 
durch Praktiken und Verhandlungen zuwege gebrachte Exdusive 
bis jetzt zugelassen wurde ^).€ 

So gehen nach dem Berichte des Gardinais Borromeo aus dem 
Jahre 1621 und dieser Abhandlung über die Verpflichtung der Car- 
din&le zur Geheimhaltung der Vorgänge im Conclave aus der Mitte 
des 17. Jahrhunderts die formelle und virtuelle Exclusive neben ein» 
ander her und stehen zu einander im Verhältniss der Hilfeleistung. 

Diese geschichtliche Grundlage rousste in möglichster Kürze 
hergestellt werden, ehe die Interpretation der Bulle: »Aeterni patrin 
fiiiusc im allgemeinen und des §. Cardinales im besondern in An- 
griff genommen werden konnte. Dass Wahrmund so ganz von der 
Geschichte der Exclusive abgesehen, hat ihm die Möglichkeit geraubt, 
dem von ihm publicirten, auf besagte Bulle bezüglichen handschrift- 
lichen Material voll gerecht zu werden. 

IL Die Bulle: > Aeterni p(Uris filitiS€. 

Nach Wahrmund richtet sich, wie bereits angegeben, diese 
Bulle im ganzen gegen die Adoration in der Papstwahl und den 
damit verknüpften üebelstand, dass bei solcher die Parteihäupter 
ihre Leute genau controliren konnten, so dass eine freie Wahl nicht 
mehr möglich war. Der §. Cardinales aber geht gegen die nach 



1) »Osservo in secondo laogo che la proibizione di Pio IV.: »Nalli — ad- 
mittantuT« viene intesa de' soll colloqaj col sacro Collegio e non g\i dei col- 
loqaj con le persone singolari dei S^ Cardinali, i quali non vengono in esse 
vietati, quando si facciano in pablico, alle Buote, col intervento de* cnstodi de! 
Conclave. E per aver i quali noo h necessario il consenso della maggiore parte 
de* Cardinali. Cosi il citato Possevino al nr. 43, fondato snll* autorita dei Coc* 
cino e della commnne osservanza. Osservo finalmente che nel §. Litteras vero 
della constitnzione di Pio si proibisce con speciale menzione lo scrivere ancora 
ai cardinali e non si fa menzione alcnna deir Imperatore o degli altri R^, i 
qnali pare avrebbero dovato nominarsi, perche fossero coropresi. Danqne ne 
inferisco che i Pontefici aatori di dette belle col motivo di non rendere troppo 
difficile ed esposta a gravi pericoli Telezione dei Papa non an (hanno) preteso 
di vietare che non si dia a fatto alcnna notizia ai Prencipi di qnesto rango 
delle cose, che si trattano in Conclave e spettano all* elezione, che, se avessero 
avnto qnesta intenzione, TavTebbero chiaramente espressa e con maggiore spe- 
cificazione. E cosi mi confermo nella risolazione data al qnesito pnrche ella 
sia presa con quelle modificazioni, che io vi pongo e non si stenda ad altri 
Prencipi faor che a qaelli, da qaali sin* ora si sono ammesse Vetclusive o 
formali o pur virtuali per via di prattiche e di negoziazione.« Herr Dr. Elaer 
an der Anima in Born hatte die G&te, eine frische Abschrift zu besorgen. 
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Abschaffung der Adoration und Beseitigung der genannten Controle 
zu befürchtenden Bestrebungen eben dieser Parteihäupter, ihre An- 
hänger durch Verträge und derartiges schon vor der Wahl in Pflicht 
zu nehmen. Neu ist dies nicht. Wir haben bei Darstellung der 
Vorgeschichte und Entstehung der Bulle ganz dasselbe statuirt^). 



1) Die PapstwahlbuUen S. 256—264. Die Thatigkeit Ton Gregor XV. in 
der Abfossang der Balle wnrde dahin zasammengefasst: »Dnrch Gregor XV. 
nun sollte das langersehnte, überaus noth wendige Werk zu Stande kommen, 
unter dem frischen Eindruck der im eigenen Conclave auf das Neue zu Tage 
getretenen Missstande machte sich dieser Papst unmittelbar nach seinem Ke- 
gierungsantritt an die Aufgabe. In einem Consistorium setzte er den Cardinälen 
die Nothwendigkeit der Conclavereform auseinander. Dann pflog er Rath mit 
mehreren Cardinälen und erfahrenen Canonisten , darunter namentlich mit 
Prosper Fagnani und arbeitete das neue Wahlgesetz, wovon er, ein gewiegter 
Jurist, den Entwurf mit eigener Hand schrieb, aus und pnblicirte dasselbe schon 
am 26. November 1621.« Die PapstwahlbuUen S. 260 f. So schrieben wir auf 
Grund einer in Laemmer, Mantissa p. 243 , angeführten Notiz , wonach der 
Papst in einem Consistorium vom 15. November 1621 folgendes zu den Car- 
dinfilen sagte: *Ex causis alias fraternitatibu8 vestris expositia et vestris 
auditia aententiis, de vestro consilio pariter et assensu statuimus, decemimus 
et declaramus, ut in posterum Bomani Pontificis electio aliter fieri non possit, 
quam per secreta schedularum suffragia etc.« Hier sind also ganz deutlich unter- 
schieden: 1) ein früher schon stattgefundenes Consistorium, auf welchem der 
Papst die Nothwendigkeit der Wahlreform auseinandergesetzt hat (ez causis 
aliaa f. v. expositis); 2) Berathungen mit den Cardinälen und Vernehmen 
ihrer Meinungen (vestris auditis sententiis) und darauf folgende Ausarbeitung 
der BuUe, so dass der Papst 3) in dem Consistorium vom 15. November bereits 
den Entwurf vorlegen konnte. Bezüglich der Ausarbeitung durch den Papst 
selbst und des Schreibens des Entwurfes mit eigener Hand stützten wir 
uns auf Phillips, Eirchenrecht Bd. V, S. 850, und die dort angegebene 
literatur. Man wird also, wenn man die obige Darstellung und die Beleg- 
stellen mit einander vergleicht, alles genau begründet finden. Das zweite Con- 
sistorium vom 15. November haben wir gar nicht weiter genannt, sondern nur 
das frühere, in welchem Gregor »den Cardinälen die Nothwendigkeit der Con- 
clavereform auseinandersetzte« (ez causis alias f. v. ezpositis) und den PnbU- 
cationstermin vom 26. November 1621, der bei der dreissigjährigen Vorge- 
schichte der Bulle ein sehr Arüher ist. Nun lese man aber was Wahrmund 
uns hier unterschiebt, »unter ausdrücklicher Bezugnahme auf diese Stelle 
{Lämmer t Mantissa p. 243) meint SägmüUer, welchem natürlich (I) die 
wichtigsten handschriftlichen Quellen mangels gründlicher Forschung unbekannt 
geblieben sind, Gregor XV. habe im Consistorium vom 15. November die Be- 
formarbeiten erst eingeleitet. »In einem Consistorium (so citirt Wahrmund 
nun) setzte er den Cardinälen die Nothwendigkeit der Conclavereform ausein- 
ander. Dann pflog er Rath mit mehreren Cardinälen und erfahrenen Canoni- 
sten, darunter namentlich mit Prosper Fagnani etc.« Hienach hätte also der 
von Alter und Krankheit gebeugte Papst das umfassende Wahlgesetz in einem 
Zeitraum vofi eUf Tagen vorberathen, persönlich (I) ausgearbeitet, in Druck 
Arohiv flir Kirchmureoht LXXm. 1 5 
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Aber damit war der Sinn der Bulle nicht erschöpft und ist es 
heute noch nicht. Vielmehr lässt sich darthun , dass die BuUe 
im allgemeinen wie der §. Gardindles im besonderen noch überdies 
gegen den erwiesenermassen im Anfang des 17. Jahrhunderts be- 
stimmt vorhandenen Rechtsanspruch gewisser Staaten auf formelle 
Exclusive in der Papstwahl gerichtet ist. 

1) Die Controle nämlich, welche die Parteiführer bei der Wahl 
durch Adoration über ihre Anhänger ausüben konnten, war nicht der 
einzige Missstand. Es gab noch einen anderen. Wie es bei der 
Adoration um diese Zeit herzugehen pflegte, wird in den von Wahr- 
wund gesammelten Archivalien wiederholt geschildert. Wann näm- 
lich die nothwendigen Zweidrittel der Stimmen bei einander zu sein 
schienen, dann nahmen diese oder ein guter Theil derselben ihren 
Candidaten aus der Zelle in die Wahlcapelle und erhoben ihn durch 
Adoration zum Papste. Das aber geschah in der Weise, dass sie 
den Candidaten auf den Altar der Wahlcapelle setzten und dann 
der Reihe nach vor ihn hintraten, um ihm ihre Verehrung zu be- 
zeugen. Sobald es nun bekannt wurde, dass eine hinlängliche An- 
zahl von Wählern zu solcher Wahl beisammen sei, dann eilten in 
der Begel auch die übrigen in einer Art von Tumult herbei, indem 
jeder befürchtete, es könnte bemerkt werden, dass er der letzte war, 
oder dass er wenigstens nicht gerne mitwirkte. Diese Adoration wurde 
dann durch persönliche Stimmenabgabe noch mehr gefestigt d. h. 
durch öffentliche Abstimmung, welche aber an der Wahl nichts 
mehr ändern konnte ^). Die Berichte weisen auch auf das Qewalt- 
thätige, auf Ueberrumplung des Gegners Angelegte solcher Adora- 
tion hin. 



legen lassen und pnblidrt. Eines besonderen Commentars bedarf eine derartige 
Aoffiissang wohl nicht« Die Balle »Aeterni etc.« S. 17, A. 2. Wohl aber be- 
darf diese Sophisterei Wakrmunda eines Commentars. Haben wir denn über- 
haupt das Consistoriam vom 15. November weiter genannt? Haben wir nickt 
vielmehr nach dem SatZy dass Gregor XV, von Anfang an die Reform 
betrieben, welchen Satz Wahrmund aber unterdrückt, eben mit den 
Worten der von Lämmer citirten Stelle (ex cansis alias fr. ▼. expositis) 
auf ein weit vor dem 15. November . liegendes Consistorium hinge' 
wiesen, ein Consistorium, in welchem Gregor XV. »den Cardinälen 
die Nothwendigkeii der Conclavereform auseinandersetzte* 9 Das ist 
Wahrmund freilich »mangels gründlicher Forschang« anbekannt geblieben, 
d. h. er hat sich die Stelle bei Lämmer gar nicht angesehen, obgleich er sie 
noch beischreibt. Sodann warde von ans ja aach der Brief Ladovisios an Bor- 
romeo benützt, welcher deutlich die längeren Berathangen über Beform der 
Papstwahl beweist. Siehe oben S. 207, A. 2. 
1) Die Balle »Aeterni etc.« S. 50. 
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Da nun konnte leicht der Fall eintreten, dass der Fährer einer 
Partei, der Cardinalnepote oder der Eroncardinal, sich mit einem 
Schlag vor die unmittelbar bevorstehende Erhebung eines Cardinais 
gestellt sah, welcher ihm aber persönlich durchaus unerwünscht, 
oder von seinem Fürsten excludirt war, ohne dass er diese Ex- 
clusivordre seiner Partei bereits kundgegeben hatte, weil er nicht 
daran gedacht, dass gerade diese persona ingrata in den Wurf 
kommen könnte. Unter diesen Umständen blieb dem politischen 
Führer oder Cardinalnepoten nichts anderes übrig, als im vollen 
Conclave, öffentlich die Exclusivordre seines Königs oder seinen 
eigenen Willen zu verkünden. Zunächst galt diese Pablication nur 
der Partei. Dies auch dann, wann der Cardinalnepot oder Krön- 
Cardinal zwar schon zuvor seinen Leuten die Anweisung zur Aus- 
schliessung des Betreffenden gegeben hatte, diese aber in dem all- 
gemeinen Tumult nicht mehr Ordre pariren wollten. Auch da war der 
Ruf: Der König will ihn nicht ! zunächst an die eigenen Leute ge- 
richtet. Aber eine solche öffentliche Exclusiverklärung im Namen 
des Königs war schon der Natur der Sache nach, wie auch in der 
geschichtlich nachweisbaren Intention des Excludirenden zugleich ein 
an das ganze GoUegiam herantretender Anspruch, diesen Cardinal, 
welchen ein so mächtiger König ausgeschlossen habe, um des 
Wohles von Staat und Kirche willen nicht auf den päpstlichen Thron 
zu erheben. 

So war es im Conclave des Jahres 1605. Da rief Avila seinen 
Anhängern, welche nicht mehr Ordre parirten, zu: Der König will 
ihn nicht I Das war aber auch, wie die zeitgenössischen Berichte 
beweisen, eine Erklärung an das ganze CoUeginm. Deswegen 
wandte sich der Cardinal Doria, der andere Führer der Spanier, 
nachdem Avila die spanische Exclusive gegen Medici erklärt und 
wiederholt erklärt hatte, auch an den Führer der feindlichen Franzosen, 
den Cardinal Joyeuse, mit der Aufiordernng, diese Exclusive von 
Seiten des spanischen Königs ebenfalls zu beachten ^). Und nicht 



1) Es ist dem wirklichen Sachverhalt durchaus nicht entsprechend, wenn 
Wahrmundi Die Balle »Aetemi etc.« S. 5, A. 1, sagt, Avila habe sich in der 
Verwirrang seine geheime Instruction »entschlüpfen« lassen. Man beachte nur 
den bereits angezogenen Bericht des Cardinais Joyense: »Je trouvaj dans une 
chambre du Conclave quasi tous les Cardinauz avec lenrs rochets et le Cardinal 
d*ATila criant, tempestant et proteatant, qu*on trahissoit le Roj d*Espagne, 
attendu que Florence (der Cardinal Medici) estoit son ennemy e quMl n*en vouloit 
point, mena9ant tous ses sujets de leur rnine.« Avila konnte kaum durch die 
eigenen Parteigenossen zum Schweigen gebracht werden. Die Papstwahl- 
buUen S. 299 f. 

16» 
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anders war es im Conclave des Jahres 1621. Da hatte der franzö- 
sische Gesandte keine Partei oder eine so schwache , dass sie nicht 
weiter in Betracht kommen konnte. Borgia aber, der Führer der 
spanischen Partei, glaubte seiner Sache so sicher zu sein, dass er 
willens war, ohne weiteres und ohne Einhaltung der herkömmlichen 
Formen den Frankreich unerwünschten Campora zu erheben. Das 
hiess nun unter den damaligen Umständen gar nichts anderes, als 
es sollte wieder eine der tumultuarischen Adorationen stattfinden. 
Darum aber auch rieth der Cardinalnepot Aldobrandini dem 
französischen Gesandten, einfach die königliche Exclusive gegen 
Campora in das Wahlcolleg hineinzuwerfen, was gewiss die Exclusive 
in aller Form gewesen wäre. Und es ist kein Zweifel, dass der 
Marschall d'Estr^es deswegen auch so lang im Conclave blieb, um 
im Fall solcher tumultuarischen Adoration, welche seine bisher ge- 
troffenen Dispositionen hätte über den Haufen werfen können, den 
letzten Ausweg einzuschlagen, die Abgabe der forraelleil Exclusive. 

Aus dem nun geht hervor, dass sich die formelle Exclusive als 
eng verknüpfter Missstand an die damals gebräuchliche Adoration 
anschloss, so eng als der andere üebelstand, dass bei diesem Wahl- 
raodus die Parteihäupter ihre Leute auf das Strengste zu coutroliren 
vermochten. Nun hat Gregor XV. in der Bulle: >Aeterni patris filiust 
die Adoration und die Wahlcontrole beseitigt. Und er sollte nicht 
willens gewesen sein, ebendadurch auch den anderen sich anknüpfen- 
den Missstand zu beseitigen? Bestimmter Zeuge gerade für diese 
Intention des Papstes ist Borromeo. Er sagt, dass die Fürsten 
zur Abschaffung des Adorationsmodus nicht gut sähen, weil sie da- 
durch der Möglichkeit der offenen Exclusiverklärung im Conclave 
beraubt würden. Aber eben wegen solcher Erklärungen, welche 
Stürme im Conclave erregten und dem Cardinalcolleg die freie Wahl 
benähmen, will Borromeo die Adoration abgeschafft wissen. Bleibe den 
Fürsten ja doch noch der Einfluss auf die vaterländischen Cardinäle 
und deren Zuhilfenahme im Conclave. Es kann unter diesen Um- 
ständen kein Zweifel sein, dass die BuUe Gregorys XV.: »Aeterni 
patris filiusc , welche den Adorationsmodus in der Papstwahl be- 
seitigte, wie gegen die Wahlcontrole durch die Parteihäupter, so 
auch gegen die formelle Exclusive der Staaten gerichtet ist^ indem 
sie die ganze Papstwahl auf den Boden des Geheimen stellt, auf 
welchem die formelle Exclusive als eine öffentliche Erklärung gegen 
einen bestimmten Cardinal, welchem die Stimmen bereits zuneigen, 
keinen Raum mehr hat. 

2) Wie also die Bulle: »Aeterni patris filiusc im ganzen gegen 
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das staatliche Ansschliessangsrecht geht, so enthält auch der §. Gar- 
dinales ein Verbot der formellen Exclusive. 

a. Wahrmund stellt auf das Einlasslichste dar, wie dieser 
Paragraph allmälig aus dem §. 26 der Bulle Pius' IV. : >In eligen- 
disc, welcher ebenfalls mit »Cardinalesc beginnt und oben angeführt 
wurde, entstanden ist. Während nun der hieher gehörige Passus des 
Entwurfes unter Clemens VIII. in der Hauptsache fast wörtlich über- 
einstimmt mit dem §. Cardinales der Bulle: >In eligendisc, erhielt 
derselbe unter Paul V. eine ganz specifische Fassung: »Praecipitur 
Cardinalibus, licet defunctorum pontificum nepotes sint, atque Om- 
nibus aliis personis, tarn ecclesiasticis quam laicis, etiam priucipibus 
suramis, quacunque dignitate praefulserint, eorumqne oratoribus et 
ministris, ut in hac summi pontificis electione omnino abstineant a 
quibuscunque pactionibus, conventionibus, promissionibus, obligationi- 
bus, condictis, foederibus, intendimentis , tarn praestandis quam reci- 
piendis et exigendis, tarn respectu inclusionis quam exclusionis, 
Quae eo ipso, quod hac in re interposita fuerint, etiam iuramento 
adiecto, etiam praetextu grati animi significandi, illicita ac nuUa ac 
viribus prorsus carere declaramus ^).€ 

Dazu gibt nun Wahrmund folgende Interpretation: >Man be- 
merkt, wie hier neben den Cardinälen, unter welchen die päpstlichen 
Nepoten besonders hervorgehoben erscheinen, nun auch wieder die 
weltliehen Fürsten und ihre diplomatischen Vertreter direct genannt 
und beiden Theilen alle möglichen Arten von üebereinkünften, Ver- 
sprechungen, Verträgen jgum Zwecke der Herbeiführung von Inelusion 
und Exclusion verboten werden. Diese Ausdrücke »Inclusionc und 
»Exclusionc, welche sich hier zum ersten Male in einen Gesetzent- 
wurf eingeschaltet finden, bedeuten selbstverständlich nichts Neues, 
Unbekanntes, unter den damaligen Verhältnissen etwa Zweifel Er- 
regendes; sie sind im Gegentheil als eine Erläuterung und Prä- 
cisirung zu der ein wenig gedrängten Formulirung des Clementini- 
schen Entwurfes aufzufassen. Letzterer hatte den Cardinälen schlecht- 
hin »illicitos contractusc untersagt. Natürlich musste hierüber die 
Frage entstehen, was denn des näheren unter solchen »contractus 
illiciti« zu verstehen sei ; die Unklarheit in diesem Punkte konnte ja 
im Conclave die verschiedenartigsten, schädlichen Consequenzen nach 
sich ziehen. Derartiges will nun der zweite Entwurf verhüten und 
erklärt: Unerlaubt und verwerflich sind alle jene wie immer ge- 
arteten Verträge, welche bezwecken, die Inelusion oder Exclusion je- 



1) Die Bolle »Aeterni etc.« 8. 66--68. 
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mandes zu bewerkstelligen; anderweitige Verträge hingegen »ad 
electionis negotium conficiendamc sind nicht unerlaubt, »dudam 
tantum absint promissiones et alia praedictat ^). 

Man sieht Wahrmund geht bei der Interpretation von »fam 
respectu incltisionis quam exdusionis* von der Meinung aus, dass es 
zur Zeit Pauls V. noch keine formelle Exclusive oder Inclusive ge- 
geben habe, sondern nur Stimmenexclusive und Stimmeninclusive. 
Demgemäss kennt er auch nur Verträge und üebereinkünfte, um die 
Stimmenexclusive und Stimmeninclusive herzustellen. Und so sieht 
er sich zu der ganz eigenthQmlicben, mit dem Wortlaut der Bulle 
in diametralem Widerspruch stehenden üebersetzung von »tam re- 
spectu inclusionis quam exclusionist mit >0um Zwecke der Herbei- 
führung von Inclusion und Exclusionc gezwungen. Das musste nun 
doch heissen »finec oder >consilio€ oder eben »dec, nicht aber 
^respectu€. Hier ergibt sich klar, mit Hilfe seiner geschichtlich 
falschen Darstellung von der Entwicklung der Exclusive be- 
müht sich Wahrmund ^ dem Wortlaut der Bulle Gewalt an- 
zutbun. 

Ganz anders nach unserer Darstellung von der Entwicklung 
der staatlichen Inclusive und Exclusive. Wir statuirten auf Grund 
von Borromeos Rathschlag und der Geschichte der Papstwahlen 
neben der Stimmenexclusive die formelle Exclusive auch schon far 
diese Zeit. Gerade im Conclave, aus welchem Paul V. hervorging, er- 
hielt der Cardinal Camerino die spanische Exclusive durch d*Avila in 
aller Form, wie oben des weiteren ausgeführt wurde. Auch ist fest- 
gestellt worden, dass die Stimmenexclusive zu der formellen Aus- 
schliessung eine Hilfstellung einnahm. In diesem Conclave des Jahres 
1605, in welchem Paul V. gewählt wurde, sicherte d*Avila den Er- 
folg der forniellen spanischen Exciusi Verklärung dadurch, dass er 
27 Cardinäle für sich gewann. Dass sodann Philipp II. im Jahre 
1590 ein Recht der Inclusive beanspruchte, wurde oben angeführt. 
Auch hier nahm dann die Stimmeninclusive eine Hilfstellung ein. 
Auf einer ähnlichen Stufe wie die formellen Inclusiven und Ex- 
clusiven der Staaten, standen die öffentlichen, von Borromeo er- 
wähnten Erklärungen der Cardinalnepoten. Unter diesen Umständen 
übersetzt sich der Passus des Paulinischen Entwurfes ganz ent- 
sprechend: Die Cardinäle, Fürsten, fürstliche Gesandte etc. sollen 
sich enthalten aller Verträge, Üebereinkünfte u. s. w. im W^nblick 
auf Inclfision und Exdusion^ oder dem »respectut voll entsprechend: 



1) Die Bnlle »Aetemi etc.« S. 08 f. 
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mit Rücksicht auf vorhandene (bereits gegebene oder abzugebende) 
Inclusion und Exclusion. Worauf aber die Verträge, Uebereinkünfte 
u. 8. w. bei der erwiesenen Hilfstellung der Stimmeninclusive und 
Stimmenexclusive zur formellen Inclusive und Exclusive sich bezogen, 
ist klar, eben auf Stimmengabe und Stimmenverweigerung. 

Da ist es nun gerade die »prima minutat der Bulle: 
»Aeterni patris filinst und der endgiltige Wortlaut selbst, welcher 
noch erklärend den Inhalt dieser mit Rücksicht auf vorhandene In- 
clusionen und Exclusionen abgeschlossenen Verträge angibt mit »^eu 
de suffragio dando vel tum dando€. So lautet der endgiltige Wort- 
laut des Paragraphen: »Cardinales praeterea omnino abstineant ab 
Omnibus pactionibus .... tarn respectu incltAsionis quam exclttsio- 
nis . . . . seu de suffragio dando vel non dando.€ Und wir über- 
setzen, durch den Wortlaut gezwungen und der historischen Sachlage 
ganz entsprechend: Die Gardinäle sollen sich durchaiAS enthalten 

aUer Verträge etc aus Bücksichtnahtne auf Inclusion und Ex- 

clusion, .... oder über Stimmengabe und Stimmenverweigerung. 
So wird den Gardinälen — denn nur noch diese sind genannt — 
verboten aller Stimmenfang, um eine von irgend wem gegebene In- 
clusion oder Exclusion in ihrem Erfolg zu sichern. 

Anders Wahrmund. Im Anschluss an die Interpretation des 
obigen Passus aus dem Entwürfe Pauls V. wird der Wortlaut der 
»prima minutat und der endgiltige Text der Bulle dahin exegesirt, 
dass stehen geblieben sei »die Hauptsache, nämlich das specieU an 
die Adresse der Cardinale gerichtete Verbot von wie immer be- 
schaffenen Verträgen und Uebercinküntten zur Herbeiführung der 
Inclusion oder Exclusion. Damit aber nun ... ja nicht etwa irgend 
welche Zweifel über die richtige Interpretation dieser Rechtnorm 
entstünden, fugten die Redactoren dem Passus »tarn respectu in- 
clusionis quam exclusionis« noch den weiteren erklärenden Zusatz 
bei ^seu de suffragio dando vel non dando€. Dem Gesetze zuwider 
sind also alle Arten von Uebereinkünften , Bündnissen, Versprech- 
ungen, Verträgen, ^sowohl im Hinblick auf die Inclusion, als die 
Exclusion^ d. h. zum Zwecke der Stimmeneuwendung oder der Stim- 
menenteiehung€, ausführlicher gesagt: Verträge, welche einen Car- 
dinal veranlassen sollen, diesem oder jenem Gandidaten seine Stimme 
zu geben, oder aber sie ihm nicht zu geben ^).€ 

Da erklärt Wahrmund alles nur respectu inclusionis-exclusionis 
nickt. Wäre das der ganze Inhalt des §. 18 und der erschöpfende 



1) Die B1ÜI9 »Aeterni etc.c a 
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Sinn von »tarn respectu inclasionis quam exclusionis« , so würde 
man nicht einsehen, warum denn dieser Zusatz überhaupt gemacht 
wurde. Verträge su machen eum Zwecke der Stimmeneuwendung 
oder der Stimmenentgiehung, war ja durch Gregor X. und Plus IV. 
schon längst verboten. Bei solcher Auslegung, wie Wahrmund sie gibt, 
könnte man die überflüssigen Worte »respectu inclusionis-exclusionist 
streichen und Borromeo hätte vergebens auf den wundesten Punkt 
der Papstwahlen seiner Zeit, auf die öifentlichen Exclusiven der 
Cardinalüepoten , die formellen der Staaten aufmerksam gemacht 
Qerade. diese veranlassten in besonderem Masse das Stimmenfangen 
und gerade solches Qebahren aus Bücksicht auf diese Inclusionen und 
Exclusionen musste noch untersagt werden. In richtiger Würdigung 
der Sachlage auch bemerkte der berühmte, spanische Cardinal Borgia 
in seinem Originalgutachten: »XI. §, in quo agitur de pactionibus, 
promissionibus, inclusionibus, exclusionibus etc. aliqua indiget decla- 
ratione, extensione ac modificatione. Inprimis enim omnia, quae in 
eo prohibentur, valde utile apparet, si enim non solum dedores^ sed 
omnes alios^ tarn ahsentes quam praesentes, cuiuscunque Status et 
conditionis fuerint, sive ecclesiastici sive saecuiares, comprehen- 
dant^).€ Dass gerade ein spanischer Cardinal und zwar ein, wie 
die Geschichte Urbans VIII. beweist, für die Rechte seines Königs 
äusserst besorgter, solchen Zusatz beantragt, ist um so mehr zu 
betonen, als Wahrmund, wie im folgenden des weiteren wird aus- 
einanderzusetzen sein, meint, ein spanischer Cardinal könne nichts 
beantragen, wodurch seinem König Eintrag geschehen könnte. Dass 
dann die Könige etc. doch nicht in den §. Cardinales aufgenommen 
wurden, ist bei der Richtung der Papstwahlgesetzgebung, welche sich 
nur an die Cardinäle wendet, selbstverständlich >). Aber wie man 
»respectu inclusionis-exclusionist in den Berathungen der Cardinals- 
commissionen verstand, nämlich in seinem weitesten Sinn, beweist 
dieses Amendement Borgias. und in diesem unbeschränkten Sinn ist 
es in dem §. Cardinales stehen geblieben und jeder Versuch, diesen 
Sinn einzuschränken, geht von ungerechtfertigtem Standpunkt aus'). 

1) Die Balle »Aetemi etc.« Ö. 70, A. 8. 

2) Die PapstwahlbuUen S. 184, 270. 

8) Wir haben von Anfang an anf das unzulängliche der Interpretation 
Wahrmu7ids von dieser Stelle aufmerksam gemacht. »Die Cardinale wer- 
den gewarnt nicht vor Praktiken, um eine Inclusive oder Exclusiye zu bewirken, 
also nicht fine oder consilio tarn inclusionis quam exclusionis, wie es für diesen 
Fall etwa heissen mochte, sondern sie werden vor solchem Thun gewarnt »tarn 
respectu inclusionis quam exclusionis.« So wird die Exclusi?e als etwas hereits 
Gegebenes und Bestehendes bezeichnet, worauf die Cardinäle B&cksicht zu 
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b. Das» der §. 18: Gardinales der Balle Gregors XV.: »Aelerni 
patris filiQ3€ besonders gegen eine von aussen an das Cardinalcolleg 
herangebrachte Inclasion und Exciusion geht, zeigt sich auch deut- 
lich, wenn man den Zusammenhang betrachtet, aus welchem er 
herausgewachsen ist und in welchen er hineingebort^). Dieser Zu- 
sammenhang wird unmittelbar klar durch folgende Synopsis: 

Bulle Piu8' IV.: 
T^In eligendis€ 

8. 26. 



Cardinales autem per viscera 
misericordiae D. N. J.-Ch. enixe 
rogamus et hortaraur, ac eis ni- 
hilominus sub interminatione iu- 
dicii praecipimus et mandamus, 
ut attendentes magnitudinem mi- 
nisterii, quod per eos tractatur, 
in dandis suffragiis ac aliis Om- 
nibus et singulis electionem quo- 
raodolibet concernentibus omni 
dolo ac frande, factionibus et ani- 
morum passionibus remotis ac 
Principum saectdarium interces- 
sionibus ceierisqt^e mundanis re- 
spedibm minime attentis^ sed so- 
lum Deum prae oculis habentes, 
sese pure, libere, sincere, quiete et 
pacifice gerere et habere debeant. 



Entwurf Clemens' VIII. 

c. 16. 



Eisdem Cardinalibus praecipi- 
mus et mandamus, ut tam in 
ferendis suffragiis, quam in cae- 
teris Omnibus electionem quomo- 
dolibet concernentibus omni cha- 
ritate et remotis omnibus mun- 
danis affectibus procedant (prae- 
sertim) 



nehmen versachi sein könnten.« Die Papstwahlen S. 90 f. Und wieder: 
»Gregor XV. meint, wie aas »respectn inclnsionis-exclnsionis« hervorgeht, eine 
Ans- und Einschliessung, die bereits vorhanden, nicht erst zu bilden ist, die 
von aussen Ber&cksichtignng fordernd an den einzelnen Cardinal herantritt 
mit dem Inhalt, diesem oder jenem Candidaten die Stimme zu geben oder nicht 
zu geben , was ebenfalls ganz allgemein ausgedrückt ist. Er meint also jede 
Inclasion oder Exciusion, aufgestellt and ausgesprochen von einem Nepoten, 
einem Führer einer staatlichen Partei , von diesen beiden erklSrt an ihre An- 
hänger , oder aber von einem Cardinal , oder auch von einem staatlichen Ge- 
sandten, im Namen seines Königs, gerichtet an alle Wähler.« Die Papstwahl- 
bullen S. 269 f. 

1) Wahrmund achtet durchaus nicht genug darauf. So wird er- 
klärlich, dass die principes des Paulinischen. Entwurfes bei Gregor XV. fehlen. 
Man war durch »intercessiones principum« des §. 26 der Bulle Pias* IV. : »In 
eligendis« genugsam deutlich. 
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Bulle Pius' IV.: 
^In eligendis€ 

§.26. 

Nee pro ipsius Pontificis electione 
conspirationes, condicta, pactiones, 
et alios illicitos tractatus inire, 
Signa aut contrasigna votoram 
saorum alten dare, minasve ali- 
qaibus inferre, tumultus excitare, 
aut alia facere, per qaae electio 
retardetar, vel minas libere suf- 
fragia praestentur; per se vel 
alium, directe vel indirecte, qao- 
yis colore vel ingenio audeant 
vel praesumant 



Entwurf Clemens' Vlil. 

c. 16. 

praesertim vero qaam longissime 
arceant ab ipsias Pontificis elec- 
tione conspirationes , proroissa, 
conventiones, pactiones et alios 
illicitos contractus, nee denique 
eorum quispiam signa aut con- 
trasigna votoram alteri dare, li- 
bertatem in dandis suffragiis 
adimere, minisve alios perterere, 
aut vim inferre, tumultus exci- 
tare aut alia facere — praesumat. 
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Entwurf Pauls V. 



c. 16. 



Praecipitur Cardinalibus, licet 
defunctorum pontificum nepotes 
sint, atque omnibtis aliis personis, 
tarn ecclesiasticis quam laicis, 
etiam principibas summis, qua- 
cunqae dignitate praefalserint, 
eorumque oratoribus et ministris, 
at in bac summi pontificis elec- 
tione omnino abstineant a qui- 
bnscnnqne pactionibas , conven- 
tioniboR, obligationibus, condictis, 
foederibus, intendimentis, tarn prae- 
standis qaam recipiendis et exi- 
gendis, tarn respectu incltmanis 
quam exelusionis. Qaae eo ipso, 
qnod in hac re interposita fderint, 
etiam iuramento adiecto, etiam 
praetexta grati animi significandi, 
iüicita ac nalla ac viribas prorsns 
carere declaramus. 



Bulle Gregors XV. 

^Äetemi patris ß%t48€ 

§. 18. 

Cardinales praeterea omnino 
abstineant ab omnibns pactioni- 
bns, conventionibus, promissioni- 
bas, intendimentis, condiotis, foe- 
deribus, aliisque qaibuscunque ob- 
ligationibus, minis, signis, contra^ 
signis suffragiorum seu schedula- 
ruro, aut aliis tam verbo quam 
Scripte, aut quomodocunque dan- 
dis aut petendis, tam respedu 
inclfisionis quam exdusionis^ tam 
unius personae quam plurium, aut 
certi generis veluti creaturarum, 
aut huiusmodi , seu de euffragio 
dando vd non dando; quae om- 
nia et singula, si de facto inter- 

venerint, nulla et irrita 

declaramus . . . 



Diese Synopsis nun beweist, dass der §. 18 der Bulle : » Aetemi 
patris filiust von Anfang an nichts anderes war, als der er- 
weiterte zweite Tbeil des §. 26 der Bulle: >In eligendisc Pins' lY. 
und dass er von dem zugehörigen, bis auf den heutigen Tag 
voUgiltigen ersten Theil dieses Paragraphen 26 aus zu verstehen 
ist. Dieser zugehörige erste Theil aber verbietet den Cardinälen 
jede Beachtung und Rücksichtnahme auf Einmischung weltlicher 
Fürsten (Principnm saecularium intercessionibus ceterisque mundanis 
respectibus minime attentis). Nun wird im §. 18 der Balle: »Aeterni 
patris filius€, als im erweiterten zweiten Theil von §. 26 der 
Bulle: >In eligendisc, »inclusioc und »exclusiot als solche Ein- 
mischung von aussen her genannt. Zugleich aber auch wird den 
Cardinälen verboten, hierauf Rücksicht zu nehmen, welche Bücksicht 
gerade darin besteht, dass Stimmen geworben werden, um der staat- 
lichen Inclusive and Exclusive Rückhalt zu verschaffen. So enthaU 
der §. 18 der BuUe: 9 Aetemi patris ßius€ in Verbindung mit dem 
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zugehörigen §. 26 der Bulle: »/n eligendis^ ein direetes Verbot der 
staaüichen Exclusive. 

c. Aber auch in den Worten »tarn unius personae, quam 
pluriam , aat certi generis veluti creaturarnm, ant huinsmodi« liegt 
eine Bezugnahme auf die formelle Exclusive. 

Dem Nachweis, dass dieser Zusatz auf Betreiben des der 
römischen Guri« wenig geneigten spanischen Cardinais Trejo in den 
§. Cardinales eingefugt wurde, gibt Wahnnund die Bemerkung bei: 
»Man kann sich nun wohl lebhaft vorstellen, wie dieser Mann, der 
bekanntlich Bedenken geäussert hatte, die bestehende Wahlform 
überhaupt abzuändern , mit seinem erwähnten Vorschlag gar nichts 
anderes bezweckte, als der spanischen Krone resp. dem ihr von Säg- 
müller verliehenen t^ Rechtsanspruch auf die Exclusiva^ zu Leibe zu 
gehen ^).€ 

Aber diese etwas oberflächliche Argumentation lässt sich auch 
umkehren. Ist nämlich in dem §. Cardinales kein Bezug genommen 
auf den staatlichen Rechtsanspruch auf formelle Exclusive, so ist 
doch Zugestandenermassen Bezug genommen auf die politische Stim- 
menexclusive. Es will also der spanische Eroncardinal durch seinen 
Beisatz solche ganz und gar unmöglich machen. Nun hatte aber, wie 
die Geschichte der Conclaven ausweist, seit langem kein Staat einen 
ausgiebigeren , oder richtiger gesagt, unverschämteren Gebrauch von 
der politischen Stimmenexclusive gemacht, als gerade Spanien. Pius IV. 
selbst sagte, dass der spanische König immer mehr Antheil an der 
Papstwahl gehabt habe als die anderen *). Was der spanische König 
als sein Recht beanspruchte, das zeigen die Conclaven von 1590, in 
welchen Philipp II. einfach verlangte, dass einer aus den von ihm 
genannten sieben Cardinälen zu wählen sei. In diesem Conclave auch 
machten die Cardinäle darauf aufmerksam, dass dieser spanische 
Rechtsanspruch, wiederholt durchgesetzt durch Präscription in ein 
eigentliches Recht übergehen könnte '). Man kann sich nun — um 
mit Wahnnund zu sprechen — wohl lebhaft vorstellen , wie dieser 
Mann, der Spanien so ergebene Kroncardinal, gar nichts anderes be- 
zweckte, als der spanischen Krone resp. ihrem althergebrachten 
Rechtsanspruch auf die politische Stimmenexclusive zu Leibe zu 
gehen ^). Nein vielmehr, so bestimmt dieser spanische Kroncardinal 



1) Die Balle »Aetemi etc.« S. 72, A. 1. 

2) Die Papstwahlbnllen S. 166. 

8) Die Papstwahlballen S. 245—253. 

4) Aaf gleicher Stafe mit ohiger Argameutation steht die andere , dass 
die Balle: »Aetemi patris filiasc deswegen nicht gegen die staatlichen Rechts- 
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in diesem Zusatz dem spanischen Rechtsanspruch auf politische Stirn- 
menexclasive za Leib rfickte, so sicher that er dies gegenüber der 
formellen. 

Es ist nämlich zu beachten, dass Wahrmund wohl erhoben 
hat, dass der spanische Cardinal Trejo den in Bede stehenden Zu- 
satz beantragt hat und dass derselbe so in den Paragraphen aufge- 
nommen wurde. Aber welches die Erwägungen waren, aus denen 
heraus der Zusatz beantrs^ und aufgenommen wurde, darüber er- 
fahren wir weiter nichts ^). So muss man denn bei der Frage, warum 
dieser Zusatz in den Paragraphen kam, auf den historischen Boden 
sich zurückbegeben. Die Geschichte der Gooclaven nun zeigte den be- 
rathenden Cardinälen und dem Papst zwei Exclusiv- und Inclusi?- 
arten, die vermittelst der Partei und die formelle. Nun lässt sich 
nicht erweisen, dass je bezuglich der Exclusive oder Inclusive ver- 
mittelst der Partei irgend welche Erörterungen darüber stattge- 
funden hätten, wie viele der Parteiführer aus- oder einschliessen 
dürfe. Solche Erörterungen wären auch sinnlos gewesen. Dagegen 
wurde, sobald allemal der staatliche Anspruch sich erhob, die In- 
^clusion oder Exclusion ertheilen zu dürfen, auch alsbald über die 
Zahl disputirt, wie viele der König ein- oder ausschliessen dürfe. 
Dnd das Zahlmoment ist bis zum heutigen Tag ein wesentliches in 
der Exclusive geblieben, indem der Fürst nur einen Cardinal excludiren 
darf. So beklagen sich in dem Conclave des Jahres 1590, aus wel- 
chem Gregor XIV. hervorging, die Cardinftle unter ausdrücklichem 
Hinweis auf den Bechtsanspruch Philipps IL, welcher im Verlaufe 
zu einem ersessenen Recht werden könnte, dass es der König ge- 
wagt habe, gerade sieben Gandidaten zu bezeichnen, aus welchen das 
CoUegium einen wählen müsse. Sie sagen, zuletzt komme es soweit, 
dass der König, welcher es wage, dem Collegiurp Oesetee zu geben 
— ein Umstand, welcher für die Natur dieses königlichen Anspruches 



ansprfiehe auf formelle Ezclasiye gehe, weil verschiedene Fürsten Freude über 
dieselbe geäussert hätten. So gat aber die Forsten ttber diese Balle, welche 
zugestandenerroassen doch ihrer politischen Stimmenexclasiye entgegentrat, 
Fr ende äassem konnten, konnten sie solches auch, wenn sie der formellen Ez- 
clnsive entgegentrat. In beiden Fällen blieb ihnen nichts anderes übrig, als 
gute Miene znm bösen Spiel zu machen. Es ist nämlich za stark bezeugt, dass 
die weltlichen Fürsten Yon Anfang an za der geplanten Reform der Papstwahl 
nicht gat sahen — Die Balle »Aetemi etc.« S. 37, 42 — , als dass diese Freade 
eine wirklich aufrichtige gewesen sein könnte. Die Balle »Aetemi etc.« S. 89, A. 1. 
1) Gerade über das wichtigste Stadiam in der Entstehung der Bulle: 
» Aeterni patris filius«, nämlich über die Verhandlungen innerhalb der Oardinals- 
congregationen erfahren wir auch durch Wahnnund so gut wie nichts. 
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auf Inclusive und Exclusive von der grössten Wichtigkeit ist, aber 
von Wahrmund durchaus nicht beachtet wurde und wird — , zuletzt 
nur noch einen nenne'). Im Jahre 1644 sodann, welches hinsichtlich 
des Gebahrens des französischen Gesandten im Conclave mit dem 
Jahre 1621 die grösste Debereinstimraung zeigt, tritt die Anschau- 
ung, dass ein König nur einen Cardinal exciudiren dürfe, mit Ent- 
schiedenheit auf und hält sich von da an als ein wesentliches Mo- 
ment in der formellen Exclusive bis zum heutigen Tag, was zugleich 
ein durchschlagender Beweis für die damalige Existenz der formellen 
Exclusive ist'). Ist es doch gar nicht abzusehen, warum, wenn es 
damals noch keine andere Exclusive gab, als, wie Wahrmund be- 
hauptet, die auf der politischen Partei beruhende, ein Fürst diesen 
seinen Anhängern nicht sollte mehrere Candidaten zur Einschliessung 
oder zur Ausschliessung bezeichnen können. Dann aber, als im 
Jahre 1590 Philipp II. von Spanien an das ganze Wahlcollegium 
mit seinem Anspruch herantrat, dass aus den sieben von ihm ge- 
nannten Candidaten einer gewählt werde, verlangte die Wählerschaft 
im Interesse ihrer Freiheit grösseren Spielraum d. h. eine grössere 
Zahl von Includirten. Und wiederum, als im Jahre 1644 Spanien 
und Frankreich die Exclusive gaben, da forderte das CoUegium auf 
die Erklärung des Jesuiten und Beichtvaters Valentini hin, dass jede 
dieser Mächte je nur einen ausschliesse , damit so seine Freiheit 
möglichst gewahrt bliebe. Unter diesen Umständen nun, wo die 
Unterscheidung von Inclusion und Exciusion eines oder mehrerer mit 
dem Rechtsanspruch der Staaten auf Ein- und Ausschliessung in 
engster Verbindung steht, ist man durchaus berechtigt, anzunehmen, 



1) Die Papstwahlballen S. 248-253. 

2) »Apres qae le concla?e fast ferml, les Espagnols yojant lear parti 
assis fort, firent donner rexclasion au eardinal Sacbetti par Tambassadear 
d^Eapagne, sans aatre raison, si non qnHl estoit saspect an roy son maitre. Ce 
qiii ajant est^ diversement recea des cardinanz, fast n^anmoins a la fin ap- 
proav^ de la piaspart, le pere Valenti, j^soiste, qai estoit dans le conclave pour 
y servir de confesseor, et en cas de besoin de casaiste, ayant dit qae qoand 
qaelqa'an des grands roys donnoit rexclas\on ä un seult qaoyqae sans en dire 
la caase, son exclasion devoit poartant estre receae, le m^rite de celay-la, 
qnelqae grand qa'il fast, ne poa?ant jaroais estre sy atile ä TEgtise qa'il Iny 
seroit pr^jadiciable de m^contenter an tel prince.c M4moires de Fontenay* 
Mareail t. IL p. 311 in Pelitot, Gollection Ser. I. t 51. Im Conclaye sagten 
die Cardinfile dem französischen Gesandten, dass sein König nar einen Cardinal 
aasschliessen könne. Die Papstwahlballen S. 224, A. 1. Demgegen&ber will 
doch der Einwarf Wahrmunda, dass es nicht bestimmt sei, welche Cardinale 
diesen Sats aasgesprochen, Mitth. d. Inst f. öst. Qeschf. Bd. 14, 8. 520, nichts 
bedeuten. Durch den Verweis aaf Yalentini ist alles bestimmt. 
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dass eine solche ünterscbeidang gerade mit Bäcksicht auf die formelle 
Inclusive und Exctusive allein, da sie bei der der blossen Stimmen- 
exclosive nnd Stiromeninclasive keinen weiteren Sinn bat, in den §. Gar- 
dinales hineingekommen ist nnd dass diejenigen, welche diese Unter- 
scheidung in diesem Paragraphen beantragt und in denselben aufge- 
nommen haben, ihn jedenfalls als nicht blos gegen Parteiexclusive und 
Parteiinclnsive gerichtet ansahen, sondern auch gegen die öffentliche 
der Gardinalnepoten und speziell gegen die formelle der Staaten. 

d. Zu diesen directen Beweisen dafür, dass der §. Gardinales 
gegen die formelle staatliche Exclusive gerichtet war, fügen wir 
einen indirecten. Bs ist eingehend dargestellt worden, dass die 
Stimmmenexclusive zu der formellen im Verbältniss der Hilfeleistung 
stand. Borromeo selbst ist uns Zeuge dafflr. Wenn nun durch 
diesen Paragraphen, was allgemein zugestanden ist, die Verträge etc. 
zum Zweck der Herbeiführung der Stimmenexclusive untersagt wer- 
den, so werden solche auch untersagt zum Zwecke der Herbeiführung 
einer Stimmenexclusive , welche zur Sicherung der formellen dienen 
soll. Es will also der formellen Exclusive die beste Stütze entzogen 
werden. Denn ohne den Rückhalt einer virtuellen Exclusive riskirt 
der formell excludirende Fürst von Seiten des GardinalcoUegs eine 
totale Zurückweisung und, wie Borromeo sagt, Schimpf und Schande. 
Als nun der Papst im §. Gardinales der formellen Exclusive ihre 
beste Stütze entzog, ohne welche ein Fürst die formelle Ausschliess- 
ung fast nicht wagen kann , da wollte er auch der formellen staat- 
lichen Exclusive den Todesstoss versetzen. 

Wir haben diesen indirecten Beweis schon früher aufgestellt. 
»Dass sich Qregor XV. mit einem Verbot gegen die Staaten selber 
wenden werde, war zum Voraus nicht zu erwarten. Pius IV. und 
das Goncil von Trient hat irgend ein directes Verbot der staatlichen 
Einmischung in die Papstwahl selbst dann nicht in seine Bulle auf- 
genommen, als es die Staaten verlangten. Die Papstwahl als Wahl- 
akt, wie Qhettus ganz richtig betont, ist Sache nur der Gardin&le. 
An sie nur wenden sich demgemäss die päpstlichen Wahlgesetze. 
So auch die Bulle Gregors XV. Nun konnte zwar der Papst den 
Wählern verbieten, auf die Inclusive und Exclusive nicht blos der 
Nepoten, oder der politischen Parteiführer, sondern auch der im 
Namen des Königs im vollen Gonclave auftretenden, ein- und aus- 
schliessenden Cardinäle nnd Gesandten, also auf die damals schon 
In aller Form vorhandene Inclusive und Exclusive Bücksiebt zu 
nehmen. Er hätte aber dadurch bei den Staaten, dem König von 
Spanien und von Frankreich, die auf die Antheilnahme an der Papst- 
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wähl io anderer, wie auch gerade in dieser schon nicht mehr nnge- 
wöhnlichen Weise als unter ürost&nden letztes Mittel das grösste 
Gewicht legten , ja legen mussten , schwer angestossen und das zu 
einer Zeit, wo im dreissigjährigen Krieg der Enischeidnngskaropf zwi* 
sehen Eatholicismus und Protestantismus gekämpft wurde. Sollte 
also der oberste kirchliche Gesetzgeber seiner Pflicht fehlen und das 
staatliche Juspatronatns in der Papstwahl, das näher war, als man 
glaubte, wie Ghettns sagt, dulden? Konnte diese staatliche exclusi?a 
formalis nicht noch anders gefasst, feiner beseitigt werden? Wie 
trat sie denn auf? Das Vorgehen des französischen Gesandten eben 
im Conclave Gregors XV. ist hierin illustrirend. Nicht sprach er 
gleich Anfangs die Eiclusion Camporas im Namen seines Königs 
aus. Das hielt er als ultima ratio regis, die ebenso gewagt, als bei 
den Gardinälen verhasst war, noch zuräck. Avila hat es einst nicht 
anders gemacht. Vielmehr sammelte der Marquis zuerst Stimmen, 
Hess die Cardinäle den Revers über Camporas Ausschliessung unter- 
schreiben, die Cardinäle, die wohl wussten, dass für den Fall der 
höchsten Noth als letzte Btappe die Bxclusion im Namen des Königs 
kommen werde. Wenn nun Gregor XV. den Gardinälen solches unter- 
schreiben, solches Paktiren zur Bffectuirung der politischen Stimmen- 
exclusive verboten hat, hat er ihnen dann nicht eo ipso die Berück- 
sichtigung der damit verknüpften staatlichen Bzclusive in ihrer an- 
spruchvollsten Form verboten ^).« Es ist einleuchtend, dass die Kraft 
dieses freilich nur indirecten Beweises gewonnen hat durch dieses 
gerade auch von Borromeo bezeugte Verhältniss der formellen und 
virtuellen Bzclusive. Cnd das um so mehr, als Borromeo nichts da- 
von sagt, dass man den Ffirsten auch die Herstellung^ der virtuellen 
Ezclusive erschweren oder gar unmöglich machen solle, der Papst 
aber dies im §. Cardinales nach Möglichkeit anstrebt. Qm wie viel 
mehr muss daher Gregor XV. gegen die eclatanteste und beun- 
ruhigendste Einmischung der Ffirsten, die formelle Ezclusive, ge- 
wesen sein? 

3) Probestein der vorausgegangenen Interpretation der Bulle: 
»Aeterni patris filiusc im allgemeinen und des §. Cardinales im be- 
sonderen nun ist die zeitgenössische Auslegung. 

Zu dem von uns zum ersten Mal benätzten Commentar des 
Augustinereremitengenerals Hieronymus Ghettus hat Wahrmund 
noch zwei ausfindig gemacht, nämlich einen solchen von dem 
Jesuiten Benedictos Justiniani und einen weiteren von dem Decan 



1) Die Papstwahlbollen S. 270 fL 
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der Bota, Johann Baptist Coccini^). Des letzteren »lucubratioues 
historicaec kommen wegen ihrer diesbezaglichen Inhaltslosigkeit nicht 
weiter in Betracht. Wahrmund fasst nun sein Urtheil über diese 
Commentare und deren Erklärungen über die Exclusive dahin zusam- 
men, dass weder Coccini, noch Justiniani und schliesslich auch 
Qhettus nicht die Exclusive von damals im Sinne eines staatlichen 
Rechtsanspruches an das gesammte WahlcoUegium bezeichneten, 
sondern eben nur als Partei- oder iStimmenexclusive , ausgehend 
von den Gardinalnepoten oder politischen Parteiführern und dass sie 
demgemäss nur diese durch die Bulle: »Aeterni patris filiusc ver- 
boten sein Hessen '). 

Was nun Coccini anbetrifft, so erhält man von ihm über die 
entscheidende Stelle des §. Cardinales >respectu inclusionis-exclusionisc 
nur geringen Aufschluss. Nachdem er nämlich den einschlägigen 
Text angeführt hat, explicirt er unter anderem folgendermassen : 
»Et dum praecipit, primo^ quod Cardinales abstineant a signis, hoc 
est a demonstrationibus, 1. 1 §. si inter legatos ff. quib. mod. 
pign. et bene ad propositum Ovid. Hb. 4 Metamorphos. pro nomine 
signis. Secundo a contrasignis, scilicet ab alio signo post signa data, 
quod vulgo Contrasignum appellatur, et vult constitutio, quod ab- 
stineant a signis et contrasignis suffragiorum, seu schedularum, aut 
aliis tarn verbo, quam scripto, aut quomodocunque dandis aut pe- 
tendis, tarn respectu inclusionis quam exclusionis, tam unius per- 
sonae quam plurium, aut certi generis veluti creaturarum, aut hu- 
iusmodi, seu de suffragio dando vel non dando').« Das ist nun idem 
per idem. Statt einer Erklärung also hat man den Text des §. 
Damit scheidet Coccini aus der Beihe der Commentatoren , welche 
dem Begriff exclusio-inclusio näher treten. 

Benedictus Justiniani aber geht näher auf die Stelle ein: 
»Nemo igitur Signum aut contrasignum sui vel alterius suffragii 
verbo aut scripto, aliave quapiam ratione cuiquam indicare potest, 
sive agatur de quopiam inclttdendo seu exdtidendOy etiamsi inclusio 
seu exclusio non singularem aliquam personam, sed genus ipsum, 
seu facHanem respiciaty multoque minus significare quis potest, se 
cuipiam suffragaturum, aut contra refragaturum ^).€ Er spricht hier 
nur von Stimmeninclusive und Stimmenexclusive. 

Dass dann aber Wahrmund auch Ghettus für seine Auffassung 



1) Die Papstwahlballen S. 265—268. Die Bnlle »Aeterni etc.« S. 74-104. 

2) Die BnUe »Aeterni etc.« S. 108—110. 

3) Ibid. S. 84. 

4) Ibid. S. 97. 
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beansprucht, unterliegt den grössten Bedenken und es ist im In- 
teresse der Sache^ welche gleichmässige Berücksichtigung aller ein- 
schlägigen Documente, wie vor so nach Erlass der Bulle entstanden, 
fordert, auf Ghettus, obgleich es bereits einmal geschehen ist, noch- 
mals des N&hern einzugehen. Unter den Gründen nämlich, warum 
Gregor XY. die Wahl durch Adoration aufgehoben , fuhrt Ghettus 
folgende in erster Linie aus: »Es sah der Papst und mit ihm das 
ganze hl. GoUegium mit vielem Schmerze die Verwirrung, welche 
die Laien im Conclave anrichteten, indem sie sich einführten, um 
Praktiken in der Wahl des neuen Papstes zu machen. Es war der 
Gedanke massgebend, dass sich solches nicht blos die fürst- 
lichen Gesandten und die höheren römischen Barone herausnahmen, 
sondern jeder, auch noch so mittelm&ssige Mann und dass sie sich 
mit solcher Hit^e einmischten, dass es schien, sie würden noch 
QewaU brauchen, und trotz grösster Mühe hatte man sie bis zur 
achten Stunde der Nacht noch nicht hinausschicken können, um das 
Conclave zu schliessen, eine Sache, die nicht blos ein sehr schlechtes 
Beispiel gibt, sondern auch sehr grosse Gefahr bringen kann, wenn 
man nicht im Anfang schon abhilft. Denn bei wachsender LicenM 
hätten sie, umterstütgt von irgend welcher Machte sich doßu ver- 
steigen können^ dass sie sich in den Wahlakt sdbst gewaltsam ein- 
gemischt hatten. Die Gefahr war sehr gross und vieUeicht näher 
als man sich dehktj da man nicht in die Heraen der Menschen 
hineinsieht. Denn man sieht in Wirklichkeit^ wie sehr die Laien^ 
geblendet vom Olanee der Würden^ sich Äuctorität in den kirch- 
liehen Dingen anmassen, bald unter dem Namen des Patronats- 
rechtes j bald unter dem der Nomination. Sie woUen bereits nüM 
mehr nur einfache Beneßeien übertragen , sondern die Abteien und 
Bisthümer, indem sie sich auf diesem Weg in den Machtbereich 
der Kirche einmischen uföllen^ der ihnen doch verschlossen ist, weil 
sie Laienfürsten sind und keine Priester.€ Dann fuhrt Ghettus eine 
Beihe von historischen Thatsacben an, wo Bischöfe, wie Arabrosius 
und Hosius, die Kaiser, welche sich in kirchliche Dinge einmischen 
wollten, zurückwiesen. Darauf filhrt er weiter: »An tausend anderen 
Orten, in den Schriften der Väter, in den Canonen und Decreten 
ersieht man klar diese Theilung der Gewalten, welche aber nichts- 
destoweniger die weltliche Gewalt sich de facto vielmals angemasst 
hat, während sie ihr de jure versagt ist. So haben auch in unserer 
Zeit, seit wenigen Jahren her, einige Politiker, wissend, dass 
einige christliche Fürsten sich aus Staatsinteresse in die kirchlichen 
Angelegenheiten hineinmischen wollen, angefangen, diese vermaledeite 
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Lehre auszubreiten und mit calnnistischen Argumeuten täuschen sie 
dieselben mit Zureden nicht blos voo ihrem Interesse io Sachen 
der Benefizien, sondern auch von ihrer Berechtigung zur Herrschaft 
über die Geistlichkeit (P). Um nun dieser so grossen und so eminenten 
Gefahr igu begegnen^ dass nicht der dUe Missstand wiederkehre^ wo 
die Fürsten y berufen^ um der Wahl des gewählten (!) Papstes eu 
assistiren t sie $tu unierstütaen und eu applaudiren^ sich in einer 
Weise einmischten, dass sie cm ihr nicht blos Äniheil haben UHMten^ 
sondern sich dieselbe thatsächlich aneigneten, une man in den Lebens- 
beschreünmgen der Päpste liesst, um also diese Freiheit dem hl. Senat 
der Cardinale und dem Condave, weiches der Kirche soviel Oeld, 
Thronen und Blut gehostet hat, bu wahren, hat der Papst mit 
dieser ConstOution die Pforte den Einmischungen der Laien ver- 
sMiessen wollen, um der Kirche nkht die Notiiwendigkeit eu hinler- 
lassen^ sie mit noch grösserer Schwierigkeit vertreiben au müssen ^)^ 



1) »Vidde con molto oondoglio la 8^ 8. e idco Tidde tnito il Saero Col- 
lei^o U eoDfuiione che nel Conclaye cagionavaiio i laici introdncendosi a &i 
prattiche per Telettione del nuovo Papa. 11 pendero , ehe si piglia?ano non 
solo gli Oratori dei Prendpi ed i maggiori Baroni Romani, ma ogni persona, 
ancor mediocre, e con tanto fer?ore s^andayano intromettendo , che pareva 
che volessero ancora metUr in opera la violen%a. E con grandifsimo 
travaglio alle 8 höre di notte non si erano ancor potnti mandar faori per serrar 
il Condaye, cosa non solo di bnitto esempio, ma seme di qnalche grandisdmo 
periglio non rimediandoei a qaesto prindpio, perche crescendo la licenma, 
haveriano potuto con v%olen%a, fomentati da qualche potenza, prender 
ardire di volerH intromettere ancora neW atto delV elettione. II peri- 
eolo era grandiaHmo e forae piU vicino che aüri non aHmagina, non 
ai petendo aapere i cuori degli huomini, vedendoH per iaperien»a, 
guanio i laici, abbagliaii dallo aplendore deUe digniiä, ai vadano ar* 
rogando auioritä nelle coae eccleaiaatiche, hara actio nome di jus pa^ 
tronati, hora aotto nome di nominatione. Vogliono hormai conferire 
non aolo i benefieii aemplid, mä le badie ed i veacovaii, procurando 
per queata via d^intromeiierai nelC auioritä eccleaiaatica prohibitagli, 

eaaendo Prendpi laici e non Sacerdoii In mille altri Inoghi dei 

santi padri, nd canoni et decreti si tede ehiara qaeeta difidone, qoale nondi- 
meno la potensa dei laid se Tha molte Yolte arrogata da fatto eesendogli pro- 
hibita de jare. Et in qaesto nostro tempo da pochi anni in qoa alcani 
politid, sapendo che alcnni Prendpi christiani desiderano intrometterd per 
Interesse di stato neue cose eeclesiastiche vanno seminando qnesta maledi- 
done e con altri argomenti calvinisti sMngagnano persnadere non solo Tin- 
teresse nelle cose dei benefieii ma il dominio soo agli Ecolesiastid (?). Per 
ovviare a pericolo coai yrandt e coai eminente di ritomar alle dia* 
gra»ie antiche, quando eaaendo chiamati perche aaaiateaaero ^ favoria* 
aero et applaudeasero all' elettione del creato (/) Ponteflce, i^intruaero 
di maniera che non aolo ai volaero haver parte, ma st Vueurpomo ä 

• 16* 
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Es ist nun interessant, wie sich Wahrmund diesen seiner Auf- 
fassung gefährlichen Stellen gegenüber verhält. Vor allem hebt er 
hervor, dass man es hier nicht mit der Arbeit eines Juristen oder 
Politikers, sondern eines Theologen zu thun habe, dessen oberstes 
Ziel die Verherrlichung der Kirche und die Vertheidigung des An- 
sehens der Papstwahlen gegen ungerechtfertigte Angriffe sei ^). 
Weiter wird gesagt, dass die Arbeit des Ohettus in juristischer Be- 
ziehung die denkbar dürftigste sei ; es komme in ihr das Wort »ex- 
clusiva« nicht ein einziges Mal vor; Ohettus kenne, wie es scheine, 
die dreissigjfthrige Vorgeschichte der Bulle nicht; er beziehe sich 
hauptsächlich auf die im Conclave Gregors XV. selbst vorgekommenen 
Unzukömmlichkeiten, in welchem sich die weltlichen Gesandten, die 
grösseren römischen Barone, ja sogar ganz mütelmässige Personen 
übernommen h&tten , so dass man ihrethalben das Conclave um die 
Abendstunde nicht habe schliessen können, ja sie hätten sich am 
Ende noch in den Wahlakt selbst eingemengt; so habe der Papst, 
mit Schmerz über solches sammt den Cardtnälen erfüllt und für die 
Freiheit der Wahl drohende Gefahren befürchtend, die Constitution 
verfasst, um den Praktiken der Laien die Thüre zu verschliessen. 
Zum Schlüsse heisst es: »Dass Ghettus die Spitze des Wahlgesetzes 
gegen die Laien gerichtet sein lässt, finden wir bei seiner prinzipiellen 
Anschauung, nach welcher an allen Uebelständen bei der Papstwahl 
von jeher die Laien Schuld tragen, nur begreiflich ; dass er aber mit 
seinem Hinweise auf eine grosse, nahe Gefahr, auf die Anmassungen 
der Laien in kirchlichen Dingen, — zu welchen Anmassungen er als 
strenger Theologe auch das Patronatrecht , die Nomination auf 
Bischöfstflhle u. dgl. zählt — und sonstigen allgemeinen Redens- 
arten für den Bestand eines staatlichen Rechtsanspruches auf die 
Exdusive Zeugniss ablegen wollte und sich nur etwa scheute, die 
Sache beim rechten Namen zu nennen *), das möchten wir denn doch 
einigermassen in Zweifel ziehen. In Wahrheit bedarf es ja auch 

fattOf cotne »i vede nelle vite de* Sommi Ponteflci, per conservar 
adunque quella libertä al sacro Senato dei Card^* et al Conclave , che 
eoBta alln Chiesa tanto denaro, tante lagrime^ tanto sangue, ha voluto 
con questa constitutione aerrar la porta alle prattiche dei laici per 
non lasciar poi alla Chieaa necesaitä di haverli a cacciare con mag^ 
giore difflcoltä.* Die Pai>8twahlballen S. 266—268. Die Balle »Aetemi etc.« 
S. 101 f. 

1) Die Bulle »Aeterni etc.« S. 98 f. 

2) Vl^ahrmünd bemerkt, S. 110, A. 2, dass das beilaafig unsere Ansieht 
sei. Wir können aber dorchaas nicht finden, geschrieben zn haben, dass Ghettaa 
sich scheae, die Sache beim rechten Namen zu nennen. 
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blo8 einer kleinen Rficksichtnahme auf den OesammtiDhalt der obigen 
Schrift, einer Vergleichang von Wendungen, wie: »i Cardinali Pro- 
tettori delle nationi 5 Francese 6 Spagnola con grosso nnroero d'ad- 
herenti, obligati per molti benefitii ai loro prencipic : »potenza delle 
fattionit ; »fattioni delle potenze Christianec ; »trattati, che si face- 
vano per congregar il nnmero dei votic ; »timore servile dei mondän! 
rispetti, ö d'amicitia dei grandi, 5 dMnteresse di pensionic; che i 
prencipi grandi, per haver parte nel Papato, si tenevano obligate le 
volontä degli elettori con grosse pensionic etc., nm zu erkennen, dass 
Qhetti sehr wohl weiss, worauf eigentlich der staatliche Einfluss bei 
den Papstwahlen beruhe und dass sein Standpunkt, sich in nichts 
von jenem der anderen, gleichzeitigen Quellen unterscheidet ^).€ 

Hier ist nun ohne weiteres ersichtlich, dass, wenn je nicht ab- 
sichtlich, so doch thatsächlich , Ghettus und seine Arbeit durchaus 
nicht eine entsprechende Würdigung erhalten. 

Was die Persönlichkeit des Augustinereremitengenerals anbe- 
trifft, so steht sie hinter Coccini und Justiniani um nichts zurück '). 

Wie die beiden letzteren so hat auch Ghettus auf Geheiss 
einer sehr hochstehenden Persönlichkeit die Arbeit unternommen 
nud sie ürban VIII. selber gewidmet '). 

Dass der Verfasser die Vorgeschichte der Bulle: »Aeterni pa- 
tris filius« nicht gekannt hat, dafür ist durchaus kein Anhaltspunkt 
vorhanden. Vielmehr weist er selbst auf die Vorarbeiten der Vor- 
gänger Gregors XV. hin ^). Solche Unkenntniss ist um so weniger 
anzunehmen , als die Abhandlung des Ghettus , wenn sie in juristi- 
scher Hinsicht den beiden anderen nachsteht, eines und zwar etwas 
sehr Wichtiges vor ihnen voraus hat, nämlich das historische Mo- 
ment. Dieselbe ist ßmdich aus dem in unserer Frage entscheiden- 
den €onclave des Jahres 1621, in welchem Gregor XK gewählt 
wurde, herausgeschruben. 

Einmal deckt sich die Schrift des Ghettus vollständig in der 



1) Die Balle »Aeterni etc.« S. 109 f. 

2) Zeage davon ist dessen Qrabsehrift in S. Agostino. Die Papstwahl* 
bidlen S. 265, A. 1. 

8) »Per dare sodisfattione a persona di grandissima aatorita, che con 
accenarmi ha comroandato, ho presa U penna.« Die Balle: »Aeterni etc.« S.99. 
Die Papstwahlballen S. 265, A. 1. 

4) ». ... ho presa la penna, non per dar aatorita ad an* attione tanto 
Santa e cost necessaria, com* h all* elettione de Sommi Pontefici qaesta consti- 
tutione, fatta dalla soprema podesta nella chiesa di Christo e consultata 
moUü prima da molti anteceasori^ che con mano ne haTevano toccato il 
bisogno.c Die Bulle »Aeterni etc.« S. 99. 
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Betonung des in der Frage so wichtigen, ungesetzlichen Aufenthaltes 
der staatlichen Gesandten im Conclave mit den anderen Berichten. 
Ohettus nämlich weist darauf hin, dass man trotz aller Anstrengung 
die Gesandten der Forsten, die höheren römischen Barone und andere, 
ganz mittelmässige Laien bis zur achten Stunde der Nacht nicht 
habe aus dem Conclave hinaus zu bringen vermocht. Nach seiner 
eigenen Erzählung nun befand sich der französische Gesandte noch 
in der neunten Nachtstunde im Conclave und der spanische Gesandte 
vollends verliess erst in der sechsten Morgenstunde dasselbe, worauf 
es endlich geschlossen werden konnte ^). Dass die höheren römi- 
schen Barone und Laien mittelmässigen Banges neben den staat- 
lichen Gesandten erwähnt werden, ist nicht von irgend welcher ent- 
scheidenden Bedeutung, als ob die Thätigkeit der Gesandten auch 
keine weitergehende gewesen wäre. Das widerspricht einmal der 
ganzen Sachlage an sich und den historischen Berichten. Sodann ist 
im weiteren immer nur die Bede von königlichen und forstlichen 
BechtsansprOchen auf kirchlichem Gebiete und endlich zeigt es sich 
klar, dass unter den mittelmässigen Personen hauptsächlich die Gon- 
clavisten gemeint sind. 

Sodann schildert Ghettus — und das ist entscheidend — die 
Thätigkeit der staatlichen Gesandten ganz Obereinstimmend mit dem 
Berichte des Marquis d'Estr^s. Nicht von Bewerbungen um Stim- 
men, nicht von Parteibildung im Interesse der Forsten, nicht also 
von politischer Stimmenexclusive irgend welcher Art, ist in der 
wichtigsten Stelle die Bede, wie Wahrmund behauptet und womit er 
den Passus seiner eminenten Beweiskraft zu entleeren versucht, son- 
dern das sagt Ghettus, dass die Gefahr Oberaus gross gewesen sei 
und vielleicht viel näher, als man sich gedacht, es möchten die 
Laien (die staatlichen Gesandten), getragen (fomentati) von irgend 
welcher Macht (da qnalche potenza), sich noch in den AM der Wahl 
seiher einmischen (intromettere ancora neir atto delV elettione). 
Was meint Ghettus damit? Da er, wie bereits betont wurde, mit 
voller Eenntniss der Vorgänge im Conclave des Jahres 1621 schreibt, 
so kann, soll diese Stelle Sinn haben und in der Urban VIII. ge^ 
widmeten Schrift j wo dieser Papst die Vorgänge des Jahres 1621 
auch vollständig kennen musste und die Bulle: »Aetemi patris filius« 
bestätigte, nicht leere Phrase sein, was sie um so weniger ist, als sich 
eine längere sachliche Erörterung von den königlichen Rechten und 
alten Eaiserrechten in der Papstwahl daran anknOpft, hier Ghettus 



1) M^moireB du Mar^chal d'fistr^ p. 37a Die Papftwahlbollen 8. 286 A. 1. 
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nichts anderes meinen, als den Rath des Gardinais Aldobrandini an 
den französischen Gesandten, die königliche Eiclusive gegen Gampora 
mitten in die Wahlthfttigkeit, in den Adorationsakt, hineinzuwerfen. 
Es meint also Qhettus hier den Plan, im Nothfall mit der staat- 
lichen Exdusive im eigentlichsten und heute noch besiehenden Sinn 
des Wortes im Conclave aufeuJtreten. Und dagegen geht die BuUe, 

Wie also für die thatsächliche Existenz der formellen Exciasive 
zu seiner Zeit nnd für den Tenor der Balle: »Aeterni patris filiasc 
gegen diesen staatlichen Ansprach Ghettus ein vollgiltiger Zeuge 
ist, so ist er dies auch dafür, dass solcher Ansprach als Beehts- 
anspruch anftrat. Einerseits nämlich setzt er denselben in Parallele 
mit dem fürstlichen Patronats- und Nominationsrecht auf Abteien 
und Bisthümer. Andererseits gibt er historisch ganz richtig den 
theoretischen Boden an, auf welchem solche Rechtsansprüche bezüg- 
lich der Abteien und Bisthümer erwuchsen und auch für den päpst- 
lichen Stuhl und dessen Besetzung zu erwachsen anfingen. Es kann 
nämlich kaum ein Zweifel darüber bestehen, dass Ohettus mit der 
Bemerkung über die Theoretiker, welche selbst mit calvinisti- 
schen Argumenten den Fürsten ?on seiner Berechtigung zur Herr- 
schaft über die Geistlichkeit zu überzeugen suchen, auf den Riche- 
rianismus anspielt, der Ende des 16. Jahrhunderts in Frankreich 
aufkam. Endlich wird dieser Anspruch mit den Rechtsansprüchen 
der alten Kaiser in der Papstwahl verglichen, so dass auch hier nur 
von fürstlichen Rechtsansprüchen die Rede sein kann, und nicht 
etwa auch vom Treiben der römischen Barone und gewöhnlicher 
Laien. So ist Qhettus auch Zeuge dafür ^ dass die formelle Exdusive 
damals als staatlicher Rechtsanspruch auftrat. 

Wenn dann Ghettus, worauf Wahrmund besonderen Nachdruck 
legt, auch eingehend von dem Einfluss der grossen Fürsten auf die 
Papstwahl vermittelst ihrer Parteien zu wiederholten Malen spricht, 
so zeigt dies nur, wie er den ganzen Gegenstand auf das Ge- 
naueste kennt, berechtigt aber keineswegs zu dem angeführten Ver- 
such, jene so verschiedene Stelle, welche von dem Bestreben der 
Fürsten redet, Rechte in der Papstwahl zu üben, wie sie die alten 
Kaiser gehabt , mit denen zusammenzuwerfen , welche die gewöhn- 
lichen Manipulationen und Praktiken bezeichnen, vermöge welcher 
die Staaten irgend Einflass auf die Papstwahlen auszuüben suchten. 

Nach alle dem halten wir fest an der Existenz eines staat- 
lichen Rechtsanspruches auf formelle Exdusive schon vor Gregor XV. 
Wir halten ferner darad fest, dass die Bulle: »Aeterni patris filiust 
wie im ganzen so im §. Cardinales auch gegen die formelle Staat* 
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liehe Exclusive gerichtet ist. Solche Exegese erweist sich deswegen 
als die allein richtige, weil nur sie der Geschichte der Papstwahlen 
gerecht wird nnd weil nur sie gestattet, allen auf die Bulle: ^Aeterni 
patris filiusc bezüglichen gleichzeitigen Schriftstücken in allen ihren 
Stellen gerecht zu werden, sowohl wenn solche auf die Stimraen- 
exclusive als auf die formelle Exclusive sich beziehen. Dagegen 
hat sich klar ergeben, dass Wahrmund bei seiner Anschauung 
weder dem Cardinal Borromeo noch Ghettus ganz und voll gerecht 
zu werden vermag und demgeroäss ist seine Exegese, wie von 
vorneherein historisch ungenügend fundirt, auch juristisch nicht 
stichhaltig. 

IlL Die Papstwahlbtdlen nach Gregor XV. 

In einem dritten Abschnitt behandelt Wahrmund die recht- 
liehe Bedeutung der Bulle: »Aeterni patris filiusc vom Standpunkt 
der Gegenwart aus. Näherhin wird die Frage erörtert, ob das staat- 
liche »jus exclusivaec ungeachtet des ümstandes, dass seine formelle 
Vollendung erst in spätere Zeit fällt, und also durch die Bulle 
Gregors XV. nicht direct verboten sein kann, nicht dennoch durch 
den §. Cardinales dieser Bulle in seinem späteren rechtlichen Zu- 
standekommen behindert worden sei ^). 

Hier ist nun zunächst von der Voraussetzung ausgegangen, 
dass nicht noch spätere Papstwahlbullen die formelle staatliche Ex- 
clusive verbieten. Allein dass diese Annahme unrichtig ist, dürfte 
das Folgende beweisen. 

In seiner Bulle: »Apostolatus officiumc vom Jahre 1782, also 
aus einer Zeit, wo die Existenz der formellen Exclusive unbestritten 
ist, fordert Clemens XII. die Cardinäle auf, sie sollten wählen: 
^Principum saectdarium intercessionibus caeterisque mundanis re- 
spectibus ac etiam grati animi et cuiusvis necessitudinis titulo mt- 
nime aUenti$€. Wenn nun das einen Sinn haben soll, so kann nach 
der ganzen historischen Sachlage von damals und dem Wortlaut 
unter »principum saecularium intercessionesc nichts anderes ver- 
standen werden als die formellen Exclusiverklärungen der Staaten. 
Andere »intercessiones priucipum« lassen sich nämlich für jene Zeit 
nicht mehr erweisen. Und man kann um so weniger etwas anderes 
darunter verstehen, als persönliche Verhältnisse eines Cardinais zu 
einem Fürsten, welche diesen in der Stimmenabgabe bestimmen 
könnten, alsbald noch besonders genannt werden. Dass Clemens XII. 



l\ Die Balle »Aeterni etc.« S. 115 f. 
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bei Abfassang der genannten Bulle der Frage über ßrlaubtheit oder 
ünerlaubtheit der formellen Exciusive näher trat, ist sieber. Es 
wurde geradezu der Vorschlag gemacht, die staatliche Exclnsive 
unter gewissen Einschränkungen ausdrücklich zuzulassen. Clemens^ XIL 
Antwort aber war^ die Cardinale sollten eine >Einsprache€ von seilen 
der Fürsten auch nicht im mindesten beachten ^). Dazu ist noch der 
Umstand in Betracht zu ziehen, dass gerade im Conelave , aus wel- 
chem Clemens XII. hervorging, Spanien eine formelle Exclnsiverklär- 
ung gegeben hatte, dass es aber die Ansicht »della maggiore e piü 
Sana parte del Sacro GoUegioc war, solche staatliche Ausschliessung 
sei Schädigung und Verwundung der Freiheit des hl. Collegiums und 
eine Kette der kirchlichen Freiheit angelegt und dass diese spanische 
Exclusive nur sehr langsam Beachtung fand *). 

Pins IX. sodann sagt in seiner Constitution: »In hac sublimic 
vom 23. August 1871, dass die Wahl des Oberhauptes der Kirche 
allein Sache der Cardinäle sein und bleiben müsse: ^excluso prorsus 
atque remoto quovis laicae potestaiis cuiuslibet gradus ei condidonis 
ifUerventu ').€ In der Constitution : »Licet per Apostolicasc vom. 
8. September 1874 heisst es: »Inprimis autem monemus et enixe in 
Domino Cardinales obsecramus, ut ad electionem procedant, nuUa 
propensione animi vel aversione commoti, nullius inclinati gratia aut 
obsequio, non intercessione in saectdo potentium moti, sed fixis in 
solam Dei gloriam et Ecclesiae utilitatem oculis eum citius eligere 
contendant, quem prae ceteris dignum et sedulum universi gregis 
Christi Pastorem futurum esse existimaveritit.« Das wird dann in 
der Bulle: »Consulturic vom 10. October 1877 wiederholt^). In 
der Interpretation dieser Stellen gehen die Meinungen weit ausein- 
ander und man darf vielleicht darauf aufmerksam machen, dass 
heute, wie zur Zeit Gregors XV., die gleiche Erscheinung zu Tage 
tritt, dass die einen in solch päpstlicher Verlautbarung ein Verbot 



1) Die Papstwablbnllen S. 276 if. 

2) lieber die Exclasive im Jahre 1730, Wahrmund, Das Ausschliessnngs- 
recht S. 226. Ueber das Verhalten der Cardinäle gegenftber der spanischen Ex- 
clnsive, Die Papst wahlballen 8. 277 ff. Za der Stelle: »Prindpnm saecalarium . . . 
minime attentis« bemerkt Lector 1. c. p. 566 s. unter Anfügen des unmittelbar 
folgenden Conteztea: »sese gerant ad eligendum eum, quem nniversali Ecclesiae 
fructuose utiliterque gubernandae idoneum secundum Deum iudicent« : »les 
demiers mots .... fönt yisiblement allasion au niotif alleguä par les theo- 
logiens pour justifier rezclusion«. Hier wird aber doch ein Fragezeichen er- 
laubt sein. 

3) Lector 1. c. p. 750. (Archiv für Kirchenr. LXV. 803 ff., LXVU. 498). 

4) Die PapstwahlbuUen S. 280. (Archi? a. a. 0.). 
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des staatlichen Ezclosivrechtes sehen, die anderen aber nicht. So 
sagt SchuUe in Ansdeatung dieser neuesten Be^timraungen : »Von 
grosser Wichtigkeit ist weiter, dass ganz unzweifelhaft rechtlich von 
irgend welcher Betheiligung jener Regierungen, welchen herkömm- 
lich die sogenannte Exclusi?e zustand , keine Bede mehr sein kann. 
Die Cardinäle brauchen darauf keine Rücksicht zu nehmen, ob eine 
Person dem Kaiser von Oesterreich, König von Spanien, Präsidenten 
der französischen Republik genehm ist, oder nicht ^).€ Ledor aber 
findet diese Meinung zu weitgehend und glaubt, dass diese Bestim- 
mungen nicht die staatliche Exclusiverklärung betreffen, sondern die 
Theilnahme der Laien am Wahlakt selbst, in dem Sinn, in welchem 
die Polejnik in Deutschland von ihr sprach, zur Zeit als Pins IX. 
diese Gesetze gab, oder wie sie gewisse Comites in Italien verstanden, 
im Bestreben, sich das alte Wahlrecht des Volkes und des niederen 
Klerus zu revindiciren *). Thatsftchlich lauten aber die Ausdrücke, 
namentlich in der ersten der angeführten Stellen Pius' IX. viel zu 
allgemein, als dass sie solche Bestriction vertragen wurden. 

Wie es sich aber auch mit den Bullen Clemens' XII. und 
Plus' IX. verhalten mag, sicher ist soviel, dass die Frage, ob die 
formelle Exclusive trotz der Bulle: »Aeterni patris filiusf sich zu 
einem Gewohnheitsrecht habe entwickeln können, unmittelbar zu der 
anderen wird, ob diese formelle Exclusive zu einem Gewohnheits- 
recht werden konnte und werden kann, trotz dieser Bullen 
Clemens' XII. und Pius' IX. 

Um aber diese Frage irgend einer Entscheidung näher zu 
bringen, ist zu untersuchen, ob die sämmtlichen Erfordernisse, 
welche das Kirchenrecht für die Rechtsgültigkeit einer Gewohnheit 
aufgestellt hat, auf die formelle Exclusive zutreffen. Diese sind nach 
übereinstimmender Lehre die folgenden. Einmal muss ein fähiger 
Träger der Gewohnheit da sein. Sodann muss die Gewohnheit ra- 
tionabel sein. Ferner muss dieselbe sein opinione iuris seu neces- 
sitatis servata. Weiterhin ist nothwendig die legitima praescriptio 
und endlich der consonsus legislatoris. 

Nun lässt sich gleich beim ersten Erforderniss die Frage auf- 
werfen, wer denn eigentlich der Träger dieses Rechtes sei, ob das 
christliche Volk, die betreffenden Regierungen, die Cardinäle. Wenn 
wir Wahrmund richtig verstehen, sind es die Cardinäle. »Eine ge- 



1) Preoflrisehd Jahrbücher. 1891. d8. Bd. 8. 840. 

2) L. e. p. 573, A. 1. üober die Polemik in Deutachluid cfir. Die Papst- 
wableo 8. 37 ff. 
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wohnheitsrechtliche Bedeutang der Exclasiva kann vom kirchlichen 
Standpankte wohl nur aus einer mit den gehörigen Erfordernissen 
ansgestatteten Uebang im GardinalcoUegiam abgeleitet werden und 
dass eine solche nicht als Braach des gläubigen Volkes gelten wird, 
erscheint gewiss Ton yorneherein ausser Zweifel^). € Aber ob nun 
die Cardinftle, oder die Regierungen, oder das glftubige Volk Träger 
dieses Gewohnheitsrechtes sein mögen, an Schwierigkeiten fehlt es im 
einen oder anderen Fall nicht, wie sich im Folgenden zeigen wird. 

Was dann die Rationabilität der formellen Exclusive anbetrifft, 
so ist in der umfassenden Literatur yon früher und von heute das 
pro und contra so weitläufig erörtert worden, dass jede weitere Aus- 
einandersetzung unnOthig ist*). 

Ein näheres Eingehen aber verlangt das Requisit der opinio 
juris sive necessitatis. Vering gibt den Inhalt der opinio necessi- 
tatis dahin an: »Die Handlungen und Rechtsgeschäfte, aus denen 
man die Ueberzeugung gewinnen will, dass dabei der betreffende Oe- 
wohnheitsrechtssatz beobachtet worden sei, müssen in der Meinung 
einer rechtlichen Nothwendigkeit, dass man nur so und nicht anders 
habe handeln dürfen und nicht etwa aus Zweckmässigkeit, Gefällig- 
keit, Höflichkeit oder sonstiger freier Willkür vorgenommen sein *)«. 
Es ist nun interessant, die Anschauung der Cardinäle im Conclave 
des Jahres 1800 über ihre Verpflichtung gegenüber einer formellen 
Exclusive zu vernehmen. Es berichtet nämlich der Cardinal Gon- 
salvi, ohne Zweifel der grösste Politiker des Gardinalcollegiums in 
diesem Jahrhundert, welcher damals Conclavesecretär war: »Le car- 
dinal Albani, voyant ses efforts pour ie (le cardinal Herzan) per- 
suader demeurer inutiles, prit le parti de le serrer de plus prte, en 
lui demandant, si, dans le secret de sa cour, on avait prononc^ 
l'exclusive pour Bellisomi ; que dans ce cos Vusage et le$ igards dus 
ä la paix de Teglise pourraient faire penser ä uns atdre 3ection^).€ 
Demgemäss erklärte der Cardinaldecan Albani dem Cardinal Herzan, 
welcher die Sache des damals alles bedeutenden Oesterreichs , das 
den Gardinälen zur Papstwahl Venedig als Zufluchtsort gewährt hatte 
und überhaupt das letzte Bollwerk gegen die Revolution war, zu 



1) Die Bulle »Aeiemi 6ic€ S. 120. 

2) üeber die ältere Litterator: Wahrmund, Beiträge sar Gestiebte 
des Ezdusionereehtee bei den Papstwablen. Wien 1890. S. 8—37. Die Papst- 
wahlbuUen S. 186—212. üeber die neuere Litteratar: Die Papetwablen S. 89, 
A. 5. Leeior L e. p. 480, A. 2 ss. 

8) Lehrbneb des Kirchenrechte. 3. Aufl. Freiburg 1898. 8. 336. 
4) M4moire8 da Cardinal Contiaivi. Paris 1864. t. L p» 225» 
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fuhren hatte, dass die Cardin&le, wenn Oesterreich dem Cardinal 
Bellisomi, welcher nahe daran war, zum Papste gewählt zu werden, 
die formelle Bxclusive gebe bezw. im Geheimen seinem Geschäfts- 
träger bereits gegeben habe, diesen dem Herkommen gemäss und 
aus den der Kirche schuldigen Rücksichten fallen lassen könnten. 
Von einem »Müssenc ist also durchaus nicht die Rede, wie sehr auch 
Herkommen und die der Kirche schuldigen Rücksichten betont sind. 
So ist es also blosse Zweckmässigkeit, nicht Nothwendigkeit, welche 
der Beachtung der formellen Exclusive zu Grunde liegt ^). 

Die opinio juris präzisirt Scherer dahin: »Die Gewohnheit muss 
zu Tage treten in freiwillig, aber in der Absicht, ein Recht zu 
schaffen , zu üben , zu gestatten gesetzten Handlungen >).€ Vering 
druckt sich dahin aus: »Das Wesen des Gewohnheitsrechtes als 
eines verpflichtenden Rechtssatzes bringt es mit sich, dass das Recbts- 
bewusstsein bei Vornahme von Handlungen erforderlich ist, aus wel- 
chen die Rechtsübnng gefolgert werden soll').€ Nun aber spricht 
die alte und die neue Literatur in überwiegendem Masse nicht von 
einem »Elechtec der betreffenden Regierungen zur Exclusive, sondern 
eben von einer thatsächlichen Einflussnahme derselben auf die Papst- 
wahl, welche die Cardinäle berücksichtigen nicht als Recht, sondern 
aus Connivenz oder Toleranz*). 

1) »II est entenda qu^en principe, les cardinaax ^lectears resient jages du 
bien fond^ de ces remontraoces et qne. — toajoars en principe, — ils demearent 
libres d'j donner satisfaction oa de passer oatre; mais il est reeonna anssi qn^eo 
pratiqnc, il peut j avoir poar eaz Obligation de pradence et de conscience d*en 
tenir compte.< Leclor I. c. p. 481. 

2) Handbach des Kirchenrechts. Graz 1886. I. Bd. S. 182. 
8) A. a. 0. S. 886. A. 8. 

4) So der Traktat <ies Cardinais Albizzi nnd seine Ableger, welche die 
staatliche Exclusive bekämpfen, cfr. Wahrmund Beitrage S. 9 ff. Die Papet- 
wahlbnllen S. 196, 197, 200, 208. Von »Rechte zar Exclusive auf Grund des 
Naturrechts und alter Schenkungen von Land seitens der betreffenden Staaten 
an den h. Stuhl redet der Traktat Lugos. Wahrmutid Beitrage 8. 24 ff. 
Die Papstwahlbullen S. 196. Beachtenswerth ist, dass Ableger von Lugos 
Traktat das »Recht« doch nicht allzusehr zu betonen wagen, cfr. Die Papst- 
wahlbullen S. 209 f. Die oben des weiteren angezogene Abhandlung über die 
Pflicht der Cardinäle zur Bewahrung des Geheimnisses über die Vorgänge im 
Conclave besagt, dass die grossten Fürsten zwar nicht 'rechtlich« (di ragione), 
aber wenigstens »thatsächlich« (di fatto) sich in die Papstwahl einmischen 
dürften mit formellen Exclnsiven und geheimen Unterhandlungen. — Aus der 
neueren Litteratur sei angeführt: Vering a.a.O. S. 541. Hinschius, Kirchen- 
recht. Berlin 1869 ff. 1. Bd. S. 294. Schuf fe, Preussische Jahrbücher, Bd. 68, 
S. 840 : »Denn die sogenannte Exclusive hat überhaupt nur in der thatsäch- 
lichen Rücksichtnahme der Wähler, nicht in irgend einer gesetslicben Bestim- 
mung ihreü Halt gehabt« 
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Za eigenthttmlichen Folgerungen könnte man konimen, wenn 
aaf die legitima praescriptio des nähern eingegangen wird d. h. auf 
jenes Erforderniss , dass die Uebung eine Zeit lang ununterbrochen 
gedauert haben muss. In dem Zeitraum von 1721 bis heute hat 
Oesterreich die formolle Exclusive zweimal ertheilt, nämlich in den 
Conclaven 1721 und 1828 ^). Spanien excladirte in der gleichen 
Zeit ebenfalls zweimal'). Frankreich endlich hat in diesen mehr 
als ,150 Jahren nur einmal von der Ausschliessung Oebrauch 
gemacht'). Wenn man nun auch den Umstand in Betracht zieht, 
dass gemäss der Natur der Sache dieser staatliche Einspruch 
nur selten erfolgen kann, so wird man doch nicht sagen können, 
dass diese Staaten auf Grund solch ein- oder zweimaligen Ein* 
Spruches sich ein Gewohnheitsrecht der Exclusive erworben hätten. 
Man muss also wieder die üardinäle als die Träger dieses Rechtes 
ansehen. Diese hätten demnach durch fünfmalige Berücksichtigung 
des Einspruches der betreffenden Staaten sich ein Recht zu solcher 
Rücksichtnahme erworben entgegen dem Tenor der Papstwahlbullen, 
welche solche Berücksichtigung der fürstlichen Einsprache verbieten. 
Daraus aber folgte nun wohl, dass die Cardinäle schliesslich die 
Einsprache eines jeden Staates zu berücksichtigen hätten, welcher 
eine grosse Zahl Katholiken hat, indem z. B. nicht einzusehen ist, 
was Frankreich auf Grund seines einmaligen erfolgreichen Ein- 
spruches etwa vor Italien rechtlich voraus haben sollte ^). 

Von allen Erfordernissen nun, welche zum Zustandekommen 
eines kirchlichen Gowohnheitsrechtes und damit auch für das der 
staatlichen Exclusive nothwendig sind, hat WtJ^rmund nur eines, 
den consensus legislatoris, in Betracht gezogen. Dass aber ein sol- 

1) Wahrmund, Das Ansschliessangsrecht S. 187, 232. Lector 1. c. 
p. 565, 486 s. Nielsen, Die römische Kirche im nean zehnten Jahrhundert. 
Gotha 1878. S. 288. Bianchi, Storia docameutata della diploroazia earopea in 
Italia. TorlDO 1865. vol. II. p. 187 s. 

2) Im Jahre 1780, Wahrmund, Das Aasschliessongsrecht S. 226, und 
im Jahre 1829, Wahrmund, Das Aasschliessangsrecht S. 233. Lector 1. c. 
p. 498 s. NieUen S. 841. 

3) Im Jahre 1758, Wahrmund, Das Ausschliessangsrecht S. 229. Lector 
1. c. p. 568. 

4) Wir haben seiner Zeit die Frage, ob dem heutigen Deutschen Reich 
and dem geeinten Italien das Recht der Exclusive zukomme, eine offene ge- 
nannt. Die Papstwahlen S. 42, und hätten bei unserer offenkundigen Ansicht 
aber das Recht der Exclusive nicht geglaubt, missverstanden zu werden. Dazu be« 
merkt nun aber Lector: »L*on ne peut que s*6tonner de voir des auteui« ca- 
tholiqnes, eatimer que Tattribution de oe droit au nouvel Empire allemand et au 
Rojftume unitaire dltalie, demeure »uue question ouverte«. 1. c. p. 476, A. 1. 
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eher irgend noth wendig sei, stellt er vollständig in Abrede. »Hält 
man daran fest, dass Gesetzgebung und Gewohnheit ihrem joristi* 
sehen Wesen nach darchaus verschieden sind und dass die Kirche die 
Bedeutang der Gewohnheit als einer selbständigen Quelle des Rechtes 
— neben der Gesetzgebung — niemals bestritten hat, dann erscheint 
es wohl unabweislich , diese beiden Elemente , wie auf anderem, so 
auch auf kirchlichem Rechtsgebiete sorgfältig getrennt zu halten 
und dem Consense des Gesetzgebers, sei er nun ein ausdrflcklicher 
oder stillschweigender, ein allgemeiner oder specieller, ein voraus- 
gehender oder nachfolgender, keinerlei Binfluss auf die Bildung von 
Gewohnheitsrecht einzuräumen, und man wird solches m. E. auch 
ohne jede Besorgniss, mit dem Dogma in Widerspruch zu kommen, 
thun können; einen Fundamentalsatz, aus welchem die willkürliche 
Herrschaft der Legislative über die Gewohnheit im obigen Sinne mit 
zwingender Nothwendigkeit abzuleiten wäre, weist die Lehre der ka- 
tholischen Kirche nicht auf ^.c 

Dieser Anschauung gegenüber, welche im wesentlichen die von 
SchtMe ist, müssen wir an dem frühereu Satz festhalten, dass die- 
selbe der historischen Schule eutlehnt und auf canonistischem Boden 
vollständig verwerflich ist'). Ohne auf weitere Erörterungen ein- 
zugehen, sei nur bemerkt, dass nach gemeiner Lehre die Gewohn- 
heit rechtliche Geltung und Kraft nur erhält aus der ein für alle- 
mal gegebeneu Erklärung des kirchlichen Obern, hier des Papstes, 
dass sich bei Vorhandensein gewisser Bedingungen (der Rationabilität 
und der praescriptio legitima) Gewohnheitsrecht bilden könne. Noth- 
wendig ist also nach diesem zwar nicht der consensus specialis, aber 
der consensus generalis des Gesetzgebers'). 



1) Die Bolle »Aeieroi etc.« S. 124. 

2) Die Papstwahlbnllen S. 282. 

8) Scherer S. 131, A. 8 gibt die Vertreter der herkSmmlichen An- 
sohaoimg des n&hem an. Mit Unrecht führt Wahrmund aach PhiUipä für 
■eine Meinung an. Offenbar spricht Phillips dort von dem durch die Qlosse 
irrthümlich geforderten eonsensns specialis, welchen er, wie alle anderen, ver- 
wirft. Das Erforderniss des consensus generalis stellt er aber sicher auf, wenn er 
schreibt: »Die Gewohnheit auf dem Qebiete der Kirche ist daher immer eine 
Uebung, welche unter der Voraussetzung, dass sie die gesetzlich nothwendigen 
ErfordemUse habe, von der Kirche in dem Geiste der Achtung, welche diese 
überhaupt vor dem Althergebrachten hat, anerkannt wird.« Kirchetirecht Bd. 3, 
S. 715. Ebenso wird wohl auch Moy mit Unrecht für die neuerliche Theorie 
in Anspruch genommen. »Daher die grundsatzliche Achtung der Kirche für 
alle guten und alten Gewohnheiten, bis su dem Grade, dass sie selbst das An- 
sehen ihrer eigenen Gesetse vor denselben zurücktreten l&sst. Daher auch das 
Bedürffdss fester Bestimmungen und einer sicheren Grenze , innerhalb 
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Bei dieser Auffassung, dass kein consensus legislatoris zum 
Zustandekommen eines Gewohnheitsrechtes nothwendig sei, dass 
dessen Grund und Kraft vielmehr allein in der üeberzeugung der 
üebenden, so handeln zu müssen, liege, ist es nur ein entsprechender 
Abschluss, wenn Währmund meint, dass die Bulle: »Aeterni patris 
filiusc bezw. der §. Cardinales selbst beim Willen des Gesetzgebers 
die Entstehung einer derogatorischen Gewohnheit zu verhindern, sol- 
ches nicht habe verhindern können. »Sowenig der einzelne Gesetz» 
geber die gesetzgeberische Thätigkeit seines Amtsnachfolgers bevor- 
munden, so wenig er den Satz umstossen kann »lex posterior de- 
rogat prioric , ebensowenig ist er auch im Stande , zu verhindern, 
dass sein eigenes Gesetz durch eine spätere, entgegenstehende Rechts- 
gewohnheit ausser Geltung gesetzt und damit auch dessen Vorschrift, 
welche gegentheilige Gewohnheiten verbietet, zu nichte gemacht wird. 
Es ist ein Glück für die Menschheit, dass es sich so verhält, denn 
nur (I) auf diese Weise vermag das Recht sich in frischer, lebendiger 
Fortbildung zu erhalten ^).€ 

Nun ist es ja wahr, dass gegen Kirchengesetze sich derogirende 
Gewohnheiten bilden können und es ist das allgemein anerkannter 
Grundsatz des canonischen Rechtes >). Aber damit das auf die Bulle: 
»Aeterni patris filiusc zutreffen würde, müsste es um die zum Zu- 
standekommen eines Gewohnheitsrechtes nöthigen Erfordernisse besser 
stehen, als sich in der vorausgegangenen Untersuchung gezeigt hat. 
Es dürften auch nicht die Bullen Clemens' XII. und Pius' IX. so 
lauten, wie sie lauten. Und angenommen, diese beiden Päpste hätten 
in den angeführten Stellen das Recht der Exclusive nicht verboten, 
sondern sie hätten zu dieser milden Praxis geschwiegen, um nicht 
ein grösseres üebel hervorzurufen, »so folgt doch fär die Rechtsbe- 
ständigkeit einer solchen Praxis gar nichts. Denn dazu, dass eine 
Gewohnheit durch Verjährung Gesetzeskraft erlange, gehört auch, 
dass sie vernünftig, rationabilis d. h. dem göttlichen Gesetze und 
dem Geiste der Kirche gemäss sei. Ueber ihre Rationabilität ist 
aber der Papst allein Richter und so lange er gegen dieselbe sich 

welcher die menschliehe Freiheit sich ruhig ihrer Gebilde erfreuen möge, aus- 
serhalb welcher aber umgekehrt auch der kirchlichen Regierung und Ober- 
leitung ihr ungehindertes freies Walten gewahrt bleibet Archiv f. kath. Kir- 
chenrecht Bd. 1, S. 76. Dass dieses Erforderniss des consensus legislatoris 
generalis mit dem ganzen Wesen der kirchlichen Gesetigebung auf das Engste 
verknüpft ist: Kreutvwald, De canonica juris consuetudinarii praeseriptione. 
Berolini 1878. p. 6 ■. 

1) Die Bulle »Aetend etc.€ S. 188. 

8) 8cherer S. 184, A. 24. 
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nicht aussprechen konnte, vielmehr, am grösseres Uebel zu vermeiden, 
ein sogenanntes Silentium oecumenicum zu beobachten genöthigt war, 
ist aus seinem Stillschweigen über diesen Punkt gar nichts zu fol- 
gern .... Nur wenn die RcUionabilücU einer Gewohnheit eweifel- 
haft ist^ der Papst aber sie gekannt und daau geschwiegen hat^ da 
er doch leicht dagegen hätte reclamiren können, ist sein Schweigen 
während der Verjährungszeit als ein Zeichen der Approbation zu 
betrachten und dann gewinnt auch die Gewohnheit durch die Ver- 
jährung gesetzliche Kraft ^).€ 

Von welcher Seite also wir dem Problem n&her treten mögen, 
sei es von der des consensus legislatoris, oder von jener der Ra- 
tionabilität, der Präscription und namentlich der opinio juris sive 
necessitatis , es fehlt viel, sehr viel, um im Ernst von einem Ge- 
wohnheitsrecht der staatlichen Exdusive in der Papstwahl sprechen 
au können^). 



1) Moy, Archiv f. kath. Kirchenrecht Bd. 1, S. 79. Aichner^ Compen- 
diam iaris ecclesiastici. Brixinae 1877. ed. 6. p. 33, 34. Scherer S. 131, A. 7. 

2) Daher drückt sieb auch Leclor 1. c. p. 481 viel gemässigter aus als 
Wahrmund: »Les ^crivaiiis de r£cole roinaine traditionelle se refnsent a re- 
connaltre qae Texercice de Texclusion constitoe, poar les gouvernenients , un 
droit strict et proprenient dit ; luais ils Padinettent neanmoins comnie ane pra- 

. tiqa€ raisonnablement introdoite et legitimement exercee. S'ils contestent le 
droit absola, ils iie repoassent point ce qa*ils nomment CuvU pacifique ou la 

' remonlrance amicale d'uu sooverain ami de Tfiglise; et cela dans le but de 
maintenir la paix et la bonne entente entre le St. Siege et les grands >!tats 
catholiques.« 
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XI. 

Die reichsgesetzliche Regelung der religiösen Kindererziehung 

in Deutschland. 

Von Dr. Karl August Geiger. 

Ueber die Frage der reichsgesetzlichen Regelang der religiösen 
Kindererziehnng haben sowohl die Mitglieder der Civilgesetzgebnngs- 
commission des deutschen Reiches, als auch Vertreter verschiedener 
Confessionen , sowie Sachverständige verschiedener Lehrmeinungen 
und ßerafsstellungen motivirte Gutachten abgegeben ^). Es erscheint 
daher angemessen, die verschiedenen Meinungsäusserungen über diese 
tief in's praktische Leben eingreifende Frage, welche in einigen 
Jahren der parlamentarischen Discussion und Beschlussfassung 
unterstem werden soll, in zusammenfassender Weise darzustellen nnd 
einer eingehenden Würdigung zu unterziehen. 

Allgemein anerkannt wurde bei diesen Erörterungen die Mangel- 
haftigkeit und Reformbedürftigkeit der gegenwärtigen Oesetze und 
Rechtsverhältnisse; dagegen wurden über die Art und Weise, wie 
eine Verbesserung des bestehenden Rechtes herbeigeführt werden soll, 
weitauseinandergehende, ja geradezu entgegengesetzte Anschauungen 
geäussert, weshalb sich die betreffenden Autoren auch gegenseitig 
bekämpfen, die aufgestellten Abänderungsvorschläge als unbrauchbar 
verwerfen und durch neue Verbesserungsvorschläge zu ersetzen suchen. 
Je nach dem confessionellen Standpunkte dieser Vorschläge ofien- 
baren sich selbstverständlich in materieller Beziehung tiefgehende 
Meinungsverschiedenheiten, theilweise sogar die schärfsten Wider- 
sprüche, deren gütliche Ausgleichung nicht zu erwarten ist und deren 
Entscheidung durch das einfache Majoritätsvotum eines Parlamentes 
schweren Bedenken unterliegen muss. Aber auch in formeller Be- 
ziehung — hinsichtlich der Frage der Reichscompetenz — bestehen 
Differenzen. Einzelne Schriftsteller vindiciren dem Reiche eine Com- 
petenz in Religious- und Eirchenangelegenheiten , und somit con- 
sequenterweise auch das Recht zur Eriassung von Gesetzen über re- 
ligiöse Eindererziehung; andere wollen die Berechtigung der Reichs- 



1) Die verschiedenen Gesetzes- and Abänderangs vorschlage sind am 
Schiasse der Ahhandlnng angegeben. 
Archiv fllr Kirohenrecht LXXIU. 17 
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gewalt zur Neuregelung der religiösen Erziehungsfragen mit dem 
reichsverfassungsmässig vorgesehenen Competenzgrunde des Givil- 
rechtes begründen. Den richtigen Standpunkt hat unseres Brachtens 
die Civilgesetzgebungscommission des deutschen Reiches eingenom- 
men, indem sie in §g. 1508 und 1658 bestimmt: 

»In welchem religiösen Bekenntnisse das Kind (der Mündel) zu 
erziehen ist, bestimmt sich nach den Landesgesetzenc ^). 

Die Motive des Entwurfes ') geben hiezu nachfolgende Er- 
klärung: »Der Rechtszustand in Deutschland in Betreff der religiösen 
Erziehung der Kinder ist ein ausserordentlich bunter. Die Landes- 
gesetze befolgen in dieser Beziehung die abweichendsten Grundsätze. 
Theils stellen sie feste, sowohl den Vater, als die Mutter absolut 
bindende Normen auf, theils geben sie dem Vater ein mehr oder 
weniger ausgedehntes Bestimmungsrecht, theils erklären sie Verträge 
über die religiöse Erziehung der Kinder für zulässig und gestatten 
eine Abweichung von der gesetzlichen Regel nur durch einen solchen 
Vertrag. Nach dem Tode des Vaters ist regelmässig die Mutter 
auch nach solchen Rechten, welche principiell zunächst dem Er- 
ziehungsberechtigten die Entscheidung überlassen, nicht berechtigt 
kraft des ihr zustehenden Erziehungsrechtes eine Aendernng in der 
religiösen Erziehung eintreten zu lassen. Vielfach leiden aber die 
landesgesetzlichen Bestimmungen an Unklarheit und UnvoUständig- 
keit insofern, als sie grösstentheils nur die religiöse Erziehung der 
Kinder aus confessionell gemischten Ehen regeln und selbst inner- 
halb dieser Begrenzung zum Theil nur den Fall in's Auge fassen, 
wenn die Ehegatten bestimmten, in dem Gesetze näher bezeichneten 
Confessionen angehören. Hingesehen auf die Verschiedenheit und 
Lückenhaftigkeit des bestehenden Rechtes und hingesehen auf die 
Debelstände, welche sich in denjenigen Rechtsgebieten, in welchen 
es, wie in einem Theile des gemeinrechtlichen und französisch-recht- 
lichen Gebietes, an besonderen Bestimmungen über die religiöse Er- 
ziehung von Kindern überhaupt fehlt, daraus ergeben können, dass 
beim Schweigen des Gesetzes der Wille des zeitigen Erziehungsbe- 
rechtigten über die Frage der religiösen Erziehung der Kinder ent- 
scheidet, die Entscheidung daher möglicherweise wechselt, lassen sich 
erhebliche Gründe dafür geltend machen, die religiöse Erziehung als 
einen Ausfluss des elterlichen Erziehungsrechtes, mithin, von diesem 

1) Entwarf eines bOrgerlichen Gesetzbuches f&r das deutsche Reich. 
Amtliche Ausgabe. Berlin und Leipzig 1888, S. 359 und 893. 

2) Motive zu dem Entwürfe eines bürgerlichen Qesetibuches f&r das 
deutsche Reich. Amtliche Ausgabe. BerUn und Leipzig 1888, B. 4, 8. 757 sq. 
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Gesichtspunkte aus betrachtet, als einen Bestandtheil des bürger- 
lichen Rechtes im bürgerlichen Oesetzbuche durch besondere Be- 
stimmungen einheitlich zu regeln, um den angedeuteten üebelständen 
thnnlichst entgegenzutreten. Gegen eine solche Regelung ßllt in- 
dessen entscheidend in's Gewicht, dass die landesgesetzlichen Be- 
stimmungen vorwiegend dem öffentlichen Rechte, nämlich dem inter- 
confessionellen Kirchen-Staatsrechte, angehören und dass dieselben 
vorwiegend von diesem Stundpunkte aus die religiöse Erziehung der 
Kinder geregelt, namentlich das Recht des erziehungsberechtigten 
Elterntheiles, die religiöse Erziehung des Kindes zu bestimmen, in 
verschiedener Weise bald mehr , bald weniger beschränkt haben. 
Auf der anderen Seite ist es aber auch bedenklich , die in Rede 
stehende Frage im Gesetze ganz mit Stillschweigen zu übergehen, 
weil alsdann Zweifel darüber hervorgerufen werden könnten, inwie- 
weit eine Beschränkung der Erziehungsberechtigten in Ansehung der 
religiösen Erziehung der Kinder durch die Landesgesetze zulässig 
bleibt. Dieser Zweifel wird durch die Bestimmung des §. 1508 be- 
seitigt. Da dieselbe sich als eine Beschränkung des nach §. Iö04 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt zustehenden Erziehungsrechtes 
darstellt, so empfiehlt es sich , dieselbe nicht in das Einführungs- 
gesetz zu verweisen, sondern in das bürgerliche Gesetzbuch aufzu- 
nehmen. c 

Aus dieser Bemerkung ergibt sich also, dass die Civilgesetz- 
gebungdcommission die einschlägigen Gesetze sämmtlicher deutscher 
Staaten durchforschte, auf ihren inneren Werth und ihre praktische 
Brauchbarkeit prüfte und dieselben dabei durchweg als mangelhaft 
und reformbedürftig anerkannte. 

Dennoch glaubte dieselbe wegen mangelnder Gompetenz des 
Reiches von einer gesetzlichen Neuregelung der religiösen Erziehnngs- 
fragen Umgang nehmen zu müssen. Bei dieser Gelegenheit werden 
sich die Mitglieder der Cbmmission sicher auch vergegenwärtigt 
haben, welch* eine schwierige, bedenkliche und zugleich undankbare 
Aufgabe es sei, interconfessionelle Verhältnisse durch Staatsgesetze 
zu regeln; sie werden erwogen haben, unter welch* schweren Er- 
schütterungen des öffentlichen Friedens in früheren Zeiten Gesetze 
über religiöse Kindererziehung neu geschaffen oder abgeändert wur- 
den und wie viele Beunruhigungen für Staat und Kirche durch Er- 
lassung eines solchen Gesetzes aufs neue heraufbeschworen werden 
könnten. Diese keineswegs zu unterschätzenden kirchenpolitischen 
Bedenken bilden ein weiteres Motiv, sich bei Schaffung eines ein- 
heitlichen Reichs- Civilgesetzbuches strenge auf die Godification des 

17* 
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bürgerlichen Rechtes zu beschränken und Orenzüberschreitnngen und 
Uebergriffe in andere Rechtsgebiete sorgfältig zu vermeiden ^). Wir 
gedenken in nachfolgender Darstellung durch eingehende formelle 
und materielle Würdigung der einschlägigen Fragen den Nachweis 
zu erbringen, dass die Anschauung der Civilgesetzgebungscommis- 
sion des deutschen Reiches vom rechtlichen Standpunkt aus als be- 
gründet, vom politischen Standpunkte aus als wohlüberlegt bezeich- 
net werden muss. 

L Formelle Würdigung der Frage, 

Eine Gesetzgebungsgewalt des Reiches in Gegenständen, welche 
mit Religions- oder Kirchenangelegenheiten zusammenhängen — eine 
sogenannte Reichs-Kirchenhoheit — wurde von den Rechtsgelehrten 
2!aehariä^)^ Thudiehum^) und Drache behauptet. Während aber 



1) Vergl. L. V, Hammer stein ^ Vonchlage lar Regelang des ehelicheo 
PeraonenTechtes für Deutschland, Stimmen aus Maria-Laach, erster Aafbati im 
Band 35. 

2) H. A. Zachariä, Zur Frage Yon der Reichscompetenz gegenüber dem 
Unfehlbarkeitsdogma (?). Zasammenstellnng verschiedener darauf bezüglicher 
Schriftsfitie mit znsatilicheD Bemerkangen. Brannschweig 1871. S. 32 sq., 
8. 47 sq. Schon der Titel der Schrift enthält eine Häresie. 

3) Friedrich Thudichum, Deutsches Kirchenrecht des 19. Jahrhnnderts, 
Tfib. 1877, stellt an die Spitze seines Werkes — B. 1, S. 1 und 8 — den Satz: 
»Die Träger der deutschen Reichsgewalt (Kaiser, Bandesrath, Reichstag) sowie 
die Landesgewalten (Fürsten oder Senate and Landtage) beanspruchen und 
üben thatsächlich das oberste und ausschliessliche Recht, innerhalb des ganzen 
Reichsgebiets oder des Landesgebiets die Rechte und Pflichten der Bürger in 
Beziehung auf Religionsangelegenheiten zu bestimmen. Sie gehen hierbei Ton 
einem durch die Qeschichte von Jahrtausenden bestätigten Erfahrungssatze 
aus, dass, wenn der Staat seinen höchsten Zweck, die Wohlfahrt aller seiner 
Glieder zu sichern und zu befördern erfüllen soll, die Staatsgewalt noth wendig 
die höchste Gewalt im Staate sein und bleiben muss. Diese oberste Gesetz- 
gebungsgewalt pflegt als Kirchenhoheit, Staatskirchengewalt, jus majestaticum 
circa sacra bezeichnet zu werden. Die Reichsverfassungs-Urkunde weiss Yon 
keiner Beschränkung der Reichssouverainität gegenüber den Religionsvereinen, 
ermächtigt Tielmehr das Reich auf dem Wege der Verfassung sgeaetzgebung 
Landesgesetze, welche etwa der ordentlichen Gesetzgebung, nachtheilige Fesseln 
anlegen, zu beseitigen. € In Bezug auf vorliegenden Gegenstand ist auf S. 55 
bemerkt: Ueber die Ausübung des Brziehungsrechtes in Bezug auf die Religion 
der Kinder fehlt es bis jetzt an einheitlichen reichsgesetzlichen Bestimmungen. 
Yergl. S. 149: »Umschreibung der Reichscompetenz. Zuständigkeit der Reichs- 
gewalt in Bezug auf Regelung der Verfassung und Wirksamkeit der Religions- 
Tereine: In die Gesetzgebungs« und Regierungsrechte in Hinsicht auf die Re- 
ligionsangelegenheiten theilen sich die Reichsgewalt und die deutschen Einzel- 
■taateo, so Jedoch, dass das Reich seine Zuständigkeit unter den Voraussets- 
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Zaehariä und Thadichüm ihre ursprüngliche Behauptung im Laufe 
der Darstellung derart raodificirten , dass diese Modification einem 
f&rmlichen Widerruf gleichgeachtet werden kann, hat Drache in 
weitläufiger Deduction nachzuweisen gesucht, dass sich aus dem 
Wortlaute der Reichsverfassungsurkunde, aus den Anschauungen der 
Staatsrechtslehrer sowie aus der Praiis der Beichsregierung und des 
Reichstages eine Gesetzgebungsgewalt des Reiches in Eirchensachen 
begründen lasse ^). Mit Recht ist diese Anschauung bereits wider- 
sprochen und insbesondere von E. Schling in durchaus zutreffender 
Weise widerlegt worden. Es sollen daher hier nur einige Beweis- 
momente gegen die Theorie Draches hervorgehoben werden. 

In keinem Falle kann aus den Eingangsworten der Verfassungs- 
urkunde des deutschen Reiches eine sogenannte »Reichs-Kirchen- 
hoheit« abgeleitet werden. Denn diese Einleitungssätze enthalten 
nach dem nächstliegenden Wortsinne, welcher auch in der Wissen- 
schaft und Praxis fast einmüthig als der allein richtige anerkannt 
ist, lediglich eine historische Orientirung über Entstehung und Zweck 
des Bundes >) , während die nachstehende Verfassungsurkunde die 

QDgen des Artikels 78 der Reichsverfassang allezeit erweitem kann. Alle 
Rechte, die der Reichsgewalt noch nicht zakommen, gebühren den Einiel- 
Staaten.« 

1) Die religiöse Erziehung der Kinder nach dem Entwurf des bfirger- 
liehen Gesetzbuches für das deutsche Reich and Abänderungsvorachlfige Ton 
R. Druckt, Oberlandesgerichtsrath in Naumburg a. S. (Protestant). Halle 
1889, S. 7 sq. 

2) Diese Einleitungsworte lauten: 8. Majestät der König von Preussen 
im Namen des Norddeutschen Bundes, Seine Majestät der König von Bayern etc. 
schliessen einen ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des inner- 
halb desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutschen 
Volkes. Dieser Bund wird den Namen Deutsches Reich führen und wird nach- 
stehende Verfassung haben. — Ueber die Bedeutung der Eingangsworte in 
obigem Sinne äussern sich z. B. Robert v. Mohl , Das deutsche Reichsstaats- 
reoht, Tübingen 1873, S. 134; Albert Hähnel, Elemente der deutschen Reichs- 
Verfassung, Leipzig 1878, S. 92, 101, 102; Paul Laband in Qg, Hirths An- 
nalen des deutschen Rechts, 1874, S. 1516 und in seinem Staatsrecht des 
deutschen Reiches, Freiburg 1883, S. 18, 91 etc.; Löning in Hirths Annalen 
1875, S. 344; Beseler gegen Bahr in den prenssischen Jahrbüchern B. 28, 
S. 72, 186 ; //. Schulze, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, B. 1, 8. 674, 685, 
B. 2, S. 3, 12; Philipp Zorn, Das Staatsrecht des deutschen Reiches, Berlin 
und Leipzig 1880, 6. 1, S. 43, 44; E, Mayer, Kirchenhoheitsrechte des Königs 
von Bayern, München 1884, S. 125, 126 und die daselbst befindlichen An- 
merkungen 4, 10 und 1 1 ; Max Seydel, Commentar zur Reichsverfassungsurkunde, 
1873, S. 22, 24, 78 und in seinem Bajerischen Kirchenstaatsrecht, Freiburg 
1892, S. 163; Wilhelm Kahl, Lehrsjstem des Kirchenrechts und der Kireheii- 
Politik, Freiburg und Leipzig 1894, B. 1, S. 182, 183, 184 und die hier ciiirta 
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einzelnen Competenzen des Reiches in erschöpfender Znsammen- 
stellung aufführt. Alle Hoheitsrechte, welche der Reichscentralge- 
walt nicht ausdrücklich übertragen wurden, sind den Einzelstaaten 
verblieben. Da nun in der Aufzählung der Reichscompetenzen die 
Religions* und Eirchenangelegenheiten nicht ausdrücklich genannt 
sind, da femer die Aufnahme einer diesbezüglichen Competenz in 
die Reichsverfassungsurkunde trotz eines dahin abzielenden Antrages 
von dem verfassungsberathenden Reichstage des Jahres 1871 förm- 
lich abgelehnt wurde, so sind offenbar die einschlägigen Rechte den 
Einzelstaaten verblieben, üebrigens soll hier besonders hervorge- 
hoben sein, dass ein derartiger Titel in die Reichsverfassung schon 
aus dem Grunde nicht aufgenommen werden konnte, weil zur recht- 
mässigen Begründung einer Competenz in katholischen Eirchenange- 
legenheiten eine Vereinbarung mit dem apostolischen Stuhle erforder- 
lich gewesen wäre, zu deren Abschluss in damaliger Zeit alle Vor- 
aussetzungen fehlten ^). 

Wollte dagegen den allgemein gefassten Einleitungssätzen eine 
weitergehende Bedeutung beigemessen werden, so entstünden einer- 
seits für die Souverainität und selbständige Gesetzgebungsgewalt der 
Einzelstaaten des Reiches bedenkliche Consequenzen, während anderer- 
seits die Ausdrucksweise und innere Einrichtung der Reichsverfass- 
ungsurkunde unverständlich erscheinen mnssten. Denn nach der Theorie 
Draches wäre die ausdrückliche Erwähnung einzelner Materien der 
Reichsgesetzgebung zwecklos: sie hätte lediglich den Charakter einer 

Literatur; Karl Freiherr v. Stengel, Die Verfassangsorkande des Königreiches 
Bajem, Würsbarg 1893, 8. 11 sq., 8. 107. Im Wesentlichen stimmt hiermit 
fiberein Oeorg Meyer, Deutsches Staatsrecht, Leipzig 1878, 8. 176, ?ergl. an- 
dererseits 8. 610, 611, 624. 

1) Vergl. Acta Sanctae 8edis, studio et cara Petri Avanzini Romani 
Presbyteri, Romae 1872, Volnm. 7, p. 516 II : Nihil ezploratios est in canonico 
jure, leges dviles, etiamsi favorabiles faerint catholicae Ecclesiae, ex sese nihil 
prorsas Talere, si ecclesiastica competenti aactoritate non fuerint conflrmatae. 
III. Neqae ex eo', qaod Apostolici nnntii ezistant, abi ejnsmodi civiles leges 
ferantor, concladi posse eas censeri prohatas: mnlta enim per patientiam tele- 
ratnr, qoae si dedacta essent in jadiciam, tolerari non deberent. Vergl. 87I- 
labas complectens praecipnos nostrae aetatis errores etc. etc. Nr. 89—55 beson- 
ders 48 and 44. Die Uebergabe von katholischen Religions- nnd Eirchenange- 
legenheiten an das »Reiche hätte ein Reichsconcordat, ein Reichsconcordat die 
theilweise oder vollständige Aafhebnng der Landesconcordate and Circamscrip- 
tionsballen lar Voranssetzang. Ueber die Schwierigkeiten and Bedenken, welche 
Ton protestantischer Seite gegen üebertragang einer sogenannten Kirchenhoheit 
an das Reich geltend gemacht werden, vergl. Emil Friedberg in Holtzen- 
dorfb Jahrbuch fQr Qesetsgebang, Verwaltong and Rechtspflege des deutschen 
Reiches, Leipzig 1871, B..1, 8. 452 sq. Vergl 8. 484 und 494. 
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ezemplificativen Aufzählung, die Beichscompetenz könnte bei neu 
auftauchenden Gesetzgebnngsaufgaben nach allen Richtungen er- 
weitert werden und das Schlussergebniss ginge einfach dahin, das 
gesammte Gebiet der Gesetzgebung und Staatsverwaltung dem Reiche 
zu yindiciren, da eben alle Gesetzgebungsakte und Begierungsmass- 
nahmen ausschliesslich dem einen Zwecke dienen sollen, das Recht 
zu schützen und die Wohlfahrt des Volkes zu pflegen. 

Eine derartige Concentrirung der Gesetzgebungsgewalt in der 
Hand des Reiches ist aber weder von Seiten der einzelnen deutschen 
Bundesstaaten intendirt, noch in der Reichsverfassungsurkunde zum 
Ausdrucke gekommen. Denn diese enthält eine bestimmte Be- 
grenzung^) der Reichscompetenz und hat zugleich ein Mittel zur 



1) Wie tief das Reich trotz dieser bestiminten Begrenzung in kirchliche 
Angelegenheiten eingreifen kann, zeigt eine im Jahre 1877 erfolgte Znsammen- 
stellong der dem Reiche zostehenden Rechte bei Thudichum a. a. 0. S. 149, 
150; hier sind folgende Punkte erwähnt: 

1. Regelung des Militfirkirchenwesens. 

2. Anstellung von Gesandtschaftspredigern. 

3. Die Befngniss, den Grundsatz der Gleichberechtigung aller Confes- 
sionen durchzufahren. 

4. Strafrechtlichen Schutz fflr Lehren und Einrichtungen der Rellgions- 
Tereine zu bestimmen; Missbrfiuchen des geistliehen Amtes durch Strafan- 
drohungen zu begegnen« 

5. Regelung der Zeugnisspflicht der Geistlichen; Gerichtsbarkeit in Ebe- 
und Yerlöbnisssachen. 

6. Gesetzgebung und Aufsicht über das Yereinswesen. Vermöge dieser 
Zuständigkeit kann die Staatsgewalt namentlich Bestimmungen treffen über die 
priTatrechtliche Stellung der Religionsvereine , über Erwerb und Verlust des 
Corporationsrechtes, ErwerbsfShigkeit der Religionsvereine und ihrer Geist- 
lichen, die polizeilichen Beschränkungen für Ausübung des Versammlungs- 
rechtes der ReligionsYereine , die Gründung und Auflüsung von sogenannten 
geistlichen Gesellschaften, religiösen Orden, Corporationen, Bruderschaften, Ab- 
haltung von Prozessionen. Dagegen ist der Reichsgewalt durch Ausdehnung 
ihrer Competenz auf das Vereinswesen keineswegs das Recht ertheilt, auf dem 
Wege der einfachen Gesetzgebung die gesammten Rechtsverhfiltnisse aller Re- 
ligionsvereine oder Kirchen zu regeln und alle Regierungsrechte darüber an 
sich zu ziehen. 

7. Die Befügniss, die rechtliche Stellung der im Reiche lebenden Aus- 
länder in Bezug auf Religionsangelegenheiten zu regeln. 

8. Das Reich hat sowohl seine Souverainität , als^ diejenige' aller Einzel- 
staaten gegenüber auswärtigen Religionsvereinen, Eirchenoberen 'und Staats- 
regierungen zu wahren. 

Wir können auf Grundlage der Reichs Verfassung so weitgehende Com- 
petenzen der Reiehsgewalt nicht anerkennen. Insbesondere sind die katholischen 
Orden und Congregationen , ebenso wie die Kirchengesellschaften Vereine des 
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Weiterentwicklung über das verfassungsnaässig festgesetzte Mass der- 
selben hinaus vorgesehen, nämlich den Weg der Verfassungsänderung. 

Drache hat sich ferner darauf berufen, »dass bei einer tteihe 
von Reichsgesetzen die Zuständigkeit des' Reiches sich mit Erfolg 
nur aus der Eirchenhoheit des Reiches, welche jene Einleitungsworte 
mit umfassen, begründen lasse. t Als solche Gesetze bezeichnet 
Drache die Gesetze vom 4. Juli 1872 betreifend den Orden der Ge- 
sellschaft Jesu, vom 4. Mai 1874 betreffend die Verhinderung der 
unbefugten Ausübung von Kirchenämtern, vom 6. Februar 1875 be- 
treffend die Beurkundung des Personenstandes und die bürgerliche 
Eheschliessung. 

Wir verkennen durchaus nicht, dass diese Beweismomente, 
welchen noch eine Reihe anderer angeschlossen werden könnte, aut 
den ersten oberflächlichen Blick hin Unterstützungsmittel für Drachens 
Theorie zu sein scheinen; allein bei gründlicher Sachwürdigung er- 
gibt sich, dass nur eine oberflächliche und von vorneherein befangene 
Auffassungsweise aus den bisherigen Gesetzgebungsakten des Reiches 
eine Reichscompetenz in kirchlichen Angelegenheiten herauscon- 
struiren kann. Und wenn auch in den hitzigen Reichstagsdebatten 
der Jahre 1870 — 1880 Redensarten gefallen sind, welchen die irrige 
Anschauung zu Grunde lag, dass dem Reiche eine sogenannte Kir- 
chenhoheit zustehe^), so haben dagegen andere mehr besonnene 
Redner z. B. Windthorst und die Reichsregierung selbst diese irrige 
Anschauung nie adoptirt, sondern stets auf Einhaltung der durch 
die Reichsverfassung gezogenen Schranken gedrungen. Deshalb blieb 
auch die Resolution vom 15. Juni 1872, worin die Abgeordneten 
Volk und Genossen dem Reichskanzler gegenüber die Erwartung 
aussprachen, dass dem Reichstage bei seinem nächsten Zusammen- 
treten Gesetzentwürfe »über die Einführung der obligatorischen Civil- 
ehe und über die Ordnung der Civilstandsregister vorgelegt werden 
sollten >),€ zwei Jahre lang unberücksichtigt. Dieselbe musste auch. 



öffentlichen Rechtes. Die bisher erlassenen Beichsgesetze, welche Religionsange- 
legenheiten berühren, sind snsammengestellt bei F. H, Veriny, Lehrbach des 
Kirchenrechts, Freibarg 1893, S. 167 sq. ; Franz Heiner ^ Katholisches Kirchen- 
recht, Paderborn 1898, ß. 1, S. 106; neuerdings bei W, Kahl, a. a. 0. 8. 182, 183. 

1) Die Majoritäten des Reichstages haben ihre Competenzen öfters über- 
schätzt, wie s. B. aas den Resolationen hinsichtlich der einheitlichen reichsge- 
setzlichen Regelang des gesammten Ordenswesens oder hinsichtlich der Ein- 
fOhrnng der Cinlehe erhellt. 

2) Stenographische Berichte über die Verhandlungen des deutschen Reichs- 
tages, Berlin 1872, B. 2, S. 1096, 1151 and 1186. Resolution von Dr. Völktnm 
Gesetz betreffend die Beschrfinkang des Rechtes zum Aufenthalt der Jesuiten 
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wie Windthorst bei Einbringung dieses Antrages in zatreffender 
Weise bemerkte, wegen mangelnder üompetenz des Reiches unbe- 
rücksichtigt bleiben, »da derselbe mit der Competenz des Bundes 
nicht zusammenhänge und dessen Competenz in offenbarer Weise 
ausdehne, also zuvor eine Abänderung der Verfassung noth wendig 
mache.« Obwohl damals der Antrag Volk und Genossen von der 
Majorität angenommen wurde, so hat die Reichsregierung dennoch, 
zwar nur stillschweigend, aber thatsächlich, den Standpunkt Windt- 
horsts adoptirt und erst dann einen Gesetzentwurf über die Givil- 
ehe etc. eingebracht, als durch eine Verfassungsänderung, nämlich 
durch das Gesetz vom 20. December 1873 die einheitliche Ordnung 
der gesammten Civilgesetzgebnng dem Reiche überwiesen worden 
war. Wenn wir nun das aus diesem Entwürfe entstandene Gesetz 
vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Personenstandes 
und die bürgerliche Eheschliessung in Bezug auf seine Zugehörigkeit 



in Deutschland vom 15. Juni 1872 »Eo sei der Beichskaniler zn ersuchen, dass 
dem Reichstage bei seinem nächsten Zusammentritt Gesetsentwfirfe vorgelegt 
würden : 

1. über die Einführung der obligatorischen Givilehe, 

2. über die Ordnung der Civilstandsregister. 

Nachdem Volk seine Resolution begründet hatte, erhob sich Windthorst 
und erhob gegen dieselbe formeil^ und sachliche Bedenken. Hier sollen nur 
die iormellen Bedenken hervorgehoben sein: »Meine Horren, ich weiss nicht, ob 
es Absicht oder Zufall ist, merkwürdig bleibt es, dass dieser Antrag sich an 
das Gesetz wegen Austreibung der Jesuiten anschliesst .... Ich mache darauf 
aufmerksam, dass der Antrag, die Fragen der Givilehe und das Civilstands- 
register gesetzlich zu ordnen, mit der Competenz des Bundes gar nicht zusaro- 
menhfingt. Es würde, wenn man nämlich die Frage der Civilehe hieher bringen 
wollte, offenbar die Competenz des Reichstages in einer ganz ausserordentlichen 
Weise ausgedehnt werden. Das müsste, wenn es mit Recht hergehen soll, jeden- 
falls vorab stattfinden. Bei der Discussion des Antrages der Abgeordneten 
Lasker und Miqu^l ist wiederholt gesagt worden, man müsse den Antrag 
bringen und annehmen, damit man hier die Civilehe machen könne. Heute halt 
man den Antrag Lasker und Miqu^l gar nicht einmal mehr für nöthig, sondern 
verlangt ohne weiteres, dass das geschehe, was hier beantragt wird.c Sodann 
verweist Windthorst Dr. Volk behufs Regelung dieser Fragen auf den Weg der 
Landesgesetzgehung und schliesst mit den Worten: »Ich beschranke mich darauf 
zu bitten, dass die Herrn den vorliegenden Antrag als unzeitig, weil wirklich 
die Zeit und Ruhe der Ueberlegung nicht mehr gegeben ist, als zur Competenz 
des Reichstages wenigstens zur Zeit noch nicht gehörig und als in der Sache 
noch nicht begründet zurückweisen wollen.« Eine Discussion über die Com- 
petenzfrage wurde nicht eröffnet, sondern sofort Schlussantrag gestellt und an- 
genommen. A. a. 0« B. 2, S. 1152, 1158. Vergl. Stenographische Berichte der 
Verhandlungen des Reichstages, Berlin 1875, B. 3, S. 787, Nr. 84. Interpella- 
tion Herz wegen Vorlage eines Civilehegesetz-Eutwnrfes. 
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zam Staats-Kirchenrechte prüfen*), so kommen wir zu dem Ergeb- 
nisse, dass dasselbe weder nach seiner Ueberschrift noch nach seinem 
Inhalte als ein Staatskirchengesetz bezeichnet werden kann. Es hat 
vielmehr die Ehe alles religiösen Inhaltes entkleidet und als eine 
rein bürgerliche Institation behandelt. Drache gibt nnn selbst zu, 
dass genanntes Qesetz seinem Inhalte nach nur bürgerliches Recht 
enthalte, bemerkt aber weiter, »es komme dabei in Betracht, dass 
es nicht nur bürgerliches Recht, sondern auch kirchliches Recht ab- 
geändert habe.« Letztere Ausdrucks weise ist ganz falsch. Das 
deutsche Civilehegesetz hat z. B. von den katholisch-kirchenrecht- 
lichen Bestimmungen über das Sacrament der Ehe nichts aufge- 
hoben, abgeändert oder überflüssig gemacht, — eine Abänderung 
oder Reform des canonischen Eherechtes bleibt vielmehr ausschliess- 
lich der kirchlichen Ehegesetzgebung vorbehalten •). — Dasselbe be- 
absichtigt, formell wenigstens, nicht, an dem bestehenden Kirchen- 
rechte etwas abzuändern, indem §. 82 erklärt: »Die kirchlichen Ver- 
pflichtungen in Beziehung auf Taufe und Trauung werden durch 
dieses Gesetz nicht berührt *).€ Es bleiben daher katholische Ehe- 
gatten den kirchlichen Ehebeschränknngen nach wie vor unterworfen 
und ebenso sind heut zu Tage noch die im Geltungsbereiche des 
Tridentinischen Decretes Tametsi wohnenden Brautleute unter Ge- 
wärtigung der Ehe-Üngiltigkeit verpflichtet, ihre Ehe in facie Ec- 
clesiae abzuschliessen. Im Hinblicke auf alle hier angeführten Mo- 
mente kann das Gesetz über den Personenstand nicht unter das 
Eirchenstaatsrecht snbsumirt werden , es fällt vielmehr unter den in 
der Beichsverfassung vorgesehenen Competenzgrund des Civilrechtes^). 

1) Yeri^l. hieza: Ernst Betold, Gesetzgebung des deutschen Reiches, 
Erlangen 1879, B. 2. Hermann Sicherer, Das Gesetz über die Beurkundung 
des Personenstandes, insbesondere seine Bemerkungen zu §. 82, S. 624 und zu 
§. 82, S. 466. 

2) Anregungen dazu wurden bereits auf dem ▼aticanischen Concile durch 
die Hoch würdigsten Bischöfe verschiedener Lander gegeben. Vergl. Conradua 
Martin, Omniuro concilii Vaticani quae ad doctrinam et disoiplinam pertinent 
documentoruro collectio, editio II. Paderbofnae 1873, p. 163 sq., 176, 184, 
185 etc. /Conrad Martin, Bischof von Paderborn, Die Arbeiten des vaticani- 
schen Concils, 3. Aufl., Paderborn 1873, S. 101, M. Jos. Scheeben, Das 
öcumenische Concil vom Jahre 1869, Begensburg 1870, B. 2 im Anhang : Index 
schematum, quae a Theologis et ecctesiastici juris consultis praeparata fuerunt, 
p. XXVI und XXVn. 

3) Daher besteht auch trotz des scheinbar widersprechenden §. 76 des 
raehrgenannten Gesetzes die mit der weltlichen concurrirende geistliche Ge- 
richtsbarkeit in Ehesachen fortw&hrend zu Recht. 

4) VergL Vering, Kirchenrecht. S. 874, 879. 



Reichsgesetfil. Regelung der relig. Kitiderervieh. in Deutechland, 267 

Ebenso lassen sich die Gesetze vom 4. Jali 1872, betreffend 
den Orden der Gesellschaft JesQ^)^ and vom 1. Mai 1874, betref- 
fend die Verhinderung der unbefagten Aasabun;;^ von Eirchenämtern, 
— allerdings nur mit einiger Anstrengung — unter die in Art. 4 
der Reichsverfassnng angegebenen Competenzen unterbringen, die 
Motive zu genannten Gesetzentwürfen beziehen sich wenigstens auf 
Art. 4, Ziffer 1, 13 und 16, woselbst Stratrecht, Vereinswesen, Be- 
stimmungen über Freizügigkeit, Heimaths- und Niederlassungsver- 
hältnisse, Staatsburgerrecht und Fremdenpolizei der Zuständigkeit 
des Reiches überwiesen sind. 

Diese Motivirung, namentlich die hinsichtlich der Expatriirung 
der Gesellschaft Jesu, ist zwar sehr schwach und in rechtlicher Be- 



1) Vergl. Stenographische Berichte Gber die Verhandlangen des deutschen 
Reichstages, Berlin 1872, B. 3, S. 652, 724, 729. Die Ausdrucks weise ist sehr 
vorsichtig gewählt, aber unseres Erachtens doch nicht klar zutreffend. 

Entwurf eines Gesetzes hotreffend die Heschränkung den Rechten zum 
Aufenthalt der Jesuiten im deutschen Reich. Wir Wilhelm etc. etc. verord- 
nen mit Zustimmang des Bondesrathes und Reichstages, was folgt: §. 1. Den 
Mitgliedern des Ordens der Gesellschaft Jesu oder einer mit diesem Orden ver- 
wandten Congregation kann, auch wenn sie das deutsche Indigenat besitzen, an 
jedem Orte des Bandesgebietes der Aufenthalt von der Landespolizeibehörde 
versagt werden. §. 2. Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen An- 
ordnungen werden vom Bundesrath erlassen. 

Moiix^e : 
In seiner Sitzung vom 28. Mai dieses Jahres hat der Reichstag be- 
schlossen, die fQr und wider ein allgemeines Verbot des Jesuitenordens in 
Deutschland bei ihm eingegangenen Petitionen dem Reichskanzler mit der Auf- 
forderung zu überweisen 

1. darauf hinzuwirken, dass innerhalb des Reiches ein Znstand des öffent- 
lichen Rechtes hergestellt werde, welcher den religiösen Frieden, die Parität 
der Glaubensbekenntnisse und den Schutz der Staatsbürger gegen Verküm- 
merung ihrer Rechte durch die geistliche Gewalt sicherstellt, 

2. insbesondere einen Gesetzentwurf vorzulegen, welcher auf Grund des 
Eingangs des Art. 4, Nr. 13 u. 16 der Reichsverfassung die rechtliche Stellung 
der religiösen Ordens-Congregationeu und Genossenschaften, die Frage ihrer 
Zulassung und deren Bedingungen regelt, sowie die staatsgef&hrlicbe Thätig- 
keit derselben, namentlich der Gesellschaft Jesu, unter Strafe stellt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist dazu bestimmt, vorläufig demjenigen 
Theile des Reichstagsbeschlusses , welcher sich auf Jen Orden der Gesellschaft 
Jesu bezieht, durch eine Beschränkang der übtr die Freizügigkeit im 
deutschen Reiche bestehenden Vorschriften eint gesetzgeberische Folge 
zu geben, indem es vorbehalten bleiben muss, zur Regelung der sonsti- 
gen^ in dem Beschlüsse des Reichstages angeregten Fragen weitere Oc 
setzgebungsakte nach Massgabe der Reichsverfassung folgen »u lassen. 
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Ziehung bedenklich >) : — denn geistliche und klösterliche Genossen- 
schaften gelten als Vereine des öffentlichen Rechtes und fallen daher 
nach Massgabe der in Deutschland bestehenden Gesetze nicht unter 
die Normen des modernen Vereins- und Versammlungsrechtes *) — 
allein fflr vorliegenden Zweck handelt es sich lediglich um den Nach- 
weis, dass die Reichsregierung ihre gesetzgeberischen Massnahmen 
stets auf eine ihr thatsächlich zustehende Competenz, aber nie auf 
den Titel einer Oesetzgebungsgewalt in Religions- und Kirchenange- 
legenheiten gegründet hat<). 

Andere Autoren z. B. Karl Schtnidt, 0. Oierke, E. Sehling, 
Ä. Scheuert^ W, Kahl *) stellen eine Competenz des Reiches in Re- 



1) Drache dedaeirt folgendermassen : Das Recht der Aufhebung geist- 
licher Orden (soll wahrscheinlich heissen »Ausschliessung von einem bestimmten 
Territoriumc) ist ein Ausfluss der Kirchenhoheit ergo besitzt die Reichs- 
gewalt auch die Kirchenhoheit. Die richtige Schlnssfolgcrung roüsste aber 
lauten: ergo sind Reichsregierung und Reichstag sur Ergreifung diesbezüg- 
licher gesetzgeberischer Massnahmen nicht competent, sondern haben diese An- 
gelegenheiten anderen Gesetzgebungsfactoren zu überlassen. 

2) Bezüglich des Vereins- und Versammlungsrechtes liegt eine soge- 
nannte facultatiye Competenz des Reiches vor, d. h. solange diese Rechtsmaterie 
reichsrechtlich noch nicht geregelt ist, ist dieselbe der Autonomie der Einzel- 
staaten unterworfen: das Reich hat das Vereins- und Versammlungsrecht noch 
nicht gesetzlich geordnet, sondern dessen Regelung bis jetzt der Landesgesetz- 
gebnng überlassen. Das Reich kann daher auch nicht auf Grund eines noch nicht 
erlassenen Gesetzes gegen einen geistlichen oder weltlichen Verein einschreiten. 
Vergl. Ueber das Verhältniss der klösterlichen Vereine zur neueren Vereinsge- 
setzgebung die juristisch richtigen Bemerkungen bei Auguiit Rtinhard, Kirchen- 
hoheitsrechte des Königs von Bayern, München 1884, S. 129. Verhandlungen 
der Kammer der Abgeordneten des zweiten bayerischen Landtages 1849, Steno- 
graphische Berichte B. 8, S. 166» 173. Merkwürdige »völkerrechtliche« Bedenken 
gegen die Expatriirung der Gesellschaft Jesu hat Paul Hinschius gefiussert. 
Allgemeine Darstellung der Verhältnisse von Staat und Kirche, Freiburg 1888, 
S. 330, 331, 332 bei Marquardsen, Handbuch des öffentlichen Rechts, I, 1. 

8) Uebrigens scheint bei Drache im Laufe seiner Darstellung der Glaube 
an eine Kirchenhoheit des Reiches erschüttert worden zu sein. S. 23 Abs. 2 
schreibt er: Unter diesen ümst&nden erscheint uns selbst dann, wenn man das 
Reich nicht schon aus der Reichsrerfassung zur Regelung der Frage für befugt 
erachten dürfte, eine gemeinschaftliche Neuregelung der religiösen Erziehungs- 
frage geboten. Es steht nichts entgegen schlimmsten Falles im Wege der Ver- 
fassungsänderung dem Art. 4, Nr. 18 der Verfassungsurkunde noch eine Zusatz- 
bestimmung zu geben. 

4) Karl Schmidt, Die Confession der Kinder nach den Landesrechten im 
deutschen Reiche, Freiburg 1890, S. 491 sq., ferner im Archiv für kath. Kirchen- 
recht, B. 64, 8. 407, 471; B. 68, S. 471; 0. Qierke, Der Entwurf des bürger- 
lichen Gesetzbuches und das deutsche Recht, Leipzig 1888, in Gustav Schmol" 
lers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volks wlrthschaft im deutschen 
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ligions- und Kirchenangelegenheiten in Abrede, glauben aber dessen 
Zuständigkeit zur gesetzlichen Regelung der religiösen Kindererziehung 
unter den gesetzgeberischen Gesichtspunkt des Civilrechtes unter- 
bringen zu können ; sie nehmen an, da das religiöse Erziehungsrecht 
einen Bestandtheil des Erzieh angsrechtes bilde, so sei dasselbe in 
dem bürgerlichen Gesetzbuche in dem Capitel über das Familien- 
recht, bezw. Yormundschaftsrecht, in entsprechender Weise zu regeln. 
Allein die Befürworter dieses Projectes übersehen vollständig, dass 
sie mit dieser Bemerkung die von ihnen ausdrücklich bestrittene 
Gompetenz in Religionsangelegenheiten auf einem Dmwege wiederum 
einführen. Denn wenn die Staatsgewalt überhaupt ein Gesetzgebungs- 
recht in Religionssachen geltend machen will, so kann sie offenbar 
nur jene Gegenstände in das Bereich ihrer Gesetzgebung einbeziehen, 
welche in bestimmt ausgeprägter Weise mit dem bürgerlichen Hechte 
zusammenhängen und insoferne sie mit dem bürgerlichen Rechte in 
Znsammenhang stehen. (Sogenannte gemischte Angelegenheiten) ^). 
Nur die weltliche Seite des Gegenstandes, dessen innerliche Zusam- 
mengehörigkeit mit dem bürgerlichen Rechte bildet einen Kechts- 
grund für ein gesetzgeberisches Eingreifen der Staatsgewalt. 

Zu solchen Angelegenheiten kann auch die religiöse Kinder- 
erziehung gezählt werden, und wenn die Beantwortung der Frage, 
ob die religiöse Erziehung mehr als bürgerliche oder mehr als re- 
ligiöse Angelegenheit zu erachten sei, beim ersten Blick, rein äus- 
serlich betrachtet, etwa zweifelhaft erscheinen sollte, so möge in's 
Auge gefasst werden, dass das religiöse Erziehungsrecht als seinen 
wichtigsten Bestandtheil das confessionelle Bestimmungsrecht invol- 
virt. Die Confessionsbestimmung ist das Wesentliche, sie kann nur 

Reiche 6. 12, Heft 4, S. 161 ; E. SeMing, Die religiöse Erziehung der Kinder 
and der Entwurf eines bürgerliehen Gesetzbuches für das deutsche Reich, Er- 
langen und Leipzig 1891; Adolf Scheuert , Die Staatsgesetzgebung Über die 
religiöse Kindererziehung in der Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht von 
Emil Friedberg und Emil Schling 1892, B. 28, S. 1—18; W, Kahl, Kirchen- 
recht und Kirchenpolitik, S. 185; Beitrage zur Erläuterung und Beurtheilung 
des Entwurfes eines bürgerlichen Gesetzbuches für das deutsche Reich von 
E, J. Becker und 0. Fischer: Die Rechtsgeschäfte im Entwürfe eines bürger- 
lichen Gesetzbuches etc. von Ernst Zittelmann, Berlin 1890, Th. 2, S. 58—65* 
1) Ueber die principielle Seite dieser Fragen schreiben vom katholischen 
Standpunkte aus Gerhard Schneemann, Die Freiheit und Unabhängigkeit 
der Kirche, Freiburg 1867; Victor Cathrein, Die Aufgaben der Staatsgewalt 
und ihre Grenzen, Freiburg 1882; L. Hammerstein, Kirche und Staat, Frei* 
bürg 1883; F, J. Mouiart, T^glise et T^tat LouYain 1880; Yom akatholischen 
Standpunkte aus Faul Hinschius, Allgemeine Darstellung der Verhältnisse 
von Kirche und Staat insbesondere S. 236, 287; J. Frohsekammer, Das Recht 
der eigenen Ueberseugnng, Leipzig 1869, S. 164 sq. 
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von dem primär Erziehungsberechtigten vorgenommen werden; die 
Tliätigkeit der religiösen Erziehung dagegen ist das Nachfolgende 
und Nebensächliche; sie Icann von jeder Person übernommen, muss 
aber von den damit beauftragten Personen stets im Sinne des primär 
Erziehungsberechtigten vollzogen werden. Ersetzen wir daher die 
unbestimmte und Missverständnissen zugängliche Ausdrucksweise 
»religiöse Erziehung« durch das präciser gefasste Wort »Gonfessions- 
bestimmung«, so dürfte wohl jeder Zweifel gehoben sein; denn 
formelle und materielle Vorschriften über die Confessionsbestimmung 
und die damit zusammenhängende GonfessionsangehOrigkeit, gehören 
oiFenbar dem Öffentlichen Rechte an. Dazu treten noch die weiteren 
Erwägungen, dass die Gesetzgebung^) und wissenschaftliche Dar- 
stellung >) die religiöse Eindererziehung vorwiegend als eine Frage 

1) Die landesgesdtzlichen Bestiromangea gehören vorwiegend dem öffent- 
lichen Rechte an und auch in jenen Bechtsgebieten , in welchen die religiösen 
Erziehangsfragen nach den Grundsätzen des bürgerlichen Rechtes entschieden 
werden, finden diese aus den Grundsätzen des Öffentlichen Rechtes, dem inter- 
confessionellen Kirchenrechte und Schulrechte, eine entsprechende Ergänzung 
und Vervollständigung. 

2) Die Bearbeiter des Privatrechtes haben die religiöse Kindererziehung 
entweder ganz aus dem Bereiche ihrer Darstellung ausgeschlossen, oder nur 
oberflächlich berührt, während die Werke über Staatsrecht und Staatskirchen- 
recht umfangreiche Capitel üher diesen Gegenstand enthalten. Einerseits sei 
verwiesen auf: Ch. K Glück, Pandekten, B. 2, S. 260, 261 ; J. A, Seuffert, Pan- 
dekten, 1852, B. 3, S. 17, 44, 94; G. F. Puchta, Pandekten, 1850, S. 486, 587; 
B. Windscheid, Pandekten, 1867, B. 2, S. 829; C. ./. A. Mittermeier, Deutsches 
Privatrecht, 1827, S. 211, 212; Qg. Beaeler, System des gemeinen deutschen Pri- 
vatrechtes. 1853, B. 2, S. 463; C. F. Gerber, Deutsches Privatrecht, Jena 1886. 
S.458; //. ö. öcnyZer, Deutsches Privatrecht, Erlangen 1876, S.577; 0. Stobbe, 
Deutsches Privatrecht, 1884, B. 4, S. 320 sq.; Paul Roth, System des deutschen 
Privatrechtes, 1880, B. 2, S. 361 ; Gg. Prager, Lehrbuch des Privatrechtes mit 
Rücksicht auf die einschlägigen Materien des öffentlichen Rechtes, 1890, B. 3, S.59; 
//. Dernburg, Preussisches Privatrecht, Halle 1884, B. 8, S. 162 sq.; Paul 
Roth, Bayerisches Civilrecht, 1881, S. 541, 606; H. Lang, Personen-, Familien- und 
Vormundschaftsrecht des Königreichs Württemberg , S. 501 ; AT. 6'. Zacharid, 
Französisches Civilrecht, 1885, B. 3, S. 192, Anm. 3 bemerkt : Es handelt sich hier 
um eine staatsrechtliche, nicht um eine civilrechtliche Frage. Ebenso J. Krainx, 
Qesterr. Privatrecht. Wien 1889, B. 2, 1, S. 342, Anm. 1 zu §.456. Andererseits 
verweisen wir auf Marquardsens Handbuch des öffentlichen Rechtes, in wel- 
chem sich ausführliche Capitel über die religiöse Erziehungsfragen und die da- 
mit zusammenhängenden Fragen der Glaubenswahl, des elterlichen Confessions- 
bestimm ungsrechtes etc. befinden; ferner auf die in meinem Commentar zu 
§§. 12—23 der 11. Verfassungsbeilage, Augsburg 1894, angegebenen Lehrbücher 
des bayerischen Verfassungsrechtes, Vergl. insbes. S. 56 und 97. Dagegen be- 
merkt 0. Sarwey, Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflegef 
Tübingen 1880, S. 296: »Ein Streit über die Kindererziehung ist entweder, wenn 
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des öffentlichen Rechtes behandelte. Zweifellos war für diese Art 
und Weise der Zusammenstellung der innerliche Zusammenhang des 
BechtsstofiFes massgebend: denn es lässt sich wohl nicht annehmen, 
dass die Gesetzgeber und Bechtsgelehrten bei der systematischen 
Behandlung dieses Themas in Unklarheit und Täuschung befangen 
waren. Unter Zusammenfassung aller angeführten Momente kommen 
wir daher zu dem Schlussergebnisse, dass bei gesetzlicher Regelung 
der religiösen Erzieh ungsf ragen das Erziehungsrecht und Kirchen- 
recht nicht mehr durch eine bestimmt erkennbare Grenze geschieden 
werden können, sondern beide in einander zusammentliessen. Grenz- 
Überschreitungen sind hier unvermeidlich und unausbleiblich. Es hat 
sich auch thatsächlich herausgestellt, dass jeder der oben genannten 
Antragsteller, welcher mit bestimmt formulirten Vorschlägen her- 
vorgetreten ist, die Grenzlinien des Familienrechtes weit über- 
schritten hat. 

Vollkommen correct de lege ferenda verhält sich nur Karl 
Schmidt^ welcher lediglich Aufhebung der bestehenden Landesgesetze 
beantragt mit dem offenen Geständniss: »Handelte es sich um die 
Aufgabe, die bisherigen Landesgesetze zu ändern, so könnte die Zu- 
ständigkeit der weltlichen Gesetzgebung, namentlich also auch die 
der Reichsgesetzgebung, bestritten werden, weil solche Zwangsbe- 
stimmungen (wie sie nämlich in den Gesetzen über religiöse Kinder- 
erziehung zu Tage treten) dem Grundsatze der Nichteinmischung 
des Staates in das religiöse Gebiet geradezu widersprechen^).« 



die Kinder elternlos sind, eine Vormandschaftsfrage , oder ein Streit über die 
Rechte der Eltern, also weder in dem einen noch dem anderen Falle ein Gegen« 
stand der öffentlichen Rechtsprechung.« Er findet es daher ungerechtfertigt, dass 
nach bayerischem Rechte Streitigkeiten über religiöse Eindererziehung vor 
den Verwaltnngsgerichtshof verwiesen sind. 

1) Der Anschanang von K. Schmidt schli essen sich an: A, Lefimkuhl 
in den Stimmen aus Maria-Laach, 1891, B. 40, S. 286 and ebenso in der lincer 
Theologisch praktischen Qaartalschrift 1892, B. 25, S. 772 sq. in einem Auf- 
sätze über Elternrecht nnd Elterupflicht in Erziehung der Kinder; Passaaer 
Theologische Monatsschrift, 1893, S. 301, 302; Der Mainzer Katholik, 1894, 
S. 90, 91; Alfona Beileaheim im Literarischen Handweiser, 1891, S. 16 nnd 
S. 686, 687 (Ebenso schon 1889, S. 167); GeigeL im Archiv für kath. Kirchen- 
recht, 1891, 8. 167 sq. R, Scher er offenbart sein Bedenken gegen den 
K, Schmidi*8chen Vorschlag in der ihm eigenthümlichen, scharfsinnigen Weise mit 
dem Bemerken: Schmidt schl&gt als einfachste Lösnng der Frage vor »die Ent- 
scheidong über die confessionelle Ersiehang dem Gewissen der Eitern zu über- 
lassen. Wie aber, wenn deren Gewissen nicht in Ordnung ist?I< Kirchenrecht, Graz 
nnd Leipzig 1891, B. 2, 1, S.37, Anm. 26. A. Beileaheim bedauert diesen Mangel 
der Anerkennung des Naturrechtes — Liter. Handweiier 1891, S. 686 — and er- 
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Dagegen greift L. Hammerstein bereits tief in das Bereich des 
Eirchenrechtes ein, da er das religiöse Erziehungsrecht auf die in 
Deutschland zugelassenen Religionen — Eatholicismus, Protestantis- 
mus und Judenthum — eingeschränkt wissen will. Gonsequenter- 
weise mnsste dann auch die Untersuchung der Fragen, welche Re- 
ligionen Deutschlands bisher Anerkennung als Öffentliche oder Priv^at- 
kirchengesellschaften gefunden, welche Religionsgesellschaften Befug- 
niss haben, Unterricht an religionsunniündige Personen zu ertheilen, 
ferner das Recht, in Zukunft neue Religionsgesellschaften mit öffent- 
lichen oder Privatrechten im Reiche aufzunehmen , von den Einzel- 
Staaten an die Reichsgewalt übertragen werden. 

Ungleich tiefer greifen die durch Drache^ SeMing, Scheuert und 
Kahl gemachten Abänderungsvorschläge in das Oebiet des öffentlichen 
Rechtes ein. So lassen sich doch gewiss staatsgesetzliche Vorschriften 
über die Confession der Kinder aus gemischter und ungemischter 
Ehe, ferner Bestimmungen über das Unterscheidun^salter auf keinen 
Fall in dem Capitel über das Familienrecht unterbringen ; die 
Festsetzung einer gewissen Erziehungsreligion für Kinder, ebenso die 
Bestimmung eines für den Confessionswechsel erforderlichen Alters 
gehört vielmehr entschielen dem öffentlichen Rechte an. Unter den 
gleichen Gesichtspunkt fallen auch die Grundsätze über etwaige Be- 
rücksichtigung des väterlichen Confessionswechsels , die Bestimmung 
der Communion oder Confirmation als Endtermin f^r das freie elter- 
liche Confessionsbestimmungsrecht, die civilgesetzlich unbegründeten 
Beschränkungen des mütterlichen Erziehungsreclites, die Festsetzung 
weitgehender Gompetenzen für das sogenannte Vormundschaftsge- 
richt etc. Uebrigens geben Schling und Scheuerl selbst zu, dass 
alle in das Oebiet der religiösen Kindererziehung einschlägigen 
Fragen wegen mangelnder Competenz des Reiches in das Reichs- 



wiedert: Dieser Frage halte ich eine andere entgegen! Wie aber, wenn der 
protestantische Vater, in dessen Hand das Staatsgesets die religiöse Erziebang 
des Kindes legt, auf Grand seines Bibelchristenthams zar Erkenntniss der allein 
wahren Religion noch nicht vorgedrungen ? Beide Fragen sind sehr leicht xa 
beantworten. Darch den Vorschlag Schmidts wird ja eben die Bestimranng 
der Erziehnngsreligion der Kinder bei allen anftanchenden MoinangsTerschie- 
denheiten in die Hand des Vaters gelegt, da dieser in solchen Fallen immer 
den Aasschlag gibt and von Niemanden in der Aas&bang dieses seines Rechtes 
gehindert werden kann. Es ist hier noch so bemerken, dass die genannten 
Aotoren die Frage über Zuständigkeit der Reichsgewalt nicht in das Bereich 
ihrer Erörterungen ziehen; sie nehmen also wohl die Competenz des Reiches, 
ebenso wie Schmidt, unter dem Gesichtspunkte des Erziehungsrechtes als ge- 
geben an. 
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civilgesetzbach nicht aufgenommen werden können, sie wollen daher 
einzelne einschlägige Fragen den Bundesstaaten zur landesgesetz- 
lichen Regelung vorbehalten wissen. Ebenso sah sich auch Kahl 
mit Bücksicht auf die verschiedenartigen, in das Gebiet der religiösen 
Kindererziehung einschlägigen Rechtsfragen zu einer entsprechenden 
Theilung der gesetzgeberischen Aufgabe veranlasst : nach seinem Vor- 
schlage sollen nur die Rechtssätze über die religiöse Erziehung von 
Kindern aus ungemischten Ehen, aus geschiedenen Ehen, von Adoptiv- 
und Pflegekindern, von Findelkindern und anehelichen Kindern im 
Zusammenhange mit der Regelung der allgemeinen Erziehungsgewalt, 
d. h. nach rein privatrechtlichen Orundsätzen, in das bürgerliche Ge- 
setzbuch selbst aufgenommen, dagegen diejenigen von Kindern aus 
gemischten Ehen in ein Reichsspecialgesetz verwiesen werden, weil 
im Rahmen des bürgerlichen Gesetzbuches die Regelung des Gegen- 
standes nicht mit der unerlässlich nothwendigen Vollständigkeit ge- 
schehen könnte. Die Zuständigkeit der Eleichsgesetzgebung soll, so- 
weit das rein privatrechtliche Gebiet überschritten wird, durch die 
Reichscompetenz über die Feststellung des Personenstandes, die Ge- 
richtsverfassung und das Straf recht gegeben sein. Di^egegen sollen 
das materielle Schulrechl, sowie alle Fragen der Begründung und 
Aufhebung der Kirchenmitgliedschafk nach wie vor der Zuständigkeit 
der Einzelstaaten vorbehalten bleiben ^). Es wäre also auch in diesem 
Falle nur eine in den Grundzügen einheitliche, aber in den Einzel- 
heiten das ganze Reich nicht gleichmässig umfassende Gesetzgebung 
geschaffen. Im Hinblick auf alle angeführten Gründe halten wir 
(iaher daran fest, dass Gesetzentwürfe, welche nicht Mos Aufgaben 
der Reichsgesetzgebung formuliren, sondern in ihrer vollen Ent- 
wicklung auch Aufgaben für die Landesgesetzgebung, sowie für die 
Thätigkeit der Gommunal-, Kirchen- und Schulverbände enthalten, 
aus formalen Gründen zur Vorlage an den Reichstag nicht geeignet 
erscheinen >). 



1) IMe Confeasion der Kinder ans gemiiehter Ehe. Zu den Vorti^ligen 
ab«r die Godification des dentachen b&rgerlichen Rechts. Freibnrg and Leipsig 
1895, S. 28, 29, 74. 

2) Zum gleichen Resaltate gelangt: Fran» Linäner, Die Confeasion 
der Kinder nach dem geltenden bayerischen Rechte. Unter Benützung der ge- 
setzlichen and s<mstigen Bestimmangen, dann der einschlägigen Praxis and 
Literatar heraasgegeben. Manchen 1894, 8. 1—3. MHe die gante Schrift, so 
sind aach seine Bemerknogen ttber rorUegende Frage anklar and anverstind- 
lich. Er dtirt Schling and Drache, beweist aber darch seine, an die Abhand- 
langen dieser beiden Autoren geknüpften Bemerkangen, dass er dieselben ent- 
weder gar nicht, oder nur hOchst oberflächlich stadirt hat. Nur der Yollstindig- 

ArohlT mr KireheDrecht LXXIII. 18 
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IL MaterieUe Würdigung. 

Bei der materiellen Würdigoog der bisher gemachten Oesetzes- 
vorschlage soll der Nachweis erbracht werden, dass in denselben eine 
praktisch brauchbare, die Verhältnisse und Bedürfnisse der Gegen- 
wart treffende Gestalt der gesetzlichen Regelung der religiösen Kinder- 
erziehnng noch nicht gewonnen wurde. Bevor wir jedoch in die ma- 
terielle Würdigung der Sache eintreten, erscheint es angezeigt, zwei 
Vorfragen in aller Kürze zu erledigen, nämlich 

1. welche Gesetze die Staatsgewalt behufs Regelung der reli- 
giösen Erziehung von Kindern aus gemischten Ehen bisher erlassen 
habe, und 

2. welche Stellung der apostolische Stuhl gegenüber den staats- 
gesetzlichen Vorschriften über religiöse Kindererziehung bisher ein- 
genommen habe? 

1) Als in den Zeiten der Reformation die ersten Mischehen 
durch den üebertritt des einen Ehegatten zur neuen Lehre ent- 
standen, ergaben sich gleichzeitig auch die ersten Streitigkeiten 
über die Frage, in welcher Gonfession die aus solchen Ehen vor- 
handenen Kinder erzogen werden sollten ^). Die Staatsgewalt des 
16. und 17. Jahrhunderts wusste keine bessere Lösung dieser Streitig- 
keiten vorzunehmen, als die bestehenden Mischehen zu trennen, die 
Eingehung solcher Ehen für die Zukunft zu verbieten , und die re- 
ligiöse Erziehung der Kinder nach dem Grundsatze »Cujus regio, 
ejus et religio« zu bestimmen. Diese Massregeln konnten jedoch 
nicht allgemeine und dauernde Geltung gewinnen. Denn nur jene 

keit halber soU auch diese Schrift erwähnt sein. Aaf den Weg der Landesge- 
setzgebniig sar Nearegelang der religiösen Kindererziehang verweist auch Karl 
Sartorius^ Die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen. Nord- 
lingen 1887, S. 91, 92, vergl. hieza eine Kritik in den Blättern far administra- 
tive Praxis ete. 1888, 8. 16. 

1) YergL hiezn: Friedrich Kunstmann, Die gemischten Ehen unter 
den christlichen Confessionen Deatschlands , Begensbnrg 1839, S. 30 sq. 
Auguttinus de RoBCovdny, De matrimooiis miztis inter Catholicos et Pro- 
testantes. Qninqne = Ecclesiis 1842, Tom. I, 8. 2 sq. — t?. Linde, Beitrag 
zur Lehre über die religiöse Erziehnng der Kinder ans gemischten Eben in der 
Zeitschrift ftr Ci?ilrecht und Process. Giessen 1847. Nene Folge B. 3, S. 287 sq. 
Ausf&hrliche Nachrichten über die in den einzelnen deutschen Landern früher 
geltenden Bestimmungen bezügUcb der religiösen Erziehung von Kindern aus 
gemischten Ehen sowie die QueUennachweisungen hiezu finden sich bei Kunat- 
mann, und Linde; eingehende Nachrichteu und Quellennach Weisungen zu den 
ehemals in Kurbayem und der Kurp&lz geltenden Gesetzen in meinem Com- 
mentar lu §§. 12—28 der II. Beilage zur bayerischen Verfizssungsurkunde. 
Augsborg 1894, S. 1 sq. 



Heiehagesetsa. ttegelung der relig, tUnderemieK in ÜeuUchland, 275 

Landesherrn, in deren Gebieten in dem Normaljahre 1624 aus- 
schliesslich die Uebung einer Confession bestanden hatte, waren be- 
rechtigt, die Ehen mit Angehörigen einer anderen Confession nach 
freiem Ermessen zu verbieten , oder zu genehmigen nnd bei deren 
Qenehmignng onerose Bedingungen festzusetzen. Dagegen durften in 
allen anderen Gebieten, wo beiderlei Keligionsverwandte ^) zur Beli- 
gionsübung berechtigt waren — insbesondere in den freien Reichs- 
städten, wo die bürgerliche und politische Gleichberechtigung der 
Confessionen zuerst zur Durchführung gelangte — keine Beligions- 
gesetze erlassen werden, welche geeignet waren, die Rechte der Ka- 
tholiken, der Lutherischen oder der Reformirten zu beeinträchtigen 
und die durch den Westphälischen Frieden garantirte Gleichbe- 
rechtigung zu verletzen. Um diese confessionelle Gleichberechtigung 
auch auf dem Gebiete der gemischten Ehen und der religiösen Er- 
ziehung von Kindern aus gemischten Ehen einzuführen, wurden 
einerseits die Ehen zwischen Katholiken und Protestanten für recht- 
lich zulässig erklärt, andererseits die religiöse Erziehung der aus 
diesen Ehen stammenden Kinder ohne Rücksicht auf die Confession 
des Landesherrn nach objectiven Normen geregelt >). Demgemäss be- 



1) > Wo in einem Lande beiderlei Religionwertoandte %u ihrer Re- 
ligionsübung berechtigt sind, pflegt selbigen, wenn sich zweierlei Religions- 
verwftndte lusammenheirathen, freigelaasen za werden, Ehepakten zu errichten 
and in denselbigen zu bestimmen, wie es mit der Kopulation, wie auch wegen 
der zu erzeugenden Kinder Taufe und Erziehung in dieser oder jener Religion 
solle gehalten werden. Wenn aber ein Landeaherr anderen Religions- 
verwandten aus Gnaden Freiheiten ertheüt, kann er auch reguliren, wie es 
mit deren Ehepakten bei yermischten Ehen solle gehalten werden. In denen 
Landen oder Orten , wo andere ReligionsYerwandte nur aus Gnaden geduldet 
werden, steht es einem Landesherrn frei, die gemischten Ehen insofern zu yer- 
bieten, dass man dergleichen Personen nicht im Lande duldet oder sie auf 
andere Weise einzuschränken.« Johann Jakob Moser, Von der Landeshoheit 
im Geistlichen, Frankfurt und Leipzig 1773, 8. 483. — »/n welchen Ländern 
verschiedene Religionsven/oandten geduldet werden, da lasst man auch die 
gemischten Ehen unter denselben zu, ausserdem aber nicht, wenigstens nicht 
ohne Dispensation. Landesherrliche Gesetze bestimmen sodann (welche aber 
nicht wider den Religions- oder Westphälischen Frieden sein müssen) wie es 
mit Eingehung solcher Ehen und der Erziehung der Kinder dürfe und solle 
gehalten werden.« Unter den Religionsverwandten sind nur die in Deutschland 
erlaubten Religionen zu verstehen : »Nur eyangelisch reformirte , evangelisch 
luthensche und katholische Religion ist in Deutschland erlaubt.« Johann 
Jakob Moser, Von der Teutschen Religionsverfassung, Frankfurt nnd Leipzig 
1774, S. 28, 25, 75, 115. 

2) Zunächst veranlasst durch eine Anfrage der katholischen Abtheilung 
des Magistrates Augsburg, welcher bei dem zur Ausführung der Bestimmungen 

18» 
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stand in einzelnen Ländern die Vorschrift, dass die Religion der 
Kinder aus gemischten Ehen nach dem Geschlechte derselben in 



des westph&lischen Friedens niederffesetzten NQrnberger Execationscongrats 
unter anderem aach die Anfragen stellte: Wenn ein Waisenkind die Religion, 
der es seiner Eltern halber zagetbeilt wnrde, nicht annehmen wolle, wie mit 
diesem zu verfahren und wie die Unterscheid nngsjahre festzusetzen seien? 
Ferner, wenn die Eltern von zweierlei Religion wären, und keine Ehepakten 
gemacht, oder hinsichtlich der Religion der Kinder darin nichts geordnet h&tten, 
wie es sodann mit den Kindern zu halten, ob die väterliche Gewalt allein gel- 
ten, oder ob die Söhne, wie man es mit den Waisenkindern gehalten habe, 
dem Vater, die Töchter aber der Mutter in der Religion folgen sollten? 

Hinsichtlich der Festsetzung eines Unterscheidungsjahres konnten weder 
das Plenum der Congressmitglieder noch die beiden Theologen, welchen schliess- 
lich die Entscheidung der Frage durch Gompromiss übertragen worden war, 
eine Verständigung erzielen. Von katholischer Seite wurde das 10., von pro- 
testantischer das 15. oder 18. Lebensjahr in Vorschlag gebracht Schliesslich 
erklärten die Katholiken »dies gehöre zur Theologie und lasse sich unter Welt- 
lichen nicht ausmachen. c »Es kommt also lediglich auf richterliche Ermässigung 
in jedem casu particulari an, da dann nach befundener Maturität die Eltern 
auch wider Willen die ErwäMung einer aus den drei tolerirten Reli- 
gionen an Orten, wo keine statuta contraria vorhanden Hnd, gestatten 
müssen, ohne dass man die Zeit, da sie aus väterlicher Gewalt treten, zu er- 
warten von nöthen hat.« Anmerkungen über den Codex Maximilianeus Bavaricus 
civilis von Wiguläus, Xaverius, Aloysius Kreittmayr, München 1759, 
S. 148, 854. 

Hinsichtlich der zweiten Frage wurde am 14. und 24. September 1650 
von den Reichsdeputirten das Gutachten abgegeben. »Den 8. casum mixti ma- 
trimonii betreffend, da hat es in denen geistlichen und weltlichen beschriebenen 
Rechten ratione patriae potestatis dergestalt sein kkres Ziel und Mass, dass 
dem Vater die alimentatio, institutio, elocatio, dotatio u. dergl. Ehebeschwerden 
principaliter obliegen und die Kinder utriusque sexus desselben Disposition in 
geistlichen und weltlichen Sachen vornehmlich jederzeit zu gehorsamen schuldig 
sind ; dabei wir es jedoch mit der Bescheidenheit bewenden lassen, dass in alle 
Wege, da pacta dotalia vorhanden sind, oder hinfur aufgerichtet werden mögen, 
dieselben zuvörderst in Acht genommen und observiret werden sollen und müssen. 
Dabei blieb das Corpus Evangelicorum.« J. J, Moser, Von der Teutschen Re- 
ligionsverfassung, S. 71, 72, 76. Die Ausfuhr ong solcher Kindererziehungsver- 
träge konnte auf dem Rechtswege erzwungen werden : »Wenn Ehepakten zwi- 
schen Eheleuten von verschiedeneu Religionen wegen Erziehung der Kinder vor- 
handen sind, kann und muss nach unserer Reichsgrundverfassuog an denen 
Reichsgerichten darauf geklagt und darnach gesprochen werden : dann weil 
Jedermann im Reich zu einer oder der anderen erlaubten Religion treten darf, 
so darffen auch Verlobte oder Eheleute wegen der anhoffenden oder bereits 
habenden Kinder deswegen einen Vergleich schliessen, wie auch zwischen hohen 
und niederen Standespersonen, ja gemeinen Leuten täglich geschieht, und über- 
all darnach in Gerichten geurtheiit wird. Sind aber keine solche Ehepakten 
vorhanden, kommt es auf die Familien oder anderen Verträge , und in deren 
Ermangelung auf das Herkommen an. MTo es aber daran fehlt, hat man bisher 
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der Weise getheilt werde, dass die Knaben der Gonfession des 
Vaters, die Mädchen der Gonfession der Mutter folgen sollten. An- 
derwärts war geboten, alle Kinder in der Gonfession des Vaters, als 
des Familien hauptes zu erziehen. Dementsprechend musste auch be- 
reits die Trauung durch einen Qeistlichen der Gonfession des Vaters 
vorgenommen werden. In den meisten confessionell gemischten Ge- 
bieten Deutschlands war es den Eltern gestattet, die Erziehungs- 
religion ihrer Kinder auf dem Wege vertragsmässiger Vereinbarung 
zu bestimmen. 

Die gesetzliche Anerkennung von Erziehungsverträgen erschien 
— wie sich aus den Keligionsstreitigkeiten in den confessionell ge- 
mischten Ländern Deutschlands geschichtlich nachweisen lässt — 
als das geeignetste Mittel, dem häufigen Eingreifen des Gorpus Ga- 
tholicorum oder Evangelicorum in Beligionsstreitigkeiten vorzubeugen 
und die widerstreitenden Interessen der betheiligten Gonfessionen zu 
befriedigen; dieselbe wurde auch von katholischer, wie von pro- 
testantischer Seite als die annehmbarste und passendste LOsung der 
Steitfrage bezeichnet, weil sie der reichsgesetzlichen Parität am voll- 
kommensten entsprach und den Gewissensrechten der ünterthanen am 
besten gerecht wurde. In Folge dessen ging auch die Bechtsent- 
wicklung des 19. Jahrhunderts unter dem Einflüsse der staatlich an- 
erkannten Gewissensfreiheit und politischen Gleichberechtigung der 
Gonfessionen in folgerichtiger Weise dahin, die absoluten landesge- 
setzlichen Vorschriften, welche ein confessionelles Bestimmungsrecht 
der Eltern ausschliessen , zu beseitigen und an deren Stelle die Zu- 
lässigkeit elterlicher Vereinbarungen über die religiöse Erziehung der 
Kinder — entweder in der Form von Verträgen, welche beide Ehe- 
gatten gleichmässig verpflichten, oder bei gesetzlich ausgesprochener 
Unverbindlichkeit der Erziehungsverträge in der Form wechselseitiger 
Uebereinkünfte der Ehegatten mit präponderirender Stellung des 
Vaters — zu gesetzlicher Anerkennung zu bringen: ein Ziel, wel- 
ches allmälig mit mancherlei Modificationen im Einzelnen in allen 
deutscheu Staaten erreicht wurde, so dass gegenwärtig absolut 
bindende Vorschriften nirgends mehr zu Recht bestehen, üebrigens 
sind auch die heutigen Tages gesetzlich zulässigen elterlichen Ver- 
einbarungen über die Erziehungsreligion der Kinder in formeller >), 

Doch kein so sicheres Normatiy, welchem nichts entgegenzusetsen wäre.« 
Johann Jakob Moser, Von der Tentschea Justizverfassang. Frankfart and 
Leipzig 1774, B. 1, S. 749, §. 86. 

1) So bestanden z. B. in Bayern bis 1. Juni 1890 verschiedene Vertrags- 
formal itaten , in andern L&ndern moss die elterliche Verfügung über die 



278 Geiger, Reichagea. Regelung d, relig. Kindererziefu in Deutachland, 

materieller^) und zeitlicher >) Beziehung vielfachen Beschränkungen 
unterworfen, bei deren Nichtbeachtung die elterlichen Bestimmungen 
ihre Rechtswirksamkeit verlieren und durch die gesetzlich vorge- 
sehenen absoluten Vorschriften ersetzt werden*). 

2) Wenden wir uns nunmehr zur Beantwortung der Frage, 
welche Stellung der apostolische Stuhl gegenüber den Staatsgesetzen 
über religiöse Eindererziehung eingenommen hat. 

Hierauf ist zu erwiedern, dass der apostolische Stuhl bei allen 
Veranlassungen >- sowohl in Antwortschreiben auf einzelne Anfragen 
als auch in allgemein gefassten Erklärungen, in Kundschreiben 
an sämmtliche Bischöfe des katholischen Erdkreises, — unverhohlen 
seine Missbilligung ^) über die Abschliessung von Mischehen ausge- 
sprochen und dabei bestimmte Vorschriften erlassen hat, welche die 
Katholiken bei Eingehung einer gemischten Ehe hinsichtlich der 
religiösen Erziehung der Kinder einzuhalten verpflichtet sind. Jede 
staatliche Gesetzgebung, welche einem Katholiken die ErffiUung 
dieser Gewissenspflichten unmöglich macht, oder ungebührlich er- 
schwert, ist von der Kirche stets bekämpft und eine etwaige Con- 
nivenz oder Accommodation gegenüber solchen Staatsgesetzen als un- 
zulässig verworfen worden. Bei diesen Gelegenheiten erfolgten zu- 
gleich klar und bestimmt gefasste Erklärungen des apostolischen 
Stuhles, um das katholische Gewissen zu wecken und die katho- 



Eniehungsreligion der Kinder vor einer bestimmteD Behörde abgegeben 
werden. 

1) In materieller Beziehung besteben Vorsebriften, welche die Eltern in 
der Wabl der Erziebangsreligion beschränken. 

2) z. B. massen KindererziehangsYertrage in der bayerischen Rheinpfalz 
vor Eingehnng der Civilehe abgeschlossen werden, in Braanschweig mnss der 
Vater die Confessionsbestimmang nach der Gebart des ersten Kindes und vor 
der Tanfe desselben vornehmen. 

3) So wird z. B. in Bayern und Mecklenburg die Religion von Kindern 
aus gemischten Ehen in Ermangelung einer rechtsgiltigen Vereinbarung nach 
deren Gescblechte bestimmt , in Preussen und Württemberg nach der Religion 
des Vaters. Näheres in Schmidia verdienstroUem Werke über die Gonfession 
der Kinder. 

4) In allen Aktenstücken zuletzt in der Encyclica Papst Leo XIII. über 
das Sacrament der Ehe: Illud etiam caYendum est, ne scilicet conjugia facile 
appetantur cum alienis a catholico nomine : animos enim de disciplina religionis 
dissidentes vix sperari potest futuros esse cetera concordes. Quin imo ab ejus- 
modi conjngiis ex eo maxime perspicitur abhorrendum, quod occasionem prae- 
bent vetitae soeietati et communicationi rerum sacrarum, periculum relig' oni 
creant conjugis catbolid, impedimento sunt bonae institotioni liberoru a et 
persaepe animos impellunt, ut cnnctarum religionum aequam habere rationem 
assuescant, sublato veri fklsique discrimine. 
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lischen Qrundsfttze vor Yerdankelung und Zweifeln za bewahren. 
Wenn wir die lange Reihe der seit den Zeiten der Reformation 
erlassenen päpstlichen Aktenstücke auf unseren Zweck näher prüfen, 
80 können wir aus den nach Lage der Sache, der Zeit- and Orts- 
Verhältnisse verschieden gefassten Aeussernngen nachfolgende Fnn- 
damentalsätze gewinnen 0* 

1) Gegenüber einer Verordnung Kaiser Joseph II. von Oestenreich vom 
11. Mai 1782, womach in den österreichischen Niederlanden in gemischten 
Ehen die Kinder mannlichen Geschlechtes in der protestantischen Religion er- 
zogen werden sollten, wenn der Vater der protestantischen, die Matter der ka- 
tholischen Religion angehörte, bemerkt Papst Piua VL: Poterit parochns ca- 
tholicQs mateiialem snam exhibere praesentiam, sie tarnen, at seqnentes obser- 
vare teneatnr seqnelas : 

Secando, at ezigat et recipiat a contrahente haeretico declarationem in 
scriptis, qao cam joramento praesentibas daobas testibas .... obliget se ad 
permittendam comparti asam liberam Religionis catholicae et ad edacandora 
in eadem omnes liberos nascitnros sine alla sexas distinctione etc. 

Tertio, at et ipse contrahens catholicas declarationem edat a se et dao- 
bas testibas sabseriptam in qaa cam jaramento promittat, non tantam se nnn- 
qaam apostataram a Beligione saa catholica, sed edacataram in ipsa omnem 
prolem nascitarmro et procarataram se efficaciter conversionem alterias contra- 
hentis acatholid. um den Widersprach iwischen Staats- and Kirchengesetz 
in heben »recarrendam erit ad caesaream Majestatem etc. bei Kunatmann^ 
Gemischte Ehen. S. 228, 229. ~ Gegenüber den absolaten Confessionsbestim- 
mangsregeln in §§. 14, 18, 22 der II. Beilage zar Verfassangsarkande des 
Königreiches Bayern, heisst es in den fogli dottrinali: In qaesto capo si ri- 
gaarda come cosa assolatamente indifferente la qaalita della confessione cri- 

stiana da segairsi dai figli nati da matrimoj misti, e si stabilisce, 

che qaando non sia stata contratta la religione de' figli, debbano i maschi 
segoire qaella della padre, le femminine qaella della madie et che gli 
esposti segaano la religione di chi li riceve o qaeUa propria delF istitato 
degli esposti, ove si edacano, o ftiori di qaesti casi qaella della plaralit4 
degli abitanti del laogo, in coi sono esposti, ma si preacrive inoltre, che 
al cambiarsi la religione dei genitori et cessando il matrimonio di easer misto 
si cambi, qando non vi siano patti convenati, la religione dei figli, vale a dire 
si prescrive, che an cattolico abbraci la confessione laterana o calvinista, se 
nato per eseropio da madre catholica et da padre di diversa confessione abbia 
la disgrazia di veder passare la madre alla confessione del padre, n^ egli si 
trovi di esser cattolico per contratto ossia gia amesso alla confermazione o alla 

participazione deF eacharistia Danqae la legislazione Bavara non solo 

contiene, roa prescrive cose contrarie ai priucipj della religione cattholica.« 
Bei Hermann v. Sicherer, Staat and Kirche in Bayern, München 1874 j ür- 
knndensammlang S« 92 sq. Zur Beartheilang dieses Abschnittes der fogli 
dottrinali siehe Joa. Hergenröiher^ Katholische Kirche and Christlicher Staat, 
Freibarg 1872, B. 2, S. 659 sq. Vergl. aach A, Lehmkuhl in den Laacher 
Stimmen, B. 25, S. 852, 857. Aehnllch aassert sich Papst Leo Xll. in einem 
allgemeinen Randschreiben an alle Patriarchen, Erzbischöfe and Bischöfe Tom 
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Vom katholischen Stwidpankte aus sind jene Staatsgesetse zu 
▼erwerfen, welche absolat bindende Vorschriften über die religiöse 



Jahre 1825 gegen die absolut biDdeoden Bettimmangeii der CiTilgesetze: Adeo 
inyalait iniquimima illa inter catholioos et haereticoi conjuges conventio, at yel 
tota prolee patris, vel matcnia patris, femina matrii leqnatur. Videtis igitar, 
qoauta Tobii eit suscipienda solUcitndo, nt fideles catbolieam de sacramento illo 
teneant doctrinam et ad parendam addncantar eoclesiae legibos ftinestaqae illa 
christianae edncationis pernidee, qnantam inniti hortata et aactoritate pos- 
sitis, a christiano popalo amoveatür, generatini vero, at eatholicis moribns et 
institotis imbaantnr adolescentes , et eisdein ipsis instando et parcDÜbnB et 
praeeeptoribus contendite. Bei Kunstmann^ Gem. Eben, S. 184. 

Daher hat der apostolische Stahl die Erlassang von Oesetsea, dareh 
welche die Errichtung von Vertrftgen Aber religiöse Kindereniehnng abge- 
schafft oder verboten wurden, bedauert, weil hiednrch die zukünftige katholische 
Erziehung djsr Kinder in Frage gestellt ist, die Eingehung einer gemischten 
Ehe fQr eine katholische Frau den schwersten Bedenken unterliegen muss, und 
die katholischen Geistlichen in eine äusserst schwierige Lage gerathen. Als da- 
her der Generalyicar der DiOcese Trier, Jos, HommeVf am 28. Januar 1817 
nach Rom meldete, dass die preussische Regierung die bisher Qbliche Er- 
richtung Ton RindererziehungsTertragen verboten habe, antwortete hierauf 
Papst Fius VII.: Sedes haec apostolica cum ea (sc. mixta) connubia impediri 
sese minime posse comperit, tacendum sibi aut dissiraulandum esse judicavit; 
nonnunqnam etiam celebrari illa annuit auctoritate sua , cum nerope in casibus 
partieularibus gravem aliquam perspedt causam adesse, qua dispeosatio hujus«^ 
modi cohoneetaretur et prolium indiscriminatim omnium institutio catholica. 
omni, qua poterat, ratione, in tuto posita erat. Nunc vero, cum legum prae- 
Scripte ris omnis adempta sit pactionibus illis, quae circa catholicam prolium 
educationem ex hujus S. Sedis auctoritate iniri deberent, coi^ugia haec nuUa 
certe ratione cohonestari, neque Ecclesiasticae potestatis assensu permitti pos- 
sunt. Haec pro oculis a te habenda, dilecte Fili, haec Catholids jurisdictioni tuae 
subjectis exponenda sunt , ut eos , si fleri possit, ab ejusmodi nuptiis deterreas» 
Quod si minus id obtineri possit, muneris tarnen tui ac parochorum Gatholico- 
rum erit, minime oonjugiis istis assistere, atque ab omni hujusmodi actu vos 
abetinere, unde conjici possit, ea vos approbare, illisve aliqua ratione coope- 
rari etc. Ebenso erUfirt Papst Fiu$ VJL in einem Schreiben vom 81. October 
1819 bei Kunatmann, Gem. Ehen, S. 241, 248. — Als durch königl. Befehl 
vom 17. August 1825 das Gesetz, wonach alle Kinder in der Religion des 
Vaters erzogen werden, Vertrage aber rechtswirksam sein sollten auf die Rhein- 
provinz ausgedehnt wurde, wendeten sich der Ersbischof von Köln und seine 
Suifraganbischdfe an den apostolischen Stuhl um Verhaltungsmaesregeln. In 
dem darauffolgenden Antwortschreiben beisst es : Romani Pontifices suis dispen- 
sationibus adjicere consuevorunt conditionem expressam de praemittendis matri- 
monio opportunis cautionibus, non modo ut coigux catholicus ab acatholico per- 
verti non posset, quin potius ille teneri se sciret ad hunc pro riribus ab errore 
retrahendum, sed etiam, ut proles utriusque sexus ex eodem matrimonio pro- 
creanda in catholicae religionis sanctitate omnino educaretur .... Juzta haec 
igitur, quoties praesertim catholica aliqua mulier viro acatholico nähere velit, 
diligenter ab episeopo seu a paroeho edocenda erit, quaenam circa h^josmodi 
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Erziehung von Kindern enthatten, dahingehend, dass das ReUgionsbe- 
kenntniss der Kinder mit Ausschluss eines elterlichen Bestimmungs- 



naptias Canonnm sententia sit, serioque admonenda de gravi soelere, qao «pnd 
D«am r6a fiet, si eos noiare praetamat: et maxime opportunum erit, eandem 
adhortari, nt meminerit firmiarimnin illud religionis nostrae dogma, qnod extra 
veram catboHcam fidem nemo saWns esse potest; proindeqtie agnoscat se in 
fllios, qnos a Deo exspeetat, jam nunc crndelissime actaram, si tales eon- 
traxerit nuptias, in qnibiis sciat illorom educationem in viri acatholici arbitrio 
fntnrara etc. Bei Kunaimann, Qem. Eben, S. 259, 8. 250 nnten and 251. In 
der dem apostolischen Breve beiliegenden Instruction des Cardiuals Albtini 
vom 27. Man 1830: Romani Pontifices sois dispensationibns adjicere consueve- 
mnt conditionem expressam de praemittendis matrimonio opportnnis cantioni- 
bns, non modo nt coqjnx catbolicos ab acatbolioo perverti non posset, qain 
potins nie teneri se seiret ad bnnc pro viribos ab errore retrahendam, sed 
eüam nt proles ntrinsqne sexns ex eo conjngia procreanda in catholicae reli- 
gionis sanctitate omnino edncaretnr. Bei Kunaimann 8. 252, 254, 256. Ebenso 
in dem Scbreiben Papst Gregor XVI. an die Erzbischofe and Bischöfe von 
Bayern vom 27. Mai 1892, 8. 258, in der daza gehörigen Instrnctio des Car- 
diuals Bernetti vom 12. September 1834, 8. 263, 264, Neuere Erlasse des apo^ 
stolischen Stahles bei A. Leim, Die Ebevorschrift des Goncils von Trient, 
Freibnrg 1888, 8. 167 nnd 171 an die Bischöfe Ungarns, 8. 175 an die Erz- 
bisehöfe nod Bischöfe Oesterreichs, 8. 78 an den Enbischof von Freibarg, 
Schreiben Papst hiua IX. vom 15. November 1858 an alle Bischöfe: »sab ex- 
pressa semper conditione de praemittendis necessariis et opportanis eaationibns, 
nt scilicet non solam catholicas conjax ab acatholico perverti non poeset, qain 
immo catholicas ipse coi^ax teneri se seiret ad acatholicam pro viribas ab er- 
rore retrahendnm, veram etiam, at uni versa atriasqae sexos proles ex mixtis 
hisce matrimoniis proereanda in sanctitate Catholicae Religionis edacari omnino 
deberet: qoae qaidem cantiones remitti sen dispensari nnnqnam possnnt, cam 
in ipsa natarali et dirina lege ftindentar etc. im Arch. fftr kath. Kirchenrecht, 
B. 14, 8. 831. Schröder, Der Papst and die modernen Ideen, Wien 1864, 3, 
8. 49. Der neneste diesbezügliche Erlass ist unseres Wissens vom 18. März 1891: 
Darnach mass sogar bei einer Ehedispens in articnlo mortis eine Sicherstellung 
der katholischen Eindererziehang gegeben werden. Es handelt sich hier am 
eine Instruction des Cardinais Monaco zu der Encycliea Papst Leo XIIL vom 
20. Febraar 1888. In letzterem Bandschreiben heisst es : Bischöfe and Pfarrer 
können dispensiren : »aegrotos in gravissimo mortis pericalo constitatos, qaando 
non SQppetit tempas recarrendi ad 8. Sedem saper impedimentis , qoantamvis 
pnblicis matrimonium jare ecclesiastico dirimentibusc — ein Satz, welcher auch 
die Pacalt&t zar Dispensation von dem impedimentam cnltas disparitatis invol- 
virt — In letzterem Falle wird es sich meistens am Personen »qai Jaxta ci- 
riles leges sunt conjaneti, aat alias in concabinatn vivant« and zagleich am 
legitimatio prolis handeln. Die hier einschlagige Anfrage des Erzbischofes von 
Lemberg nnd die darauf erfolgte Antwort findet sich im Archiv fUr kath. Kir- 
chenrecht, B. 71, 8. 188. In solchen Fällen kommen in Deutschland die Be- 
stimmungen des Reichsgeseties aber die Benrkundnng des Personenstandes und 
die Eheschliessung vom 6. Februar 1875 besonders §§. 50 Abs. 2 und 67 zur 
Beachtung und Anwendung. 
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rechtes durch die weltliche Gesetzgebung allein nach blos ftusser- 
lichen Zufälligkeiten (z. B. nach dem Geschlechte, nach der Confession 
des Vaters, nach der Confession des Landesherm etc.) bestimmt wird. 

Vom katholischen Standpunkte aus sind ferner auch jene Staats- 
gesetze zu verwerfen, welche im Anschlüsse an das gemeine Recht 
religiöse Eindererziehungsverträge für rechtsunwirksam erklären und 
dem Vater das ausschliessliche Gonfessionsbestimmungsrecht über- 
tragen, während der Mutter nur eine thatsächliche Mitwirkung an 
der religiösen Erziehung der Kinder eingeräumt wird. 

Mit den katholischen Grundsätzen lassen sich nur jene Staats- 
gesetze vereinbaren, welche der Ehefrau ebenso wie dem Ehemanne 
die Möglichkeit gewähren, die von der katholischen Kirche als Vor- 
aussetzung der kirchlichen Dispensation vom Impedimentum mixtae 
religionis geforderten Kautelen zu leisten, welche also die Bestim- 
mung über die Erziehungsreligion der Kinder der freien Gewissens- 
überzeugung beider Eltemtheile überlassen. Dieses kann nur durch 
Gesetze geschehen, welche unter Abweichung von der sonstigen 

Eine Praxis, welche geeignet ist, eine Verdankelnng der kirchlichen 
Grandsatze herbeiznfQhren , wird vom apostolischen Stnhle reprobirt: Etenim 
ad remedinm qnod attinet, ab Eminentia taa propositnm, obtinendi nempe a 
S. Apostolica Sede Üacnltateni , qua vobis liceat com sponso vel sponsa catho- 
lica in vetito mixtae religionis nnptnrientinm dispensare, et benedictionem etiam 
nnptialem impertiri in iis saltem inenndomm mixtornm matrimoniomm casibns, 
in qnibns ex recte cognita partis catholicae imo ntriosqae sponsi mente et vo- 
Inntatis dispositione sperari potest fore, nt catholica edneatio pro posse tri- 
bnatur proli etiam illi, qnae vi legis civilis band catholice edncanda foret, 
etiamsi sna forma sive baptismo hac intentione impertito, sive alio actu externe 
ad Eocleeiae sinnm non reciperetnr: illnd tale visnm est Emmis Patribos, nt 
ab eadem S. Apostolica Sede nednm permitti, sed neqne tolerari nnqnam possit 
Profecto novit Eminentia tna, Ecclesiam nnnqnam permittere, imo neqne per- 
mittere posse mixtamm nnptiamm celebrationem, nisi graves cansae canonicae 
concnrrant, et nisi opportnnae exhibeantar caationes, qnamm virtnte a conjnge 
catholico amoveatnr perversionis pericnlnm et provideatur catholicae inati' 
tutiani ac educationi prolis univertae etc. Decret der S. Congregatio S. Of- 
flcii vom 31. Jnli 1880 an den Erzbischof von Gran bei Rotcovdny, de matrimoniis 
mixtis, B. 7, S. 158, 154, 158, 167 etc. Ueber die ankirchliche Praxis in Schlesien : 
Adolf Frantz, Die gemischten Ehen in Schlesien, Breslau 1878 bei Roscoväny 
a. a. 0. B. 7, S 283—807. Die kirchlichen Ehedispensen mflssen die Bedingung 
enthalten »nt proles in fide catholica educetnr.c Der Beisatz »in qnantnm leges 
civiles admittantc ist unznlässig. Roscovdny a. a. 0. S. 306, Anm. 1. Es ist 
daher selbstverständlich, dass die Bildung eines den kirchlichen Bestimmnngen 
widersprechenden provinziellen Gewohnheitsrechtes auf dem Gebiete der reli- 
giösen Erziehung von Kindern aus gemischten Ehen vollkommen ausgeschlossen 
ist und dass durch eine noch so lange dauernde missbr&uchliche Uebung ein 
Rechtszuttand nicht begrandet werden kann. 
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Rechtsordnung Verträge der Brantlente oder Ehegatten fiber die 
religiöse Erziehung der Kinder als zulässig und rechtswirksam an- 
erkennen ^) und den entsprechenden Rechtsschutz zur Durchführung 
der vertragsmässig bestimmten Erziehungsreligion gewähren. Nur 
solche Verträge, welche beide Ehegatten gleichmässig und unver- 
brüchlich verpflichten, enthalten eine wirkliche, rechtlich unanfecht- 
bare Sicherstellung der religiösen Eindererziehung. 

Diese Grundsätze des apostolischen Stuhles besitzen selbstver- 
ständlich für die katholischen Mitglieder gesetzgebender Körper- 
schaften, falls dieselben vor die Frage gestellt sind, Gesetze über re- 
ligiöse Kindererziehung abzuändern oder neu zu schaffen, massgebende 
Bedeutung: aber auch die akatholischen Mitglieder dürften dieselben 
bereitwillig acceptiren, weil der päpstliche Stuhl hinsichtlich des 
religiösen Erziehungsrechtes nur jene Forderungen vertritt, welche 
nach der geschichtlichen Rechtsentwicklung als die zweckmässigsten 
erscheinen, nach Menschenrecht und Ühristenrecht den Eltern ge- 
bühren, und nach dem in allen deutschen Staaten verfassungsmässig 
anerkannten Grundsatze der Gewissensfreiheit niemanden vorenthalten 
werden dürfen. 

Die aus den Aeusserungen des apostolischen Stuhles gewon- 
nenen Grundsätze bilden für uns den Massstab für die sachliche Be- 
urtheilung der vorhandenen Gesetzesvorschläge über religiöse Kinder- 
erziehung, welche nunmehr der Reihe nach einer Würdigung unter- 
zogen werden sollen. 

Hammerstein und Karl Schmidt beantragen die einfache Auf- 
hebung aller in Deutschland zur Zeit bestehenden Gesetze über re- 
ligiöse Kindererziehung, ohne dieselben durch neue gesetzliche Be- 
stimmungen zu ersetzen. Beide Autoren gehen von der Voraus- 
setzung aus , dass die bisher erlassenen Gesetze auf der falschen 
Theorie des Staatskirchenthums beruhen — was wir*auch zugeben *- 
und nur dazu beitragen, den confessionellen Frieden zu gefährden, 
sowie die Streitigkeiten über die religiöse Erziehung der Kinder zu 
vermehren. Letztere Behauptung können wir in ihrer Allgemeinheit 
nicht als zutreffend anerkennen ; mit der Aufhebung der bestehenden 
Gesetze würden vielmehr unseres Erachtens die Streitigkeiten über 
religiöse Kindererziehung sicherlich nicht aus der Welt geschafft, 
sondern nur bedeutend vermehrt. Denn bei Annahme dieses An- 
trages durch die gesetzgebenden Körperschaften würden an Stelle 



1) G, F. Puchta, Einleitung in das Recht der Kirche, Leipzig 1840, S. 98; 
Oerberf Deutsches PriTatrecht, S« 458, Anm. 2. 
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des bisherigen Rechtes die durch das deutsche Givilgesetzbach tno* 
dificirten Bestimmangen des gemeinen Rechtes aber die Erziehongs- 
gewalt treten und die religiösen Erziehungsfragen nach den allge- 
mein gehaltenen Normen über das Erziehungsrecht der Eltern, der 
Vormünder etc. zu entscheiden sein. Wenn wir die hier einschlftgi- 
gen Bestimmungen des gemeinen Rechtes auf den kärzesten Aus- 
druck reduciren, so können wir dieselben in den kurzen Satz zusam- 
menfassen : die Erziehung der Kinder gebührt den Eltern, bei Mein- 
ungsverschiedenheiten der Eltern entscheidet der Vater — ein Satz, 
welcher auf den ersten Blick an Einfachheit und Klarheit nichts zu 
wünschen übrig l&sst. Vergegenwärtigen wir uns aber die mannig- 
faltig gelagerten Erziehungsverhältnisse des Lebens, so entstehen 
gleichzeitig eine Menge von Zweifel- und Streitfragen, welche nach 
dem gemeinen Rechte eine allgemein als richtig anerkannte Beant- 
wortung nicht finden können. 

Das gemeine Recht bildet bekanntlich keine endgiltige Godi- 
fication von Rechtssätzen; in seiner gegenwärtigen Gestalt ist es 
eine durch das canonische und deutsche Recht beeinflusste Weiter- 
bildung des römischen Rechts, es unterliegt durch die Praxis der 
Gerichte , insbesondere durch die präjudiciellen Entscheidungen 
oberster Gerichtshöfe fortwährend mehr oder weniger wesentlichen 
Aenderungen. In Folge dessen bestehen keine allgemein anerkannten, 
feststehenden Normen über die Erziehungsgewalt und ist verschie- 
denen RechtsaufFassungen freier Spielraum gelassen. Als nächste 
Consequenz würde sich ergeben, dass bei der Unbestimmtheit und 
Dehnbarkeit des massgebenden Gesetzes auf lange Jahre hinaus ein 
Zustand bedauernswerther Rechtstmsicherheit entstünde : Eltern, Vor- 
münder, Kirchen- und Schulbehörden, an welche religiöse Erziehnngs- 
fragen zur Lösung herantreten, werden sich in bitterer Verlegenheit 
befinden, die Gerichte, welchen Streitigkeiten über religiöse Kinder- 
erziehung zur Enstcheidung überwiesen sind, werden nicht blos ab- 
weichende, sondern entgegengesetzte Urtheile fällen, da eben mangels 
einer klar bestimmten gesetzlichen Norm^) die Anschauungen der 



1) Motive zum Entwarfe, B. 9, S. 750—752 and 842: Der Entwarf be- 
handelt die Sorge PBlt die Erziehung des Kindes als einen Bestandtheil der 
elterlichen Gewalt . . . Den Inhalt der Erziehangsgewalt im Qesetze naher zn 
bestimmen, ist nicht ftlr erforderlich erachtet, da derselbe aas dem Begriffe 
der Erziehnng and der Natur der Sache sich Ton selbst ergibt Die Erziehangs- 
gewalt amfasst darnach die Pflicht and das Recht, in einer dem Interesse den 
Fähigkeiten and Anlagen, sowie den sonstigen Verh&ltnissen des Kindes ent- 
sprechenden Weise für die körperliche, geistige and insbesondere auch sittliche 
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Richtercollegien je nach der ZasaromenseteuDg der Senate natnrge- 
mftss wechseln werden. Jedenfalls wird ein langer Zeitraum ver- 
streichen, bis durch die obersten Gerichtsh()fe im Laufe der Jahre 
neue Kechtsgrundsätze von principieller Bedeutung festgestellt sind, 
und ein leidlicher modus vivendi geschaffen ist. 

Treten wir nun an die Besprechung einzelner Erziehungsver- 
hältnisse und an die Lösung muthmasslich auftauchender Zweifel- 
fragen heran , so gewinnen wir unter Berücksichtigung der durch 
den Entwurf des bQrgerlichen Reichsgesetzbuches getroffenen Modi- 
ficationen — insbesondere mit Rucksicht auf den wesentlich abge- 
milderten Begriff der patria potestas — nachfolgende Resultate ^). 

Zu Lebzeiten beider Elterntheile gebührt die religiöse Er- 
ziehungsgewalt und das damit zusammenhängende confessionelle Be- 
stimmungsrecht gemeinsam dem Vater und der Mutter; bei auf- 
tauchenden Meinungsverschiedenheiten über die Confession der 
Kinder oder über einzelne religiöse Erziehungsmassregeln entscheidet 
der Vater >). Denn solange beide Eltern leben, tritt das elterliche 
Recht, also auch das Erziehungsrecht der Mutter zurück'). Nach 
dem Tode der Mutter behält der überlebende Vater selbstverständ- 
lich das volle Erziehungsrecht und demgemäss auch die Berechtigung, 
eine von flrüheren , mit der verstorbenen Mutter getroffenen Verein- 



Aosbildiing des Kindes lu sorgen, dasselbe zu einem bestimmten Lebensberafe 
fähig SU machen und zor Erreichung dieser Ziele tiberhaupt die Handlungen 
des Kindes zu leiten.c Nach Bestimmung des §. 1561 ist sowohl der einseitige 
als vertragsmässige Verzieht auf die in der elterlichen Gewalt liegenden Rechte 
ausgeschlossen. 

1) Vergl. Ludwig Fuld, Die elterliche Gewalt und das bürgerliche Ge- 
setzbuch in den Gutachten ans dem Anwaltsstande über die erste Lesung eines 
bargerlichen Gesetzbuches, Berlin 1890, S. 419, 421 sq. Karl Jacubet%ky^ Be- 
merkangen zum Entwürfe eines bargerlichen Gesetzbuches, München 1892, 
S. 361 u. dazu Archiv für kath. Kirchenrecht, Bd. 70, S. 76, 77, 78. Schmidt, 
Confession der Kinder, 3. 40 und 41, S. 486 sq., S. oOO, 505, 510 etc. 

2) §. 1506, S. 859 des Entwurfes : Während des Bestehens der Ehe hat 
neben dem Vater auch die Mutter die Pflicht und das Recht für die Person 
des Kindes zu sorgen. Es steht ihr jedoch die gesetzliche Vertretung des 
Kindes nicht zu. Im Falle einer Verschiedenheit der Meinungen zwischen dem 
Vater und der Mutter entscheidet der Vater. Motive zu §. 1506 in B. 4, 
S. 754-757 a. a. 0. 

8) L, Fuld a. a. 0. halt principiell daran fest, dass bei Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen Vater und Mutter die vfiterliche Gewalt entscheidend 
sei ; bei unausgleichbaren Meinungsverschiedenheiten bleibe nichts übrig , als 
dem Vormnndschaftsrichter die Entscheidung anheimzugeben, da die Aufsichts- 
gewalt des Gerichtes über die Ausübung der väterlichen Gewalt in erheblicbem 
Maise verstärkt sei. 
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barungen abweichende confessionelle Erziehung seiner Kinder anzu- 
ordnen. Dieses Recht verbleibt demselben auch im Falle einer 
Wiederverehelichung. 

Wenn der Vater verstorben ist, oder wenn nach Lage 
der Verhältnisse die natürliche elterliche Schntzpfiicht und Schutz- 
fürsorge für die Kinder an die Mutter übergeht ^), so ist nach den 
Motiven zum Entwürfe des bürgerlichen Reichsgesetzbnches die 
Mutter auch rechtlich dem Vater grundsätzlich gleichzustellen. Die- 
selbe erhält nach der Natur der Dinge die elterliche Schutzpflicht, 
wie sie bisher vom Vater ausgeübt wurde, und es entspricht dieser 
natürlichen Pflicht, wenn ihr auch rechtlich eine dieser Pflicht ent- 
sprechende, der Stellung des Vaters grundsätzlich gleichkommende 
elterliche Stellung eingeräumt wird. In Folge dieser civilrechtlich 
begründeten Erhöhung der mütterlichen Gewalt hat unseres Er- 
achtens die überlebende Mutter auch das Recht selbständige, von 
der Confessionsbestimmung des verstorbenen Vaters abweichende Ver- 
fügungen hinsichtlich der religiösen Erziehung ihrer Kinder zu tref- 
fen >). Diese Anschauung vertritt auch Karl Schmidt , während 
Drache y Schling^ Scheuert^ Kahl diese Erhöhung der mütterlichen 
Gewalt bei ihren Vorschlägen über die religiöse Kindererziehung 
nicht in Rechnung gebracht und in Folge dessen der überlebenden 
Mutter auch kein selbständiges confessionelles Bestimmungsrecht zu- 
gestanden haben. 

1) Bei miasbr&uchlicher Anwendang des Erziehungsrechtes , worüber 
§. 1546 des Beichsgesetzbuch- Entwurfes S. 869 bestimmt: Wenn der Inhaber 
der elterlichen Gewalt darch Missbranch des Rechtes, für die Person des Kindes 
zu sorgen, insbesondere darch Missbranch des Erziehnngsrechtes , oder dnrch 
Vemachlässignng des Kindes dessen geistiges oder leibliches Wohl geffihrdet, 
oder wenn eine solche Geföhrdung in Folge ehrlosen oder unsittlichen Ver- 
haltens des Inhabers der elterlichen Gewalt für die Zukunft zu besorgen ist, so 
hat das Vormnndschaftsgerieht die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen 
Massregeln zn treffen. Das Vormundschaftsgericht kann insbesondere anordnen, 
dass das Kind zum Zwecke der Erziehung in einer geeigneten Familie oder in 
einer Erziehungsanstalt oder Besserungsanstalt unterzubringen sei. Sofern das 
Interesse des Kindes es erfordert, kann das Vormundschaftsgericht auch die 
elterliche Gewalt mit Ausnahme der elterlichen Nutzniessung ganz oder theil- 
weise entziehen. 

2) Motive zum Entwürfe B. 4, S. 786: Elterliche Gewalt der Matter nach 
dem Tode des Vaters. Der Entwarf ist bei Entscheidung der Frage, welche 
Stellang der Mutter gegenüber ihren Kindern nach dem Tode des Vaters ein- 
zuräumen ist, davon ausgegangen, dass mit der grundsätzlich anerkannten 
vollen Handlungsfähigkeit der Frauen auf dem Gebiete des Privatrechtes zu- 
nächst jede Nöthigung wegfällt, den Frauen da, wo sie nach den natürlichen 
Verhältnissen zu handeln berufen sind, dieses Handeln zu versagen etc. wie oben. 
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Das confessionelle Bestimmungsrecht mnss der Mutter auch 
ffir den Fall zuerkannt werden, dass die Ehe durch Alleinverschulden 
des Vaters bezw. Ehemannes getrennt und das Erziehungsrecht der 
unschuldigen Ehefrau gerichtlich zugesprochen wird ^). Dagegen wird 
die Mutter im Falle einer Wiederverehelichung nach dem Tode des 
Ehemannes oder nach rechtskräftiger Ehetrennung im Sinne des 
§. 77 des Gesetzes vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des 
Personenstandes etc. das confessionelle Verfügungsrecht über die erst* 
ehelichen Kinder verlieren *). 



1) Motive, B. 4, S. 836, 840: Stellang der Mutter im Falle der Yer- 
Wirkung der elterlichen Qewalt seitens des Vaters. Ist die elterliche Gewalt 
des Vaters verwirkt, so tritt aas ähnlichen Gründen, wie in dem Falle, wenn 
dem Vater die elterliche Gewalt durch das Vormundschaftsgericht entzogen ist, 
während bestehender Ehe nie die elterliche Gewalt der Matter ein. Die gegen 
Eintritt der elterlichen Gewalt der Matter sprechenden Gründe fallen aber fort, 
wenn die Ehe durch Ehescheidung aufgelöst ist Mit Bücksicht aaf die der 
Anerkennung der elterlichen Gewalt der Mutter su Grunde liegende gesets- 
geberische ratio erscheint es daher angemessen, den Fall der Ehescheidung 

dem Falle des Todes des Vaters gleichzustellen und der geschiedenen 

Mutter die elterliche Gewalt zu übertragen, sei es, dass die Verwirkung der 
elterlichen Gewalt des Vaters schon während bestehender Ehe, oder erst nach 
der Ehescheidung eintritt. 

2) Die gegentheilige Anschauung vertritt im Gegensatze zu Literatur 
und bisheriger Praxis Karl Schmidt Confession etc. S. 54. — Es lassen sich 
Fälle denken, wo nach rechtskräftiger kirchlicher und bürgerlicher Ehetrennung 
(z. B. propter impedimentum clandestinitatis, soweit das Bechtsgebiet des Tri- 
dentinischen Decretes Tametsi in Betracht kommt) die getrennten Ehegatten 
in erlaubter Weise zu einer neuen Ehe schreiten können. — Wir berufen uns 
zum Beweise unserer obigen Behauptung auf die Motive zum Entwürfe etc. 
B. 4, S. 739, 800, 833, 834, 1098, 1241. »In wesentlicher Uebereinstimmung 
mit dem geltenden Bechte geht der Entwurf zunächst davon aus, dass der 
Mutter, welche eine neue Ehe schliesst und dadurch in ein Abhängigkeitsver- 
hältniss zu einem den Kindern aus früherer Ehe fremden Mann tritt, von dem 
Gesichtspunkte der Gefährdung des Interesses der Kinder aas jedenfalls ein 
Becht auf die Sorge für das Vermögen und auf die gesetzliche Vertretung der- 
selben in persönlichen Angelegenheiten als Ausfluss der elterlichen Gewalt, 
nicht femer gewährt werden kann. Dagegen ist nach dem Vorgange des 
französischen Bechtes etc. als unbedenklich erachtet, der Mutter, auch wenn 
sie eine neae Ehe schliesst, die tbatsächliche Sorge für die Person des Kindes 
als ein residuum der elterlichen Gewalt unabhängig von dem Ermessen der 
Obervormundschaft, jedoch mit der Modification za belassen, dass in Ansehung 
der Ausübung dieser Sorge der Vormund der Kinder die im §. 1540 bezeichnete 
Stellung eines Beistandes hat . . . Glaubt der Vormund, dass durch die Ent- 
scheidung der Mutter das Wohl des Kindes gefährdet wird, so hat er dem 
Vormundschaftsgerichte Anzeige ^a maehen und das Einschreiten des letzteren 
nach Massgabe des §. 1546 za veranlassen. Genannter §. 1540 — Motive B. 4, 
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Nach dem Ableben der Eltern besitzt der Vormund einer Dop- 
pelwaise nach dem zur Zeit geltenden Rechte in der Regel keine 
Befagniss, über die Gonfession seines Mündels selbständige Anord- 
nungen zu treffen, derselbe ist vielmehr in allen seinen Dispositionen 
durch die Vormundschaftsbehörde vielfach beaufsichtigt und be- 
schränkt. Dagegen soll nach den Motiven zum Reichsgesetzbuch- 
Bntwurfe die üompetenz des Vormundes wesentlich erhöht werden: 
>es sollen nämlich demselben in Ansehung der Sorge ffir die Person 
des Mündels die gleichen Rechte und Pflichten beigelegt werden, 
wie dieselben in §§. 1504, 1505, 1509 dem Inhaber der elterlichen 
Oewalt in Ansehung der Sorge für die Person des Kindes beigelegt 
sind. Das Erziehungsrecht in Ansehung des Mündels in die Hand 
der Obervormundschaft zu legen .... kann als zweckmässig nicht 
erachtet werden, da der Vormund die in dieser Hinsicht in Betracht 
kommenden Verhältnisse regelmässig besser zu beurtheilen in der 
Lage ist, als das Vormundschaftsgericht ^).« Darnach ist die Com- 
petenz des Vormundschaftsgerichtes beschränkt, die Erziehungsge- 
walt des Vormundes der elterlichen Gewalt gleichgestellt, in Folge 
dessen liat derselbe auch das Recht, in die religiöse Erziehung seines 
Mündels abändernd einzugreifen. Um daher häufigem Gonfessions- 
wechsel nach dem Tode der Eltern vorzubeugen, müsste der Vor- 
mund stets strenge nach der Confession des Mündels gewählt werden. 

Die Fragen, wie lange das freie elterliche (oder vormundschaft- 
liche) Bestimmungsrecht fortdauern, in welchem Zeitpunkte die Re- 
ligionsmündigkeit und das Recht selbständiger Glaubenswahl ein- 
treten solle, wären als Thatfragen von Fall zu Fall zu entscheiden 



S. 800 — bestimmt: die Matter, auch wenn ihr ein Bebtand beeteUt ist, bleibt 
aliein diejenige, welche kraft der mit der elterlichen Gewalt rerbandenen Sorge, 
fOr die Person and das Vermögen des Kindes handelt. Der Beistand soll aber 
innerhalb seines Wirkungskreises die Matter bei Aasäbong der elterUchen Ge- 
walt nnterstatzen, . . überwachen und jeden Fall, in welchem das Vornond- 
schafbsgericht lam Einschreiten berafen ist, bei demselben zur Anseige bringen. 
— Dagegen besitzt der Vater nach seiner Wiederrerehdichang sowohl nach 
geltendem Rechte als nach zukünftigem Reichsrechte die volle Gewalt, also 
auch das Recht der Oonfessionsbestimmung über seine eraiehelichen Kinder. 
Deshalb bemerken die Motive — B. 4, S. 739 — ausdrücklich : Von der grund- 
sitzUchen Gleichstellung der elterUchen Rechte der Matter macht der Entwurf 
insofern eine Ausnahme, als im Gegensatze zur elterlichen Gewalt des Vaters 
die elterliche Gewalt der Mutter dadurch geändert wird, dass die Matter eine 
ueoe Ehe schUesst. Vergl. Oerber^ Deutsches Privatrecht S. 458. 

1) MotiTe, B. 4, S. 1098, 1102 erkl&ren sich über die Handlungsfreiheit 
-des Vormundes. 
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and je nach vorhandener geistiger Reife anabhängig von dem phy- 
sischen Alter zu bestimmen. 

Nun noch eine Hauptfrage für das katholische Gewissen: Wie 
verhält es sich mit der Sicherstellung der katholischen Kinder- 
erziehang vor oder bei Eingehung einer Mischehe? Mit Rücksicht 
aaf §. 106 des Entwurfes, wonach, »ein Rechtsgeschäft (Vertrag) ^), 
dessen Inhalt gegen die guten Sitten oder die öffentliche Ordnung 
verstösst, nichtig ist« ^) , sowie nach dem Sinne und Wortlaute der 
im Reichsgesetzbuche enthaltenen Bestimmungen über die Familien- 
Rechtsordnung — auf die in der elterlichen Gewalt liegenden Rechte 
kann nicht verzichtet werden — kann es keinem Zweifel unterliegen, 
dass Verträge, welche die persönlichen Rechtsverhältnisse der Ehe- 
gatten alteriren , in sich als null und nichtig zu erachten sind. Es 
könnten daher in Zukunft zwischen den Ehegatten Kindererziehungs- 
verträge mit öffentlich-rechtlicher Wirksamkeit nicht mehr abge- 
schlossen werden. In Folge dessen wäre in ganz Deutschland eine der 
Abschliessung einer gemischten Ehe vorausgebende, staatlich anerkannte 
rechtsgiltige Sicherstellung der katholischen Kindererziehung nicht 
mehr möglich; die katholischen Kirchenbehörden wären hinsichtlich 
der Ertheilung von Dispensen quoad mixtam religionem in grosse 
Schwierigkeiten versetzt; insbesondere müsste für eine katholische 
Frau*) wegen ihrer rechtlich durchaus untergeordneten Stellung bei 

1) Karl Schmidt halt einen religiösen Erziehangsvertrag iwiBchen den 
beiden Ehegatten für erlanbt und zaiässig, jedoch nicht fUr rechtsgiltig , wes- 
halb anch der staatliche Zwang zur Darchführnng der vertragsmässig verein- 
barten religiösen Erziehung in Wegfall kommt Eine vertragsmässige Gebanden- 
heit des Vaters wäre also in Znknnft nnmöglich. Vergl. dagegen F. Schulte^ 
Ueber gemischte Ehen etc. Prag 1862, 8. 42. 

2) Wird von Drache, Schling, Scheuerlim Sinne der Rechtson Wirksamkeit 
von Kindererziehangsvertragen anfgefosst, weil ein solcher Vertrag gegen die 
goten Sitten Verstösse. Dieser Grandsatz kann in seiner Allgemeinheit nicht 
als richtig anerkannt werden. Das Reichseivilgesetzbaoh enth&lt Bestimmungen 
Qber PrlTatverträge, wahrend Vertr&ge Über die Confession der Kinder als Ver- 
trige des öffentlichen Rechtes anzusehen sind. Der Hauptgrund, warum bei 
Anwendung des gemeinen Rechtes die Fragen der religiösen Kindererziehung 
Erziehnngsvertrage als rechtsungiltig zu betrachten sind, liegt in der durch 
das Reichscivilgesetzbuch festgestellten Familien-Reehtsordnang. Dass vom 
Standpunkte des Staates bezw. der bürgerlichen Rechtsordnung aus ein solcher 
Vertrag überhaupt nicht als unsittlich bezeichnet werden kann, darüber unten. 
Vergl. Karl Sartorias, Religiöse Kindererziehung, S. 92; Blunlachli, Deutsches 
Privatrecht, S. 493 sq. 

3) Anders verhält sich die Sache bei den Protestanten. Adolf v. Scheuerl 
vertritt folgende Ansicht : »Soll die protestantische Kirche die Trauung ver- 
weigern, wenn von vorneherein die Erziehang aller aus der Ehe hervorgehen« 

AreUv für Kirehenreeht LXXni. 19 
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EntscheiduDg religiöser Erziehangsfragen die Eingehung einer ge- 
mischten Ehe den lebhaftesten Gewissensbedenken unterliegen. Es 



den Kinder für die katholische Kirche rereinbart ist. Sehr häufig wird diese 
Frage nubedingt bejaht. Meines Dafürhaltens mit Unrecht, insofeme dadurch 
der kirchlichen Missbilligung jener Vereinbarung auch da Ausdruck gegeben 
w'erden soll, wo der weibliche Ehetheil der protestantischen Kirche angehört. 
Das Weib hat auch in Beziehung auf die Kinderersiehung sich dem Willen des 
Mannes zu fügen und der Vater hat die Pflicht, für die Erziehung seiner Kinder 
. nach seinem Bekenntnisse zu sorgen. Einer Protestantin, welche eine gemischte 
Ehe eingeht, kann daher billiger Weise, die Einwilligung in die Forderung 
ihres katholischen Verlobten, dass alle aus der Ehe hervorgehenden Kinder 
nach dem katholischen Bekenntnisse erzogen werden sollen, nicht zum Vor- 
wurfe gemacht werden. Nur wird dann freilich die katholische Kirche die 
Trauung gewähren, und insofeme ist in solchen Fallen die Trauungsverweiger- 
ung der protestantischen Kirche von geringer Erheblichkeit.« Das gemeine 
deutsche Eherecht und dessen Umbildung durch das Reichsgesetz vom 6. Fe- 
bruar 1875, Erlangen 1882, S. 221 und ebenso in der deutschen Zeitschrift für 
Kirchenrecht von E, Friedberg und E. Sehling, B. 28, 8. 10. Eine wohl- 
wollende Würdigung der katholischen Forderung, dass alle Kinder aus ge- 
mischten Ehen (sc. zwischen katholischen und nichtkatholischen Christen) in 
der katholischen Religion erzogen werden sollen, findet sich auch bei Ermt 
Spanyenberg und J. T. H, %\ Linde. Spangenbery nennt das Verbot von 
Erziehungsvertrfigen »eine Verfügung, deren Zweckmässigkeit wohl insofeme 
bestritten werden kann, als dem katholischen Ehegatten dadurch ein Gewissens- 
zwang auferlegt wird, wenn er nicht beftigt sein soll, vertragsmässig die Er- 
ziehung seiner Kinder in einer Religion auszubedingen, die seinen religiösen 
Ansichten nach mehrere Mittel des Seelenheiles darbietet als die protestantische.« 
Anmerkung zu Strubena rechtliche Bedenken, Hannover 1827, I, S. 111. Linde 
bemerkt: »Der Nichtkatholik, welcher eine gemischte Ehe mit einem Katholiken 
eingeht und die Erziehung- der Kinder im Katholicismus direct , oder indireet, 
ausdrücklich vertragsmässig, oder landesgesetzlicher Vorschrift gemäss, folge- 
weis zugesteht, ist in klarer Einsicht, kann es wenigstens sein, über den Glau- 
bensgehalt, in dem die Kinder erzogen werden sollen. Ganz anders ist dagegen 
die Lage des katholischen Theiles, der heutzutage die Erziehung der Kinder in 
der evangelischen Confession zugibt. Seitdem man nämlich die doctrina evangelii 
mit solch breiter Grandlage begabt, dass man alle bis jetzt hervorgetretenen 
rationalistischen Richtungen auf den Grund des 7. Artikels der Augsburgischen 
Confession, in welchem die wahre Kirche bezeichnet wird als die congregatio 
sanctoram, in qua evangelium recte docetur et recte administrantur sacramenta, 
zu deren wahrer Einheit es daher genüge, consentire de doctrina evangelii et 
administratione sacramentorum , zu den staatsgrandgesetzlich anerkannten 
Kirchen zählt, selbst solche Richtungen, in deren constitnirenden Versamm- 
lungen man über die Zulässigkeit oder gar Unschädlichkeit der Taufe ernst- 
lich verhandelte ... ., ja solche Richtungen sogar, welche die Trinität, die 
Göttlichkeit Christi, kurz den ganzen Offenbarungsglauben leugnen .... seit- 
dem kann doch in der That ein katholischer Nupturient , der direct oder in- 
direet die Erziehung der Kinder in der evangelischen Religion zu erwarten 
hat, nicht mehr klar einsehen, in welchen Glaubenssätzen die Kinder dann 
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könnten zwar von Seiten einer katholischen Frau, wie aach von 
Seiten der katholischen Kirchenbebörden Erziehungsverträge verlangt 
werden: allein die Bedeutungslosigkeit solcher Verträge leuchtet ein 
bei der Erwägung, dass den kirchlichen Behörden ein durchgreifen- 
des Rechtsmittel, um die Erfüllung solcher Verträge trotz eines Wi- 
derspruches der Erziehungsberechtigten zu verlangen und im Noth- 
falle zu erzwingen, nicht zu Gebote stfinde. 

Karl Schmidt und Geigd halten zwar den zwangsweisen Voll- 
zug eines religiösen Erziehungsvertrages für unvereinbar mit der öf- 
fentlichen Rechtsordnung und der in Deutschland anerkannten Ge- 
wissensfreiheit und begrüssen die Aufhebung dieser staatlichen 
Zwangsvollstreckung, welche nach ihrer Absicht gleichzeitig mit 
dem Inkrafttreten des bürgerlichen Gesetzbuches in Wegfall kom- 
men und durch kirchliche Zwangsmittel ersetzt werden sollte, als 
einen Vorzug. Im Hinblick auf die thatsächlich bestehenden Ver- 
hältnisse können wir dieser Anschauung leider nicht beipflichten. 
Denn kirchliche Strafen treffen ja ohnehin jeden Katholiken, wel- 
cher ohne kirchliche Dispens eine Mischehe eingeht, sie vermögen 
daher auch nicht für sich allein, einen durch blossen Privatvertrag 
versprochenen Vollzug der religiösen Kindererziehung durchzusetzen. 
Nur der hinter dem abgeschlossenen Vertrage stehende staatliche 
Zwang gibt die Versicherung, dass die religiöse Erziehung thatsäch- 
lich vollzogen werde und gewährt auch die Beruhigung, dass far Er- 
haltung des Religionsstandes Minderjähriger entsprechend gesorgt 
und zugleich eine Sicherstellong vor den schwankenden Willens- 
meinungen und wechselnden Einwirkungen der Erziehungsberech- 
tigten erreicht sei. Nur eine durch das brachium saeculare unter- 
stützte religiöse Erziehung erscheint unseres Erachtens auch eine 
Sicherstellung im Sinne der in den päpstlichen Aktenstücken ge- 
nannten opportunae, debitae oder necessariae cautiones. In einer 
zwangsweisen Aufrechthaltung eines solchen Vertrages gegen den 
Willen eines Erziehungsberechtigten liegt keine verfassungswidrige 
Verletzung der Gewissensfreiheit, da eben der durch die Zwangsvoll- 
streckung betroffene Ehegatte auf seine Gewissens- und Erziehungs- 
rechte auf dem Wege der vertragsmässigen Vereinbarung freiwillig 



eigentlich erzogen werden sollen nnd wirklich erzogen werden.« Die religiöse 
Erziehung der Kinder aas gemischten Enen a. a. 0. S. 362, 363. Ueber die 
dogmatische Bedeatnng nnd Grundlage L. Hammtmtein , Kirche and Staat, 
Freibarg 1883 und A, Lehmkuhl in äen Laacher Stimmen, B. 28, S. 365. 
Einen entgegengesetzten streng protestantischen Standpunkt vertritt Egmonl 
von Winkler, Ueber die religiöse Erziehang der Kinder, Berlin 1886, S. 56. 

19-* 
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verzichtet hat ^). üeberhaupt erweckt die auf dem Qebiete der re- 
ligiösen Erziehang conseqaent fortentwickelte Gewissensfreiheit , wie 
sie bei E. Schmidt zu Tage tritt, schwere Bedenken; dies hat auch 
L. Hamroerstein gefühlt nnd deshalb die materiell richtige, aber 
formell unzulässige Zusatz- Bemerkung gemacht, es möge das reli- 
giöse Erzichungsrecht auf die in Deutschland zugelassenen Keligiooen 
— Eatholicismus, Protestantismus und Judenthum — eingeschränkt 
bleiben. Dagegen hätte nach K. Schmidt der Vater vollkommene 
Freiheit, über die religiöse Erziehung seiner Kinder beliebige Be- 
stimmungen zu treffen: er könnte dieselben nach freiem Ermessen 
einer staatlich anerkannten oder nicht anerkannten Confession zu- 
weisen oder dieselben religionslos erziehen lassen, ohne dass derselbe 
mangels entgegenstehender Vorschriften des Reichsgesetzbuches daran 
gehindert werden könnte >). Entgegenstehende landesgesetzliche An- 



1) Ebenso Vering im Archiv ffir kathol. Kirchenrecht, B. 7, S. 36, 37: 
üeber das Verhfiltniss zwischen Staat und Kirche in Ansehung der Ehesachen 
and besonders der gemischten Ehen vom Standpunkte der allgemeinen bürger- 
lichen Freiheit aus betrachtet; Karl EdtMrd Weiaa, Archiv für Kirchen- 
rechtswissenschaft, Frankfurt 1831, B. 2, S. 114; Staatslexikon der 65rres- 
geiellschaft Ton Adolf Bruder, Freibarg 1889, B. 2, Art. »Gewissensfreiheit« 
S. 1445 sq. 

2) Die principielle Seite dieser Frage ist erörtert bei Florian RieMS, 
Der moderne Staat and die christliche Schale, Freiburg 1868; and Viclor 
Cathrein, Die Aufgaben der Staatsgewalt und ihre Grenzen, Freibarg 1882, 
S. 88. Dass sich ein Gesetz mit solchen Consequenzen mit den katholischen 
Grundsfitzen nicht vereinbaren lässt, bedarf wohl keines ausdrücklichen Be- 
weises. Sogar Paul HinacMua bemerkt in dieser Beziehung: »Ferner folgt 
aus der Gewissensfreiheit, dass, wo staatlicher Schalzwang besteht, niemand 
angehalten werden darf, seine Kinder in die Schulen einer anderen Confession 
zu schicken, insbesondere am Beligiosanterricht einer solchen Theil nehmen zu 
lassen, und dass der Staat nöthigenfalls durch simultane oder confession slose 
Schulen Abhilfe zu schaffen habe.« Er setzt jedoch bei: »Durch Einführung 
der Gewissens- oder Religionsfreiheit ist aber noch nicht die Verwirklichung 
aller dieser aufgeführten Consequenzen ohne weiteres bedingt. Eine so weit- 
gehende Durchführung erscheint nur dann geboten, wenn das Princip der 
Trennung von Staat und Kirche in dem weiteren Umfange für alle Kirchen- 
und BeUgionsgesellschaften zur Geltung gebracht werden soll. Dass das Letz- 
tere richtig und iweckmfissig sein würde, hängt von Momenten ab, welche erst 
im Folgenden ihre Erörterung finden können.« Vergl. eine einschlägige Be- 
merkung bei Carl Gareis, Allgemeines Staatsrecht, bei Marquardten, Hand- 
buch des öffentlichen Rechtes 1, 1, S. 149. Im gleichen Sinne bemerkt auch 
F. Thudichum, Deutsches Kirchenrecht, S. 54: Bei Personen, welche sich zu 
gar keiner Religion bekennen, kann ä&k elterliche Erziehungsrecht nicht weiter 
gehen, als dass denselben freigestellt wird, irgend eine der vom Staate zuge- 
lassenen Religionen für ihre Kinder zu wählen. Diesen Standpunkt Tertritt auch 
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Ordnungen wären aber gegenüber dem reichsrechtlich aufgestellten 
Princip der väterlichen Bestimmungsfreiheit rechtsunwirksam ; die zur 
Zeit noch vorhandenen einschlägigen Gesetze, Verordnungen, Ent- 
schliessungen etc. würden zugleich mit dem Inkrafttreten des Beichs- 
gesetzbuches hinfällig, spätere Gesetze müssten bei dem grundsätz- 
lichen Vorränge des Reichsrechtes vor dem Landesrechte dem Reichs- 
rechte accommodirt werden. 

Alle diese Erwägungen lassen uns die Anwendung des gemeinen 
Rechtes auf die religiösen Kindererziehnngstragen nicht als wünschens- 
werth erscheinen. Den Hauptgrund für diese Ablehnung bildet für 
uns die Unbestimmtheit und Dehnbarkeit der platzgreifenden Bestim* 
mungen. Wir geben zwar gerne zu, dass der Gesetzgeber nicht alle 
irgendwie denkbaren Fälle, welche sozusagen ausserhalb des gesetz- 
geberischen Gesichtskreises liegen , in's Auge fassen und durch prä- 
cis gefasste Vorschriften treffen kann ; allein die Grundfragen über 
Umfang und Inhalt des Erziehungsrechtes des Vaters, der Mutter etc. 
müssen klar geregelt sein, um nicht durch das Gesetz selbst Anlass 
zu endlosen Gonflicten und Processen zu geben. Trotz all dieser Be- 
anstandungen müssen aber wir und jeder voraussetzungslose Be- 
urtheiler die Vorschläge Schmidt- Hammer stein als vollkommen ob- 
jectiv und unparteiisch bezeichnen. Trotz ihrer unparteiischen Haltung 
wurden sie aber als politisch bedenklich charakterisirt mit dem Be- 
merken: »Jeder Kenner der Verhältnisse der gemischten fihen in 
Deutschland weiss den Grund: die Vortheile dieses freien Systems 
würden überwiegend einseitige sein. Das ist vom interconfessionellen 
Gesichtspunkte, vom Standpunkte der Gleichberechtigung und des 
confessionellen Friedens nicht zu wünschen. Es gibt für einen Staat 
höhere Interessen, aus denen er eins der sogenannten Grundrechte 
einschränken kann.« Deshalb sei es gerechtfertigt die Frage der re- 



die preassische MinisterialverordnaDg Aber den Religionsunterricht der Di^si- 
dentenkinder, Zeitschrift f&r Kirchenrecht von Friedberg und Sehlingj 1892, 

B. 24, S. 158, 159. Die Zalässigkeit eines freireli^ösen Beligionsnnterrichtes 
vertritt der bayerische oberste Yerwaltangsgerichtsbof in einem Plenarerkennt- 
niss vom 23, October 1889. Archiv für kath. Kirchenrecht, B. 70 S. 105. B. 71 
S. 878. Im gleichen Gedankengange bewegt sich Friedrich Thanera Artikel 
»Das Beligionsbekenntniss von Kindern der sogenannten Confessionslosenc in 
der Zeitschrift für das Privat- und öffentliche Recht der Gegenwart von 

C. S. Grünhat. Wien 1888. B. 10, S. 609, 610. Der Kürze halber sei hier 
ansserdem auf die durchaus auf katholischem Standpunkte stehenden Artikel 
der Stimmen aus Maria Laach verwiesen. Dieselben finden sich in den General- 
registem unter den Schlagwörtern »Schulfirage, Erziehung, Pädagogik, Unter* 
rieht und Beligionsunterrichtc angezeigt. 
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ligiösen Erziehang aus dem Rahmen des allgemeiDen Erziehaogs- 
rechtes herauszuheben und unter besondere Bestimmungen zu stellen ^). 
Von diesem Grundsatze ausgehend haben Drache ^ SekUng*)^ 
Schmerl^), KcM^) Gesetzentwürfe ausgearbeitet, welche eine Geistes- 
verwandtschaft dahin zeigen, dass die elterliche Bestimmungsfreiheit 
über die Gonfession der Kinder eingeschränkt und vielfach durch eine 
zwingende staatliche Gonfessionsbestimmung ersetzt wird. Neben 
zahlreichen Abweichungen in untergeordneten Einzelheiten sind die 
von protestantischer Seite ausgegangenen Vorschläge einig in der 
theoretischen Anerkennung der Gewissensfreiheit und in der prakti- 
schen Befürwortung des Gewissenszwanges, einig in der Verwerfung^ 
der elterlichen Bestimmungsfreiheit im Sinne vertragsmässiger Ver- 
einbarungen der Eltern über die Gonfession ihrer Kinder und in der 
Ersetzung oder Ergänzung der elterlichen Gewalt durch die Staats- 
gewalt, einig in der Anerkennung des heidnisch-römischen Begriffes 
der väterlichen Gewalt und in der Unterschätzung der bereits in der 
Rechtsprechung zur Anerkennung gelangten und im Reichscivilge- 



1) E. Sehling im Archiv fOr öffentliches Recht, 1892, S. 155 and in der 
Zeitschrift für Kirchenrecht von Friedbertf und Sehlimf 1893, S. 228. Ihm 
replicirt K. Schmidt im Archiv für kath. Kirchenrecht 1891, B. 65, S. 471: 
An nnd ftlr sich sollte eine staatliche Regelang der religiösen Kindereniehang 
unnöthig sein, da die allgemeinen Rechtssätse genügen. Die Erziehang der 
Kinder gebühre den Eltern, bei Uneinigkeit der Eltern entscheide der Vater; 
die Staatsgesetze enthielten einen Eingriff in die Gewissensfreiheit etc. 

2) Professor des Kirchenrechts an der Universit&t Erlangen. 

3) Ehemals Professor des Kirchenrechts an der Universität Erlangen, 
bereits verstorben. 

4) Unmittelbarer Nachfolger Scheaerls auf dem Lehrstahl für Kirchen- 
recht in Erlangen, nanmehr Professor an der Universität Bonn. Derselbe hat 
seine Vorschläge aaf der Generalversammlang des evangelischen Bandes zu 
Bochum 8. August 1894 vorgetragen und motivirt. In den Flogschriften des 
evangelischen Bundes ist sein Vortrag »Ueber das Recht der religiösen Er- 
ziehung von Kindern aus gemischten Ehen« und die daran geknüpfte Discussion 
nicht erschienen. Derselbe führte aus, es sei Willensmeinung des Central- 
Vorstandes des evangelischen Bundes gewesen, das in deutschen Ländern be- 
stehende Recht über die religiöse Erziehung von Kindern ans Mischehen auf 
seine Berechtigung hin zu prüfen und eventuell Abänderungsvorschläge zu 
machen. Der Redner gab sodann eine Uebersicht der geschichtlichen Reehts- 
entwicklung und der bestehenden Gesetze; er verwirft das freie elterliche Be- 
stimmungsrecht, insbesondere den freien Vertrag als unsittlich, und erklärt sieh 
für die gesetzliche Zuweisung der Kinder za der Gonfession des Vaters; durch 
diese einheitliche Regelung glaubt derselbe, die ewigen Processe und gewalti- 
gen confessionelien Reibereien beseitigen zu können. Näheres mit eingehenden 
Quellennachweisungen bei Kahf, Gonfession der Kinder. 
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setzbuche begrflndeten elterlichen Gewalt der Mutter ^). Diese An- 
fechtangsgrände sollen im Nachfolgenden einzeln gewürdigt werden. 
Was die protestantischen Vorschläge in durchaus bezeichnender 
Weise charakterisirt, das sind die unter verschiedenen Formen unver- 
kennbar wiederkehrenden, wenn auch etwas abgeschwächten Nach- 
klänge des ehemaligen landesherrlichen Gonfessionsbestimmungs- 
rechtes. Dieses landesherrliche Confessionsbestimmungsrecht wurde 
aber bereits vor 2—3 Jahrhunderten als eine ungerechte religiöse 
Bevormundung empfunden und konnte nach Massgabe des auf dem 
westphälischen Frieden beruhenden, älteren deutschen Staatsrechtes 
nur dann zur Anwendung gelangen, >wenn ein Landesherr anderen 
Religionsvierwandten aus Gnaden Freiheiten ertheilt. Wo aber in 
einem Lande beiderlei Religionsverwandte zu ihrer Religionsübung 
berechtigt sind, pflegt selbigen, wenn sich zweierlei Eleligionsver- 
wandte zusammenbeirathen , frei gelassen zu werden, Ehepakten zu 
errichten und in denselbigen zu bestimmen, wie es mit der Kopula- 
tion, wie auch wegen der zu erzeugenden Kinder Taufe und Er- 
ziehung in dieser oder jener Religion solle gehalten werden.« Seit 



1) Motive B. 4, S. 736 bemerken gegenüber der üblichen Zarücksetiung 
und Unterdrückung der elterlichen Gewalt der Mutter : Es liegt zwar der Ein- 
wand nahe, dasa vielfach den Frauen ... die mfinnliche Kraft and Aatoritat 
mangle, welche die Erziehung der Kinder erfordern, mit andern Worten, dast 
es praktischen Bedenken onterliege, nach dem Tode des Vaters der Matter die 
volle elterliche Schatzpflicht einzaraamen, welche ihr im Princip vorzaenthalten 
kein Grand vorliegt. Diesem Einwände gegenüber ist daraaf hinzuweisen . . . 
es handelt sich wesentlich doch nor am eine Erweiterang ihrer familienrecht- 
lichen Stellung, am eine vollere Aasgestaltong ihres hausfraulichen und müt- 
terlichen Berafes. Die Mutter soll nicht aus ihrem natürlichen Berufe heraus- 
gehoben, sondern im Gegentheil nur von den Schranken befreit werden, welche 
sie bisher in der Erfüllung ihres eigenen Berufes beengten . . . Das Reich kann 
nicht daraaf verzichten, seine Gesetzgebung nach demjenigen Zaschm'tte zu ge- 
stalten, welchen der Bildungsstand seines Volkes im grossen Ganzen vertrSgt 
und erfordert Es darf es wagen, die etwa in der Entwicklong zurückstehenden 
Volkstheile mit sich fortzuziehen. Aber jene Bedenken können in so hohem 
Masse als begründet überhaupt nicht anerkannt werden. Erfahrangsmassig 
pflegt in einer weniger fortgeschrittenen Bevölkerung die Frau hinter dem 
Manne an intellectueller Begabung keineswegs zurückzustehen. Im Durchschnitte 
ist der Bildungszustand in Deutschland zudem gewiss kein geringerer, als der- 
jenige in romanischen Landern. — Hat in diesen L&ndern die Mutter sieh der 
ihr durch die dortige Gesetzgebung gestellten Aufgabe gewachsen gezeigt, so 
ist es auch für die Gesetzgebung des deutschen Reiches praktisch unbedenk- 
lich, die elterliche Gewalt der Matter anzuerkennen etc. Warum sollen diese 
durchaus zutreffenden Bemerkungen auf dem Gebiete der religiösen Kinder- 
eniehung vollstfindig unberücksichtigt bleiben ? 
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der Zeit, da der Staatsrecbtslehrer Moser diese Zeilen niederschrieb, 
ist eine vollständige Wandelung der öffentlichen Verhältnisse ond 
des öffentlichen Rechtes in der Richtung nach möglichst vollkom- 
mener Anerkennung der persönlichen — bfirgerlichen , politischen 
und religiösen — Freiheit eingetreten. Namentlich seitdem das Ge- 
setz des norddeutschen Bundes vom 8. Juli 1869, die Oleichbe- 
rechtigung der Confessionen in bürgerlicher und staatsbürgerlicher 
Beziehang betr., zum deutschen Reichsgesetz erklärt wurde, gilt 
nicht bloss für die grösseren Confessionen, sondern überhaupt für 
alle Bekenntnisse des Glaubens und Unglaubens der Grundsatz voll- 
kommener Glaubens- und Gewissensfreiheit, sowie vollständiger 
bürgerlicher und staatsbürgerlicher Gleichberechtigung : alle in 
früherer Zeit aus der Verschiedenheit der religiösen Bekenntnisse 
abgeleiteten Beschränkungen der bürgerlichen und politischen Rechte 
sind aufgehoben. Als eine nothwendige, selbstverständliche Gon- 
Sequenz dieser Gewissensfreiheit und Gleichberechtigung der Con- 
fessionen erscheint die elterliche Bestimmungsfreiheit über die Con- 
fession der Kinder. Nur diese entspricht dem heutigen Rechtsbe- 
wusstsein. Denn es handelt sich hier um eine reine Gewissenssache, 
welche nur durch kirchliche Vorschriften, niemals aber durch staat- 
liche Zwangsgesetze geregelt werden soll. Warum soll also den 
Eltern — und zwar dem Vater und der Mutter in gleicher Weise — 
die Wahrnehmung der Gewissensrechte innerhalb des Familienkreises 
versagt bleiben, warum soll es denselben verwehrt sein, ihr confes- 
sionelles Bestimmungsrecht auf dem Wege wechselseitiger Verein- 
barung nach freier Gewissensüberzeugung auszuüben. Darauf wird 
geantwortet, die elterliche Bestimmungsfreiheit würde endlose reli- 
giöse Erziehungsstreitigkeiten hervorrufen, dagegen seien absolute 
Vorschriften zweifellos die geeignetsten, um Eintracht unter den ver- 
schiedenen Glaubensbekenntnissen und Eintracht in der Familie auf- 
rechtzuerhalten. In dieser Beziehung bemerkt Se/Uing unter an- 
derem: »Stellt der Staat bestimmte Schranken auf, innerhalb deren 
der Willkür der Einzelnen ein Raum überhaupt nicht gelassen ist, 
dann ist auch gleichzeitig jedweden äusseren Beeinflussungsversuchen 
Thür und Thor verschlossen, und es ist bei der absoluten Brgebniss- 
losigkeit sogar zu hoffen, dass Versuche überhaupt nicht mehr unter- 
nommen werden. Eintracht unter den Confessionen war also — so- 
weit als möglich — gewährleistet. Eintracht in der Familie würde 
am besten durch eine Vorschrift gesichert, dass alle Kinder in der 
einen und selben Religion zu erziehen seien. Eine Theilung nach 
dem Geschlechte würde diesem Ziele zuwiderlaufen und ist demnach 
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nicht za billigen. Wenn es sich nnn aber weiter fragt, in welcher 
Confessiou die Kinder einheitlich zu erziehen seien, so kann bei ehe- 
lichen Kindern nnr die Gonfession des Vaters bestimmend sein.c 
Allein nach Darlegung und Entwicklung dieser Gesichtspunkte an- 
erkennt Sehiing dennoch selbst die Schwäche seiner Position und 
nhlt sich zu dem Geständnisse gedrungen, dass die zweifellosen Vor- 
züge des absoluten Systems doch wiederum durch manche Nach- 
theile aufgewogen werden. Nur letzterer Behauptung können wir 
unsere Zustimmung geben. Wer aber in absoluten Vorschriften eine 
Beschwörungsformel gegen religiöse Erziehungsstreitigkeiten gefunden 
zu haben glaubt, der ist in einem heillosen Irrthume befangen, der 
hat den Pulsschlag der gegenwärtigen Zeit, welche alle Beschränk- 
ungen der persönlichen Freiheit perhorrescirt, entweder nicht gefühlt 
oder nicht verstanden. Die moderne Zeit verlangt grösstmögliche 
Bewegungsfreiheit auf allen Gebieten des Lebens und sucht diesen 
Freiheitsdrang durch gesetzgeberische Massnahmen zu verwirklichen. 
Das Gleiche gilt von vorliegender Sache. Dieser Anforderung wer- 
den aber die protestantischen Vorschläge nicht gerecht. Denn die- 
selben bedeuten eine Zurückwendung zum Rechte vergangener Jahr- 
hunderte. Was damals tyrannische Landesherrn ihren Dnterthanen 
als druckendes Joch aufbürdeten, das kann doch nicht am Ende des 
19. Jahrhunderts im Namen der Gewissensfreiheit einem Volke ge- 
boten werden, welches, wie sich geschichtlich nachweisen lässt, keinen 
Zwang härter empfindet, als den Gewissenszwang. Es entsteht daher 
für den Gesetzgeber der Zukunft vor allem die Pflicht, Belehrung 
und Warnung aus der Geschichte zu entnehmen , welche über die 
Missgriffe der Gesetzgebung sammt deren unheilvollen Folgen lehr- 
reiche Aufschlüsse zu geben weiss. Eine dreihundertjährige Er- 
fahrung, der Einblick in Veranlassung, Absicht, Zweck und Erfolg 
der Staatsgesetze über religiöse Kindererziehung beweist evident, dass 
sich absolute Vorschriften niemals und nirgends bewährt haben, dass 
dieselben ganz dazu geschaffen sind, Gewissensbeunruhigungen ohne 
Mass und Zahl hervorzurufen. Zwar kommen unter den bestehen- 
den Verhältnissen in Folge Einführung des Givilehegesetzes die 
Streitigkeiten über Proclamation , Dimissoriale und geistliche As- 
sistenz bei der Trauung und alle damit zusammenhängenden Schwie- 
rigkeiten in Wegfall; nichtsdestoweniger würde das Inslebentreten 
eines staatlichen Zwangsgesetzes über religiöse Kindererziehung 
schwere Konflikte zwischen Kirche und Staat, sowie unheilvolle Er- 
schütterungen des öffentlichen Friedens herbeiführen, wie das immer 
der Fall ist, wenn das Staatsgesetz eine Handlung befiehlt, welche 
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das Eirchengesetz unter schwerer Sünde und unter Androhung kirch- 
licher Strafen verbietet. 

Die Ueberzengnng von der Unhaltbarkeit absoluter Gesetzes- 
vorschriften über die Confession der Kinder ist daher in der Praxis 
allgemein durchgedrungen und auch die protestantischen Autoren 
konnten sich mit nur einer Ausnahme dieser Ceberzeugung nicht 
ganz verschliessen: sie glaubten daher grösstentheils dasjenige System 
als das geeigneteste empfehlen zu sollen, welches mit absoluten Vor- 
schriften die Bestimmungsfreiheit der Eltern verbindet. In Folge 
dessen erscheinen die absoluten Vorschläge Kahls bei Sehling^ die 
SefUings bei Drache und die Vorschläge der letztgenannten Autoren 
bei Scheuert im Sinne der Mässigung und Milderung absoluter Vor- 
schriften umgeändert. Aber zur vollen Anerkennung der Qewissens- 
rechte hat sich keiner erhoben. Und doch vermag nur die prak- 
tische Verwirklichung der gesetzlich anerkannten Gewissensfreiheit 
in dieser Sache dauernden Frieden zu schaffen. In dieser Beziehung 
bemerkt angesichts der Wirren, welche der Mischehenstreit in den 
rheinischen Provinzen Preussens verursacht hatte, einer der be- 
deutendsten deutschen Eirchenfürsten des 19. Jahrhunderts, Gar- 
dinal-Erzbischof Johannes van Oeissel^): »Es wäre so leicht, in 
der Behandlung der gemischten Ehen den richtigen, die beiden Con- 
fessionen befriedigenden Weg zu treffen , wenn man nur zu dem 
Grundsatze der Gewissensfreiheit der Brautleute, welche über die 
religiöse Erziehung ihrer Einder frei übereinkommen mögen und 
darüber lediglich Gott und ihrer Eirche verantwortlich sind, sich 
bekennen und von Staatswegen sich darauf beschränken wollte. Jeden 
bei dieser Gewissensfreiheit und dem aus ihr hervorgegangenen freien 
Entschlüsse zu schützen *). Dass dieser Weg allein und sicher zum 
Frieden führt, beweist die erfreuliche Erfahrung in meiner Diöcese, 
in welcher fortwährend so zahlreiche gemischte Ehen abgeschlossen 
werden und seit dem im Jahre 1835 publicirten bischöflichen Norma- 
tive nur wenige desfallsige Disceptionen vorkommen, welche stets 



1) A. RoBCovdny^ De matrimoniis miztis et«. B. 7, S. 74, 75. E« sei 
hier bemerkt, dass nach damaliger Gesetzesanslegang (§§. 12—14 der II. Bei* 
läge zar VerfassuogBurknnde des Königreichs Bayern) anch in der Rheinpfalz 
sowohl Yor als auch nach Eingehnng der Ehe von den Braat- oder Eheleuten 
Vorträge Qber die religiöse Erziehung ihrer Kinder abgeschlossen werden 
konnten. Gq. DöUinger und Friedrich Strauss^ Verordnungen-Sammlung, 
B. 8. S. 47 ;B. 28, S.'27 sq. 

2) So auch Ernst von Moy, Staatsrecht des Königreichs Bayern, 
Kegensbnrg 1841, I, 8. 20, 21. 
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auf jenen Grundsatz hin mit Erfolg geschlichtet werden. Protestanten 
und Katholiken wohnen in friedlicher Eintracht neben einander, weil 
jeder ohne Beeinträchtigung frei nur seinem Gewissen und seiner 
Kirche folgt und seine Ueberzeugungstreue ihn lehrt, auch die seines 
christlichen, obgleich andersglaubenden Mitbruders gewissenhaft zu 
achten.c 

Nun taucht als nächste Frage auf, auf welche Weise kann der 
Gewissensfreiheit auf dem Gebiete der religiösen Kindererziehung am 
besten Rechnung getragen werden ? Offenbar nur durch ein Gesetz, 
welches den Braut- oder Eheleuten die Erfüllung ihrer Gewissens- 
pflichten ermöglicht. Als ein solches Gesetz bezeichnet Cardinal 
Geiasel auf Grund langjähriger Erfahrung in einem Territorium, 
welches seit den Tagen der Reformation zu den confessionell ge- 
mischten Ländern gehört, die nach bayerischem Rechte anerkannte 
Gleichberechtigung von Vater und Mutter in Fragen der Coofes- 
sionsbestimmung und die damit zusammenhängende staatliche Aner- 
kennung von Verträgen über religiöse Kindererziehung ^). Diese 
Gleichberechtigung der Ehegatten haben die protestantischen Yor- 

1) Vgl. Linde, a. a. 0. S. 329: »Aas der Paritat folgt» dass das confes- 
sionelle Bekenntniss der ünterthanen als eine freie ihrem Gewissen allein über- 
lassene Sache betrachtet werden mass. Die Freiheit aber, die in einem pari- 
tätischen Staate ein Unterthan f&r sich geniesst, mass ihm aach fflr die Er- 
ziehung seiner Kinder zugestanden werden, denn diese ist ein Recht wie eine 
Pflicht beider Eitern. Wenn bei der Confessionsverschiedenheit der Eltern die 
Frage entsteht, in welcher Confession die Kinder zu erziehen seien, so kann es 
nur als Gegenstand der vertragsmässigen Einigang der Eltern betrachtet wer- 
den, darOber la bestimmen and die Staatsgewalt wird sich daraaf za be- 
schranken haben, theils ein solches freies Uebereinkommen, wenn dartkber Streit 
entsteht, richterlich za entscheiden, theils Anordnungen für den Fall za treifen, 
dass eine solche Einigung unter den Eltern nicht zu Stande gebracht ist ... . 
Wenn man dagegen behauptet, dass die Staatsgewalt auch in paritätischen 
Ländern mit Bdseitesetzang der Verabredung der Eltern &ber die religiöse 
Erziehung der Kinder, diese Angelegenheit zu ordnen befdgt, und Eltern und 
Kirchen gezwungen seien , dieser Staatsanordnuug sich zu fügen , so behauptet 
man in der That mit anderen Worten : dass aus der staatsrechtlichen Gleich- 
heit mehrer Kirchen nicht auch die Befhgniss folge, das Bekenntniss ihrer 
Lehre und den Empfang ihrer Sacramente f&r nothwendige Bedingungen des 
ewigen Heiles zu erklären und ihre Glieder ihres Seelenheiles wegen, zur Treue 
gegen ihren Glauben anzuhalten, und dass yielmehr die Gewissensfreiheit, 
welche eine unabweisliche Folge aus dem Prindp der staatsrechtlichen Gleich- 
stellung yer8(«hiedener Gonfessionen ist, sich in gemischten Ehen unter Ange* 
hörigen der staatsgrundgesetzlich anerkannten beiden , bezw. drei christlichen 
Gonfessionen, als religiösen Indifferentismus offenbaren solle, auf welchen aUein 
die Zumuthuug gebaut werden kann, mit Gleichgiltigkeit zuzugeben, dass die 
Kinder in dieser oder jener Religion erzogen werden.« 
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schl&ge durchweg abgelehnt. Sie haben daher nur die Gewissens- 
freiheit des Mannes mehr oder weniger respectirt, dagegen das Oe- 
wissensrecht der Frau offenbar unterdrückt, während doch nach der 
historischen Bechtsentwicklung und praktischen Lebenserfahrung der 
Frau in Fragen der religiösen Kindererziehung eine vollkommen 
ebenbürtige Stellung gebührt ^). Denn gerade in der religiösen Er- 
ziehung der Kinder tritt die Thätigkeit des Vaters zurück, während 
die Mutter hiebei eine Hauptaufgabe ihres Lebens zu erfüllen hat. 
Die Mutter ist die erste Religionslehrerin des Kindes: sie faltet 
dem Kinde die Hände zum Gebete, bezeichnet dessen Stime mit dem 
Zeichen des Kreuzes, unterrichtet dasselbe über die christlichen 
Grundwahrheiten, lehrt dasselbe die ersten und noth wendigsten Ge- 
bete. Warum soll also die Mutter von dem confessionellen Bestim- 
mungsrechte ausgeschlossen sein? 

Von protestantischer Seite werden hauptsächlich zwei Ablehn- 
ungsgründe geltend gemacht. Es wird in erster Linie darauf hin- 
gewiesen, die Zulassung von Kindererziehungsverträgen bilde eine 
Concession an die katholische Kirche, »welche sich der pro- 
testantischen gegenüber im Vortheile befindet, da sie mehr und 
stärkere Mittel besitzt und anzuwenden gewohnt ist, um einen sol- 
chen Vertrag zu erzielen, wie er ihren Wünschen entspricht *).€ 
Eine noch etwas deutlichere Sprache führt das Gutachten zur preus- 
sischen Gesetzesrevision speciell zu Th. IL Tit II §§. 74—85 des 
Allgem. Landrechts'). Es heisst hier: Die Aufhebung des Verbotes 
solcher Verträge^) wird so lange unthunlich sein, als die römische 



1) Die ToUst&ndige Ignorirnng der Gewissensrechte der Frau entspricht 
weder der heutigen Rechtsordnung noch dem filteren Begriffe von Gewissens- 
freiheit bei J. J. Moser, Von der Teatschen Religionsverfassung 1774. S. 36 ; 
Wir haben in Deutschland eine umschrfinkte and gemässigte Gewissensfreiheit, 
kraft deren jedermann vom Höchsten bis zum Niedrigsten sich zu der evan- 
gelisch-latherisehen oder reformirten oder zu der römisch-katholischen Religion 
bekennen und einer solchen Person nichfs wider die Orundsätse ihrer 
Religion %ugemuihet werden darf. 

2) Scheuerl a. a. 0. 8. 9; Drache a. a. 0. S. 28. 
8) Bei Linde a. a. 0. 8. d48 sq. 

4) Die Bef&rchtungen der Protestanten, dass durch die gesetzliche An- 
erkennung religiöser KindererziehungsT ertrage der Protestantismus gesch&digt 
würde, ist durchaus ungerechtfertigt. Zum Beweise unserer Behauptung ver- 
weisen wir auf jene Rechtsgebiete, in welchen die Erziehungsrelif^ion der 
Kinder durch Vertrage bestimmt wird. In der Erzdiöcese Mflnchen-Freising 
wurden z. B. in dem Paschaljahre 1868/ :4 (d. h. vom 1. Mai 1863 bis 1. Mai 
1864) 182 gemischte Ehen abgeschlossen, darunter 124 mit, 58 ohne katho- 
lische Trauung ; dagegen ziüilte man bereits 1884/85 in der Stadt Manchen 
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Kirche sich ffir die alleinseligmachende hält, die protestantische 
aber entgegen sogar die Seligkeit der Heiden verficht; die Qnelle 
gewisser nicht zu hebender Differenzen unter diesen Religionsparteien 
ist also in der unheilbaren Intoleranz der römischen zu finden. Es 
ist klar, dass in den gemischten Ehen selbst ohne den Einfluss wer- 
bender Oeistlicheii derjenige Theil, welchem das verschiedene Glau- 
bensbekenntniss seiner Kinder quälende Sorge, oder gar die Ruhe 
des Lebens nicht kostet (was bei Katholiken gewiss oft der Fall ist), 
schon in Rücksicht dieses seines wenig oder gar nicht beunruhigten 
Qewissens auch der nachgebende Theil sein wird. Jedem rechtge- 
sinnten Katholiken schon als solchem und ohne fremde Insinuation 
ist es nach seinem Glauben unmöglich , seine Kinder ruhig in einer 
anderen Religion erziehen zu sehen, während es dem Protestanten 
nicht an Beruhigungsgrunden fehlt. — So lange also jene, uns 
keinen Schritt weiterlassende Grundintoleranz der Römischen besteht, 
und das wird sie, so lange es Römisch-katholische gibt, sind Pro- 
testanten und Katholiken in den gemischten Ehen für parties Egales 
nicht zu halten, denen man die Sorge für das Uebrige (für die Er- 
ziehung der Kinder) überlassen könnte; sondern dem Protestanten 
müssen die Gesetze zu Hilfe sein und zum Riegel seines Nach- 
gebens, damit nicht endlich in jeder gemischten Ehe eine pro- 

allein 211 gemischte Ehen, daranter 140 mit 71 ohne katholische Trauung; 
1885/86: 260 gemischte Ehen, 137 mit, 128 ohne katholische Trauung; im Ka- 
lenderjahre 1886 : 345 gemischte Ehen , 156 mit katholischer , 198 mit pro- 
testantischer Trauung; im Jahre 1887: 407 gemischte Ehen, 173 mit katho- 
lischer, 234 mit protestantischer Trauung. Diese Zahlen betreffen ein Terri- 
torium, in welchem noch vor 100 Jahren allen Akatholiken ohne Ausnahme 
Aufenthalt, Niederlassung und Verehelichung gesetzlich verboten war. Nach 
einem Berichte der letzten protestantischen Generalsjnode vom Jahre 18d8 be- 
tragen in Bayern die gemischten Ehen 21,3 Procent aller Ehen. Oberbajern 
hat neben 800 rein protestantischen Ehen 2934 gemischte. Mittelfranken 15,830 
rein protestantische, 2978 gemischte Ehen. 1305 gemischte Brautpaare haben 
die (protestantische) Trauung verschmäht. München hat 57,8 Procent pro- 
testantische Kindererziehung, das Decanat Kempten 49,5 Procent, Regensburg 
54 Procent, WQrzburg 30 Procent. Im Jahre 1893 wurden in Bayern 2180 ge- 
mischte Ehen abgeschlossen» darunter 55,9 Procent mit protestantischer Kinder- 
erziehung. 

Obengenannter §. 77 lautet : Zu Abweichungen von diesen gesetzlichen 
Vorschriften (sc. über religiöse Kindererziehung) kann keiner der Eltern den 
^ andern, auch nicht durch Vorträge binden. Ebenso verbietet die Declaration 
vom 21. November 1803 die Abschliessung von Kindererziehungsverträgen , be- 
stimmt aber abweichend von §. 76 des Landrechts, dass in Zukunft die Er- 
ziehungsreligion der Kinder nicht nach deren Geschlecht, sondern nach der Re- 
ligion des Vaters bestimmt werden soll. 
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testantische Familie unfehlbar verloren gehe and der Eatholicismus 
immer mehr Platz greife. Statt daher zn glauben, der Toleranz 
und Qewissensfreiheit sei in der Sache zu wenig geschehen, liesse 
sich wohl eher nicht ohne Grund behaupten, dass der §. 78 (wonach 
kein Dritter sich einmischen darf, solange die Eltern unter sich über 
die Wahl der Religion für ihre Kinder einig sind) fast schon zu viel 

einräume, was die Folgezeit vielleicht nur zu sehr erweisen dürfte 

Dass die Vorschrift des §. 77 eine Art Beschränkung der häuslichen 
Freiheit überhaupt sei, dass manche gemischten Ehen ohne dieselbe 
vielleicht zufriedener geführt würden, ist allenfalls zuzugeben. Daraus 
folgt aber nicht die Aufhebung des Verbotes, sondern vielmehr das, 
dass ein Protestant, der eine Person des katholischen Bekenntnisses 
ehelichte, ein Verhältniss eigener und ausserordentlicher Art eingeht, 
für welches gewisse Vorsichtsmassregeln und Schranken, die er vor- 
her kennt, unentbehrlich sind . . . .c Auf Orund dieser Motivirnng 
wurde seiner Zeit in Preussen die Declaration vom 21. November 
1803 erlassen, wonach eheliche Kinder stets in der Confession des 
Vaters unterrichtet werden sollen. Dieser scheinbar unparteiische 
Grundsatz erhält durch das Gutachten zur Oesetzesrevision eine 
merkwürdige Beleuchtung, um so mehr da im Hinblick auf die Ma- 
jorität der protestantischen Bevölkerung im Königreich Preussen bei- 
gefügt ist: »Der Grundsatz ist auf den von Sr. Majestät ausge- 
sprochenen Zweck der Beschützung des evangelischen Glaubens wohl 
berechnet. Denn in einem Staate, wo die Mehrzahl der Einwohner 
evangelisch ist, muss der Fall, dass ein evangelischer Mann eine 
katholische Frau heirathet, häufiger sein, als der umgekehrte, weil 
gemischte Ehen meistens durch Ortsveränderungen der Männer her- 
beigeführt werden, und diese Erfahrung scheint dem Gesetze mit zu 
Grunde zu liegen ^).€ 

Abgesehen von diesem politischen Grunde wird vielfach auch 
hervorgehoben, dass ein Vertrag über religiöse Kindererziehung den 
guten Sitten widerspreche*). Nachdem aber die deut«schen Staats- 



1) Vergl. die hier einschl&gigen zutreffenden Bemerkangen bei J. Friedr. 
Schufte, üeber gemisehte Ehen vom Standpunkte der Paritat etc. Prag 1862, 
S. 48 sq. 

2) Drucke a. a. 0, S. 27: Za einer der guten Sitten widersprechenden 
Bestimmang wird Ton vielen Gesetzen ausdrücklich die Abrede gezählt, seinen 
Glauben la wechseln oder nicht zu wechseln ... In gleicher Weise muss dann 
auch eine Vertragshestimmang , durch die man sich zwar nicht wegen des 
eigenen Glaubens, sondern bezüglich des Glaubens der Kinder in seiner Ge- 
wisscnsfreihoit beschrankt, als wider die guten Sitten verstossend erachtet wer- 
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regieruDgen der katholischen nod protestantischen Kirche öffentliche 
Rechte and eine privilegirte Stellang eingeräamt haben, kann doch 
von Seiten des Staates ein Vertrag, welcher z. B. katholische oder 
protestantische Kindererziehung festsetzt, nicht als ansittlich be- 
zeichnet und verworfen werden. Das unsittliche Moment eines sol* 
chen Vertrages kann nar jene Kirche geltend machen, gegen deren 
Vorschriften ein solcher Vertrag verstösst, und diese allein erscheint, 
je nach ihrem dogmatischen Standpunkte, berechtigt, einem solchen 
Vertrage die Giltigkeit zu versagen und die confessionelle Anerken- 
nung zu verweigern. Vom staatlichen oder rechtlichen Standpunkte 
aas kann höchstens eingewendet werden, dass ein solcher Vertrag 
der Familien- Rechtsordnung widerspreche, wonach der Vater auf die 
unveräusserlichen Rechte der väterlichen Qewalt nicht Verzicht leisten 
kann ^). Dieser Grundsatz von der absoluten väterlichen Gewalt kann 
aber doch nur für einen strengen, starren Juristen, welcher keine 
andere Welt kennt als sein Corpus juris, eine so weitgehende Be- 



den. Dean dass man nicht sich selbst, sondern die Kinder anter dieser Ver- 
einbamng leiden lasst, macht den Vertrag nur noch hasslicher. Freigebigkeit 
auf Kosten Dritter verbietet das Recht. Das Recht der Religionsbestimmnng 
der Kinder erscheint also als ein nnyeräasserliches Recht der Eltern and nar 
aaf diesen Grandsätzen berahen die landesgesetilichen Bestimmangen , welche 
die Ungiltigkeit der Vertrage über die religiöse Erziehung der Kinder aas- 
sprechen . . . Gegenüber der von ans vertretenen jederzeitigen vollen Freiheit 
der Entschliessang des Vaters bedarf es eines Vertrages gewiss nicht. Der 
Vertrag könnte lediglich darch die Absicht bestimmt sein, den freien Willen 
des Gatten sa Gansten der Wünsche der Gattin oder der Kirche derselben zu 
beschranken. Das ist aber eben gegen die gateu Sitten and gegen die Gewis- 
sensfreiheit. Ebenso Sehling a. a. 0. 8. 19, 46, 52: Solche Verträge, welche 
die Freiheit des Gewissens binden, kann man mit Recht als unsittliche be- 
zeichnen. Ebenso im Archiv für öffentliches Recht 1892, S. 156; Wenn der 
Staat das Verbot solcher Verträge aufsteUt, beschränkt er die elterliche Frei- 
heit nicht, sondern er befestigt sie gerade and beschützt sie. Scheuert 
a. a. 0. S. 9. KaM, Confession der Kinder, S. 8; L. A. UlclUers Kirchen* 
recht von Dove und Kahl, Leipzig 1877, S. 1018, 1019. 

1) Die Motive zum Entwürfe des deutschen Reichsgesetzbaches bemerken 
zu §. 106, B. 1, Si 211: Es kann nicht jedes vom Standpunkte der Sittlich- 
keit verwerfliche Rechtsgeschäft nichtig sein. Die Grenze ist dahin zu ziehen, 
dass Nichtigkeit eintritt, wenn der Inhalt eines Rechtsgeschäftes unmittelbar in 
objectiver Hinsicht and anter Ausscheidung der subjectiven Seite die guten 
Sitten verletzt. Neben den guten Sitten ist die öffentliche Rechtsordnung er- 
wähnt, weil der Inhalt eines Rechtsgeschäfte? nicht bloss gegen die morali- 
schen Interessen des Staates Verstössen kann, sondern auch gegen die allge- 
meinen Interessen und ein Verstoss gegen letztere nicht immer einen Verstoss 
gegen erstere enthält etc. 
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deutang haben, dass er eine historisch begründete und rechtlich zu- 
lässige Forderung einfach mit Rücksicht auf eine Regelwidrigkeit 
verwirft. Dagegen haben andere Schriftsteller, welche weniger unter 
dem Banne des Corpus juris stehen, wie Kunstmann, Linde, Robert 
V. Mohl^) etc. in der Zulassung von Kindererziehungsverträgen keine 
Versündigung gegen die väterliche Gewalt erblickt; die eingehende 
Motivirung ihres Standpunktes kann doch nicht einfach mit dem 
Bemerken »diese Qründe haben mich nicht überzeugte zurückge- 
wiesen, bezw. widerlegt werden. Wie bekannt, hat ja auch die 
wissenschaftliche Darstellung, die Rechtsprechung des deutschen 
Reichsgerichtes *) und der Entwurf des deutschen Reichsgesetzbuches 
den strengen Begriff der römischen »väterlichen Gewaltc wesentlich 
gemildert, bezw« in den Bogriff einer »elterlichen Gewalt« umge- 



1) Politik. Tübingen 1862, B. 1, S. 254, 256 sq. Vgl. femer J. Moser, 
Von der teatschen Keligionsverfassong 1774, S. 68, 71; Spanyenberg in 
Strnbens rechtlichen Bedenken B. 1, S. 76 ; Glück, Pandekten 1800, B. 2, S. 260; 
W. A. F, Danz. Deutsches Privatrecht, Stuttgart 1800, B. 6, S. 178—180; 
C. E. Weiss, Archiv för Kirchenrechtswissenschaft 1831, B. 2, S. 108—124; 
C. ./. A. Mittermaier, Grandsätze des gemeinen deutschen Privatrechts, 1827, 
S. 211; Maas im Archiv f&r kath. Kirchenrecht, B. 7, S. 248; Schulte, Ueber 
gemischte Ehen etc. S. 37 sq., 41, 45. Aich im Archiv f&r kath. Kirchenrecht, 
B. 14, 8. 339. Schulte nnd Aich sind für Forderung eines vor der Ehe ab- 
geschlossenen, staatlich geschützten Kindererziehnngsvertrages; derselhe soll 
nach Weiss und Aich aach nicht mit beiderseitiger Ein willigang gelost werden 
können. Dieser Rechtszastand besteht in der bayerischen Rheinpfalz» wird aber 
mit Recht als Verstoss gegen die Gewissensrechte der Eheleute empfunden. 
Vergl. Roscoväny a. a. 0. B. 7, S 87 und Biederlak im Staatslezikon der 
Görresgesellschaft, B. 2, S. 462, 468. 

2) Nach heutiger ßechtsanschauung ist das Erziehungsrecht ein gemein- 
schaftliches Recht beider Eltern, mit bevorzugter Stellung des Vaters, und es 
muss bei gefährdetem Interesse des Kindes in allen Fällen, in welchen die Ge- 
setze der Mutter eine Einrede gegen die Exhibitionsklage des Vaters gew&hren, 
ihr auch durch eine selbständige Klage geholfen werden. Entscheidungen des 
Reichsgerichtes 1886, ß. 17, S. 130. Die Anerkennung einer nach dem Tode 
des Vaters der väterlichen gleichstehenden mütterlichen Gewalt findet sieb be- 
reits in einzelnen deutschen PriTatrechten. Faul Roth, System des deutschen 
Privatrechts, Tübingen 1880, B. 2, S 317 und in dessen bayerischem Civil- 
recht, Tübingen 1881, B. 1, S. 106. Nach der Rechtsprechung des bayerischen 
obersten Verwaltungsgerichtshofes besitzt in diesen Rechtsgebieten die den 
Vater überlebende Mutter, falls es sich um Erziehung eines aus ungemischter 
Ehe stammenden Kindes handelt, das freie confessionelle Bestimmungsrecht 
ebenso wie der überlebende Vater. Archiv für kath. Kirchenrecht, Bd. 70, S. 77 sq. 
Vergl. auch WÜhelm Hosenhrantz, Handbuch des Pflegschaft swesens in der 
Zeitschrift für Gesetzgebung und Rechtspflege des Königreichs Bayern, Beilage 
SU Bd. 7. Erlangen 1860, S. 41 und 42. 
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wandelt; es besteht daher durchaas keine Veranlassung, auf dem 
Qebiete der religiösen Eindererziehung die väterliche Gewalt über- 
mässig stark zu betonen, oder gar im Gegensatz zu der in dem 
Entwürfe des Reichsgesetzbuches festgestellten Familien- Rechtsord- 
nung zu verschärfen. Tn durchaus zutreffender Weise bemerkt 
Ktm^mann in seinem noch heutzutage lesenswerthen Buche über 
die gemischten Ehen unter den christlichen Confessionen Deutsch- 
lands: »Jener Grundsatz von der väterlichen Gewalt ist aus heid- 
nischen Rechtsbegriffen entlehnt und hier auf die christliche Ehe 
angewendet worden; wie er schon dem Naturrechte widerspricht, 
welches vermöge der Zeugung beiden Ehegatten gleiche Rechte ein- 
räumt^), 80 widerspricht er noch mehr der christlichen Lehre, da 
die Rechte nnd Pflichten, die das Christenthnm den Eltern ertheilt 
und von ihnen fordert, nicht nach einem Massstabe mit den heid- 
nischen Rechtsansichten gemessen werden können. Es ist vor Allem 
wohl aufzufassen, dass es sich nicht um die politischen Rechte des 
Vaters, nicht um die bürgerliche Erziehung des Kindes, sondern nur 
allein am dessen religiöse Erziehung im Christenthnm handelt, wie 
es sie auch in gleichem Masse verpflichtet und die heidnische 
Lehre von der patria potestas somit ausschliesst. Niemand, der nicht 
schon von vorneherein auf alle Logik Verzicht leisten wollte, wird 
wohl leugnen, dass bei einer Ehe zwischen Katholiken und Pro- 
testanten ein greller Widerspruch stattfindet, da der eine Theil einen 

1) Ebenso Johann KuUchker, Die gemischten Ehen vom katholisch- 
kirchlichen Standpunkte betrachtet, 3. Aafl., Wien 1892, S. 457—468. Aehu- 
lich Linde a. a. 0. S. 365 : Es ist nochmals darauf aufmerksam za machen, 
wie bedenklich es ist, in der weltlichen Qesetsgebnng dem Vater allein, ohne 
ihn auch nur an eine bestimmte, vom Staate anerkannte Confession zu binden, 
die religiöse Erziehung der Kinder ganz gleichgiltig , ob aus sog. gemischten 
oder nicht gemischten Ehen , zu überlassen ; weil nicht Torausgesetzt werden 
kann, dass der Mutter hei Eingehung der Ehe die Erziehung der Kinder gleich- 
giltig sein werde nnd sie durch die Gesetzgebung nicht daran gewöhnt werden 
sollte, dass es ihr gleichgiltig sein dürfe, oder gar sein solle, in welcher Re- 
ligion ihre Kinder erzogen werden. Man muss nicht blos die weibliche Natur 
überhaupt, sondern die wahre Bedeutung des weiblichen Geschlechtes für das 
Familien- und bez\T. für das ganze Staatsleben, ja die eigentlich höhere Be- 
deutung des Weibes für die Erziehung der Kinder erst g&nzllch verkennen, um 
sich bestimmen zu können, die Mutter in eine so untergeordnete Stellung ge- 
setzlich zu bannen. Die Gesetzgebung hat aber auch in unserer Materie nicht 
blos die Aufgabe zu lösen, wie gewissen, nach der Erfahrung mitunter vorge- 
kommenen Zwistigkeiten in den Familien vorgebeugt und Konflikte zwischen 
Staat und Kirche vermieden werden, sondern hauptsfichlich mit zu vermitteln, 
dass die Möglichkeit einer Erziehung, wodurch feste Grundlagen für Sitte nnd 
Religion gelegt werden, von vorneherein nicht ausgeschlossen wird etc. 
Archiv mr Kiretiäureeht. LXXUI. 20 
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auflöslichen, der andere einen unaaflöslicben Band eingeht. Eine 
Heilung und Ausgleichung dieses Widerspruches ist es daher vor 
Allem, was vorgenommen werden muss, wenn in religiöser, wie in 
rechtlicher Beziehung gluckliche Folgen aus einer solchen Ehe ent- 
stehen sollen^). Eine Ausgleichung dieses Widerspruches kann 
nur von den Ehegatten ausgehen. Der Vertrag, zu dessen Ab- 
schliessung ihnen volle Freiheit zustehen soll, kann allein diesen 
Widerspruch beseitigen, ohne dass, da er aus der freien Willens- 
äusserung beider Theile hervorgebt, die Gewissensfreiheit bei seiner 
Abschliessung Y^rletzt wird. Der Inhalt eines solchen Vertrages 
kann, da er ganz nur mit dem religiösen Leben der beiden Theile 
sich beschäftigt, der Beurtheilung der Staatsgewalt nicht unterworfen 
sein. Hinsichtlich der Form aber bleibt er, wie alle übrigen Ver- 
träge, den Gesetzen des Staates unterworfen, da nur die Beibehaltung 
der Rechtsform ihm äussere Geltung sichern kann. Von dem Inhalte 
eines solchen Vertrages aber nach seiner ganzen Ausdehnung auf die 
religiöse Erziehung der Kinder und alle religiösen Verhältnisse des 
ehelichen Lebens würde es dann abhängen, ob beide Gonfessionen 
oder nur eine derselben ihm die confessionelle Anerkennung gleich- 
falls ertheilen können . . . Nur eine Garantie gibt es für den Frieden 
der neben einander bestehenden Gonfessionen, nur eine kann bei 
einem Konflikte hinsichtlich der gemischten Ehen beruhigend wirken, 
nämligh diese, dass der Staat sich jedes Eingriffes in das religiöse 
Leben enthalte und seine Entwicklung den Dogmen und der 
Disciplin der Gonfessionen überlasse, nur diese kann die Freiheit 
der Gewissen sichern *).« 

Der durchaus sachlich gehaltenen und mit voller Deberzeug- 
ungskraft durchgeführten Darlegung Kunstmanns kann unseres Er- 
achtens kein Unparteiischer seine Zustimmung versagen : die Rechts- 



1) Hierauf weist auch hia: Hugo Lämmer^ Institutionen des katho- 
lischen Kirchenrechts, Freibarg 1886, S. 886 and B. Rive, Die Ehe in dogma- 
tischer, moralischer and socialer Beziehung, Begensharg 1876, S. 806. 

2) Aehnlich ?rie Kunatmann yertreten alle katholischen Schriftsteller 
den Standpunkt, dass den Eltern volle Freiheit hinsichtlich der Bestimmung 
der Erziehnngsreligion ihrer Kinder gelassen werden mQsse und bemerken, dass 
die Erziehung aller Kinder im katholischen Glaubensbekenntnisse unerl&ssliche 
Voraussetzung der oberhirtlichen dispensatio in mizta religione sei. Yergl. 
«/. J. DöUinger^ Ueber gemischte Ehen, eine Stimme zum Frieden, 1888, 
»S. 14, 15; Franz Heinrich keinerding, Die Principien des kirchlichen 
liechtes in Ansehung der Mischehen, Paderborn 1853, S. 69: Franz Heiners 
(1889), J. Wtbera (1887) und J. Fr. Schulte's (1855) Katholisches Eherecht 
S. 64, 375, 270 und alle LchrbQcher des katholischen Kirchenrechts. 
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Ordnung bildet also keinen Hinderungsgrand fSr Einfftbrung des Yer«* 
tragsystems; übrigens haben sich — soweit eine lex ferenda in Be- 
tracht kommt — die gesetzlichen Vorschriften nach den Erfahrungen 
und Verhältnissen des praktischen Lebens zu richten und nicht um- 
gekehrt die praktischen Lebensverhältnisse sich unter die Rechts- 
ordnung zu beugen. Wenn wir daher die Sache auf ihren tiefsten 
Grund untersuchen, so finden wir, dass nicht rechtliche, sondern die, 
insbesondere in dem Gutachten zur preassischen Gesetzesrevision zu 
klarstem Ausdruck gebrachten politischen Gründe für Ablehnung des 
Vertragsystems massgebend waren. Unseres Erachtens soll aber der 
moderne Staat keine staatlich anerkannte Kirche durch so weit- 
gehende gesetzgeberische Massnahmen besonders protegiren, keine 
durch Ausnahmsgesetze beeinträchtigen, sondern die Erledigung der 
Gewissensfragen über religiöse Erziehung und Confessionsbestim- 
mung einzig und allein den betheiligten Eltern überlassen. 

Im schärfsten Gontrast zum Grundsatze der elterlichen Bestim- 
mungsfreiheit stehen die aus unwiderstehlicher Hinneigung zum 
Bureaukratismus hervorgegangenen Vorschläge hinsichtlich der Er- 
richtung einer modernisirten staatlichen Inquisitionsbehörde unter 
dem harmlosen Titel eines Vormundschaftsgerichtes. Dieses Vör- 
mundschaftsgericht soll nicht blos Rechts- sondern auch Ermessens- 
fragen über religiöse Erziehung von Kindern unter 15 Jahren — in 
diesem Alter soll nämlich das Recht der selbständigen Qlaubenswahl 
beginnen >) — entscheiden, in vielen Fällen gegenüber dem Vater, 
in allen Fällen gegenüber der Mutter — der Mutter ist nämlich 
eine ganz unselbständige Stellung in religiösen Erziehunggfragen an- 
gewiesen: sie bedarf zu allen Verfügungen der richterlichen Ge- 
nehmigung — als Aufsichtsbehörde über die religiöse Kindererziehung 
fungiren, die väterliche oder mütterliche Confessionsbestimmnng zu 
genehmigen oder abzulehnen befugt sein. Bei Stellung von An- 
trägen über religiöse Kindererziehung hat sich zwar nach Sehling*) 
der Richter aller Einwirkung auf die Willenserklärung der Paciscen- 
ten zu enthalten; es ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass derselbe 
über die Willensfreiheit sich durch Befragen der Paciscenten Gewiss- 



1) Die Bestimmangen aber die Glanbenswahl gehören dem öffentlichen 
Rechte an. Die Festsetsnng eines sogenannten ünterscheidangsjahree wider- 
apricht den katholischen PriDcipien. AutjuatinuH de Roacovday, Monamenta 
Catholica pro Independentia Poteatatis ecclesiasticae ah Imperio civiii, Qoinque- 
Ecclesiis, 1847, B. 2. S. 179; Fogli dottrinali bei Sicherer a. a. 0.; Qeneralien- 
Sammlang der Brsdiöcese München-Freising, B. 1, S. 644. 

2) A. a. 0. S. 49. 

20* 
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heit verschaffen, aach dieselben auf die gesetzlichen Folgen solcher 
Anträge aufmerksam machen könnte. Nach Schmerl soll durch das 
Eingreifen des Yormundschaftsgerichtes einerseits die Beweisbarkeit 
des Willens gesichert, andererseits die rechtswirksame Erklärung von 
KU wenig bedachten oder ungehörig beeinflnssten Entschlüssen ab- 
rathend verhindert werden. Solch' dehnbare Bestimmungen lassen 
sich wohl theoretisch festsetzen, erscheinen aber in der Praxis un- 
durchführbar. Ueberhaupt müssen wir es als ein total verfehltes 
System bezeichnen, Gewissensfragen durch einen Machtspruch welt- 
licher Behörden entscheiden zu lassen. Eine solche Inquisitionsbe- 
hörde wird daher zu den bestgehassten Institutionen des modernen 
Staates gehören; dieselbe wird wohl nur selten fungiren können, 
ohne den Verdacht einer confessionelien Parteinahme zu erwecken. 
Gerade durch diesen Verdacht wird das Vertrauen zu dieser Behörde 
bereits nach kurzer Wirksamkeit bedenklich erschüttert sein ^). 

Gegen Entscheidungen des Vormundschattsgerichtes ist zwar 
das Recht der Beschwerdeführung an eine höhere Instanz vorge- 
sehen, und wir verkennen durchaus nicht den Werth dieses Rechts- 
mittels zur Wahrnehmung der bedrohten Interessen religionsnnmfin- 
diger Personen und -- infolge der grundsätzlichen Bedeutung letzt- 
instanzieller Urtheile — zur allmäligen Erzielung einer gleichmäs- 
sigen Beschlussfassung der üntergerichte. Allein trotzdem müssen 
wir gegen diese Einrichtung entschieden protestiren. Denn so hoch 
wir die Appellation an eine höhere Instanz in Rechtsfragen schätzen, 
so problematisch erscheint uns das Recht der Beschwerdeführnng in 
Ermessensfragen. Denn wenn auch die Entscheidungen in Ermessens- 
fragen ein aus freier, unparteiischer Würdigung der vorhandenen 
Gründe geschöpftes Urtheil darstellen, so sind sie doch mangels 
fester objectiver Entscheidungsnormen von der subjectiven Meinung 
eines Einzelrichters oder eines Richtercollegiums derart beeinflusst, 
dass sie mehr den Charakter einer staatsaufsichtlichen Verfügung als 
eines richterlichen Urtheiles an sich tragen. Staatsaufsichtliche Ver- 
fügungen über die Confessiou eines Kindes sind aber nach Massgabe 
der heutigen Tages giltigen Staatsgrundgesetze ein Unding und ganz 
dazu geeignet, unabsehbare Religionsbeschwerden zu veranlassen, den 



1) üeber die schlechten Erfahrangen , welche in Preussen gemacht wur- 
den, wenn die Vormandschaftsgerichte in freier WOrdigang der Sachlage 
darüber zu bestimmen hatten, in welchem Glanbensbekenntniss der Mündel zn 
unterweisen sei, siehe Bernhard Hübler, Üie religiöse Erziehung im Gebiete 
des preuss. allgemeinen Landrechtes, in den Festgaben f&r Rudolf v, GneisVa 
50jährigem Doctorjabiläaiu. Derliu 1888, S. 219 und 250. 
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unterliegenden Parteien, der Tagespresse und den Parlamenten 
reichen Stoif zu scheinbar berechtigten Angriffen auf die Staatsbe* 
bürden zu liefern. 

Drache und Schling haben auch eine in der Gesetzgebung pro« 
testantischer Länder in verschiedenen Modificationen wiederkehrende 
Bestimmung in ihre Vorschläge aufgenommen, dass nämlich eine in 
der letzten Krankheit vor dem Tode erfolgte Conversion oder Re- 
ligionsbestimmung des Vaters auf die Erziehungsreligion der Kinder 
keinen EinUuss ausüben solle. Bereits Hammerstein und Scheuerl 
haben auf die Haltlosigkeit einer solchen, innerlich durchaus nicht be- 
rechtigten Bestimmung hingewiesen. Auch wir können in einer sol- 
chen Bestimmung nichts anderes sehen, als einen ungerechtfertigten 
Angriff auf die Rechte des Gewissens und der Religion. Die Re- 
ligion bildet gleichsam ein Erbtheil, welches die Eltern ihren Kindern 
hinterlassen: warum sollen nun die Eltern in der letzten Krankheit 
vor dem Tode nur über materielle Güter verfügen können, warum 
nicht auch über geistige und sittliche Güter? Niemanden fällt es 
ein, ein vor dem Tode abgefasstes, rechtsgiltig errichtetes Testament 
ohne weiters für ungiltig zu erklären, oder auch nur lediglich auf 
diesen Titel hin anzufechten. Daher erscheint auch eine gesetzliche 
Bestimmung als innerlich unberechtigt, welche eine in der letzten 
Krankheit vor dem Tode hinsichtlich der eigenen Religion oder hin- 
sichtlich der religiösen Erziehung der Kinder getroffene Bestimmung 
als staatsrechtlich unwirksam erklärt. Gerade im Angesichte des 
Todes und des drohenden göttlichen Gerichtes ist das Gewissen ge- 
schärft und mehr als sonst geneigt, strenge nach Recht und Ge- 
rechtigkeit zu handeln ^). Es können daher gegen eine in der letzten 

1) Das Gegentheil dessen behauptet BrOse, Amtsrichter in Gardelegen» 
in seinem Aufsätze »Die religiöse Erziehung der Kinder ans Mischeheu im Ge- 
biete des preuss. allgem. Landrechts,« in Grüchots Beiträgen zur Erläuterung 
des deutschen Rechtes von Bassow, Eflntzel und Ecdus, Berlin 1893, B. 37b. 
S. 853—872. Derselbe hält überhaupt die mit vielen Mängeln behaftete preuss. 
Gesetzgebung aber religiöse Kindererziehnng nicht für reformbedOrftig, indem 
er in seinem Schlussergebniss S. 871 erklärt: die preussische Gesetzgebung hat 
diese so äusserst schwierige Frage durchaus sachgemäss behandelt ; sie hat die 
Kinder aus Mischehen auch bezaglich ihrer religiösen Erziehung einerseits der 
freien Entschliessung des Vaters beiw. der Eltern unterworfen und andererseits 
Tor einem Aufwachsen ohne religiöse Unterweisung geschützt. Dazu vermochte 
die Gesetzgebung nur zu gelangen, indem sie bei Lösung dieser Frage von 
tief-sittlichen Grundsätzen ausging, insbesondere das Wesen der Ehe richtig 
würdigte und auf der anderen Seite der schrankenlosen Willkür der Eltern von 
Staatswegen eine Schranke zog. Die gegentheilige Anschauung vertritt mit 
Recht B, Hübltr a. a. 0. S. 221. 
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Krankheit vor dem Tode binsichtlich der religi^ysen Kindererziehang 
getroffene Anordnung nur jene Anfechtungsgrfinde geltend gemacht 
werden, welche überhanpt letztwillige Erklärungen irritiren z. B. 
mangelnde Willensfreiheit, Unzurechnungsfähigkeit und höchstens 
noch die Nichtbeobachtung der vorgeschriebenen Formalitäten ^). 
Alle weitergehenden Bestimmungen sind unberechtigte Eingriffe in 
die Gewissensfreiheit, welche dem in das Alter der religiösen Selbst- 
bestimmung eingetretenen Menschen bis zum letzten Athemsoge ge- 
wahrt bleiben muss. 

In air diesen Punkten offenbart sich ein unversöhnlicher Gegen- 
satz zwischen katholischer und protestantischer Auffassungsweise, wes- 
halb eine motivirte Opposition in genannten Einzelheiten vollständig 
berechtigt erscheint. Der ausdruckliche Widerspruch erscheint um 
so mehr berechtigt, da bei der Majorität der protestantischen Be- 
völkerung in Deutschland die Erlassung eines den katholischen Grund- 
sätzen entsprechenden Reichsgesetzes, die religiöse Kindererziehung 
betreffend, fraglich und zweifelhaft ist*). 

Neben diesen dogmatisch begründeten Differenzpunkten ent- 
halten aber die protestantischen Vorschläge auch einzelne beachtens- 
werthe Momente, über welche sich leicht eine Verständigung und 
Vereinbarung erzielen liesse. 

Allgemein, von katholischer wie protestantischer Seite wurde 
die aus dem Geiste des religiösen Indifferentismus geborene Bestim- 
mung verworfen, welche die Confession der Kinder nach deren Ge- 
schlecht normirt wissen will. Diese Bestimmung war ursprünglich 
aus der durch den westphälischen Frieden festgesetzten Parität der 
reichsgesetzlich anerkannten Gonfessionen abgeleitet worden und so- 
dann in mehrere Landesgesetze übergegangen ; sie entsprang aus der 
Berücksichtigung des natürlichen Verhältnisses, welches die Söhne 
mehr dem Vater, die Töchter mehr der Mutter zuweist und aus dem 
guten Willen der ausgleichenden Gerechtigkeit, welche beiden be- 



1) DU Formalitateii müssen anter gewöhnlichen Verhältnissen im In- 
teresse der gesellschaftlichen, kirchlichen and staatlichen Ordnung eingehalten 
werden. In articulo mortis dürften weitgehende Milderungen angezeigt er- 
scheinen, unter der Voraussetzung, dass die übrigen Bedingungen gegeben sind. 

2) Vergi. frühere im Sinne absoluter Vorschriften gemachte Vorschlage 
▼on Nie* Thaddäu« Gönner im Archiv für die Gesetzgebung und Reform des 
juristischen Studiums, Landshut 1810, 6. 3, S. 169 sq.; Karl Auguttl Titt- 
mann im canonischen Wächter, Halle 1830, S. 213; Alexander Müller im 
Archiv für die neueste Gesetzgebung deutscher Staaten, Stuttgart 1838, B. 8, 
1, S. 147; Puchla, Einleitung etc. S. 88; Schmidl, Confession der Kinder, 
8. 496, 508, 514. 
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theiligten Confessionen etwas bieten will, um beide zu befriedigen. 
Allein trotz dieser scheinbaren Congruenzgründe mnss die Theilung 
der Religion der Kinder nach deren Geschlecht als der denkbar 
schlechteste Weg bezeichnet werden, welcher zur Lösung des vor- 
liegenden Problems eingeschlagen werden kann. Denn eine Familie, 
in welcher nicht blos Vater und Mutter, sondern auch Brüder und 
Schwestern verschiedenen Confessionen angehören, bildet eine Pflanz- 
schule des religiösen Indifferentismus und ist fortwährenden confes- 
sionellen Konflikten und Störungen des Hausfriedens ausgesetzt. Aus 
diesem Grunde glaubten Sehling und KtM in ihre Entwürfe eine 
Bestimmung aufnehmen zu sollen, wonach alle Kinder einer Familie 
stets gleichmässig in einer Confession erzogen werden müssen. Da- 
gegen erscheint nach den Vorschlägen K. Schmidts, Hammerstein's^ 
Drachens ^) und ScheuerVs ') eine elterliche Verfügung dahin zulässig, 
dass ein Theil der Kinder in der Confession des Vaters, ein Theil 
in der Confession der Mutter erzogen werde. Welches von beiden- 
Systemen verdient den Vorzug? unbedenklich entscheiden wir uns 
für das zweitgenannte System, welches die elterliche Bestimmungs- 
freiheit und damit die Gewissensfreiheit am besten wahrt. Denn es 
ist unseres Erachtens nicht Sache des modernen Staates durch ge- 
setzgeberische Massnahmen Confessionsunterschiede im Lande oder 
innerhalb einer Familie einzuführen, zu befördern, zu beseitigen oder 
von vorneherein gewaltsam zu verhindern. Wie es dem Gewissen 
der einzelnen Staatsein wohuer überlassen bleiben muss, sich aus 
irgend einer Confession nach freiem Ermessen einen Ehegatten aus- 
zuwählen, so muss es auch diesen Ehegatten anheimgestellt werden, 
die Confession ihrer Kinder nach freier Gewissensüberzeugung zu be- 
stimmen. Diese Gewissensüberzeugung der Ehegatten kann aber an 
und für sich, oder nach Lage der Lebensverhältnisse dahin geben, 
dass die Kinder einer Familie verschiedenen Confessionen zugewiesen 
werden. So bedauernsworth und verwerflich derartige — jedenfalls 
nur in seltenen Ausnahmsfällen eintretende — elterliche Bestim- 
mungen erscheinen, der moderne Staat hat keinen Beruf und kein 
Recht durch Zwangsgesetze zu verhüten, »dass der Religionsunter- 
schied in den Familien verewigt, und dadurch Spaltungen erzeugt 
werden, die nicht selten die Einigkeit unter den Familiengliedern 
zum grossen Nachtheile derselben untergrabene ^). 

1) A. a. 0. S. 31, 32. 

2) A. a. 0. S. 11, 12. 

3) So die Motinnmg der kdnigl. prenssischen DeclaraiioD vom 21. No- 
vember 1803. 
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Mit SeUing und Seheuerl vertreten wir die Ansicht, dass das 
elterliche Bestimmungsrecht aber die Confession der Kinder kein 
unbegrenzt freies in dem Sinne sein darf, dass die Eltern befogt 
wären, ihre Kinder in jedweder Religion — mag dieselbe gesetslich 
anerkannt sein oder nicht *- erziehen zu lassen. Eine so weit gehende 
Rechtsfolgerang ^) kann unseres Erachtens aus dem Reichsgesetz vom 
3. Juli 1869, welches nur die individuellen bärgerlichen und staats- 
bürgerlichen Rechte betrifft, nicht gezogen werden. Es bleibt viel- 
mehr nach der Rechtsanschauung der hervorragendsten Staatsrechts- 
lehrer und der Praxis der bundesstaatlichen Regierungen hinsicht- 
lich der Anerkennung von Religionsgesellschaften das landesherrliche 
jus receptionis in irgend einer Form unverändert zu Recht bestehen'); 
und im Zusammenhange damit halten wir an der Anschauung fest, 



1) Thudichum, Deutsches Eirchenrecht , B. 1, S. 173 folgert aas ge- 
nanntem Gesetz, dass bei dem principiellen Vorrang des Reichsrechtes vor dem 
Landesrecht in Znkanft jene Landesgesetze hinfallig oder nnznlfissig seien, 
welche die Zahl der im Lande zugelassenen Religionen beschrfinken oder die 
Zulassung neuer Religiousvereine oder die Gestattung religiöser Versammlungen 
Yon einer besonderen Regierungsgenehmigung abhängig machen. Dagegen 
G. Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes, S. 684. P, Hinschlug a. a. 0. 
S. 228 und 359 und in Stenge U Wörterbuch für deutsches Verwaltungsrecht, 
B. 1, 8. 608 » Gewissensfreiheit € W. Kahl, Kirchenrecht und Kirehenpolitik, 
8. 298, 294 und die hier citirte Literatur. BluntncfUi, AllgemeiiLes Staats- 
recht, München 1852, 8* 519; Richter-Üove, Kirchenrecht, S* 259, 260; 
0. Sarweyt Ailgemeines Verwaltungsrecht in Marquardsons Handbuch etc.* 
Freibnrg 1884, B. 1, 2, 8. 138. 

2) Kahl, a. a. 0. 8. 824: Der Abweisung neu sich bildender Beligions- 
gesellsehaften steht der Anspruch auf Gewissensfreiheit nicht entgegen, üeber- 
all handelt es sich hier allein um die genossenschaftliche Bekenntnissfreiheit 
und die Beschrankung der staatlichen Vereinsgewalt ihr gegenüber. Eben des- 
halb ist auch die Entschliessungs- und Handlungsfreiheit der Einzelstaaten auf 
diesem Gebiete nicht beschränkt. Denn das bürgerliche Recht der Vereinsfrei- 
beit beruht auf dem Landesrecht und nicht auf dem Reichsrecht. Zwar hat die 
Reichsverfassung durch Art. 4, 16 auch das Vereinswesen der Zuständigkeit der 
Reichsgesetzgebung unterstellt. Aber eine allgemeine, reichsgesetiliche Regelung 
derselben hat bis jetzt noch nicht stattgefanden. Ebenso K. Stengel^ Verfas- 
sungsurknnde etc., 8. 107 : Das Reichsgesetz Tom 8/7 1869, wonach der Genuss 
der bürgerlichen und politischen Rechte von dem Glaubensbekenntniss nicht 
abhängig ist, bezieht sich nur auf die indiyiduelle und persönliche Gewissens- 
freiheit , nicht dagegen auf die rechtliche Stellung der Religionsgesellsehaften, 
deren Regelung durchaus dem Landrecht überlassen ist. Damit stimmt auch 
die Praxis in Bayern überein : hier wurden 1888 den bischöflichen Methodisten, 
im Jahre 1885 den wesleyanischen Methodisten , im Jahre 1890 den Altkatho- 
liken die Rechte einer PriTatkirchengesellschaft durch Allerhöchste Entachliees- 
ung ertheilt. Cultusministerialblatt des Königreichs Bayern, 1888, 8. 97; 
1885, 8. 152; 1890, S. 61, 68, 89, 93, 111, 273. 
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dass Dur staatlich anerkannte Religionsgesellschaften ein religiöeee 
Erziehungsrecht besitzen, weshalb auch die Eltern verpflichtet sind, 
ihre Kinder in den religiösen Grundsätzen einer staatlich anerkannten 
ClonfessioB zu erziehen, oder wenigstens an dem religiösen Schul- 
unterrichte einer staatlich anerkannten Confession theilnehmen zu 
lassen. Hieven abweichende Gesetze, welche die Erziehung religions* 
unmündiger Personen in der freireligiösen Richtung, oder besser ge- 
sagt, in der Eeligionslosigkeit gestatten, werden nicht blos durch 
die Stimme der Kirche, sondern auch durch die öffentliche Meinung 
verurtheilt, da in Deutschland die christliche Weltanschauung doch 
nicht blos Lebensgmndsatz einzelner Bfirger, sondern öffentliches 
Olaubensbekenntniss und öffentliches Recht des Volkes geworden ist ^). 
Zum Beweise dessen sei darauf hingewiesen, dass das Staatswesen 
der einzelnen deutschen Bundesstaaten im grossen Ganzen auf christ- 
licher Grundlage aufgebaut ist. Die alten christlichen Landeskirchen 
besitzen im öffentlichen Leben eine hervorragende privilegirte Stel- 
lung; die zur Zeit noch giltigen Oivilrechte verordnen eine christ- 
liche Erziehung der Kinder; die deutsche Rechtspflege kennt nur 
religiös gesinnte Personen. Unwiderleglich weisen darauf hin die 
Anerkennung des Eides als gesetzliches Offenbarungsmittel bei Zeugen- 
vernehmungen und die Anwendung des promissorischen Eides bei amt- 
lichen Verpflichtungen (Fahneneid, Verfassungseid). Die gesetzlich 
fixirte Eidesformel, welche mit den Worten beginnt: »Ich schwöre 
bei Gott dem Allmächtigen und Allwissendem — und mit den Worten 
schliesst: »So wahr mir Gott helfe'),! enthält eine feierliche Be- 
rufung auf Gott als Zeugen und Bärgen der Wahrheit dessen, was 
der Schwörende aussagt. Ohne Anerkennung eines lebendigen Gottes- 
glaubens entbehrt diese Eidesformel der inneren Wahrheit und des 
inneren Werthes. Und wenn die deutsche Strafprocessordnung in §. 64 
bestimmt: »Der Eidesleistung wird gleichgeachtet, wenn ein Mitglied 
einer Religionsgesellschaft, welcher das Gesetz den Gebrauch gewisser 



1) In vollkommeD eutreffendcr Weise bemerkt daher «/. SUbernugl 
— Lehrbuch des kathoU Kirchenrechts, Regensbarg 1880, S. 18 — : Aach der 
paritfitische Staat nmss noch immer seinen Charakter aU christlicher Staat 
möglichst so wahren suchen und verlangen, dass jeder Unterthan einer im 
Staate anerkannten oder doch gedaldeten Religionsgcsellschaft angehöre, weil 
mit Tölliger Religionslosigkeit der Unterthanen kein Staat bestehen kann. 
Die von den christlichen Staaten heat su Tage fast fiberall gewahrte Gewissens« 
freiheit kann deshalb nach Anssen hin keine unbedingte und unbeschrankte sein. 
Eine extrem entgegengesetzte, unhaltbare Ansicht vertritt Friedr, Mtiasnen^ 
Nenn Gapitel fiber freie Kirche und Gewissensfreiheit, Qras 1876, S. 19 sq. 

2) Strafprocessordnung flUr das deutsche Iteich, {. 62. 
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Betheueranggformeln an Stelle des Eides gestattet, eine Erklärang 
unter der BetheuerungsfortDel dieser Religionsgesellschaft abgibt, € 
so ist diese Aasnahmsbestimmung von der gesetzlichen Regel nar 
dnrcb sittlich-religiöse Gründe veranlasst und aas der Absicht her- 
vorgegangen, den Mitgliedern dieser Religionsgesellschaften keine 
Gewissensbeschwernng aufzuerlegen. Die schwere Bestrafung des 
Meineides und der Vergehen, weh.he sich auf die Religion beziehen 
(§§. 153 sq., 160 sq. des Strafgesetzbuches für das deutsche Reich) 
beweisen deutlich genug, dass die Religion von Seiten der Staats- 
gewalt in Deutschland noch nicht als reine Privatsache be- 
trachtet wird. 

Als noth wendige Gonsequenz ergibt sich aus air den ange- 
führten Momenten, dass die Kinder in religiösen Grundsätzen unter- 
richtet werden müssen, um überhaupt ein Verst&ndniss für die ein- 
zelnen Staatseinrichtungen zu gewinnen. Gerade um die breiten 
Massen des Volkes vor Entchristlichung und Entsittlichung zu be- 
wahren, um die beharrliche Wühlarbeit der Umsturzparteien zu 
paralisiren, mass die Theilnahme an einem religiösen Schulunter- 
richte allgemein vorgeschrieben werden. Es ist ja überhaupt der ge- 
sammte Schulunterricht von religiösen Grundsätzen durchdrungen: 
religiöse Lehren werden nicht blos im Religions- und Bibelunter- 
richt, sondern auch in den Lesebüchern, in der Geographie, Ge- 
schichte, Naturlehre etc. vorgetragen. Nur diese Art und VITeise 
der Lehrthätigkeit innerhalb der Schule entspricht den katholischen 
Grundsätzen: was in einem Schreiben Papst Pim IX. an den Erz- 
bischof von Freiburg zu klarem Ausdrucke gelangt ist^). 

1) Eine EniehuDg, welche ohne Beihilfe der chrlBtlicheti Lehre und Sit- 
tenzucht die zarten jagendlichen Gemüther nnd ihre gleich dem Wachs für 
das Laster empfanglichen Herzen bildet, kann' nur ein Geschlecht erzeugen, 
das einzig Yon Leidenschaften und eigenem Gutdünken sich leiten und be- 
wegen läsat und sowohl den Familien, als dem Staate das grösste Unheil be- 
reitet. Wenn nun aber eine so schädliche, dem katholischen Glauben und der 
kirchlichen Gewalt entfremdete Lehrweise den Einzelnen , wie der Gesellschaft 
zum grössten Nachtheile gereicht, so weit es sich um die klassischen und höhereu 
Studien, sowie um die Erziehung in den für die besseren Klassen der Gesell- 
schaft bestimmten Schulen und öffentlichen Anstalten bandelt, wie viel grossere 
Uebel and Schäden müssen da nicht aus dieser Lehrart entspringen, wenn sie 
in die Volksschulen eingeführt wird ? Denn in diesen Schulen Tornehmlich 
müssen die Kinder aller Volksklassen insgesaromt schon vom frühesten Alter 
an in den Geheimnissen und Vorschriften unserer h. Religion mit Fleiss unter- 
richtet und zur Frömmigkeit, Rechtschaffenheit, Gottesfurcht und gesitteter 
Lebensweise mit Sorgfalt herangebildet werden. In diesen Schulen auch niuss 
vornehmlich die Religionslehre so sehr die erste Stelle im Unterrichte und in 
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Mit der Forderang, dass sammtliche Kinder an dem religiösen 
Schulunterrichte einer anerkannten Confession theilnehmen sollen, 
verlangen wir keineswegs die Wiedererweckung eines dem heutigen 
RechtsbewQsstsein widersprechenden Znstandes, denn solche Bestim- 
mangen enthalten weder etwas unerhört neues, noch etwas l&ngst 
antiquirtes. So verpflichten in Preussm die Ministerialverordnungen 
vom 27. August 1880 1) und 20. Januar 1892 >) nngetaufte Kinder 
christlicher Eltern und Dissidenten kinder zur Theilnahme an dem 
religiösen Schulunterrichte einer staatlich anerkannten Confession. 
In Bayern wurden den sogenannten Deutschkatholiken im Jahre 1848 
die Rechte einer Privatkirchengesellschaft verliehen*), bald darauf 
wieder entzogen, da »die unter dem Namen »deutschkatholische und 
freie Kirchengemeinden c gebildeten Religionsgesellschaften nicht nur 
von ihren zur Vorlage gebrachten Grundbestimmnngen abgewichen 
sind, sondern auch nach den gemachten Erhebungen und offenkun- 
digen Thatsachen eine Richtung genommen haben, welche dem Ghri- 
stenthume und selbst dem Begriffe und Wesen von Religion und Re- 
ligionsgesellschaft überhaupt widerstreitet, und deshalb nothwendig 
zu dem Verfalle alles Glaubens und der hierauf gegrfindeten sitt* 
liehen und bürgerlichen Verhältnisse führen rauss^).€ Conseqnenter- 
weise wurde den Deutchkatholiken auch die Befugniss zur Ausübung 
jener Rechte und Vornahme jener Handlungen entzogen, welche ge- 
setzlich nur den Religionsgesellschatten zustehen und zugleich für 
die Kinder deutschkatholischer Eltern ein Theilnahmezwang am Re- 
ligionsunterrichte jener Confession verfügt, welcher die Eltern vor 



der Erziehung einnehmen und vorherrschen, dass die übrigen Kenntnisse, die 
der Jngend hier beigebracht werden, als Zusatz zu jener erscheinen. Darum 
wird die Jugend den grössten Gefahren ausgesetzt, wenn nicht in den ge- 
dachten Schulen der Unterricht nicht in dem engsten Verband mit der Re- 
ligionslehre steht etc. F. Riesf, Der moderne Staat und die christl. Schule, 
S. 1($; A, Lehmkuhl in der Linzer Theol. Quartalschrift, 1892, S. 779 sq.; 
J. Hergenröther a. a. 0. S. 840; I^lnviart, a. a. 0. S. 97, 437; Hammer- 
Btein, a. a. 0. S. 76, 182, 158 sq.; andererseits Emil Friedberg, Lehrbuch 
des katholischen und evangelischen Kirchenrechts, Leipzig 1884, S. 888 und 
Paul MinschiuSf System des katholischen Eirchenrechts , Berlin 1888, B. 4, 
S. 572, 591, 615 etc. 

1) Archiv fttr kath. Eirchenrecht, B. 46, S. 139. 

2) Unter diesem Datum im Reichsanzeiger publicirt ; mitgetheilt im Ar- 
chiv f&r kathol. Eirchenrecht, B. 71, S. 373 Anmerkung 4. Vergl. BrO$e in 
Grflchots Beltr&gen, B. 37 b, 8. 863. 

3) Regierungsblatt für das Eönigreich Bayern 1848, S. 1049 sq. 

4) Regierungsbutt, 1851, S. 1186 sq. 
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ihrem Uebertritte zor deutschkatholischen Gemeinde angehört hatten ^). 
Diese folgerichtige Entwicklung der verfassungsmässigen Bestim- 
mungen ober den religiösen Volksunterricht') wurde von Seiten des 
Ministeriums auch dann nicht aufgegeben, als die Deutschkatholiken 
an den Landtag eine Beschwerde wegen Verletzung constitutioneller 
Rechte einreichten'). Ohne auf eine Anerkennung eines söge* 
nannten freireligiösen Keligionsunterrichtes einzugehen, erklärte das 
Kgl. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegeu- 
heiten, es solle in Zukunft den Kindern freireligiöser Eltern in allen 
Fällen Dispens vom äffenüiehen Rdigionsunlerrichte ertheilt werden. 
Die gegenwärtig von Seiten der Deutschkatholiken getroffene und 
durch die Kgl. Staatsregierung stillschweigend geduldete Einrichtung 
eines Keligions- und Confirmanderunterrichtes für die Kinder der 
deutschkatholischen Gemeinde erscheint uns mit den verfassungs- 
mässigen Bestimmungen schwer vereinbar^) und mehr die Folge einer 
unrichtigen Auffassuugsweise von Gewissensfreiheit — nämlich einer 
Verwechslung von Gewissensfreiheit und Gultusfreiheit — als ein Er- 
gebniss consequenter Entwicklung der gesetzlichen Bestimmungen. 

In Sachsen ist durch Gesetz vom 26. April 1873 bestimmt: 
»Kinder solcher Dissidenten, welche keiner Beligionsgesellschaft an- 
gehören, haben an dem Religionsunterrichte einer anerkannten oder 
bestätigten Religionsgesellschaft theilzunehmen. Die Wahl der be- 

1) Gg. ÜOUinger and Friedrich SCrauss, VerordnaiijSfeDsaDimlaog, 
B. 23, Ö. 482. 

2) li. Yerfaasiiugsbeilage §. 38 d. 

3) Verhandlangen der Kammer der Abgeordneten 1859—1861, Steno- 
graphische Berichte, B. 4, S. 79, 80. Kahi , Rirchenrecht and Kirchenpolitik 
S. 343: »Die Kategorie der »religiösen Vereinec kennt das bajorisehe Recht 
nicht. Das Vereinsgesets ?om 6. Februar 1850 erstreckt sich nicht auf Ver- 
einigungen zu religiösen Zwecken. Das G. vom 29. April 1869, betr. die privat- 
rechtliche Stellang von Vereinen (anerkannte Vereine) hat in Art. 37 die Be- 
stimuiangen der II. Beilage zor Verfassangsurkundec yon seiner Geltang aus- 
drücklich ausgenommen. Zwar bestehen die Deutschkatholiken oder freien Ge- 
meinden in Bayern nach Massgabe des erstgenannten Gesetzes als »nicht- 
politische Vereine,« wie sie denn auch bei Erfüllung der im zweiten Vereins- 
gesetze erforderten Bedingungen die Rechte anerkannter Vereine und damit 
juristische Persönlichkeit erwerben können. Dies war und ist aber nni mit 
Rücksicht auf Tit IV. §. 9 der Verfassnngsurkunde und §. 2 der II. Verfass- 
ungsbeilage möglich auf Grund der Voraussetzong , dass sie als religiöse Ver- 
eine überhaupt nicht anzusehen sind.« Ein »nicht religiöser Verein« kann aber 
nicht Anordnungen über Religionsunterricht und Coufirniationsfeier treffen. 

4) Vergl. hiezu meinen Commentar zu §g. 12—23 der IL Verfassungs- 
beilage, 8. 68, Anmerkung und Sammlung der Entscheidungen des bayerischen 
Verwaltungsgerichtahofes, B. 11, S. 31 und 32. 
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treffenden Religionsgesellschait steht den Erziebungspfliehtigen frei 
und ist von diesen die bezügliche Erklärung bierflber bei Annneldnng 
des Kindes zur Schule abzugeben ^). 

Gegen derartige Bestimmnngen wird allerdings, dem Qeiste 
der modernen Zeit entsprechend , vielfach die Einwendung erhoben, 
dass durch solchen Zwang die Gewissensfreiheit der Eltern verletzt 
werde. Darauf erwidern wir, dass die Gewissensfreiheit überhaupt 
nur innerhalb der gesetzlich bestehenden Schranken und Begrenz- 
ungen verwirklicht werden darf. Die durch die modernen Staats- 
verfassungen garantirten Freiheiten*) bedürfen im Interesse des öf- 
fentlichen Friedens und Zusammenlebens nothwendig gewisser Grenz- 
linien, bei deren Ueberschreitnng die gesetzlich concedirte Freiheit 
in Zügellosigkeit ausarten würde. So mfisste auch eine thatsftch- 
liche Verwirklichung der sogenannten »vollkommenen Glaubens- und 
Gewissensfreiheit! als ein Unding bezeichnet werden. Gerade hin- 
sichtlich der Erziehung der Kinder ist den Eltern keineswegs volle 
Freiheit eingeräumt. So verfallen Eltern , welche ihre Kinder vom 
Schulbesuche abhalten, welche Erziehung und Unterhalt derselben 
beharrlich vernachlässigen, welche dieselben sittlicher Verwahrlosung 
preisgeben, mitunter schweren gesetzlichen Strafen. Wenn nun die 
modernen Gesetze die sittliche Verwahrlosung der Kinder durch die 



1) Gesetz- nnd Verordnungsblatt für das Königreich Sachsen, Dresden 
1878, S. 353, §. 6. Ueber die Verhältnisse in Oesterreieh bemerkt R. Scherer, 
Eircbenrecht , B. 2, S. 87, 38 : Die Kinder mQssen in einer bestimmten Religion 
eraogen werden nnd die Verwandten des Kindes, sowie die interessirtett Bali- 
giottsgesellsebaften sind nach dem Gesetze berechtigt la Yerlangen, dass das 
Kind einer staatlich anerkannten Beligionsgesellschaft angehöre, welche zu be- 
stimmen im Noth&lle deijenige berufen ist, welchem das Recht der Erziehung 
zusteht« Vergl. Scher er im Archiv f&r kath. Kirchenrecht, B. 49, S. 122 sq., 
B. 50, S. 257 : Die Kinder der Confessionslosen ; dagegen Thaner in Grünhuts 
Zeitschrift für Privatrecht und öffentliches Recht, 1888, B. 10, S. 598 sq. 
Vgl. hiezn Kraim' Handbuch des österreichiscben Privatrechtes: Bemerkungen 
zu §. 189 a. a. 0. 

2) Dass diese Freiheiten mit den katholischen Grundsätzen unYereinbar 
sind, darüber vergl. Schrader, Der Papst und die modernen Ideen 1, S. 56, 
78, 138; 2, S. 4, 88-85, 61, woselbst das N&here zur Würdigung der Gewis- 
sensfireiheit, Gultusfreiheit, Glaubensfreiheit, Lehr- und Lemfreiheit etc. zu 
finden ist. VergL auch die unter diesen Schlagwörtern erschienenen Abband* 
lungen in den Generalregistern der Stimmen aus Bfaria Laach, dem Staats- 
lezikon der Görresgesellschaft von| Dr. A. H rüder, W. Emmanuel v, Ketteler, 
Freiheit, Autorität und Kirche, Mainz 1862, Moulari, a. a. 0. S. 266, 279, 
354 und J. Hergenröiher a. a. 0. S. 617-^2. Aus der akathoUschen Lite- 
ratur verweise ich auf W. KaM, Uebev^ Gewissensfreiheit, Erlangen 1886. 
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Eltern anter Strafe stellen, wamm soll es dann den Eltern formell 
und gesetzlich gestattet sein, ihre Kinder der religiösen Verwahr- 
losung, welche doch die Quelle der sittlichen Verwilderung bildet, 
preiszugeben P Wenn daher die Qesetzgebungsfactoren des deutschen 
Beiebes sich mit der religiösen Brziehungsfrage beschäftigen sollten, 
so müsste unseres Erachtens eine Beschränkung des Erziehungsrechtes 
io der Richtung vorgesehen werden, dass es den Landesgesetzen 
überlassen bleibt, eine Anordnung dahin zu treffen, dass alle Kinder 
ausnahmslos an dem religiösen Schulunterrichte einer staatlich an- 
erkannten Gonfession theilzunehmen haben. Zur näheren Bestim- 
mung dieser Materie fehlt der Reichsgewalt die Competenz, da Re- 
ligions-, Kirchen* und Schulangelegenheiten der Oesetzgebungsge- 
walt der Einzelstaaten unterliegen. Zu einer Beschränkung des re- 
ligiösen Erziehungsrechtes auf die anerkannten Gonfessionen er- 
scheinen aber die Einzelstaaten nach dem Qrundsatze »Reichsrecht 
bricht Landesrechte nur dann berechtigt, wenn ihnen durch eine be- 
stimmt formulirte reichsgesetzliche Ciausel eine diesbezügliche Er- 
mächtigung ausdrücklich reservirt worden ist. 

In diesem Zusammenhange ist auch die Frage zu bebandeln, 
in wie weit bei Durchführung der religiösen Kindererziehung staat- 
licher oder kirchlicher Zwang angewendet werden soll. Sehling^ 
Seheuerl und eine Reihe anderer Schriftsteller ^) wollen die Ver- 
pflichtung zur religiösen Erziehung der Kinder nicht als Rechts- 
pflicht, sondern als sittliche Verpflichtung aufgefasst wissen und 
deshalb soll auch nur, soweit das Recht des Staates reicht, nämlich 
auf dem Gebiete des Schulunterrichtes, staatlicher Zwang, soweit 
aber das Recht der Kirche reicht, kirchlicher Zwang geübt werden '). 
Dagegen bezeichnet der bayerische oberste Verwaltungsgerichtshof 
und mit ihm einzelne Autoren die religiöse Erziehung als den »In- 
begriff jener Thätigkeit, welche dazu dient, den Kindern die Glau- 
benssätze ihrer Gonfession in der Familie, der Kirche und der 
Schule beizubringen und begreiflich zu machen, sowie sie zur Oebung 
jener Rechtspflichten anzuleiten, welche die Gonfession vorschreibt*).« 
Im Zusammenhange hiemit lässt der bayerische Verwaltungsgerichts- 
hof nicht blos wegen der Versäumnisse des Religionsunterrichtes, 
sondern auch wegen der Vernachlässigung der übrigen religiösen 
Verpflichtungen gegenüber den betheiligten Eltern und Kindern das 
Zwangs vollstreckungsverfahren einleiten. Welches von beiden Systemen 

1) Qoellennaofa weise in meinem Commentar S. 56. 

2) Vergl. W. Kahl, Kirchenrecbt und Kirehenpolitik, S. 385 sq. 
8) Vergl. Archiv für kath. Kirchenrecbt, B. 71, S. 895. 
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verdient im Hinblick auf die zar Zeit beetehenden Verhältnisse den 
Vorzug^). Wir glauben, dass es dem allgemeinen Verhältnisse von 
Recht und Sittlichkeit, sowie dem verfassungsmässig anerkannten 
Qrandsatze der Gewissensfreiheit besser entspricht, den staatlichen 
Zwang nur soweit auszudehnen, als Schulpflichten verletzt werden: 
nach unserer unmassgeblichsten Meinung sollten daher nur schuld- 
bare Versäumnisse des Religionsunterrichtes an Kindern und Eltern 
zugleich polizeilich bestraft werden, während die Vernacblässigang 
der übrigen, in einzelnen Schulstatuten vorgeschriebenen religiösen 
Uebungen nach dem freien Ermessen des zuständigen Seelsorgers nur 
an den Kindern allein durch Schulstrafen geahndet werden sollte, da 
eine über den Kreis der Schulpflichten hinausgehende staatliche 
Ueberwachung der religiösen Erziehung in der Praxis zu bedenk- 
lichen Gonsequenzen führt'). 

Wenn wir nun die gesammte Darstellung auf den kürzesten 
Ausdruck reduciren, so können wir unsere Anschauung in die Worte 
fassen : die vorliegenden Vorschläge eignen sich wegen ihrer formellen 
und materiellen Qebrechen nicht als Qesetzesvorlagen. Wenn wir 
aber unter den vorhandenen Vorschlägen eine Auswahl treffen sollten, 
so mflssten wir dem Vorschlage Karl Schmidfs trotz seiner Schatten- 
seiten unsere Zustimmung ertheilen, in der festen Ueberzeugung, 
dass eben unter den gegebenen rechtlichen und confessionellen Ver- 
hältnissen eine bessere und unparteiischere Lösung des Problems 
nicht zu erreichen sei. Derselbe erscheint auch durch seine Einfach- 
heit für den Gesetzgeber sehr empfehlenswerth und könnte wegen 
seiner vollkommen objectiven, unparteiischen Haltung den politischen 
Parteien trotz ihrer vielfach widerstrebenden Interessen keinen An- 
lass zu Beanstandungen geben; dagegen sind die übrigen Vorschläge 
trotz ihrer künstlichen Anlage ganz geeignet, die Opposition der 
einzelnen Parteien des Reichstages herauszufordern'). 



1) Gerhard Schneemann, Die kirchliche Gewalt and ihre Träger, Frei- 
barg 1867, S. 18 sq. Vergl. hieza den Wortlaut mehrerer Concordate, des 
bayerischeu Art. 5: Cam Episcopis iacambat Fidel ac moram doctrinae ioTigi- 
lare, in hajas officii ezercitio etiam circa scholas pablicas nailo modo impe- 
dientor. Aehnlich ist der Wortlaut neuerer Concordate bei Schrader^ Der 
Papst ond die modernen Ideen, 3, S. 54, 55, 56. lieber Trennung der Kirche 
von der Schale ibidem. 1, S. 53. 

2) Bei etwaiger Mitschuld der Eltern bleibt die Anwendung kirchlicher 
Straftnittel gegen letztere selbstverständlich nicht ausgeschlossen. 

3) Wie ausserordentlich schwierig eine Einigung Ober die Frage der re- 
ligidsen Kindererziehung zu erzielen ist, offenbarte sich auf der QeneralYor* 
Sammlung des evangelischen Bundes 1894, obwohl hier nur Männer des 
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Wir selbst haben ans durch die Negation der Beichscompetenz 
der Aufgabe aberhoben, neue Vorschläge zu formuliren oder Zosfttse 
zu den vorhandenen Vorschlägen zu beantragen. Es genügt uns die 
Schwierigkeit der legislativen Behandlung dieses Gegenstandes dar- 
gelegt und auf die mannigfachen, schwerwiegenden Bedenken, welche 
einer reichsgesetzlichen Regelung der religiösen Eindererziehong 
hindernd im Wege stehen, hingewiesen zu haben. Wir anerkenuen 
hiebei ausdrflcklich die Reformbedfirftigkeit der dermaligen Gesetz- 
gebung und die wohlmeinenden Bestrebungen der Männer, welche zu 
vorliegender Frage bereits Stellung genommen haben. Allein so be- 
rechtigt und wünschenswerth eine Neuregelung der religiösen Br- 
ziehungsfragen aus den Gesichtspunkten des kirchlichen und staat- 
lichen Interesses erscheint, so halten wir doch ein Eingreifen von 
Beichswegen nicht ffir angezeigt; eine zweckentsprechende, durch- 
greifende und auf die bestehenden Verhältnisse geschickt berechuete 
Correctur der bisherigen Rechtsverhältnisse kann unseres Erachtens 
nur auf dem Wege der Landesgesetzgebung — und zwar im Sinne 
der durch Biederlak^) entwickelten Grundsätze — erfolgen. 

Bei dieser Art der Erledigung ist auch bereits in den vorbe- 
reitenden Gesetzesberathungen eine Einvernahme der kirchlichen Be- 
hörden, deren Gutachten wegen der in religiösen Erziehungsfragen 
gewonnenen reichen Erfahrungen massgebende Bedeutung bean- 
spruchen, ermöglicht, während eine wirksame Einflussnahme kirch- 
licher Factoren auf den Gang der Reichsgesetzgebung nahezu aus- 
geschlossen erscheint» 



gleichen Glaubens, der gleichen Qesinnnngs- und Denknngsart ihre Anschau- 
nagen über W, Kuhls Vorschlag äasserten. In der Discossion dieses Vor- 
schlages trat Pfarrer TAamm^^-Remscheid daf&r ein, dass derjenige ein Recht 
anf die religiöse Erziehung der Kinder habe, der dasselbe leiblich versorge. 
Der Grondsats, dass die Kinder stets der Religion des Vaters folgen sollten, 
sei praktisch undurchführbar. Dieser AnsfQhmng schlössen sich an: Oberlandes- 
gerichtsrath DracA^-Nanniburg, Pastor /larcii/r/(i*Godesberg und Pfarrer 
/yfnJk^-Mains; dagegen vertrat Pfarrer Br^cAt aas Oberkochen (Warttemberg) 
die Anschauung Kakis, weicher seinerseits erklarte, die vorgebrachten Gregen- 
grOnde hatten ihn in seiner üeberf engung nicht erschüttern können. In Folge 
dieser Meinungsverschiedenheiten Hess der Vorsitsende aber diese Frage nicht 
abstimmen , weil die Sache noch nicht genügend geklart sei. Es gelangte da- 
her lediglich die Resolution zur Annahme: »Die Generalversammlung des 
evangelischen Bundes beauftragt den Centralvorstand wiederholt dafür einzu- 
treten, dass die religiöse Ersiehung der Kinder aus gemischter Ehe recht bald 
gesetzlich geregelt werde. € Bericht der Augsburger Abendzeitung 18d4, 
Nr. 220, S. 8. 

1) Staatdezikon der Görresgesellschaft, B. 2, S. 462, 463. 
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Karl Schmidt macht den Vor- 
schlag: 

1) Die §§. 1508 und 1658 des 
Entwurfs eines bürgerlichen Ge- 
setzbuches für das deutsche Reich 
zu streichen 

2) hinter Art. 32 des Entwurfs 
zum Eintührungsgesetze als Art. 32« 
einzuschalten: »Die landesgesetzr 
liehen Vorschriften über das re- 
ligiöse Bekenntniss, worin ein 
Kind zu erziehen ist, treten aus- 
ser Kraft.« 

Sollte die Verständigung über 
ein bürgerliches Gesetzbuch für 
das deutsche Reich sich verzögern, 
so würde sich ein besonderes 
Reichsgesetz empfehlen, mit einem 
einzigen Artikel: »Die landesge- 
setzlichen Vorschriften über das 
religiöse Bekenntniss, worin ein 
Kind zu erziehen ist, treten ausser 
Kraft.« 

£. V, Hammerstein S. J., be- 
merkt : 

Unseres Erachtens ist die einzig 
zulässige Lösung unserer Frage 
folgende : Das bürgerliche Gesetz- 
buch für das deutsche Reich er- 
klärt alle particulären Bestim- 
mungen über Unterscheidungsjahr 
und religiöse Erziehung der Kinder 
für aufgehoben, hütet sich aber, 
irgend etwas an die Stelle zu 
setzen. Vielmehr überlässt es 
alles dem Gewissen der Einzelnen, 
bezw. der Erziehungsberechtigten. 
Empfehlenswerth wäre allerdings, 
dass die Person des Vormundes 
streng nach den Wünschen der 
verstorbenen Eltern gewählt würde. 

▲rehW itir KircheureohL L&XllL 



iZ. Drache empfiehlt folgende 
Abänderungsvorschläge zu §. 1508 
des bürgerlichen Gesetzbuches: 

1) In welcher Religion, bezw. 
Confession die Kinder erzogen 
werden sollen, bestimmt unbe- 
schränkt bis zum vollendeten 14. 
Lebensjahre derselben, wo ihnen 
die Wahl der Religion (Confession) 
freisteht, bei ehelichen und legi- 
timirten Kindern der Vater, bei 
unehelichen Kindern, sie mögen 
vom Vater anerkannt sein, oder 
nicht, die Mutter, bei Findlingen 
aber diejenige Person oder Anstalt, 
welche das Erziehungsrecht ausübt. 

2) Ist aber von dem erziehungs- 
berechtigten Vater, oder der er- 
ziehungsberechtigten unehelichen 
Mutter bis zur Beendigung ihres 
Erziehungsrechtseine Bestimmung 
über die religiöse Erziehung der 
Kinder nicht getroffen, so folgen 
die ehelichen und legitimirten Kin- 
der der Religion (Confession) des 
Vaters, die unehelichen Kinder der 
Religion (Confession) der Mutter. 

Indess wird dabei ein erst in 
der letzten Krankheit vor dem 
Tode des Erziehungsberechtigten 
erfolgter Religionswechsel (Con- 
fessionswechsel) nicht berücksich- 
tigt. Auch ist eine erst in dieser 
Krankheit getroffene ausdrückliche 
Bestimmung über die religiöse Er- 
ziehung der Kinder ohne recht- 
liche Wirksamkeit, wenn eine von 
der bisherigen Religion (Confes- 
sion) des Erziehungsberechtigten 
abweichende Religion (Confession) 
gewählt wurde. 

21 



322 Oeigetf Reichages, Regelung d. relig* Kinderer%ieh. in Deutschlanti. 



Jede andere Regelang, als die 
vorstehende erscheint uns bei dem 
paritätischen Charakter des Deut- 
schen Reiches, sowie bei den that- 
sächlichen Verhältnissen unzaläs- 
sig zu sein. Nur folgende Schranke 
wäre noch zulässig und vielleicht 
sehr heilsam: Die Erziehung im 
Glauben an einen persönlichen 
Gott könnte allen Eltern zur Pflicht 
gemacht werden; denn in diesem 
Glanben stimmen die in Deutsch- 
land zugelassenen Religionen : 
Kalholicismus , Protestantismus 
und Judenthum überein, und die 
unwahren und alle socialen Ord- 
nungen untergrabenden Lehren 
des Atheismus und Pantheismus 
haben noch nicht soweit Burger- 
recht erworben, dass es dem Staat 
verwehrt wäre, gegen sie einzu- 
schreiten 1). 



8) Verträge über religiöse Er- 
ziehung der Kinder sind recht- 
lich unverbindlich. 

4) Die Bestimmung, dass ein 
Kind in einer andern Religion 
(Confession) als der des Erzieh- 
ungsberechtigten, oder in einer 
andern Religion (Confession) als 
es bisher erzogen ist, erzogen 
werden soll, ist in gerichtlicher 
oder notarieller Form zu treffen. 

5. Jedoch ist es als eine rechts- 
verbindliche Bestimmung des Er- 
ziehungsberechtigten zu erachten, 
wenn letzterer das volle letzte 
Jahr vor seinem Tode das Kind 
in einer anderen Religion (Con- 
fession) als der seinigen hat er- 
ziehen lassen. Liegen in einem 
solchen Fall nicht besondere Um- 
stände vor, aus denen klar erhellt, 
dass dieser Erziehungswille nur 



auf das betreffende eine Kind hat beschränkt werden sollen, so sind 
auch die übrigen Kinder des Erziehungsberechtigten in derselben 
Religion (Confession) zu erziehen. 

Die im 1. Satz zu 5 getroffene Ausnahmebestimmung tritt nicht 
ein, wenn nach den Verhältnissen des Wohnorts des Erziehungs- 
berechtigten anzunehmen ist, dass der Letztere durch besondere Um- 
stände (Mangel eines Geistlichen, bezw. einer Schule seiner Religion 
oder Confession) dazu bestimmt ist, den Eleligionsunterricht in einer 
andern Religion oder Confession, als der seinigen ertheilen zu lassen. 

6) Liegt keine schriftliche Bestimmung des erziehungsberech- 
tigten Vaters vor, so steht bei Kindern, welche das sechste Lebens- 
jahr noch nicht überschritten haben , der Mutter das Recht der Be- 
stimmung der religiösen Erziehung zu, wenn das Erziehungsrecht auf 
sie übergegangen ist ; jedoch kann sie das Recht nur mit Genehmig- 
ung des Vormundschaftsgerichts, die nach Anhörung der nächsten 
väterlichen Verwandten und des Waisenrathes und nur aus besonders 
erheblichen Gründen ertheilt werden darf, ausüben. 

Den Pathen und nächsten Verwandten der Kinder steht gegen den 
Beschluss des Vormundschaftsgerichtes das Recht der Beschwerde zu. 

1) stimmen aus Maria-Laach, B. 39, S. 158—171. 
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7) üebergangsbestimmungen zu treffen, bleibt den Landesge- 
setzgebangen vorbehalten. 

Gleichzeitig beantragt Drache folgende Zasatzbestimmnng zu 
§. 166 des deutschen Strafgesetzbuches: 

Alle Verleitung zum Beligions- oder Gonfessionsübertritt durch 
Versprechung äusserer Crtheile oder durch Drohung oder durch 
Zwang wird mit einer Geldstrafe nicht unter 150 Mark oder ent- 
sprechender Gefängnissstrafe bestraft. Ebenso wird die in gleicher 
Weise erfolgte Verleitung zu einer Bestimmung der religiösen Er- 
ziehung von Kindern bestraft. Auch der Versuch ist strafbar. Er- 
folgt die Verleitung durch einen Geistlichen oder Kirchendiener, so 
tritt eine Geßlngnissstrafe von mindestens einem Monate ein. 



E, Sehling schlägt für den bis- 
herigen Wortlaut des §. 1508 
folgende Fassung vor: 

1) Was die religiöse Erziehung 
im besonderen betrifft, so sind alle 
ehelichen und legitimirten Kinder 
in der Religion des Vaters zu er- 
ziehen. 

2) Jedoch ist es dem Vater 
freigestellt, irgend eine andere 
Religion zu bestimmen. 

Diese Bestimmung hat durch 
ausdrückliche persönliche Erklär* 
ung des Vaters vor Gericht zu 
erfolgen. Der Richter hat hierbei 
aller Einwirkung auf die Willens- 
erklärung sich zu enthalten, wo- 
durch jedoch nicht ausgeschlossen 
ist, dass derselbe über die Wil- 
lensfreiheit sich durch Befragen 
des Vaters Gewissheit verschafft, 
auch denselben auf die gesetz- 
lichen Folgen solcher Erklärung 
aufmerksam macht. 

Diese Erklärung wirkt in allen 
Fällen gleichmässig für säromt- 
liche Kinder, auch für solche, deren 
Erziehung bereits begonnen hat. 
Eine Aenderung dieser Religions- 



Zu den nebenstehenden Vor- 
schlägen Seblings beantragt 
Ä, Scheuerl nachfolgende Modi- 
ficationen : 

Die landesgesetzliche Geltung 
von Verträgen über religiöse 
Kindererziehung wäre durch eine 
allgemeine Bestimmung am 
Schlüsse des §. 1506 zu beseiti- 
gen: »Vertragsmässiger Verzicht 
auf dieses Entscheidungsrecht ist 
ungiltig.€ 

§. 1508 wäre so zu fassen: 

In welchem Bekenntnisse ein 
Kind zu erziehen ist, hat der 
Vater zu bestimmen. In Erman- 
gelung einer ausdrücklichen Er- 
klärung desselben gilt es als sein 
Wille, dass es in seinem Bekennt- 
nisse erzogen werde. 

Der Wille, dass es in einem 
anderen Bekenntnisse erzogen 
werde, muss persönlich vor dem 
zuständigen Vormundschaftsge- 
richte erklärt werden. 

Der so erklärte oder gesetzlich 

zu vermuthende väterliche Wille 

bindet auch die nach seinem Tode 

oder nach sonstiger Auflösung der 

21» 
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bestimmang ist zwar nicht aus- 
geschlossen , hängt aber, abge- 
sehen von den Voraussetzungen 
der Bestimmung selbst, von der 
Zustimmung des Gerichts ab, 
welche nur aus gewichtigen Grün- 
den ertheilt werden soll. Sie wirkt 
gleichfalls stets fär alle Kinder 
gleichmässig. 

3) Verträge über die religiöse 
Erziehung der Kinder sind un- 
wirksam. 

4) Der ßeligionswechsel des 
Vaters bewirkt unmittelbar die 
Erziehung sämmtlicher Kinder in 
der nunmehrigen Beligion ihres 
Vaters , es sei denn , dass der 
Vater durch ausdrückliche, ge- 
richtliche Erklärung (s. 2) eine 
von seiner Beligion abweichende 
Erziehung angeordnet hätte. In 
diesem Falle gelt-en die Grund- 
sätze für die Aenderung der ge- 
richtlichen Erklärung. Ein erst 
in der letzten Krankheit vor dem 
Tode erfolgter Beligionswechsel 
wird jedoch nicht berücksichtigt. 

5) Auflösung der Ehe durch Tod 
oder Ehescheidung ändert an den 
vorstehenden Vorschriften nichts. 
Jedoch kann in ganz besonderen 
Fällen, zumal wenn die Kinder in 
noch nicht schulpflichtigem Alter 
stehen, das Gericht auf Antrag 
der Mutter oder des Vormundes 
irgend eine abweichende Erziehung 
anordnen. Der Mutter, wie dem 
Vormunde steht gegen den Be- 
schluss des Gerichts das Becht 
der Beschwerde zu. Der Beschluss 
des Gerichts hat für eämmtliche 



Ehe Erziehungsberechtigten, so- 
fern ihnen nicht auf ihren An- 
trag das Vormundschaftsgericht 
aus wichtigen Gründen die Er- 
ziehung in einem anderen Be- 
kenntnisse gestattet. 

Bei dem Uebertritte des Vaters 
zu einer anderen Beligionsge- 
meinschafb ist sein Wille anzu- 
nehmen, dass auch die schon vor- 
handenen Kinder in deren Be- 
kenntnisse erzogen werden. 

Auch ohne dass der Vater selbst 
zu einer anderen Beligionsgemein- 
schaft übertritt, kann er mit Zu- 
stimmung des zuständigen Vor- 
mundschaftsgerichtes bestimmen, 
dass die schon begonnene reli- 
giöse Kindererziehung nach einem 
anderen Bekenntnisse fortgeführt 
werde. Dem Vorroundschaftsge- 
richte muss jedoch nachgewiesen 
werden, dass dem Seelsorger des 
Vaters Gelegenheit geboten war, 
ihm wegen des Vorhabens dieser 
Bestimmung Vorstellungen zu 
machen. 

In keinem Falle aber kann be- 
stimmt werden, weder durcli aus- 
drücklich erklärten, noch wegen 
Oebertritts des Vaters anzu- 
nehmenden Willen desselben, dass 
ein bereits durch die Taufe der 
christlichen Kirche einverleibtes 
Kind in einem nichtchristlichen 
Bekenntnisse erzogen werde. 

Den Landesgesetzen bleibt es 
überlassen , anzuordnen , dass an 
dem Schulunterricht in der Lehre 
einer anerkannten Beligionsgesell- 
schaft auch solche Kinder theil- 
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Kinder stets gleichroässig zu 
lauten. 

6) Bekennt sich der Vater nicht 
zu den Grandsätzen irgend einer 
anerkannten Religion, so folgen 
ihm hierin s&mmtliche Kinder. 
Ebenso wirkt ein Austritt des 
Vaters aus einer anerkannten Re- 
ligionsgesellschaft gleichroässig für 
die Erziehung sämmtlicher Kinder. 

Dem Vater bleibt es jedocli un- 
benommen, unter den Voraussetz- 
ungen unter 2 eine andere Er- 
ziehung anzuordnen. 

7) Den Landesgesetzen bleibt 
es überlassen zu bestimmen, dass 
alle Kinder ausnahmslos an dem 
Schulunterrichte in den religiösen 
Grundsätzen einer anerkannten 
Religionsgesellschaft theilzuneh- 
men haben. 

Entscheidend für die Kinder ist 
hierbei die Religion des Vaters. 
Derselbe kann jedoch auch eine 
andere anerkannte Religion be- 
stimmen. Ist der Vater Dissident, 
so entscheidet seine frühere Re- 
ligion, falls er nicht eine andere 
anerkannte Religion bestimmen 
sollte. Gehörte der Vater selbst 
niemals einer Religionsgesellschaft 
an, so bestimmt mangels einer 
väterlichen Anordnung das Vor- 
mundschafksgericht. 

Für das Bestimmungsrecht des 
Vaters sowie für die Wirkungen 
der Auflösung der Ehe durch Tod 
oder Ehescheidung, des Religions- 
wechsels des Vaters gelten die 
Grundsätze unter 1—6. 

8) Das religiöse Erziehungs- 



zunehmen haben, deren Vater re- 
ligionslose Erziehung seiner Kinder 
zu wollen erklärt. In welcher Re- 
ligionslehre sie unterrichtet wer- 
den sollen, bestimmt in Erman- 
gelung einer Erklärung des Vaters, 
wenn dieser keiner anerkannten 
Religionsgesellschaft gegenwärtig 
angehört oder früher angehört hat, 
das zuständige Vormundschafts- 
gericht. 

Das religiöse Erziehungsrecht 
des Vaters endigt sich mit dem 
vollendeten 14. Lebensjahre des 
Kindes, bezw. der schon vorher 
nicht gesetzwidrig erfolgten Con- 
firmation oder Zulassung zu Gom- 
munion. Die Bestimmung, in 
welchem Alter nach vollendeter 
religiöser Erziehung selbständige 
Bekenntnisswahl statthaft sei, 
bleibt der Landesgesetzgebung 
überlassen. 

W. Kahl hat nachfolgenden 
Entwurf eines Reichsgesetzes, be- 
treffend die Confession der Kin- 
der aus gemischten Ehen ausge- 
arbeitet: 

§. 1. Gemischte Ehe im Sinne 
dieses Gesetzes ist die Ehe zwi- 
schen Personen eines christlichen 
und eines nichtchristlichen, sowie 
des protestantischen und katho- 
lischen Glaubensbekenntnisses, so- 
ferne diese Personen einer im 
Reichsgebiete mit Corporations- 
rechten bestehenden Religionsge- 
sellschaft angehören. 

§. 2. Die Kinder aus einer ge- 
mischten Ehe folgen ausnahmslos 
kraft Gesetzes derjenigen Gonfes- 
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recht des Vaters mit allen Folgen 
erlischt mit dem vollendeten 14. 



sion, welcher der Vater zur Zeit 
der Gebart des ersten Kindes an- 



gehört, oder, im Falle seines 
früheren Todes, im Zeitpunkt des^ 
selben angehört hat. 

§. 3. Kraft der gesetzlichen 
Zuweisung hat das Kind mit dem 
Eintritt der gesetzlichen Schul- 
pflicht den staatlich geordneten 
Religionsunterricht ausschliesslich 
nach der Lehre derjenigen Gou- 
fession, welcher es zugetheilt ist, 
zu empfangen, 
der gesetzlichen Schulpflicht be- 



Lebensjahre des Kindes, in wel- 
chem Jahre dieses selbstbestim- 
mungsberechtigt wird. 

9) Bei unehelichen Kindern tritt 
an Stelle des Vaters die Mutter; 
bei Findlingen diejenige Person 
oder Anstalt, welche das Erzieh- 
ungsrecht ausübt. 

10) Eine rechtliche Pflicht zu 
religiöser Erziehung besteht für 
die Eltern nicht. 

Der Zeitpunkt des Eintritts 
stimmt sich nach Landesrecht. 

§. 4. Mit der gesetzlichen Zuweisung verbindet sich die weitere 
Folge, dass bis zum Alter der religiösen Selbstbestimmung keine 
Theitnahme des Kindes an confessionsfremdem Religionsunterricht 
verlangt oder gestattet, keinerlei Einwirkung auf dasselbe in der 
Richtung eines Confessions wechseis ausgeübt und nicht die Aufnahme 
des Kindes in eine andere Religionsgesellschaft vollzogen werden darf. 

Zuwiderhandlungen gegen diese Verbote werden . . . bestraft. 

§. 5. Die Feststellung der Confession , in welcher auf Grund 
der gesetzlichen Vorschrift das Kind aus einer gemischten Ehe zu 
erziehen ist, erfolgt bei der Anmeldung desselben zum Geburts- 
register durch Erklärung des Standesbeamten. Gegen dessen Er- 
klärung ist binnen .... der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
zulässig. 

Zuständig ist das Amtsgericht des Ehewohnsitzes. Das zu- 
ständige Gericht entscheidet endgiltig. 

Ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung findet nicht mehr 
statt, wenn die Confession eines h'üheren Kindes aus dieser Ehe be- 
reits durch Erklärung des Standesbeamten oder gerichtliche Ent- 
scheidung endgiltig festgestellt wurde. 

§. 6. Veränderungen am That- und Rechtsbestande der Ehe, 
sowie der Confessionswechsel des Vaters haben auf die Confession 
der Kinder bis zum Alter der religiösen Selbstbestimmung keinen 
Einfluss. 

Das Alter des religiösen Selbstbestimmungsrechtes wird für 
Kinder aus gemischter Ehe ohne unterschied des Geschlechts auf 
das vollendete 16. Lebensjahr festgesetzt. 

Die landesrechtlichen Vorschriften über den Confessionswechsel 
und den Austritt aus einer Religionscfesellschaft werden durch vor- 
stehende Bestimmung im übrigen nicnt berfihrt. 

§. 7. Alle landesrechtlichen Vorschriften über die religiöse 
Erziehung von Kindern aus gemischten Ehen werden aufgehoben. 
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Xli. 

Aus der Rechtsprechung des deutschen Reichsgerichts in 
Strafsachen 1893/94. 

ZaMmmengeatellt vom kais. Reg.-Rath a. D. F. Geigel zu Strassbarg i. £. 
(Nachtrag zu Archiv LXXIII. S. 171—176). 

25. Juni 1894, III. S., jur. W. 94 S. 414, hebt das ürtheil 
der Strafkammer anf, weil der Ort, wo Angekl. die als beschimpfen^ 
der Uofug (St.-G.-B. 166) angesehene That verübt hat, zwar zum 
Areale gehört, welches zur Benützung als Qemeindekirchkof bestimmt 
war und auch zum Theile schon zu Beerdigungen benutzt wurde, 
auch durch nur eine mit dem übrigen Areale gemeinsame Ein- 
friedigung als ein zusammenhängendes Ganae äusserlich sich dar- 
stellt, nach seiner räumlichen Gestaltung und Ausdehnung sich aber 
nicht als blosses Änhängsd der zu Beerdigungszweckeu verwendeten 
Bodenfläche auswies, sondern ein besonders wirthschaftliches Objekt 
zu bilden geeignet, auch zur Zeit der That als Ackerland verpachtet 
oder benutzt war, also profanen Zwecken dient und nicht als ein zu 
religiösen Versammlungen bestimmter Ort gilt. 

29. Juni 1894, II. S., jur. W. 94 S. 413. Aufgehoben wurde das 
ürtheil der Strafkammer, welche »die besitzlosen Proletarier and die ».4r- 
/)^i/€rbeTÖlkerung< als die za Gewaltthätigkeiten (St.-G.-B. 130) angereizte 
Beyölkerungsklasse und als Gegenstand der Gewaltthätigkeiten die Bevölker- 
ungsklasse erachtet hatte, »zu deren Gunsten die Brodvertheuerung 
wirkt«; aus dem ürtheile war aber nicht zu ersehen, welche Personenkreise 
unter den ^Brodvertheuerern* gemeint sind, und welche Massregel eine 
Brodrertheuerung verorsacht haben soll. Unter den ^verschiedenen Klassen 
der Bevölkerung^ sind in der Regel Personenkreise au verstehen^ 
die sich in Folge der gesellschaftlichen Gliederung von an- 
deren ahgegrensft haben. Grundsätzlich ist allerdings eine Gliederung 
nach anderen Gesichtspunkten, z. B. nach übereinstimmenden Bc" 
strengen und Interessen nicht ausgeschlossen ; aber die unter sich 
verbundenen Mehrheiten und die Unterschiede müssen schon aur Zeit 
der That vorhanden sein, nicht erst vom Thäter aufgestellt sein und 
eine einiger Massen sichere Abgrenzung der Personenkreise zulassen. 

10. Juli 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 497. Wie durch ^Thront 
oder ^Krönet nicht sowohl die körperlichen Gegenstände, als die 
Institutionen des Königihums bezeichnet werden, so können sich auch 
Aeusserungen über die yKameU gegen das Predigtamt (Arch. für 
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E.-B. 68 S. 71 u. 72 , E. X 146 u. Y 355) als Einrichtung der 
(evang.) Kirche (St.-G.-B. 166) richten. Als ^Einrichtung und Ge- 
brauchs der Religionsgemeinschaft sind nur Bestandtheile der Or- 
ganisation des Kultus, nur ideale Satzungen und Ordnungen anzu- 
sehen, nicht auch blosse Theile eines Kirchengebäudes oder sonstige 
körperliche Sachen. 

1. Okt. 1894, IIL S., jur. W. 94 S. 599. »Die Strafkammer 
hatte eine Störung des Gottesdienstes durch Erregung von Unord- 
nung (St.-G.-B. 167) deshalb angenommen, weil der Pfarrer seiner 
Aufforderung an die Angeklagten, die Empore zu verlassen, die Be- 
merkung beigefügt hatte, dass er die A., falls sie die Empore nicht 
verliessen, herunter holen würde, und weil die A. dessen ungeachtet 
nicht weggegangen sind, während sie sich doch hätten sagen müssen, 
dass der Pfarrer bei ihrer Weigerung sicher kommen wfirde, und 
dass dann wenigstens eine Störung des Gottesdienstes unausbleiblich 
sei, also von ihnen hervorgerufen werde. Nach der vergeblich ge- 
schehenen Aufforderung hat sich der Pfarrer vom Altar weg mit 
dem Schulzen auf die Empore begeben, nunmehr haben auf des 
Letzteren Aufforderung die A. die Empore verlassen. Nach der 
Feststellung der Strafkammer sind es diese Handlungen (!) des 
Pfarrers und bzw. des Schvieen^ welche die Störung des Gottes- 
dienstes verursacht haben , nicht (!) aber an und für sich und un- 
mittelbar die Thatsache, dass die A. ungehöriger Weise ihre Plätze 
auf der Empore eingenommen haben. Zwischen der Handlung der 
A. einerseits und den erwähnten Handlungen des Pfarrers und des 
Schulzen anderseits besteht kein Zusammenhang im rechtlichen 
Sinne dergestalt, dass die A. strafrechtlich verantwortlich wären fär 
den Erfolg^ den die Handlungen des Pfarrers und des Schulzen her- 
vorgerufen haben; denn die letzteren haben hiebei kraft eigener 
freier Willensentschliessung gehandelt, sie waren nicht genöthigt, das 
zu thun, was sie vorgenommen haben , und die A. haben durch ihr 
Benehmen mcht (!) die Art dieses Handelns bestimmt und hervor- 
gerufen. Das ürtheil ist aufgehoben.! 

Bestrafitng gemäss St.-G.-B. 167 würde also eintreten, wenn infolge der 
Feststellung der Strafkammer die Störung des Gottesdienstes schon da- 
durch eintrat, dass man nnbefagt die Empore betrat and solche trotz der Auf- 
forderung des Geistlichen nicht verliess, so dass nicht erst noch der Vollzng 
der Drohung hinzaznkommen branchte. Zafolge eines Erk. des Obertribnnals 
10. X 1863 (Min.*Bl. S. 88, Illing Handb. 2. Aufl. I S. 257) kann gemäss 
§. 6<i und 12 des preass. Polizei ?erw.-Ges. 11. III 1850 auch eine üebertretnng 
der Ootteshausordnung mit Strafe bis 80 «^ bedroht werden. 

Innerhalb des Gebietes des frans. St.-E.-B. kann zur * Aufrechthaltung 
der guten Ordnung im Gotteshauses aaf ^ntrag^j des Ortsgeistlichen die 
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Gemeindebehörde bestimmten Klassen , wie Minderjährigen oder Fraaen das 
Betreten der Empore, anch allgemein die Benützang gewisser Ein- nnd Aus- 
gänge Q. 8. w. yerbieten, Zuwiderhandlungen unterliegen einer Geldstrafe 
bis 4 Jtk zufolge franz. Code p^n. 471 Ziff. 11, Joum. d. Cons. Fabr. fran^. I 
70 u. IV 27, beiges II 108 u. 119, vergl. Pasicrisie beige 1882 I 843 u. II 
288, Geigel franz. 8t.-K.-B. 14 A. ßK Auch andere Staaten belegen die 
üebertretung der Qotteshausordnung mitunter mit Po/iseistrafen; Tgl. §. 59 
der bad. Stadteordnung in Präs. Dr. Wielandt*8 »Bad. BQrgerbuch«, 4. Aufl., 
Ergänzugsheft S. 93, »Bad. Gde-Ges.- Gebung t 1898 S. 164, 169 u. 712. 

1. Dec. 1894, I. S., »Elsässerc (kath. Zeitung) zu Strassburg 
Nr. 282 u. 283. Die Lehr-Ünfehlbarkeit des Eircbenoberhauptes kann 
als ein wesentlicher Theil der kath. Lehre, eine Beschimpfung der- 
selben daher als eine Beschimpfung der gamen Jcath. Kirche aufge- 
fasst werden. Irrelevant erscheint, ob das Dogma mit staaüicher 
Gutheissung eingeführt worden ist. 

Am 12. Febr. 1894 hielt Pfarrer Müller von Münster in der evang. Ni- 
kolaikirche zu Strassb. einen öffentl. Vortrag über die »Jesuiten und ihre 
Moralc, in dessen Verlaufe er u. A. ausführte, auf Betreiben der Jesuiten habe 
Pius IX. das »tp ahnwitzige />o^ma der /n/a2/i6i^ifdf des Papstes c ausge- 
sprochen. Die Versammlung war eine öffentliche, der Zutritt also Jedermann 
gestattet ; der Redner konnte wahrnehmen , dass auch kath. Geistliche seiner 
»KonfereuE« beiwohnten. (So heissen nichtamtliche Predigten, die allerdings 
auch nicht von der Kanzel herab gehalten werden dürfen.) In dieser, weit über 
die Grenzen einer erlaubten Kritik hinausgehenden Aeusserung erblickte am 
7. Juni 1854 das Landgericht Strassburg eine Beschimpfung der kath. Kirche 
und verurtheilte M. zu einem Tage Gefängniss ; dieser starke und grobe Aus« 
druck enthalte eine Verachtung und Verhöhnung der so wesentlichen Lehre der 
kathol. Kirche und damit der ganzen kathol. Kirche selbst. Zum Thatbestande 
des St.-G.-B. IM sei nicht die Ahsichi der BeschimpAing erforderlich; es 
genüge schon das Bewusstsein der B. 

Die Revision erachtete an und für sich die Beschimpfung eines blossen 
Dogma nicht schon für Besehimpfung der ganzen Kirche; absichtlich habe 
man nach den Ausführungen Lasker*s den kirchlichen Lehren und den 
Gegenstanden blosser Verehrung den Schutz des §. 166 entzogen. Die su6- 
ieklive Seite der Frage sei jedenfalls nicht genügend gewürdigt; unschlüssig 
und ungenügend sei die Feststellung der Strafkammer: »Aus dem Zusamme/f 
hange der Sache geht das Betousatsein des Angeklagten von der Be- 
schimpfung hervor.c In den schriftlichen Notizen des Angeklagten finde sich 
nämlich das Wort »wahnwitzige nicht; es sei ihm nur in der Hitze des Vor- 
trags entschlüpft 

Gegenüber der weiteren Ausführung, im Sinne des Gesetzes vom 18. Ger- 
minal X sei das Dogma von 1870 gar nicht rite in den Reichslanden einge- 
führt, und die els.-lothr. Richter gehe es nichts an, dass in anderen deutschen 
Ländern das Dogma nicht vom staatlichen Placet abhängig sei, erwiderte die 
Heichsanw alt Schaft, indem sie die Verwerfung der Revision be- 
antragte: §. 166 schützt auch die in anderen deutschen Bundesstaaten mit 
Korporationsrechten anerkannten Religionsgesellschaften (Herrenhuter, Altkatho- 
liken u. s. w.). Unter Umständen kann auch die rBeschimpfung der Lehre, 
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— denn nämlich, wenn der betreffende Glaubenssatz, wie dies betreffs der Un- 
fehlbarkeit zufolge Reichsgerichtsnrtheile Tom 28. Jani 1888, III. S. (Arch. fAr 
K.-B. 58 S. 78) and 19. Jani 1894, lY. S. der Fall ist, ein wesentliches 
Fandament der Kirche bildet, — einer Beschiropfong der Kirche gleichkom- 
men; es müssen dann allerdings ^begründete ümst&nde vorliegen, wo aas der 
* Willensmeinnng des Tbaters hervorgeht, dass er die Kirche selbst be* 
»schimpfen wollte.« 

Nor wegen letzterer ^Unsrhfüsaigkeit der aubjectiven Seite der ür» 
theilsbegründung« hob das Reichsgericht das ürtheil aaf und verwies die Sache 
zur nochmaligen Verhandlung und Entscheidung an die Vorinstanz zurück. 
(Also gewahrte erst das Deutsche Reich und die Aufhebung des PlaceVs in 
prot, Bundesstaaten der papstlichen Unfehlbarkeit strafrechtlichen Schatz 
auch in den Bundesstaaten mit überwiegender kath. Bevölkerung , wie Bayern 
und Elsass-Lothringen, wo das Placet noch fortbesteht) 

Das ürtheil 1. XI 1894 lautet wörtlich: 

»Wenn auch die Publication des Dogmas von der päpstlichen Unfehl- 
barkeit in Elsass-Lothringen ohne Erlaubniss erfolgt ist, so kann hierdurch die 
Revision dennoch nicht gerechtfertigt werden. Es handelt sich hier nicht um 
die Frage der Strafbarkeit der Beschimpfung des Dogmas , sondern um die 
Beschimpfung der katholischen Kirche selbst, wie solche in dem Angriffe 
auf das Dogma enthalten sein soll. Erweist sich letztere Annahme als richtig, 
so erscheint der Angriff auf das Dogma nur als die äussere Form, in welcher 
sich der Angriff auf die Kirche selbst offenbart. Ob daher dieses unter solcher 
Voraussetzung nur scheinbare Object des Angriffes in jeder Hinsicht in legaler 
Weise in die Erscheinung getreten , hat auf die Sache selbst keinen Einfluss. 
Es kann sonach auf die Beantwortung der Frage , ob eine Beschimpfung der 
katholischen Kirche vorliege, dem Mangel der Erlaubniss zur Publication des 
bezeichneten Dogmas eine Bedeutung nicht beigemessen werden. Dagegen 
masste in anderer Richtung die Revision für begründet erachtet werden. 

Das angefochtene Ürtheil beruht nämlich anscheinend insofern auf 
rechtsirrt hümlicher Auffassung, als es in der bezichtigten Aeusserung des 
Angeklagten einen Angriff auf die katholische Kirche findet. Es ergibt 
sich aus den gesetzgeberischen Verhandlungen zum Strafgesetzbuch und steht 
in Doctrin und Rechtsprechung unbestritten fest, dass die Strafbestimmang des 
§. 166 Strafgesetzbuchs nicht Anwendung findet auf Angriffe, welche sich nur 
gegen Gegenstände der Verehrung oder Lehren der Kirchen richten. 
Zu diesen Lehren und Lehrsätzen der katholischen Kirche ist aber das ange- 
griffene Dogma von der Unfehlbarkeit des Papstes zu rechnen. 

Es ist zwar zuzugeben, dass in dem Angriffe auf ein einzelnes Dogma 
auch ein Angriff auf die Kirche selbst enthalten sein kann. Allein es wird 
sieh behufs Annahme eines Angriffs auf die Kirche selbst aus dem Urtheile er- 
geben müssen, dass der erkennende Richter eine solche Möglichkeit als that- 
sächlich verwirklicht angenommen, nicht aber das Dogma mit der Kirche 
selbst identificirt hat 

Nan geht das angefochtene Ürtheil davon aus, dass das fragliche Dogma 
als allgemeiner Glaubenssatz ein wesentlicher Theil der ganzen kirchlichen 
Lehre und damit der katholischen Kirche selbst sei , dass der Glaube hieran 
und das Bekenntniss hierzu nach dem heutigen Stande der katholischen Kirche 
von Jedem katholischen Christen als unerlässliche Zugehörigkeit zur Kirche ge- 
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fordert werde , und kommt hierauf za dem Schlüsse , dass der Angriff auf das 
Dogma einen Angriff auf die kathofUche Kirche seihst hegründe. Schliesst 
schon der erste dieser Sfitze die Annahme nicht ans, als oh das ürtheii in 
einem Angriff auf einen allgemeinen Glaubenssatz immer auch einen Angriff 
auf die Kirche seihst finde — eine Meinung, welche als rech tsirrthüm lieh be- 
zeichnet werden mQsste, weil gerade die Unterscheidung zwischen beschimpfen- 
den Angriffen auf Lehren und solchen auf die Kirche selbst, wie gezeigt, dem 
Gesetze zu Grunde liegt — , so enthalten auch diese AusfQhrungen zunächst 
keine concreten Thatsachen, aus welchen für den yorliegenden Fall der Beweis 
geschöpft werden könnte, dass der Angeklagte mit seiner Aeussemng die 
katholische Kirche als solche angegriffen habe. Nach dem Wortlaute der 
Aeussernng richtete sich dieselbe lediglich gegen das neue Dogma, welches 
nach der Ansicht des Angeklagten den Jesuiten seine Entstehung verdanke. 
Es wird also besonderer Umstände bedürfen, aus welchen sich der Schluss 
rechtfertigt, dass damit die Kirche selbst angegriffen werde. Solche enthält 
aber das ürtheii nicht, und aus den von ihm angeführten Argumenten folgt 
nicht, dass das Dogma mit der Kirche identisch seL 

Es kann eine einzelne Lehre einen wesentlichen Theil eines ganzen 
kirchlichen Lehrinhaltes bilden , es kann auch aufs strengste der Glaube an 
diese Lehre verlangt werden — sie ist immer nur eine einzelne Lehre, 
welche nicht ohne weiteres mit der Kirche idenfiflcirt werden darf. Es 
lässt sich auch das angegriffene Dogma umso weniger ohne weiteres mit der 
katholischen Kirche selbst identificiren und umso weniger etwa als eine unbe- 
dingte Folge der ganzen katholischen Lehre erachten , als vor dem vaticani- 
schen Concile die Lehre von der In fehl barkfit des Papstes nicht als Dogma 
angenommen war, die katholische Kirche aber vorher wie nachher bestand. 

Das Urtheil verwechselt sonach rechtsirrthümlich die einzelne Lehre mit 
der Kirche selbst 

Wenn dasselbe nun in seinen Ausführungen in subjectiver Richtung noch 
feststellt, dass der Angeklagte sich voll bewnsst gewesen, dass er mit der Be- 
schimpfung der Lehre von der Unfehlbarkeit des Papstes die katholische Kirche 
selbst beschimpfe, so bleibt es immerhin zweifelhaft, ob der erste Richter hier- 
bei nicht von derselben rechtsirrthümlichen Auffassung der unbedingten Be- 
schimpfung der Kirche durch Beschimpfung einer Lehre derselben beherrscht 
wurde, wie bei seinen Erörterungen in objectiver Hinsicht. € 
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Xiii. 

Litterae Apostolicae Leonis Papae XIII. de disciplina Orien- 
talium conservanda et tuenda. 

Leo Episcoptis servus servorum Dei ad perpetuam rei metnoriam* 

Orientaliom dignitas Ecclesiaram , pervetustis rerum monu- 
mentis eisque insignibus commendata, magnam habet toto christiano 
orbe venerationem et gloriam. Apad illas enim, inita benignissimo 
Dei consilio humunae redemptionis primordia, celeriter ad ea pro- 
peravere incrementa, at laades apostolatas et martyrii, doctrinae et 
sanctitatis primo honore floroerint, primam saluberrimorara fractuum 
laetitiam ediderint. Ex illis autem perampla beneficiorum vis in 
ceteros late populos mire profluxit; quum beatissimns Petras, prin- 
ceps apostolici ordinis, multiplicem erroris vitiique pravitatem 
disiecturuR, lumen veritatis divinae, evangelium pacis, Christi liber- 
tatem in dominam gentiam urbem caelesti namine intnlit. — At 
Ecclesiis Orientalibas Romana potissimum, ecclesiarum omnium Ca- 
put, sane quantum honoris et caritatis inde a memoria apostolica 
tribuere consuevit et qaam fideli obsequio vicissim laetari; easdem- 
que, per varia deinde atque acerba tempora, neqnaquam ipsa destitit, 
Providentia et benefactis, a iacturis erigere, devinctas retinere, re- 
vocare discordes. Neque altimum illud foit vigilantiae officium, ut 
proprias cuiusque orientalis gentis consuetudines sacrorumque ra- 
tiones, quas pro potestate et sapientia sua legitimas edixisset, in- 
tegras in eis perpetuo custodiret ac tueretur: cuius rei documento 
multa sunt quae Decessores Pontifices, cum primis Pias IX. fei. rec, 
vel suis ipsi actis vel per sacrum Consilium Christiane noroini pro- 
pagando prudentissime censuerunt. — Non minore permoti Nos ad- 
ductique studio, sub ipsa pontificatus initia, ad christiauas Orientis 
nationes oculos peraraanter convertimus. Maturavimus quidem con- 
ferro curas ad earum allevandas necessitates , aliasque surous dein- 
ceps occasiones nacti actuosae benevolentiae testandae: sed nihil 
profecto antiquius sanctiusque fuit neque est, quam animis cum Sede 
Apostolica obstrictis, adeo in eis ardorem excitare et fecund! tatem 
fidei, ut ad maiorum excellentiam et laudem exemplis renovatis ni- 
tantur. 

lam licuit aliquot adiumeuta Ecclesiis iilis afferre. — Collegium 
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hac ipsa in Urbe clericis Armeniis et Maronitis institaendis, itemque 
Philippopoli et Hadrianopoli pro ßulgaris , condidimus ; Athenis 
Leonianum condendom decrevimas; etiam semioario sanctae Annae, 
qaod Hierosoljmae, cleri Graeci Melchitae edacendi causa, coeptum 
est, maiorem in modum favemus. In eo praeterea sumus ut Syrorum 
namerum in alumnis üollegii Drbaniani augeamus; utque Athana- 
siannm Graecorum ad pristinnm restituamus institutaro, qnod Gre- 
gorius XIII., mnnificus auctor, sapienter voluit, unde viri eititerunt 
clarissimi. Plura vero in hoc similique genere experiri Nos atque 
efficere posse, eo nanc vehementiore voluntate exoptamns, postquam, 
aspirante Deo, consilinm iamdiu meditatum perfecimus appellandi 
singulari epistola principes et popalos universos ad felicem fidei di^ 
vinae unitatem. Nempe inter christianas gentes calamitose divulsas, 
primo loGO Orientales vocare, adhortari, obsecrare contendimas, quanta 
roaxima potuirous apostolica et paterna caritate. Inchoatam spem 
quotidie magis foveri periucnndnm accidit Nobis, certamqne est, 
opas tarn salutare enixius insistere; ut, qnidquid ex Apostolicae 
Sedis Providentia expectari possit, admodum expleamus, quum sub* 
movendis simultatis vel suspicionis cansis, tum optimis quibusque re« 
conciliationis praesidiis admovendis. — Praestantissimum id esse 
existimamus, ad incoluroitatera disciplinae Orientalium propriae, cni 
valde semper tribuiraus, auiroum curasque adiicere. Qua in re iam 
Nos clericorum ephebeis earnm gentium proxime conditis hanc etiam 
dedimns praescriptionem, dabimus eandem condendis, ut maxima re- 
ligione ritus colant et observent suos, in eisque cognitionem usumque 
alumni capiant. Siquidem in rituum orientalium conservatione plus 
inest quam credi possit momenti. Augusta enim, qua varia ea ri- 
tuum genera nobilitantur, antiquitas, et praeclaro est ornamento Ec- 
clesiae omni, et fidei catholicae divinam unitatem affirmat. Inde 
enim vero, dum sua praecipuis Orientis £cclesiis apostolica origo 
testatior constat; apparet siroul et enitet earundem cum Bomana 
usque ab exordiis summa coniunctio. Neque aliud fortasse admira- 
bilius est ad caiholicitatis notam in Ecclesia Dei illustrandam, quam 
singulare quod ei praebent obsequium dispares caeremoniarum formae 
nobilesque vetustatis linguae, ex ipsa Apostolorum et Patrum con- 
suetudine nobiliores; fere ad imitationem obsequii lectissimi quod 
Christo, divino Ecclesiae auctori, exhibitum est nascenti, quum Magi 

ex variis Orientis plagis devecti venerunt adorare eum 

(Matth. II, 1—2). — Quo loco illud apte cadit animadvertisse, 
quod sacri ritus, tametsi per se instituti non sunt ad dogmatnm 
catholicorum evincendam veritatem eadem tarnen propemodum. ex- 
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primant splendideqae , declarant. Qaapropter vera Christi Ecciesia, 
sicnt mapnopere studet ea castodire inviolata qaae, ntpote dinna, 
immutabilia accepit, ita in usarpandis eoramdem formia nonnanquain 
concedit novi aliquid ?el indulget, in iis praesertiro qaae cum vene- 
rabili antiqoitate conveniant. Hoc etiam modo et eios vitae nun- 
qaam senescentis proditnr vis, et ipsa magnificentius Christi sponsa 
excellit, qaam sanctorara Patram sapientia veluti adambratam in 
effato agnovit davidio : Astitit regina a dextris tuis in vesiüu deau- 
rato^ circttundaia varietate . . . t n fimbriis aureis^ circufnamicta va^ 
rietcUibus (Ps. XLIV). 

Quoniam igitur haec rei litargicae disciplinaeqae orientalis iure 
probata varietas, praeter ceteras laades, in tantam decas utilita- 
temqae Ecciesiae convertitar, eo non minus pertineant muneiis Nostri 
partes oportet, recte nt sit consaltam, ne quid incommodi impra- 
denter obrepat ab occidentalibas Evangelii administris, quod ad eas 
gentes Christi Caritas argeat. — Rata quidem permanent qaae in 
hoc Benedictus XIV., Decessor Noster illastris, sapienter provideque 
decrevit per Constitutionem Demandatam^ in forma epistolae, die 
datam 24. Decembris anno 1743, ad Patriarcham Antiochenum 
Graecoram Melchitarum omnesqae eiasdem ritas Episcopos eidera 
Patriarchae subiectos. Verum, aetatis decursa non brevi, noratis per 
ea loca reram conditionibas, atque latinis Missionariis Tnstitntisque 
ibidem multiplicatis, factum est nt peculiares quaedam Apostolicae 
Sedis curae in eadem causa exposcerentar : quod certe peropportanam 
fore, crebra per hosce annos occasione Nosmetipsi cognoramas, et 
desideria aequissima confirmaverant Venerabilium Fratram in Oriente 
Patriarcharum, non semel ad Nos delata. Quo autem totias negotii 
apertius pateret summa, aptioresque providendi rationes definirentnr, 
eosdem Patriarchas haad ita pridem in Urbem advocare placait, 
quibuscum communicaremas consilia. Tam eos, una cum nonnullis 
Dilectis Filiis Nostris S. R. E. Cardinalibus, coram ad deliberandam 
frequenti congressiune habnimus. — Iis autem rebas omnibus, qaae 
communiter propositae et agitatae sunt, meditate perpensis, induxi- 
mas animum certa quaedam eiasdem Benedictinae Constitutionis 
praescripta, congruenter novis earum gentium temporibtts, explicatiora 
facere et ampliora. In quo praestando, hoc tamquaro principiuro ex 
ipsa deprompsimus , sacerdotes nempe latinos eo tantam consilio ab 
Apostolica Sede in illas regiones mitti, ut sint Patriarchis et Episco- 
pis in adiutariufn et levamen; caato propterea ne utendo facuUatibus 
sUn eoncessis, earum iurisdidioni praeiudtdum inferant et numerum 
subditorum imminuani (Const. Demandatam n. 13): ex quo perspi- 
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cuam extat quibus legibus officia eommdem Latinoram ad Hierar- 
chiam Orientalem siot temperanda. 

Itaque reram capita quae seqaaatar visa sunt in Domino 
praescribenda et sancienda, ut facimus, Apostolica fulti auctoritate; 
iam nunc declarantes velle Nos atque edicere ut eadem Benedictina 
decreta, quae Graecis Melchitis primitus data sunt, fideles omnes 
cuiusvis in Oriente ritus universe attingant. 

I. Missionarius quilibet latinus, e clero saeculari, vel regulari, 
qui orientalem quempiam ad latinum ritum consilio auxiliove indu- 
cat, praeter sttöpensionem a divinis quam ipso facto incurret, cete- 
rasque poenas per eanidem Constitutionem Demandatam inflictas, 
officio suo privetur et excludatur. Quae praescriptio ut certa et 
firraa consistat, exemplar eins patere vulgatum apud Latinorum ec- 
clesias iubemus. 

II. übi desit propra ritus sacerdos cui Patriarcha orientalis 
raandet spiritualera snoruro administrationem , ibi eorum curam 
suscipiat Parochus alieni ritus qui easdem atque ipsi species, azymum 
vel fermentatum, ad consecrandum adhibeat; anteferatur qui eas 
adhibeat ritu orientali. — Fidelibus autem sit facultas communicandi 
utrovis ritu, non eis tantummodo locis ubi nulla ecclesia nee sacer- 
dos sui proprii ritus habeatur, prout a sacro Consilio Christiane no- 
mini propagando decretum est die 18. Augusti anno 1893, verum 
etiam ubi, propter longinquitatem ecclesiae suae, non eam possint, 
nisi cum gravi incommodo, adire: de quo Ordinarii esto iudicium. 
Idque fixuro resideat , eum qui alieno ritu vel diu communicaverit, 
non propterea censendum mutasse ritum, sed in ceteris ofBciis Om- 
nibus perseverare Parocho suo addictum. 

III. Sodalitates Religiosorum latinae, quae iuventuti insti- 
tuendae in Orient-e dant operam, si quo in coUegio alnmnos ritu 
orientali non paucos numerent, sacerdotem einsdem ritus, Patriarcha 
consulto, apud se habeant ipsorum commodo alumnorum, ad missae 
sacrificium, ad sacraro synaxim, ad catechesim patria lingua im- 
pertiendam ritusque explicandos; aut saltem diebus dominicis ce- 
terisque de praecepto occurrentibus festis talem sacerdotem arcessant, 
ea officia praestiturum. Quam ob causam eisdem Sodalitatibus 
qnaevis privilegia, etiam speciali mentione digna, quibus gaudeant 
ut alumni orientalis ritus, quamdiu in coUegiis ipsarum degant, la- 
tinum sequantur, adempta esse omnia edicimus: de ritualibus autem 
abstinentiis servandis moderatores cum religiosa aequitate videant. 
— Item alumnis extecnis prospiciatur : quos ad proprias ipsorum eo- 
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clesias sea cnrias remitti aut perduci oportebit, nisi videatar eos 
cum internis ad eiosdem ritos officia admittendos. 

IV. Eadem praescripta transferenda sunt, qaoad fieri possit, ad 
Beligiosaram Sodalitates, puellis educandis in asceterüs scholisqoe 
deditas. Quod si qaa iminatatio per tempora et res opportuna in- 
ciderit, ea doq ante fiat quam Patriarchae consensus accesserit et 
venia Apostolicae Sedis. 

V. Nova, ritu latino, iuventutis collegia vel domus Beligioso- 
rum atr'msvis sexas ne in posterum aperiantur, nisi Apostolica Sede 
rogata et consentiente. 

VI. Presbyteris tum latinis tum orientalibus, neqoe in suis, 
neque in alieni ritus ecclesüs, fas est quemqoam absolvere a casibus 
qui suis cuiusque Ordinariis sint reservat!, nisi facultate ab eisdero 
permissa: qua in re quodvis Privilegium, vel speciali mentione 
dignum, prorsas revocamus. 

VII. OrientalibuH qui ritum latinum, etiamsi ex pontificio 
rescripto, susceperint, revertere ad pristinum, Apostolica Sede eio- 
rata, licebit. 

VIII. Mnlieri latini ritus quae viro nupserit ritus orientalis, 
aequae ac mulieri orientali quae nupserit latino integrum erit ut ad 
ritum viri, ineundo vel durante matrimonio, transeat: matrimonio 
autem soluto, resumendi propra ritus libera erit potestas. 

IX. Quicumque orientalis, extra patriarchale territorium com- 
morans, sub administratione sit cleri latini, ritui tarnen suo per- 
manebit adscriptus; ita ut, nihil diuturnitate aliave causa ulla suf- 
fragante, recidat in ditionem Patriarchae, simul ac in eins terri- 
torium revenerit. 

X. NuUi, utriusvis sexus, Ordini vel Institute religiöse latini 
ritus, quemquam orientalem inter sodales suos fas erit recipere, qui 
propra Ordinarii testimoniales litteras non ante exhibuerit. 

XL Si qua ex dissidentibus communitas vel familia vel persona 
ad catholicam unitatem venerit, conditione velut necessaria interpo- 
sita amplectendi latini ritus, huic ritui remaneat ea quidem ad tem- 
pus adstricta, in eins tamen potestate sit ad nativum ritum catho- 
licam aliqando redire. Si vero eiusmodi conditio non intercesserit, 
sed ideo ipsa communitas, familia, persona a latinis presbyteris ad- 
ministretur quia desint orientales, regrediendum ipsi erit ad ritum 
8uam, statim ut sacerdotis orientalis fuerit copia. 

XII. Matrimoniales et ecclesiasticae, quaecumque sint causae, 
de quibtts ad Apostolicam Sedem appellatio fiat, nequaquam Dele- 
gatis Apostolicis definiendae, nisi aperte ea iusserit committantur, 
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sed ad sacnim Consilium christiano nomini propagando omnino de- 
ferantur. 

Xin. Patriarchae öraeco Melcbitae iurisdictionem tribaimas in 
eos quoqae fideles eiasdem ritas qai intra fines Turcici Imperii 
versaatar. 

Praeter istas peculiares caationes atque ex iare praescripta, 
maxime Nos tenet cura, qaod sapra attigimuSt at condantur op- 
portnnioribos in Oriente locis seminaria, collegia, institnta omne 
genus, eaque prorsus ad iuvenes incolas ipso ritu patrio formandos 
in snornm anxilia. Hoc propositam, in quo dici vix potest qnanta 
religioni inhaereat spes, stndiose Nos aggredi, prolixisqae snbsidiis 
provehere, affluente, ut confidimns, catholicorurn ope, deliberatum 
habemus. Sacerdotnm indigenaram operam, quippe et convenientias 
impensam et cnpidias acceptam, multo fntnrara qnam advenarnm 
fructaosiorem , paulo fnsins est a Nobis monstratum in encyclicis 
litteris quas dedimus superiore anno de collegiis clericorum in In- 
dus Orientalibus constituendis. — Ita porro sacrae iuventutis Insti- 
tution! semel consnlto, profecto studiis rei theologicae et biblicae 
apud Orientales accrescet bonos ; vigebit linguarum veterum eruditio 
aeque ac in recentibus soUertia ; doctrinae et litterarum censns, quo 
Patres eorum scriptoresqne abnndant, in commnne bonum, largins 
proficiet; eo demum peroptato exitu, ut sacerdotii catholici emergente 
doctrina integrique exempli laude praelucente» propensius eiusdem 
naatris complexum fratres dissidentes requirant. Tum vero si ordines 
den animos, studia, actionem caritate vere fraterna sociaverint, certe, 
farente et ducente Deo, dies maturabitur auspicatissima, qua, occur- 
rentibus omnibus in unäatem fidei et agnitionis FUi Dei^ plene ex 
eo perfecteque totum corpus compactum, et cannexum per omnem 
iufijcturam mbministrationis , secundum opercUionem in mensuram 
uniusqt*e membri, augmentum corporis facit in aedificationem sui in 
caritate (Eph. 17. 13, 16). Ea nimirum gloriari unica potest Christi 
Vera esse Ecclesia, in qua aptissime cohaerat unum corpus ei unus 
Spiritus (Eph. IV. 4). 

Haec universa et singula, quaecumqne sunt a Nobis decreta, 
minime dubium quin Venerabiles Fratres Patriarchae, Archiepiscopi, 
Episcopi quovis orientali ritu catholici, pro ea qua praestant tum in 
Cathedram Apostolicam et in Nos pietate, turn suarum soUicitudine 
Ecclesiarum, omni sint reverentia et obtemperatione suscepturi, idque 
sedulo effecturi ut eorundem observantia, ab iis quorum interest, 
plena consequatur. — Copia vero fructuum, quos inde augurari licet 
et iure optimo expectare, valde ex opera eorum proveniet qui gerunt 
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personam Nostratn per Orienteni christianum. Delegatis propterea 
Apostolicis coDfimendatissimum volamas ut illarum gentium tradita 
a maioribus institata honore debito vereaotur : Patriarcharnm aucto- 
ritatem quo par est obsequio colant, colendam curent; atque in of- 
ficiorum com eis permutatione, consilinm expleant Apostoli: Honore 
innicem praevenientes (Rom. XII. 10) : Episcopis , clero et populo 
stadiosum ac benevolentem animum probent; eundem plane spiri- 
tum in se referentes, quo loannes Apostolus agebatur, qaum Apo* 
calypsim dedit Septem ecdesiis quae sunt in Asia, iuscripta saluta- 
tione : Oratia vobis et pax ab eo qui est^ et qui erat, et qui venturus 
est (Apoc. L 4): in omnique agendi ratione sese praestent eos, qai 
vere habeantur nontii digni conciliatoresque sanctae unitatis inter 
Orientales Ecclesias et Romanam, quae centrum eiusdem est unitatis 
et caritatis. — Haec ipsa similiter sentiant, similiter peragant, hor- 
tatu iussuque Nostro, sacerdotes latini, quotquot in eisdem regionibns 
egregios labores obeunt ad sempiternam animorum salutem : religiöse 
in obedientia Romani Pontificis laborantibus , tunc vero dabit Dens 
ampla incrementa. 

Igitur qoaecnmque bis litteris decernimus, declaramus, sancimus, 
ab Omnibus ad quos pertinet inviolabiliter servari volumus ac man- 
damas, nee ea notari, in controversiam vocari, infringi posse, ei 
quayis, licet privilegiata causa, colore et nomine; sed plenarios et 
integres effectus suos habere, non obstantibus Apostolicis, etiam in 
generalibas ac provincialibus conciliis editis, constitutionibus, nee 
non quibnsvis etiam confirmatione Apostolica vel quavis alia firmitate 
roboratis statutis, consnetudinibus ac praescriptionibus ; quibus Om- 
nibus, perinde ac si de verbo ad verbum bisce litteris insert>a essent, 
ad praemissoram effectum, specialiter et erpresse derogamus et de- 
rogatum esse volumus, ceterisque in contrarium facientibus qui- 
buBcnmque. — Volumus autem ut harum Litterarn m exemplis etiam 
impressis, mannque Notarii subscriptis et per constitutum in ec- 
clesiastica dignitate virum suo sigillo munitis, eadem habeatur fides 
quae praesentibus bisce Litteris haberetur ostensis. 

Datum Romae apud S. Petrum anno Incarnationis Dominicae 
millesimo octingentesimo nonagesimo quarto, pridie calendas De- 
cembres, Pontificatus Nostri decimo septimo. 

Der hochwürdigste Bischof von Line, Dr. Franz Maria Dop- 
pelbauer^ fügt in seinem Diöcesanblatt 1895 Nr. 1 dem Abdruck 
der vorstehenden Bulle Folgendes bei : 

Es ist eine Sache von höchster Wichtigkeit, welche der glor- 
reich regierende heilige Vater Leo XIII. im obigen Apostoli- 
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sehen Schreiben anregt: Die Jahrhunderte lang von der Einen 
wahren Kirche getrennten orientalischen Christen soUefi wieder mit 
derselben vereiniget werden. Dem hochwürdigen Eleras ist es be- 
kannt, welch' liebevollen, väterlichen Mahnruf der beilige Vater erst 
unlängst durch eine eigene Encyclica an die orientalischen Kirchen 
griechischen Ritus gerichtet hat, um sie zur Rückkehr zur katho- 
lischen Kirche zu bewegen, und wie er diese seine grossen Pläne 
auch durch verschiedene andere Mittel zu erreichen sucht. Eines 
der wirksamsten Mittel erblickt die erleuchtete Weisheit unseres 
grossen Papstes darin, dass in einer orientalischen Stadt eine Kirche 
und ein Seminar errichtet werde, um daselbst einen orientalischen 
Klerus heranzubilden , der unter seinen nationalen Brüdern das apo- 
stolische Werk gewiss mit bestem Erfolge ausüben könnte, um die 
Mittel zur Errichtung zunächst eines derartigen Seminars aufzu- 
bringen, wendet sich der heilige Vater bittend an die Bischöfe und 
den Klerus der katholischen Welt. Er hat zu diesem Zwecke den 
hoch würdigsten Decan der heiligen Rota, Mons. Prälat Johannes 
de Montel, im abgelaufenen Jahre mit der Mission betraut, an die 
Bischöfe von Oesterreich- Ungarn und Deutschland heranzutreten und 
hat an denselben folgendes Schreiben gerichtet: 

»Leo PP. XIII. Dilecte Pili, salutem et Apostolicam bene- 
dictionem. Recens quam dedimus epistola apostolica, vota declaravit 
animi Nostri, id etiam cupide spectantia, ut Orientales ecclesiae 
quae a romana Sede dissideant, redeant feliciter ad unitatem. 
Ejusdem epistolae, quam Nosmet curavimus in varios cultarum gen- 
tium sermones atque in graecum converti, multa jam exemplaria in 
Graecia ipsa totoque Oriente divulgata sunt, sie ut consilia et optata 
Nostra late patescant. Jamque nos, aspirante Deo, cogitationes cu- 
rasque adiecimus ad ea providenda et aggredienda quae expetitum 
unitatis exitum aptius maturare posse videantur. In bis non ultimum 
illud arbitramur, ut Athenis, in urbe Graeciae praecipua, sacra sit 
aedes graeco ritui catholico addicta ; apud quam domus postea con- 
datur adolescenti clero ad eumdem ritum probe instituendo; similia 
deinceps alibi, pro locorum rerumque opportunitate , statuantur. — 
Haec, dilecte Pili, tecum pariter communicare censuimus, quippe qui 
mox iter per Austriae, Hungariae et Germaniae regiones facturus, 
consiliis Nostris adjumenta possis praebere. Scilicet optamus ut, 
occasione ibidem oblata alloquendi Venerabiles Pratres Bpiscopos, 
eis nomine Nostro commendes quam excellentem Nobisque grataro 
praestabunt operam, si ex pietate fidelium ipsi quoque studuerint 
sabsidia Nobis pecuniae corrogare ad incepta haec tanta provehenda. 

22* 
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Res agitar, ut optime noraat, quae catholicorum animos vehementer 
urgeat; agitur niroirnm de salate multoram fratrum, aeqne ac de 
gloria Christi et E'cclesiae, qaae nusquam praeclarius quam in uni- 
täte christiani gregis elucet. — Pnidentiae tuae probataeque solertiae 
merito fidimus: cujus fiduciae et benevolentiae pignus habe in Apo- 
stolica benedictione, quam tibi peramanter impertimus. 

Datum Romae apud S. Fetrum die 31. Julii anno 1894, Poa« 
tificatus Nostri decimo septimo. Leo PP. XIII. Dilecto Filio Joanni 
de Montel Decano Consilii a Sacra Rota.c 

Der obgenannte hoch würdigste Herr Prälat hat demgemäss in 
einem Schreiben an mich folgenden Vorschlag gemacht: 

»Wie mir scheint, wäre der leichteste Weg, dem Herzens- 
wunsche des heiligen Vaters zu entsprechen, wenn man, ohne die 
Mildthätigkeit der Gläubigen im mindesten zu beeinträchtigen, ia 
erster Linie an diejenigen sich wendete, bei welchen vor allen volles 
Verständniss för die Fragen, die mit dem unglücklichen orientali- 
schen Schisma in Verbindung stehen, vorausgesetzt werden darf: an 
den hoch würdigen Diöcesanklerus. In diesem Sinne mOchte ich 
sagen, dass es nicht blos im allgemeinen um ein Werk für die Ein- 
heit der Kirche, sondern insbesondere um ein Werk des Klerus sich 
handelt. Wenn jede Diöcese auf eine bestimmte Reihe von Jahren 
es übernimmt, je nach ihrer Grösse nnd der Zahl des Klerus einen 
oder zwei Kleriker zu Athen oder sonstwo im Orient zu unterhalten, 
so dürfte es möglich sein, die Existenz einer Kirche und eines 
griechisch-katholischen Seminars in Athen zu begründen und sicher- 
zustellen, ohne die schon vielfach in Anspruch genommene Mild- 
thätigkeit des Klerus zu sehr zu belasten. c 

Ich habe die Angelegenheit mit meinem hochwürdigen Dom- 
capitel berathen nnd bin zu folgendem Entschlüsse gelangt: Dem 
Herzenswunsche des hochehrwürdigen heiligen Vaters in einer An- 
gelegenheit von so weittragender Bedeutung müsse auch die Diöcese 
Linz nach Möglichkeit entsprechen. Von einer allgemeinen GoUecte 
sei jedoch im Hinblicke auf die eigenen grossen Bedürfnisse der 
Diöcese, welche die Wohlthätigkeit des gläubigen Volkes sehr in 
Anspruch nehmen, abzusehen und nur der gesammte hochwürdige 
Klerus eiti/ndaden^ im Wege der Subscripiioth welcJie je nach Noth- 
wendigkeit durdi ein oder mehrere Jahre fortgesetzt werde ^ einen 
Fond aufaubringen, aus deren jährlichen Interessen die Erhaltung 
wenigstens Eines Seminaristen^ die nach meiner Meinung auf Crrund 
der Vergleichung mit ähnlichen Instituten in anderen Hauptstädten 
auf etwa 600 fl, pro Jahr kommen dürfte , für alle Zeiten ermög- 
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licht werde. Nach Aufbringong des betreflfenden Fondes wird die 
CoIIecte sogleich sistirt werden. In diesem Sinne versende ich unter 
einem an den hochwurdigen Regulär- und Säcular-Elerus Sabscrip- 
tionsbögen zur Ausfällung. 

Es handelt sich, hoch würdige Mitbrüder, um einen Herzens- 
wunsch des greisen Oberhauptes der heiligen Kirche, der uns als 
treuen Söhnen wie ein Befehl sein muss; es handelt sich um eine 
Angelegenheit, die für die gesammte Kirche Oottes von ausserordent- 
lich grosser Bedeutung ist, wie Sie selbst za würdigen wissen. Darum 
hoffe ich mit aller Zuversicht, dass meine Einladung und Bitte, die 
ich namens des heiligen Vaters an Sie richte, nicht vergeblich sein 
werde. Fiat unum ovile et unus Pastor! 

Aehnlich wie im Vorstehenden der hochw. Herr Bischof von 
Linz ersucht im Ordin.-Bl. der Prager Erzdiöcese 1895 Nr. 2 Se. 
Eminenz der Herr Card. Fürsterzbischof Graf Schönborn, es möge in 
allen Vicariaten ohne Aufschub eine Subscription von Liebesgaben 
für 10 aufeinander folgende Jahre zum angeführten Zwecke unter 
der Qeistlichkeit eingeleitet werden. 
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XIV. 

Decreta congregationum Romanarum. 

1. Immotationes indactae in clausulis dispeDsationnm matrimonialinni et ap- 
probatae a SSmo D. N. Leone P. P. XIII. in and. diei 28. Aug. 1885. 

(Kölner Pastoralblatt 1889 Nr. 6). 

In literis Apostolicis, quibas a Dataria Apostolica concedantur 
dispensationes matrimoniales, omittantur abhinc sequentes clau- 
sulae: a) Si veniam a te petierint humiliter. b) Recepto prius ab 
eo iuramento, quod non sub spe facilit^s habendi dispensationem 
huiusmodi incestum vel adulterium huiusmodi commiserint qtiodque 
tolia numquam deinceps commütant neque cammitefitibus praestabufit 
auxilium favorem. c) Peractis ab ii$ dtMbas sacramentalibus con- 
f€8si(mibt4S. 

2. In iisdem literis tollantur sequentia verba: Volumus quod 
si tu aliquid muneris vd praemii exigere aut oblatum recipere prae- 
sumpseris . . . , absoluHo aut di^ensatio nidlius sit roboris aut mo- 
menti et dicatur: Vetüo omnino^ ne aliquid muneris aut praemii 
exigere aut oblatum recipere praesumpseris. 

3. T 1 1 a t u r clausula : Dummodo in praefata sq[>aratione per- 
manserint et dicatur eius vice: Remote quatenus adsit^ scandalo 
praesertim per separationem tempore tibi bene viso^ si fieri potest. 

4. Clausulae : Si preces veritate niti repereris substituatur 
haec alia: Si vera sint exposita. 

5. übi dicitur: Absdvas sive per te sive per alium in forma 
Ecclesiae consueta dicatur: Hoc vice tantum per te sive per alium 
absolvas. 

2. RespoDsnm s. Congr. Epp. et Reg. ad episcopnm Szathroar. d. d. 28. Sept. 1894, 

de rota dicta Velocipede a clericis non ntendo. 

Haec s. Congr. Epp. et Reg. maturo eiamini subiecit, quae 
Amplitudo Tua retulit circa sacerdotes utentes rota dicta Velocipede 
Itaque S. eadem Congregatio zelura et prudentiara Amplitudinis tuae 
collaudat atque commendat; nam prohibitio huiusmodi non solum 
liberat a corporis periculis sacerdotes ipsos, sed scandala avertit a 
fidelibus et irrisionem ipsorum sacerdotem. 

Isidorus Card. Verga^ Praef. 
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XV. 
Literatur. 

1, Schiappoli: la prescrieione dd patronaio^ Fr, Bocca^ Turin 
1894, 126 p. in 8«, 3 L, 
Erschöpfend und quettenniässig behandelt nach kanon. and 
ital. R. Privatdoc. D. Seh. (Arch. f. K.-R. 69 S. 360 u. 71 S. 470) 
an kgl. Uni7. Neapel die Verjährung als Grand des a) Erwerbs, b) des 
üebertrags (Arch. f. K.-R. 68 S. 223»») und c) des Verlastes (71 S. 87) 
des PatroDats. Aasser Betracht bleibt die rein frür^erZioA-rechtliche 
Präsentation far die Stelle eines Mitgliedes der Verwaltung einer 
Unterrichts- oder Wohlthfttigkeitsstiftung oder für Pfründnerstellen, 
Krankenbetten, Freiplätze oder Stipendien (Scadato dir. eccl. 2. Aufl. 
I p. 507, II p. 485); das Recht der Auswahl oder des Vorschlags 
kommt zufolge der letztwilligen Stiftungen oder der Schenkungsbe- 
dingungen, Erben oder Dritten mitunter zu, Arch. f. E.-R. 64 S. 379 
u. 66 S. 57 III A. 3. Ebenso liegen ausserhalb des Rahmens der 
gediegenen Abhandlung das iScAuZpatronat , welches namentlich in 
Deutschland rechts des Rheins oft Gutsherren und Gemeindebehörden 
zusteht, auch die Präsentationsrechte der Qemeinderäthe und der 
Verbandsvertretungen für, sonst vom Staatsoberhauple oder der Re- 
gierung frei zu ernennende Beamte. Diese rein bürgerlich- oder rein 
ö/fen^7icA-rechtlichen Patronate regeln sich aiASseUiesslich nach den 
Bestimmungen des Bürg. Ges.-B. oder des betreffenden Verwaltungs- 
gesetzes, ohne dass auch nur sinngemäss die Ä^rcAenrechtlichen Vor- 
schriften über den Vorschlag für ZircAawpfründen zur Anwendung 
kämen. 

Den Gegenstand der Untersuchung bildet hiernach lediglich die, 
das oberhirtliche freie Ernennungsrecht einschränkende Präsentation 
für (erz)bischöfliche Stühle und insbes. für die Stellen der Dom- 
herren, Pfarrer und der Gehilfen derselben. Das franz. R, gibt 
zwar noch dem kath. Staatsoberhaupte den Vorschlag für die vom 
Papst einzusetzenden Erz- und Bischöfe; alle sonstigen kirchlichen 
Präsentationsrechte fielen jedoch in Prankreich seit 1790 weg. Noch 
weniger Raum für sie blieb in Belgien und Luxemburg; in Holland 
erwachten dagegen 1815 wieder die zumeist seit fast 20 Jahren 
ausser Kraft gesetzt gewesenen Patronate; in den übrigen Staaten 
des Kontinents waren die Kirchenpatronate , abgesehen von den bis 
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1814 in Frankreich oder dem (I.) Königreiche Italien einverleibt ge- 
wesenen Qebietstheilen , überhaupt nie ausser Oeltung getreten. 
Einige Staaten, namentlich (p. 86, 108 u. 114) Oesterreich und 
Preussen haben nun von sich aus die Begründung, Ver&ussening 
oder Vererbung und das Erlöschen der Kirchenpatronate durch- 
greifend geregelt, trotzdem die Kirche (Vering, K.-R. 3. Aufl. S. 473) 
hierin nicht nur die Gesetzgebung, sondern auch die Becfdsprechtmg 
ausschliesslich für sich in Anspruch nimmt. Ohne Zustimmung der 
staaüiehen Gesetzgebung würde mit bürgerlich- und öffentlich-recht- 
licher Wirksamkeit weder das Kirchenoberhaupt, noch selbst ein all- 
gemeines Concil die z. Z. geltende kircMiche Gesetzgebung mehr ab- 
ändern können (Ggl. Ital. St.-K.-R. 34 = Arch. f. K.-ß. 54 S. 201). 
Dagegen wäre die Kirche nur von sich aus kaum in der Lage, tvirk^ 
samen Einspruch dagegen zu erheben, dass das Königreich Italien 
das Patronatsrecht auch in denjenigen Richtungen, in welchen es 
bisher unberührt blieb, neu ordnete; doch fehlt ihm voraussicht- 
lich hiefar noch auf geraume Zeit hinaus Anlass und Beruf! Der 
Erwerb wie der Verlust des Kirchenpatronats bemisst sich daher in 
Italien, wie in Spanien, Portugal, der Schweiz, Bayern, Baden u. s. w. 
dermalen noch nach dem kanon. B. Die betreffenden kirchlichen 
Bestimmungen einschlüssig des Tridentinums sind l&ngst in allen 
Einzelgebieten, aus welchen sich das Königr. Italien zusammensetzt, 
staatlich angenommen und als massgebend anerkannt, twmach sie 
einen Bestandtheil des geltenden öffenü. Rechtes bilden. 

Errichtung, üebertrag und Erlöschen des Kirchenpatronats 
regeln sich also in Italien nicht nach civil-, sondern nach kirchen- 
rechtlichen Bestimmungen; auch das D. Reichsgericht hat 16 III 
1885 und 19 IV 1887 (Arch. f. K.-R. 67 S. 124 u. 60 S. 300) 
das Patronat, ein jus spirituali annexum, als ein dem bürgerl. R. 
fremdes Gebiet erkl&rt, welches hiernach den allgemeinen ctt;i2recht- 
lichen Bestimmungen nur insoweit unterliegt, als letztere entweder 
durch ausdrückliche Gesetzesvorschrift, wie im Gebiete des allgem. 
preuss. Land-R., auch für's Patronat in Kraft gesetzt wurden, oder 
als in Ermanglung klarer und bestimmter Stmderbestimmungen des 
Kirchen-R. eine Streitfrage nur nach der Analogie der allgemeinen 
oder besonderen Regeln des Bürg. Ges.-B. entschieden werden kann. 
Denselben Standpunkt nimmt der ital. Codice civile im Art. 5 
(nicht 48, p. 79 u. 80, vergl. Brusa St.-R. d. Kgr. Ital. 18) seiner 
disposizioni preliminarie ein; hiernach werden »bisherige Bestim- 
»mungen von einem späteren Gesetze nur entweder durch ausdruck- 
»liche Erklärung des Gesetzgebers oder — als mit dem späteren Ge- 
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»setze unvereinbar — dann aufgehoben ^ wenn letzteres das gatige^ 
»durch die bisherigen Bestimmungen geregelte Rechtsgebiet neu 
»ordnet.« Keiner dieser beiden Fällen Hegt hier vor: Weder in der 
Begründung, noch der parlamentarischen and sonstigen Erörterung 
des Entw. des bürg. 6es.-B. ist je das Patronat auch nur nebenbei 
oder gelegentlich mitberührt oder gestreift worden; noch weniger 
hat irgendwo der Gesetzgeber erklärt, dass die Fristen und Förm- 
lichkeiten der erlöschenden oder etwa auch der erwerbenden Ver- 
jährung aus dem Bürg. Ges.-ß. zugleich in alle, sonstigen Re<^its- 
gebieten angehörenden £in^e2vorschriften übertragen werden sollen. 
iViva^rechtliche Verwandtschaften und Seiten begegnen uns, wie in 
der Notariats- und der Givilprozess-Ordnung , namentlich auch im 
Finanz-, Polizei- und Kirchen-^R., so betreffs der Rückzahlung zur 
Ungebühr oder doppelt erhobener Abgaben, der Schadloshaltnng für 
ungesetzliche Massnahmen der öffentl. Behörden, des Erwerbs und 
des Verlustes der Mitgliedschaft, betreffs der Fristen und Form für 
Rechtsmittel und sonstige Erklärungen u. s. w. Ebenso gut, als 
das Patronat p. 83 in die subsidiäre Zwangsjacke eines Innominai- 
Vertrages eingekleidet werden soll, könnte nach dem Satze »facio ut 
facias« oder »do ut des« auch der Bürger wegen Zahlung der öffent- 
lichen Abgaben unentgeltliche Theilnahme an der Benutzung staat- 
licher oder gemeindlicher Anstalten und volles Wahlrecht, oder um- 
gekehrt der Staat als Gegenleistung für gewährten Schutz die Heeres- 
pflicht »civitrechtlichc in Anspruch nehmen wollen. Die Erstreckung 
der civilrechtlichen Verjährungsfristen auf diese, dem Bürg. Ges.-B. 
durchaus fremden Rechtsgebiete, führte gegenüber der Einberufung 
für den Milizdienst vielleicht zu einer Art »Freiheitsersitzung«, wenn 
schon seit 80 Jahren die zur Erfüllung staatlicher Verpflichtungen 
herangezogenen Familienangehörigen solche stets erfolgreich abge- 
lehnt haben, etwa unter dem Einwände, dem Staatsverbande gar 
nicht anzugehören; nach der Analogie des Bürg. Oes.-B. würde 
unter Umständen auch ein Ausländer durch »80jährigen Besitz« 
Gemeinde-Nutzungen , Wahlrecht und selbst die Staatsangehörigkeit 
(als Status-Recht) »ersitzen« oder anderseits ein inländischer Ge- 
meindebürger diese Rechte dadurch verlieren, dass er sich 10 oder 
30 Jahre hindurch die Versagung derselben gefallen lässt. 

Zu solchen BechtsungeheuerlichJceiten gelangte man, 
wenn einem allgemeinen Gesetze ohne Weiteres auch gegenüber 
iSondergesetzen abändernde Kraft beigelegt werden wollte. Als äU- 
gemeines Gesetz hat das ital. Bürg. Ges.-B. abändernde Wirkung 
gegenüber dem gesammlen dinglichen, Erb-, Familien- und Schuld-R« 
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geäussert, auch betreffs der im Ges.-B. selbst nicht näher geregelten 
Zehnten, Zins- und sonstigen Grundlasten, ferner betreffs der durch 
Verjährung von Altersher gebildeten »Innominatc-Vertragsbeziehun- 
gen zwischen Gemeinden , Gotteshäusern und sonstigen öffentl. An- 
stalten, auch gewissen Klassen der Bevölkerung, wie der Fischer- 
oder Schifferbruderschaft oder -Zunft, woruach für Mitwirkung bei 
gewissen Festlichkeiten jährlich bestimmte Geld- oder Naturalreich- 
nisse zu entrichten sind. Dagegen blieben vom Bürg. Ges.-B. alle 
dem bürg. R. fremden Gebiete grundsätzlich unberührt; als fremde 
Bechtsgebiete gelten nicht nur «Stoa^verfassung und -Verwaltung, 
sondern auch Kirche^ Gemeinde und sonstige nicht reinprivatrecht- 
liehe Verbände. Damit nämlich Einzelvorschriften als durch das 
spätere Gesetz abgeändert erachtet werden können, genügt nicht eine 
gewisse Verwandtschaft des Inhalts der Einzelvorschriften mit den 
späteren Gesetzen, sondern es verlangt der vorerwähnte einleitende 
Art. 5 des Ital. Bürg. Ges.-B. ausdrücklich , dass das Gesetz die- 
selben Gegenstände^ wie die Einzelvorschrift, behandle. In Ermang- 
lung einer Erstreckung der betreffenden Bestimmung des Bürg. G.-B. 
durch ausdrücJdiche Anordnung auf sonstige Rechtsgebiete sind durch 
das Bürg. G.-B. nur geändert worden die »Rechtsanstalten, von wel- 
chen das Bürg. G.-B. handelte (»materie, di cui trutta il Codicec, 
Tasohenausg. des Cod. civ., 1887, ünione tipogr.-ed. Turin Vol. I 
p. 158 N. 5). Allerdings wäre nicht gerade erforderlich, dass nach 
allen Richtungen und Besiehungen hin diejenigen Rechtsgebiete zu- 
sammenfallen oder vollständig einander decken, welche im Eingd- 
gesetze und in dem späteren allgemeinen Gesetz behandelt werden 
(Vol. IIl pag. 481 N. 3); denn die »Aufhebung« kann sich auch 
nur auf eine theüweise Ersetzung beschränken, etwa derart, dass die 
sonstigen Bedingungen betreffs Erwerbs- oder Verlustes im Einget- 
gesetze bestehen bleiben, und dass nur die Fristen mit dem Bürg« 
G.-B. in üebereinstimroung gebracht würden. Letzteres träte dann 
ein, wenn die Frist im Einzelgesetze bisher in Uebereinstimmung mit 
dem bisherigen Bürg. G.-B. oder auf Grund des letztern geregelt 
war, indem nunmehr an die Stelle des bisherigen Bürg. G.-B. auch 
betreffs dieser EingeUrist die Vorschriften des neuen Bürg. G.-B. zu 
setzen wären. Dieser Fall lag jedoch betreffs des Patronats bisher 
nicht vor. Absichtlich hatte das Kirchen- R. für Patronatserwerb und 
-Verlust durch Verjährung andere Fristen und Voraussetzungen be- 
stimmt, als für ähnliche Materien des Bürg. R. Das Rirchen-R. 
hatte also nicht etwa auf die jeweils hierüber geltenden Vorschriften 
des Bürg. R. verwiesen, sondern für sich selbständig eine eigene 
Regelung getroffen. 



Schiappolif prescH^ione dipatronato, 347 

a) Seh. wirft p. 79 gleichwohl die Fristbestimmungen des 
Tridentinum betreffs des Patronats und zwar nur deshalb über den 
Haufen, weil sie »mit dem Burg. O.-B. von 1865 nicM fibereinstim- 
menc; allein diese üebereinstimmung fehlte auch schon gegenüber 
den CinlgesetzeU) welche vor Schaffung des fär ganz Italien einheit* 
liehen Bürg. 6.-B. in den ital. Einzelstaaten galten. Gleichwohl 
hatte aber (p. 86) noch nie ein ital. Gericht Sess. XIV c. 12 und 
XXV c. 9 de ref. aus dem jetzt plötzlich aufgestellten Rechtsgrunde, 
weil »mit dem Bürg. G.-B. unvereinbare , für abgeändert erklärt. 
Seh. beginnt p. 80, seine, auch von Scaduto dir. eccl. II p. 520 u. 
577 ziemlich abweichende Rechtsauffassung damit zu begründen, 
dass über Patronatsstreitigkeiten seit dem Gesetze vom 19. April 
1850 nicht mehr die kirchlichen , sondern die ordentlichen Gerichte 
entscheiden. Durch diese, früher schon in Deutschland vollzogene 
Aenderung in der Zuständigkeit der Behörden wurde jedoch das 
Patronat noch lange nicht seiner kirchenrechÜkhen Natur entkleidet 
oder gar zu einem gewöhnlichen Privatrechte umgeformt. In Staaten, 
welchen , wie Belgien , eine eigene VerwaUungsgenahtshBxlLeit fehlt, 
sind nicht selten rein aus dem öffentlichen R. sich ableitende Streitig- 
keiten den ordentlichen Gerichten übertragen, selbst betreffs der 
Heerespflicht, der Einsprüche gegen öffentl. Wahlen ; auch in Prank- 
reich entscheiden die Civilgerichte über die Staatsangehörigkeit, das 
gemeindliche und das höhere politische Wahlrecht , ohne dass aber 
deshalb die Fristen oder sonstige verwandten Bestimmungen des 
Bürg. G.-B. auch auf diese, nur hinsichtlich der Streitordnung und 
der Gerichtszuständigkeit den bürgerlichen Rechtssachen gleichge- 
stellten Rechtsgebiete übertragen worden wären. Das Patronat unter- 
liegt gewiss dem Bürg. G.-B. hinsichtlich derjenigen Verhältnisse, 
welche nicht durch die innerkirchlichen Verhältnisse geregelt sind, 
weil in Ermanglung bestimmter Sotwfervorschriften stets auf die cdU 
gemeinen Rechtsgrundsätze oder die Analogie des Bürg. G.-B. zu- 
rückgegangen werden muss. Hinsichtlich der Fristen zur Ersitzung 
des Patronats enthält dagegen das Tridentinum sehr genaue Sonder- 
vorschriften, welche auch jetzt noch allein massgebend sind. Auf 
Grund des Bürg. G.-B. selbst dürfte das Gericht zufolge Art. 3 des 
einleitenden Titels zum Cod. civ. it. bezügliche Rechtsstreitigkeiten 
nur dann entscheiden , (»qualora uua controversia non si possa de- 
cidere con una predsa disposijsfione di legge«) wenn für dies be- 
sondere Rechtsgebiet nicht eigene bestimmte Vorschriften beständen. 

Da nun aber das Kirchen-K betreffs der Fristen und der son- 
stigen Voraussetzungen zum Erwerbe von Patronaten durch längeren 
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Besitz debr eingebende Vorschriften enthält, so kommt es nicht mehr 
darauf an, ob solche mit den sinnverwandten Bestimmungen des Bürg*. 
O.-B. entweder übereinstimmen oder »unvereinbar« sind; sondern 
diese Sondervorschriften bleiben ebenso fär Italien in Qeltung, als 
sie auch nicht durch das demnächstige Bürg. G,-B. f, cL Deutsche 
Reich (Arch. f. K.-R. 60 S. 126) aufgehoben werden, es sei denn, 
dass das Ausführungsgesetz des einen oder anderen Bundesstaates 
ausdrücklich eine entgegengesetzte Bestimmung enthalten würde. — 
Zufolge des Tridentinums unterscheidet Seh. p. 78 fF. — übereinstim- 
mend mit Vering K.R. 481 — zutreffend betreffs der Ersitzung 
zwischen Obrigkeiten und i^tcU-Obrigl(eiten. Gemeinden (Scadato 
II 540), Guts- und Landesherren müssen — und zwar ausschliess- 
lich im Wege des Drkundenbeweises — darthun, dass in den let>zten 
50 Jahren die Pfründe stets und ununterbrochen nur auf ihren Vor- 
schlag besetzt ward , und dass auch für die zurückliegende Zeit von 
einem entgegengesetzten Verfahren nichts bekannt ist. Durch den 
Gegenbeweis, dass vor 50 Jahren die Pfründe frei (p. 64 u. 77) besetzt 
ward, würde die Kechtsverranthung zerstört, welche denjenigen, der in 
den letzten 50 Jahren das Patronat übte, als von Haus aus kraft der 
Gründung und Ausstattung der Kirche patronatsberecbtigt erscheinen 
lässt. ^icA^- Obrigkeiten künnen auch durch Zeugen oder sonstwie 
beweisen, dass innerhalb der letzten 40 Jahre in wenigstens 2 Fällen 
auf ihren Vorschlag die Stelle besetzt ward ; zwischen beiden Er- 
ledignngsf&Uen kann ein unaufgeklärter Zwischenraum in Mitten 
liegen; auch genügen statt der 50 Jahre nach Annahme der Mehr* 
zahl der Bechtsgelehrten schon 40 Jahre; die Zeugen (mindestens 
54 Jahre alt) dürfen aber weder von ihren Vorfahren noch ans son- 
stigen üeberlieferungen oder Quellen je davon gehOrt haben, dass je 
entgegen der Präsentation der vermeintlichen Patronatsherren die 
Pfründe besetzt ward. Wollen letztere allerdings nicht durch ur- 
sprüngliche Stiftung, sondern nur durch TTiederherstellung und 
Wiederausstattung der zerstört gewesenen Kirche ihr Recht erlangt 
haben , so konnte ihnen der Beweis , dass vor der Wiedererrichtung 
die Pfründe der freien Besetzung unterlag, nicht schädlich werden. 
Bei den, über das vorige Jahrhundert zurückreichenden BechtsfäUen 
wird der Gegenbeweis, dass nicht die Vorfahren des vermeintlichen 
Patronatsherren, sondern stets Dritte alle Mittel zur Gründung, Er- 
bauung und Wiederherstellung, Ausstattung und Neuausstattung der 
Kirche bestritten haben, je kaum gelingen. Wir können daher von 
der unpraktischen Frage absehen, ob die vom Kirchenrathe geforderte 
^UnvordenklichkeU^ einen von der Stiftung der Kirche durchaus un- 
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abhängigen, eigenen materidlm Rechtstitel oder nnrmehr — als Er- 
satz far den mangelnden Bewds, dnrch Stiftung oder ÄmskUtung 
der Kirche das Patronat erworben zu haben — einen Beweis- 
gründe bilde. 

Vor dem Tridentinuro konnten aach Obrigkeiten schon durch 
40jfthrigen gutgläubigen Besitz ein Patronat ersitzen ; wenigstens 
wird dies von der Mehrzahl der Kanonisten (p. 35 — 65) angenom- 
men, obwohl eine, jeden Zweifel ausschliessende klare und attsdrück- 
liehe Bestimmung (p. 77) fehlt. 

b) Betreffs des Uebertrages des Patronats stehen die Appell- 
Urtheile p. 107 und 108 in ziemlicher Uebereinstimmung mit dem 
kanon. R., vgl. Scaduto dir. eccl. II 411, 516, 528, 573 u. 581. 

c) Durch blosse ^icA^ausfibung des Vorschlags in Brledigungs- 
f&llen geht das Patronat niekl verloren; zufolge (p, 114) des App.- 
Crth. Casale 25 VII 1873 beginnt die (30jährige) Freiheitsersitznng, 
mittels welcher die Oberbehörde die freie Besetzung der Stelle wieder 
erlangt, erst von der Zurückweisung des Vorschlags oder von der 
Bestreitung des Rechtes ab. In diesen und allen sonstigen Einzel- 
heiten wird man, abgesehen von der Vorfrage der ^u^abänderung 
des Kirchen-R. durch das Bürg. Q.-B., den gelehrten Ausführungen 
nur beipflichten können; letztere haben auch weit ü&er Italien Ainaus 
Bedeutung, da die Abweichungen für Italien nur nebenbei erörtert 
sind , die Abhandlung aber ihrem Hauptinhalte nach nur auf dem 
kanon. R. beruht. 

F. CMgd. 

2. Bufßni (o. ö. B-of., Genua, Arch. f. K-R. 72 S. 500) i La 
scienza spagnuola (11 p.) und U dirUto spoigwaolo 

(12 p.), Sonderabinige aus Bd. XIX der Monatsschrift Fi' 
langieri (1894), jährl 16 L.y hei L. Vallardi, Mailand, 
Erstere Abhandlung empfiehlt — unter Bezug auf v. Brauchitsch 
»Qeseh. d. span. R. (1852) und Schröder's »D. Rechtsgeschichtec 
(Leipzig 1894) — p. 7 Hinqjosa^s »Historia general del derecho 
espafiolc (Madrid 1887) namentlich auch wegen der vollständigen 
Angabe der spanischen KirchenreciUs^\XQ\\m , p. 3, J. L. Oartis^ 
»Sacra Themis hispanica« , 1703 vom Dänen E. Frankenau heraus- 
gegeben, und namentlich des Qrafen Gampanenhs »Tratado de la 
regalia de amortufaciön^, wovon zu Venedig und Mailand 1767 eine 
ital. üebersetzung erschien, da auch in Süditalien, Mailand, Parma 
u. s. w. die spanischen Verbote gegen die todte Hand (Arch. fflr 
K.*R. 67 S. 201, 71 S. 475) galten. 

Leigtere Schrift fügt den von Vering K.-R. 3. Aufl. S. 65 
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und 309, Priedberg K.-R. 3. Aufl. S. 7, 86, 98 u. 119 und 
Friedberg-Buffini p. 12, 219 u. 222 namhaft gemachten kirchen- 
rechtlichen Werken hinzu : Golmayo^H »Instituciones del derecho 
canönico« (Madrid 1874), Paso y Delgado's »Disciplina general 
y particular de Espana« (Granada 1873) und »Derecho canönico« 
(Oranada 1874), Gömez Sälojsär's »Instituciones de derecho ca- 
nönico« (Madrid 1883), ManjMs »Derecho ecclesiästico general y 
espaüol« (Granada 1885/87), Morales* »Derecho ecclösiastico general 
y particular de Espaüa« (Madrid 1889) und Estanyol y ColonC^ »In- 
stituciones de derecho canönico (Vol. I, Barcelona 1893), femer die 
seit 1892 zu Madrid monatlich erscheinenden »La Luz canönica« 
(bes. wegen Varela Diaz* Besetzung der span. Pfarreien u. s. w.) 
und »La Ciadad de Dios* mit dem Beiblatte i^Rivista canönica«, 
desgl. La FuerUe^s »Historia ecclesiästica de Espana (Madrid 1873/76), 
Vülanuno'B »Summa Conciliorum Hispaniae« (Barcelona 1850), Te- 
jada y Ramiro^s »CoUecciön de los concordatos espanoles« (1862), 
sowie »Collecciön de cänones y de todos los concilios de la Iglesia 
de Espaöa y America« (Madrid 1859/63, enthaltend die Provinzial- 
und die Diöcesansynoden) , endlich Perujo y Pörez Änguio*s »Dic- 
cionario de ciencias ecclesiästicas (10 Vol., Madrid 1883/90). Ver- 
altet dürfte sein, trotz der Mitverwerthung des span. R., Ändrffs 
»Diccionario de derecho canönico« (Madrid 1817/49); soeben er- 
scheint nämlich im Schlussbaud IV, welcher auch die jüngsten Er- 
lasse wörtlich wiedergibt und ganz neue Artikel zur Ergänzung bei- 
fügt, J. Wagner's »Dictionaire du droit canonique de Mgr. Andrö et 
de Tabbö Condes.« R. lobt p. 11 die einheitliche Eintheilung Spaniens 
in grössere Bisthümer und die einheitliche Regelung des *Diöcesan- 
wie des Pfarrklerus (namentlich gegenüber den in Itaiien herrschen- 
den Verschiedenheiten) sowie p. 12 die durch kgl. Decrete v. 6. XII 
1888, 23. XI 91 und 14. IX 93 geregelte Beförderung der Geist- 
lichen zu höheren Stellen, desgleichen die den Domherren auferlegte 
Verpflichtung zum Unterrichte in den Seminarien und zur Leitung 
bischöflicher Bibliotheken und Archive. Wie später Italien, hat auch 
Spanien durch die Gesetze von 1859 u. 16/24. VII 1867 den kirch- 
lichen Anstalten (3^/oige) Staatsrente an Stelle der {Marliani: »disara- 
mortizzazione dei beni delle mani morte in Spagna«, 1863, Turin) 
verftusserten Eirchengüter gewährt; doch wurden in Spanien von der 
Gütereinziehung wenigstens FamüienBtittnügen ausgenommen. — An 
Stelle der am 14. Aug. 1884 auf Grund Leo*s XIIL Constitution 
»Quod divina sapientia« zur Erlangung des Doktorgrades einge- 
richteten »Estudios superiores del derecho publico ecclesidstieo^ treten 
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darch kgl. Dekret 26. III 1892 an den spanischen Universitäten die 
1^ Institutionen des kan. R.c ; ein Kursus über Kirchengeschichte nnd 
kanonische Bechtsquellen wird nur noch an der Universitad Central 
zu Madrid gebalten (p. 4). Dem Lehrgänge und der StoiFeinth«ilung 
liege zumeist Phillips in der franz. Uebersetzung von Grenzet oder 
jetzt Vering's K.-R. in der franz. uebersetzung von Belet zum Grunde 
(p. 6), betreffs der Rechtsquellen aber Tardifs Hist. des sources du 
dr. can. (Paris 1887) p. 9. 

Ruffini: Tasse di rivendicajsione e di svincolo, 50p. 

Sonderabaug ebenfalls ai^s ^FUangieri^ 1894. 

In Italien können Familien und weltliche Patrone Privat- 
präbenden (p. 11) gegen die doppelte Erbschaftsgebühr oder 22% 
(Geigel, Ital. St.-K.-R. 97, Friedb.-Ruff. 697, 709 u. 715, Scaduto 
dir. eccl. II 628 ff.) disvinkuliren d. i. von den darauf ruhenden 
kirchlichen Lasten befreien, die aber weniger eine Familien- als eine 
Mrehliche Stiftung bildenden £o2{e^'a^tiftspfründen nur gegen die 
hohe Staatsgebuhr von 30 7o (p. 41) zurücknehmen (rivendicaro) oder 
an Stelle des Staates »einziehen.c Diesen Unterschied, die persön- 
liche oder vielmehr (p. 47) dingliche Eigenschaft der Abgaben, so- 
wie den» ausreichend selbst nicht durch die ungünstigsten Staats- 
finanzen (p. 7 u. 50) entschuldbaren, am 8. III 1894 in der Abg.- 
Eammer eingebrachten Gesetzentwurf prüft die ebenso gründliche 
als unparteiische Schrift an der Hand der in- und ausländischen 
Werke, der sardinischen (p. 3), der neapolitanischen und (p. 38) 
selbst der spanischen Gesetzgebung, namentlich aber de^ntsprechend 
geläuterten ürtheils des Kassationshofs Rom 14. XI 1893 (Riv. dir. 
eccl. IV 85, vgl. 310). 

F. Geigd. 

5. Geschichte des Metropolitancapitels zum hl. Stephan in Wien. 
Nach Ärchivalien. Von Dr. H. Zschokke^ Tc. k. HofrcUhy Dom- 
capütdar, inful. Prälat etc, Wten^ Carl Konegen^ 1895. XII 
u. 429 8. 8\ (4 Fl. 50). 

Ein mit grosser Gewandtheit und üebersichtlichkeit verfasstes 
Werk. Der Stoff ist geschöpft aus den Archiven des Metropolitan - 
Capitels, der Dompropstei, dem k. k. Haus-, Hof- und Staatsarchiv, 
dem des Min. für Cult. u. Untern, der Stadt Wien u. s. w. Grössten- 
theils lässt der Verf. die Urkunden selbst reden, deren 90 im Wort- 
laut mitgetheilt sind unter Vorausschickung einer kurzen Darstellung 
ihres Inhalts. Herzog Rudolf IV. gründete 1359 das CoUegiatcapitel 
in der Hofburg, welches 1365 nach St. Stephan transferirt und bei 
Gründung des Bistbums Wien 1469 das Domcapitel und bei Er- 
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richtnng des Metropolitansitzes 1722 das Metropolitancapitel wurde. 
Interessant sind namentlich die Disciplinarvorschriften in dem Diplom 
Rudolfs IV. vom 16. März 1365, die des Propstes Johann Mayerhofer 
aus dem 14. Jahrhdt. und die vom Baseler Concil 1436 erlassenen, 
das Beformationsdecret Ferdinands I. ?om J. 1554 nach den voraus- 
gegangenen Beligionswirren , die josefinischen Reformversuche gegen 
Ende des vorigen Jahrhunderts. An die Geschichte des Gapitels bis 
zur Gegenwart werden noch eine Reihe von Specialuntersuchungen 
angereiht über die Beziehungen des Gapitels zur Universität, die 
Universitftts-Canonicate , das Kanzleramt des Propstes, die Digni- 
täten des Gapitels u. s. w., seine Patronatsrechte und einstigen und 
jetzigen Besitzstand. Angehängt ist ein von Domkustos G. Höfer 
verfasstes chronologisches Verzeichniss der Dignitäre und Domherren 
vom 15. Jahrhdt. an. Zu diesem letzteren folgt am Schlüsse ein 
alphabetisches Register, dem ein Personen« und Sachregister zu dem 
Hauptwerke vorausgeht. 

4, Die Staats- und Kirchenlehre des Johannes von Salisbtury. Nach 
den Quellen dargestellt und auf ihre geschichäiche Bedeutung 
untersucht von Paul Gennnch^ Lic. fheol. Gotha, F. A. Perthes, 
1894. VIII u. 171 S. SO. (4 M.). 

Die Schrift zeigt den Fleiss des Verfassers und sein Streben 
nach Objectivität, obschon öfters der protest. Standpunkt desselben 
hervortritt und dabei oft mehr Raisonnement und mitunter nicht zu- 
treflTendes Raisonnement als eigentliche quellenmässige Darstellung 
geboten wird. Die Aufgabe der geistlichen und weltlichen Gewalt 
ist nach Johann v. S. (1110 — 1180) im Wesentlichen die der mittel- 
alterlichen Bezeichnung von den zwei Schwestern entsprechende. 
Er eifert gegen Missbräuche in der Kirche wie im Staate, das Thun 
und Treiben des Königs Stephan bringt ihn sogar auf die Idee von 
der Zulässigkeit des Tyrannenmordes. Quellen der Staats- und 
Kirchenlehre J. v. S. sind, wie die vorliegende Schrift ausführt, die 
dem Plutarch zugeschriebene apokryphe, im Mittelalter kursirende, 
jetzt verloren gegangene Institutio Trajani, das alte Testament, der 
platonische Staat und St. Augustin. Was der Verf schliesslich über 
Gregor VII. und dessen kirchlichpolit. Ideen und deren Entwickelung 
bis Job. V. S. dargestellt, ist meistens sehr ungenau. 

Dr. Rob. Scheidefnantel. 

5. Die Entwicklung der OuUusfreiheif in der Schweiß von L, R. 
V, Salis. Festschrift j dem Schweia. Juristenverein bei seiner 
Versammlung in Basel im J, 1894 überreicht von der Jurist. 
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Facdtät der Univers, Basel. Das. J. Reinhardt üniversüätS" 

buchdruckerei. 1894. 100 S. 4^ 

In objectiver und präciser Weise legt der Verfasser dar und 
beurtheilt er frei und unparteiisch, aber ruhig und massvoll 1. die 
in der derzeitigen Schweizer Bundesverfassung gewährte Garantie der 
Glaubens- und Gewissensfreiheit, deren Bedeutung und deren Hand- 
habung in der Praxis, 2. den misslungenen Versuch der Religions* 
und Cultüsfreiheit in der ersten Helvetischen Verfass. vom 12. April 
1798, 3. die allgemeine Entwickelung in der Schweiz seit der Re- 
formation, die Versagung oder Beschränkung der Glaubens- und Ge- 
wissensfreiheit und die Streitigkeiten darüber in den verschiedenen 
Kantonen, und 4. die den Lesern des Archiv schon aus den darin 
gegebenen Darstellungen bekannte Entwickelung in Baselstadt. 

6. Die religiöse Kindererziehung in gemischten Ehen nach bayeri- 
schem Rechte. Ein Commentar eu §§. 12—23 der IL Verf.- 
Beilage. Von Dr. K. A. Geiger. Augsburg, Lit. Inst, von 
Iluttler (Max Seitt). IV u. 184 S. 8«. 

Das wissenschaftlich gediegene und praktisch sehr brauchbare 
Werk enthält die geschichtliche Entwickelung des derzeit, bayer. 
Rechts bezüglich der relig. Erziehung der Kinder und sodann einen 
die Rechtssprechung und die verschiedenen Meinungen der Schrift- 
steller erschöpfend und in allen einzelnen Punkten genau erörternden 
Commentar zu den §§. 12—23 der II. Verfass.-Beilage und der 
einschlägigen späteren Gesetze und Verordnungen. 

7. Die Confession der Kinder aus gemischter Ehe. In den Vor- 
schlägen über die Codißcation des deutschen bürgerlichen Rechts. 
Von Dr. Wilh. Kahl, o. ö. Prof. an der Universität Bonn. 
Freiburg i. Br. und Leipzig, J. G. B. Mohr (P. Siebeck), 1895. 
78 S. &>. (1 M. 20). 

Es ist dieses der bereits in diesem Hefte des Archiv S. 293 
A. 4 skizzirte Vortrag, den K. auf der Gen.- Vers, des Evangelischen 
Bundes 1894 hielt, mit kleinen Erweiterungen des Textes und An- 
merkungen. 

8. Staatslexikon (der OörresgeseUschaft) von Dr. A. Bruder, 
Heft 32—34. Freiburg i. Br., Herder, 1894/95. 

Heft 82 bringt u. A. den Schluss des ausführlichen Ar- 
tikels Papst (von Bellesheim), einen solchen über Papstthum und 
Kaiserthum (von Genelin), einen auch zugleich kirchenpolitischen 
über Paraguay von Genelin, und einen sehr guten von Biederlack 
über Patronatsrecht. 

Heft 33 (Sp. 321—480) bringt den Schluss des Art. Persien 

Archiv fUr Kirohenreoht. LXXUI. 23 
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(Sickenberger), in welchem Sp. 330 über die dortigen Verhältnisse 
der apostol. Delegatar berichtet wird. Zu erwähnen sind hier ferner 
die Art. Personenstand (Stieve), Peru (Pietschke), dessen Kirchen- 
und Schulverhältnisse Sp. 353 f. geschildert werden, Pfarrer (0. H. 
Müller), Placetum regium (Biederlack), Portugal (Glasschröder), wel- 
cher Art. Sp. 478 u. Sp. 487 flf. auch die kirchlich-politischen Ver- 
hältnisse schildert und bereits hinübergreift in Heft 34 (Sp. 481—640), 
worin namentlich in dem eingehenden Art. Preussen (Huckart) 
Sp. 597 ff. auch die kirchl.-polit. Verhältnisse der verschiedenen 
Gonfessionen dargelegt werden. 
9. Weitster und Weite's Kirchenlexikon 2. Aufl. von Prof. Dr. Kaulen. 

Heß 94. Freiburg, Herder, 1894. Sp. 961-1152. 
Dieses Heft enthält u. A. eine Anzahl sehr instructiver Artikel 
über relig. Orden, Ordensprofess, Ordensregel u. s. w. (zum Theil in 
üeberarbeitungen von Artikeln weil. Prof. Permaneders, tbeils in 
ganz neuen Arlikeln von Studerns 0. S. B., A. Esser, Kienle 0. S. B), 
Ordinariat und Ordinarius (Heiner), Ordination (Phillips), Ordo 
(Schrod), Ordines Roroani (Kober), Ordines (Einig), Origines (Peters), 
Orzechowski (Lüdike), Osnabrück (Schrödl). 
10. Ast iUolsö ket egyhdsspoUtikai törvSnyjavaslat, Irta Kovdts Gyula. 

Mäsodik, bövitett kiadds. Budapest, RSvai Leo kiaddsa, 1894. 

80 lap 8^, Die letzten sfwei kirchenpolitischen Gesetzentwürfe, 

Von Julius Kovdts. Zweite vermehrte Auflage. Budapest bei 

Leo Revay 1894. 80 pp. in 8^. 

Die im Hefte 1 dieses J. im Archiv erwähnte Schrift des 
Budapester Universitätsprofessors Dr. Julit^ Kovdts ist schon in 
zweiter vermehrter Auflage erschienen , wozu die äusserst gespannte 
kirchenpolitische Lage in Ungarn beitrug. In der zweiten Auflage 
wird auch die, in Ungarn noch immer übliche Krönung, mit Bezug 
auf die kirchenpolitischen Fragen erörtert. Von den im ungar. Ober- 
hause noch nicht erledigten Vorlagen betrifft die erste die Reception 
der jüdischen Religion, die zweite die freie Ausübung der erst in 
der Zukunft anzuerkennenden Religionen. [Vergl. aber unten S. 368]. 
Bei Beurtheilung der beabsichtigten Reception der israelitischen 
Religion, ist davon auszugehen, dass in Ungarn bis zur Stunde das 
System der recipirten Religionen besteht. Die recipirten Religionen 
sind : 1. die römisch-katholische, 2. die griechische, 3. die lutherische, 
4. die reformirte und 5. die unitarische. Alle diese Religionen kön- 
nen als Staatsreligionen betrachtet werden , da der Staate sie als 
alleinberechtigte Repräsentanten des Ghristenthums betrachtet Die 
Religionsfreiheit im modernen Sinne existirt in Ungarn bisher nicht. 
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Nur ist es erlaubt, dass man von einer recipirten Religion zur andern 
übergehe. Man muss im Bereiche der recipirten Religionen ver- 
bleiben. Austritt ohne üebertritt (Confessionslosigkeit) gibt es nicht. 
Hieraus ergibt sich der für das Christenthum bestehende Glaubens- 
zwang, welcher inarkanterweise den Charakter eines christlichen 
Staates zum Ausdrucke bringt, obwohl die politischen Rechte 
laut Gesetzartikel XII vom Jahre 1867 auch den Israeliten zustehen. 
Zwischen den recipirten Religionen herrscht (Oesetzartikel XX vom 
Jahre 1848) volle Parität, welche im Gesetzartikel LXX vom Jahre 
1868 näher bestimmt ist. Neben ihnen erscheint die israelitische 
Religion als minder berechtigt, obwohl ihre Cnltusgemeinden mit 
bedeutenden Privilegien ausgestattet, als Corporationen des ö|fent- 
liehen Rechtes zu betrachten sind. Für Secten (Nazarener, Baptisten) 
wird eine administrative Toleranz gehandbabt, welche ohne jegliche 
gesetzliche Garantie besteht. 

Was nun die Glaubensfreiheit sammt Confessionslosigkeit als 
individuelles Recht anbelangt, wodurch die Staatsreligionen diesen 
ihren Charakter einbüssen würden, darüber gehen die Meinungen in 
Ungarn sehr auseinander. Hauptsächlicli sind es die Protestanten, 
welche die Glaubensfreiheit sehr beeinträchtigen würde. Nazarener 
und Baptisten zehren gerade am Protestantismus, und könnten von 
diesem sich schon via Glaubensfreiheit leicht gänzlich lossagen. 
Wenn noch dazu käme, dass ihnen die Corporationsrechte sehr 
leicht zugänglich wären, wäre die Lage der Protestanten Ungarns 
nicht nur nicht verbessert, sondern verschlimmert. Kein Wunder, 
wenn diese sich nicht leicht mit der Religionsfreiheit befreunden 
können. 

Ausser Religionsfreiheit beängstigt sie auch die beabsichtigte 
Reception der jüdischen Religion, und zwar deswegen, weil die Re- 
ception als eine solche vorschwebt, welche auch für die jüdische Re- 
ligion Parität bewirken würde. In diesem Sinne wurde der betref- 
fende Gesetzentwurf im Justizausschusse des ungarischen Abgeord- 
netenhauses aufgefasst, wofür sich der Ausschuss in seinem dem 
Plenum erstatteten Referate unzweideutig erklärt hat. Sie meinen, 
dass die Parität, die, in ihrer Verfassung eine internationale Or- 
ganisation und Rechtslage geniessenden Katholiken nicht so sehr 
schädigen würde, als die Protestanten. 

Die kirchenpolitische Zwangslage in Ungarn ist nicht ohne In- 
teresse. Die obligatorische Civilehe ist schon Gesetz, aber die Re- 
ligionsfreiheit und die Reception der jüdischen Religion noch in 
der Schwebe. [Vergl. aber unten S. 368]. 

28* 
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Die Schrift des Prof. Kovdts greift die beiden Gesetzentwürfe 
stark an, obwohl sie dem Liberalismus manche nicht unbedeutende 
Concessioneu macht. 

In erster Reihe befasst sie sich mit der Receptionsfrage, welche 
mit der Religionsfreiheit zu combiniren ist Wenn Religionsfreiheit zu- 
gegeben wird, hat das Recipiren irgendwelcher Religion keinen Sinn 
mehr. Auch jene Verfügung kann weggelassen werden, dass der 
Christ Israelit werden kann, was bei Einfuhrung der Religionsfreiheit 
selbstverständlich wäre. Hauptsächlich wird die für die jüdische Reli- 
gion geplante Parität angegriffen. Der Verfasser wünscht, dass der Staat 
auch fernerhin die bisherigen christlichen Religionen als die am meisten 
privilegirten erhalte. Parität zwischen diesen und der jüdischen Re- 
ligion kann nur um den Preis des christlichen Staates erreicht wer- 
den, und zwar derart, dass der christliche Staat sich in einen jü- 
disch-christlichen Staat verwandeln würde. Denn, wie die Reception 
der jüdischen Religion, und die Religionsfreiheit, resp. die Ausübung 
der Religionen geplant sind, käme ausser der jüdischen, keine andere 
Religion in die Rechtslage der bisher recipirten christlichen Re- 
ligionen, und das wäre ein harter Schlag für den christlichen 
Staat, resp. gegen eine letzte Reminiscenz des christlichen Staates. 
Dadurch käme auch die Krönung in Ungarn in Misscredit. Dieses 
Thema beschäftigt den Verfasser in einem separaten Theile seiner 
Schrift, welcher der zweiten Ausgabe, als letzter Abschnitt beige- 
geben ist. Hier wird sogar zugegeben, dass auch Israeliten als 
Kronhüter fungiren können. Das verpflichte sie aber umsomehr, die 
Idee des durch die Krone zum Ausdruck kommenden christlichen 
Staates anzuerkennen. So lange die Krönung besteht, kann sich der 
Verfasser nicht einmal vorstellen, dass die Parität zwischen der jüdi- 
schen Religion und den christlichen Religionen eingeführt werde. 
Cebrigens gibt der Verfasser zu, dass die Cultusgemeinden der jüdi- 
schen Religion nach ungarischem Staatsrechte als Corporationen des 
öffentlichen Rechts zu betrachten sind und dass manche Rechte ihr 
noch zugestanden werden könnten. Die Parität muss aber unbedingt 
fallen gelassen werden. 

Auch mit dem zweiten Qesetzentwurf über Religionsfreiheit 
resp. freie Ausübung der Religionen kann sich Prof. Koväts nicht 
befreunden. Derselbe könnte sich nur mit dem ersten Theile des 
Gesetzentwurfes abfinden. Die Confessionslosigkeit wäre annehmbar, 
aber nicht für Minderjährige, so dass für Confessionslosigkeit nicht 
das für den üebertritt erforderliche Alter (annus discretionis mit 18 
gerechnet), sondern Grossjährigkeit verlangt werden sollte. 
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Auch gegen andere im gemeinten Interesse der Glaubensfreiheit 
bezweckte Dispositionen hat der Verfasser manches einzuwenden. 
Hauptsächlich gegen jene Disposition , welche (§. 4) das Vorgehen 
gegen Kirchenangehörige, die ihren kirchlichen Verpflichtungen 
[z. B. im Betreff der Eheschliessung oder Kindererziehung] nicht 
nachkommen, verbieten scheint und zwar unter dem Verwände, dass 
es sich rein um Ausübung bärgerlicher Rechte handelt. Selbst die 
Motive des erst jüngst sanctionirten Gesetzentwurfes über die obli- 
gatorische Civilehe (Artikel XXXI vom Jahre 1894) geben es zu, 
dass ausser forum civile nicht nur forum ecclesiasticum internum, 
sondern auch forum ecclesiasticum externum gelten kann. Dieser 
Standpunkt kann nun nicht mehr streitig gemacht werden, am 
wenigsten im Rahmen der Religionsfreiheit, welche das Kirchen- 
recht keineswegs einfach negiren kann. 

Den zweiten Theil des Gesetzentwurfes wünscht der Verfasser 
fallen zu lassen, da er den confessionellen Verhältnissen Ungarns 
überhaupt nicht entspricht. Der zweite Theil des Gesetzentwurfes 
ist kaum etwas anderes, als eine Nachahmung des österreichischen 
Gesetzes vom 20. Mai 1874. Obwohl die Religionen nicht alle die 
gleiche Rechtstellung besässen, wie das in Oesterreich der Fall ist, 
wären alle Religionsgesellschaften Corporationen des öffentlichen 
Rechtes. Für Secten findet das der Verfasser zu weitgehend. Es 
wäre angezeigter, nach deutschrechtlichem Vorbilde für Neubildungen 
(Religionsgesellschaften) allein das privatrechtliche Gebiet offen zu 
lassen und dabei die Verleihung der Corporationsrochte auch ferner- 
hin der Legislative zu reserviren. 

Auch das exercitium religionis betreffend sollten die Bestim- 
mungen des Entwurfes vermieden werden, unter welchen auch jene 
zu lesen ist, dass die Religionsgesellschaften ihre Glaubenssätze 
(Dogmen) zur Genehmigung (sie) dem Minister für Cultus vorzu- 
legen hätten. Kein Wunder, dass Prof. Koväts sich darüber recht 
scharf äussert, da man sich in die Zeit des Byzantinismus (Enkykleion), 
Zeno (Henoticon) und Justinian (Ekthesis) versetzt sieht. Für die 
Regelung des exercitium religionis wäre als Grundlage ein Vereins- 
gesetz gewiss die erste Bedingung, was bisher nicht zu Stande kam. 
Auch ein Beweis dafür, dass die ganze Regelung noch Zeit hätte. 

Obwohl Prof. Koväts bei Beurtheilung der zwei letzten kirchen- 
politischen Vorlagen die Civilehe mit in den Kauf nimmt, findet er 
die befolgte Politik verfehlt, welche durch die Wegtaufen resp. 
deren schlechte Behandlung verursacht worden ist. Der protestan- 
tische Verfasser sieht recht trüb in die Zukunft, da er die neue 
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Regelung der Verbältnisse für die Protestanten mehr Gefahr bringend 
ansiebt, als für die Katholiken. 

Die die zwei letzten kirchenpolitischen Vorlagen betreffende Er- 
klärung des neuen Cabinetschefs Baron Bänffy lautet dahin, dass 
unter Aufrechthaltung der Principien die Regierung sich vor einer 
Vereinbarung nicht verschliesst. Was für Concessionen gemeint 
waren, darüber hat sich der neue Cultusminister Dr. v. Wlassich 
dahin erklärt, dass nur von minimalen Concessionen die Bede 
sein kann. 

Wie die obligatorische Civilehe eingeführt wird, darüber hat 
sich der neue Minister des Innern, Desider v. Perczel, vor seinen 
Wählern erklärt. Zur Einführung der obligatorischen Civilehe wären 
bis 1. September 1. J. die Standesämter zu organisiren, und zwar 
derart, dass hauptsächlich die Votksschullehrer zu ernennen wären. 

Dass die zu ernennenden Personenstandsbeamten zur Verfugimg 
ständen, könnte nicht genügen. Der Schwerpunkt der ganzen Frage 
ist, wie sie controUirt werden könnten. Zur Controle möchten die 
auf Grundlage der Wahl fungirenden Organe der Comitate kaum 
taugen. Mindestens übergangsweise wäre es angezeigt, die kirch- 
liche Trauung beibehalten und die civile nur für jene Fälle vor- 
schreiben, in welchen die kirchlichen Organe die Assistenz verweigern 
würden. Damit wäre übergangsweise in Ungarn die Nothcivilehe 
eingeführt, was schon Prof. Koväts im Jahre 1883 vorgeschlagen 
hat (siehe meine Recension im Archiv 1884, 51. Bd., S. 353—372). 

Anders wäre das neue ungarische Ehegesetz (Artikel XXXI 
vom Jahre 1894) so rasch, wie geplant wurde, kaum vollstreckbar. 
Die jüngstens aufgetauchte Idee des Ministers v. Perczel, die Schul- 
lehrer als Standesbeamten in Anspruch zu nehmen, ist unbedingt 
als verfehlt zu betrachten. Die bedeutend grössere Zahl der Volks- 
schulen ist confessionell, daher auch ihre Lehrer Kirchendiener, die 
nicht Folge leisten könnten. 

Nur muss in Betracht gezogen werden, dass wenn das Civil* 
ehegesetz mit möglicher Aufrechthaltuug der kirchlichen Trauung 
eingeführt werden sollte, dafür legislatorisch zu sorgen wäre. 

Freilich käme auch die Frage der religiösen Erziehung der Kinder 
aus Mischehen neuerdings vor die Legislative, welche Frage durch Ge- 
setzartikel XXXII V. J. 1894 derart geregelt worden ist, dass darüber 
sich die Eheleute durch Vertrag verständigen können und nur im 
Mangel eines solchen das Princip seius sexum sequitur entscheidet, 
welches bisher als lex cogens galt, woraus in Ungarn die ganze 
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kirchenpolitische Frage .entstand. Daher steht es im Gesetz über die 
Eindererziehung, dass es nur mit dem Givilehegesetz in Kraft tritt. 

Wenn nun die obligatorische Civilehe in Nothcivilehe verwan- 
delt werden sollte, so müsste auch die Frage, was mit den Kindern 
ans Mischehen geschehen sollte, neuerdings aufgeworfen werden. 

Was zur Abwendung der obligatorischen Civilehe tolerirt wer- 
den könnte, w&re keineswegs die Aufrechterhaltung der Verordnung 
d. d. 20. Februar 1890, in welcher das Princip sexus sexum sequitur 
derart übertrieben wurde, dass ausser den Eltern auch dritten Per- 
sonen das Recht zugestanden wurde, im Betreff der Religion der 
Kinder klagend aufzutreten (siehe Archiv 64. Bd. S. 210). 

So etwas zuzugeben scheint im Vorhinein ausgeschlossen. Das 
Princip ist auch in Deutschland — woher es stammt — nicht an- 
ders verstanden worden, als dass gegen mit Reversalen etwa ge- 
triebenen Unfug zu Gunsten der Eltern gesteuert werden soll derart, 
dass der verkürzte Elterntheil sich auf das Gesetz berufen könne. 
Auch nach preuss. Landrecht konnte man das Gesetz (sexus sexum 
sequitur) gegen den Willen der Eltern gegebenenfalls nicht aus- 
führen. Daher konnte es eine Zeit lang in Preussisch-Schlesien 
(Lehmann, Preussen und die kath. Kirche 3, 280) tolerirt werden. 
Unter gleicher Voraussetzung wäre auch vielleicht für Ungarn etwas 
zu erlangen, obwohl es am besten wäre, bei der Disposition des 
neuen ungarischen Gesetzes verbleiben, wodurch das natürliche Recht 
der Eltern am besten gewahrt erscheint. 

Was alles auf kirchlichem Gebiete in Ungarn zu gewärtigen 
ist, kann nicht einmal annäherungsweise gesagt werden, da die 
Kirchenpolitik vom Anbeginn der Krise nie mit realen Factoren 
rechnete und die Chancen einer gesunden Politik sehr leicht scheitern 
können. Ungarn ist ein Land der kirchenpolitischen Ueberraschungen 
geworden, was auch damit illustrirt werden kann, dass man neuestens 
die obligatorische Civilehe auch ohne Regelung des Eheverfahrens ein- 
zuführen geneigt ist, obwohl ein Gesetzentwurf für dieses schon fertig- 
gestellt ist. Der einfache Grund dieser Frontveränderung ist, dass das 
Eheverfahren nur durch die Legislative, nicht durch eine Verordnung 
geregelt werden kann und das Zustandekommen eines bezüglichen Ge- 
setzes für die Regierung nicht gesichert erscheint. Lieber verlasse 
man sich darauf, dass die Civilgerichte das bisher in Eheangelegen- 
heiten der Protestanten angewandte Verfahren (Ehepatent Kaiser 
Joseph IL und usus fori) verallgemeinern werden. 

Die ganze Lösung via Nothcivilehe betrachtet, ist vom katho- 
lischen Standpunkte aus nicht leicht zu beantworten. Die Frage 
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näher präcisirt, lautet dahin, ob für Nothcivilehe das einzotauschen 
wäre, dass die in Mischehen lebenden Eltern das Recht haben, die 
Religion ihrer Kinder vertragsweise zu bestimmen. Gewiss könnte 
man lieber bei der obligatorischen Civilehe verbleiben, wenn auf 
das katholische Bewusstsein zu rechnen wäre. Dass dieses Bewusstsein 
noch immer nicht als ausschlaggebender Factor betrachtet werden 
kann, zwingt auch uns zum Halt und lässt eine Verständigung 
mit den Protestanten vielleicht angezeigt erscheinen, die schon selbst 
genöthigt sind, einzusehen, dass der heraufbeschwörte kirchen- 
politische Hader zwischen ihnen noch mehr Schaden stiften wird, 
als zwischen den Katholiken. Daher auch die Schrift des Prof. Ko- 
väts, welcher als Vertreter einer geläuterten protestantischen Auf- 
fassung gelten kann. Schade, dass er die Frage der Nothcivilehe in 
seiner Schrift nicht berührt. Wahrscheinlich steht er noch immer 
auf dem Standpunkte der Nothcivilehe, wie er das in seinem im 
J. 1883 erschienenen Buche über Eheschliessung auseinander gesetzt 
hat. Auch in der Frage der Wegtaufungen gab er 1890 sein 
Votum (Die Sache der Wegtaufen) gegen die Regierung resp. 
gegen den Erlass des Cultusrainisters vom 29. Februar 1890, worin 
angeordnet wurde, dass der Pfarrer verpflichtet sei, den Wegge- 
tauften der ihm fremden Confession auszufolgen, was sogar dogma- 
tisch unerlaubt erschien. Hätte man Prof. Koväts Votum angenom- 
men, wäre auch die heutzutage so schwierige kirchenpolitische Lage 
vielleicht eine ganz andere. Prof. Koväts kann auch nach seiner 
letzten Schrift als ein Mann gelten, der für den Confessionsfrieden 
Ungarns thätig ist. Freilich ist der ihm vorschwebende Gedanke 
eines christlichen Staates, wie er protestantischerseits erfunden wor- 
den ist, zu schwach dafür, den christlichen Principien zum Siege zu 
verhelfen. 

Budapest. Prof. Dr. theol. Georg Kanyurszky. 

11, Die Ehegesetee des Augustus von Pi'of, Paul Jörs m Giessen. 
Marburg, Elwart, 1894. 63 8. 8«. (ML L 60), 

Eine für die Geschichte des röm. Rechtes werthvoUe quellen- 
massige Untersuchung, die sich an die schon 1882 erschienene 
Inaug.-Diss. des Verf. anreiht. Für das Kirchenrecht kommt der blos 
die Zeitfolge der August. Ehegesetze erörternde Inhalt nicht in Betracht. 

12. Katechismus des kath, Eherechts von J. Weber, 4. Aufl., be- 
sorgt von Dr, Konrad Esser. Augsburg, B. Sdimid, 1894. 
Vlll u. 262 8. 12\ (Mk. 2. 10). 

Dass das klar und fasslich in Fragen und Antworten verfasste 
Werkchen Beifall gefunden hat, beweist die 4. Aufl. Stadtpfarrer 
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Weber zu Ludwigsburg ist am 15. Januar 1890 aus dem Leben 
geschieden. Die 4. Aufl. besorgte dessen früherer Kaplan Dr. Esser. 
Derselbe hat Einzelnes verbessert, auch den Inhalt etwas vermehrt. 
S. 24 hat er aber den derogirenden Erlass Leos' XIII. vom 15. Febr. 
1892 ganz übersehen. Die gelegentlichen Literaturverweisungen 
könnten besser fortbleiben, da sie wissenschaftlich nicht ausreichen 
und für den Zweck des Büchleins nichts nützen. S. 10 i steht Note 2 
noch immer schlechtweg Phillips, während doch hätte bezeichnet wer- 
den müssen, dass die dort cit. Abhandlung nicht von dem katho- 
lischen Canonisten, sondern von einem protestantischen Neffen des- 
selben herrührte. 

13. Der hathol. Messner in seinen kirchlichen Verrichiutu/cn von 
Georg Breitmmeter. 2. verh. Aftfl von J, B. LmdcnschUlgcr^ 
Pfarrer in der Diöcese Regensburg. Augsburg^ B. Schmidt 
1S94. 59 S. 12\ 

Ein handlich praktisches, zum Gebrauche für Messner em- 
pfehlenswerthes Scliriftchen. 

14. Kirchen rechtliche Quellen im Grosshersogthum Hessen. Eine 
Quellen Sammlung zur Stellung von Staut und Kirche und zum 
kirchlichen Verfassungs recht herausgeg. von Dr. Arthur Schmidt^ 
ord. Prof. d. Rechte an der Universität Giessen. Ergänzungs- 
hefi. Giessen, J. Rickeysche Buchhandlung, 1895. VII u. 72 S. 
80. (Mk. 1. 70). 

Dankenswerthe Ergänzungen und Fortführung der Ende 1890 
abgeschlossenen Hauptsammlung der hessischen kirchenpolitischen 
Gesetze und Verordnungen bis zur Gegenwart. Ein chronologisches 
Verzeichniss der Aktenstücke und ein Sachregister, ebenso auch die 
Motive und Behandlungen der Gesetze verweisende Anmerkungen 
sind wie in der Hauptsammlung auch bei diesem Nachtrag zu der- 
selben beigegeben. Nachgetragen hätten aber uoch einige Stücke 
werden sollen. So das Ges. vom 16. Juni 1874 betreff, das Volks- 
schulweseu, die Akten betreff, die Vorentbaltung der Bisthumsdo- 
tation und Verweigerung der Anerkennung für den Bisthumsver- 
weser Dr. Moufang (1878-86). Der die Controle über die Barm- 
herzigen Schwestern und Englischen Fräulein, welche der Bischof 
Dr. Haffner von Mainz in der Kammer als empörend bezeichnet 
hatte, etwas mildernde Ministerialerlass vom Sommer 1894 ist auch 
noch nicht angefügt. 

15. Handbibliothek für die pfarramtliche Geschäftsführung im 
Königreiclhc Bayern. Unter Mitwirkung von Ignaz Körbling^ 
k. Bezirksamisassessor und Max Muggenthaler^ Pfarrer und 
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k. Disiridsschnlinspector y herausgegeben von Ludw. Heinrich 
Krick, Pfarrer. Bd. 1. Handbuch der Verwaltung des kaihol, 
Pfarramtes. Lief. 1. Passau. Rud. Abt, 1895. 48 S. ««. 
(ä Lief. 60 Pf). 

Das Werk ist anf 5 Bände berechnet, welche in halbmonat- 
lichen Lieferungen erscheinen sollen. Die l. Lief, bringt eine kurze 
Charakterisirung der Stellung des katb. Pfarramtes und beginnt so- 
dann als I. Theil die formelle Behandlung der Amtsgeschäfte, gibt 
die Darstellung des amtlichen Geschäfbsstils, die Belehrung über die 
amtlichen Oeschäftsaufsätze im Allgemeinen, über die verschiedeneo 
Arten der amtlichen Geschäftsanfsätze, über die Form des Geschäfts- 
verkehrs mit den verschiedenen Behörden, immer unter Hinweis auf 
die einschlägigen Gesetze und Verordnungen. Die Darstellung ist 
klar und übersichtlich und das ganze Werk wird gewiss für praktische 
Zwecke sehr willkommen sein. Nach Bd. 1. soll zunächst Bd. 5 : 
Handbuch der öffentlichen Armenpflege, dann als Bd. 4. in neuer 
3. Auflage das von Krick früher schon veröffentlichte Handbuch 
der Verwaltung des Kirchenvermögens, dann als Bd. 4. ein Hand- 
buch des bayerischen Volksschulwesens von Muggenihaler und zu- 
letzt als Bd. 2. in neuer 3. Auflage das Handbuch des katholischen 
Pfründenweseus erscheinen. Die früheren Auflagen der Handbücher, 
welche in dieser Sammlung den Bd. 2. und 3. bilden sollen, wur- 
den zur Zeit ihrer Veröffentlichung im Archiv als sehr zweckdien- 
lich empfohlen. Jeder Band der nunmehr begonnenen Sammlung 
ist einzeln zu beziehen. 

16. Die Entstehung der kirchlichen SimuUaneen. Von Theod. Lauter^ 
Pfarrer in Ebelsfdd. Würgburg, A. Stüber, 1894. IV u. 193 S. 
80. (Mk. 2. 40). 

Der Verfasser referirt und kritisirt die verschiedenen Meinungen 
über die rechtliche Natur und Entstehung der SimuUaneen und gibt 
eine Statistik der verschiedenen Orte, in welchen SimuUaneen be- 
stehen unter Beifügung ihrer Entstehungsart. Diese reichhaltige, 
wenn auch nicht ganz vollständige, theils auf Druckwerke, theils 
auf selbständige Erkundigungen gestützte Statistik ist sehr verdienst- 
lich. Zum Schlüsse wird die Frage erörtert, ob und inwiefern nach 
den Gesetzgebungen der verschiedenen Länder noch heute Simul- 
taneen entstehen können. Bezüglich der SimuUaneen mit Altkatho- 
liken verweisen wir den Verfasser auf Archiv LXV. 158 f., Vering, 
Kirchenrecht, 3. Aufl., S. 372. Vering. 

17. Antonio Pennisi Mauro, La Rivelasstone ddV Ente nelV Atta 
del Giudieio delV Esser e suo (die Offenbarung des Bings an 
sich im Aide des Selbstbeivusstseins). Catenia , Battiati 1894, 
S. 275. 

Ich habe in früheren Bänden des Archivs verschiedene Schriften 
Malteses angezeigt. Pennisi rühmt sich der Freundschaft Malteses 
und Caporalis und lobt insbesonders die Früchte der philologischen 
Studien Malteses. Sowie Maltese erstrebt auch Pennisi einen neuen 
Himmel und eine neue Erde. Die heutige Gestalt der Erde erscheint, 
Pennisi in der Hölle personificirt. Insofern hat das Sprichwort Recht 



A> Penni8i Mauro, la Rivelazione delV Ente, 363 

dass der Teufel nicht so hässlich ist, als er gemalt wird. Im Ver- 
gleiche zur heutigen Erde erscheint allerdings selbst die Hölle Dante's 
als eine Art Paradies, weil sie ein Ort vernünftiger Ordnung ist. 
Das neue Licht, welches das Angesicht der Erde erneuern soll, graut 
bereits. Vor dem wirklichen Erscheinen der neuen und unvermit- 
telten Lichtquelle verblasst jeder Stern am alten Himmel. Altäre 
und Throne schwanken, Sitte und Recht welchen, die Religion ist 
eine Bühne, die Kirche eine Secte, die Politik ein Labyrinth, die 
Gesellschaft eine Räuberhöhle. Mit Bebel sieht P. den Kampf der 
Giganten gegen die alte Gesellschaft eröfTnet. In der ersten Reihe 
der Giganten ragen die Psychologen und die positivistischen Natur- 
forscher. Thöricht erscheint, Angesichts dieses Kampfes neue Häuser 
und Schiflfe zu bauen. Alle menschliche Arbeit soll vernünftiger 
Weise vereinigt werden zur Rasirung jener Einrichtungen, welche 
bei dem bevorstehenden Zusammenbruche Gefahr drohen. Mit Dante 
prophezeit P. den Entscheidungskampf für das Jahr 1905 — in selt- 
samem Widerspruch zu dem von ihm citirten Satze des Propheten 
Isaias: »wer glaubt, kann sich Zeit lassen.t 

Das vom Verfasser gewählte Titelbild zeigt, dass die neue Ge- 
stalt der Erde mit der gerafften Standarte in der Faust erkämpft 
werden soll. Zunächst unter dem Schutze des göttlichen Sterns von 
Italien im Königreich Italien und dann von Italien ans auf der 
ganzen Erdoberfläche. Die neue Gestalt der Erde wird durch die 
Vielweiberei gekennzeichnet. Ist die Vielweiberei Staatsgrundgesetz, 
so können gegen die Ehescheidung keine Bedenken obwalten. Ebenso 
muss bei dem Bestände der Vielweiberei das Gelübde der Nonnen 
und Priester dem souveränen Gesetze der Liebe schnurstracks wider- 
sprechen. Der Ascetismns erscheint als Cretinismus und thöricht 
die Unterscheidung einer Moral für Eunuchen und für Proletarier. 
Die Vielweiberei wird die Gesellschaft nivelliren , purgiren , vom 
Pauperismus und von der Prostitution befreien. P. ist sich darüber 
klar, dass, um das Angesicht der Erde in der angedeuteten Weise 
zu erneuern, die privilegirten Vertheiler der Anwartschaft auf Him- 
mel und Hölle, diejenigen, welche bisher den Namen Gottes, Christi 
und des Menschen gefälscht haben, vorerst zu Boden geworfen wer- 
den müssen. Besonders strenge Strafe harrt der Heuchler, welche 
unter dem Verwände des Gebets die Häuser der Wittwen ver- 
schlingen. Die kirchliche Unfehlbarkeit erscheint als die Besiegelung 
menschlicher Schwäche. Gott verwirft das Priesterthum , weil das 
Priesterthum die Wissenschaft verworfen hat. 

Die vorgebrachten Gründe sind theosophischer Natur und nicht 
juristischer Art und entziehen sich deshalb der Beurtheilung im 
Archiv. Ihre Prüfung ist Sache des Philosophen im Bunde mit dem 
Exegeten und Philologen, welche unter Berücksichtigung der sicilia- 
nischen Verhältnisse und der literarischen Entwickelung der betref- 
fenden Schriftsteller zu beurtheilen haben, in wie weit der Kampf 
von Maltese und Pennisi gegen die Rivista di filosofia scientifica 
von Morselli und gegen die officielle italienische Universitätsver- 
waltung verwerthet werden kann. An dieser Stelle genügt es festzu- 
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stellen, dass P. die Wiederkunft des Logos als dessen naturliche 
Personification im Menschen bep^reift. Der Gott P.*s ist deshalb das 
Standbild Soter*s, welchem in Seeber's ewigem Juden selbst Ahasver 
die Huldigung versagt. 

Die leichtfertigen Spötter über die Bibel kommen übrigens bei 
P. nicht glimpflicher weg, als die Vertreter der Kirche. Mit Recht 
betont er, dass alles Bxistirende blos ein relatives Sein ist. Durch 
den Verzicht auf das Absolute verwandelt sich die göttliche Weis- 
heit in die nach Wahrheiten herumstöbernde Magd. Die Welt ist 
nicht durch Hände, sondern durch das Wort geschaffen worden. 
Gegenüber dem Agnosticismus betont P. die Einheit der religiösen 
und wissenschaftlichen Erkenntniss und anerkennt sogar von diesem 
Standpunkte aus die Existenzberechtigung der Tiara. Er lächelt über 
jene Wissenschaft, welche Gottes Selbstbewusstsein und Gottes Vor- 
sehung leugnet und fragt, was die Politik, das Recht, die Ethik, die 
Geschichte ohne die Grundsätze der Metaphysik sind. 

Die Schriften von Maltese und von Pennisi dürften auf philo- 
sophischem Gebiete die Bedeutunsr haben, welche den Bestrebungen 
der Secessionisten auf dem Gebiete der bildenden Kunst zukommt. 
Stammen die letzteren aus Schottland, und hat das geringe künst- 
lerische Renommöe dieser Wiege der Secessionisten dieselben nicht 
gehindert, Mode zu machen, so dürfte auch der sicilianische Ursprung 
einen ähnlichen Erfolg von Maltese und Pennisi nicht hindern. Ich 
höre allerdings hinter ihren Schritten bereits die Schritte ihrer 
Todtengräber. 

Innsbruck. Dr. Karl Scheimpflvg, 

18. Maltese, Socialismo. Vütorin. Velardi, 1894, 43 pp. 

Maltese erstrebt die triuitarische Verbindung von Selbst- 
Nächsten- und Gottesliebe und protestirt deshalb gegen die posi- 
tivistische Lehre, welche den Menschen zu einem Process von Ver- 
nunft und Freiheit unter Ausschluss der Liebe machen will. Die 
Disciplin der Gesetze, die Regierungsformen, die weisesten Codices 
vermögen nicht einen Erabrio von Liebe zu erzeugen, sie erzeugen 
nichts als Furcht. Satan ist der Intellect ohne Liebe. Die socialen 
Fragen sind nicht Fragen von BroJ und Lohn, Beides sind plebeische 
Ausdrücke einer complicirten, alten, unverstandenen Krankheit, 
unter dem Worte des Brods wird die Verwirklichung des Rechtes, 
unter dem Worte der Arbeit die Geltendmachung der Pflicht ge- 
fordert. Die sociale Frage besteht aus Competenzconflicten. Während 
die Natur Magen, Herz und Hirn solidarisch will, wollen Staat, 
Kirche, Wissenschaft von einander unabhängig sein. Die Lösung 
der socialen Frage besteht in der üeberwindung dieser Dissociation, 
zu welcher Lösung die Kirche den Anstoss geben muss, weil nur 
die Liebe die gebrachten Opfer nicht zählt. 

Innsbruck. Dr. Karl ScheimpfliAg. 

19. Revue cathdique des revues des deux mondes. Paris, P. Le- 
thielleux. Rue Casette 10. 

Eine neue monatlich zweimal erscheinende Zeitschrift, Haupt- 
redacteur ist Abbö Mazoyer, Der Preis ist 17 Frcs. jährlich für 
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24 Hefte ä 80—96 S. Den Inhalt bilden kurze Analysen der in- 
teressanteren Artikel der verschiedensten Zeitschriften. Im vorliegen- 
den Heft 1 ist kirchenrechtlich eine Uebersicht der in den letzten 
beiden Jahren in engl, und französ. Zeitschriften gebrachten Er- 
örterungen über die anglikanischen Weihen. Wie diese Frage von 
Bälbus (les ordinations anglicanes, Arras 1894) ohne genügende 
Eenntniss der einschlägigen Literatur, namentlich des gründlich die 
Ungültigkeit der anglikanischen Weihen darthuenden Werkes von 
ßstcourt (s. Bdlesheim im Archiv XXX. 3 ff.) behandelt wurde» 
und den bezüglichen Trrthum Duchesne's zeigte neuesten^ Beilesheim 
im Mainzer »Katholikc 1894 Dec. S. 502—514. — Ebenfalls bei 
Lethielleux in Paris erscheint seit Oct. 1894 eine Wochenschrift : 
J^O. La correspondance catholique^ revue generale caihoUque redigee 

par un grand nombre de professeurs et • ecrivains cathoUqites. 

(20 M, per Jahr), 

Sie bringt populär-wissenschaftliche Artikel politischen, reli- 
ligiösen, socialen, auch canon istischen Inhalts und Recensionen. In 
der uns vorliegenden Nr. 2 des Jahres 1894 findet sich auch ein 
kurzer Artikel von Prof. Bat^dinhotf, dem Herausgeber des Canoniste 
contempor. über Ehrendomherren und das Verbot, dass sich Geistliche 
des Velocipede bedienen. Vering. 

21. Strassburger Diöcesanblatt 1894 (288 Ä, Le Boux^ 

Strassb., jährL M, 2. 40, Ärch. f, K.-R. 71 S. 360) 
enthält (wie S. 49, betr. Ernennung atASwärtiger Priester zu Bhren- 
doraherren) päpstliche Erlasse und bischöfliche (wie S. 267, vgl. 79, 
110, 130, 185, 254 u. 269 betr. Kirchenbauten), des Ehrendomherrn 
Dr. Joder »Katholiken als Taufpathen von Nichtkatholikenc S. 53, 
202 u. 226, »Trauung durch Vicare« S. 265 u. 271, »Verlegung 
der Kirchweihec S. 2^, 241 u. 244 u. s. w., auch gediegene Be- 
sprechungen der allerjüngsten Werke. Prof- Lobsteitds Btudes christo- 
logiques (Paris 1894) und P. K.*s »Oeboren aus Maria der Jung- 
frau€ (Berlin 1894) »zielen (S. 283) auf Läugnung der Gottheit 
Christi hinc (vgl. Arch. f, K.-R. 64 S. 227 u. D. Ztschr. f. K.-lt. 
III S. 139); dagegen wird »mit Anerkennung hervorgehoben, wie in 
RietscheVs »Orgel im Gottesdienste« (Leipzig 1804) i^nichts von 
prot. VoruHheilen gegen die kathol. Kirche zu finden ist.« — Zu- 
folge des 24 I 1894 auf Berufung eines Maschineufuhrers in Seh. 
ergangenen Urth. der Strafkammer Strassb. »steht dem (Pfarrer als) 
Religionslehrer zur Unterdrückung des lügenhaften Verhaltens seiner 
Schüler« (nicht aber auch schon deshalb, weil sie den Gottesdienst 
nicht besuchen,) »das ZOchtigungsxecXit zur Seite. Dies hat zwar in 
»der Zandesgesetzgebung keine ausdrückliche Feststellung gefunden ; 
»doch üben die Ldirer das Erziehungsrecht der Eltern aus, Entsch. 
»d. Reichsger. Strafs. XX 371, jur. Ztschr. f. Els.-L. XIX 469 und 
»Qgl, franz. St.-K.-R. 221. Selbstverständlich darf das zulässige Mass 
»nicht überschritten und nicht eine Misshandlung begangen werden. 
»Im gegebenen Falle ist die zulässige Grenze noch gewahrt, wenn 
»auch die Züchtigung als eine empfindliche erschienen ist.« — Zu- 
folge Bundesrathsbeschl. 9 VII 1894 stände der Bückkehr der Re- 
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demptoristen nach Bischofsheim, Landser, ßiedisheim, Sierenz 
im Elsass, Teterchen (Lothringen) n. s. w. von Reichswegen kein 
Hinderniss mehr entgegen; doch haben die betreffenden Geistlichen 
noch nicht die iZ^ic^angeliörigkeit erlangt (Ggl, franz. St.-K.-R. 
32 u. 340). Gleichzeitig hat der Bandesrath die Priester vom 
hl. Geiste wieder zugelassen ; ihrem Kolonialseminare in Knecht- 
steden wenden sich aus dem Reichslande wohl mehr Studirende 
zu, als dem (Arch. f. K.-R. 69 S. 162) der Kapuziner in Königs- 
hofen ; die Gründe hiefür liegen nur in den Minderkosten und ander* 
seits der seit 1876 erprobten segenreichen Wirksamkeit des P. Acker 
und seiner elsässer Ordensbrüder io (Arch. f. K.-B. 64 S. 231 and 
Monatsschrift »Kath. Missionenc 1894 bei Herder, Freiburg, jährl. 
4 M.) DewtecA-Ostafrika. — Pür's Reichsland ist (Dr. Websky, Prot. 
Kirchenztg. 1895 S. 21 u. 261) auf Anregung des Oberkonsistoriums A. B. 
(»Aktenc 47 S. 133, 48 S. 271 u. 49 S. 7, 49 u. 68, D. Z. f. 
K.-R. III S. 117), da zur Aufbesserung der Bezüge der Pfarrer, 
-Wittwen nnd -Waisen und insbes. zur Seelsorge in der Diaspora 
jährlich 150,000 M. durch 71/2 Steuerzuschläge aus 2 Mill. M. Steuer- 
principale der Lutheraner, Reformirten, ünirten und sonstigen Pro- 
testanten neu aufgebracht werden müssen, •— für den Fall der Nicht- 
bewilllgung der Tabakfabrikatsteuer, zum Ersätze des Ausfalles — 
ein Gesetzentwurf in Vorbereitung, welcher — sich anlehnend an 
die bad. Gesetzgebung (Arch. f. K.-B. 69 S. 57 und insbes. 277 
A. 5) — allen öflfentl. Religions verbänden gleich massige Ermäßigung 
ertheilt, jährlich eine bestimmte Zahl Zuschläge der (z. Z. 4) unmit- 
telbaren Staatssteuern für landeskivchMche Zwecke zu erheben. (Von 
welchem Zeitpunkte ab die Bisthümer Strassb. und Metz diese Er- 
mächtigung nachäuchen würden, lässt sich noch nicht auch nur an- 
nähernd übersehen, wiewohl namentlich der katholische BIsass noch 
100 Simultankirchen gerne durch eigene Kirchen ersetzen, längs der 
neuen Bahnen (namentlich von Wingen bis gegen Herbitzheim) Kirchen 
in Mitte der prot. Bevölkerung für die dort eingewanderten Katho- 
liken errichten und insbes. die Lehrer des bisch^, ^) Gymnasiums in 
Dienst- und Buhegehältern mit den Lehrern der staatL Gymnasien 
vollkommen gleichstellen möchte, wozu jährlich bald mindestens 
60,000 M. mehr nöthig werden). Zu den Jande^kirchlichen Zwecken 
würden gewiss in EIs.-Lothr., wie jetzt schon in Baden, namentlich 
auch »Anstalten nicht nur zur Ausbildung, sondern auch zur Vor- 
bereüung Geistlicher und die Unterstützung ihrer Zöglingec (S. 132) 
gerechnet werden, so dass ebenso gut, wie für die RabbinatschulQ 
Colmar (Ggl, franz. St.-K.-R. 460) und das in Strassb. zu errichtende 
prot. Predigerseminar (Akten d. Oberk. 40 S. 151, 47 S. 113), auch 
für die bischöfl. Crymnasien landeskirchlicbe Umlagen zulässig wür- 



1) Strassb. Post 1895 Nr. 126: »Das prot. Gymnasium bedarf keiner 
landeskirchl. Umlagen, weil ihm die reichen Thomaastihnngen einen sicheren 
Rückhalt gewähren.« Vgl. die nicht verkänfliche Schrift »Ges. 29. XI 1873 nnd 
Verwaltangsordnangen U. Thomasstifts«, 87 S., 1894; als Mitglied des Kapitels 
hat Reg.-Eath Dr. Roffhack die Geschäfts-, Schaffnei-, Stipendien- 0. d. Gym- 
nasialorä. entworfen. 
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den ; letztere Anstalten bezw. die Bisthämer bekämen erst durch das 
in Aassicht genommene Oesetz die ihnen z. Z. noch fehlende Rechts- 
persönlichkeit (Arch. f. K.-R. 69 S. 62) Orfekirchliche Umlagen 
sind noch nicht vorgesehen , da die demnächst einzuführende ^) 
Gde-Ordn. (Arch. f. K.-R. 72 S. 509) auch die zu kirchl. Zwecken 
nöthigen Ortsumlagen allen Steuerpflichtigen ohne unterschied des 
Bekenntnisses wieder zur Last legt. Die Prot, wollen ihre Steuer- 
synode nur durch Zfaienabgeordnete bilden ; der hierarchischen Ver- 
fassung der kath. E. entspricht es jedoch, dass den 2 Laienabgeord- 
neten des Kreises, welche die Vertreter der Kirchengemeinde- oder 
Fabrikräthe in ihrem Wahlkreise wählen, in jedem Bisthum 4 bis 
7 Domherrn oder Pfarrer als gleich- oder vollberechtigte Mitglieder 
der Diöcesansteuersynode hinzutreten, welche seitens der durch die 
Kantonalpfarrkonferenzen (Qgl. 285) abgeordneten Wahlmänner in 
den, vom Bischöfe gebildeten Sprengein und unter Leitung des 
seitens des Bischofs bezeichneten Kommissars gewählt würden. 
Wahlberechtigt in den Urwahlbezirken wären alle, im aktiven Kir- 
chendienste stehenden Pfarrer und Domherren. (Vielleicht auch die 
exponirten Vikare mit selbständiger Seelsorge?) Zur Aufstellung des 
Voranschlags und zur Feststellung der Verwendungsart der Kirchen- 
umlagen einer jeden Diöcese würde der Bischof wohl 3, seitens der 
Steuersynode auf 6 Jahre gewählte Abgeordnete zuzuziehen haben; 
voraussichtlich wählen die Synoden hierzu nur ihre geisü. Mitglieder. 
Den Vorsitz in der Synode hätte jeweils der Bischof oder der von 
ihm bezeichnete Vertreter zu führen. Die Prot, oder Israeliten mögen 
die Präsidenten ihrer Steuersynode wählen! Der kath. Kirche wider- 
spräche aber ein so auf die Spitze getriebenes Repräsentativsysiem, 
— Die Abonnenten des Diöc.-Bl. erhalten (S. 241) gegen weitere 
3 M. jährl. a) für 1893 des Pfr. Hans »Urkundenbucbc von Berg- 
heim, b) für 1894 des Bibliothekars Q^ny lat. »Jahrbücher der Je- 
Suiten zu Sohlettstadt und Rufach« 1615—1713, c) für 1895 die 
Fortsetzung 1713—1763. Bei Le Rom Strassb. erschien soeben 
Pfr. Gatrio's »Abtei üfurbaoA«, 1355 S. mit 6 Tafeln, 15 M., quel- 
lenmässige Geschichte vom hl. Pirminius an bis zur Verweltlichung 
des, ehedem reichsunmittelbaren Stiftes 1764. Mittler Weile ist die 
S. 241 empfohlene Aktiengesellschaft des T^kathol. Vereinshauses 
Strassb.« zu Stande gekommen; der monumentale Bau wird binnen 
Jahresfrist vollendet sein; die auswärtigen Vereinshäuser in Colmar, 
Rappoltsweiler u. s. w. kosteten kaum den 10. Theil. Solche Mittel- 
punkte des kirchlich-gesellschaftlichen Lebens können auf Grund- 
stücken, welche dem Gotteshause oder der Pfründe gehören, errichtet 
werden, ohne dass hierzu die Staatsermächtigung eingeholt zu wer- 
den braucht. J. Cons. d. Fabr. 1883 p. 329 u. 1890 p. 58, App. 
Dijon 25 11 1880; auch die Prot besitzen solche Vereinshäuser in 
Strassb., Colmar u. s. w, (Akten des Oberk. 49 S. 35 und v. Dursy 
St.-K.-R. II 564). F. Oeigel 

1) Diöc-Bl. 1894 8. 239» D. Reichsztg. 1894 N. 539, »Der Elsässer« 1895 
N. 6, 8. 9. 11 flf., D. Gde-Ztg. 1894 S. 267, 1895 S. 39 a. 48. 
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XVI. 
Kleine Nachrichten. 

1, Die Publication der ungar. kirchenpolitischen Gesetze. Am 
18. Dec. 1894 gelangte Nr. 18 der ungar. Landesgesetzsammlunj^ 
zur Ausgabe, worin die drei kirchenpolitischen Gesetze (vgl. Archiv 
Bd. 71. S. 135 ff.) publicirt wurden und zwar Ges.-Art. XXXI: 
vom Bherecht, Gea.-Art. XXXII. von der Religion der Kinder, und 
Ges.- Art. XXXIII. von den staatlichen Matrikeln. Als spätester 
Terrain für das Inkrafttreten dieser drei Gesetze gilt der 19. Dec. 
1895, das Ministerium ist aber ermächtigt, vor Ablauf dieses Jahres 
durch eine Verordnung diesen Termin abzukürzen. (In der Sitzung 
des Ungar. Überhauses vom 23. März 1895 wurde die Gesetzvorlage 
betr. die freie Religionsübung nur mit wesentlichen Aenderungen an- 
genommen, die der Reception der israelitischen Confession neuerdings 
verworfen). 

2. Das ungarische Amtsblatt vom 30. Nov. 1894 publicirte 
ein allerhöchstes Handschreiben, mit welchem der griechisch-kathol. 
Bischof von Lugos, Victor Mihdly de Apsia zum griechisch-kathol. 
Erehischof und Metropoliten von Karlsburg bezw. Blasendorf er- 
nannt wird. Das Wiener »Vaterland« Abendblatt vom 1. Dec. 1894 
bemerkte dazu : Damit ist eine nur zu lange Sedisvacanz zu Ende, 
allein die Regierung wird wohl nicht beflissen sein, nunmehr den 
Lugoser Sitz versorgen zu lassen ; das würde ihr ja wieder eine 
Stimme im Magnatenhause nehmen, was ja jene Sedisvacanz und 
noch zweier griech.-kath. Bisthümer verliindern sollte. Bekanntlich 
ist die Civilehe nur mit 4 Stimmen Majorität votirt worden — und 
somit die Nichtbesetzung dreier Bisthümer wohl auch ein wichtiger 
Beitrag zur Sanktionirungsfrage.c Von anderer Seite schreibt man 
uns: »Der neue Metropolit von Fogaras ist der am 16. April 1893 
von der Nationalsjnode mit 82 Stimmen zum Metropoliten gewählte 
griech.-kath. Bischof von Lugos Mihdly. In dem Terno befanden 
sich noch Canonicus Moldavaru v. Blasendorf mit 49 und Erzpriester 
Rusu von Hermannstadt mit 39 Stimmen. Einen ausfuhrlichen Be- 
richt über die Wahl enthält die Revue des £glises d'Orient 1893 
pp. 456 — 459. Der neue Metropolit ist ein gut katholischer Prälat, 
hat seine Studien in der Propaganda zu Rom gemacht und lässt das 
Beste hoffen. Den Magyaren ist er als Vollblut- Rumäne in hohem 
Grade missliebig, zumal weil er das Wahlmanifest der Synode unter- 
zeichnet hat, nach welchem sich der zu wählende Metropolit der Ein- 
führung der confessionslosen Staatsschulen zu widersetzen hätte (ibid. 
p. 457). Das ist auch der Grund, warum die ungar. Regierung sich 
so lange dagegen gesträubt hat, ihn zu ernennen. Sie getraute sich 
jedoch nicht, einen andern als den au erster Stelle im Terno stehen- 
den Candidaten zu ernennen.c 
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XVli. 

C. 1 X. 4, 2. 

Ein Beitrag zur Lehre von der desponsatio impuberum. 

Yon Dr. ior. et phil. Stephan Kekule von Stradonitz (Berlin). 

I. 

Die zu erklärende Decretale findet sich im Titel »De despon- 
sponsatione impuberam.c 

Die Bedeutung der Ueberschrift festzustellen, ist daher das 
erste Erforderniss. 

Hiezu ist es nöthig, zwei Begriffe klar zu legen, nämlich: 

1. den Begriff der pubertas, 

2. den Begriff der desponsatio. 

Hieraus wird dann der Begriff der desponsatio impuberum ab- 
zuleiten sein. 

Erst nachdem dieses geschehen ist — und es ist auffallend, 
dass V. Hörmann, obwohl er ein ganzes Buch über die desponsatio 
impuberum geschrieben hat, es darin versäumt hat, den Begriff ge- 
nau festzulegen — , kann man erkennen, worum es sich in der zu 
erläuternden Stelle handelt. 

»Pubertasc, »Mannbarkeitc bezeichnet zunächst die physische 
Möglichkeit, die geschlechtliche Vereinigung vorzunehmen, in die 
Geschlechtsgeraeinschaft einzutreten. 

Das physische Unvermögen, in Qeschlechtsgemeinschaft zu leben, 
schliesst naturgemäss (abgesehen von dem Fall, dass es vorhanden 
war, aber nachträglich verloren wurde), die Unfähigkeit in sich, 
seinen Willen auf Eingehen einer Geschlechtsgemeinschaft zu richten, 
und daher auch, ihn mit verpflichtender Kraft zu erklären^). 

Von diesem Gesichtspunkte aus ist der Gedanke des römischen 
Rechts, dass körperliche und geistige Reife zusammentreffen, zu 
billigen *). 

Das Lebensalter, in welchem die pubertas eintritt, ist nach 
Geschlecht, Klima und nach der Entwicklung des einzelnen Indi- 
viduums verschieden. 



1) Schulte, §. 17; V. Hörmann, S. 17; Kutschker, Bd. 3, S. 194. 

2) Preisen, S. 824; v. Hörmann, S. 17. 

ArohiT für Kirchenreeht. LXXIU. 24 
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Bei niederer Culturstufe eines Volkes, zu Zeiten, in welchen 
sein Recht noch wenig entwickelt ist, wird der Eintritt der pubertas 
in jedem einzelneu Falle constatirt, and zwar durch Dntersuchang. 

So war es auch ursprünglich im römischen Rechte. 

Da es schwierig ist, den Eintritt der Geschlechtsreife im ein- 
zelnen Falle festzustellen, auch das Sittlichkeitsgefühl bei höherer 
Culturstufe eines Volkes der Untersuchung widerstrebt, so tritt 
später an Stelle der Feststellung durch Untersuchung eine bestimmte, 
gesetzlich festgesetzte Altersgrenze, bei welcher das Vorhandensein 
der Reife vorausgesetzt wird ^). 

Vor Justinian war die Meinung der römischen Juristenschulen 
noch auseinandergehend. Die Cassianer wollten die Qeschlechtsreife, 
am alten Recht festhaltend, in jedem einzelnen Falle constatireo; 
die Sabinianer verlangten ausser der constatirten Geschlechtsreife noch 
das Erreichen einer bestimmten Altersgrenze; die Proculeianer wollten 
bei Erreichung eines bestimmten Alters das Vorhandensein der Ge- 
schlechtsreife kraft praesumtio juris et de iure annelimen. 

Letztere Meinung, zweifellos die einfachste und praktischste, 
erhob Justinian zum Gesetz '). 

Die Altersgrenze war bei Knaben das vollendete vierzehnte, 
bei Mädchen das vollendete zwölfte Lebensjahr. 

»Vor Eintritt dieser Altersgrenze war die Ehe kein matri- 
monium legitimum ').c 

Doch war hiermit noch nicht die Frage entschieden, wie 
V. Hörmann*') sehr richtig bemerkt, wie eine, vor diesem Zeit" 
punkte geschlossene Ehe eu beurtheUen sei. 

Dieser Fall scheint schon im römischen Rechte nicht selten 
vorgekommen zu sein, da sich, hierauf bezügliche Stellen in den 
Pandekten finden. 

L. 4 D. 23, 2; l. 9 D. 1, 9; 1. 32 §. 27. D. 24, 1. 

Nach den angeführten Stellen scheinen Fälle, bei denen nur 
die Braut die vorgeschriebene Altersgrenze nicht erreicht hatte. 



1) Der rechtliehe Charakter dieser Voranssetzang kann ein verschiedener 
sein. Sie kann praesumtio iuris et de iure sein oder nur praesumtio iuris, mit 
andern Worten: ein Beweis des Gegentbeils kann ausgeschlossen oder zulassig 
sein. Ersteres war hinsichtlich der Altersgrenze in Beziehung auf die Ge- 
schlechtsreife im römischen Rechte nach Justinian, letzteres im canonischen 
Rechte der Fall. 

2) pr. J. 1, 22; 1. 3 C. 5, 60; 1. 24 C. 5, 4. 

3) t7. Hörmann, S. 18; 1. 4 D. 23, 2. 

4) V. Hör mann, S. 18. 
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häufiger gewesen zu sein als der umgekehrte Fall, oder derjenige, 
dass beide Theile iinpuberes waren. 

Aber noch eine andere Altersgrenze des römischen Rechts ist 
hier zu erwähnen, nämlich die der infantia: das zurückgelegte 
siebente Lebensjahr bei beiden Geschlechtern. 

L. 14 D. 23. 1. 

Aus den angeführten Stellen ergibt sich für das Recht des 
Corpus iuris civilis folgendes: 

1. Sponsalia, d. h. »mentio et repromissio futurarum nuptia- 
rum ^)c konnten nur stattfinden nach zurückgelegtem siebenten Le- 
bensjahre beider Contrahenten. 

2. Justae nuptiae konnten nur stattfinden, wenn der Bräutigam 
pubes war, d. h. das 14. Lebensjahr vollendet hatte, die Braut viri- 
potens, d. h. das 12. Lebensjahr vollendet hatte. 

3. Zwischen dem vollendeten siebenten und dem vollendeten 
vierzehnten bezw. zwölften Lebensjahre waren möglich: 

a) sponsalia (cf. ad 1), 

b) nuptiae. 

Letztere waren jedoch noch nicht iustae nuptiae. 

Ob nuptiae Unmündiger als sponsalia aufrecht erhalten werden 
sollten, oder ob sie als solche nur gelten sollten, wenn thatsächlich 
sponsalia vorhergegangen waren, darüber herrschte, wie die oben an- 
geführten Stellen beweisen, Streit. 

Diese Bestimmungen des römischen Rechtes hinsichtlich der 
Altersgrenzen in Beziehung zu Verlöbniss und Ehe hat das canonische 
Recht im grossen und ganzen angenommen. 

Dies gilt sowohl hinsichtlich der Grenze der infantia ')^ als auch 
hinsichtlich der Grenze der pubertas'). 

Indessen ist es im canonischen Rechte nicht praesumtio iuris 
et de jure, dass mit Vollendung des vierzehnten bezw. zwölften Le- 
bensjahres die physische Ehef&higkeit eingetreten sei, ebensowenig, 
dass sie vor Vollendung des vierzehnten bezw. zwölften, ja sogar des 
siebenten Lebensjahres nicht vorhanden sei. 

In jeder Hinsicht ist Gegenbeweis zulässig^). 

Es ist aber ersichtlich, dass in dem zulässigen Gegenbeweis 
eine principielle Verschiedenheit von dem römischen Rechte vorliegt. 



1) 1. 1 D. 28, L 

2) c. 5 X. 4, 2. 

8) e. 3 X. 4, 2; Rtifftnatiiei, Bd. 4 ad c. 1 X. 4, 2 and dort Citirte. 
4) Freiaen, S. 328 ff.; Heiffenatuel, 1. c 

24* 
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eine Verschiedenheit, welche in der Bedeutung wurzelt, die nach 
canonischem Rechte dem Beischlaf zukommt ^). 

n. 

Wie die weitere Betrachtung zeigen wird, reicht es keineswegs 
aus, für das Wort desponsatio einfach einen deutschen Ausdruck 
setzen zu wollen, z. B. »Verlobungc oder »Vermählung.c Damit 
würde an Stelle des lateinischen Wortes nur ein deutsches gesetzt, 
über dessen Begriff, Bedeutung, Inhalt wieder eine ausfuhrliche Er- 
örterung stattfinden müsste, weil die oben angeführten deutschen Be- 
griffe sich mit desponsatio eben nicht decken. 

Damit ist also nichts gewonnen *). 

Es erscheint daher am zweckmässigsten , zunächst das Wesen 
des Begriffes desponsatio im allgemeinen, sodann seine Bedeutung in 
der Zusammensetzung »desponsatio impuberum« genau zu erörtern, 
dann aber diesen lateinischen Ausdruck als terminus technicus bei- 
zubehalten. 

Die Schwierigkeit bei der Bestimmung des Begriffs desponsatio 
liegt aber in zwei Punkten. 

Einmal darin, dass in den verschiedenen Epochen des canoni- 
schen Rechts der Bcjgriff der desponsatio seine Bedeutung mehr oder 
weniger geändert hat. 

Eine weitere Schwierigkeit liegt aber darin, dass der Sprach- 
gebrauch der Quellen des 12. und 13. Jahrhunderts, wie licker^) 
sehr richtig bemerkt »grade bei diesen Verhältnissen ein sehr 
schwankender und ungenauer ist, häufig nicht genau erkennen lässt, 



1) Preisen, S. 828. 

2) Ficker, 8. 10 f.: »Eine gewisse Willkür wird immerhin eingreifen müssen, 
wenn es sich darum bandelt, für Verhältnisse der Vergangenheit, welche anBerm 
Leben fremd geworden sind, einen jetzt entsprechenden Ansdrack festzustellen; 
das Bedürfniss irgend welcher Feststellung wird aber schwerlich zu bestreiten 
sein, wenn wir nicht beständig im Zweifel sein sollen, wie der Verfasser die 
bezüglichen Ausdrücke verstanden wissen willc 

Was jedoch den zweiten Theil des angeführten Ficker*schen Satzes be- 
triflft, so empfiehlt sich eine Uebersetzung von »desponsatio« durch ein deutsches 
Wort nicht, wenigstens nicht für den Juristen, einmal, weil die deutsche Sprache 
ein, diesem Begriffe genau entsprechendes Wort nicht besitzt, sodann aber, weil, 
selbst wenn ein solches, genau entsprechendes Wort gefunden wäre, sobald es 
sich um »desponsatio impuberum« handelt, wahrscheinlich dafür wieder ein 
neuer deutscher Begriff gesucht werden müsste, da das Wort desponsatio in 
dem Begriffe »desponsatio impuberum« eine specielle Bedeutung hat. 

8) Konradin, B, 6. 
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welche der (bei dem Zastandekomraen der Ehe) in Frage stehenden 
Handlungen gemeint sei.« 

Damit ist es auch zu erklären, dass über den Begriff »despon- 
satioc ein heftiger Streit entbrannt ist, in welchem diametral ent» 
gegengesetzte Erklärungen für diesen Begriff aufgestellt worden sind. 

Ehe jedoch auf diese moderne Polemik eingegangen wird, sollen 
noch einige ältere Meinungen erörtert werden. 

Berardi will nämlich zwischen desponsatio, welche er offenbar 
im Sinne von sponsalia (Verlöbniss) , mit zu Orunde-Legen des 
rümischen Begriffs, versteht, und sponsalia einen unterschied, wie 
folgt, erblicken: 

Bräutigam oder dessen Vater nehmen desponsatio vor. Braut 
oder deren Vater sponsalia^). 

Diese Meinung ist offenbar irrig, was schon daraus hervorgeht, 
dass in dem Titel »de desponsatione impuberum« sehr viele Stellen 
blos von der Braut handeln. 

Es ist jedenfalls das unzweifelhaft, dass desponsatio ein Aus- 
druck ist, der ganz allgemein, nicht etwa blos für den weiblichen 
Contrahenten, einen, auf die Eheschliessung bezüglichen Akt bedeutet. 

Es fragt sich aber nur welchen. 

Das kirchliche Recht übernahm den Ausdruck »sponsalia« aus 
dem römischen Recht, modificirte aber den, mit diesem Ausdruck 
zu verbindenden Begriff. 

Das kirchliche Recht in der alten Zeit bis Qratian einschliess- 
lich nannte nämlich sponsalia den Akt» in welchem die Vornahme 
der copula carnalis affectu matriraoniali versprochen wurde. 

Kam letztere hinzu, so entstand Ehe. 

Später unterschied man sponsalia de futuro und de praesenti. 

Bei den sponsalia de futuro wurde zukünftige Vornahme der 
copula carnalis affectu maritali versprochen, bei den sponsalia de 
praesenti sofortige Vornahme derselben ^). 

Welclies ist nun der Begriff des Wortes desponsatio? 

Wenn das Decretum sagt: »desponsatione coniugium initiatnr, 
commistione perficitur'),« so ist, nach dem bisher Gesagten, mit 
diesem Satze für die Bestimmung des Begriffes nur Folgendes ge- 
wonnen : 

1. desponsatio ist hier offenbar gleichbedeutend mit »sponsalia« 



1) 1. c. 

2) FreUen, S. 207. 

3) c. 35, C. 27, qu. 2. 
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gebraucht, bezeichnet also jedes Versprechen affectu maritali die 
copala camalis vorzunehmen, 

2. es ist unzweifelhaft, dass die Vollziehung der Ehe durch 
das Beilager nicht desponsatio genannt wird ^). 

Hiemach erscheint es gerechtfertigt, anzunehmen, dass »de- 
sponsatioc später, als man sponsalia de futuro und de praesenti 
unterschied, ein Collectivbegriff war, der beides umfasste. 

Es kann hier nicht unerwähnt bleiben, dass erst das Tri- 
dentinum für den Eheabschlnss eine besondere kirchliche Form als 
nathtoendig einführte*). 

Indessen kannte das canonische Recht des Mittelalters schon 
eine Eheschliessungsform unter gewissen Solemnitäten '). 

Es kann kein Zweifel sein, dass sponsalia solemnia auch unter 
den Begriff desponsatio fallen. 

Wenigstens lässt sich aus keinem Satze des corpus iuris ca- 
nonici schliessen, dass desponsatio nur mit einem der Begriffe : spon- 
salia de futuro, de praesenti oder solemnia gleichbedeutend sein soll. 

Es ergibt sich somit das Resultat, dass »desponsatio« ein Col* 
lectivausdrnck ist, der in der nachgratianischen Zeit sowohl sponsalia 
de futuro, als auch de praesenti und sponsalia solemnia umfasst. 

Deber den Begriff desponsatio im canonischen Rechte ist nun 
ein heftiger Streit entbrannt, in welchem diametral entgegengesetzte 
Ansichten aufgestellt worden sind, ohne dass jedoch gerade dadurch 
Klarheit entstanden wäre. 

Diese heftige Polemik erklärt sich schon dadurch, dass die 
Forscher auf ganz verschiedenem Boden stehen, die einen auf dem 
Boden der Gonsenstheorie , die andern auf dem Boden der Gopula- 
theorie. 

Es wird sich indessen zeigen, dass das für den Begriff despon- 
satio bisher Ausgeführte sich nicht ändert, mag nun die Consens- 
theorie oder die Gopulatheorie richtig sein. 

Indessen muss auf das Schicksal des Begriffes desponsatio in 
diesem Streit doch etwas näher eingegangen werden. 

Sohm^) stellt zunächst fest, was als unbestreitbar richtig an- 
gesehen werden kann, dass »das canonische Recht ursprünglich nur 
eine Art der desponsatio kennt. < 



1) Anderer Meinung scheint Flcker za sein. (Konradin, S. 6 ff.). 

2) Sess. 24. Gap. I : >Coram parocho sao competenti et daobos vel tribas 
testiba8.€ 

3) c 8 X. 4, 4; c. 2 X. 4, 16. 

4) Eheschliessnog, S. 111. 
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Dass der weitere Zusatz Sohms^): »welche in der Zeit des 
römischen Reichs ^selbstverständlich^ die römische Verlobung war,c 
unrichtig ist, hat Freisein ausführlich dargethan *). 

Später, wie Sohm sagt, »seit dem Eintritt der Kirche in die 
mittelalterlich- germanische Weite sind mehrere Arten von desponsatio 
zu unterscheiden. 

Auch hier scheint der Ansicht von IVeisen der Vorzug zu 
geben zu sein, welcher die Unterscheidung verschiedener Arten der de* 
sponsatio mehr auf den Gedanken , dass »es unbillig gewesen wäre, 
jede desponsatio für unauflöslich zu erklären ') ,€ als auf das Ein- 
dringen deutsch-rechtlicher Gedanken^) zurfickfuhrt. 

Im Anschluss an obigen Satz bespricht Sohm dann die Lehre 
Gratians und sagt: »die desponsatio schlechthin ist das Rechtsge- 
schäft, dessen Wirkung das Zustandekommen der Ehe ist'^).c 

Er sagt dann weiter^): »Das Verlöbniss ist der Akt der Ehe- 
schliessung, und dies Verlöbniss, welches den ^ Anfangt der Ehe 
setzt, ist nur einer Art, so dass durch jedes Verlöbniss eine Ehe bu 
Stande kommt y€ und »daraus ergibt sich, dass die desponsatio des 
canonischen Rechts ein Erfordemiss der Ehe darstellt.« 

S. 116 fährt er fort: »Keine Ehe ohne Verlobung, weil nur 
die Verlobung Eheschliessung ist. Zugleich erhellt, dass die despon- 
satio der italienischen Canonisten . . . durchweg als Willenseinigung 
über A^n/2^e eheliche Lebensgemeinschaft gedacht wird« und S. 117: 
»Für uns ergibt sich die Bestätigung des Gesagten, dass die Wil- 
lenseinigung über künftige eheliche Gemeinschaft die desponsatio be- 
deutet, mit welcher dennoch die initiatio conjugii, d. h. das gegen* 
wärtige eheliche Verhältniss anhebt, dass es gerade der consensus 
de futuro ist, welcher kraft canonischer . . . Auffassung den consensus 
de praesenti in sich schliesst.€ 

Dass diese Sätze unklar sind, und sich unter sich widersprechen, 
ist deutlich. 

Nachdem Sohm nun festgestellt hat ^), dass die Kirche Frank- 
reichs 0wei Arten von Verlöbnissen unterschied, das römische und 
das canonische Verlöbniss, und dass ersteres mit sponsalia de futuro, 
letzteres mit sponsalia de praesenti identisch ist, wobei undeutlich 
bleibt, wie dies mit dem vorher Gesagten in Einklang zu bringen 
ist, fährt er fort^), grundsätzliches Princip sei nunmehr, »dass nicht 



1) Sohm, Eheschliessting, & 147. 

2) Freisen, S. 151. — 3) S. 206. — 4) 8. 103 ff. 

5) EheschUessang, S. 114. — 6) Ibidem, S. 115. — 7) Ibid., S. 118. 
8) Ibid., S. 125. 
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jedes Verlobniss, sondern nur die de^ponsatio de praesenti Ehe- 
Wirkung haben sollte, c 

Diesen, richtig verstanden, richtigen Satz, verdunkelt Sohm 
aber gleich darauf^) durch den Satz: »So ist die desponsatio ein der 
Consummirung bedürftiges Verlöbniss, welches die volle Ehewirkung 
erst künftig in Aussicht stellt, eine blosse initicUio conjugii auch als 
desponsatio de praesenti. c .... 

»Im ganzen Abendlande war thatsächlich nur ein Verlöbniss, 
eben die altcanonische desponsatio mit dem Willen gegenwärtiger 
Eheschliessung, wenngleich erst künftiger ehelicher Gemeinschaft in 
Uebung.c 

Böhm stellt dann weiter folgende Sätze auf: 

»Die Sponsalia de praesenti sollen sich durch den auf gegen- 
fjoartiges eheliches Verhältniss gerichteten Willen auszeichnen, nichts- 
destoweniger sind sie ein Versprechen erst künftiger ehelicher Ge- 
meinschaft *)< ; »auch die Sponsalia de praesenti bedeuten ein blosses 
Versprechen der Ehe (nämlich der Trauung und der ehelichen Ge- 
meinschaft). Sie sind in Wahrheit, wie ihr Name sagt, Verlobungen. 
Der Gonsens, welchen sie zum Ausdruck bringen, ist consensus spon* 
salitius')€; »die Sponsalia de futuro sind Sponsalien, also nicht ein 
Vertrag über Eingehung des Verldbnissvertrages ... sie sind Ver- 
lobungen gleich den Sponsalia de praesenti.c 

Also: sponsalia de futuro sind Verlobungen, 

sponsalia de praesenti sind aber auch Verlobungen, 

Verlobungen sind aber, wie Sobm am Anfang sagt. Ehe- 



Daraus folgt aber unmittelbar der ganz falsche und unmög- 
liche Satz, dass sponsalia de futuro Eheschliessungen sind. 

Dass die Ausführungen Sohms unrichtig sein müssen, ergibt 
somit die Consequenz, zu welcher sie nöthigen und es ist nicht zu 
verwundern, dass daraus eine befriedigende Erklärung des Begriffes 
desponsatio nicht zu gewinnen ist. 

Nur das Resultat steht fest, dass desponsatio ein Gollectivbe- 
griff für verschiedene Akte, im späteren canonischen Etecht, für 
sponsalia de futuro und de praesenti ist. 

Es sind hier jedoch noch einige weitere Sätze Gratians anzu- 
fahren; er sagt: »his omnibus auctoritatibus probantur isti (despon- 
sati) esse conjuges^), jedoch, dem gerade widersprechend, an an- 



1) EhMidiliessang, 8. 127. - 2) Ibid., S. 129. - 3) Ibid., S. 138. 
4) dict. ad c. 15, C. 27, qa. 2. 
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derer Stelle: »patet quod inter sponsum et sponsam coniugium 
Don est^).« 

Die Lösuog dieses Widerspruchs findet Qratian in der Unter- 
scheidung: 

»Unde inter sponsum et sponsam conjugium est, sed initiatum; 
inter copulatos est conjugium ratum').€ 

Man mnss zugeben, dass diese Sätze Gratians auf den ersten 
Blick unklar erscheinen und zu Missverständnissen Veranlassung 
geben können. 

Auf diesen Umstand sind auch wohl die oben angeffthrten Aus- 
führungen Sohms zurückzuführen. 

Ungleich klarer als Sohm und daher überzeugender und offen- 
bar richtig präcisirt Dreisen') die Ansicht Gratians, indem er sagt: 
»er nennt die desponsatio nur uneigentlich eine Ehe (conjugium 
initiatum),€ »zum Eheschluss ist die desponsatio (consensus mutuns) 
und der coitus erf orderlich. € 

Jedenfalls geht auch aus den Ansichten Freisens hervor, dass 
desponsatio ein Collectivbegriif für die auf Eheabschlnss gerichteten, 
verschiedenen Formen des Consenses, mit Ausschluss des Beilagers, ist. 

Ziemlich dieselbe Ansicht, wie Freisen in Bezug auf diesen 
Punkt hatte bereits Friedberg ausgesprochen*). 

Wenn nun alle Theoretiker, wie es scheint, der Ansicht sind, 
Gratian habe den Unterschied von sponsalia de futnro und de prae- 
senti nicht gekannt^), so scheint es doch unzweifelhaft, dass, wenn 
auch der Unterschied theoretisch nicht bestand, er doch praktisch 
vorhanden war, je nachdem der contractus darauf ging, erst von 
einem späteren bestimmten Zeitpunkte ab, oder sogleich das ehe- 
liche Leben zu beginnen. Beides war der gleiche Akt, den man mit 
desponsatio bezeichnete, jeder von beiden wurde durch copula carnalis 
zum conjugium ratum. 

Sponsalia de praesenti konnten, wie oben gezeigt, auch unter 
gewissen Solemnitäten geschlossen werden. 

m. 

Weiter, als bisher geschehen , auf den Begriff der desponsatio 
im Allgemeinen einzugehen, scheint nicht erforderlich, da hier nur 
von der desponsatio impuberum zu sprechen ist. 

1) dict. ad c. 28, C. 27, qu. 2. — 2) dict. ad c. 84, C. 27, qn. 2. 
8) Ehereeht, S. 168-^9. . 

4) Yerlobang, S. 80 und 85. 

5) Friedberg, S. 80; Sohm, EheschliessuDg, S. 111; FreUen, S. 164. 
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Rs ist nämlich einleuchtend, dass der GoUectivbegriff »despon- 
satioc durch den Zusatz »impuberumc eine wesentliche Einschränk- 
ung erfahren muss. 

Nach dem bisher Gesagten ist es nämlich klar, dass Geschlechts- 
unreife eine vollwirksame Ehe nicht abschliessen können. 

Für diese Frage ist auch gleichgültig, ob man auf dem Boden 
der Consens- Theorie oder der Copula- Theorie steht. 

Denn das matrimonium kann durch Gesclilechtsunreife ebenso 
wenig »ratumc werden, wenn »commixtione conjugium perficitur^c 
da die commixtio nicht stattfinden kann, wie wenn »consensus faeit 
nuptias.! Letzteres nicht, weil ein Consens über eine Sache zwi- 
schen solchen, die das Wesen der Sache nicht kennen und erkennen 
können, nicht stattfinden kann. Geschlechtsunreife Personen wissen 
aber nicht, was es mit der Geschlechtegemeinschaft für ein Bewandt- 
niss hat. Ein auf Geschlechtsgemeinschaft gerichteter Consens ist 
somit zwischen zwei Personen, von denen auch nur eine die Ge- 
schlechtsreife noch nicht besitzt, undenkbar. 

Somit kann ein zwischen zwei Personen , von denen auch nur 
eine unmündig ist, stattfindenden Eheschliessungsakt immer nur den 
Charakter eines Ehe-vorbereitenden haben, d. h. wenn man die termini 
technici des canonischen Bechts anwendet: sponsalia de praesenti 
bezw. sponsalia de praesenti solemnia zwischen impuberes können nur 
den Charakter von sponsalia de futuro haben. 

Die desponscUio impuberum hat also, gleichgültig ob eine voll- 
kommene desponsatio impuberum vorliegt (beide Theile impuberes) 
oder 6b eine unvollkommene desponsatio impuberum vorliegt {ein 
Theil impubes), gleichgültig, ob sie de futuro, de praesenti oder 
letzteres mit Solemnitäten abgeschlossen wird, den Charakter von 
sponsalia de futuro ^). 

Aus den gesammten voraufgegangenen Ausführungen ergibt 
sich nun folgendes Resultat: 

vor vollendetem 7. Jahre war eine desponsatio impuberum 
wirkungslos. 

Zwischen dem vollendeten 7. und dem vollendeten 14. resp. 
12. Lebensjahre konnte eine desponsatio impuberum mit gewissen, 
durch das Gesetz bestimmten, hier jedoch nicht weiter interessiren- 
den Wirkungen abgeschlossen werden, und zwar 



1) c. 14 X. 4, 2; Bern. Pap. Summa de matrim., tit. 13, tit. 15; Schulte, 
Eherecht, S. 81; Sohm, Eheschliessong, S.'U0; Friedberg, S. 50 f.; v. Hör- 
mann, S. 56. 
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I. bis zar Zeit Gratians: 

A. formlos. 

B. mit Solemnitäten. 

II. in der nachgratianischen Zeit: 

A. als sponsalia de faturo, 

B. als sponsalia de praesenti, 
entweder formlos oder mit Solemnitäten. 

In sämmtlichen Formen hatte jedoch die desponsatio irapuberum 
im Wesentlichen den Charakter und die Wirkungen dessen, was 
man in der nachgratianisehen Zeil als sponsalia de futuro 6e- 
zeiehnete. 

Hieraus ergibt sich aber, dass es falsch ist, desponsatio schlecht- 
hin mit »Verlöbnisse zu übersetzen, wenn von desponsatio impubernm 
die Rede ist, und damit die gewöhnliche, mit dem deutschen Be- 
griff »Verlöbnisse verbundene Vorstellung zu Grunde zu legen*). 

Auf alle einzelnen, auf die desponsatio impuberum bezüglichen 
Gesetzesstellen einzugehen, ist hier nicht der Ort. 

Zur Erläuterung dieser Verhältnisse im Allgemeinen mögen 
jedoch einige Ausführungen Fickers folgen, welche durchaus zutref- 
fend erscheinen*). Er sagt: »eine desponsatio impuberum sollte zwi- 
schen dem 7. und 14. resp. 12. Lebensjahre selbst bei gegenseitiger 
üebereinstimmung nicht gelöst werden dürfen und wenn einer der 
beiden Betheiligten bei Abschluss der desponsatio bereits pubes war, 
so war dieser bereits endgültig gebunden, wenn der andere nach 
Erreichung der Pubertätsgrenze seinerseits die Verbindung aufrecht 
erhalten wollte. Die desponsatio impuberum hatte also in Rücksicht 
auf die Gebundenheit den Charakter einer Bheschliessung , freilich 
mit einem sehr wesentlichen Mangel behaftet, weil eine bei ge- 
nügender Reife des Alters gegebene Consenserklärung der Verlobten, 
wie die Kirche sie verlangte, noch fehlte. Wurde dieser Mangel 
nach Erreichung des gesetzlichen Alters von 14 bezw. 12 Jahren 
durch Zustimmung des minderjährigen Dcspondenten behoben, so 
galt die Ehe als durch den früheren Formalakt genügend geschlossen, 
war derselbe nicht zu wiederholen.t 

Hier ist einzufügen, dass die Ehe auch als vollendet galt, 
wenn die Despondenten die copula carnalis vornahmen, selbst wenn 
sie bei dieser Vornahme die vorgeschriebene Altersgrenze noch nicht 
erreicht hatten. 



1) Ficker, Eonradin» S. 6. 

2) Ebenda, S. 12 iL 
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Ficker fährt dann, durchaus zutreffend, fort: »Weigerte aber 
eine Partei bei Erreichung des gesetzlichen Alters die Zustimmung, 
so war die Verbindung freilich überhaupt gelöst, stand einer ander- 
weitigen Ehe nichts im Wege.€ 

Hiermit dürften diese vorbereitenden Erörternngen abgeschlossen 
werden können. 

Nothwendig erscheint es nur noch, darauf hinzuweisen, dass 
bei Erörterung von Gesetzesstellen, welche sich auf die desponsatio 
impuberum beziehen, immer genau beachtet werden muss, ob nach 
dem Wortlaut der betreffenden Stelle es sich um sponsalia im- 
puberum in den Formen de futuro oder de praesenti handelt, oder 
aber um sponsalia solemnia. 

Dies ist bisher nicht überall in genügender Weise geschehen. 

Indessen würde das Anführen von Belegen für diese letztere 
Behauptung zu weit führen. 

IV. 

Gap. 1 X. De desponsatione impuberum IV. 2 lautet: 

Hormisdas Eusebio Episcopo : Tna nos requisivit fraternitas de 
filio adulto, quem pater matrimonium vult contrahere: si sine vo- 
luntate adulti filii facere potest. Ad quod dicimus: si aliquo modo 
non consentit filius, fieri non posse: potest autem filium nondum 
adultum (voluntas cuius discerni non potest) pater cui vult matri- 
monio tradere et postquam filius pervenerit ad perfectanü aetatem, 
omnino debet hoc adimplere. 

Bei Betrachtung dieser Stelle ist zunächst deutlich, dass mit 
dem Worte »adultusc an dieser Stelle ein dem »pubesc und mit 
»nondum adultusc ein dem »impubesc analoger Begrift gemeint ist. 
Dies ergibt schon die Stellung in dem Titel : »de desponsatione im- 
puberum.c 

Nach dem bereits Ausgeführten ist aber festzuhalten, dass es 
sich um die Altersgrenze des vollendeten 14. Lebensjahres bei 
Knaben, die des vollendeten 12. bei Mädchen handelt, im canoni- 
schen Rechte mit Zulässigkeit des Beweises positiv, dass Geschlechts- 
reife vor dieser Zeitgrenze schon vorhanden, negativ, dass sie nach 
dieser Zeitgrenze noch nicht vorhanden ist. 

Auch der Zusatz zu »nondum adultus« : »cuius voluntas discerni 
non potestc spricht keineswegs gegen diese Auffassung. 

Denn, wie oben ausführlich erörtert, ging schon das römische 
Recht von der Auffassung aus, dass die geistige Reife zugleich mit 
der körperlichen Reife eintrete und jedenfalls kann geistige Eleife zur 
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Kundmachung dBs, auf Qeschlechtsgemeinschaft gerichteten Willens 
vor Eintritt der Qeschlechtsreife nicht vorhanden sein. 

Es kann wohl auch nicht zweifelhaft sein, dass mit dem Aus- 
drucke »perfecta aetasc an dieser Stelle nur die gleiche Altersgrenze 
gemeint sein kann ^). 

Nun ist in vorliegender Stelle nur vom filius, also von Knaben 
die Rede. 

Es fragt sich, ob hier ausdrücklich und absichtlich nur vom 
unmändigen Knaben gesprochen ist, d. h. ob der hier ausgesprochene 
Rechtssatz nur für unmündige Knaben gelten soll, für unmündige 
Mädchen aber nicht, oder ob er für beide Qeschlechter gelten soll. 

Ob die S&tze des römischen Rechts »pronuntiatio sermonis in 
sexu masculino ad utrumque sexura plernmque porrigitnr *)c ; »verbum 
hoc ^si quis^ tarn masculos quam feminas complectitur')€ und »^pa- 
troni' appellatione et patrona continetur^)« für c. 1 X. 4, 2 gleiche 
Anwendung finden, wie für so manche Sätze des römischen Rechts, 
so dass gesagt werden könnte : »^filii^ appellatione et filia contineturc 
wird danach zu beurtheilen sein, ob sich im Üecretum oder der 
Qregoriana auf Mädchen bezügliche Stellen finden, welche Ab- 
weichendes bestimmen. 

Dies ist nun in der That der Fall. C. 13, C. 32, qu. 2. 

In dieser Stelle ist nichts davon gesagt, ob die filia bereits 
viripotens war, oder nicht. 

Da aber von Rebecca die Rede ist, so kann nach 1. Mos. 24, 16 
ein Zweifel nicht obwalten, dass es sich um eine mündige filia handelt. 

Und es springt in die Augen, dass die filia hier anders be- 
handelt wird, als der filius in c. 1 X. 4, 2. 

Der mündige Sohn muss consentiren, sonst »fieri non potest,« 
der unmündige Sohn »omnino adimplere debet.c 

Die Tochter aber, gleichgültig, ob mündig oder unmündig: 
»de sponsalibus non consulitur^).€ 

Die Tochter wird also in dieser Beziehung, selbst wenn sie 
mündig geworden, dem unmündigen Sohne gleich behandelt; wohl- 
gemerkt: in der alten Zeit, denn c. 13, G. 32, qu. 2 rührt von 
Ambrosius, f 397. 

Jedenfalls folgt daraus, dass c. Tua nos nur vom filius gilt 
und nicht ohne Weiteres auf die filia übertragen werden darf. 



1) Andere Ansicht inlfissig nach r. Hörmannt S. 54. 

2) 1. 195 pr. D. 80, 16. — 8) 1. 1 D. 50, lö. — 4) 1. 52 D. 50. 16. 
5) Freuen, S. 318. 
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Es wird im weiteren Verlaufe dieser Arbeit von c. 13, C. 32, 
qu. 2 noch mehrfach die Bede sein. 

Das cap. Taa nos spricht nun von »matrimoninm contrahere^c 
»matrimonio tradere.c Diese Worte lassen erkennen, wenn man das 
bereits früher in dieser Arbeit Ausgeführte berücksichtigt, dass in 
der älteren Zeit, bis zu Gratian einschliesslich, die Stelle auf einen 
Akt in Form der JEAeschliessung zu beziehen ist, dass ferner in der 
späteren Zeit, eine desponsatio in der Form von sponsalia de prae- 
senti bezw. solemnia gemeint ist, d. h. um einen deutschen, wenn 
auch nicht ganz sinngetreuen Ausdruck zu gebrauchen, dass es sich 
um eine EindereAe, nicht ein Kmdetvep'löbniss (sponsalia de futuro) 
handelte. (In dem concreten Falle, der zum Erlass der Decretale 
Veranlassung gab). 

Verkehrt aber würde es sein, aus diesen Worten zu schliessen, 
dass bei sponsalia in den Formen de futuro ein debitum »omnioo 
adimplere« nicht vorliege. 

Im Gegentheil: da, wie bereits früher betont wurde, sponsalia 
de praesenti zwischen impuberes nur den Charakter von sponsalia 
de futuro haben konnten, so mnss das »omnino debet adimplerec 
auch fQr letztere gelten. 

Ueberaus fein ist die Wahl des Ausdrucks: »matriroonio tra- 
dere,€ wo von einem nondum adultus, »matrimonium contrahere,€ 
wo von einem adultus die Rede ist. Beim adultus kann der Vater 
seinen Willen darauf richten, dass der Sohn aus eigenem Willen die 
Ehe schliesse, beim nondum adultus liegt ein Wesen vor, das noch 
keinen eigenen Willen hat, für das der Vater will, das also gewisser- 
massen als willenlose Sache übergeben wird. 

Man denkt bei dem Ausdrucke »matrimonio traderec unwillkür- 
lich an den altrömischen pater familias, der über Leben und Frei- 
heit des filius familias verfügen konnte. 

Auf die Frage, ob der Oedanke der väterlichen Gewalt in 
c. 1 X. 4, 2 noch eine Rolle spielt, wird später noch zurückzukom- 
men sein. 

Es fragt sich, wie das »omnino debetc in c. 1 X. 4, 2 und 
das »debetc in c. 13, C. 32, qn. 2 zu verstehen ist. 

Im Lateinischen der klassischen Zeit bedeutet debere cum In- 
finitivo das moralische Verpflichtetsein oder Müssen. 

— Georges^ Wörterbuch. — 

In der späteren Zeit gebraucht man debere cum Infinitive auch 
im Sinne einer rechtlichen Verpflichtung. 

Das »iure debetc in c. 13, 0. 32, qu. 2 beweist, dass das de- 
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bere hier im Sinne eines rechtlichen Mfissens gebraucht ist. Aach 
der Zusatz »omninoc in c. 1 X. 4, 2 spricht dafür, dass auch hier 
ein rechtliches Massen gemeint ist. 

Es wird die wesentliche Aufgabe der nachfolgenden Erörter- 
ungen sein, zu zeigen, in welchem Sinne die angeführten Stellen zu 
verstehen sind, bezw. ob sie zu verschiedenen Zeiten verschieden ver- 
standen wurden. 

Nach allen vorausgegangenen Erörterungen dürfte folgende 
Debersetzung den Sinn des c. 1 X. 4, 2 am Besten wiedergeben: 

Deine Brüderlichkeit hat uns über Folgendes befragt: ein 
Vater will, dass sein bereits mündiger Sohn sich vermählen soll. 

Kann dies ohne Zustimmung des mündigen Sohnes geschehenP 

Hierauf antworten wir: wenn nicht der Mündige irgendwie 
consentirt, kann es nicht geschehen. 

Es kann aber der Vater seinen noch unmündigen Sohn (dessen 
Bheschliessungswille nicht erkannt werden kann), wem er will ver- 
mählen, und wenn der unmündige Sohn die vorgeschriebene Alters- 
grenze erreicht hat, ist er dies zu erfüllen (d. h. durch Vornahme 
der copula carnalis affectu maritali das matrimonium zu einem ma- 
trimonium ratum und consumatum zu machen) verpflichtet. — 

Ob diese Verpflichtung eine rechtliche oder eine moralische 
ist, bleibe vorläufig dahingestellt. 



»Si s^liquo modo non consentit filius, fieri non potest.c 

Schon dieser Satz in c. 1 X. 4, 2 nüthigt, auf die Bedeutung 
des Consenses bei der Eheschliessung im canonischen Rechte näher 
einzugeben. 

Ein bekannter Satz des römischen Rechtes ist : »eonsensus facit 
nuptias.« 

»Das römische Recht will mit diesen Worten blos dem Qe- 
danken Ausdruck geben, dass nur der eonsensus bei der Eheschliess- 
ung wesentlich^ bestimmte andere. Formalitäten und namentlich der 
Beischlaf unwesentlich seien« sagt Freisen^) mit vollem Rechte'). 



1) Freuen, 8. 102. 

2) Dass Ehevertrfige im römischen Rechte nicht nothwendig sind, be- 
weist 1. 81 pr. D. 89, 5, dass feierliche Hochzeit nicht nothwendig 1. 22 Cod. 5, 
4, dass Beischlaf nicht nothwendig 1. 80 D. 50, 17 nnd L 82 §. 18. D. 24, 1. 

Gleicher Ansicht wie Fr einen ist v. Hör mann, S. 16 nnd in Note 1 
Citirte. Anderer Meinung sind, im Widersprach mit den angefahrten Stellen : 
SchuUe, Eherecht» 8. 37; Friedberg, Kirchenrecht, S. 254; fiherecht, S. 202. 
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Nothwendig ist aber im römischen Rechte die Ausfahrung des 
Gonsenses: die thatsächliche Lebensgemeinschaft^). 

Ganz anders ist die Lehre des Decretam Qratiani. 

Bei ihm »besteht die eigentliche Ehe erst mit dem coitas*).« 

Daranf, ob die Consenstheorie oder die Copulatheorie richtig 
istf kommt es aber glacklicherweise bei Erörterung des c. 1 X. 4, 2 
nicht an. 

Das ist jedenfalls unzweifelhaft, dass aach im canonischen 
Rechte ein Gonsens erfordert wird ') und zwar ein consensus cohabi- 
tandi et individnaro vitae consuetadinem retinendi^). 

Dieselbe Lehre findet sich in der Gregoriana. 

Es bietet also keine Schwierigkeit, wenn im ersten Theile des 
cap. Ttta nos gesagt ist: »9i aliqao modo non consentit fliins, fieri 
non potesic 

Was aber den zweiten Theil des c. 1 X. 4, 2 betrifft, so bietet 
derselbe erhebliche Schwierigkeiten. 

Dass ein unmündiges Kind nicht rechtsgQltig consentiren kann, 
namentlich, wenn es sich um Eheschliessung handelt, wurde bereits 
früher ausführlich dargethan. 

Da aber Gonsens auch im canonischen Rechte erfordert wird, 
so folgt daraus, dass das Erforderniss des Gonsenses erfüllt ist, wenn 
der unmündige Despondirte nach erreichter Mündigkeit nachträglich 
seinen Gonsens erklärt. 

Thut er dies nicht, so fehlt der Gonsens, es liegt also keine 
gültige Ehe vor. 

Nun sagt aber c. 1 X. 4, 2: »omnino debet adimplere,c d. h. 
nach erreichter Mündigkeit ist der, durch den Vater unmündig 
Despondirte, seinen Gonsens zu erklären bezw. denselben durch co- 
pula carnalis und Beginn der individna vitae consuetudo zu bethätigen 
verpflichtet. 

Diese Verpflichtung widerstreitet aber dem Erforderniss des 
canonischen Eherechts, dass der consensus ein consensus Über sein 
müsse ^). 

VI. 

Es ist ein oft vorkommender Fehler der Theoretiker, zu über- 
sehen, dass ein Rechtssatz, der den Anschauungen einer späteren 

1) Preisen, 1. et p. o. — 2) Preisen, S. 164. [Preisten selbst nahm 
seine Copulatheorie lurück im Archiv LXVIII. 372 ff.] 

3) pr., c. 1, c 2, c 3, c. 5, c. 6, c. 9 C. 27, qn. 2. 

4) PreUen, 8. 165, 

5) e. 5 X. 4, 5; Preisen, S. 259; v. Hörmann, S. 67, S. 78 f., S. 104 f. 
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Zeit, bezw. der Zeit des betreffenden Theoretikers nicht mehr ent- 
spricht, zur Zeit seiner Entstehung bezw. seiner nachfolgenden 
Geltung den Anschauungen seiner Zeit sehr wohl entsprochen 
haben kann. 

Oft ist dies der Fall in den üebergangsperioden, die bei jeden) 
Rechtssatze einmal eintreten können, dass nänolich der Satz selbst 
noch zu Recht bestellt, während das Rechtsgefnhl mit fortschreiten- 
der Gultnr bereits einen Schritt weiter gegangen ist. 

Schon in dieser Periode, namentlich aber, wenn nachher, in- 
folge der abweichenden Rechtsüberzeugung ein solcher Rechtssatz 
durch derogirendes Qewohnheitsrecht oder die Gesetzgebung beseitigt 
ist, machte sich oft die Neigung bemerkbar, zu deduziren: so kann 
es nicht gewesen sein, also ist die betreffende Stelle unecht. 

Diesem Schicksal, für unecht erklärt zu werden, ist auch das 
cap. Tua nos nicht entgangen. 

Auf diese Art wird man ja auf die bequemste Weise alle 
Widerspräche los! 

Nun findet sich das cap. Tua nos, bis auf geringe Abweich- 
ungen wörtlich, auch im Decretum, und zwar in c. 2, C. XXXI, qu. 2. 

Hier steht der Text als Palea und wird dem Papste Hormisdas 
zugeschrieben, in den Decretalen jedoch dem Papste Honorius, ohne 
Angabe, welchem. 

Nun hat v. Espen in seinem Commentar^) zuerst darauf hin- 
gewiesen, dass sich die Stelle weder in den vorhandenen Schriften 
des Hormisdas noch eines Honorius finde und hat daraus gefolgert, 
die Stelle sei unecht und nur »solius Gratiani auctoritate per pon- 
tifices assumptum.« 

unecht ist die Stelle auch nach der Meinung Berardis^). Er 
begründet diese Ansicht »sive ex stylo, sive ex sententia decreti.c 

Während jedoch v. Espen der Meinung ist , die Stelle sei nur 
durch Gratian in das Decretum gekommen und dann in die Gre- 
goriana übernommen worden, ist Berardi der Ansicht, die Stelle sei 
euerst irgendwie in die Decretalen aufgenommen worden and von da 
durch Paucapalea in das Decretum übernommen worden. 

Einen weiteren Anhänger hat die Ansicht, die Stelle sei un- 
echt, in Glück ') gefunden, welcher namentlich darauf hinweist, dass 
»dergleichen Decrete bis jetzt weder unter den Decretalschreiben des 
Papstes Hormisdas noch eines Honorius sich gefunden haben, c 

1) Bd IV, S. 246. 

2) Gratiani canones etc. P. II. Cap. XLIX: de epist ad Easebium Episc. 
8) Bd. 22, S. 416, not. 95. 

Arehiv RLr Kirohenrecbt LXXUI. 25 
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Letzteres Argoment, wie ersichtlich auch v. Espens und Berardis 
hauptsächlichstes, beweist nun allein gar nichts. 

Es kann die Stelle sehr wohl eine epistola von Hormisdas oder 
Honorius II. gewesen sein, welche Gratian bezw. Paucapalea und 
Baymandus noch bekannt war, nachher aber die Quelle, aus welcher 
einer von ihnen zuerst geschöpft hat, verloren gegangen sein. 

Jedenfalls sieht die Stelle nicht danach aus, als sei sie von 
einem der Gompilatoren des 12. oder 13. Jahrhunderts eifunden 
worden. 

Gegen letztere Ansicht spricht auch, dass die Stelle sich in der 
Gompilatio prima (Breviarium Extravagantium Bernardi Circae) anter 
dem Namen des Hormisdas findet, eine Thatsache, die übrigens von 
Glück bereits erwähnt wird^). 

Daraus aber, dass sich die Decretale nur in dieser einen 
älteren Sammlung findet, auf ihre ünechtheit zu schliessen, erscheint 
unberechtigt. 

Vielmehr erscheint unzweifelhaft, dass die Stelle von einem der 
Gompilatoren bereits vorgefunden wurde. 

Der erste, der sie aufgenommen hat, ist offenbar Paucapalea. 

Zwar ist dies nicht etwa allein deshalb anzunehmen, weil die 
Stelle im Decretum die Bezeichnung »Paleac ausdrücklich trägt. 

Es ist aber nachzuweisen, dass Paucapalea die Stelle gekannt hat. 

Er sagt nämlich in seiner »summa, c deren Entstehung nach 
Maassen^) und SchuUe^) etwa in die Jahre 1144 — 50 fällt: »Item 
pueri et puellae in baptismate Christo desponsantur , cum patrini 
eorum fidem pro eis spondent. Item pueri et puellae desponsantur 
ecclesiae, cum a propriis parentibus offeruntur, quia ut auctoritas 
ait, monachum non solum facit propria professio, sed paterna devotio. 
Ergo si in pueritia contrahuntur desponsalia spiritualia, mtdto magis 
et camalia cum sint inferiora^).« 

Aus dem ganzen Wortlaut dieser Sätze lässt sich, namentlich 
unter Berücksichtigung der Bezeichnung »Paleac im Decretum, 
folgern, dass Paucapalea die Stelle bereits gekannt hat. 

Bemerkenswerth ist übrigens, dass Paucapalea hier pueri und 
puellae gleichstellt, was den bereits erörterten Gapiteln de De- 
cretum widerspricht. Indess ist der oben angeführte Satz des Pau- 



1) Glück, 1. c. 

2) Paucapalea in: Sitzanj^berichte der Wiener Akademie, Bd. 31, 
449 ff. 

3) Schulte, Quellen, Bd. I, S. 109 ff. 

4) Au8 Ficker'a Copie: bei v, HOrmann^ S. 61. 
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capalea so allgemein gefasst, dass durch diesen Widerspruch die 
Vernnuthung, er habe das cap. Tua nos bereits gekannt, nicht wi- 
derlegt wird. 

Ferner ist bemerkenswerth der Gedanke, dass die Eltern im 
allgemeinen über die Zukunft ihrer Kinder entscheiden können. 

Paucapalea weist hier besonders hin auf den Eintritt in's 
Kloster, auf welchen Punkt später noch zurückzukommen sein wird. 

In der Summa des Huguccio, 1187 vollendet^) wird dascaput 
bereits ausdrücklich erwähnt. 

Hugticcio verbreitet sich darüber, wie folgt: »honestum quidem 
esset, ut sponsioni paternae starent, sed non compelluntur. In illa 
tarnen palea Hormisdae papae scilicet Tua sanctitas dicitur, quod si 
pater filio nondum adulto aliquam desponsaverit, debet filius veniens 
ad adultam aetatem omnino observare, quod pater spopondit» sed vel 
loquitur de consilio et honestate vel omnino derogatum est ei '). 

Dreierlei ist hier bemerkenswerth. 

1. Huguccio citirt die Stelle ausdrücklich als >palea,c kennt 
sie also aus dem Decretum. 

2. Huguccio fasst das >omnino debet adimplerec bereits als de- 
bitum honestatis auf. Es erscheint hier zum ersten Male diese Auf- 
fassung, von welcher später noch ausführlich zu handeln sein wird. 

3. Huguccio spricht es deutlich aus, dass die wörtliche Auf- 
fassung des »omnino debet adimplerec nicht vereinbar ist mit den 
Anschauungen der Zeit. Dies beweist namentlich der Zusatz: »aut 
omnino derogatum est ei.c 

Es findet sich die Stelle selbst dann in dem Breviarium Extra- 
vagantium des Bernard von Pavia, entstanden circa 1190^). 

üeber die Stelle sagt er an anderer Stelle , Huguccio folgend, 
es sei Pflicht des nondum adultus, den Ehevertrag, den der Vater 
für ihn schloss, zu bestätigen^), >debito honestatis, non necessitatis.€ 

Die gleiche Meinung vertritt auch Richardtis Anglicus (f 1237) 
in seinen »Casusc^). 

Aus dem Decretum und der Compilatio prima ist die Decretale 
>Tua nos€ sodann durch Raymundus a Pennaforte in die Oregoriana 
gekommen und hat mit der ganzen Sammlung durch die Bulle »Rex 
Pacificusc vom 5. September 1234 Gesetzeskraft erlangt, unbeschadet 
ihrer etwaigen Unechtheit. 

1) Schulte, Qaellen, S. 156 ff., S. 226 fL 

2) Nach Ficker'8 Copie bei v. Hörmann, S. 201. 

3) Habler, Rechtsqnellen, S. 29. 

4) Laspeyrea, S. 342. 

5) Freisen, S. 318, N. 34. 25* 
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Ehe nun aus dem bisher Gesagten weitere Schlüsse gezogen 
werden, sei die Frage nach dem Alter der Stelle und von welchem 
Papste sie vermuthlich herrührt, erörtert. 

Im Verlaufe dieser Arbeit wurde bereits mehrfach betont, dass 
anzunehmen sei, die Stelle sei alt. 

Zur näheren Begründung dieser Ansicht ist auf die Thatsache 
Rücksicht zu nehmen, dass das kirchliche Recht der ältesten Zeit 
sich in vielen Punkten einerseits an das jüdische, andererseits an 
das römische Recht anschloss. 

Wichtig für die Frage nach dem Alter des cap. Tua nos ist 
namentlich 

1. dass im ältesten Kirchenrechte der consensus bei der Ehe- 
schliessung nicht liber zu sein brauchte. 

So war es im römischen Rechte, wie dies klar, wie auch FVeisen 
hervorhebt^), 1.22 D. 23, 2 ergibt: >Si patre cogente ducit uxorem, 
quam non duceret, si sui arbitri esset, contraxit tarnen matrimonium, 
quod inter invitos non contrahitur: maluisse hoc videtur.c 

Auch darin ist hier Freisen Recht zu geben, dass 1. 14 G. 5, 4 
dem nicht entgegensteht. 

Gleicher Meinung sind auch Scheurl^) und Zhishman^). 

Die Meinung von Schulte: »der freie Consens war zur Ein- 
gehung der Ehe nach römischem Recht absolut erforderlichere ist 
mit obiger 1. 22 D. 23, 2 nicht in Einklang zu bringen. 

Dass im judischen Rechte der Consens kein freier zu sein 
brauchte, beweist die in oben angeführtem c. 13, C. 32, qu. 2 ver- 
wendete Geschichte der Rebecca, zahlreiche Bibelstellen (Gen. XXI7, 
3,4,8,37, 38; XXXVIII, 6; Richter, XIV, 2; Gen. XXI, 21) und 
der umstand, dass im späteren talmudisch-jüdischen Recht, nach 
Buschctk^) jeder Vater »nicht den unmündigen Sohn, aber die un- 
mündige Tochter ohne oder auch wider ihren Willen verheirathen 
konnte. € Allerdings galt dies nach Preisen^) und dort Gitirten nur 
vom Verlöbniss. 

Ob nun das kirchliche Eherecht sich, wie die herrschende 
Meinung annimmt, mehr an das römische Recht, oder, wie Freisen 
glaubt, mehr an das jüdische Recht angeschlossen hat, kann hin- 
sichtlich dieses Punktes bei dieser Sachlage dahingestellt bleiben. 

Jedenfalls wird im canonischen Rechte bei der Eheschliessung 
die Freiheit von Zwang und Furcht (nachdem bereits die Concilien 

1) Freuen, S. 259. — 2) Eherocht, S. 138, Anm. 2. — 8) Eherecbt. 
S. 607 ff. — 4) Eherecht, S. 119, Anm. 2. — 5) Das mosaisch-talmadiache Ehe- 
recht. Wien 1864, S. 10. — 6) S. 307 Note 8. 
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von Orleans (a. 541) und von Tours (a. 567), sowie von Toledo 
(a. 589) sich gegen das Recht der Grossen, ihre Untergebenen zu 
verheirathen , gewendet hatten^), smm ersten Male als allgemeines 
principielles Erforderniss beim, auf Eheabschluss gerichteten Consens 
aufgestellt*) in c. 4, C. 31, qu. 2 vom Jahre 863. 

Von Gratian ab wird die Freiheit des Consenses überall betont*). 

Hieraus allein, da unsere Stelle der Anforderung des consensus 
liber unfehlbar widerspricht, ist zu folgern, dass sie aus einer Zeit 
vor dem Aufkommen dieser Lehre stammen, also vor dem Jahre 863 
gegeben sein muss. 

2. Ffir eine solche Ansicht spricht aber auch noch der Umstand, 
dass in dem cap. Tua nos ein Anklang an den Gedanken der alt- 
römischen patria potestas unverkennbar ist. Auf diesen Punkt hat 
namentlich Tdlea in seinem Commentar*) ausführlich hingewiesen. 

Im ältesten römischen Rechte hatte der pater familias das ins 
vitae et necis. Darin ist offenbar einbegriffen, dass er seine Kinder 
hach Gutdünken verheirathen konnte. 

>Später wurde jedoch der Wille der Kinder berücksichtigt, wo- 
bei jedoch das Stillschweigen der Tochter schon als Einwilligung galt, 
während das Stillschweigen des Sohnes als Weigerung gegenüber 
dem Willen des Vaters angesehen wurde *).€ 

Auch in den Bussbüchern »ist das väterliche Recht vor der 
Mündigkeit bei allen Kindern, seien es Söhne oder Töchter, ab- 
solut «).€ 

Als einen Rest der strengen Bestimmungen der harten Rechts- 
verhältnisse der römischen patria potestas wird man daher den 
zweiten Theil des cap. l X. 4, 2 mit dem »omnino debet adimplerec 
auffassen müssen "^). 

Sprechen diese beiden Gründe schon für ein hohes Alter des 
c. Tua nos, jedenfalls mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit dafür, 
dass es älter ist, als 863, so lassen sich weiter aus der superscriptio 



1) Preisen, S. 260. — 2) Ibid. S. 261. — 8) Kutschker, Bd. 2, S. 96 ff. 
— 4) ad c. Tua nos X. 4, 2. — 5) Frtiaen, 8. 809. Zhiuhman, Eherecht, 
S. 620 ff. — 6) Freiaen, S. 813. 

7) Knopp, Bd. II, 8. 27, N. 52. 

Diese Bestimmangen lassen sich übrigens sehr gat begründen, wie dies 
auch Tellez thut — pg. 68 Notae — wenn mau von der Ansicht ausgeht,' 
dass »iadicinm infantis sappletur auctoritate tatoris.c — 1. 32 §. 2. D. 41, 2. 

Auch Florena knüpft hier an, indem er sagt: »ita pariter in hac speoie 
malto magis dicere possnmns, infirmam impuberis filii indiciam snppleri et con- 
firmari aactoritafce et cousiiio patris, perinde ac si ipse plenissime consensisset.« 



390 Kekule^ Beitrag %ur Lehre von der desponsatio impuberum. 

ziemlich sichere Schlüsse daraas ziehen, von welchem Papste die 
Stelle herrührt. 

Die Adresse nennt bald Hormisdas, bald Honorius. 
In Betracht können somit nur kommen folgende Päpste: 
Coelius Hormisdas (514—523), 
Honorius 1. (626—638), 
Hoiiorius II. (1124-1130), 
Honorius III. (1216-1227)»). 
Davon fällt Honorius III. weg, weil er nach der Zeit Pauca- 
paleas (Mitte des 12. Jahrhunderts — Summe: 1144—50 — ) regierte. 
Honorius IL ist nach dem oben Gesagten wenig wahrscheinlich. 
Ernstlich in Betracht kommt somit nur Hormisdas und Honorius I. 
Muss man nun schon deshalb annehmen, dass die Stelle von 
Hormisdas stammt, da sie sowohl im Decretum als in der Conipi- 
latio I, sowie bei Huguccio und Bernardus Papiensis ihm zuge- 
schrieben wird,. so lädst folgender Umstand diese Annahme fast als 
gewiss erscheinen. 

Als Empfänger wird nämlich genannt: »Easebius Episcopus.c 
Nun ist höchst wahrscheinlich, dass dieser Eusebius ein Bischof 
im Gebiete des römischen bezw. jüdischen Rechtes war, da, wie nach- 
gewiesen wurde, das >omnino debet adimplerec auf Rechtsgedanken 
aus diesen Rechten beruht. 

Für dieses Gebiet kommen nun folgende Bischöfe mit Namen 
Eusebius, da sie vor dem Jahre 1200 lebten, in Betracht: 
Eusebius von Bologna (370 — 400), 
Eusebius Senensis? 
Eusebius von Föligno (740—760), 
Eusebius von Sutri (465—?), 

Eusebius L I ,on Arezzo (^80-?), 
Eusebius IL j (444—?). 

Vergleicht man diese Jahreszahlen mit denen der oben ange- 
führten Päpste, so ergibt sich, dass keiner gleichzeitig mit einem 
der angeführten Bischöfe gelebt hat, keiner der letzteren also der 
Eusebius dieser Decretale sein kann. 

Hingegen findet sich ein Eusebius, nämlich Bischof von Fano, 
welcher gleichzeitig mit Hormisdas lebte. 

Bekannt ist, dass er am 18. April 502 Bischof wurde und am 
18. Mai 526 zu Ravenna starb, und dass er 524 mit Papst Johann I. 
in Gonstantinopel war. 



1) CiacoDins. 
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Da Hormisdas von 514 — 23 regierte, so kann fragliche Decretcde 
in den Jahren 514—523 gegeben sein. 

Zieht man also aas den gesanimten bisherigen Betrachtuiigeu 
das Resultat, so ergeben sich mit sehr grosser Wahrscheinlichkeit 
folgende Sätze: 

1. c. 1 X. 4, 2 ist sehr alt. 

2. Es rührt von Hornaisdas. 

3. Es ist eine Antwort auf eine Anfrage des Bischofs Eusebius 
von Pano. 

4. Es fällt in die Zeit von 514—23 ^). 

Dieser Meinung muss mindestens ebensoviel Wahrscheinlichkeit 
beigemessen werden, als der Ansicht, die Stelle sei unecht. Letztere 
Ansicht hat nur das für sich, dass die Decretale dem Erfordemiss 
des »consensus Kberc ihrem Wortlaute nach widerspricht. 

VII. 

Nach dem bisher Gesagten kann es einem Zweifel nicht mehr 
unterliegen, dass die Decretale zu der Zeit, als sie durch Hormisdas 
erlassen wurde, besagen sollte, dass der unmündig durch den Vater 
Despondirte, wenn er das Alter der Geschlechtsreife bezw. diese 
selbst erreicht hat, unbedingt zur Erfüllung verpflichtet ist. 

Dies ist auch die allein zulässige Auffassung, wenn man das 
>omnino debet adimplere« wörtlich übersetzt. 

Mit dem Aufkommen der Theorie und Anforderung des consensus 
über wurde die Stelle milder interpretirt, wie das spätere Stichwort 
der Juristen lautet als debitum honestatis non necessitatis. 

Und nur weil sie so aufgefasst wurde, ist sie in das Decretum 
und in die Gregoriana aufgenommen worden. 

Dies ergibt sich aus den früher angefahrten Erörterungen des 
Paucapalea, Huguccio und Bernard von Pavia. 

Schon dieser Umstand allein rechtfertigt es, die Decretale nur 
in dieser gemilderten Bedeutung als rechtsgültig zu betrachten. 

Aber auch, wenn man diesen Unistand nicht als genügend an- 
sieht, um das »debet adimplere« derart milder aufzufassen, so lässt 
sich nachweisen, dass hier ein Fall von usueller Interpretation*) 
vorliegt. 

Von Paucapalea ab bis in die Gegenwart wird die Decretale 



1) Die Daten über die angefahrten Bischöfe sind ans Oama: Seriee 
cpiscopornm entnommen. 

2) Windachtid, Bd. I, §. 20, Note 2. 
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mit selir wenigen Ausnahmen in diesem Sinne anfgefasst, obwohl 
diese Auffassung dem klaren, logischen Wortsinn doch absolut nicht 
entspricht. 

Es wird die Aufgabe der nachfolgenden Erörterungen sein, 
dieses nachzuweisen. 

So sagt Bolandttö BandineUus (Papst Alexander III., 1159 
— 1181) in seiner Summa*) »si vero filia nondum nubili vel iara 
nubili sed contradicente pater pro eo spoponderit, eius sponsioni 
Stare minimo compelUtur.c 

Die Summa des Rufinus, 1156 vollendet'), enthält den gleichen 
Satz »). 

Die Summa des Stephanus Tornacensis, circa 1158 vollendet^), 
schliesst sich in diesem Punkte eng an Bolandns an ^). 

In der Summa Parisiensis, Anfang der siebziger Jahre des 
zwölften Jahrhunderts entstanden^) heisst es in gleichem Sinne: 
»in primo autem casu (einer invita copulata) ueque, si iuramentum 
pater dederit, cogi debet sed distulta occasione debet pater peniten- 
tiam agere, quia non tanta efficatia illorum (seil, parentum) iura- 
mentorum, ut inviti copulari debeant^).€ 

Diese Ansichten widersprechen direct dem Wortlaut des c. l 
X. 4, 2 und c. 13, C. 32, qu. 2. 

Die Summa des Johannes Faventinus, nach 1171 entstanden^), 
vertritt die gleiche Meinung wie Rufinus»). 

Ausführlich begründet wird diese Ansicht in der Glosse *^). 

Seit der Glosse ist diese Meinung nun die herrschende geblieben. 

Navarrus^^) z. B. ist der gleichen Ansicht und begrünlt sie 
in feiner Weise, wie folgt: »praesentem texlum esse referendum ad 
forum interius, in quo ut filius peccatum non admittat^ sponsalia 
patre contracta adimplere tenetur, nulla existente iusta causa re- 
siliendi ab eis, non vero procedere in foro externo, in quo filius non 
cogitur sponsalibus a patre contractis stare.c 

Diese Ansicht des Navarrus ist weiter nichts als eine Er- 
läuterung zu der Meinung, das >omnino debet adimplerec bezeichne 
ein »debitum honestatis, non necessitatis.c 



1) Thaner, Samma magistri Rolandi, Innsbruck 1874, S. 157. 

2) Schulte, Rufinns, S. XL. — 8) Ibidem, S. 415. — 4) Schulte, 
Stepbanns Tornacensis, £inl. S. IX. >- 5) Ibidem, S. 248. — 6) v. Hörmann, 
S. 109 nnd N. 2 aUrte. — 7) Ibidem, S. 109. — 8) Schulte, Reehtsqnellen, 
Bd. I, S. 137. — 9) V. Hörmann, S. 98. — 10) za c. 1. X. 4, 2. — 11) ad 
C. 2. C. 31. qu. 2. 
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Denn, dass auf die Erf&llang eines »debitam honestatisc »in 
foro interne« gewirkt, bezw, die Nichterfüllung desselben »in foro 
interne« bestraft werden kann, ist deutlich. 

Aus allen dieseu Erörterungen ergibt sich somit, dass das 
c* 1 X. 4, 2 zu der Zeit, als es von Hormisdas erlassen wurde und 
uoch Jahrhunderte hindurch ein »debitum necessitatis« aufstellte, 
dass dasselbe aber zu der Zeit, als es in das Decretum und die 
Gregoriana aufgenomnoen wurde, sowie in der darauf folgenden Zeit 
allgemein im abgeschwächten Sinne des »debitum honestatis,« 
d. h. nach dem Wortlaute fcUsch verstanden wurde. 

Welche Consequeuzen ergeben sich aber hieraus? 

Zunächt ist noch darauf hinzuweisen, dass der Gedanke für 
die damalige Zeit nichts Abschreckendes hatte, dass die Eltern 
während der impubortas ihrer Kinder über das zukünftige Lebens- 
schicksal derselben entscheiden konnten. 

So Hess das canonische Recht in einem sehr ähnlichen Falle, 
wo es sich um den Eintritt unmündiger in ein Kloster handelte, 
den unmündigen später durch die, vom Vater vorgenommene lit^chts- 
handlnng gebunden sein. 

Die Analogie mit der Eheschliessung ist unverkennbar. 

Behandelt doch das canonische Recht den Eintritt in's Kloster 
gewissermassen als eine Vermählung mit dem Himmel. 

Auf diese Analogie hat bereits Paucapalea in der S. 38G dieser 
Arbeit angeführten Stelle hingewiesen. 

Das Gleiche thut Tdlez^)^ ferner ausführlicher v. Espen % 
Florens^) und Berardi% 

Aus dem umstände nun, dass das Caput Tua nos von Pauca- 
palea, Huguccio und Bernard, von Rolandus, Rufinus und Stefanus, 
in der Glosse, ja auch in der Praxis, wie Kutschher nachgewiesen 
hat 5), in jenem abgeschwächten Sinne verstanden wurde, zahlreicher 
neuereu Ansichten nicht zu gedenken, rechtfertigt sich der Schluss, 
dass durch Gewohnheitsrecht die Stelle nur mehr in dieser Be- 
deutung Gesetzeskraft hat. 

Alle Erfordernisse eines Gewohnheitsrechtes sind jedenfalls vor- 
handen. 

Die opinio necessitatis ist gegeben durch das Erforderniss des 
liber consensus. 

Die mildere Auffassung verstOsst nicht gegen das göttliche 



1) pg. 68 notae. — 2) p. 247. — 3) 1. c. - 4) Canones, p. 884. — 
5) Bd. II, §. 78, S. 45 ff. 
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Recht, nicht gegen allgemeine kirchliche Grundsätze, nicht gegen 
den Oeist des Rechtsinstituts« 

Es liegt vor die hinreichend lange Dauer. 

Dass die Auffassung , die Stelle spreche nur ein debitnm ho* 
nestatis, non necessitatis aus, dem klaren Sinn der Textworte wider- 
spricht, schadet nicht, da es nach c. 11 X. 11, 4 eine consaetudo 
contra legem gibt. 

Es kann somit wohl kein Zweifel sein, dass hier ein Fall von 
Legal-Interpretation durch Gewohnheitsrecht, ein Fall von usueller 
Interpretation ^) vorliegt, was im Verlaufe dieser Arbeit auch bereits 
mehrfach angedeutet wurde. 

Es kommt aber auch noch in Betracht, dass die Stelle bereits 
allgemein in diesem abgeschwächten Sinne verstanden wurde, als sie 
in die Gregoriana aufgenommen wurde. Nur in letzterem Sinne 
verstanden widersprach sie nicht dem Brforderniss des liber con- 
sensus. Seit der Gregoriana hat sie daher ofTenbair nur in diesem 
Sinne Geltung. 

VIII. 

Der Umstand, dass diese, durch Gewohnheitsrecht zur Herr- 
schaft; gekommene Interpretation dem klaren Wortlaut der Stelle 
widersprach, der Umstand ferner, dass die oben citirten Summen 
nicht allgemein bekannt waren, hat viele Forscher dazu geführt, 
andere Lösungsversuche anzustellen. 

So sagt TeUcß dem Wortsinn entsprechend sehr richtig von 
dem »debitum honestatis non necessitatist ; »quae interpretatio 
aperte convincitur ex illis verbis ^omnino debet' quae omnimodam 
necessitatem inducunt.€ Eine andere befriedigende Lösung findet er 
aber nicht. 

Brovwer^) sucht folgenden Ausweg: die Worte omnino debet 
adimplere seien vom Vater zu verstehen, und sollten besagen, dass 
der Vater an die, durch ihn selbst vorgenommene desponsatio ge- 
bunden sei, wenn das später mündig gewordene Kind selbst den 
Willen habe, die Ehe zu vollziehen. 

Dass der Vater durch die, von ihm selbst vorgenommene de- 
sponsatio seines unmündigen Kindes gebunden war, ist jedenfalls 
richtig; dass man die Stelle so verstehen kann^ und dass man da* 
mit um alle Schwierigkeiten herumkommt, ist gleichfalls richtig, 
ob man sie aber so verstehen darf, erscheint doch sehr zweifelhaft. 



1) Windscheid, Bd. I, §. 20, N. 2. 

2) IIb. 1. c. 8. de iure conab. n. 20. 
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man müsste dann annehmen, dass der Verfasser dieser Stelle ein 
geradezu farcbterliches Latein geschrieben habe. Denn grammatisch 
kann sich das »omnino debet adimplerec nur auf das Snbject des 
vorhergehenden Nebensatzes >et postquam filias pervenerit ad per* 
fectara aetatem« beziehnen, also auf den filias. 

Dieser Lösangsversach ist also als zu künstlich zu verwerfen. 

Er ist auch vereinzelt geblieben. 

Boehmer will das >omnino debett von dem Falle verstehen*), 
wenn die Kinder zusammenwohnen und der mündig Gewordene nun 
fortfährt, mit dem anderen Theile zusammen zu wohnen oder auf 
andere Weise die desponsatio ratihabirt. 

Diese Ansicht billigt auch Eichhorn^). 

Allerdings wird durch diese Interpretation die Schwierigkeit 
behoben 8), aber auch diese Erklärung scheint sehr künstlich, jeden- 
falls interpretirt sie in die Stelle hinein, was gar nicht darin steht. 

Wagnarek^) findet die Lösung in Folgendem: »quoniam mul- 
tum interest parentum, vel familiae, et multo magis boni publici 
ad componendas graves inimicitias inter parentes et consanguineos 
vel Principes tenetur filius, parentibus in hoc obedire.€ Diese Lösung 
ist nicht unrichtig, wenn man mit dieser Betrachtung des debitum 
honestatis motiviren will. 

Versteht man aber das tenetur von Wagnarek wiederum im 
Sinne eines debitum necessitatis , so ist der Ansicht Girdldis Recht 
zu geben, wenn er sagt^), was sich übrigens auch gegen den Lösungs- 
versuch von Böhmer anführen lässt: man muss sich büten, die Be- 
deutung von Gesetzen willkürlich auf gewisse einzelne Fälle be- 
schränken zu wollen: »esse intelligeudum per se, regulariter et se- 
cundum quod ut plurimum evenit.t 

Dies ist gewiss sehr richtig. 

Zu erwähnen ist hier noch eine Ansicht, welche Berardi auf- 
gestellt hat«). 

Er sagt nämlich: >neque puto, aliam in eo describendo fuisse 
mentem Collectionis Decretalium , quam nt iudicaret , Jllum ipsam 
canonem , qui alias in coUectione Gratiani recensebatur , abrogatum 
fuisse aliis Decretalibus passim apud Gregorium IX. memoratis, 
proindeque nullum illius habendam esse rationem.c 

Ganz abgesehen davon, dass es an sich schon ein sonderbarer 
Gedanke ist, anzunehmen, ein Verfasser eines Lehrbuches oder ein 

1) Corp. inr. Can. ad cit. cap. Not. 6. — 2) Kirehenrecbt, S. 841. — 
3) Kuischher, Bd. IL p. 44. - 4) lib. IV, tit, H. cap. Tna fratemita« 1. Not 1. 
5) 1. c — 6) Comment., Die». II, Cap. I, pag. 87. 
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Gesetzgeber fage seinem Werke ohne jeden diesbezüglichen Zusatz 
eine Stelle nur deshalb ein, um darzuthan, dass sie keine Gültigkeit 
mehr habe, so muss die Ansicht Berardis schon deshalb als nnhalt- 
bar bezeichnet werden, weil sich in der Gregoriana keine Stelle findet, 
welche dem »omnino debet adimplerec widerspricht, sobald man es 
als debitnm honestatis auffasst. 

Dass die Stelle aber nur in dieser Aaffassang in die Gregoriana 
hereingekommen ist, wurde oben ausführlich nachgewiesen. 

IX. 

Es erübrigt nun noch, diejenigen Stellen des Decretum und der 
Gregoriana zu untersuchen, welche gleichfalls auf die despoasatio 
impubernm durch die Eltern in Rücksicht auf die Gebundenheit der 
Despondirten Bezug haben, weil hieraus geschlossen werden kann, 
wie das c. 1 X. 4, 2 verstanden werden muss. 

I. Ans dem Decretum Gratiani kommt hier namentlich in 
Betracht : 

1.: c. un. C. XXX. qu. 2. 

Diese Stelle findet sich auch mit einer Erweiterung in c. 2 
X, 4, 2. 

Die Stelle ist sehr dunkel. Schon die Glosse sagt: »hoc caput 
de matrimonio et de sponsalibus intelligi potest.« 

Zweifelhaft ist auch, was in derselben mit »tempus discretionisc 
gemeint ist. 

Freisen^) bemerkt hierzu: »die anni discretionls sind bekannt- 
lich das siebte Jahr.c Hiergegen ist aber zu bemerken, dass dieser 
Ausdruck zuweilen auch so gebraucht wird, dass damit unzweifel- 
haft nur die Grenze der Mündigkeit gemeint sein kann >). 

Wie dem auch sei, so geht aus der Stelle jedenfalls hervor, 
dass der beiderseitige Consens erforderlich ist und wenn dann gesagt 
ist: »nihil faciunt,€ d. h. es findet keine Rechtsfolge statt, »nisi 
uterque puerorum postquam venerit ad tempus discretionls consentiat,c 
so liegt darin kein Widerspruch mit dem »omnino debet adimplere,€ 
sobald man es als »debitum honestatisc betrachtet. Er muss »debito 
honestatisc consentiren, thut er dies nicht, so findet keine Rechts- 
folge des »darec statt. 

Wohl aber liegt in beiden Stellen ein Widerspruch, sobald man 
die Stelle als auf ein debitum necessitatis bezüglich versteht. Denn 



1) S. 826. 

2) So s. B. in c. 12 X. 4, 
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es ist absolut unlogisch zu sagen: »omnino debet adimplere (debito 
nec6ssitatis),€ aber »nisi uterqne consentiat, nihil faciunt.c Dadurch 
würde das debitnm necessitatis illusorisch gemacht. Hieraus folgt 
also, dass der c. nn. C. XXX, qu. 2 aus einer Zeit rühren muss, zu 
welcher man das »omnino debet adimplerec bereits allgemein als 
debitum honestatis verstand, bezw. vom Consense bereits erfordert 
wurde, dass er Über sein müsse. 

Es wurde bereits früher nachgewiesen, dass dieses Erforderniss 
unter Nicolaus I. bereits ausgebildet war, damit stimmt es durch- 
aus, dass im Decretum c. un. C. XXX. qu. 2 dem Nicolaus zuge- 
schrieben wird, und es ist daher als wahrscheinlich zu bezeichnen, 
dass Nicolaus I. Urheber dieser Stelle ist. 

2.: c. 13, C. 32, qu. 2. 

Diese Stelle wurde bereits auf S. 41 fiT. zum Theile erörtert. 
Auch hier lässt das »debetc Zweifel, ob damit ein debitum honestatis 
oder necessitatis gemeint ist 

Aber nach dem Zusammenhange, namentlich auch wegen des 
»nee immerito dilationem non attulit^c kann kaum ein Zweifel sein, 
dass diese Stelle ebenfalls ursprünglich ein »debitum necessitatis,! 
ebenso wie c. Tua nos bezeichnen sollte. 

Folgte aus der sub 1 citirten Stelle nun, dass nach Nicolaus I. 
das omnino debet adimplere nur noch als debitnm honestatis auf- 
recht erhalten werden kann, so wird aus c. 13, C. 32, qu« 2 jeden- 
falls die bereits ausführlich entwickelte Ansicht bestätigt, dass es in 
alter Zeit ein debitum necessitatis bezeichnete. 

Denn, wenn sogar für mündige Töchter ein solches statuirt 
wurde, warum hätte es nicht wenigstens bei den unmündigen Söhnen 
bestehen können? 

Jedenfalls bestätigen diese beiden Stellen durchaus die bisher 
aufgestellten Ansichten. 

II. Aus den DecrelaUn Gregor IX. kommt hier keine Stelle 
besonders in Betracht. 

X. 

üeberblickt man nun das gewonnene Resultat, so ist dasselbe 
in Kürze Folgendes: 

I. Das cap. Tua nos isjb echt, jedenfalls sehr alt, höchst wahr- 
scheinlich von Hormisdas. 

II. Es ist, ebenso wie c. 13, C. 82, qu. 2 zu einer Zeit ent- 
standen als das Recht der Kirche sich im wesentlichen noch an das 
römische, bezw. jüdische Recht anschloss. 
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in. Der Rechtszustand in jenem alten Kirchenrecbt war der, 
dass der mündige Sohn ohne seinen Gonsens rechtsgültig nicht de- 
spondirt werden konnte« anders der unmündige Sohn. Letzterer war, 
sobald er mündig geworden war, zur Erfüllung der Ehe verpflichtet 

Die Tochter, welche durch den Vater despondirt wurde, war, 
gleichgültig ob mündig oder nicht, zur Erfüllung verpflichtet. 

IV. Seit der Zeit, in welcher das Erforderniss aufkommt, da^ 
der consensus »liberc sein müsse (circa 863), werden c. Tua nos und 
c. 13, 0. 82, qu. 2 nur noch als ein debitum honestatis non neces- 
sitatis festsetzend aufgefasst. 

Dieser Auffassung verdanken sie ihre Aufnahme in das De- 
cretum, bezw. die Gregoriana. 

Diese Auffassung ist rechtsgültig und herrschend durch Ge- 
wohnheitsrecht. 

Es fragt sich nun noch, welche Bestimmungen über diesen 
Punkt sich im späteren canonischen Rechte finden. 

Von grösster Wichtigkeit ist hier cap. un. in 6*« 4, 2 >cdias 
ex sponsalibus contractis a parentihus pro füiis^ nee ipsi filii 
ohligantur^ nee puhlicae honestatis iustitia inde surgit.€ 

Aus dem Schlusssatze dieser Stelle geht klar und deutlich 
hervor, dass für den Unmündigen Despondirten eine Pflicht »adim- 
plere, jedenfalls debito necessitatis nicht mehr bestehen soll. 

Diese Stelle gehört der 1298 publicirten Decretalen-Samralung 
Bonifacius VIII. an. 

Lex posterior derogat priori und damit ist die Gültigkeit des 
cap. Tua nos, soweit es ein debitum necessitatis aussprechen sollte, 
jedenfalls aufgehoben. 

Es fragt sich nun noch, wie ist es mit den Töchtern geworden? 

Das soeben angeführte cap. un. in VP'^ 4, 2 spricht aligemein 
von >fllii€ im Plural. Lässt sich hieraus schon schliessen, dass von 
»Kindern überhaupt, ohne Rücksicht auf das Geschlecht gesprochen 
wird, so wird dieser Schluss noch berechtigter, da am Anfang der 
Stelle >infantes€ steht. 

>Filii€ dürfte daher hier mit »infantesc gleichbedeutend sein. 

Aber noch ein anderer Umstand scheint dieses klar zu beweisen. 

Es wurde früher aus c. 1 X. 4, 2 und c. 13, C. 82, qu. 2 
nachgewiesen, dass die Töchter, gleichgültig , ob mündig oder un- 
mündig, hinsichtlich der desponsatio per parentes behandelt wurden, 
wie der filius impubes. 

Gap. un. in VI^ 4, 2 stellt den filius impubes dem filius pubes 
nunmehr gleich. 
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Aach hieraus folgt, dass die Töchter dem filius pubes gleich- 
behandelt werden. 

Mit anderen Worten: zwischen dem filius und der filia findet 
hierin keine Ungleichheit mehr statt. 

Daraus fogt aber, dass auch c. 13, C. 32, qu. 2 durch das 
cap. an. in VP^ 4, 2 soweit es ein debitum necessitatis aussprechen 
sollte, aufgehoben ist. 

Es ist also seit dem Jahre 1298 unstreitig der Satz Freisens 
richtig: >Der Vater kann weder den Sohn noch die Tochter zur Ehe 
swingeuj beide Kinder stehen sich betreffs dieser Freiheit gleich ^).€ 

Es fragt sich nun endlich noch, ob durch das angeführte Ca- 
pitel aus dem liber VI. auch das debitum honestatis aufgehoben ist. 

Da jedoch dieses Capitel das debitum honestatis in keiner 
Weise berührt, man auch nicht annehmen kann, dass das »nee 
obliganturt dem debitum honestatis entgegensteht, so erscheint der 
Schluss gerechtfertigt, dass nach canonischem Rechte — das Tri- 
dentinum trifft gleichfalls keine entgegenstehende Bestimmung, — 
noch heute ein debitum honestatis für die durch den Vater de- 
spondirten Kinder vorliegt. 

Diese Ansicht vertreten neben vielen andern auch Ktdschker^) 
und Knopp^). 

Eine reehüiche Bedeutung hat somit das debitum nicht mehr. 

So wie ja überhaupt heute nur noch »eine moralische Pflicht 
besteht, dass ein Kind bei Eingehung der Ehe den Willen seiner 
Eltern hochachte und befolge, aber diese moralische Pflicht darf nicht 
mit einer rechtlichen Pflicht identificirt werden. 

Für den Verletzer einer Rechtspflicht gibt es (öffentliche Kir- 
chenstrafen; der Verletzer einer moralischen Pflicht dagegen wird 
im heutigen kirchlichen Recht nicht mit öffentlichen Kirchenstrafen 
belegt *).€ 

Veraeichniss der beniäaten Qudlen. 

1. Berardi: Gratiani canones genaini ab apocTTphis discreti etc., P. II, Tom. 1. 

Venet. 1777. 

2. Berardi: Comment in las ecclesiast. nniv., Tom. III. Venet. 1767. 

Citirt: Berardi. 

3. Böhmer: Jns ecclesiast. Protest, Bd. IIL Halle 1736. 

4. Böhmer: Corp. jur, canon. Hai. 1747. 

5. Brovweru$: de jure conabii. 

6. Ciaconius, A.: Vitae et res gestae Pontificam. Romae 1677. 



1) S. 321. ~ 2) Bd. 2. S. 45. — 3) Bd. 2, S. 27. — 4} Freiaeny S.322. 
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7. Canones et decreta eoncilii Tridentini, ed. Richter, Ltpa. 1853. 

8. Corpns iuris canonici. Editio Lipsiensis 2. (Friedberg) Lips. 1879 — 81. 

9. Corpus iuris civilis. Editio Krueg er- Mammaen, ßerol. 1886—1888- 

10. Eichhorn: Kirchenrecht, Bd. II. Göttingen 1883. 

11. f. Espen: Commentarium in Decretum Gratiani, Oper. Tom. VIII. Ven«- 

üis 1769. 

12. V. Ficker : Erörterungen zur Reichsgeschichte des dreizehnten Jahrhunderts. 

VI.: Konradin*8 Vermählung (Mittheilungen des Instituts für öster- 
reichische Geschichtsforschung. Bd. IV. Heft 1. 
18. Fliscua, S.: Apparatus etc. Liber IV. Venet. 1543. 

14. Florena, F,: Opera iurid. Tom. II. Norimbergae 1756. 

15. F reisen: Geschichte des canonischen Eherechts. Paderborn 1893. 

16. Friedher g: Das Recht der Eheschliessung. Leipzig 1865. Citirt: Friedberg, 

Eheschliessung. 

17. Friedberg: Verlobung und Trauung. Leipzig 1875. 

18. Friedberg: Quinque compilationes antiqaae. Lips. 1882. 

19. Friedberg: Lehrbuch des Eirchenrechts. Leipz. 1889. 

20. Garns: Series episcoporum. Ratisbonae 1873. 

21. Giraldi: Expositio iuris Pontific. Bd. 3. (ad 4, 2) 1769. 

22. Glück: Ausführliche Erl&uterung der Pandekten. Bd. 22. 
28. V, Hörmann: Die desponsatio impuberum. Innsbruck 1891. 

24. H Ubier: Kirchliche Rechtsquellen. Berlin 1888. 

25. Knopp: Vollständiges Eherecht. 1850—52. 

26. Kutschker: Das Eherecht der katholischen Kirche. 1856 ff. 

27. Laspeyres: Bernardi Papiensis summa deeretalium. Ratisbonae 1860. 

28. Maassen: Geschichte der Quellen und Lttteratur des cauonischen Rechts. 

Graz 1870. 

29. Maassen: Paucapalea in Wiener Sitzungsberichte, Bd. 31. (1859). 

30. Reiffeniituel : Jus canonicum unirersum. 1710. 

31. v. Scheurt: Die Entwicklung des kirchlichen Eheschliessungsrechts. Er- 

langen 1877. Citirt: Eherecht. 

32. 17. Schulte: Die Geschichte der Quellen und Litteratur des canon. Rechts. 

Stuttgart 1875. Citirt: Quellen. 

33. V. Schulte: Handbuch des kathol. Eherechts. Gicssen 1855. Citirt: Eherecht 

34. V. Schulte: Das kathol. Kirchenrecbt : Giessen 1856. Kirehenrecht 1863. 

35. V. Schulte: Die Summe des Paucapalea. Giessen 1890. 

36. v. Schulte: Die Summa des Stephanus Tornacensis. Giessen 1891. 

37. V, Schulte: Die Summa magistri RufinL Giessen 1892. 

38. Sohm: Das Recht der Eheschliessung. Weimar 1875. 

39. Sohm: Trauung und Verlobung. Weimar 1876. 

40. Telle%: Coromentar etc. in 5 Hbr. Decret. Gregor. IX. Lugdun. 1690. 

41. Thaner: Die Summa magistri Rolandi. Innsbruck 1874. 

42. Wagnareck: Commentar. ezeget. sacr. canon. (ad 4, 2). 

43. Windscheid: Pandekten: 7. Aufl. Frankf. 1891. 

44. Zhishman: Das Eherecht der orientalischen Kirche. 
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XVIII. 

Aus der Rechtsprechung des deutschen Reichsgerichts in 
streitigen Sachen 1891/94. 

(Portsetzung tu Archiv für K.-R. 71 S. 86—94). 
Zasammengefttellt vom kais. Beg.-Rath a. D. K Geigel zu Strassbarg i. £. 

Die Urtheile sind entnommen der jur, Wochenschrift (= jur. W.), 
Organ des D. Anwalt- Vereins 1894, den Entscheidungen (= R) des B.-G. in 
CiYilsachen Bd. XXXI— XXXIII, endlich des Beichsgeriehtsraths Bolze »Praxis 
des Beichsgerichts in Civilsachen«, Brockhaas in Leipzig, XIII (1891) bis XVI 
(1894); dieselben betreffen nnter Ziffer: 
1, 13, 20 n. 26 /Anfechtung, Staatsgenehmignng und Verschleierung von Zu- 
wendungen (Stiftungen), 47 u. 49 Gewohnheitsrecht, 55 Zuständigkeit 
der Verwaltung, 
20 und 35 Arroenrecht, Prozess- und Bechtsfahigkeit von Klosterangehörigen, 
51 Pfarrpfründen, 54 Kapiteln u. Kirchen, 28^ Zeugnisspilicht Geist- 
licher, 
19 aussereheliche Vater- und Mutterschaft (?gl. iS^ra/urtheil g u. m, sowie 

betr. Verlöbniss d, Arch. f. K.-B. 78 S. 174 ff), 
7, 29i> u. 37 65sliche Verlassung eines Ehegatten, 12, 21 u. 42 Wiederher^ 

Stellung des ehelichen Lebens, 
17, 24 u. 34 Eheanfechtong (wegen Eheschliessung Tgl. StrafxiTtheW f und 1, 

Ehebruch h, k, n u. o, Arch. f. K.-B. 78 S. 174 ff.), 
12, 22. 27, 28, 31, 32, 36, 38, 42. 46, 50 u. 52 Ehescheidung, dagegen 7. 21, 

22, 25 u. 33 Trennung Yon Tisch und Bett, 
17, 18, 21, 24, 25i>, 31, 42 u. 48 Eheprozess, 29, 43 u. 45 Erziehung der 

Kinder (vgL i>/rö/'urtheil c, Arch. f. K.-B. 78 S. 171 ff.), 
5, 7^ u. 14 extra commercium und Konsekration (Eid: Strafurtheil b und i, 

FeslUige d, Arch. f. K.-B. 78 S. 171 ff.), 
1, 2, 5, 7^ u. 14 kirchliches Eigenthum, 2, 8 u. 49 ünterhaltungslasten, 

3, 4, 6, 10 u. 11 kirchliche Bauten, 7^ Kirchenschi Qssel, 

4, 6, 9, 15, 30, 40 u. 53 i'atronat, 14 Simultangebrauch, 2 u. 51 Pfrtlnden, 
3, 6, 23, 39, 40, 47, 51 u. 55 Schulen u. Zurückziehung »ständiger Beichnisset, 

endlich 7^, 14 u. 23 Verjährung gegen Kirchen. 
1) 22. Sept. 1891, III. Senat, Bolze XIII S. 148. Die Schenkung 
ist siroulirt (vgl. Arch. f. E.-R. 66 S. 258) und deshalb unwirksam ; 
dieselbe war zu Gunsten der röm,*kathoL Kirche gemeint, nicht zu 
Gunsten der Person des Kardinals Melchers in dem Sinne, dass sie 
nach seinem Tode an seine Erben fallen sollte. 

üebereinstimmend hiermit erkannte O.-L.-G.-B. Colmar 12. Juli 1893 (in 
Sachen Thomas Erben geg. Bischof Fl. wegen 8000 M. Jahresrenten, jur. Ztschr. 
f. Els.-Lothr. 1894 S. 211, Ztochr. f. franz. Ciy.-B. 25 S. 548): Zur Errichtung 
einer Stiftung übergebene Werthpapiere können seitens der Erben des üeber- 
gebers mit der (Archiv fUr K.-B. 63 S. 421) condictio sine causa binnen 
30 Jahren Tom Empfänger zurückverlangt werden, wenn nicht bereits 
Arohiv mr Kirchenreoht LZXni. 20 
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vor dem Tode des üebergebers [Lodz, dons et legs I 37—41, Kass. Pam 
14. Aug. 1866, Dalloz 1867 I 110 a. 1876 I 225, Schiappoli dir. eocl. franc. 
IT 127-132, Geige! franz. St.-E.-B. 53, vgl 338) die Stiftung staatlich ge- 
nehmigt worden ist; der eigentliche Beschenkte war nicht der Bischof, son- 
dern eine erst noch zu errichtende Stiftung. c Für die entgegengesetzte Auf- 
fassung, dass nämlich letstwillige Zuwendungen auch zu Gunsten von Anstalten 
gQltig seien, welche noch nicht zur Zeit des Todes des Erblassers bestehen, 
sondern erst nachträglich errichtet werden: Kass. Rom 31. Juli 1879 n. App. 
Turin 15. Mfirz 1880, Awis. eccl. 1880 p. 165 und 260, Lauwers Code d. droit 
eccl. 328 u. 341, Kass. Palermo 23. Aug. 1889, Consultore giuridico 1890 p. 115. 
Da man sieh jedoch auf diese letztere Auffassung kaum verlassen kann, so wür- 
den kirchliche Behörden bei persönlicher Verantwortung ihrer Mitglieder stets 
schleunigst die Staatsgenehjmgxxng nachsuchen müssen, welche auch in obigen 
Fällen den bedachten ^mse/anstalten gewiss nicht versagt worden warel 

2) 17. Febr. 1892, V. S., Bolze XIV S. 379. Nicht der Pfarrer 
als Nutzniesser — §. 87 A. L. R. I 21 u. Arch. f. K,-R. 57 S. 129 — 
des Pfarrguts, sondern die Kirchengemeinde hat die Entwässernngs- 
beiträge für Ueibenäe Verbesserungen, welche nur während eines be- 
stimmten Zeitraums zu leisten sind, innerhalb dessen aber das Grund- 
stück stärker belasten, zu übernehmen, [ebenso ausserordentliche Deich- 
lasten, E. II S. 329; damit nicht derartige mehr nur vorübergehende Auf- 
wendungen das Piarreinkommen des betreffenden Jahres unverhältnissmässig 
schmälern, werden sonst *Absit%fristen^ hiefür bestimmt, 6gl. franz. 
St.-K.-R. 131.] 

3) 26. März 1892, V. S., Bolze XIV S. 380. Die Kirchenge- 
meinde hat §. 713 A. L. R. II 11 keine »verfügbaren Mittele, son- 
dern nur 10,462 M. Stiftungs- und 2055 M. Dotationskapitalien. 
Diese dürfen aber nicht zur Bestreitung der Baukosten verwendet 
werden; deshalb hat der Patron zur Wiederherstellung der Gebäude 

beizutragen. Dagegen beliess es Reichsgericht 7. Dec. 1891, IV. S., Bolze 
Xni S. 341. bei der Verwendung von 7000 M. angesammeltem Kapital aus dem 
Ertrage eines, der Kirchengemeinde geschenkten Grundstücks vorweg für den 
Kirchenbau, vgl. Ogl. 193, Bl. f. adm. Praxis XI S. 172 u. XXV 8. 39, Arch. 
f. K-B. 67 8. 127. 

4) 13. Juni 1892, IV. S., Bolze XV S. 358. Das Patronat 
über die kath. und evang. Kirche zu L. war mit dem Rittergute 
verbunden, welches zerstückelt wurde, und blieb nur als persönliches 
Patronat aufrecht, nicht als reales, trotzdem aus, an Stelle ver- 
äusserter Gutstheile getretenen Rentenbriefen ein Patronats-fcm- 
kautionsfouds gebildet wurde. (Arch. f. E.-R. 68 S. 223 u. 66 S. 256). 

5) 4. Sept. 1892, Y. S., Bolze XV S. 10. Ein Grundstück 
wird noch nicht dem Verkehre entzogen (extra commercium) da- 
durch, dass eine auf solchem errichtete Heiligenfigur benedicirt wird 
(vgl. Ziflf. 14). 

6) 10. Nov. 1892, IV. S., E. XXXI S. 209-211, Bolze XV 
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S. 356. §. 710 A. L. R. II 11 hält betreffs der Kirchenbaapflicht das 
Provinzialgesetz aufrecht (für Berlin die Konsistorialordnung von 
1573, wornach der Patron Steine, Holz, Kalk und sonstige Haupt- 
materialien , dagegen die Gemeinde (Räthe und Obrigkeiten), sowie 
die Eingepfarrten alles übrige zn beschaffen haben). Die Kirchen- 
baulast der Stod^gemeinde hat ebensowenig Berührungspunkte mit 
dem Gesetze vom 3. Juli 1869, betr. Gleichberechtigung der Konr 
fessionen, als mit dem Gesetze über die FreigiigigJceit vom 1. Nov. 
1867. Wenn die kirchliche Baulast eine Kommunalhst ist, so ist ihr 
jeder neu Anziehende ohne Unterschied der Religion unterworfen. 
(Geigel, franz. St.-K.-R. 192). 

»Durch §. 3, Ziff. 6 der Kirchengde- und Synodalordnung vom 
10. Sept. 1873 (E. I S. 140, vgl. Arch. f. K.-R. 60 S. 300) wird 
die kirchliche Baupflicht Dritter nicht betroffen.c Ebenso 29. X 1894, 
IV. S., jur. W. 95 S. 29. 

7) 30. Jan. 1893, VF. S, E. XXXI S. 149-154 bejaht »nicht 
dllgemein€y sondern nur mit Rücksicht darauf, dass in Hamburg auch 
auf unbestimmte Zeit (vergl. Ziff. 25 unten) Trennung von Tisch 
und Bett für zulässig gilt, die Frage, ob nach gem. prot. K.-R. 
gegenüber der Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens oder auf 
Scheidung wegen böslichen Verlassens Einreden aus Thatsachen 
hergenommen werden können, welche eine Ehetrennung rechtfertigen 
'würden (E. VI 8. 150, XVIII S. 189, vgl. 226 u. XX S. 209, Arch. 
f. E.-R. 60 S. 303 u. 305). »Es ist nicht abzusehen, wesshalb man 
dem, durch den Ehebruch des anderen Theiles gekränkten Ehegatten, 
trotz seines Rechtes auf völlige Scheidung in der ersten Zeit, nach- 
dem er Kenntniss von dem Ehebruch erlangt hat, nicht Gelegenheit 
zu dem Versuche gewähren sollte, ob er sich nicht nach einer Tren- 
nung von höchstens wenigen Jahren trotzdem schliesslich wieder 
zum Znsammenleben mit dem ehebrüchig «i^ewordenen Ehegatten 
wird entschliessen können (Friedberg K.-R. 3. Aufl. S. 425, Seuffert*s 
Arch. XVI N. 53, vgl. XXXXIV N. 28, E. XVII S. 388). Daher 
rouss es dem ersteren während einer, vom richterlichen Ermessen 
abhängigen Zeit freistehen, statt auf völlige Scheidung zunächst nur 
auf zeitweilige Trennung von Tisch und Bett zu klagen. 

7^) 8. Febr. 1893, V. S., E. XXXI S. 217-221 (Bolze XVI 
S. 363). Nach §. 170 u. 183 A. L. R. II 11 stehen in der Regel 
Kirchen und zu denselben gehörende Begräbnissplätze im > Eigen- 
thum€ der Kirchengesellschaft. »Dass Kirchengebäude, auch wenn 
sie dem ö/fentl. Gottesdienste dienen, im Eigenthum weltlicher Kor- 
porationen oder Anstalten und selbst von Pma/personen stehen kön- 

26* 
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nen, ist nicht zu bezweifeln, vgl. §. 77 A. L. B. II 19. >Könnea 
aber Privatpersonen Eigenthfimer von Kirchengeb&uden sein, so können 
sie es auch werden^ d. h. es ist ein Eigenthumseru;ar& an jenen be- 
grifflich nicht ausgeschlossen (vgl. für das gem. R. E. VII S. 137). 
Wenn daher Eirchengebäude und andere dem Gottesdienste ge- 
widmete Gegenstaude zu den, durch das Gesetz dem Verkehre ent- 
zogenen Sachen (§. 14, 15 A. L. R. I 4) gerechnet werden, so kann 
das doch nicht im Sinne einer absoluten Verkehrsunfähigkeit ver- 
standen werden. Wo es sich nicht um Veräusserung von Seiten der 
Kirchengemeinde handelt, können auch nicht diejenigen Beschränk- 
ungen in Betracht kommen, welche den Organen derselben in der 
Verfügung über das Eirchenvermögen auferlegt sind. Es kann sich 
vielmehr nur darum handeln, inwieweit objektiv den Eirchenge- 
b&uden nebst Zubehör die Eigenschaft der Verkehrsunfähigkeit an- 
haftet; das ist aber nicht weiter der Fallj als sich aus der Sffent- 
Uch-rechÜichen Bestimmung derselben ergibt (ebenso betr. Friedhöfe, 
Reichsgericht 24. Febr. 1891, III. S., Arch. f. E.-R. 66 S. 262, 
jur. W. 91 S. 215). Diese darf durch Pnt;a^verfägungen nicht auf- 
gehoben oder beeinträchtigt werden ; mit dieser Beschränkung ist aber 
ein Wechsel in der Person des Eigenthümers wohl vereinbar. Stand 
dem Eigenthumserwerbe des Beklagten am streitigen Eirchengebäude 
nebst Eirchhof rechtsgrundsätelich (Arch. f. E.-R. 71 S. 87) nichts 
entgegen, so kommen die Vorschriften des Eigenthumserwerbsgesetzes 
vom 5. Mai 1872 §. 1 u. 9 zur Anwendung; danach hat Beklagter 
— seine Gutgläubigkeit vorausgesetzt — das Eigenthum auch dann 
erworben, wenn nicht schon seine Rechtsvorgängerin das unan- 
fechtbare Eigenthum daran gehabt hätte.c ~ Hiernach erscheint die 
Elage (der kath. Kirchengie) auf Anerkennung des Eigenthums un- 
gerechtfertigt. Anders verhält es sich mit dem Elagbegehren, v. Tr. 
zur Herausgabe der Kirchenschlüssel zu verurtheilen. Wenn die 
streitige Eirche dem öff. Gottesdienste gewidmet ist, so konnte sie 
dieser Bestimmung durch einen j>rit;a^rechtlichen Akt, insbes. durch 
den Wechsel in Eigenthum nicht entzogen werden (Reichsgericht 
15. Mai 1890, V. S., in Bolze's Praxis des Reichsgerichts in Givil- 
Sachen Bd. VIII S. 814 u. 427, vgl. Bd. II 66). Besteht aber die 
Eigenschaft der Eirche als eines öff. Gotteshauses fort, so ist Bekl. 
nicht befugt, die Elägerin am gottesdienstlichen Gebrauche der Eirche 
durch Vorenthaltung der Schlässel zu verhindernc (vgl. Geigel, franz. 
8t..E.-R. 13 u. 102, Journ. d. Cons. d. Fabr. 1886 p. 83, 1887 
p. 290, 1881 p. 205). Deshalb wurde das Urtheil des 0.-L.-G. Posen 
aufgehoben^ soweit es die Elägerin auch mit dem Ansprüche auf 
Herausgabe der Kirchenschlüssel abwies. 
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8) 28. Febr. 1893, VI. S., Bolze XVI S. 11. Wenn auch die 
M. Kirche zu Naumburg älter als der Strassenzug, und das vor der- 
selben befindliche Bankett nicht für das Publikum, sondern nur zum 
Schutze der Kirche gegen eindringende Feuchtigkeit bestimmt ge- 
wesen wäre, so stellt sich dasselbe jetzt doch als ein Steig zwischen 
dem Fahrdamm der Strasse und der Kirche dar. §. 578—582 A. L. B. 
I 8. Die Eirchengemeinde ist deshalb ohne Gesetzesverletzung zur 
Erstattung von Heilungskosten und Alimenten verurtheilt, weil ihre 
Vertreter eine Vernachlässigung der Vorschrift der Polizeiordnung 
unterlassen haben, bei Glatteis jenen Bürgersteig zu bestreuen, der 
Kläger in Folge dessen gefallen ist und den Schaden erlitten hat. 

9) 6. März 1893, IV. S., Arch. f. K.-K. 71 S. 88 steht im 
vollen Wortlaut E. XXXI S. 270-272. 

10) 20. März 1893, IV. S., E. XXXI S. 245 und Bolze XVI 
S. 363 (= Arch. f. K.-R. 71 S. 88). Mit Recht hat 0.-L.-G. Posen 
verneint, dass die Umwahrung als ZubehOr des Kirchen^a&audes an- 
zusehen sei . . . da in der Umwahrung des Kirchplatzes eine mit der 
Kirche zum Zwecke des Oottesdienstes in dauernde Verbindung ge- 
brachte Einrichtung nicht zu finden sei. Nur für den Oebrauch des 
Kirchplatjses sei solche Umwahrung erforderlich. Auch daraus, dass 
gegenwärtig, wo die Umwahrung fehle, das Kirchengebäude der Be- 
Schädigung durch herrannahendes Vieh ausgesetzt ist, folge nicht, 
dass ohne die Umwahrung die Kirche zu ihrer Bestimmung nicht 
gebraucht werden könne. Von der Klägerin werde, wenn sie die 
Nothwendigkeit eines umwährten Kirchplatzes zu gottesdiensUichen 
Verrichtungen geltend mache, in Wahrheit verlangt, dass ausser der 
vorhandenen Kirche ein sweiter Bau zum Zwecke der Beligions- 
ubung geschaffen werde. Für das Begehren würde nur dann viel- 
leicht ein haltbarer Grund vorliegen; wenn die Kirche der klagenden 
Gemeinde für ihre ReligionsObung nicht hinreichte, wenn insbes. die 
Beicht-, Ablass- und Prozessionsfeierlichkeiten nicht innerhalb der 
Kirche vorgenommen werden; es sei aber das Bedflrfniss ihrer Er- 
Weiterung nicht behauptet. (Ggl. franz. St.-K.-B. 182 A. 3.) 

11) 24. April 1893, IV. S , Bolze XVI S. 365. Die Domgde 
üammin fordert vom Fiskus Erstattung der für's Superintendentur- 
gebäude, worin der Dompfarrer wohnt, aufgewendeten Reparatur- 
kosten. Damit ist sie abgewiesen, und die Revision verworfen. Ohne 
dass eine Einpfarrung stattgefunden hätte, besuchten die Einwohner 
als Gäste diese fi'ühere Stiftskirche, dem Domkapitel eine Miethe 
für die Bänke bezahlend. Soweit die allenfalls vorhanden gewesene 
Obliegenheit des Domkapitels nur durch den Zweck und das Statut 
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dieses Stifts geboten war, trat in Folge des Edikts vom 30. Oktober 
1810 eine Äenderimg (?) ein, indem der Staat das Vermögen einzog 
und sich dabei vorbehielt, für die Dotirung der Pfarreien und Stift- 
ungen Sorge zu tragen. Es hatte darnach der Staat nach freiem 
Ermessen (?) zu bestimmen, ob und inwieweit er die Gebäude zu 
kirchlichen Zwecken erhalten und welche Mittel er hiefur bewilligen 
wollte. Daraus, dass der Staat zum Zweck der. Erhaltung der Ge- 
bäude des Domkapitels einen jährlichen Znschuss geleistet hat, sei 
der Domgemeinde kein Recht entstanden.! 

(Vielleicht lag jedoch eine Inkorporation vor, vergl. Arch/ f&r K.-R. 60 
S. 301 a. 63 S. 422?). 

12) 25. April 1893, III. S., E. XXXI S. 172. »In der gemein- 
rechtlichen Praxis hat sich der Rechtssatz ausgebildet, dass die auf 
eigenmächtige Trennung gestützte Spoliums-Einrede zurückzuweisen 
ist, wenn die mit derselben geforderte vorläufige Wiederherstellung 
des früheren Zustandes nach Lage der Sache für den klagenden Theil 
zu einer, nicht zu rechtfertigenden Härte führen würde. Das ist der 
Fall nicht nur, wenn die persönliche Sicherheit des klagenden Theils 
bei einstweiliger Rückkehr Bedenken unterliegt , . . sondern auch 
dann, wenn der klagende Theil schon eine bescheinigte Ursache zur 
Scheidung für sich hat. Beklagter hat sein exceptio spolii auch aus 
dem Grunde erhoben, weil Klägerin ihm eine Anzahl Sachen rechts- 
widrig entzogen habe. Ihre materielhechÜiche Bedeutung hat die 
Spolien-Einrede durch Beseitigung ihrer prozesshinAevnden Eigen- 
schaft nicht verloren, E. VII S. 330 . . »Die Abhängigkeit des 
Ehescheidungsanspruchs von einer verwtö^fcn^rechtlichen Vorleistung 
widerspricht aber der heutigen Rechtsanschauung.c Jedenfalls »muss 
die Unzulässigkeit der Einrede in Rechtsstreitigkeiten , welche die 
Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit einer Ehe oder die Her- 
stellung des ehelichen Lebens zum Gegenstande haben, aus §. 575 
und 577 Abs. I, 578 der Civ.-Pr.-Ordn. entnommen werden; das 
Gesetz will die Erörterung vermögensrechtMchev Materien vom Ehe- 
scheidungsprocesse ausschliessen.c 

13) 16. Mai 1893, IL S., E. XXXI S. 350, Bolze XVI S. 709. 
W^e J. vermachte vom übrigen Freitheile (64,586 Jl^) ihres Vermögens ihrem, 
am 28. Juli 1864 geborenen Sohne 0. die Kntzniessang auf Lebenszeit, »ver- 
ordnend, dass dies Vermögen kuratorinch verwaltet werde, bis der Sohn das 
80. Lebensjahr erreicht haben wird.c »Nur wenn derselbe bis dahin einer 
selbständigen Bemfsthätigkeit sich anwendet, soll ibm nach zurückgelegtem 
80. Lebensjahr dies Vermögen zu Eigenthum und freier Verfügung ausgeliefert 
werden«, . . . andernfalls »fallt das Eigenthum dieses Vermögens an die höhere 
Töchterschule zu Heidelberg (eine Gemeindeanstalt ohne eigene Rechtspersön- 
lichkeit). Aut die Klage der Stadt H. wurde 0. J. vom Landgerichte verurtheilt, 
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den letzten Willen seiner Mutter insoweit zum Vollzüge zu genebmigen , dass 
64536 c^ bis zum 23. Juli 1896 in die Verwaltung eines zu bestellenden 
Pflegers übergeben werden. Die Berufung des O.-J. wurde zurückgewiesen, 
ebenso sodann die Revision. 

1^ Ungerechtfertigt ist die Rage des Revisionsklägers, es ent- 
»balte die letztwillige Verfügung (betreffs der kuratorischen Ver- 
»waltung) eine ^rechtlich unzulässige Anordnungc , und es sei diese 
»nach L.-R.-Satz 900 »für nicht geschrieben^ zu erachten. Er sucht 
»dies abzuleiten theils — unter Bezug auf ürthoil des Pariser Eas- 
»sationshofs vom 20. Mai 1867, Dali. 67 I 200 — aus L..R.-S. 1026, 
»wornach einem Testamentsvollstrecker nur die dort bezeichnete, in 
»ihrer Zeitdauer beschränkte Befugniss eingeräumt werden könne, 
»theils daraus, dass die lesondere^ in L.-R.-S. 1055 u. 1656 ge- 
»troffene Regelung für die Unzulässigkeit ähnlicher Anordnungen 
»auch in anderen Fällen spreche; ferner ergäben sich Bedenken aus 
»dem Umstände, dass zweifelhaft erscheine, wer den Vermögensver- 
»walter zu ernennen habe. Allein diese Ausführungen fuhren nicht 
»zu einer rechtlichen Unzulässigkeit der bezeichneten letztwilligen 
»Verfügung. Zunächst könnte aus L.-R.-S. 1055 u. 1056 überhaupt 
>hein Beweisgrund für Unzulässigkeit einer derartigen Anordnung in 
l^anderef^ Fällen abgeleitet werden. Sodann kann aus einer Unzu- 
»lässigkeit der Bestellung eines Testamentsvollstreckers mit umfang- 
»reichen, insbes. ihrer Zeitdauer nach ausgedehnteren Befugnissen, 
»als L.-R.-S. 1026 bezeichnet, nichts bezüglich des gegenwärtigen 
»Falls abgeleitet werden, da in diesem nicht ein Testamentsvoll- 
i^strecker — dessen rechtliche Stellung auch unmittelbar in der Be- 
»rufung durch den Erblasser (selbst) wurzelt — in Frage steht, es 
»sich vielmehr um eine, den Charakter einer Auflage tragende Be- 
»Stimmung handelt, wodurch die Erblasserin hinsichtlich des ihrer 
»völlig freien Verfögung unterstehenden Vermögenstheils zum Schutze 
»des Eigenthumsrechts , welches sie hierin neben dem (unter einer 
^^auflösenden Bedingung) in I. Reihe Bedachten (0. J.) einem (unter 
»einer aufschiebenden Bedingung) in IL Reihe (als dem Ersteren 
»substitnirt) Bedachten (der Stadt H.) letztwillig zuwendet, den in 
»I. Reihe Bedachten veranlasst, die Verwaltung des betreffenden 
»Vermögens nicht selbst zu fahren, sondern einer anderen Person zu 
»überlassen. Der ZuLässigkeit einer derartigef^ Bestimmung steht 
»aber weder die im Gesetze getroffene Regelung des Umfangs der 
^Befugnisse eines Testamentsvollstreckers, noch eine sonstige Be- 
»stimmung des Gesetzes entgegen . . . Diese Beschränkung, welche 
»den Vollzug einer an sich erlaubten und löblichen Absicht der Erb- 
»lasserin zu sichern geeignet ist, muss vielmehr einer erlaubten Be- 
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i^dingung gleich geachtet werden, unter welcher der Erblasser über 
»Vermögen, über welches er frei verfugen ^arf, verfügt. Die Er- 
»füllnng der Auflage aber kann, ohne dass damit der Bedachte einen 
»durch das Gesetz verbotenen Zwang erleidet, dadurch herbeigeführt 
»werden, dass entweder der in I. Reihe Bedachte eine geeignete, von 
»den in IL Reihe Bedachten nicht beanstandete Person als Verwalter 
»des betreffenden Vermögenstheils bestellt, oder dass . . der Richter 
»auf Anrufen der einen oder anderen Partei die Entscheidung be- 
»züglich der als Vermögensverwalter zu bestellenden Person gibt.c 
— (vgl. Ggl franz. St.-K.-R. 61 u. 71 Änra. 4, an Stelle der ge- 
sädich geregelten Stiftungs- oder Gdevertretung kann nicht durch 
den Stifter eine besondere Verwaltung gesetzt werden, Lenz dons et 
legs II 12, 30 u. 36, Arch. f. K.-R. 60 S. 298.) 

14) 17. Mai 1893, V. S., Bolze XVI S. 367. Unter Aufrecht- 
haltung der Entscheidung, dass der Besitzer der Herrschaft Koschentin 
das Recht der kath. Gde auf Gebrauch der Schlosskapelle zum röm.- 
kath. Gottesdienste anzuerkennen habe, wurde erkannt, dass er sowie 
die Besitznachfolger für sich, für Angehörige, Dienstleute und andere, 
von ihnen zugelassene Personen sie auch zu akath. christl. JWt;a^gottes- 
dienst benützen dürfen. Der Stifter, ein bürgerlicher und prot. Vor- 
besitzer, hatte es hinsichtlich des Pnm^gottesdienstes bei den be- 
stehenden rechtlichen Verhältnissen belassen. Ein eigentliches Simul- 
taneum §. 309 A. L. R. IT 11 liegt nicht hierin; vielmehr folgt 
das Recht des Eigenthümers zum Mitgebrauche der Kapelle für gottes- 
dienstliche Handlungen seiner evangel. Eonfession daraus, dass solche 
als Privatoratorium zur Bequemlichkeit ihres Erbauers errichtet 
wurde, wie sie auch jetzt noch der Schlossherrschaft als Erbbegräb- 
niss dient. Wenn auch seit der späteren Konsekration der öffent- 
liche kath. Gottesdienst nicht bloss gunstweise abgehalten ist, so 
konnte doch die Konsekration als ein bloss kirchlicher Akt (vergl. 
Ziff. 5 oben) das Recht der Gutsherrschaft nicht aufheben, von der 
Schlosskapelle ihrer Bestimmung gemäss Gebrauch zu machen. 

15) 30. Mai 1893, IIL S., Bolze XVI S. 368. Der präsentirte 
Pastor W. ist zurückgewiesen, der danach präsentirte F. hat ver- 
zichtet; sodann wurde B. präsentirt. Innerhalb verlängerter Frist 
hat die Präsentation des W. stattgefunden. Dessen Ablehnung er- 
folgte wegen späterer Verürtheilung im Disciplinarwege ; ein Ver- 
schulden des Patrons lag also nicht vor, und es lief dem Patron seit 
dem Tage, an welchem ihm das Konsistorialschreiben zuging, eine 
neue 6monatliche Frist c. 26 in VP de elect. I, 6. Dass P. nach 
erfolgter Bestätigung verzichtete, beruht wiederum nicht aut einem 
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Verscbolden des Patrons. Die Präsentation des B. wäre also recht- 
zeitig gewesen, mag man w&hrend der Zwischenzeit den Lauf der 
Frist ruhen oder wiederum eine neue Frist mit dem Verzichte be- 
ginnen lassen (unten Ziff. 30!). 

16) 29. Mai 1893, IV. S., Bolze XVI S. 3 u. XIV S. 1. Seit 
unvordenklicher Zeit hat die Oberkirche zu Gottbus für das, 1818 
in ein Gymnasium umgewandelte Lyceam 702 Jl, und 46 L. Koggen 
geleistet; die Schule hatte von jeher einen evang.-AiircAZtcAen Cha- 
rakter. Die Oberkirche gewährte die Leistungen in der Annahme, 
es handle sich um ihre Schule und um eine interne Angelegenheit. 
»Die Annahme, dass die Oberkirche die Schulbeiträge jederzeit nur 
»freiwillig, ohne die opinio necessüatis geleistet habe, wird aus dem 
»wesentlichen Znsammenhange hergeleitet, welcher von jeher zwischen 
»der Oberkirche und der Schule bestand. Diese Feststellung ist an 
»der Hand des vorhandenen ürkundenmaterials in bedenkenfreier 
»Weise gewonnen und daher för das Revisionsgericht massgebend.c 
(Seitdem ohne Zastinimang der Barche das Gymnariam verstaatlicht und das 
lOtwirkangsreeht der Kirche bezüglich der Leitung and Verwaltung der Schale 
entlegen ist, hat die Kirche die Beiträge eingestellt, vgl. nnten Ziff. 40, Arch. 
f. K.-R. 66 S. 255 and Reichsgericht 6. Jali 1891 , IV. S. and 7. April 1892 
IV. S. bei Bolze XIV S. 98 a. 381 and XII S. 338, jar. W. 1895 S, 23 E. XXII 
S. 336, II S. 395 a. IV S. 289.) 

17) 1. Juni 1893, IV. S., E. XXXI S. 281. Nur mit der 
Klage auf Ehescheidung (§. 745 A. L. R. II 1) gemäss Civ.-Pr.-O. 
§. 575, nicht mehr aber auch mit der auf UngiUfigkeitserVl^Tnug der 
Ehe kann der Antrag auf Entscheidung über die Schuldfrage ver- 
bunden werden. Ohne Prüfung der Schuldfrage lässt sich nämlich 
die Scheidung nicht aussprechen; im Falle der üngültigkeitsklage 
betrifft solche aber nur die (nachträgliche) Schadloshaltung. 

18) 12. Juni 1893, III. S., auszugsweise mitgetheilt Arch. f. 
K.-R. 71 S. 93 steht dem ganzen V^ortlaute nach E. XXXI S. 9—17. 

19) 6. Juli 1893, IV. S., E. XXXI S. 305. Dem Ehemann 
steht gegen sein Anerkenntniss, dass das von seiner Ehefrau vor der 
Ehe geborene Kind sein leibliches sei, der Gegenbeweis zu. §. 596 
A. L. R. II 2. Dies Anerkenntniss hat keine hmstüutive Wirkung, 
die nur durch den Nachweis des Zwanges, Irrthums oder Betrugs zu 
entkräften wäre, kommt nur als Beweismittel för die Abstammung 
des Kindes in Betracht (ebenso nach gem. R. E. XXII S. 223 und 
Bolze XV 8. 295 u. franz. R., Arch. f. K.-R. 68 S. 231, 64 S. 275). 
»Allerdings kann die Befugniss, das vom Ehemanne abgegebene An- 
erkenntniss als unrichtig anzugreifen, nur solchen Personen beigelegt 
werden, deren Rechte im Falle der Unrichtigkeit des Anerkennt- 
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nisses durch die Annahme, das Eind habe die Rechte eines ehelichen, 
verletzt werden. Zu diesen Personen gehört aber auch der Ehemann 
selbst. Die Annahme, dass ihm der Gegenbeweis nicht zustehe, weil 
ihm gegenäber das Anerkenntniss eine stärkere bindende Kraft habe, 
findet im Qesetze keine Stütze. c 

20) 13. Juli 1893, IV. S., E. XXXII S. 173 (wohl identisch mit 
19. Okt 1893, IV. S., jur. Vi^. 94 S. 8). Kl. hat gegen die Bekl., 
welche sich nach abgelegtem Klostergelübde als Nonne in dem papstlich ap- 
probirten Orden der Bemhardinerinnen im Kloster G. bei Kowno in Russiand 
befindet, mit dem Antrage geklagt, sie zn yemrtheilen, anzuerkennen, dass sie 
keine Ansprüche auf den Nachlass der Frau v. P. erheben dürfe. Der erste 
Richter hat die Klage abgewiesen, weil die Beklagte als Nonne weder Vertrags - 
noch prozessfahig sei; vom Berufungsrichter ist die Beklagte nach dem Klag- 
antrage verurtheilt worden. Der von der Bekl. gegen letztere Entscheidung 
eingelegten Revision muss der Erfolg versogt bleiben. 

»Der Berufungsrichter geht davon aus, dass der Beklagten die 
»Processfähigkeit zustehe und dass der Anspruch des Klägers ma- 
»teriell begründet sei (S. 174). In ersterer Beziehung führt er ans, 
»dass zun&chst geprüft werden müsse, ob die Beklagte parteiWaxg 
»sei, und dass diese Frage gemäss §. 23 A. L. R. Einleitung nach 
T^russischem Rechte entschieden werden müsse: . . . Von der Revision 
»wird hiegegen geltend gemacht, dass aus §. 1199 A. L. R. II 11, 
»wornach Mönche und Nonnen n(ich abgelegtem Klostergelübde in 
^Ansehung aUer welüichen Geschäfte als verstorben angesehen wer- 
»den, sich von selbst ergebe, dass sie nicht verklagt werden können 
». • . Dem Beruf ungsrichter ist darin beizutreten, dass zwischen Pro- 
»zess- und Parteif&higkeit zu unterscheiden ist (S. 175). Die ProMess- 
i^fähigheit setzt die Parteifähigkeit voraus. Unter Par^fähigkeit ist 
»die Fähigkeit zu verstehen, zu klagen und verklagt zu werden, 
»E. XII S. 399. Die Par^fähigkeit bestimmt sich, wie im nord- 
»deutschen Entwürfe §. 79 hervorgehoben war, nach den Vorschriften 
»des bürgert. Rechts. Die ProaessWiigkeii ^ die Fähigkeit, einen 
»Prozess als Partei selbst zu führen oder durch einen Prozessbevoll- 
»mächtigten fuhren zu lassen, kommt nicht allen Rechtssubjekten 
»als solchen zu, sie ist vielmehr ein Ausfiuss der Handlungs- und 
»Verfügungsfähigkeit. Die Entscheidung der Frage nach der Partei- 
»fähigkeit kann nur aus dem materiellen Rechte entnommen werden, 
»§. 23 A. L. R. Einl. Die Rechtsßhigkeit {}) eines Menschen ist 
»nach den Gesetzen seines Wohnsitzes zu beurtheilen.c (S. 176) Die 
amtl. Sammlung der Qesetze des russ. Rechts »umfasst in Bd. IX 
»den Personenstand ; der 2. Abschnitt handelt von der Geistlichkeit. 
»(S. 177). Aus §. 443 , . . ergibt sich, dass eine Nonne nach russ. 
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»R. nicht aufgehört hat, Bechtaubjekt za sein; den rOra.-kath. 
»Klosterangebörigen ist nur untersagt, unbewegliches Vermögen zu 
»besitzen. Danach ist die Beklagte nach russ. R. als parteifähig zu 
»erachten, und wohnt ihr diese Eigenschaft bei, so unterliegt ihre 
i^FrogesslUügkidt keinem Bedenken. — Gegen die materielle Ent- 
»scheidung der Sache ist von der Revision ein Angriff nicht erhoben 
»worden. Dieselbe beruht auf der eutreffenden (S. 178) Erwägung 
»des Berufungsrichters, dass die Beklagte nach §, 1199 ff. Ä. L. R. 
T^II 11 nicht fähig «ci, Erbschaften jm erwerben und dass diese^ 
»im öffentlichen Interesse erlassene Bestimmung selbst dann An- 
-^Wendung finden müsste^ wenn das ausländische R, eine ent- 
^gegengesetete Anordnung enthielte^). Ueberdies hat aber auch das 
»russ. Recht Mdnche und Nonnen ausdrücklich für erbunfahig er- 
»klärt.« 

Anmerh, d. Red, Die Schlassbestimmimg O steht in gewissem Wider- 
spräche mit der obigen Feststellung ^), dass die Rechtsfähigkeit nach dem Ge« 
setze des Wohnsitzes zu beurtheilen ist. Da diesbezüglich keine Revision ein- 
gelegt war, so konnte das Reichsgericht in die endgültige PrÜfnng der Frage 
gar nicht eintreten. Die Frage bleibt also erst noch vom Reichsgeiichte za 
entscheiden, ob wirklich §. 1199 A. L. R. II 11 auch anf Mdnche nnd Nonnen 
Anwendung findet, welche in einem Rechtsgebiete wohnen nnd dort Gelübde 
abgelegt haben, wo, wie z. 6. in Frankreich, Belgien, Italien nnd Holland das 
ausländische R. die gerade entgegengesetzte Anordnung enthalt, d. i. den Kloster- 
personen die volle Vermögens- und Erbfähigkeit belässt. 

21) 9. Okt. 1893, VI. S., E. XXXI S. 201. Mit Recht ist die 
auf angebliche Misshandlung gestützte und auf zeitweilige Trennung 
von Tisch und Bett gerichtete Widerklage abgewiesen worden. Be- 
klagte hatte den Antrag auf Erlassung eines Anfnahmebefehls an 
den Kläger gestellt und Kläger hatte seine Bereitwilligkeil zur Auf- 
nahme der Beklagten erklärt. In jenem Antrag wurde mit Noth- 
wendigkeit eine formelle Verzeihung der in der Vergangenheit liegen- 
den Vorfälle erblickt, auf die bis dahin vielleicht ein Recht zur 
Fernehaltung vom Kläger hätte gestützt werden können. »Der An- 
»trag, dem anderen Ehegatten seine Mitwirkung zur Herstellung des 
»ehelichen Zusammenlebens anzubefehlen, ist in der That unverein- 
T^bar mit dem Willen, das durch die erduldeten Misshandlungen er- 
»worbene Recht auf einstweiliges getrenntes Leben zu wahren . . . 
»Wer den Willen zur Herstellung des ehelichen Lebens nicht hegt, 
»der soll eben nicht als ein ^böslich verlassenere Ehegatte die 
»Scheidung zu verlangen berechtigt seine ... In einem solchen Falle 
ist, weil mit innerem Widerspruche behaftet, ausgeschlossen die 
Verbindung einer auf einen anderen Grund gestützten Klage auf 
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Ehescheidung oder zeitweilige Treonnng als eventueller mit der 
Scheidungsklage wegen böslicher Verlassung als principaler Klage. 
Wer zu beiden Klagen berechtigt zu sein glaubt, muss dann wählen, 
ob er die eine oder andere anstellen will. 

22) 9. Okt. 1893, VI. S., E. XXXII S. 17. §. 77 Abs. 2 des 
Beichsgesetzes vom 6. Febr. 1875 gibt eine mit dem ersten Absätze 
zusammenhängende {Je&er^an^^vorschrift. Dem wr dem Inkraft- 
treten des Gesetzes erlassenen ürtheile auf beständige Trennung von 
Tisch und Bett wird die Kraft eines Scheidungs-Urtlieils verschafft, 
demnach den rechtskräftig von Tisch und Bett getrennten Ehegatten 
die Möglichkeit der Wiederverheirathung eröffnet (Begründung za 
§. 76 Abs. 4 S. 37, Stenogr. Bericht fiber Sitz. d. Reichstages vom 
23. Jan. 1875 S. 1252) . . . Ausserdem handelt es sich bei dem 
Abs. 2 des §. 77 um ein Ausnahmegesetz ; von der Regel, dass rechts- 
kräftige ürtheile den darin geordneten Rechtszustand unabänderlich 
feststellen, gestattet das Gesetz eine Abweichung. Diese Abweichung 
gilt von den itUändischen ürtheilen, darum aber nicht ohne Weiteres 
von den im Ämlande ergangenen. Letztere beruhen auf einer an- 
deren, mit den inländischen Vorschriften nicht übereinstimmenden 
Gesetzgebung. Jedenfalls aber geht aus dem Gesetze selbst klar 
hervor, dass es sich nur auf Ürtheile deutscher Gerichte bezieht. 
Bei den Worten: »Ist vor dem Tage, an welchem dies Gesetz in 
Kraft tritt, auf beständige Trennung von Tisch und Bett erkannt 
worden,€ kann nur an das deutsche Rechtsgebiet gedacht worden 
sein, in welchem eine ständige Trennung von Tisch und Bett bisher 
möglich war, fortan jedoch durch §. 77 Abs. l des Reichsgesetzes 
ausgeschlossen ist. Sollte §. 77 Abs. 2 auch auf Erkenntnisse aus 
anderen Rechtsgebieten Anwendung finden, in denen, wie in Oester- 
reiche auch jetzt noch die beständige Trennung von Tisch und Bett 
verfügt werden kann, so würde die Beschränkung des §. 77 Abs. 2 
auf Erkenntnisse, welche vor dem Inkrafttreten des Gesetzes ge- 
sprochen sind, keinen Sinn haben. Denn für diese Beschränkung 
fehlt, wenn ürtheile ausserdeuischer Gerichte dem Gesetze mit unter- 
stellt werden, jeder Grund. Warum dem Ausländer die Umwand- 
lung eines nach dem Inkrafttreten des Gesetzes erlassenen Tren- 
nungs-ürtheils versagt sein sollte, Hesse sich schlechthin nicht er- 
kennen. Daraus allein schon ergibt sich, dass der Gesetzgeber die 
ausländischen ürtheile überhaupt nicht im Sinne gehabt hat. Dem- 
zufolge bietet dem Kläger auch die vor dem Inkrafttreten des Oe- 
setees im Auslande erkannte immerwährende Scheidung seiner Ehe 
heiklen Gründe hei deutschen Gerichten die Scheidung der Ehe 
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vom Bande eu beantragen. (Arch. f. E.-B. 4M) S. 307, 71 S. 94). Am 18. JaU 
1894 erklarte der Kaseationahof Paris die franz. Gerichte für un%a$iändig in 
Ehescheidangaklagen von Ausländem (Menabrea geg. Menabrea). 

23) 20. Dec. 1893, V. S., jur. W. 94 S. 70 (Kirchengde geg. 
Schulg^Q). Die »Redlichkeit des Besitzest (§. 629 A. L. R. I 9, 
Arch. f. K.-R. 60 S. 309) wird Dicht dadurch ansgeschlossen , dass 
solcher nur seitens der engeren und unteren Vertretung der Kirchen- 
gemeinde übertragen wurde, ohne Zuziehung der grösseren Vertretung 
und ohne Genehmigung (Arch. f. K.-R. 60 S. 298) der fiStoafeauf- 
sicht, wie solche für Veräusserung des Grundeigenthums vorgeschrieben 
ist. 1841 hatte das Presbyterium und gleichzeitig der Vorstand der 
Schulgemeinde erklärt, letztere solle Besitzerin der streitigen Grund- 
stücke sein. Der Lehrer, der zugleich Küster war, blieb auch ferner- 
hin im Besitze, welchen er für die Schulgemeinde fortsetzte. Arch. 
f. K.-R. 63 S. 422. 

24) 21. Dec. 1893, IV. S., E. XXXIl S. 400 u. jur. W. 94 S. 63. 
Klägerin ist mit ihrer Ehescheidungsklage vom Landgericht abgewiesen. Auf 
ihren Antrag hat die öffentl. Zastellang des Urtheils an den Beklagten statt- 
gefunden. Am 26. April 1893 hat die Klägerin dem Kammergerichte einen 
Antrag aaf Wiedereinsetzung gegen Versaumnng der Berufungsfrist und eine 
Bernfungschrift mit dem Gesuche aberreicht, die d£f. Zustellung dieser Schrift- 
stücke an den Beklagten zu bewilligen. Die Bewilligung ist erfolgt .... Die 
Anheftung zuzustellender Schriftstücke an die Gerichtstafel ist nach einer Be- 
scheinigung des I. QeHchtsdieners des Berufongsgerichts bewirkt .... Im 
Termine ist wiederum nur die Berufungskl&gerin yertreten gewesen. Auf die 
Verhandlung hat das Berufungsgericht eine sachliche Entscheidung abgt- 
lehnt Die hiegegen erhobene Beschwerde der Klägerin erscheint (G.-P.-O. §. 530) 
zul&ssig und begründet . . . Die nachgeholte Prozesshandlung (G.-P.-O. 216) be- 
traf die Einlegung der Berufung in eine Ehesache. Nach dem für dies 
Bechtsmittel massgebenden Verfahren hat sich daher auch das Ver&hren be- 
treflfs der Wiedereinseizung zu richten . . . Zufolge C.-Pr.-O. §§. 497—499, 
272 u. 281 lag dem Berufungsgerichte ob, eine Entscheidung über die Zuläs- 
sigkeit bezw. Begründetheit der gestellten Anträge in UrtheUstoim abzugeben. 
Nicht aber stand es in der Befngniss desselben, wie geschehen, eine sachliche 
Entscheidung mittels Beschlusses abzulehnen. Ergab sich bei Prüfung des 
Wiedereinsetzungsautrags, wie es thatsfichlich geschehen ist, ein Bedenken^ so 
hätte nach §. 130 Abs. 2 C.-Pr.-O. der Vorsitzende auf solches aufmerksam 
machen müssen. Wurde das Bedenken nicht gehoben, so war der Antrag durch 
Enduriheil . . zu verwerfen. Das Berufungsgericht findet einen wesentlichen 
Verstoss darin, dass die Bescheinigung über die Anheftung nicht Yom Gerichts- 
schreiber, sondern vom Gerichtsdiener ausgestellt ist . . . Das Gesetz selbst 
gibt keine Bestimmung darüber, inwieweit sich der Gerichtsschreiber der Hit- 
wirkung ihm untergebenen Gerichtsbeamten bedienen darf. Ausreichend ist, 
wenn die Anheftung des Aushangs überhaupt mit Wissen des Gerichtsschreibers 
dnrch einen anderen Gerichtsbeamten erfolgt. 

25) 22. Dec. 1893, III. S., jur. W. 94 S. 68. Die eeüweüige 
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Trennung (vgl. 30. Jan. 1893) ist nach gem. R. »auch eine Schatz-* 
massregel zu Gunsten desjenigen Theiles, für welchen die Erzwingang 
des Zusammenlebens, mindestens z. Z., eine unbillige Härte wäre«, 
B. VI S. 151, 371 u. 372. Das Gericht durfte sie nicht deshalb 
ablehnen, dass die Parteien ohnehin schon seit Jahren von einander 
getrennt leben, und dass die Erreichung des Versöhnungszweckes 
unwahrscheinlich sei (Arch. f. K.-R. 66 S. 258 u. 260). 

25^) 8. Jan. 1894, IV. S., E. XXXII S. 417. Civ.-Pr.-Ordn. 
§. 582 bezieht Bich zwar (E. IV 893) nicht auch auf ürtheile , welche durch 
einen Eid bedingt sind, vor dessen Leistung oder Nichtleistung es noch nicht 
feststeht, ob die Ehe überhaupt getrennt wird. Das landg. Urtheil macht je- 
doch die Ehetrennung selbst nicht von einem Eide abhängig; die Folgen der 
Leistung oder Nichtleistung des Eides beziehen sich nur auf die Schuliifnge 
und den Kostenpunkt. Die Zustellung des Urthoils masste hicDach von Amts' 
wegen bewirkt werden ; die Zustellung auf Parteibetrieb hat keine Wirkung, 
£. 111 S. 375. Das ürtheil des Berufungsgerichtes, welches den §. 582 verletzt, 
war somit auftuheben. 

26) 80. Jan. 1894, IIL S., jur. W. 94 S. 149. »Damit ein 
Ferm^en^inbegriff als Subjekt von Rechten und Verbindlichkeiten 
mit eigenen Rechten und eigenem Willen seiner Vertreter angesehen, 
ihm also die Eigenschaft einer juristischen Person (vgl. Arch. 
f. K.-R. 57 S. 121, 63 S. 420) zuerkannt werden könne, wird er- 
fordert, dass dies Vermögen, losgelöst von demjenigen anderer phy- 
sischer oder (Arch. f. K.-li. 71 S. 87) juristischer Personen, als ein 
selbstiindiges sich darstelle. Diese Eigenschaft kommt den, in der 
Fideihommisskasse des Hauses Isenburg vereinigten Fonds nicht zu. 

Sie bilden, nach wie vor Bestandtheile des SfammvermOgens des 
Hauses. Nur in der Verfüg ungsgew all darüber sind die Fideikommissinhaber 
beschrankt; die Ztr^cArbestimmung der Fonds selbst wird dadurch nicht ge- 
ändert. Grundsatzlich hätte allerdings die Berechtigung der Isenburger Hau-scr, 
mit staatlicher Genehmigung der, durch Familienverträge in Wirksamkeit ge- 
tretenen Fideikommisskasse die Rechte einer juristischen Person beizu- 
legen, nicht in Zweifel gezogen werden können, Bundesakte 1815, A. XIV, 
£. U 155, XVIII 202, XXVI 135. (Das Keichsgericht nahm 8. Mai 1893, IV. S., 
Bolze XVI 8.360, an, dass der Graf StoUberg- Wernigerode »kraft der ihm an 
Stelle des Landesher/ n beiwohnenden Befugnisse einem Erziehungshause ftlr 
schwach- und blödsinnige Mädchen die juristische Persönlichkeit verleihen konnte 
und Yerliehen habe. »An Stelle des Landesherrn« verleiht bezw. verlieh zu- 
folge Nov. 67 n. 131 (Meurer hl. Sachen II 258) der Bischof den von ihm er- 
richteten Pfründen, Pfarreien und Kirchen die juristische Persönlichkeit.« 
D. Ztschr. f. K.-E. IV S. 309.) 

27) 16. Febr. 1894, III. S., jur. W. 94 S. 150, Nach kanon. 
R. gilt, abgesehen von unheilbarer Lnpotenst, 12. Dec. 1892, IV. S., 
Bolze XV S. 282 — als trennendes Ehehindemiss nur der Irrthnm 
aber die Identität der Person (Arch. f. K.-R. 57 S. 131 u. 60 S. 303) 
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und fiber solche Eigenschaften, welche die Individudlüäi der Person 
feststellen und sie als eine bestimmt bezeichnete von andern aas- 
sondern. Nicht als wesentlich wird dagegen angesehen ein Irrthum 
über minder toichtige Eigenschaften, wie (Reichsgericht 13. Jan. 1891, 
Ärch. f. K.-R. 68 S. 226, 67 S. 132 u. 60 S. 307) Verurtheilung 
zn einer entehrenden Strafe, Schwangerschaft von einem Dritten. 

»So wenig eine, dem anderen Theile unbekannt gebliebene vorüber- 
gehende Geistes- oder Oem&thsstörnng eines Ehegatten zar Ehetrennnng als 
ausreichend erachtet werden kann, E. XXVII S. 160, Arch. f. K.-B. 6S S. 225 
n. 2S7, 60 S. 305, 71 S. 90, ebenso wenig eine, aus einem blossen chronischen 
Tr. bestehende, z. Z. der Eheschliessung noch nicht vöUig geheilte geschlecht- 
liche Erkrankung, auch wenn die Ehefrau erst nach Eingehung der Ehe Kennt- 
niss Ton diesem üebel erlangte.c (Am 29. Okt 1892 hat IV. S., Bolze XV S. 280, an- 
genommen, »ein Behafbetsein des Ehegatten mit einem ansteckungsfahigen latenten 
Tr. bt an sich geeignet, als Scheidungsgrnnd in Betracht zu kommen, c 8. 418.) 

28) 22. Febr. 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 188. §. Ö72 u. 748 
A. L. R. II 1 stellen undematürliche Unzacht (Arch. f. K.-R. 66 
S. 258 Ziff. 25) dem Ehebrache gleich ; bei Beortheilang cler Schald- 
frage können aach vergiehene Ehevergehen berücksichtigt werden. 

[Doch hat das Reichsgericht 26. Febr. 1894, IV. S. jur. W. 94 8. 211 
nicht beanstandet, wenn hieiron abgesehen wurde, weil seit dem angeblichen 
Ehebruche der Klägerin mehr als 20 Jahre (vergl. Arch. f. K.-R. 6S S. 426 
Ziff. 25) verflossen sind; die Ehe wurde wegen einer neuerlichen Bestrafung 
des Beklagten getrennt] 

28^) 26. Febr. 1894, IV. S., E. XXXIII 862. Weihbischof L. 
and Domherr S. können sich nickt der Ablegang ihres Zeugnisses 
(Giv.-Pr.-O. §. 348^ o. 841) fiber die Behaaptang der Patrone ent- 
ziehen, dass alle nach den Akten des erzbischöfl. Konsistoriams seit 
1784 aaf dem Pfarr- Vorwerke T. nothwendig gewordenen Bauten 
vom jeweiligen Propste aas eigenen Mitteln ausgeführt warden, und 
dass der Propst W. seinen Vorgesetzten gegenüber hiezu sich als 
verpflichtet anerkannt habe. Es besteht keine gesetdiche Vorschrift^ 
welche im vorliegenden Falle die QeheinAaUung der Thatsachen ge- 
bietet; auch die Natter der za bekundenden Thatsachen erfordert 
nicht ihre Geheimhaltung. Letztere wQrde auch nicht dadurch ge- 
rechtfertigt, dass, sofern die Patrone mit ihrer Klage auf Befreiung 
von der Baulast durchdringen, die Einkünfte der Pfarre erheblich 
geschmälert wurden, und dass daher das Konsistorium ein wesent- 
liches Interesse daran habe, dass den Klägern der Beweis der Ob- 
servanz nicht gelingt. 

29) 27. Febr. 1894, III. S., jur. W. 94 S. 170, E. XXXII 
S. 169. Die Obervormundachafisbehörde 1. 1 §. 1 D. 27,* u. 1. 1 
G. 6,^' bestimmt den Erzieher des Mändels ; sie soll allerdings Utjft- 
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wiUige Anordnungen des Vaters beachten und allenfalls die Matter 
in erster Linie berücksichtigen; sie kann aber im Interesse des 
Mündels (vgl Reichsgericht 14. No?. 1898, III. S. jur. W. 94 S. II, 
Arch. f. E.-B. 63 S. 427 n. 66 S. 261) von jenen Anordnungen ab- 
sehen und aus triftigen , zu ihrer Erw&gung stehenden Gründen die 
Mutter übergehen. Der Wittwe innss insoweit die Mutter eines an- 
ehelichen Kindes gleichgestellt werden. Der Anspruch auf Erziehung 
des Mündels kann aber nicht zum Gegenstand eines bürgerlichen 
Rechtsstreits gegen den Vormund gemacht werden. Oberforraund- 
schaftliche Verfügungen können, wenn der Richter seine Zuständig- 
keit nicht überschritten hat, nur in dem für die freiwillige Gerichts- 
barkeit festgestellten Instanzenzuge angefochten werden. Aehnlich 
Beichsgericht 15. Mai 1893, Arch. f. K.-R. 71 S. 94, vgl. übrigens nach frans. 
R. Reichsgericht 25. Mfirz 1890, II. S., jnr. Ztschr. f. Els.-Lothr. XV S. 294.) 

29^) 1. März 1894, IV. S., jur. W. 1894 S. 246. Trotz des Be- 
Sitzes eines eigenen Hauses ist die Ehetrau verpflichtet (§. 184, 679 
u. 680 A. L. R. II 1), ihrem Ehemanne in die neue Wohnung zu 
folgen, falls letztere sich als Familienwohnung für die Parteien eignet. 

30) 2. März 1894, III. S., jur. W. 94 S. 185. Das gemeine 
B. kennt weder eine Restitution gegen den Ablauf der PräsetitationS' 
frist des Patrons^ noch die Bewilligung einer neuen Frist mit den 
Rechten der früheren (vgl. oben Ziflf. 15). 

81) 8. März 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 270. Der Scheidungs- 
grund gegenseitiger Einwilligung ist nicht vorhanden, wenn die vom 
Vertreter der Partei erklärte Einwilligung und die vom Gegner ver- 
langte Ehetrennung dem wahren Willen der Partei nicht entspricht; 
gemäss Civ.-Pr.-O. 577 u. 581 obliegt dem Ehegerichte, die Frage 
des Einverständnisses der Partei mit den Erklärungen des Vertreters 
von Amtswegen zur Erörterung zu ziehen. Der vom Kläger in der 
Berufungsinstanz gestellte Antrag, den Rechtsstreit durch Zurück- 
nahme der Klage für erledigt zu erachten, ist hienach unter dem 
Gesichtspunkte des Widerrufs der bereits erklärten Einwilligung in 
die Ehetrennung zu prüfen. §. 716 A. L. R. II 1. (Aehnlich Reichs- 
gericht 1. Dec. 1890, Arch. f. K.-R. 68 S. 227.) 

32) 20. März 1894, III. S., jur. W. 94 S. 204. Gerechte ür- 
Sachen für die Entfernung der Ehefrau von ihrem Manne sind vor- 
handen, wenn durch das Benehmen des Ehemannes, insbesondere 
Verstösse gegen die eheliche Treue, das Zusammenleben mit ihm der 
Ehefrau zur i^unerträglichen Last^ gemacht worden ist. Aber nicht 
jeder Ehebruch ist schlechthin und auf unbegrenzte Zeit ein Ent- 
sehuldigungsgrnnd für die Weigerung der Rückkehr, sondern nur die 
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einstweilen noch fortdauernde Verbitterung. Der aus dem Ehebrüche 
sich ergebende Anspruch auf Scheidung kann auch einredeweise gel- 
tend gemacht werden. Der Anspruch auf Wiedervereinigung würde 
an und für sich in Folge der Einrede auf unbegrenaie Zeit beseitigt 
werden. Die Ehe bestände fort, aber der des Ehebruchs schuldige 
Theil könnte niemals die Wiedervereinigung verlangen oder eine 
Scheidung wegen böslicher Verlassung begehren. Nach c. 4 X. de 
div. 4,19 scheint eine solche Rechtslage möglich gewesen zu sein; 
sie ist aber nach §. 77 des Reichsges. vom 6. Febr. 1875 und auch 
schon nach prot. Eherecht ausgeschlossen. 

33) 2. April 1894 , VI. S. , jur. W. 94 S. 243. Durch Be- 
rufung auf neuerdings dazwischen getretene Treunungsgründe kann 
jeder Gatte die auf Grund richterlichen Urtheils durchgeführte 
Trennung von Tisch und Bett bis auf Weiteres noch verlängern, 
vgl. E. XXXI S. 151. 

84) 5. April 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 289. Der Irrthum 
des Ehemanns über die Jungfräulichkeit der Frau (Arch. f. K.-R. 
66 S. 259, 57 S. 131, 60 S. 306 u. 63 S. 425) gibt gemäss §. 40 
A. L. R. II 1 ein Recht zur Anfechtung der Ehe auch dann, wenn 
der Mann selbst geschlechtlich mit der Frau vor der Eheschliessung 
verkehrt hatte, aber der Meinung war, dass die Frau vorher mit 
einem anderen Manne den Beischlaf noch nicht vollzogen habe. Die 
Vermuthung zu Gunsten der Ehelichkeit des Kindes §. 1 A. L. R. 
II 2 kann nicht auch zu Gunsten der vor der Ehe geschwängerten 
Ehefrau verwerthet werden. — Die in St.-G.-B. 186 bezeichnete 
ehrenrührige Nachrede ^ welche auch in der Anzeige bei einer Be- 
hörde bestehen kann, ist geeignet, eine vorsätzliche unerlaubte Hand- 
lung im Sinne des §. 706 A. L. R. II 1 darzustellen (Arch. f. K.-R. 
71 S. 93). 

35) 9. April 1894, V. S., jur. W. 94 S. 194, Reger Entsch. XV 
S. 91. Nur physischen Personen gesteht Civ.-Pr.-O. 106 (109 u. 113) 
das Ärmenrecht zu. Die Motive (S. 123) regeln nur das Armen- R. ein- 
edner physischen Personen und verweisen daneben nur noch auf die, 
einen vollen Ersatz für das Armen-R. allerdings nicht bietende, landes- 
gesetalich zu regelnde OeMhrenfreiheit gewisser juristischer Personen. 
Nur Scherer »rhein. R. und Reichsgesetzgeb.c II S. 144 sowie ein Be- 
schluss des preuss. Kammergerichts in Busch »Ztschr. f. Civ.-Proz.c 
XIII S. 368 berufen sich auf ein, für die Ausdehnung des Arroenrechtes 
über den Kreis physischer Personen hinaus bestehendes Bedürfniss. 
»Dieser Grund allein berechtigt aber die Gerichte nicht zur Er- 
»gänzunjL( des Gesetzes; gerade für die unvermögenden Kirchen und 
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^Schiden wird das Bedürfniss kaum anzaerkennen sein, da diesen 
»zar Ergänzung ihrer Einkünfte die Besteuerung der Gdemitglieder 
»zu Gebote steht.c (Ggl. franz. St.-K.-R. 192.) Jaristischen Personen wird 
iD Deatscliland das Armenrecht nie mehr ertheilt, Fachsberger Proz.-Ordaang^ 
1894 8. 111, Ganpp 1890 I 245, Senffert 1893 S. 154 n. Wilmowski 1892 1 189. 
Auch in Belgien (App. Gent 27. Mai 1836) nnd Frankreich (Joam. d. Gons. d. 
Fabr. 1881 p. 314) bleibt selbst den ärmsten GotteshausTerwaltnngen das 
Annenrecht versagt. 

36) 17. April 1894, III. S., jur. W. 94 S. 266. In Frage 
kommt lediglich, ob der Umstand, dass der Gesundheüseustand (oben 
S. 415) eines Ehegatten bei dem Zusammenleben gewissen Gefahren 
ausgesetzt ist, ausreicht, um die Scheidung zu verlangen. Eine derartige 
Ausdehnung der Ehescheidung auf Fälle, in denen eine Verschuldung 
wicÄ^ vorliegt, ist vom Reichsgerichte (E. VHS. 158, Arch. f. K.-R. 
57 S. 131, vgl. Seuffert's Archiv XXIII N. 34) abgelehnt worden. 

37) 19. April 1894, VI. S., jur. W. 94 S. 320. Ausser der 
Darlegung der böslichen Verlassung braucht die Klägerin nicht 
negativ darzuthun, dass sie sich nichts Böses gegen den Beklagten 
habe zu Schulden kommen lassen, gleichviel ob vor oder nach der 
Verlassung. 

38) 24. April 1894, III. S., jur. W. 94 S. 326. Nur Erhebung 
der Ehescheidungsklage oder Beantragung des Snhneversuchs unter- 
bricht den Lauf der Frist des §. 721 A. L. R. II 1 ; die Frist läuft 
nicht, insolange die Frau sich von ihrem Manne in Fortsetzung ihrer 
Weigerung der ehelichen Pflicht fernhält. (Aehnlich 26. April 1894, 
IV. S.) 

39) 24. April 1894, III. S., jur. W. 94 S. 285 (Stadt Frank- 
fürt geg. Jcath, Eirchengemeinde). Neben einer d/fmä»cA-rechtlichen 
Verpflichtung kann eine c/t;iZrechtIiche , denselben Gegenstand be- 
treffende Verbindlichkeit übernommen werden, (vgl. Arch. f. E.-R. 
67 S. 124 Ziff. 12.) 

40) 30. April 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 380. Die pr. Schtd- 
Ordnung vom 10. Dec. 1849 bestimmt in §. 38, dass die Kirch- 
und Dorfschullehrer im Besitze der Einkünfte und Leistungen ver- 
bleiben, welche sie bisher aus dem Kirchen vermögen von dem Kirchen- 
patron oder den Eingepfarrten erhalten haben. Die Stadt Br. rauss 
daher nachweisen^ dass die iTircA^gemeinde durch hes. Recktstiiel 
(Arch. f. K.-R. 66 S. 255) verpflichtet ist, den unentgeltlichen Ge- 
brauch eines Grundstückes für Schulzwecke zu gestatten. Ein solcher 
Rechtstitel steht ihr in der Kabinetsordre von 1828 zur Seite, wo- 
durch sie aus Staatsm\tle\ii das Geschenk zum Bau der ev. Kirche, 
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Pfarre und Schtde erhalten hat, also mit der Auflage die geschenkte 
Geldsumme zum Baue dieser Gebäude zu verwenden (7gl. 23, 16 u. 55). 
40^) 30. April 1894, IV. S., Bolze XVIII S. 392. Nach pr. 
Schulordnung 11. XII 1845 §. 38 (s. unten ürth. 7. Dec. 1894) be- 
wendet es bei den, auf besonderen Stiftungen oder Rechtstiteln 
beruhenden Leistungen einzelner Personen , Korporationen oder In- 
stitute für Elementarschulen. Der evang. Kirchengemeinde Brauns- 
berg wurden 1828 aus Staatsmitteln 53,000 Thaler zum Baue der 
evang. Kirche, Pfarre und Schule bewilligt. Durch Annahme des 
Geschenkes hat sie die Verpflichtung übernommen, das Schulgebäude 
dauernd zur unentgdüichen Benützung für Schulzwecke der Stadt- 
gemeinde herzugeben. 

41) 10. Mai 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 378. Durch den 
Ausschluss auf 6 Monate von den Zusammenkünften der Schützen- 
gilde ist dem Kläger die Ausübung von Vermögens- und Ehren- 
rechten entzogen worden; auch gegen den gänglichen Ausschluss 
kann Klage vor den ordentlichen Gerichten erhoben werden. §. 14 
A. L. G. II 6. (Aehnlich nach franz. li., Geigel 345 Anm. 13, jur. 
Ztschr. f. E18.-L. 1894 S. 215 u. 1890 S. 168, Arch. f. K.-R. 66 
S. 352 betr. Entlassung aus einem Kloster). 

42) 10. Mai 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 363 und 377. Die 
Klägerin konnte dem Bekl. den Eid darüber zuschieben, dass er bei 
Beantragung des RückkehrbefMs nicht die ernstliche Absicht ge- 
habt habe, die eheliche Gemeinschaft wiederum herzustellen. C.-Pr.-O. 
410 versteht unter Thatsachen^ die durch Eid bewiesen werden kön- 
nen, nicht nur äussere oder sinnlich wahrnehmbare, sondern auch 
innere, wie den Willen oder die Absicht des Schwörenden, E. III 
S. 305, 430 u. 432, VII S. 1, XXI S. 402 u. XXV S. 180. Eine 
zur Scheidung rechtfertigende schwere Misshandlung §. 699 A. L. R. 
n 1 bildet ohne Weiteres auch einen rechtmässigen Grund zur Ent- 
fernung der Ehefrau (§. 585) und beseitigt den Scheidungsgrund der 
böslichen Verlassung. Der Faustschlag hat den Kopf der Frau nur 
deshalb nicht getroffen, weil sie den Schlag mit dem Arme parirte ; 
die blosse Gefährdung begründet schon §. 699. 

43) 21. Mai 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 402. Wenn zwischen 
den Eltern Zerwürfnisse bestehen, so ist für die Frage, welchem 
Gatten während des Scheidungsprozesses die Erziehung der Kinder 
zu fiberlassen sei, nur massgebend, bei welchem Theile sie besser 
aufgehoben sind. §. 64 A. L R. II 2, oben Ziff. 29. 

44) 24. Mai 1894, IV. S„ jur. W. 94 S. 377. Der Mann, der 
durch seine Schuld das Getrenntleben herbeigeführt hat, muss §. 185 

27* 
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A. L. B. II 1 der trau ausserhalb des Hauses standesmässigen 
Unterhalt verabreichen, selbst wenn ihm auch nur fdr nothdürfligen 
Unterhalt die Mittel übrig blieben. 

45) 1. Juni 1894, III. S., jur. W. 94 S. 870. Nichtig Änd die 
Vertragsbestimmungen, wodurch die Eheleute die Erziehung ihrer 
Kinder (Arch. f. E.-B. 60 S. 308) einem Dritten fibergeben and 
sich selbst jedweden Einflusses hierauf ent&ussern, ferner (Arch. für 
E.-R. 71 S. 90 u. 63 S. 425) über das GärennOAen der Eheleate 
bis zum Eintritte eines »etwaigen Scheidungsurtheils.c Im Wege 
gerichtlicher Klage kann der Vater auch seiner Ehefrau gegenüber 
sein Recht auf Herausgabe des Kindes verfolgen, E. XVII 129 and 
XVIII 186. Deshalb allein weil die Ehefrau sich von ihrem Manne 
getrennt hat, und letzterer vermöge seiner Berufsverh&ltnisse ohne sie 
nicht in der Lage ist, seiner Tochter die nöthige Pflege und Er- 
ziehung angedeihen zu lassen , dürfen ihr auch noch die im jugend- 
lichsten Alter stehenden Töchter nicht zugesprochen werden (gem. B. ; 
nach pr. L. B. vgl. oben Ziff. 43). 

46) 14. Juni 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 443. Das Bemfunga- 
gericht findet den Thatbestand gesundheitsgefährlicher Misshandlung 
§. 699 A. L. R. II 1 weder darin, dass Beklagter der Klägerin einen 
Faustschlag in's Qesicht versetzt haben soll, noch darin, dass er sie 
angeblich mit dem StieMkneeht habe schlagen wollen. Diese Wür- 
digung muss beanstandet werden. Sie lässt nicht mit Sicherheit er- 
kennen, ob das B. G. dem Begriffe fraglichen Scheidungsgrxkudes 
gerecht geworden ist; denn Foti^^schläge in's Qesicht erscheinen mit 
Rücksicht auf die Natur des zum Schlage gebrauchten Mittds und 
des vom Schlage getroffenen Organs erfahrungsgemäss geeignet, die 
Gesundheit des Verletzten zu schädigen. Die Behauptung, dass Bekl. 
die Kl. mit dem Stiefelknechte habe schlagen wollen und sie nur 
durch schnelles Ausweichen einer schweren Körperverletzung ent* 
gangen sei, bedurfte zunächst der Klarstellung im Wege der Ausübung 
des Fragerechtes. 

47) 6. Juli 1894, III. S. jur. W. 94 S. 462. Für den Bezirk 
einer Pfarrei oder Schulgemeinde kann die Dinglichkeit der Kirchen* 
und Schullasten, ebenso selbst im kleinsten Territorium die Wege- 
(11. Juli 1894, V. S., jur. W. S. 463) oder Deichelast (6. Okt 1894, 
V. S., jur. W. S. 558) sämmüicher Anlieger durch Gewohnheits- 
recht (unten ürth. 6. Okt. 1894) begründet werden, auch für einen 
weiteren Kreis der Bechtssatz, dass in allen Pfarreien das Bittergut 
die Kirchenlasten allein tragen müsse, nicht dagegen die Verpflichtung 
eines einzdnen Ritterguts zur Tragung sämmtlicher Kirchenlasten 
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(Seuffert Arch. 10 N. 190, 28 N. 98, E. XI S. 212). Nur objektive, 
nicht subjektive Rechte können durch Gewohnheit begründet werden. 

48) 17. Sept. 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 545. Ueber behufs 
Aufrechthaltung der Ehe geltend gemachte Thatsachen ist Eides- 
zuschiebung zulässig (vgl. 18. Okt. 1894, VI. S., S. 546). 

49) 6. Okt. 1894, V. S., jur. W. 1894 S. 557. Das A. L. R. 
II 11 anerkennt in §. 666, 667, 676, 678, 710, 762, 790, 766, 875, 
950 u. 957 einen Ortsgebrauch nur hinsichtlich der Leistungen für 
bestimmte einselne kirchliche Bedürfnisse und hinsichtlich des Be- 
stehens sowie der Regelung bestimmter einzelner (vgl. E. XX S. 850, 
Arch. f. K.-R. 63 S. 422, oben 6. Juli 1894) kirchlicher Abgaben; 
in den so durch Ohservana sich regelnden Fällen ist auch die con- 
fessionelle Zugehörigkeit zur Eirchengemeinde nicht nothwendige 
Voraussetzung der Leistungspflicht. Dagegen findet sich nicht auch 
ein Satz des Inhalts, dass über Deckung des ganzen Defizites nach 
Erschöpfung der Einkünfte des Kirchen- und Pfarrvermögens die 
Observanz entscheide. (Die ev. Eirchengemeinde hatte behauptet, 
dass herkömmlich die mennonUischen Grundbesitzer die Deicbabgaben 
für die Pfarrländereien zu zahlen hätten.) 

50) 8. Okt. 1894, VI. S., jur. W, 94 S. 544. Die Ehefrau 
hatte in erster Linie den Ehebruch bestritten und nur eventuell be- 
hauptet, der Ehemann habe den Ehebruch jedenfalls (Arch. f. K.-R. 
71 S. 92) verziehen; letzterer hatte früher selbst eingeräumt, er habe 
angenommen, dass seine Frau mit X. geschlechtlich verkehrte. Die 
Eideszuschiebung an den Ehemann, dass er die Ueberzeugung von 
dem ehebrecherischen Umgänge hatte, ist zulässig (Civ.-Pr.-O. 410 
u. 577); diese unter Eid gestellte Behauptung braucht thatsächlich 
nicht näher substanziirt zu werden. 

51) 13. Okt. 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 558. Auch betreflfs 
der Substanz des iyarrgutes (§. 772 u. 774 A. L. R. II 11) kann 
nicht die Pfarre, da sie zufolge der Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung 10. IV 1878 §. 22 und Ges. 25. V 1874 keine besondere 
(dagegen Reichsgericht 24. Sept. 1892 , V. S. , jur, W. 92 S. 433, 
Arch. f. K.-R. 71 S. 87) juristische Person ist, sondern nur die 
Knchengemeinde klagen ; denn auch Trägerin desjenigen Vermögens, 
dessen Verwaltung (§. 778) dem Pfarrer übertragen wird, ist nur die 
Kirchengesellschaft (§. 160, 170, 179, 183, 193, 228 u. 618 A. L. R. 
II 11, E. XVII 192). 

52) 16. Okt. 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 556. Die überlegte 
Absicht, dem anderen Ehegatten die Achtung zu entziehen (§. 700 
A. L. R. II 1), ist nicht vorhanden, wenn die Beleidigung allein 
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dem anderen Ehegatten gegenüber ausgesprochen ist, und nicht andere 
Personen Zeugen derselben waren. Die Frau hatte nicht die Ab- 
sicht, den Inhalt des an ihren Mann gerichteten Briefes auch zar 
Kenntniss Dritter zu bringen. Nur er selbst hat diesen Brief im 
Prozesse vorgebracht. 

53) 29. Okt. 1894, IV. S., jur. W. 94 S. 583. Das dingliche 
Patronat über eine Kirche kann (§. 574 u. 575 A. L. R. II 11, 
§. 35 II 14 u. §. 629 I 9) durch 44jährigen Besitz im Wege der 
Verjährung ersessen werden, wenn innerhalb dieser Zeit »sowohl die 
Kirchengemeinde dem Erwerbenden die Rechte eines Patrons zuge- 
standen, wie auch der Erwerbende seinerseits die dem Patronat an- 
klebenden Pflichten erfüllt hatc (ebenso 4. April 1881, IV. S., 
E. IV 289). 

54) 12. Nov. 1894, IV. S.. jur. W. 95 S. 42. »Die Einrede 
der mangelnden Legitimation des Vertreters des Domkapitels Gnesen, 
weil entgegen der Bulle »De salute animarum« 16. VII 1821 Abs. 10 
die Propstei würde bezw. ein Kanonikat nicht besetzt gewesen, ist nickt 
begründet. Das Kapitel hat §. 1022 A. L. R. II 11 die Eigenschaft einer 
geistl. Korporation; die zeitweilige UnvoU ständig keit der BesetzQUg steht 
nicht dem entgegen, dass es in der Vermögensverwaltung und insbes. Prozessen 
durch die dazu berufenen Organe vertreten wird. Ob zur Besorgung von Rechts* 
angelegenheiten legitimirto Organe vorhanden sind, und aus welchen Personen 
dieselben bestehen, unterliegt (§. 3 Abs. 2 Ges. 7. VI 1876) der Prüfung der 
staatlichen Aufsichtsbehörde , welcher allein die Ausstellung der Atteste über 
die Legitimation der betreffenden Organe zusteht« (hier des Oberprasideuten, 
Verord. 30. I 1893). 

55) 7. Dec. 1894, III. S., jur. W. 95 S. 52, Kirchenvorstand 
K. geg. Regierung Schleswig. Für Streitigkeiten auf Grund der all- 
gemeinen Schulordnung (§. 75) ist nach §. 46^ des Zuständigkeits- 
gesetzes 1. VIII 1888 nicht der Rechtsweg vor den ord. Gerichten, 
sondern das Verwaltungsstreitverfahren zulässig (s. oben Urtheil 
30. April 1894). 

Aus dem Eigenthum der Eirchengeroeinde an der Eirch^if/bibliothek 
folgt nicht die Zulässigkeit des Rechtswegs für den Elagantrag auf Anerken- 
nung, dass »die Verwendung derselben ausschliesslich dem Ortsprediger unter 
Oberaufsicht des Eirchenpropstes obliege, und dass sie im Pastoratsgebaude auf- 
zubewahren€ sei. Auf Grund der, der Revision nicht unterliegenden Fest- 
stellung des Berufungsgerichts ist die Bibliothek zwar aus den Mitteln der 
Kirche angeschafft, aber für die Zwecke der Schule bestimmt, und die Aufsicht 
dem Prediger nur in seiner Eigenschaft als Nc/iM/aufsichtsbeamten übertragen. 
Es handelt sich nicht um ein priva^rechtliches Gebrauchsrecht f&r die Schule, 
sondern um, im Off. R. wurzelnde Schulaufsichtsrechte (Ges. 11. III 1872 §. 1). 
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XIX. 

Synodus dioecesana Argentinensis 

habüa 17—19 IV 1894 i). 

Da seit 1687 (p. XYIII) im Elsass keine Diöcesansynode mehr abge- 
halten war, und da Dr. Raess' t »Monitac (1865, Arch. f. K.-R. 71 S. 360) 
eines Systems sowie einer VeryoUstandigung bednrfteu, so Hess Bischof Dr. theol. 
Adolf Fritzen — durch einen Ausschuss (p. IV) unter dem Vorsitze des Weih- 
bischofs Dr. theol. Marbach — über die Hauptabschnitte betr. Glaubenslehre, 
Gottesdienst, Gnadenmittel, Eirchenzucht und -Vermögen einen Satzungsent- 
wurf ausarbeiten , welcher Mitte April 1894 einer Versammlung von 147 Geist- 
lichen zur Begutachtung vorgelegt ward. Dieser Versammlung gehorten noch 
an: die Generalvilcare, die wirklichen und die Ehren- Domherren, der Vorstand 
(Ehren-Domherr Dr. Joder) und die Secretare der bischöfl. Kanzlei, die Pro- 
fessoren des Priesterseminars, die Mitglieder des theol. Instituts (Diöcesanblatt 
1888 S. 221 u. 290, 1885 8. 153 u. 1886 S. 220), die geistlichen Leiter der 
bischöflichen Gymnasien, auch die der wichtigeren Frauenkongregationen, die 
Kantonal- oder Hauptpfarrer und aus jedem Kantone (Dekanat) ein von den 
Hülfspfarrern unter Leitung des Hauptpfarrers aus ihrer Mitte, vorbehaltlich 
bischöflicher Bestfitigung (p. V), gewählter Abgeordneter. 

Die H&lfspfarrer sind in der Seelsorge ebenso selbständig, als die Haupt- 
pfarrer; eine förmliche Diöcesansynode im Sinne der organischen Artikel 
(Geigel, franz. St.-K.-R. 18 u. 245, unten blos mit O, angeführt) hätte daher 
auch die Zuziehung sdmmtlicher Hülfspfarrer erheischt (Friedberg K.-R. 
3. Aufl. 178, Hinschius kath. K.-R. III 655 u. 658, Vering K.-R. 3. Aufl. 621 
Ziff. 3). 5<cia/«genehmigung ist nur zur Einberufung berathendcr, nicht auch 
blos begutachtender Synoden erforderlich. Berathen (dölibörer) bedeutet mehr 
als gutachtliche Aeusserung, aber weniger als ordnen (regier), worunter man 
versteht: endgültig oder ohne Vorbehalt höherer Genehmigung beschliessen. 
Eine Versammlung beräth, wenn sie über einen von 8ich aus zu erlassenden, 
als ihre Anordnung in die Oeffentlichkeit tretenden Beschluss abstimmt, der 
von der staatlichen oder kirchlichen Oberbehörde nur noch zu genehmigen ist. 
Dies ist bei Diöcesansynoden nie der Fall, indem sie über ihr Gutachten zwar 
abstimmen können, von sich ans dagegen keinerlei Anordnung erlassen. Die 
Anordnung geht vom Ordinarius allein aus, ohne dass derselbe hiebei an die 
Vorschläge seiner Bisthumskonferenz gebunden wäre. Auch im vorliegenden 
Falle ist (p. XX) über sämmtiiche 185 Nummern eine Verständigung erzielt 
worden ; doch beruht die Rechtskraft der Satzungen nicht etwa auf der IJeber- 
einstimmung zwischen dem Vorstande und der Geistlichkeit des Bisthums, son- 
dern ausschlieeslich auf der bischöflichen Promulgation (p. XXII); letzterer 
ging des hl. Vaters Belobungsschreiben vom 14. Mai 1894 voraus, worin dem 
Bischöfe hiezu Glück gewünscht wird (»de consensu^ quo tibi clerus omnis 

1) Argentorati. Typis F. X. Leroux 1894. XXII et 226 pp. 8» min. 
(M. 1. 70 portofrei); vgl. Dr. Sdralek's »Strassb. Diöcesansynoden« (bis 1687), 
180 S., Herder Freiburg, M. 2,60. 
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conjanctas estc; »qnae scita in Synodo sancitaqae faere, ea qaisqne . . ezsequa- 
tur« ! p. XX). 

Die nachstehenden Satzangen, welchen mr Verweisungen namentlich aaf 
die Metzer Synoden in der »Bevne eccl. de Metz« (ahgekürzt »B. M.c, Arch. 
f. E.-B. 70 S. 331) und an! die 1869 erschienenen Statuta Synodalia dioec. 
Metensis (ahgekürzt ^Mttz^, — n. Seitenzahl — Arch. f. K.-B. 71 S. 360) bei- 
fügten, traten von Weihnachten 1894 ah in Geltung. Da weder gegenüber dem 
gemeinen kath. K.-B. noch gegenüber den Staatsgesetzen A händer utigefi be- 
zielt sind , so erscheint ebensowenig pöpatliche (Hinschios III 664, Yeringf 
K.-B. 333 u. 620) als staatliche »Genehmigung« (Hinschius III 839) zu der 
amtlichen Veröffentlichung p. XXII u. 1—68 nöthig ; der übrige Theil der 
Veröffentlichung ist blosse friva /arbeit. In Metz wohnen den — jahrlieh 
tagenden — >/ia/6amtlichen Synoden« (Metz 167) nicht auch Abgeordnete der 
Hülfspfarrer bei; das »/ta/ Sämtlich« bedeutet dort wohl die blosse ßeyut- 
arhtuny im Gegensatze zur »Berathung« ; denn sowohl der Bischof als die 
einberufenen Geistlichen wohnen den Konferenzen nur auf Grund und in Aas- 
übung ihres Kirchenam/e» bei. Den Satzungen sind die geschichtliche Sin- 
leitung und insbes. die Protokolle der 8 Sitzungen Torausgeschickt ; denselben 
folgen der von Dr. Joder, dem »Notare der Synode«, nach dem nf.utaten Stande 
berichtigte und daher überall werthvollste »Index caauum et ctnsurarufn 
in universa ecclesia« p. 169—202, dessen I N. 1 u. 2, §. II 3^ u. 4 p. 181—183, 
12b p. 185, 19 p. 187, III 4 p. 189 u. V 17—19 p. 196 in des Kardinals Monaco 
sonst so erschöpfenden und deshalb wörtlich wiedergegebenen Diöcesansatzungen 
(»Syn. dioec«) für Ostia u. Velletri selbstredend fehlen, da letztere schon 1392 
erlassen wurden, ferner als Anhang zu N. 1 u. 2 ein pracisirter »Inbegriff der 
kath. Heilslehre« (p. 69—116), sowie der »Eheordnung« (p. 117—138 u. 165) in 
deutscher und (wegen der Amtsgerichtsbezirke Dammerkirch, Schnierlach, Weiler 
sowie Schirmeck) in franz. Sprache, der Ordo servandus in introductione pa- 
rochorum (p. 203—214), auch Tollständige Inhalts- und buchstabenweise Saeh- 
yerzeichnisse. Da im Bisthume Strassburg nur von 2 zu 2 Jahren eine Synode 
abgehalten werden soll und jetzt erst der fünfte Theil geregelt ist, so dürften 
1902 die Elsässer Satzungen zum Abschlüsse gelangen. F. Geigel, 

Pars I. De flde et doctrina. 

Cap. L Depraeconiis quibtisdam, statulis diebus inpranao legendis. 

1. Semel saltem in anno et quidem duabus dominicis diebus, si 
placuerit, non continnis, parochi fidelibus intelligibili 70ce praelegant 
aut praelegendam cnrent praeconium, quo continentur, quae scire 
illis maxime necesse est. Partem praeconii prima m, de fide catho« 
lica, una praelegant dominica, altera vero partem secundam, de vita 
Cbristiana rite instituenda. (Anl. I). 

2. Pariter semel in anno et quidem dominica secunda post Epi- 
phaniam praelegant instructionem de sacramento matrimonii (Anl. II). 

Cap, IL De catechesi. 

3. übicumque fieri poterit, tres ordinentur catechizandorum 
classes, scilicet P classis inferior, quae coraplectatur parvnlos osqae 
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ad nonum circiter annum ; — 2^ classis media, ab hac aetate usque 
ad annum pi-aeparationis primae communionis; — S^ denique classis 
eorum, qui ad priroam communionem disponantur. Quae tres classes 
separatim docendae sunt. 

4. Ubi complures sacerdotes in parochia monere catechizandi 
ftinguntur, expedit paeros a puellis, quantum fieri potest, separari. 

5. Cum certo nullus sacerdos sexies aut septies quaque heb* 
domade catechizare formidet, instructiones catecheticae sie distri- 
boantar, ut tres fiant iis, qui ad primam communionem praeparan- 
tur, duae mediae classi, parvulis saltem una. Quae instructiones 
omnes ad minimum tres horae quadrantes durent. 

6. Quoniam ad primam communionem, ut digna sit et fructuosa 
firmumque praebeat Christianae vitae fundamentnm, accuratissima 
praeparatio necessaria est, instructioni praeviae ad primam com- 
munionem omni studio incumbendum est; parochus, cui adstat yi- 
carius, si ipse infirmitate longiore huic instructioni vacare prohibe- 
tur, per vicarium muneri satisfaciat. Qui ad primam communionem 
praeparantur, semper per unum saltem annum separatim doceri debent. 

7. In parochiis, ubi sunt ecclesiae annexae sive filiales, numerum 
instructionum catechcticarum, quemsupraiudicavimus, augere convenit. 

8. Cum instructio catechetica, qua adolescentes post exactam 
primam communionem instituuntur, propter pericula tam iliorum 
mores quam fidem ipsam oppugnantia, maximi sit momenti, parochus 
nil apud parentes et dominos intentatum relinquet, ut adolescentes sibi 
subjectos instructionem catecbeticam regulariter frequentare cogant: 
ipse vero operam et Studium navabit, ut per aptissimum docendi modum 
juvenum animos ad Christianam doctrinam alliciat, G. 221 u. 282. 

9. In parocbiis nonnullis adhuc mos est adolescentes fere sin- 
gulis diebus dominicis catechizandi. Valde in Domino hortamur, ut 
tam laudabilis usus quam diligentissime servetur. Omnibus tamen, 
quibus animarum cura delegata est, mandamus et praecipimus, ut 
saltem bis in mense juvenes utriusque sexus sive conjunctim sive se- 
paratim doctrina christiana erudiant. Inde nnicuique apparet, parochos 
praesertim diebus dominicis ad residentiam obligatos esse (R. M. 1 20, 
85 u. 97). Quapropter expedit festopatronali (Diöc.-Bl. 1894S.244), quod 
die dominicacelebratur, nonplures parochos, quam necesse est, interesse. 

10. Variarum sodalitatum piarum seu confraternitatum conven- 
tus instructionis catecheticae locum supplere nequeunt. In parochiis, 
ubi hujusmodi sodalitates exstant, curabit parochus, ut hamro exer- 
citationes ita celebrentur, ut tam necessaria instructio catechetica 
nee omittutur, nee ullum detriroentum accipiat. 
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11. De hac eliam instructione dici debet, qnod snpra de in* 
strnctione primae commnnionis dictam eet: Parochas per aliquot 
dies dominicas continaas impeditas, quantum fleri potest, per Yica- 
riQiD, si talem habeat adjatorem, muneri catechizandi satisfaciat. 

12. Materia hnjas instructionis imprirois est methodica ca- 
techismi dioecesani expositio. Ad quam accedat pradenti tarnen 
modo refutatio eomm, qaae forsitan in parochia ab impiis hominibus 
contra religionem objiciantur. Breves quoque admisceantnr exhorta- 
tiones, necnon practicae notiones de anno ecciesiastico praecipuisqae 
in eo occareutibus festis. Denique hodiernis hisce temporibus ex- 
pedit, ut in catechizando magis, quam huc usque fieri solebat, hi- 
storiae Ecclesiae ratio habeatur. 

Gontiones quaeUbet de materia quamvis pia et ceteruro utili, 
ut V. g. de historia sacra, explanationis catechismi locum supplere 
non possnnt. 

Cap, HL De schdia. 

13. Ecclesia est mater scholarum, earum praesertim, qoas 
elementares vel populäres appellare consuevimus. Quae, ejus dili- 
gentia exortae, per plurima saecula instituta ecdesiastica habitac 
sunt, ac ideo ab Ecclesia pleno jure regebantur. Quapropter nostrum 
officium est, quibus adhuc pollemus, jura accurate teuere et exsequi. 
Qaae vero jura facultatesque parochis in moderandis scholis popula- 
ribus competant, decreto (et 18. V. 1881, Anl. 3, G. 223, Obercons. 
43 S. 31, 45 S. 35) diei 18. mensis aprilis anni 1871 sancitum est. 

14. Hortamur parochos, ut, quae supra commemorata sunt, 
jura et officia studiose exerceant. Saltem semel vel bis in mense 
scholas visitent, caventes tarnen, ne ludi magistros corara alumnis 
yituperent. Geterum maxima in magistros benignitate utantur; quae 
bene gesserint, probent; animos eorum confirment; denique cum illis 
in instituendis educandisque pueris, quantum fieri poterit, concordare 
studeant. Nemo tamen sacerdos magistros conscios faciat de iis, 
quae ad pastbralem curam animarum pertinent. 

15. Quod si in jure exercendo laedatur parochus, rem ad ma- 
gistratus, qui scholis praesunt, ?el, si necesse sit, ad Ordinarium 
deferat. 

Cap. IV. De missumibus in parochus instituendis^ G. 57. 

16. Gum usu quotidiano notum sit, plurimos esse fldeles, quos 
assueta vox parochi alioqnin yigilantissimi excitare vix posstt, curoque 
sacrae »missiones« ab idoneis operariis peractae summopere conducant 
ad fidei religionisque spiritnm in populis excitaudum eosque ad ?ir- 
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tutis et salutis semitam revocandos, hortamnr sacerdotes curam ani- 
marum haben tes, ut sais ovibas spiritualia exercitia in forma m»- 
sionis interdum procarent. 

Volninus, nt ejusmodi missiones singulis saltem decenniis in- 
stituantar. Si ?ero accidat, — quod absit — nt hnic mandato in 
aliqua parochia non obteroperetar, parochi cantonales Nobis id re- 
nuntrare non omittent. 

17. üt fideles, dnra missiones vel exercitia spiritualia peragun- 
tur, peccata liberius confiteantur , parochi, vicarii aliique confessarH 
ordinarii a sais poenitentibus audiendis sapienter abstinebunt. 

Curent vero parochi, ut extraordinarii arcessantur confessarii, 
qui una cum missionariis fidelium confessiones excipiant. 

18. Absoluta missione parochus ejusque cooperatores attendant 
praecipuum et maxime necessarium laborem adhuc superessc. Non 
aliud factum putent, quam agrum sibi comraissum revulsis ?epribus 
et tribulis ad culturam esse dispositum. Quapropter ad pia opera 
publica et privata, quae tempore missionis instituta vel instaurata 
sunt, fovenda se accingant; eos, qui ad sacramenta redierunt, in 
bonis propositis confirmare enitantur; quae scandala resecta sunt, ea 
strenue ab ovili cohibeant; ex ea quam quisque insnmit operam, in- 
telleget tütam fere pendere salutarem missionis efFectum. 

19. Ut autem fructus missionis renoventur et omnes frequen- 
tandis sacramentis assuefiant, velint parochi interdum commeniora- 
tiouem missionis instituere; quod quidem optimo fiet, si fideles ad 
majores Ecclesiae festivitates ita disponantur, ut praemissis bidui aut 
tridui publicis exercitiis, solemnis agatur ipso feste die generalis 
communio. 

20. Hortamur insuper parochos, ut secundo quoque anno ex- 
ternum advocent contionatorero, qui per tres dies populum praeparet 
ad solemnitatem Adorationis perpetuae fructuose peragendam. 

21. In tota fere dioecesi invaluit mos arcessendi aliquoties in 
anno extraordinarios confessarios. Decernimus, ut in unaquaque pa- 
rochia saltem semel in anno ita fiat. 

22. lis, quae de missionibus advocandisque confessariis extraneis 
ac contionatoribus ediximus, optime consuleretur, si piae liberalitates 
atque legata huic operi, quo excellentius non est, applicarentnr. 

23. Decretum praedecessoris Nostri s. m. Andreae Raess reno- 
vantes, parochis severe injunctum esse volumus, ne inconsultis Nobis 
ab externis quibuslibet sacerdotibus , etsi alias jam pro hac dioecesi 
approbatis, publica et extraordinaria religionis exercitia vel missiones 
haberi sinant. 
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Pars II. De cnltv dlTino. 

Cap. 1. De riiibus sacris (G. 247). 

24. In caeremoniis sacris, qaibas officium divinum nüre oroa- 
tur, mentes autem fidelium docentur et aedificantur, attentias ca- 
randnm est; 

P Ne tales caeremoniae in sacris adhibeantur, quae non sint 
ab Ecciesia praescriptae vel saltem toleratae; 

2^ ttt in iis liturgicis actibus, quos S. Sedes non defiiiitiä 
praeceptis ordinavit, omues ejusdem dioecesis sacerdotes ad unitatem 
tendant; 

3^ ne leviter abjiciantur eae caeremoniae , antiquitate yenera- 
biliores, quae tolerante Ecciesia in dioecesi Tigent ; 

4t^ ut denique in sacra liturgia omnia tarn pie et digne et 
modeste fiant, ut caeremoniarum scopus revera attingatur. 

Quae Nobiscum in animo considerantes haec decernimus: 

25. In administrandis sacramentis omnes nostrae dioecesis sa- 
cerdotes in posterum solo utantur Rituali Romano. Ad interrogationes 
tamen, quae in administrando baptismo et in celebrando matrimonio 
flunt, lingua vernacula uti licebit. 

26. Serventur, etiarosi in Rituali Argentinensi*non continean- 
tur, usus sacri, caeremoniae, supplicationes, quae vel in tota dioecesi 
vel in magna parte ejus hactenus vigent, ut exstructio quatuor al- 
tarium in solemnitate Corporis Christi. 

Itaque ne pastores animarum sinant, ritus et benedictiones in 
suis parochiis adhuc vigentes abolescere, etiamsi pauci ex fidelibus 
iis caeremoniis intersint. 

27. Imprimis praecipimus, ut in locis catholicis, ubi parochus 
huc usque infirmis sacrnm viaticum solemniter et publice deferre 
solebat, consuetudo tam laudabilis in posterum servetur; quod si 
aliquandi interrupta est, repetatur, modo parochus speret id sine 
gravi incommodo fieri posse; neque enim levi animo omittendae sunt 
caeremoniae tam salutares in Romano Rituali et Argentinensi prae- 
scriptae. (0. 48, R. M. I 147, Metz 98 u. 154). 

28. Iis solis ritibus exceptis, quos dioecesis nostra ab antiqais 
temporibus sibi traditos veneratur, in ceteris omnibus cuncti Argen- 
tinensis dioecesis sacerdotes et clerici ad ritum Romanum se accurate 
conforment, cujus notitia ex rubricis, ex decisionibus S. Sedis, ex 
consuetudinibus Ecclesiae Romanae sat facile haurietur. 

29. Cum sacrosanctum missae sacrificium ceteras liturgiae ca- 
tholicae actiones dignitate longo superet, omnes roagnopere provi- 
deant sacerdotes, ne quidquam in missa vel privata vel cantata 
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contra praescriptum Ecclesiae agant, sed a singulis hoc aagastis- 
simam sacrificium omuif qna par est, religiona ac dignitate semper 
offeratur. 

Cap. IL De eantu et musica. 

30. Aurea verba de canta sacro profert S. Joannes Chrysosto- 
mus, cum dicit: »Nihil animam aeque erigit et alatam qQodammodo 
efficit et a terra liberal et exsolvit a vincalis corporis et amore sa- 
pientiae afficitc Nullam autem reperiri cantus speciero, qaae diTioo 
officio Sit aptior canta, qaem Qregorianum vocant, et sammi pooti- 
fices et Sacra coocilia saepius edixere. Porro quis non aegre ferret, 
notitia et usn cantns Qregoriani nostram non eminere dioecesim, ex 
qua olim oriebatar sanctas ille Papa Leo 1^., de quo scribere po- 
toit Sigebertus Geroblacensis : Si quis attendat cantas io honore 
sanctorum ab ipso compositos , cum primo Gregorio papa merito 
comparabitPc 

Sed cum cantas et rousica in officio di?ino adhiberi nequeant, 
qoin subjecta sint praeceptis ecclesiasticis, ipsis innixi, haec decreviroas : 

31. Sacerdos missam cum cantu celebrans intonet Gloria, Credo, 
Ite missa est ex sola editione typica Missalis Roroani, orationes vero 
cantet ad normam Gaeremoniali Episcoporum traditam. Gam canit 
Praefationem et Pater, vocem ejus Organum ne comitetur: nunqaam 
omnino missam dimidiatam vel truncatam cantare audeat. 

Parochi est curare, ne in missa cantata vel in officio ?espera- 
ram cantiones lingua vernacula proferantur. (B. M. T 47.) 

32. Tam antiquitate quam genere ipso ceteras cantus species 
praecedit cantus planus seu Gregorianus, quem ea de causa cum of* 
ficio divino optime congruere judicat sancta mater Ecclesia. Tem- 
pore autem adventus, festis solemnioribus exceptis, et in missis de- 
functorum alias cantus ac Gregorianus ne adhibeatur. Gantetur au- 
tem cantus planus in omnibus parochiis ex libris in usum hujus 
dioecesis approbatis. Omni vero ope atque opera annitantur clerici, 
nt eum ita discant, exerceant, foveant, ut sacrae liturgiae textus a 
canentibus recte pronuntietur et cantu egregie adornetur. 

33. Eximium decus, praesertim diebus festis, officio divino 
praestare poterit cantus polyphonus, vel, ut aiunt, figuratus, dum- 
modo qui huic cantus speciei indulgent, Bcclesiae monitis obtempe- 
rantes, saecularem levitatem a symphoniis omnino arceant et, quae 
melodiae S. Gaeciliae nomine honestantur, has gravitate et pietate 
speciosiores ceteris semper anteponant. Cantus, qui solo vel duo vo- 
cantur, proferre feminae omnino vetantur, viri autem vix sinantur; 
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pro mixtis, si qoi exstant, chori virorarn sea pueroroni, quamprimam 
sat commode fieri poterit, substituantur. 

Rectorem chori legum ecclefliasticarnm ad cantam sacram 
spectantium oportet esse gnaruro. Certo sciat, ut exemplis utamor, 
quas cantiones vel moteta io missa cantata interponere liceat; 
Benedictus ex praescripto post peractam Elevationem cantetor. Te 
Denm vel alios hymnos liturgicos coram exposito SS. Sacramento 
IiDgaa vernacula canere neutiquam licet. 

34. Cum officiam divinatn peractam erit, vel quotiescumqae 
fideles ad aliquam devotionem coQCurrerint , cantica sacra linguae 
vernaculae opportune adhibebantur. Quoniam magna in eis inest 
vis fidelium animos movendi, studiosissiroe curentur. Qaoad novns 
in usum dioecesis Nostrae edatar canticorum über, qaicnmque cho- 
rum dirigit, parocho loci in consilium advocato cantiones concinendas 
ita ipse seligat, nt eas praeferat, quas et antiquior aetas et pia gra- 
vitas roagis commendant. 

35. Organum semper gravi pioque modo pulsetur; diligenter 
cavendnm est, ne quid mundanae levitatis egregii hnjns instrnmenti 
sonus prae se ferat, sed potius modesta harmonia pietatem adaugeat. 
Quem ad finem organista non solum artem suam sedulo colat, sed 
etiam praecepta, quibus organorum usus temperatur, haud segniter 
discat. Modo enim Organa pulsari licet, modo eis silendum est vel 
omnino, vel saltem cum silet cantus. Aliqui sacrae liturgiae textus 
certis conditionibus organo suppleri quidem possunt, nnlla tameu 
pars Symboli omittatur; Credo ante offertorium cantari oportet in- 
tegrum. Ceterum etiam in missis, in quibus cantus flguratus usur- 
patur, Credo choraliter concini placet. Cum alia tum haec optime 
noverit organista ! 

36. Intra ecclesiam musica Instrumentalis satis habeat modo 
digno, non fragoso canentibus adesse: alium hujus musices usum, 
dum officium divinum agitur, in Nöstra dioecesi non permittimus. 
Quod si extra ecclesiam, ut ad processiones , advocetur, tunc quoque 
graviores symphoniae potissimum deligantur. 

Cap. IIL De ecdesiis et oratoriis. 

37. Quamvis ecciesias et oratoria exstruere pium et laudabile 
opus Sit, nemini tamen id incipere licet, nisi ab episcopo deflnite 
data Sit licentia, quae per parochum petenda est ; quae licentia non 
modo ad aedificandas ecciesias, sed etiam a templa amplianda vel 
commutanda requtritur (Q. 37). 

38. Locus ecclesiae exstruendae non a solo parocho vel a paucis 
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eligendus est, sed, qnoad fieri potest, ea respiciantur, quae parochiani 
exoptant (Q. 183). Qaamquam non conveoit ecclesiam loco remotiore 
vel excentrico sitam esse, expedit tarnen, eam ab aedificiis profanis 
ita distare, at sanctuarium ad orientem verti queat sitque ocalis 
adspectabile (DiOc.-Bl. 1894 S. 254 u. 269). 

39. Omnes ecclesiarum vel fabricarom administratores ac ina- 
xime parochos monemos, at integritati domus Dei iDColumitatiqae 
studiose invigilent ac protnptae reparationi, si qaa necessaria videa- 
tor, consulant. Semel saltem in anno inspectio fiat tectorum, tegulae 
reponantur, aliaeqne instanrationes opportnnae in trabibas, in parie- 
tibus, in pavimento locnm habeant, ne ex incuria emergant graviora 
damna sumptusque excrescant (G. 88, 101, 179 u. 314). 

40. In ecclesiis et oratoriis reparandis cavendam est, ne quid 
antiqnae architectnrae immatetur, neve pereat, qnidqaid ad historiani 
vel ad artem pertinet; sed cnrandnm est potias, ut genere veteris 
structarae observato opus jnxta delineationem a Nobis approbatam 
peritis manibus perficiatnr. Vernm nbi ecclesiam ampliari oportet, 
ante oronia salva antiquitatis reverentia, ea attendenda sunt, qnae 
cura animaram requirit. 

Sunt , qni statuas et tabulas pictas ex ecclesiis removeant vel 
earnm locum soppleant, causam interserentes , se novas, et has qui- 
dem nobillores , esse substituros. Quod fieri vetamus , nisi a Nobis 
data Sit licentia, quae ex praevia rerum locorumque inspectione 
pendebit (G. 90, B. M. I 199). 

41. Parietes interiores ecclesiarum semper sint omni squalore 
mundi. Pavimentum semel aut bis in hebdomade scopis everratur; 
item altaria, imagines, cathedra, sedes confessionales, sedilia, omnia 
denique semper nitida serventur. Parietes exteriores ne foedentur 
neve arboribus, fruticibus, hederis, quibns muri laedantur, sint obducti. 

42. Januae ecclesiae sint ex materia firma confectae solidisqne 
daustris munitae ; claves fideliter custodiantur. Item condantur claves 
turris, in qua campanae suspensae sunt. Ad rectores ecclesiarum jus 
campanarum pertinet; itaque nunquam sinant, eas ad alia pulsari, 
ac per leges licet (G. 39). 

43. Juxta canonica praescripta omnis ecclesia parochialis ab 
episcopo consecrari debet. Ideo sit in unaqnaque altare fixum, quia 
hoc deficiente consecratio fieri nefas est. Altare fixum constat ex 
mensa marmorea aut saltem lapidea, eaque solida et infracta,, con- 
venientis superflciei et crassitudinis , in sumroo perpolita, in medio 
et ad quatuor angulos insculptis crucibus signata; et ex stipite la- 
pideo, qui cum mensa caemento conjungatur. Bequiritur etiam se* 
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pulcrum sacrarom reliqniarum, qaod in stipite ipso, aut potias in 
media mensa fossula insculpta formetur (B. H. I 157). 

Cavendam est, m ara consecrata tarn exigua sit, ut calicem, 
patenam ciboriumque capere nequeat. Altare mobile seu portatile 
ita tabalae lapideae aut ligneae insereadam est, ut a margine mensae 
panlo distet a facile inde levari possit. 

In qaolibet altari sint roappae tres, ex Uno ?el cannabo con* 
fectae et semper mundae (R. M. I 158). 

Qaae inter candelabra coliocatur Christi Domini e crnce pen- 
dentis effigies, ne sit nimis parva, sed repondeat praescripto litnrgico, 
qaod eminentem crncifixi imaginem exigit, quae et a celebrante et a 
populo facile et commode conspiciator. 

Spatium, quod sab altaribus vacuum reperitur, ne pro armario 
habeator, in quo res variae, ut flores, reliqua cereorum, oleum lam- 
padum, carbones etc. includutitur. Quidquid irreverentiam redolet, 
inde auferendum est (Metz 97). 

44. Tabernaculum, in quo asservatur Sacratissima Eucharistia, 
sit pro uniuscujusque ecciesiae facultatibus extrinsecus affabre elabo- 
ratum et ornatum, intus vero panno serico albi coloris circumvesti- 
tum. Corporate in eo sternatur mundum, quod nonnunquam in anno 
mutetur. Praeter vasa, quae Sanctissimum Sacramentum continent, 
nullam aliud , ne ipsam ostensorium quidem , nisi Sacram Hostiam 
includat, in tabernaculo reponi licet. Supra tabernaculum nihil 
praeter crucem aut baldachinum Sanctissimo exponendo inserviens 
coUocari potest, nee imagines, nee candelabra, nee vasa floribns 
onusta, nee denique reliquiae, cujuscumque sunt dignitatis. Item 
non ferendum est, talia ante ejus ostiolum disponi. 

Ante tabernaculum mensa altaris ne sit nimis lata, ut sacerdos 
facile ac reverenter Sanctissimum introducere et extrahere possit; 
neve tamen angustior, ut corporate convenienter extendi queaL Claves 
adsint exauratae aut argentatae saltem duae, ne una amissa &bri 
ferrarii manum adhiberi opus sit ad tabernaculum aperiendum ; quae 
claves semper a parocho vel rectore ecciesiae custodiantur (Di5c.-Bl. 
1884 S. 174). 

45. Baptisterium locum suum habet prope januam maximam 
templi, ad sinistram ingredientium, id est, ad latus evangelii. Cu- 
randnm tamen, ne quo venti afflatu valetudo baptizandorum ibi in 
periculum adducatnr. Baptisterium, cum fieri potest, cancellis 
cbtustro munitis sit circumseptum, neqne accessus pateat, nisi in 
baptismo ministrando. Deficienübus cancellis eo magis oportet oper- 
cnlnm baptisterii claustro munitum, excepta hora baptismi, obserari. 
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Baptisterium oonvenienter accomodatum in interiore parte geminam 
habet pelvirn, nt hinc salutaris unda stet, illinc eadem ex infantis 
capite defluens coUigatar et per columnam foratam, quae totom 
sustinet, in sacrarium demittatar (B. M. I 235). 

46. Sedes confessionales , quae in aperto ecclesiae loco esse 
debent, ita dimensionibus ordinatae sint, ut confessariis non nimis 
molestiae afTerant. Ostio seu cancello instructae intus eztrinsecusque 
cubitalia habeant necnon crates seu fenestellas ostiolis munitas. 

47. Curae peculiari sit parocho sacristia, quae pars ecclesiae 
habetur. Hie omnia ordinata et nitida reperiantur. Adsint loco 
conspicuo Ürucifixi imago, fons et niantilia quibus mauus lotae de- 
tergantur, tabellae, in quibus inscripta sunt nomina Titularis ec* 
clesiae etepiscopi, oratio, si qua est, imperata, elenchus (0. 315) an- 
niversariorum, nisi hie, quod opportunius est, in ecclesia suspendatur. 
Calices ceteraque vasa sacra, lintea, libri liturgici, omatus in suis 
armariis custodiantur. Habeat autem sacristia januam, quae solide 
claudi possit. Fenestrae sint clatratae; sed aer frequenter immit- 
tatur, ut, quam mazime fieri possit, sicca salubrisque ser?etur. 

Sedem confessionalem , quae praescriptis Ecclesiae congruat, in 
sacristia collocari licet, ut senibus, surdis, poenitentibus infirma va« 
letudini laborantibus inserviat. Quo in casu, janua sacristiae aper* 
turam vitreis laminis munitam habeat, qua sedes confessionalis ex 
ecclesia conspici possit (Metz 109). 

48. De oratoriis publicis et ecclesiis adnexis, quae praeter pa- 
rochialem in territorio parochiae sunt, eadem valent, quae de ecclesiis 
exstruendis et decorandis, instaurandis et demoliendis dicta sunt. 
Quae oratoria ex lege (0. 187) sub potestate sunt administratorum 
ecclesiae parochialis. Parochi ea frequenter visitent, praesertim cum 
appropinquant dies, quibus inibi soleranitates celebrari oportet, ut 
certiores fiant, omnia rite se habere, vel ut res opportune instituant. 

49. Oratoria privata seu domestica erigere non licet nisi ex 
induitu Apostolico et praevia Nostra approbatione. Indultarii, qui 
tali privilegio utuntur, stricte Stent terminis obtenti rescripti vel 
Brevis. Sacramenta poenitentiae et Eucharistiae in illis oratoriis 
sine special! Nostra licentia ministrari non possnnt (Metz 77). 

Cap. IV. De materia SSmae Eucharistiae. 

50. Christus Dominus in supremae nocte cenae panem et vinum 
in corpus suum et sanguinem mutavit et Apostolis, ut idem in suam 
commemorationem facerent, praecepit. Ad renovandum hunc sanctum 
consecrationis actum sola adhibenda materia est panis triticeus et 
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vinum (R. M. I 298, II 563) de vite. Laroeatabili autem experientia 
constat artem, qua utraqae roateria adalteratar, hoc saeculo incredi- 
bili modo esse progressam. Quam ob causam pericnlum materiae 
invalidae ad consecrationem adhibendae vix sufficiente sollicitudine 
praecaveri potest. Cum ex alia parte non raro accidat, ut materia 
per se valida negligentia parochi illicita fiat, haec stricte observanda 
decernirons : 

51. Maxima diligentia parochis et clero generatim caranduiii 
est, ut materia utraque Sanctissimae Eacharistiae talis sit, qualis 
lege divina et ecciesiastica praescribitur. 

52. Hostiae ne apnd mercatores emantur. Magis expedit eas a 
communitate religiosa comparari, ubi constat eas esse recentes, id 
est, abhinc dies vix quindecim confectas. Nunquaro plures hostiae 
simul emantur, quam ad dnas vel tres hebdoraades requiruntur. 

53. Ubi adhuc a laicis hostiae conficiuntur, res exigit, ut tales, 
si nondum jusjurandum dederint, coram parocho cantonali et duobas 
testibus jurejarando interposito promittant se farinam hostiaram 
comparaturos esse aut ex raonasterio Trappensium in Oelenberg, ant 
ex Seminario Minore Zillisheimensi , aut a molitore, quem parochas 
cantonalis, parocho loci fidem illius viri in se recipiente, jurejarando 
obstrinxerit. lisdem venditoribus laicis jurandum est nunqnam fore, 
ut hostias vendant, quae ante duas bebdomades confectae sint. 

54. Ut ad sanctum Sacrificium habeatur vinum de vite in- 
dubium, parochas, nisi ipse ovas prelo preraat vel huic operationi 
invigilet, ad confratrem vinetum iucolentem vel ad aliam personam 
recurrat tam religiosae conscientiae, ut omnis fraudis saspicio prorsus 
removeatur. Vinum in cellario accurate tractetar, ut limpidam, pu- 
rum incorruptamqae remaneat. 

Gap, V. De missa pro popuh. 

55. Sedulo recogitent parochi grave sibi impositum esse of- 
ficium missae pro populo applicandae singuiis diebus dominicis et 
festivis etiam (Diöc.-Bl. 1885 S. 31) sappressis. Debent vero ipsi 
missam pro populo offerre, etiam si summum sacrum (vel quae di- 
citur missa parochialis) a vicario celebretur. 

Quod si in diem dominicam vel festum de praecepto iuciderint 
exsequiae, ex sententia Apostolicae Sedis non est causa, cur parochi 
ab applicatione pro populo excasentur; nee valent applicationem in 
aliam sacerdotem vel ad aliam diem transferre, sed utique debent 
ipsi sacrum pro populo litare, missa eisequiali alii demandata sa- 
cerdoti. 
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Cap. VI. De missarum stipendiis et cdebratione anniversariorum. 

66. In memoriam revocamas decretam S. C. Coocilii »Vigi- 
lanti Studioc, quo sacerdotibas severe praescribitur, ut niissas, quas 
celebrare non potuerintf quasqae praescripta theologiae moralis 
diutius retineri vetant, exeuate anno ad Ordinarium mittant. 

67. Admonemus quoque sacerdotes de decisionibus anni 1874, 
decreto saperiore renovatis, quibus sab poena suspensionis ipso facto 
incorrendae eis iaterdicitur, ne quam stipendioram partem, cum alii 
sacerdoti dantur, sibi vel piis cansis retineant neve eoram mercatoram 
?. gr. cum bibliopolis faciant (R. M. I 160). 

68. Missae solemnes fandatae, quae in ecciesia parochiali a 
parocho aut ab alio sacerdote cantari nequeant, quamprimum ad Or- 
dinarium vel hujus permissQ ad quemdam sacerdotem dioecesis mitti 
debent. Irapensae, quae pertinent ad sacerdotem, organistam, etc. . . 
integrae solvendae sunt 

Cap. VII. De sepuliuris. 

69. In quibusdam dioecesis Nostrae parochiis abhinc complures 
annoH inolevit consuetudo mortuos ita sepeliendi, ut prius illornm 
corpora in ecclesiam non deferantur. Quae consuetudo, et Argenti* 
nensi et Romano rituali contraria, causa est, cur defuncti priventnr 
sufTragiis multorum funns comitantium, qui pro^ter peractaro jam 
sepalturam non aroplius curant de missa, quae postea in ecciesia 
celebratur, audienda. Praeterea hac agendi ratione minuitur discri- 
roen inter ecciesiasticam et civilem, quam dicunt, sepnituram. Quo 
fit, ut Christiani non admodnm ferventes a tali sepultura civili 
minus abhorreant, et parochis adimatur facultas ecciesiasticae sepul- 
turae denegatione graviora quaedam delicta recte uiciscendi vel 
praecavendi. 

Quibus ex causis consuetndinem istam omnino reprobataro atque 
prohibitam in posterum esse volumus (G 164). 

60. Pariter ac in multis aliis provinciis apud nos invaluit usus 
immoderatus coronarum et florum, quibus feretrum in exsequiis 
ornetnr. Quantum aatem dedeceat funebria, in quibus omnium 
creaturarum vanitas maxime elucet, ad ipsam yanitatem colendam 
atque fovendam impendere, nemo est, qui non videat. Yergit etiam 
talis usus in detriinentum defuncti. Nam propter vanas illas ex- 
pensas omittuntur opera pia et sacrificia, quae pro anima in purga- 
torio patiente alioquin in usu posita sunt. 

Quare complurinm praesulum vestigia sequentes parochos ditioni 
Nostrae subjectos hortamur, ut pro viribus contendant, ut modus usoi 

28« 
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coronaram imponatnr, iinroo, quantum fieri potest, exceptis infautium 
virginumque exsequiis, haec consuetudo penitus e medio tollatar. 

61. Sanctae Matris Ecciesiae et votis et mandatis respondere 
cupientes decerninius, ne in officio pro defunctis syinbola mortis, id 
est, imagines ossium et flammarum lacrimarumve sive in ipso altari, 
sive in velaminibas altare circumdantibus exhibeantur. Conopeum 
tabernaculi non nigri coloris esse licet, sed violacei. Attamen talia 
symbola, necnon iusignia dignitatis vel conditionis defuncti (ut, si 
est sacerdos, nigra seu violacea stola com bireto) in feretro vel 
prope feretruDfi collocari possunt. 

62. In parochiis, ubi anns adest sacerdos, nonnonquam ce- 
lebrantur exsequiae die doroinica vel festiva occasione missae pro po- 
pulo; immo vero etiam missa de lieqaiem cantatur loco missae pa- 
rocbialis. Quod minime tolerari potest. Quapropter hunc morem, 
quem jam unns ex antecessoribus Nostris, ut menti et institutis 
Ecciesiae omnino repugnantem improbavit (Monita, p. 176), et Nos 
improbamus mandatumqae ab illo prolatam renovamus, ne diebus 
dominicis vel festis de praecepto missa parochialis celebretur prae- 
sente corpore defuncti, neve unquam lectica ornata facibus seu in- 
tortitiis ad meraoriam defunciorum exponatur. 

Cap, rill. De coemderiis. (G. 24, 214, B. M. I 195 u. IV 20, 71, 
127, Arch. f. K.-R. 70 S. 332 u. 72 S. 510). 

63. In unoquoque coemeterio catholico locos dnos non bene- 
dictos (si fieri possit, inter se distantes) reservari oportet: a) infan- 
tibus ante baptismum mortuis; b) iis, qui sepultura ecclesiastica 
privantur (Dalloz meth. XIV p. 943). 

64. Non expedit instare, ut acatholici in utrumvis ex locis, 
quos supra diximus, sepeliantur ; sed potius annitendum est, ut tertius, 
et is quidem decensy locus ilHs reservetur. 

65. Si acciderit, ut acatholicus quidam in terram benedictam 
sepeliretnr, parochus statim scripto intercessionem facere (Protest 
einlegen) et exemplar intercessionis ad Eplscopum mitlere debet. 

66. Coemeterii descriptio, qua loci reservati accurate indican- 
tur, duobus exemplaribus conficienda est, quorum alterum in archivo 
parochiae servetur, alterum ante 1 januarii 1895 ad Ordinarium 
mittatur. 

Cap. IX. De processionilms (Q. 47, Metz 45). 

67. Cum fideles in processionibus Bogationum ecciesiam alterius 
parochiae visitant, in qua missae cantatae intersint, nonnunquam 
evenit, ut viri adolescentesque in cauponis tempus missae terant. 
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Hortamur parochos, at hanc malara consaetudinem impediant, 
et, si cohortationibus paternis nihil proficiant, plenius atque uberius 
de factis ad Nos perscribere velint, ut remedia proponamus. 

Praedecessorum nostroram ad instar mandamus, ne parocbi 
unquam processiones instituant ad loca, quae ultra leucam a sua 
parocbia distant, neve plures processiones in nnum eundemque locum 
conveniaut. Cum adsunt rationes aliter agendi, Nos adire oportet. 

Pars IQ. De sacramentls. 

Cap. L De sacrametUö bapiismi. 

68. Cum baptismus sit maxime necessarinm sacramentum, pa- 
rocbi, occasione data, parentes, imprimis autem matres, admoneant, 
ut omni, qua par est, diligentia infantes, etiarosi optime valeant, 
quamprimum fieri poterit, baptizentur; eosdem praeterea moneant 
gravero culpam hujus of&cii negligentia facillime committi. A sae- 
culo in Nostra dioecesi statutum est, ne baptismus ultra triduum 
differatur. 

69. Meminerint pastores animarum admonitionis ritaalis Bo- 
mani: Curare debet parochus, ut fideles, praesertim obstetrices, 
rectum baptizandi ritum teneant et ser^ent. Volumus igitur, ut pa* 
rochi semel saltem in anno obstetrices in paroecia degentes ea, quae 
ad baptismum necessitate urgente administrandum spectant, accurate 
edoceant. Ipsae vero nunquam parentes hortari negligant, ut in- 
fantes suos quamprimum baptizandos curent. 

Si eveniat, ut obstetricibus necessitate urgente baptizandnm sit, 
id, ubi fieri potest, coram duobns testibus faciant ac postea de 
baptismo collato parochum loci certiorem reddant (R. M. I 285). 

70. Proprius baptismi administrandi locus est ecclesia. Itaque 
sine speciali Nostra licentia baptismum in sacristia administrari non 
licet, nisi vita vel valetudo infantis graviter periclitetur (R. M. 1 897). 

71. Parentes, qui petunt, ut infantes sui domi baptizentur, 
moneantur hoc nisi ob gravissimas causas ab Ordinario non concedi. 

72. Consuetndo infantes illegitimos alia ac ceteros hora bapti- 
zandi, ubi exstat, servetur, dummodo ne tardiore hora Bat; sint 
autem parochi in ea servanda maxime prudentes (Metz 74). 

73. Parochos monitos volumus nomen eligere, quod infanti 
baptizando sive legitime sive illegitimo imponatur, parentum vel 
matris esse; curandum tamen est, ut sola nomina sanctorum im- 
ponantur (Ges. 11. Germ. XI wird 1895 aufgehoben werden). 

74. In eligendis patrinis et matrinis praescripta ritualis Ro- 
mani serventur, nullam autem in partem excedantur (Metz 76 u. G. 24.) 



438 Synodus dioecesana Argentinenaia a. 1894. 

Gap. IL De euckaristica eammunione caneedenda vd deneganda. 

76. Cum alia sancta Ecciesiae sacramenta tum maxime sanctis- 
simum Encharistiae sacramentum iis tantum Christianis ministrari 
quidem debent, qui ad ea digne suscipienda rite dispositi sunt. 
Attamen ex publica sacrae communionis recusatione magna scaudala 
aliaque graviora incommoda permulta jam exorta sunt. Quibus de 
causis opportunum dnximus sacerdotibus Nostris ritnalis Boroani 
praescriptum in memoriam revocare, qnod bis verbis enuntiatur: 
' »Occnitos peccatores, si occulto petant, et non eos amendatos agno?e- 
rit, repellat; non autem, si publice petant, et sine scandalo ipsos 
praeterire nequeatc Deneganda vero semper remanet eucharistica 
coromuuio peccatoribus publicis, qui eodem rituali Romano vel a 
probatis auctoribus prorsus indigni designantur (R. M. I 236, 271). 

Cap. III. De communiane paschali. 

76. Sacrosancta oecumenica synodus Lateranensis IV decreto 
Omnis tdriusque sexus. »De confessione facienda et saltem in pascha 
communicandoc hoc addidit: »Unde hoc salutare statutum in ec- 
lesiis frequenter publicetur, ne quisquam ignorantiae caecitate ve- 
lamen excusationis assumatc Nos autem S. Synodi voluntati satisfa- 
cere et parochos pro viribus adjuvare cnpientes, ut lex communionis 
paschalis ab omnibus et singnlis fidelibus constanti fervore senretur, 
haec decrevimus: 

Dominica quarta quadragesimae vel dominica Passionis de- 
cretum S. S. Synodi Lateranensis IV Omnis utriusque sexus et haec, 
quae Nos apposuimus, in pronao vel ante vel inter missam pa- 
rochialem quotaanis publicentur (Append. IV). 

Cap. IV. De prima pueranm communiane. 

77. Pueri.ad primam commnnionem a pastoribns animarnm ita 
instituantur, ut tales qnoque, qui irobecillioribus ingeniis sunt, sal- 
tem elementa necessaria doctrinae christianae ac speciatim ea, quae 
ad hoc sanctissimum sacramentum rite suscipiendum pertinent, satis 
discant. 

Si reperiantnr, qui aetate quidem polleant, sed doctrina non 
satis sint instrncti, non sunt eo ipso semper rejiciendi, sed parochus 
eos vel ipse vel per alios, qui idonei sunt, separatim edoceat, ne 
animarum cibo divino diutius careant. 

78 Parochos hortamur, ut primam communionem singulis annis 
celebrent; id autem omnino facere debent, quotiescumque sex saltem 
adsunt pueri, qui legitimam aetatem attigerunt. At vel unum hu- 
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jusmodi puerum ultra annum reraitti non licet. Imtno ut qaaelibet 
dilatio, quantam fieri potest, vitetur, permittimus, ut in casu, quem 
modo diximus, puer anno toto ante tempus constitutum ad primam 
synaxim admittatur. 

Cuique parocho prima communio sua ipsius in parochia ce- 
lebranda est; mandamus autem, ne unquam dominica Pascbae fiai 

79. Pueros lethali morbo affecto3, qui ad legitimam quidem 
aetatem nondum pervenerunt, sed sufficienti discretione praediti sunt, 
parochus convenienter praeparet praeparatisque SS. Sacramentum ut 
viaticum porrigat. Sed tales pueros, cum convaluerint , ad com- 
munionero paschalero admittere non debet, donec primam com- 
munionem solemneni peregerint. 

80. Parocho pueros ad primam communionem proxime prae- 
paranti curae erit saltem per tres dies exercitia spiritualia cum illis 
ita instituere, ut singulis diebus duas vel tres congruas exhortationes 
ad eos dirigat (R. M. I 20 u. 85, Metz 7 u. 92). 

81. Servandus est mos die primae communionis baptismi vota 
renovandi necnon consecrationem commendationemque in Virginem 
Dei Qenitricem pronuntiandi ; qui mos, si qua in parochia non in usu 
positus est, introducatur. 

Convenit ambas caeremonias tempore pomeridiano post vesperas 
locum habere. Concedimus, ut ad finem cum Sarictissimo in ostensorio 
exposito solemnis fiat benedictio. 

Cap. F. De confessione puerorum et adolescerUmm. 

82. Quoniam pueri confessione sacramentali apprime a peccato 
cohibentur, ad virtutem autem et veram pietatem instruuntur et ita 
ad gravissimum primae communionis actum rite disponuntur, parochi, 
salutis harum animarum juste studiosi, pueros in confessione saepius 
audient et quidem: Pueros, qui intra annum ad sacram syüraxim 
accessuri sunt, quantum lieri poterit, singulis mensibus; et ceteros, 
id est, pueros classis mediae et inferioris, tertio quoque mense. A.d 
quod munus praestandum hebdomadem quatuor temporum com* 
mendamus. 

83. Pueris, qui in confessione requisitam scientiam cum vera 
peccatorum poenitentia eaque emendandi firma voluntate exhibent, 
absolutionem sacramentalom denegare vel differre non licet (Metz 141). 
Poenitentiae enim sacramentum proomnibus peccatoribus, cujuscumque 
sunt aetatis, institutum est. 

In parochiis, ubi plures sacerdotes sacro raunere funguntur, 
pueris libera permittatur confessarii optio. 
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84. üt antem adolescentes sacramenta frequentare assuescant, 
eos intra annum post primam comiDanioDem , quantum fieri potest, 
siDgulis mensibus ad sacramenta poenitentiae et Eucharistiae recte 
digneque suscipienda addacere expodit. 

Cop. VL De tesiimonio confessionis a confirmandis exigendo. 

85. Renovantes praescriptionem Ritnalis dioecesani mandamus, 
at de confessione sacramentali facienda inoneantur confirmandi ; quin 
iramo praecipimus, ut testioionium confessionis peractae ab iis exiga- 
tar confirmandis, qui extra parochiam sacraraentalem peregerunt con- 
fessionem. 

Cap. VIL De confessione ante nuitrimontum contrahendum exigenda, 

86. »Gnm matrimonium inter fideles nnuro sit ex Septem novae 
legis sacramentis atque e nnmero eorum, quae dicuntar vivorum, 
nemo sine gravi sacrilegio illad celebrare polest in stata peccati 
mortalis.c (Bened. XIV., de syn. dioec. 1. 8. c. 14. n. 15.) 

Itaque parochus sponsis impense suadeat, ut testimonium con- 
fessionis exhibeant. 

87. Quod si renuant et sint quidem occnlti peccatores, prae- 
missa salatari admonitione, etiamsi peccata sna confiteri recnsayerint, 
non snnt a matrimonio excludendi. (S. C. de Prop. fide, 27 apr. 
1820; 21 sept. 1840.) 

88. Sin autem sponsi peccata confiteri nolentes sint vere publici 
peccatores (v. g., qui publice in concubinatu vivant vel commnnionem 
paschalem non peregerunt), — vel si in contemptum vel despectum 
Ecclesiae confessionem renuant, — vel denique si ex eorum matri- 
monio sine praevia confessione scandalum oriatur, tnnc ad contrahen- 
dum matrimonium admitti nequeunt. (Ib. — S. C. C. in Moguntina, 
28 aug. 1852.) 

89. Qnoties vero ex denegata matrimonio assistentia graviora 
mala parocho, communitati vel ipsis contrahentibus (v. gr., ne per- 
severent in peccato,) timeri prudenter possunt, parochus Nos adeat 
integram facti speciem exponens, ut Nos habita rerum circumstan* 
tiarumque ratione ea declaremus, quae magis in Domino expedire 
judicaverimus, exclusa tamen semper celebratione missae atque omni 
solemnitate. (Cf. S. C. de Prop. f. 27 apr. 1820; s. Poen. 10 dec. 1860.) 

90. Eodem modo se gerere debet parochus, si sponsorum alter 
notorie in censuras ecclesiasticas inciderit et reconciliari recuset, vel 
sectae cuidam improbatae adscriptns huic renuntiare nolit, ex denegata 
autem assistentia grave scandalum vel damnum oriri possit. (S. Poen. 
4 dec. 1860; S. C. de Prop. fide 5 julii 1878; S. 0. 21 febr. 1883.) 
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Gap. VIII. De jure assistendi matrimanio. 

91. Munus assistendi raatrimoniis celebrandis spectat ad proprium 
parocham. (Cf. Bened. XIV., Const. Nimiam licentiam, n. 9, Diöc.-Bl. 
1894 S. 265 u. 271.) 

Qaod 81 sponsi ob graves causas matritnonium extra saam ipso- 
rnm parochiam celebrare desiderant, parochus id concedere et de* 
legationis litteras ad sacerdotem idoneam (R. M. I 897 u. III 572) 
dare velit, imposita tarnen obligatione ad se reportandi testimonium 
matrimonii, qnod in registrnni parochiale referatnr. 

Cap. IX, De matrimoniis mixtis. 

92. Parocbi et omnes, qaibus animarum cura commissa est, 
tarn publicis quam privatis sermonibus necnon exhortationibus , quas 
in sacro confessionali ad poenitentes habent, omni tarnen cum discre- 
tione, caritate, mansuetudine , doctrinam Ecclesiae de mixtis con- 
nubiis opportune proponant parochianosque suos ad canonicarum ob- 
servationem legum instantissime incitent. (Instr. ad Arch. Colon. 
27 maii 1830; Conc. prov. Strigonien. 1858; S. 0. 12. Dec. 1888 
ad Eppos. rit. Orient.) 

93. Imprimis parentes catholicos moneant parocbi, ut in 
cordibus liberorum sensus vivae (idei verbo et exemplo nntrire ac 
fovere conentur eosque ab ineundis mixtis matrimoniis omni meliore 
modo arcere studeant. Quam ob causam prolem suam ac praesertim 
adolescentulas vigili oculo comitentur neque permittant familiariorem 
conversationem cum talibus, cum quibus vitae conjugalis vinculo 
aliquando consociari nefas est. (Conc. Strigon. 1858.) 

94. Simul ac pastores compererint adesse adolescentes vel vir- 
gines, qui hujusmodi mixtas nuptias cum acatholicis inire veliot, 
tum ipsos tum eorum parentes salutaribus doctrinis imbuant nihilque 
omittant, quo eos ab hujusmodi proposito avertant. Si qui tamen a 
matrimonio mixto inenndo prorsus desistere nolint, parochi id saltem 
procurare pro viribus contendant (eisdem impense inculcantes catho- 
licum dogma, quod tradit extra catholicam Ecclesiam salutem ob- 
tineri non posse) ne matrimonium ineant, nisi observatis adamussim 
debitis cautelis ac legitime impetrata dispensatione. (Litt. Pii VIII 
ad Archiep. Colon, et Eppos Treviren., Paderbornen. et Monasterien. 
— Instr. ad Arch. Pogariasen. ; Ben. XIV decr. Matrimonia; Circ. 
Etsi; — Litt. Greg. XVI ad Epp. Bavariae; S. 0. 12 Dec. 1888.) 

95. Eadem data occasione praestanda erunt confessario, qui 
sciat se absolvere non posse poenitentero, nisi huic certum delibera- 
tumque sit accurate observare cautelas et conditiones in matrimoniis 
mixtis ineundis ab Ecclesia praescriptas. 
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96. Parochi, antequani dispensationem ab impedimento roixtae 
religionis expostuIeDt, a contraheutibus exigere debent opportunas 
cautiones de amovendo a catbolico conjuge perversionis periculo^ de 
conversiöne conjugis acatholici ab illo pro viribus curanda ac de uni- 
versa prole utriusque sexus in catholicae religionis sanctitate omnino 
educanda. Has nempe conditiones jus naturale ac divinum cum po- 
stulet, nulla unquam auctoritate bumana mixta connubia sine illis 
permitti possunt. 

Qua de re litterae reversales ( Append. IV) ab utraque parte subscri- 
bendae erunt. 

Si ob peculiares circurastantias quibusdara in casibus obtineri 
neqneant a parte acatbolica litterae reversales vel juramentum, ipsa 
vero serio promittat se cautiones memoratas servaturam, satis erit a 
parte catholica hujusmodi litteras exigere in iisque promissionem 
partis acatholicae ore tenus coram parocho factam adnotare. 

Exhibitio denique cautionum notoria sit, ad omne scandalum 
reraovendum, vel saltem talis fieri possit. (Circ. Etsi; — S. 0. 17 febr. 
1875; — Pii VI ad Archiep. Mechl. 13 julii 1782; — S. 0. ad 
primat. Hung. 21 julii 1880.) 

Si parochus has promissiones accipere nequeat ante dispensa- 
tionis petitionem uec matrimonium differri possit, rem ad Nos per- 
scribat, ut eum ad dispensationem dandum delegare possimus« 

97. Cautiones, qualiscumque harum forma est, ejusmodi esse 
debent, ut inde certitudine morali constet et de earum sinceritate in 
praesenti, et de adimpletione in posterum. 

Parochus igitur, qui litteras supplices Ordinario porrigit, officio 
sao non satisfacit, si tantummodo promissiones de implendis memo- 
ratis conditionibus ab utraque parte factas ad Ordinarium mittat; 
simul euim declarare debet se graves causas non detexisse, cur sponsis 
fidem non habeat. 

98. Ad matrimonium mixtum ineundum minime sufficit, ut 
sponsi cautiones praescriptas adraittere parati sint ; sed, ut gravibus 
fidei ac morum periculis etiam cum opportunis cautionibus fideles se 
exponere sinantur, grave aliquod incommodum ceteroquin non devi- 
tandum immineat necesse est. Omnino igitur in supplici libello af« 
ferri debent justae gravesque causae ad dispensationem impetrandam. 
(Circ. Etsi; — S. C. de Prop. ad Ep. Amer. 1868.) 

99. Curandum est denique parocho, ne sponsi adeant ministrum 
acatholicum sive ante sive post matrimonium contractum coram pa- 
rocho catholico; adnotandumque erit in supplici libello sponsos mi- 
nistrum haereticum non esse adituros. (S. 0. 17 febr. 1864.) 
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100. Qnod si gravibas de causis servatisqae debitis cantelis 
aliquando a lege raatrimonia mixta prohibente dispensatur, mens 
tarnen est S. Sedis, ut in animis catholicorum nonquam obliteretur 
memoria canonum, qui baec detestantur connubia, atqae constantis- 
simi illius studii, quo S. Mater Ecclesia filios avertere consuevit ab 
iisdem nnptiis in eorum faturaeque prolis perniciem contrahendis. 
Quam ob causam nlterius praescribit, ut haec mixta conjugia extra 
ecclesiam et absque parochi benedictione ulloque alio ecclesiastico ritu 
celebrentur. (Instr. S. C. de Pr. P. ad Ä.rch. Pog. 1858; — Circ. Etsi.) 

Aliquando tarnen Apostolica Sedes mixta matrimonia in ec- 
desia cum caeremoniis pro celebratione matrimonii in dioecesano 
Rituali praescriptis ita celebrari sinit, ut : a) celebratio missae semper 
exciusa remaneat; b) per modum exceptionis tantum id indulgeatur, 
in casibus, in quibns assistentia mere passiva servari nequeat, qnin 
graviora exinde oriantur damna ac mala. Verum hujusmodi tolerantia 
minime suo cujusque parochi arbitrio relinquitur, sed reservatur 
Episcopis, onerata eorum conscientia super omnium eircnmstantiarum 
veritate et gravitate; quam indulgentiam seu potius tolerantiam 
Episcoporum arbitrio et conscientiae omnino commissam majore, 
quo fieri potest , silentio ac secreto servent. (Circ. Etsi ; — Instr. 
Prep. 11 martii 1868; S. 0. 8 jan. 1871.) 

Toleramus igitur morem benedicendi mixta matrimonia in ec* 
clesia, sed absque missae celebratione, in iis tantum parochiis, ubi 
revera invaluit. (S. 0. 3 jan, 1871.) 

lis vero in parochiis, in quibus mos hujusmodi non viget, ser- 
ventur adamussiro conditiones de mixtis matrirnoniis, id est, extra 
ecclesiam et absque ecclesiastico ritu celebrentur. (R. M. 1 101, 270, 397.) 

Quod si occurrerit casus dubius, ad Ordinarium recurrendnm erit. 

101. Contractis cum debita dispensatione mixtis connubiis, pa- 
rochus praesertim in sacro tribunali sedulo curet, ne pars catholica 
in indifferentismum prolabatur; insuper omni industria ac solertia 
invigilet, ut praestitae cautiones religiöse serventur. Moneatur pars 
catholica, ut onus, quod sibi sumpsit, curandae conversionis partis 
acatholicae et prolis nni?ersae catholice educandae maximi faciat 
sciatque, nisi illud sedulo impleat, maximo se piaculo obstringi* 
Quod si, ut aliquoties evenit, qui hujusmodi nuptias inierunt, dpmi- 
cilium alio transferant, parochus pastorem illius loci certiorem faciat, 
ut et ipse easdem curas in se suscipiat. (S. 0.) 

102. Si quando connubium sine cautelis necessariis initum sit, 
vel si post datas cautiones obtentamque dispensationem hae servatae 
noD sint, ne propterea partem catholicam negligant parochi; sed in 

J 
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omni patientia et doctrina, quoties opportuna ostendetur occasio, et 
praesertim in administrando sacramento poenitentiae admoneant et 
instruant tum de peccato commisso, tum de districta, qua tenentur, 
obligatione universam prolem, quoad poterunt, catholice instituendi, 
ita ut contrariis promissis, utpote injustis, quamquam jurejurando 
firmatis non teneantnr. (Instr. ad Ep. Austr. 22 maii 1841 ; S. G. 
P. P. ad Arch. Fogar. 1869; — S. 0. ad Ep. Strig. 21 jul. 1880.) 

103. Ceternm ante omnia semper investigandum erit, num 
agatur de matrimonio invalide contracto; quo in casn partes adducere 
stttdeant parochi ad ineundum coram Ecciesia roatrimoninm post 
praestitas cautiones obtentamque dispensationem super mixta religione. 
(S. 0. ad Ep. Argent. 1848.) 

Qnod si pars catholica ?ere poenitens revertatur ad cor, sed 
post omnem diligentiam cautionemque habitam nulla ratione de ca* 
tholica prolis educatione proficere valeat, nee separatio fieri queat, 
parocbus ad Nos recurrat et singulas facti circumstantias exponat, 
ut Nos impetrando dispensationem in radice saluti partis catholicae 
provideamus. 

104. Si agatur de matrimonio cum debitis cautelis, quae tamen 
servatae non sunt, in facie Ecclesiae contracto, vel de matrimonio 
clandestino valide inito, pars catholica ad sacramenta admitti nequit, 
donec vera dederit resipiscentiae signa et promiserit se curaturam 
totis viribus tarn conversionem compattis haereticae quam educatio- 
nem in religione catholica prolis universae natae et forsan nasciturae ; 
et tandem donec obtinuerit absolutionem a censuris cum poenitentiis 
salutaribus, si contraxerit coram ministro haeretico. (S. 0. ad Ep. 
Argent. 1848.) Attendendnm tarnen est viros propter jura, quae ipsis 
a lege tribuuntur, aliter tractandos esse ac raulieres. 

In singulis casibus ad obtinendas opportunas facnitates et in- 
structiones parochus Nos adeat facti circumstantias dilucide expo- 
nendo et tunc secundum conditiones in Nostro response latus agat. 

Sacra tamen communio parti poenitenti in ipsa parochia nunquam 
concedenda est, nisi constet nuUum inde scandalum metuendum esse. 
R. M. I 236 u. 271, Metz 223 u. 225.) 

Pars IT. De cleri et popnli disciplina. 

Cap. L De seminariis. 

105. Inter praecipua Episcopi munera sane numeranda est cura 
de pio praestantique clero educando; inde enim pendet vitae Ghri- 
stianae in dioecesi proventus. Qua in re cum cleri am auxilio in- 
digeat Episcopus, haec statnimus: 
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106. Cnasquisque pastor animarum officium SQum esse exi- 
stiraet novae militiae sacrae institutionem pro viribus fovere; qua- 
propter pueros parochiae suae, qui ad statam clericalem videntur 
vocati esse, speciali attentione prosequatur. 

107. Talibus pueris ad statum sacerdotalera aperiatur via, qui, 
corpore satis sani, tarn pietate et innocentia quam industria et in- 
genio praestant. 

108. Hisce pueris clerus parochialis libenter sese exbibeat ad- 
jutorem et praeceptorem , ut ita abbreviato discendi tempore educa- 
tionis expensae parentibus minuantur. 

109. Dt privata haec institutio animos puerorum ad studia 
posteriora litterarum efficaciter praeparet, opportunum erit ordinem 
disciplinarum atque rationem doceiidi, quae in gymnasio episcopali 
(G. 230 u. 278) valent, a parocbo vel vicario etiam in schola pri- 
vata constanter observari. 

HO. Etiam post inclioata studia, si alumnus spem initio datam 
non impleat, uon obstante parentura intercessione institutionis pri- 
vatae finem facere expediet, ut sie inutiles parentum impensae necnon 
futurae alumnorum deceptiones vitentur. 

111. Feriarum maxime tempore curam agant sacerdotes jnven- 
tutis studiosae, praeceptis ac mooitis ei optime consulant. Parochus 
autem illis praesertim juvenibus, qui jam in seminario clericorum 
versantur, verbo et exemplo assistat, vitae eorum diligenter invigilet, 
quidquid in eis reperitur clericalem statum dedecens Superiori se- 
mioarii sedulo aperiat. 

Cap. IL De vüa et honestate clericorum. 

112. Clerici omnes tonsuram convenientem eamque conspicuam 
gerant. Profecto non essent digni regali sacerdotio, qui venerando 
hoc signo erubescerent. Capillis omnino simplicem cultnm adbibeant. 
Goma ficticia io missa ceiebranda nisi ex peculiari indultu Aposto- 
licae Sedis uti non licet. 

113. >Etsi habitus non facit monachum, oportet tamen clericos 
vestes proprio congruentes ordini semper deferre, ut per decentiam 
habitus extrinseci honestatem intrinsecam ostendantt (Conc. Trid. 
sess. XIV, cap. 6, de reform.) Auctoritate igitnr Coocilii Tridentini 
necnon aiiis plurimorum Gonciliorum canonibus et Apostolicis consti- 
tutionibus innixi snb poena suspensionis praecipimus, ut omnes bujus 
dioecesis clerici vestem talarem deferre soleant (Metz 209). 

Cum longioris itineris suscipiendi causa aut propter vias luto, 
imbre, nivibus impeditas vestimento breviore uti opus erit, illud 
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semper nigri coloris esse debet. Nullus tamen sacerdos missam 
celebrare vel sacramenta administrare audeat, quin veste talari in- 
datas Sit. 

114. Jus habent clerici reditibus ecciesiasticis utendi ad ho- 
nestam siistentationem ; oefas .est, illos in delicias impendere; su- 
perflua enim in pios asus sunt eroganda. 

Sacerdotum igitur domus non sumptuosa, sed simplici et mo- 
desta supellectili sint ordinatae; omnis in ea absit mundana osten- 
tatio. Eos hortamur, ut, temperantiae et mortificationis praedica- 
tores, insatiabilem saeculi luxuriam suae sobrietatis exemplo redar- 
guere sciant. Sint ipsi parca mensa contenti; et ubi amicitiae, ca- 
ritatis, benetolentiae gratia confratres iuvitant, in adornanda raensa, 
regulas frugalitatis jugit^er servent. 

115. Laicorum conviviis raro et quidem cautissime clerici in- 
tersint. Multuni deorsum trahimur, cum saecularibus viris frequen- 
tius admiscemur, >et facile contemnitur clericus, qui saepe vocatus 
ad prandiam ire nunquam recusat.c (S. Hier, ad Nepot.) Convivia 
nuptialia ne adeant clerici, nisi sint contrahentium proxime consan- 
guinei. 

116. Sacerdotes in diversoriis, tabernis aliisqae hujuscemodi 
locis (Stationsbuffet, etc.) cibum vel poturo nunquam sumant nisi in 
itineribus aut necessitatis causa. Talern necessitatem in loco resi- 
dentiae nunquam, in Ficinia autem vix admitti posse intelligant Ubi 
vero legitima adest ratio, cauponas nunquam inhonestas ingrediantur, 
ibique semper temperantiam et modestiam ordini clericali convenientem 
prae se ferant. 

117. Quamquam sacerdotes animos honeste relaxare non vetan- 
tur, tarnen ipsis nefas est, in ludendo pretiosum conterere teropus, 
quod ad gloriam Dei augendam animasque iucrandas conferre debent. 
Diebus vero festi patronalis, adorationis perpetuae, coUationum ec- 
clesiasticarum eis Insu omnino interdicimus. 

118. Cum sacerdotes conformari huic saeculo et mundanas 
adsciscere consuetudines maxiroe dedeceat, omnem laicorum morem 
cum clericali modestia minus congruentem (ut ?. g. morem tabaci 
in publico aut cum laicis fumandi) diligenter devitent. 

119. Qui adversa yaletndine ad aquas proficisci coacti sunt, 
ibi non solum christianae, sed etiam clericalis modestiae leges in 
Omnibus servare studeant. Quae vero sacri canones clericos facere 
vetant (ut theatris interesse), ea ne balneorum quidem in stationibus 
sibi licere existiment. 
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120. Canonum sanctionibus inhaerentes uorninatira interdicinius, 
ne clerici hujus dioecesis medicinam vel chirargiara exerceant. 

Cap. IIL De domo parochiälL 

121. Jaxta praescripta canonica sab poena suspensionis prohi- 
betnus, ne presbyteri ulli in suis aedibus faraulatui^) adstrictas re- 
tineant feminas, qnae ad qaadragesimum suae aetatis annum com- 
pletam non pervenere, nisi sint ipsis in primo vel secundo gradu 
consanguineae vel affines. Quaecumque autem sunt et atcumque 
conjnnctae, probatae vitae ac famae integerrimae esse debent; quod 
si mala fama coeperint laborare, quamprirnnm dimittantur. 

122. Si pro ratione temporum rernmqne conditione haec probi- 
bitio nisi difficilime ab aliquo sacerdote servari non possit, scripto 
causas pro obtinenda dispensatione Nobis exponet. 

123. Dispensationes buc usque verbo tantum, non scripto datas, 
caducas volamus, nisi intra sex menses per litteras renoventnr. 

124. Nullus sacerdos famalam saara ad raensam sibi assidere 
indulgeat. 

125. Item nullam feminam, nisi sit propinqua simal et aetate 
provectior, sive ambalando sive iter faciendo sociam habeat. 

126. Presbyteri ne facile diutias hospites apad se habeant 
feminas, praesertim juniores atque sibi minime propinquas'. 

127. Enixe denique sacerdotes monitos volumus, at quotannis 
famulis suis raercedem solvant, ne postea allo modo in angustum 
veniant, neve cuiquam incidat suspicio eos ex aliena pendere volantate. 

Cap. IV. De parochis cantondlibus. 

128. Paruchi cantonales sunt quasi vicarii foranei Episcopi, 
sub cujus nutu providere debent, ut disciplina ecclesiastica a clero 
districtuum fideüter servetur, et in parochiis orania ita fiant, ut 
pietas fideliura foveatur. Quapropter, quaenam eorum sint ofticia et 
jura, definire convenit. 

129. Cum parocborum cantonalium sit curare, ut sacri canones 
et statuta dioecesana a clero sui cnjusque districtns observentur, 
ceteris bono exemplo, scilicet pietate, prudentia, doctrina aliisque 
virtutibus debent praelucere. 

130. Si eveniat, ut confrater minus honeste se gerat, quam 
clericum decet, eum paterne admoneant; quod si gravius deliquerit, 
rem ad Ordinarium deferant. (B. M. II 130 u. 564.) 

131. Cum aliquis in districtu sacerdos aegrotatur, eum visitent, 
et si gravius infirmatur, Ordinarium certiorem faciant. Si parochus 

1) praecipuo loco, Diöc-Bl. 1895 8. 1. 
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aegrotans vicario caret, omnia disponant, ot administrandae parochiae 
consalatur. 

132. Cam novus in parochiam introducitur parochus, carent, ut 
inventarium (6. 116, 132, 143 u. 315) fiat omniam, quae tunc qai- 
dem in archivo parochiali reperiuntur; confratre mortuo (G. 136) 
una cum administratoribus fabricae ecciesiae providere debent, ut 
sigilla apponantur (J. Cons. Fabr. 1888 p. 294, 1889 p. 116 a. 258), 
ne quid ad ecclesiam spectans amittatan 

133. Litteras ceteraque documenta ab Ordinario clero mittenda 
quamprimam ad confratres dirigant. 

134. Videant tarnen parochi cantonales, ne jura confratrum pa- 
rochialia usurpent neve quid eorum, quae ad officiuof) parochi in sua 
ipsius parochia pertinent, eo inscio vel invito faciant. 

135. Parocho cantonali competit jus praesideiidi collationibus 
ecclesiasticis (Diöc.-Bl. 1884 S. 189, 1885 S. 73, Metz 168, 253, 
R. M. III 67, 223 u. 606, IV 304, G. 285) ceterisque coetibus sa- 
cerdotunQ in districtu suo congressis. 

136. Ipsius est installare novos parochos in suo districtu, nisi 
aliter ab Ordinario statutum erit. (Anl. VII u. VIII, Diöc.-Bl, 1892 
S. 31, G. 132.) 

137. Jus habet funeri confratris in districtu praesidendi eosque 
designandi, quibus in funere faciendo varia officia ecclesiastica obeunda 
sunt; in quibus tarnen designandis semper voluntas votaque familiae 
defuncti attendantur. 

138. Ipsi Tacultatem facimus permittendi binationem urgente ne- 
cessitate, quando Ordinarius adiri nequit. (Diöc.-Bl. 1885 S. 73 u. 221). 

139. Indicere yalet in suo districtu publicas supplicationes coram 
Sanctissimo in ciborio exposito ad petendam pluviara vel serenitatem. 

140. Ex indulto Apostolico ei concedimus facultatem ornamenta 
et lintea sacra in suo districtu benedicendi. 

141. Denique, facultatem impertimur, ut parocho mortuo aut 
ad aliam parochiam translato statim sacerdotem, cui omnia parochi 
jura in spiritualibus committat, administratorem parochiae nomine 
Nostro desiguet, designatumque Nobis notum faciat. (G. 292, M. 165.) 

142. Vacante ipsa parochia cantonali, jura quae supra com- 
memora?imus (nisi ab Ordinario aliter statnatur) ad eum transferun- 
tur, qui in collationibus ecclesiasticis vices defuncti praesidis gerit 

Cap, V. De residentia. 

143. Parochus ex of&cio ad residentiam tenetur ; quod si legi- 
tima interveniente causa extra parochiam pernoctare vel duos vel 
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plares dies abesse debet nee habet vicariam, aliam sacerdotem sibi 
substituatf quem non domesticis modo sed aedituo etiam notum fa- 
ciet. (R. M. III 293, Metz 189, Q. 151.) 

Immo nuDqaam per notabilem diei partem domo absit, quin 
locum, ubi inveniri poterit domesticis indicaverit, et ita repentinis 
casibus provideatar. 

144. Si UDum vel plares habet vicarios, nisi grayioribns de 
caasis ne in paucas quidem horas omnes (et parochus et vicarii) 
stmal e parochia discedant. 

145. Parochns, cum absentiam per complares dies ad diem 
dominicam vel festivam extendere intendit, rem ad notitiam parochi 
cantonalis deferat. 

Si ad octo dies vel amplias vel ad paaciores tempore qaadra- 
gesimae abesse debeat, licentia Ordinarii scripto concessa ei opus est, 
qaani sibi datam parocho cantonali renantiet. 

Si ad petendam licentiam tempas deficiat, hac conditione e pa- 
rochia proficisci poterit, ut ante discessam parochnm cantonalem de 
causa absentiae per litteras certiorum faciat et sacerdotem constituat, 
qui ipsius vice iu parochia administranda fungatur. Quod si absen- 
tiam ultra octo dies protrahere cogatur, rem Ordinario indicet. 
(R. M. II 130 u. 564.) 

146. Ceterum parochos monitos esse volumus, eos officio sno 
vix satisfacere, si saepe per paucos dies, vel si saepissirae per diem 
integrum extra porochiam discurrant; plura enim munera cum magno 
aniroarum detrimento certo omittent. 

147. Vicarii ne in paucas quidem horas e parochia discedant, 
quin parochum moneant. Instante vero ofßcii munere parochus eos 
retinendi jus habet. 

148. Parochi cantonales ipsi ultra octo dies sine licentia Or- 
dinarii a parochia abesse nequeunt. 

Cap. VL De officiis mutuis parochorum et vicariorum. 

149. Ea est vicarii ad parochum, quae inferioris ad superiorem 
relatio, id quod vicarius semper prae oculis habeat. Oportet autem, 
Sit etiam inter ambos consensus et societas consiliorum et volunta- 
tnm; etenim, si discordes videntur, non debita veneratione ex parte 
fidelium afficientur, nee Einem, ad quem tendit ipsa animarum cura, 
consequentur. 

160. Ante omnia vicarias parocho suo tam dictis quam factis 
sinceram reverentiam exhibeat, non modo quia parochus aetate, ex- 
perientia, meritis praecellit, sed vel eo, quod parochus ipsius superior 
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est. Nanqaam ergo vicarius qnidqaaro dicat vel agat, quo fiducia 
fideliaro in parochum minai possit; praesertim vero caveat ne pa- 
rocham coram Ulis vituperet aat adversus eam ullo modo insurgat. 
Si forte a parocho aliter tractetar« ac jastitia postalat et dignitas 
sacerdotaliSf apad Ordinarium solum conqueratur. 

Dbi plures eidem parocho adjuncti sunt vicarii, caveant, ne 
consilia ita conimünicent, ut quasi conspiraotes yideantur. 

151. Libenti animo omnem suscipiet vicarias laborem, quem 
parochus ei mandaverit. Quin immo, si parocho propter aegritudinem 
vel ingravescentem aetatem vires minuantur, sua sponte et quasi 
filiali studio se ofieret ad raunia etiam rnolestiora vice parochi 
subeunda. 

152. Nunquam tarnen vicarius roodestiae oblitns se iis negotiia 
immisceat, quae parochus ei curanda non tradidit, neve quidquam 
eorum, quae ad munia sua non pertinent, nisi parocho sciente et 
consentiente aggrediatur; maxime autem devitet, ne in parochia vel 
in ecclesia aut nova instituere aut vetera immutare conetur ; neqne 
enim decet vicarium unquam sie se gerere, ut administrandae pa- 
rochiae particeps esse videatur. 

Vicarius, si munus ipsius intra exiguos limites coarctetur, eo 
perfectius ministerio suo fungatur et reliquum tempus in oratione 
et stndiis consumat. 

158. Etiam in iis rebus quarum cura illi fortasse a parocho 
demandata est (quales v. g. sunt confraternitates, associationes, varia 
pietatis et charitatis opera) vicarius ex parocho pendet , apud quem 
jus remanet, instituta parochiae dirigendi iisque invigilandi. 

154. Referat ad parochum vicarius ea, quae in parochia evene- 
runt, si talia sunt, ut parochum, quatenus est curator animarum, 
illa scire intersit; praecipue vero certiorem eum faciat vicarius de 
iis, quae sacro ministerio vacans ipse gessit, v. g. infirmum sacra- 
mentis muniendo. Quin etiam in minoribus parochus, quando nee 
tempus deficit nee circumstantiae obstant, decet talia, antequam 
peragantur, parocho nuntiari. 

155. Facilem se praestet vicarius parocho, qui eum in rebus 
sacri ministerii dirigere et informare studet, ut sie ex experientia 
parochi quam maximum quaestum faciat. Parum profecto virtutibus 
et scientia crescet junior sacerdos, qui, iromodicus sui aestimator, 
se ipsum süperbe extollere non erubescit. 

156. Personis, quae in domo parochiali habitant vel ministrant, 
modo urbano et modesto vicarius se affabilem praebeat, at nunquam 
eas sibi (amiliares faciat 
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157. In egressu e domo parochiali ea a vicario serTeotur, qnae 
tit. »De residentia parochoram et vicarioram« praecipiantur. De 
cetero in aedes parochianorum visendi causa ne se conferat vicarius, 
nisi id postulet ipsa animarum cum. Otiosa coUoqnia in sao ipsias 
cubicnlo cum parochianis, praesertim cum feminis sollicite devitet: 
taliuni confabulationum, cum exortae erunt, finem facere maturabil:; 
si Don finiantur, comiter sed nihil haesitans abrumpat et non iterandas 
esse denuntiet. Neque enim ideo in parochiam niissus est vicarius, 
ut sibi fautores ibi acquirat, sed ut animabus Christianorum inser- 
viens, eas suo pastori, scilicet parocho, fideliter aggreget. 

158. Licet parochus sit vicario praepositus, tameu huic coram 
parochianis ut sacerdoti honorem, ut cooperatori benevolentiam tribuat, 
Salvatoris vestigiis inhaerens, qui, cum a mortuis surrexisset, apo- 
stolos fratres suos vocare dignatus est. 

Gooperatorem strenuura et modestum parochus vix potest sat 
magni aestimare. Sed cum in vicario aliquam notabiliorero labem 
deprehenderit, delinquentero patienter sustinebit et ad roeliora redu- 
cere contendet. Quod si monitiones nihil profecerint, vel si agatur 
de delicto graviore, rem ad notitiam Ordinarii deferat. At nunquam 
de vicario coram aliis detrahet, nedum eum in conspectu totius pa- 
rochiae dedecorare audeat. 

159. Non decet parochum, quo coromodius vivat, propulsata a 
seipso omni molestia, fere totum curae pastoralis onus in vicarium 
declinare; sed ex altera parte caveat, ne vicarium ab iis laboribus 
excludat, quibus hie parochianis legitime commendetur et ad futura 
in animarum curam optime informetur. 

160. Si vicarius se docibilem praebeat, nihil intentatum re- 
linquet parochus, quin propriae scientiae et experientiae fructus cum 
eo coramunicet. Vicarium autem docilitate carentem, cujus fiduciam 
omni ope atque opera parochus sibi comparare non potuit, monitioni- 
bus non compellabit nisi necessariis. Sciant tamen parochi, nihil ad 
edocendum et informandum vicarium magis conducere, quam exemplum 
constans sincerae pietatis, invictae mansuetudinis indefessique illius 
laboris, qui vel a minima jactura temporis abhorret. 

161. Si vicario res in ministerio sacro bene succedant, pa- 
rochus gaudium inde suo corde conceptum libenter manifestabit. 
Sic enim novos vicario admovebit stimulos, et tunc fideles pro certo 
habebunt parochum cum S. Paulo sentire, cumdiceret: »Quid enim? 
Dum omni modo . . . Christus annuncietur« ! (Philip. I. 18). 

162. Intra augustiores limites, quam in tit. »De residentia et 
De officiis vicariorum« statutum est, parochus vicarium suum ne 
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coerceat; insuper De prohibeat., qain vicarius ecciesiasticis praescriptis 
in dioecesi promalgatis vel usa jam yigentibus rite »atisfaciat; cum 
eodem Ecclesiasticum (= Diöc.-Bl.) regulariter communicet, ut ille 
de novis decretis cogaoscere possit. 

Deniqae parochas non a priori ea repellat, quae fortasse vica- 
rias ut temporibus nostris consentanea, instituenda proponet; quod 
enim ipse annis non integer aggredi non vult, vicario, si visara erit, 
potent demandare, qui dirigente parocho incepto sedulo incumbet. 

163. Id iis ecclesiasticis muniis, qaae vicarii tarn propria saut, 
at solus de Ulis (v. g. de aaditis confessionibus) rationem Deo red- 
dere debeat, peoes parochum non est jus vicarium tanqaam ex 
auctoritate in suam sententiam abducendi. Non vetamus parocham 
de sacramento poenitentiae in sua parochia administrando consilia 
praeceptaque tradere quae vicarius diligentius consideret; sedulo 
tarnen cavebit, ne hunc invitum ad sententiam suam seqnendam 
quasi alligare velit; neve illum rounere confessarii fungentem cu- 
riosius exploret; denique fideles ad suam ipsius confessionalem sedem 
ullo modo cogere parochus ne audeat. 

164. Servatis iis omnibus, quae tit. »De domo parochialic 
praecipiuatur, sine ullo animi periculo in hac domo (Metz 266 und 
R. M. II 623) deget vicarius. Operara autem det praeterea pa- 
rochus , ut vicarium eonvenienti cura foveat, fronte serena semper 
excipiatt ore benigne alloquatur, ut junior sacerdos in domo parocbiali 
quasi in domo paterna se habitare laetetur. 

165. Si plures eidem parocho sint vicarii, sine ulla personarum 
acceptione labores et honores eis dividat, annorum tantum discrimine 
servatOf quos quisqne in ministerio sacro transegit. Perfectam inter 
cooperatores concordiam custodire studeat, ut de domo sua verum 
fiat, quod cecinit psalmista: »Quoniam illic mandavit Dominus beue- 
dictionem et vitam usque in saeculum.« (Ps. 182, 3.) 

Cap. VII. De relcUionibiiS cleri parochidlis cum parochianis. 

166. Sit clerus parochialis in suis cum parochianis relationibus 
jugiter memor conditionis suae et hoc Patrum Tridentinorum rooni- 
tum semper prae oculis habeat: »Sic decet omnino clerioos vitam 
moreaque suos omnes componere, ut habitu, gestu, incessu, sermone 
aliisque omnibus rebus nihil nisi grave, moderatum ac religione 
plenum prae se ferant.c (Trid. Sess. XXII, c. I, de ref.) 

167. Diligenter abstineat: a) Ab omni vulgari loquendi vel 
agendi ratione, quae dignitatem sacerdotalem minus decet; b) ab 
omni inutili vel longius protracta visitatione, praesertira si agatar 
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de invisendis feminis; c) a quaestionibus nimis cariosis de rebus fa- 
miliaram occultis; d) a promptiore et imprudenti immixtione in pe- 
cuniariis aegotiis, y. g. collocandae pecuniae ; e) ab omni revelatione 
eoram, qaae ad conscientiam vel negotia familiarum spectanl, etiaiv 
si talia extra sacramentalem confessionem cognoverit. 

168. Memor sit, parochiam non propter säcerdotem, sed sa- 
cerdotem esse propter parochiam; det ergo operam: a) üt bonnm 
parocbianorum spirituale suae ipsias commoditati anteponat; y. g. 
qaamprimam adeundo infirmos, quacQnque diei ac noctis hora voca- 
tar; excipiendo confessiones ea hora, quae fidelibus magis con- 
venit, etc. ; b) ut omnem speciem avariliae devitet ; neqne sit neque 
videatur quidem tarpis lucri esse cupidus; c) nt renaat seimplicare 
negotiatiooibas , qaibus propinqaos saos cum parochianis matrimouio 
conjungat. 

169. Meminerint jugiter se esse totius gregis et non unius vel 
alterius familiae pastorem; quapropter: a) ne huic Tel illi familiae 
seu personae, reliquis ueglectis, nimis faveat; si quis tarnen prae 
caeteris diligendus est, sane pauperes et egentes pluris fiant; b) ne 
videatur ulciscendi cupidus; proinde ab omni insectatione personal! 
in pronao abstineat; nee liberos in catechizando propter eorum pa- 
rentes derelinquat, yel prorsus repellat; etc. c) in electionibus mu- 
nicipii magna prudentia utatur et circumspectione. 

170. In locis mixtis clerus erga heterodoxos urbanum se prae- 
beat, et curet, ut cum Ulis, illaesis Ecclesiae juribus, pax, omni qua 
par est, diligentia servetur. 

Gap. VIIL De eathclicis ephemeridibus et societaiibus, 

171. Enixe parochos hortamur, ut pro locorum et temporum 
ratione catholicas ephemerides atque catholicas societates prudenti 
studio foveant; si qui irrepserint abusus, sedulo bis firmiterque 
obsistatur. 

Imprimis societates S. Vincentii a Paulo sustentandas et sol- 
licite augendas commendamus. 

Gap. IX. De registris parochialibus. 

172. Canonicis ac dioecesanis praescriptionibus sancitum est, 
ut unusquisque parochus et vicarius curatus varios habeat et cusio- 
diät libros, inter quos priroum tenent locura: Registrum baptizato- 
ruro, matrirooniorum , sepultorum, primae communionis, confirmato- 
rum. (G. 178, Metz 27.) 

173. Qui libri omnes sint optima ex Charta confectt, solide 
conglutinatii in singulis paginis nota aritbmetica numerati. 
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174. In inscribeodis actis atramento nigro atendam est. 

Litteraram formae sint nitidae, lectu faciles. 

Acta namero et ordine distinguantur. 

Dies, mensis et annus, ineunte saltem anno, non arithmeticis 
signis, sed vocabulis ipsis nihil abbreviatis inscribantur. 

81 inter scribendum accidat, ut litura aliqua vel correctio ne- 
cessaria sit, approbetar haec ad marginem paginae cum debitis 
sabscriptionibus. 

176. Acta baptizatorum et matrimoniorum statim in registra 
referantur, praesentibas adhuc omnibus et singulis qui caro parocho 
Tel vicario subscribere debent. 

176. Nihil alieni in libris adnotetur, praesertim si ex hajus- 
modi adnotatione aliqais diffametur. 

177. Liber proclamationam nitide conscribatur , et parocho 
discedente in archivo parochiali in comraodam saccessoris deponatar. 

Pars T. De rebus temporalibos. 
Cap. L De chirographis. 

178. Saepe erenit, at fideles, cnra anniversaria fundare inten- 
dunt, fabricae ecclesiae chirographum duntaxat relinquant, quo 
ostendant, se talem pecaniae sammaoi fabricae debere. Id in po- 
stemm fieri omnino vetamus. Insuper mandamus, at adamassim 
serventur praescripta legis de coUocandis ecclesiae pecuniis, nanqnam 
vg. simplici Chirographe collocentar. (G. 80, Diöc.-Bl. 1885 p. 215, 
1892 S, 57). 

Gap. II. De coUectione deemosynarum. 

179. Renoyamus prohibitionem Monitorum pag. 55. >Ne cui 
anquam permittatur, qnacanque de causa vel quocunque noaiine 
coUigere eleemosynas apud fideles, nisi licentiara exhibuerit a Nobis 
Scripte datam sigilloque Nostro obsignatam ^).« (G. 11.) 

180. Neque intra ecclesiam parochus uUam sine definita Nostra 
licentia coUectionem tolerare debet, etiamsi pro missionibus vel aliis 
operibus piis fiat. 

Oap. III De sacerdotum testamentis, 

181. Cum sacerdos, cujuscumque est aetatis, periculo repentinae 
mortis obnoxius sit, aliunde vero cuique sacerdoti graviter aegrotanti 
solatio futurum sit, res temporales ordinatas scire, primis jam sacer- 
dotii annis testamentum conscribere debet. (Code civil 970). 

1) Keiner besonderen Erlanbniss bedürfen die Kapuziner zu SigoUheim 
and Kdnigthofen, Diöc-Bl. 1895 S. 25. 
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182. In conficiendo testamento haec teneat: a) Vitet, ne nlla 
testamentaria dispositione scandabm creet, v. g. magis, qaam par 
est, famalae suae favendo; b) curet, ne sua calpa inter propinquos 
disseosiones oriantar; c) aliqnam peconiae sammam ad pias funda- 
tiones et ad missas celebrandas destinet, tum ut ipse salnti animae 
suae consulat, tum nt inde fideles aedifiicentar; d) ad mentem Eo 
clesiae pia opera legatis juvare ne omittat. 

183. Decoram est sacerdotem bibliothecam saam alicui ex se- 
minarii alumnis vel ex junioribus confratribus vel eliam piae sodali- 
tati relinqaere. 

184. In testamento definiat a confratre examinanda esse scripta, 
epistolas aliaqae hnjusmodi omnia (praesertim qaae ad conscientiam 
spectant). 

Vasa Sacra et paramenta soli sacerdoti yel alicui ecclesiae 
relinqui debent. 

186. Est officium grave sacerdotis praecayerCi ne alla pars 
rerum sibi creditarum post obitum propriae haereditati misceatur Yel 



Di5c.-Bl. 1894 S. 265: »Wir bringen hiermit in Erinnerung, 
dass die bereits in der Synode promulgirten Statuten vom Tage ihrer 
Zusendung in Kraft getreten sind. Wir erwarten mit voller Zuver- 
sicht, dass die hochwürdige Geistlichkeit von diesen Gesetzen und 
Bestimmungen Kenntniss nehmen und sie gewissenhaft beobachten 
wird. Ein ignorantia legis könnte nicht mehr als Entscbuldigungs- 
grund angenommen werden.« 

Strassburg, den 31. Dec. 1894. 

t ÄcMf^ Bischof von Strassburg. 
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XX. 

Zur Auslegung des §. 63 des Osterr. allg. bgl. Gesetzbuchs 
(impedimentum ordinis). 

Von Prof. Dn Hora% Krasnopolski m Prag. 

I. 

§. 68 a. b. G.-B. bestimmt: »Geistliche, welche schon höhere 
Weihen empfangen, wie auch Ordenspersonen von beiden GeschlechterD, 
welche feierliche Gelfibde der Ehelosigkeit abgelegt haben, können 
keine giltigen Ehevertr&ge schliessen.c 

Die nachfolgende Untersuchung will sich nur mit der Frage 
beschäftigen, ob durch den Austritt eines »Geistlichen, welcher schon 
höhere Weihen empfangen,€ aus der katholischen Kirche das im- 
pedimentum ordinis nach geltendem österr. Givilrechte erlösche? Um 
die Antwort vorzubereiten, dürfte es sich empfehlen, kurz die Ent- 
stehungsgeschichte der gegenwärtigen Fassung des §. 63 cit. (vergl. 
Laurin^ Der Coelibat der Geistlichen, S. 202 ff.) zu recapituliren. — 
Den eherechtlichen Bestimmungen des a. b. G.-B. liegt, wie bekannt, 
zu Grunde das erste, formell selbstständige staatliche österr. Ehe- 
gesetz, nämlich das Jos. Ehepatent vom 16. Januar 1783, welches, 
unverändert, im sogenannten Josefinischen Gesetzbuche vom 1. No- 
vember 1786 wiederkehrt, mit Modificationen im sog« Westgalizischcn 
Gesetzbuche bezw. dem Entwürfe eines a. b. G.-B. und dann , nach 
wiederholter Berathung, Aenderung und Ergänzung im a. b. G.-B. 
Aufnahme fand (vergl. Zeiller^ Jährl. Beiträge III, 101). Das Jo- 
sefinische Ehepatent von 1783 und das bürgerl. Gesetzbuch von 1786 
hat über das impedimentum ordinis eine selbstständige Bestimmung 
nicht aufgestellt. Es begnügt sich, nachdem es zehn Ehehindernisse 
aufgezählt, im §. 25 III. Hpst. in dieser Beziehung das bis dahin 
geltende kathol. Eherecht aufrecht zu erhalten, das impedimentum 
ordinis, wie Zeiller (Jährl. Beitr. III, 129) sagt, nur »beziehungs* 
weisec zu normiren. Es bestimmt nämlich: »In Ansehen der in der 
katholischen Kirche mit dem Stande der Geistlichkeit und den ab- 
gelegten Ordensgelübden verbundenen Unßhigkeit zur Ehe bleibt das 
bisher Bestehende unabgeändertc Die »Unfähigkeit zur Ehe« er- 
scheint, soweit das impedimentum ordinis in Frage kömmt, mit »dem 
Stande der Geistlichkeit« verbunden, als Folge des »geistlichen Standes,« 
das katholische Kirchenrecht einfach und vollständig recipirt, »der 
ehelose Stand auf die geistlichen Gesetze sich gründend.« 
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Allein schon in dem im Jahre 1797 in Westgalizien and in 
Ostgalizien eingeführten hürgerl. Oesetzbnche and dem in demselben 
Jahre pablicirten Entwarf eines allg. bärgerl. Gesetzb. (sog. Urent- 
warf) lantet der entsprechende §. 73. I. Theil: »Geistliche, welche 
schon höhere Weihen empfangen, and auch Ordenspersonen von beiden 
Geschlechtem, welche feierliche Gelübde der Ehelosigkeit abgelegt 
haben, können keine giltigen Eheverträge schliessen.c Bedentang 
und Tragweite dieser Aendernng des Josefinischen Gesetzbuches er- 
geben sich aus den bei der Berathang des a. b. O.-B. hierüber ge- 
pflogenen Verhandlungen. Bei der ersten Berathung über die am 
Entwürfe vorzunehmenden Aenderungen ergaben sich unter den Hit- 
gliedern der Gommission Zweifel darüber, ob die griechischen Priester 
sich verheirathen können oder nicht P (Pr. ed. Ofner I, 95) und der 
Referent (v. Zeiller) wurde beauftragt, darüber Erkundigungen ein- 
zuziehen. In der Sitzung vom 8. M&rz 1802 theilte er zwei Aeus- 
serungen der von ihm hierüber besonders vernommenen Pfarrer der 
Wiener griechisch unirten und nicht unirten Gemeinden mit. Beide 
erklärten, »dass die Priester ihres Ritus sich zwar giltig verehe- 
lichen können, aber so, wie sie sich verehelichen, aufhören Priester zu 
sein.« »Woraus also folge, dass die Ehen bei ihnen zwar mit dem 
geistlichen Stande unvereinbar, aber keineswegs ungiltig seien.« 
Referent beantragte daher, übereinstimmend mit dem Antrage der 
Revisions-Hofcommission zu textiren : »Katholische Geistliche der 
lateinischen Kirche, welche schon« u. s. w. — Ein Theil der Com« 
missionsmitglieder hielt nun dafür, dass es am zuträglichsten sei, 
den §. 25. III. Hpst. des Josefinischen Gesetzbuches, »welches sich 
in gar keine Bestimmung eingelassen habe,« wieder herzustellen. 
Zur Unterstützung dieser Ansicht führte eins derselben (v. Zippe) an: 
Nach der Aussage des Josefinischen Textes seien die geistlichen 
Personen nicht nach den bürgerlichen, sondern nach den geistlichen 
Gesetzen zur Ehe unfähig erklärt , indem das Gesetz sich blos auf 
dasjenige bezieht, was in der katholischen Kirche diesfalls bisher 
bestanden hat. Wenn man aber nunmehr in dem b. Gesetzb. eine 
positive Bestimmung aufnehmen, in demselben ohne weitere Be- 
ziehung erklären wollte, dass sie keine giltige Ehe eingehen können, 
so würde ihr eheloser Stand sich künftighin nicht mehr auf die geist- 
lichen, sondern auf die bürgerlichen Gesetze gründen. Er halte es 
jedoch in dieser Hinsicht für angemessener, die Ehen der Geistlichen 
auch künftighin als durch die Kirchengesetze verboten zu erklären.« 
Die Majorität der Gommission war aber der Meinung, »dass das Ver- 
bot der Ehe der geistlichen Personen in dem Gesetzbuche bestimmt 
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ausgesagt werden soUte^c »dass es aber hinreichend sei, in demselben 
blos von katholischen Geistlichen der lateinischen Kirche Erwähnung 
zu machen. In Rücksicht dieser sei einmal ausgemacht und die Be- 
obachtung aller Orten gleich, dass sie sich nicht verehelichen können 
und das Gesetzbuch könne in die, bei den Griechen bestehenden Be- 
obachtungen umsoweniger eingehen, weil sonst über die Priester aller 
Religionen gehandelt werden müsse.« So wurde denn, »da (Geist- 
liche' der griechischen Kirche sich auch in höheren Weihen giltig 
verehelichen, der einschränkende Beisatz (Pr. II. 837 Note) be- 
schlossen: »katholische Geistliche der lateinischen Kirche, welche 
schon höhere Weihen empfangen, u. s. w. — Diese Fassung blieb 
auch bei der Revision des a. b. G.-B. unverändert. — Hiegegen 
wurde in dem, auf Grund der allerh. Anordnung vom 25. Januar 

1807 für Salzburg und Berchtesgaden bearbeiteten, am 13. April 

1808 sanctionirten , am 1. Juni 1808 in Wirksamkeit getretenen 
Ehepatent (§. 19) bestimmt: »Katholische Geistliche des lateinischen 
und armen. Ritus, welche schon höhere Weihen empfangen, u. s. w.« 

Bei der Superrevision des a. b. G.-B. (Sitzung vom 13. Nov. 
1809) recapitulirte Staatsrath v. Pfleger den bisherigen Gang der 
Berathungen und bemerkte: Da der Metropolit der unirten griechi- 
schen Kirche versichert, dass es ohne alles Bedenken bei dem §. 73 
b. G.-B. vom J. 1797 belassen werden könnte und durch eine Ab- 
änderung das Ansehen der Gesetzgebung compromittirt würde, so 
hätte es bei demselben zu verbleiben, wodurch also die höheren 
Weihen sowohl in der katholischen Kirche des lateinischen, armeni- 
schen und griechischen Ritus, als in der griechisch nicht unirten 
Kirche als ein trennendes Ehehinderniss bestehen würden u. zw. in 
der katholischen Kirche des lateinischen und armenischen Ritus 
selbst nach den Kirchensatzungen, in den zwei griechischen Kirchen 
aber (die nicht unirten Griechen halten sich mit den unirten an eben 
dieselben Disciplinargesetze) bhs nach den bürgerlichen Oes€iBen.€ 
Trotzdem sich zwei Mitglieder der Commission gegen die Vermehrung 
der »impedimentorum dirimentium,« gegen eine grössere Beschränkung 
der Geistlichkeit als nach ihren Kirchengesetzen« aussprachen, wurde 
der Antrag auf Wiederherstellung des Textes des Westgaliz. Gesetz- 
buches vom J. 1797 angenommen, welcher nunmehr als §. 63 a. b. 
G.-B. erscheint. — Noch einmal u. zw. in der nächstfolgenden 
Sitzung vom 16. November 1809 betonte der Staatsrath den Stand- 
punkt der Gesetzgebung in Bezug auf dieses Ehehinderniss. Bei Be- 
rathung des §. 103 rev. Entw. (= §. 111 a. b. G.-B.) bemerkte er 
nämlich : »In der katholisch griechischen, sowie auch in der griechisch 
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nicht unirten Kirche könne das Band der Ehe wegen Ehebruch nach 
den Kirchengesetzen getrennt werden. AUein gleichwie die höhere 
Weihe ohne Bedenken für ein trennendes Ehehindemiss durch das 
b. O.-B. erklärt werden kannj ebenso könne das Band der Ehe 
auch meischen den Eheleuien von der griechisch unirten und nicht 
unirten Kirche ntwr für durch den Tod trennbar erklart werden u. s. w. 

Noch sei bemerkt, dass die Verfasser des a. b. G.-B., wo sie des 
impedimentam ordinis, des Ehehindernisses »der höheren Weihenc er- 
wähnen, es stets als »unauflösliches,« als ein solches »das nicht gehoben 
werden kann« — anführen, es mit dem der »Bigamie« und des »ün- 
christenthums« zusammenstellen (Pr. II. 505, 508, 512). Mit dieser 
Eigenschaft der Unbehebbarkeit dieser Ehehindernisse motiviren sie 
die erst bei der Superrevision des a. b. G.-B. beschlossene Ein- 
schränkung des §. 160 a. b. G.-B., eine Einschränkung, die betreffs 
der Putativehe erst durch das Ehepatent vom 8. October 1856 bezw. 
durch dfe kaiserl. Verordnung vom 3. Juni 1858 Nr. 92 beseitigt 
wurde. — Ziehen wir nun aus den vorstehenden Ausführungen die 
Gonsequenzen. M. E. ergibt sich aus denselben: 

1) das Ehehindemiss der höheren Weihen ist nach der Auf- 
fassung der Verfasser des a. b. G.-B. ein »unauflösliches, ein unbe- 
hebbares,« Es schliesst sogar — und auch hierin gehen die Ver- 
fasser des a. b. G.-B. weiter als das kathol. Eherecht — die Mög- 
lichkeit, dass die bei Bestand desselben geschlossene Scheinehe eine 
Putativehe mit den Wirkungen einer solchen sei, aus. — Es ist viel- 
leicht nicht ohne Interesse, auf folgendes aufmerksam zu machen. 

Während das feierliche Gelübde der Ehelosigkeit (Ordenspersonen 
von beiden Geschlechtern, welche feierliche Gelübde der Ehelosigkeit 
abgelegt haben, §. 63) ein trennendes Ehehindemiss begründet, wel- 
ches, — wie das der höheren Weihen — als ein unauflösliches, un- 
behebbares angesehen wird; hat die österr. Gesetzgebung dem feier- 
lichen Ordensgelübde der Armuth durch politische Gesetze, auf welche 
auch im a. b. G.-B. §. 573 hingewiesen wird, unter gewissen Vor- 
aussetzungen seine Wirksamkeit für das Bechtsgebiet benommen und 
auch Ordenspersonen »vollständiges Eigenthum« zu erwerben ge- 
stattet, ferner ausdrücklich angeordnet, dass »Ordenspersonen und 
Nonnen,« welche durch Aufhebung ihres Klosters aus ihrem Stande 
getreten sind, Eigenthum erwerben und über ihr Eigenthum — ur- 
sprünglich (Pat. vom 30. August 1782 Nr. 82, Hofd. vom 6. No- 
vember 1786 Nr. 593) beschränkt und erst später (Hofd. vom 4. Ja- 
nuar 1836 Z. 472) unbeschränkt — unter Lebenden oder durch letzt- 
willige Anordnungen verfugen können. Die politischen Vorschriften 
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gestatten also den tdurch Aufhebung ihres Klosters« ans ihrem 
Stande getretenen »Ordenspersonen und Nonnen« commercium inter 
vivos et mortis causa. Allein mit keinem Worte erwähnen sie, dass 
dieselben auch eine giltige Ehe eingehen dürfen. Es wurde deshalb 
auch die Fortdauer des Ehehindernisses des feierlichen Ordensge- 
lübdes für die Exreligiosen, welche durch Aufhebung ihres »Ordens, 
Stiftes oder Klosters« aus ihrem Stande getreten sind, nicht be- 
zweifelt. Daraus folgt, dass aus der Behandlung des votum pan- 
pertatis im österr. Rechte irgend ein Schluss auf die Behandlung des 
Gelübdes der Ehelosigkeit nicht zulässig ist. 

2) Das im §. 63 a. b. Q.-B. normirte Ehehinderniss gründet 
sich nach der Auffassung der Verfasser des b. G.-B. überhaupt nicht 
oder nicht lediglich auf die geistlichen, »sondern auf die bürger- 
lichen Gesetze« ; der Empfang der höheren Weihen macht nach den 
bürgerlichen Gesetzen zur Ehe unfUhig. Dem betreffenden Kirchen- 
rechte ist der Begriff, die Voraussetzungen für den rechtsgiltigen 
Empfang der höheren Weihen zu entnehmen. Die Wirkung des 
Empfanges, soweit die Fähigkeit zur Eingehung einer giltigen Ehe 
in Frage kommt, ist durch das bürgerliche Recht normirt. 

3) Nach der aus der Geschichte der Entstehung der diesbe- 
züglichen Bestimmung hervorleuchtenden Ansicht der Verfasser des 
b. G.-B. und nach wiederholten Aeusserungen derselben ist es nicht 
»der Stand der Geistlichkeit,« mit welchem die Unfähigkeit zur Ein- 
gehung einer Ehe verknüpft ist, sondern »der« — selbstverständlich 
rechtsgiltige — »Empfang der höheren Weihen,« also nicht ein be- 
stimmter Status, ein Zustand, ein Verhältniss der Person, welche die 
Ehe eingehen will, sondern eine Thatsache, das factum, dass sie 
»höhere Weihen« empfangen. Nun kann allerdings ein Zustand sich 
ändern, ein Verhältniss aufgehoben werden ; eine Thatsache aber, ein 
factum, das einmal eingetreten, nicht ungeschehen, nicht wieder be- 
seitigt werden, somit auch nicht die daran, an den Eintritt der 
Thatsache geknüpfte Rechtswirkung. Allerdings, und darauf wird 
vielfach Gewicht gelegt, heisst es im Gesetzbuche nicht: Jedermann 
oder derjenige, der höhere Weihen empfangen u. s. w., sondern 
>GeisÜichet welche schon höhere Weihen empfangen haben« u. s. w. 
und wird daraus geschlossen, dass das Ehehinderniss nur entgegensteht 
^Geistlichen^ welche schon höhere Weihen empfangen haben,« daher, 
da Niemand gezwungen werden kann, beständig Geistlicher zu bleiben« 
wegfalle, sobald Jemand aufgehört hat, Geistlicher »Würdenträger 
der Kirche« zu sein, m. a. W. : die »Unfähigkeit zur Eingehung der 
Ehe wird einfach geknüpft an das »Geistlicher sein,« an die Eigen- 
schaft »Geistlicher.« 
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Es wird der Empfang der höheren Weihen gleichgestellt dem: 
»Geistlicher werden, c die Wirkung des Empfanges der höheren 
Weihen als sich erschöpfend im »Geistlicher werden,« »Würdenträger 
der Kirche zu sein« und daher mit dem Aufhören »Geistlicher zu 
sein« als erloschen behandelt. Allein diese Argumentation wäre nur 
richtig, wenn Jemand höhere Weihen empfangen könnte, der nicht 
schon Geistlicher ist. Man empfängt die höheren Weihen als Geist- 
licher, man ist bereits Geistlicher beim Empfange der höheren Weihen. 
Geistlicher wird man durch den Empfang der niederen Weihen. 
Also ist : höhere Weihen empfangen nicht gleichbedeutend mit Geist- 
licher werden. Die Wirkung des Empfanges der höheren Weihen 
erschöpft sich ferner nicht darin, dass der Geistliche nunmehr einen 
ordo major hat, »Geistlicher höherer Weihen ist.« An diese That- 
Sache knüpft vielmehr das bürgerl. Gesetzbuch nach der Ansicht und 
Absicht seiner Verfasser unabhängig von dem betreffenden Kirchen- 
rechte die besondere Rechtswirkung, dass sie zur Eingehung der Ehe 
unfähig macht. Diese — die einzige vom b. G.-B. an diese ThcU- 
sache geknüpfte Rechtswirkung kann daher dadurch, dass man auf- 
hört Geistlicher zu sein, nicht beseitigt werden. Das folgt aus all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen. Die vom positiven Rechte an eine 
Thatsache geknüpften Rechtswirkungen können nur beseitigt werden, 
erlöschen nur durch andere Thatsachen, denen das positive Recht 
die Wirkung beilegt, bereits eingetretene Rechtswirkungen zu be- 
seitigen. So erlischt das durch Eingehung einer Ehe begründete 
Rechtsverhältniss nur, wenn eine Thatsache eintritt, an die das Ge- 
setz die Wirkung der Aufhebung des Rechtsverhältnisses knüpft; 
das erworbene Eigenthum geht verloren durch Eintritt einer That- 
sache, die nach positivem Rechte den Verlust des Eigenthums her- 
beiführt u. s. w. Soll die an den Empfang der höheren Weihen 
geknüpfte Rechts Wirkung, nämlich Unfähigkeit zur Eingehung der 
Ehe, beseitigt werden, so muss ein Thatbestand, eine Thatsache ein- 
treten, woran das positive Recht die Rechtswirkung der Beseitigung, 
Behebung dieser Unfähigkeit knüpft. Das a. b. G.-B. hat aber eine 
diesbezügliche Bestimmung, nämlich eine Norm darüber, dass an 
irgend einen Thatbestand und an welchen diese Rechtswirkung ge- 
knüpft sein soll, nicht aufgestellt und verweist auch nicht, wie es rück- 
sichtlich der Aufhebung der an das Gelübde der Armuth, an die Ent- 
sagung des Rechtes, »etwas zu erwerben« (§. 538) geknüpften Un- 
fähigkeit, Eigenthum zu erwerben und darüber zu verfügen, auf poli- 
tische Gesetze »vermöge welcher Ordenspersonen« »vollständiges Eigen- 
thum erwerben« können, verweist, auf politische Gesetze, vermöge wel- 
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eher Geistliche, welche höhere Weihen empfangen oder Ordensper- 
sonen, die das feierliche Gelübde der Ehelosigkeit abgelegt haben, 
auch heirathen könnten. Nicht also einer ausdracklichen, die Fori^ 
dauer der Unfähigkeit zur Eingehung einer Ehe nach Empfang der 
höheren Weihen trotz Aastritts aus der katholischen Kirche aus- 
sprechenden, sondern gerade umgekehrt einer die Unfähigkeit aus- 
drücklich oder implicite wegen Austritts aus der katholischen Kirche 
beseitigenden Bestimmung bedarf es. Ob eine solche in der späteren 
Gesetzgebung enthalten, soll sofort untersucht werden. In der Ge- 
setzgebung bis zum Jahre 1857 bezw. 1868 ist ganz gewiss keine 
zu finden. 

Nur nebenbei mag auch darauf hingewiesen werden, dass unsere 
Gesetzgebung bezüglich der Geistlichen und Ordenspersonen wohl 
unterscheidet, ob bürgerliche Bechtswirkangen an den geistlichen 
Stand bezw. Ordensstand oder an den Empfang der höheren Weihen 
bezw. an das feierliche Ordensgelübde geknüpft sein sollen, vgl. einer- 
seits §. 195, anderseits §. 63 a. b. G.-B., ferner §. 191 mit §. 179 
und 588; aus der älteren Gesetzgebung das Hofd. vom 4. Januar 
1771, Theus. G. S. VI. Bd., Hofdecret vom 29. Mai 1785 Nr. 438 
u. 8. w. 

II. 

Es fragt sich nun, ob und welchen Einfluss die spätere Gesetz- 
gebung auf die Bestimmung des §. 63 a. b. G.-B., wie sie hier auf- 
gefasst wird, hatte. Keinem gegründeten Zweifel kann es wohl 
unterliegen, dass Art. XIV des St.-G.-G. über die allgemeinen Etechte 
der Staatsbürger schon seinem Inhalte nach einen derogirenden Ein- 
fluss auf §. 63 a. b. G.-B. nicht gehabt hat. Denn die Fähigkeit zur 
Eingehung einer giltigen Ehe ist nicht Ausfluss der Glaubens- und 
Gewissensfreiheit und die im §. 63 an den Empfang der höheren 
Weihen geknüpfte Unfähigkeit ist nicht eine vom Religionsbekennt- 
nisse abhängige Beschränkung des Genusses der bürgerlichen Rechte, 
ganz abgesehen davon, dass, soweit Ehen von Katholiken in Frage 
kommen, wie sofort gezeigt werden soll, diesem Gesetze ein Einfluss 
auf das Eherecht ausdrücklich entzogen ist. In Betracht allein kom- 
men, und regelmässig angeführt werden nur die Gesetze vom 25. Mai 
1868 Nr. 47 und 49 R.-G.-B1., nämlich das Gesetz, wodurch die 
Vorschriften des zweiten Hauptstückes des a. b. G.-B. über das Ehe- 
recht der Katholiken wieder hergestellt werden u. s. w. und das Ge- 
setz, wodurch die interconfessionellen Verhältnisse der Staatsbürger 
geregelt werden. — Vor der Untersuchung über deren Einfluss auf 
die hier behandelte Frage mögen zwei — wohl unbestreitbare — Sätze 
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aurgestellt werden u. zw. : 1) Es macht jaristisch keinen Unterschied, 
ob ein aufgehobenes and unwirksam gewordenes und gewesenes be- 
setz wieder in's Leben gerufen oder ein neues Gesetz gleichen In- 
haltes eingeführt wird; 2) das Alter eines Gesetzes im Verhältniss 
zu einem andern bestimmt sich, die Frage, welche lex posterior, 
welche prior sei, beantwortet sich nach dem Zeitpunkte des Beginnes 
der Wirksamkeit oder »der verbindenden Kräfte eines Gesetzes. Nicht 
das Datum der Sanction, auch nicht der Tag der Publication, son- 
dern lediglich der, an welchem ein Gesetz in Wirksamkeit getreten, 
entscheidet also, ob es einem anderen Gesetze gegenube«* das spätere 
und daher demselben möglicher Weise derogirende sei. — Ist das 
richtig, so ergibt sich daraus, dass, soweit die Ehen der Katholiken 
in Frage kommen, das IT. Hauptstuck des 1. Theiles des a. b. G.-B., 
welches »das Eherecht« normirt, Norm für dieselben erst wieder 
wurde, für sie erst in Wirksamkeit trat, an dem Tage, an welchem 
das Gesetz vom 25. Mai 1868 Z. 47, durch welches das bürgerl. Ehe- 
recht für die Katholiken wieder hergestellt wurde, in Wirksamkeit 
trat d. i. mit dem Beginne des 45. Tages nach Ablauf des Tages 
der Publication desselben, des 26. Mai 1868. So weit die Ehen der 
Katholiken in Frage kommen, findet zwischen den Bestimmungen 
des a. b. G.-B. und dem ebencitirten Gesetze nicht das Verhältniss 
der lex posterior und prior statt. Beide sind an demselben Tage 
— 10. Juli 1868 — in Wirksamkeit getreten. Alle Gesetze, die 
vor diesem Tage in Wirksamkeit traten, sind im Verhältnisse zu 
ihnen ältere Gesetze. Daher ist das Gesetz, durch welches die inter- 
confessionellen Verhältnisse der Staatsbürger in den darin angegebenen 
Beziehungen geregelt werden — soweit die Ehen der Katholiken 
in Frage kommen — im Verhältnisse zum II. Hauptstücke des 
a. b. G.-B. das ältere Gesetz. Denn dieses Gesetz ist in Wirksam- 
keit am ^6. Mai 1868 getreten, während, wie gesagt, das II. Haupt- 
stück des a. b. G.-B. für Ehen der Katholiken wieder in Wirksam- 
keit trat am 10. Juli 1868, also zu einer Zeit, wo das intercontes- 
sionelle Gesetz bereits in Wirksamkeit stand. Ebenso ist das Staats- 
grundgesetz über die allg. Rechte der Staatsbürger im Verhältnisse 
zum II. Hauptstück des 1. Theils des a. b. G.-B., soweit Ehen der 
Katholiken in Frage kommen, das ältere Gesetz. Nun wäre nicht aus- 
geschlossen, dass das Eherecht des a. b. G.-B. durch das interconfes- 
sionelle Gesetz und die Staatsgrundgesetze modificirt, abgeändert für 
die Katholiken wieder in Wirksamkeit gesetzt wurde. Allein es trat 
am 10. Juli 1868 wieder in Wirksamkeit, insoweit es »xrur Zeit^ als 
das Patent vom 8. Octoher 1856 B.-O.-Bl. Nr. 185 in Kraß trat. 
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d. f. am 1. Januar 1857 bestanden und durch das Gesas vom 

25. Mai 1868 Nr. 47 R.'G.'Bl. , durch welches es wieder herge- 
stellt wurde, nicht abgeändert u)urde. — Durch das am 10. Jali 
1868 in Wirksamkeit getretene Gesetz sind also die Vorschrifteu des 
?on dem Eberecht handelnden 2. Hauptstückes des a. b. G.-B. ?oni 
1. Juni 1811 und der hiezu nachträglich erlassenen Gesetze und 
Verordnungen, insoweit dieselben zur Zeit, als das Patent vom 8. Oc- 
tober 1856 B.-G.-BI. Nr. 185 in Kratt trat, bestanden haben und 
durch dieses Gesetz nicht abgeändert worden sind, wieder in Wirk- 
samkeit gesetzt worden. Folglich könnon sie, — da eine derogirende 
Wirkung des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dec. 1867 und des am 

26. Mai 1868 in Wirksamkeit getretenen Gesetzes vom 25. Uai 1868 
Nr. 49 R.-G.-Bl. in dem am 10. Juli 1868 in Wirksamkeit getretene 
Gesetz, durch Welches das bürgerliche Bherecht für die Katholiken 
wieder hergestellt wird nicht erwähnt bezw. diesen Gesetzen eine 
abändernde Wirkung auf sie nicht eingeräumt wird, durch sie nicht 
abgeändert worden sein. 

Allein auch der Inhalt des Gesetzes vom 25. Mai 1868 Nr. 49 
über die interconfessionellen Verhältnisse der Staatsbürger führt zu 
dem gleichen Resultate, dass durch dasselbe dem §. 68 a. b. G.-B. 
in keiner Weise derogirt wurde. Thatsächlich sind es nur zwei Be- 
stimmungen desselben, die der hier vertretenen Ansicht mit einem 
Scheine von Berechtigung entgegengestellt werden u. zw.: 

1) Art. 16: »Alle, diesen Vorschriften widerstreitenden Be- 
stimmungen der bisherigen Gesetze und Verordnungen, auf welcher 
Grundlage sie beruhen und in welcher Form sie erlassen sein mögen, 
ebensowie allfällige entgegenstehende Gepflogenheiten sind, auch in- 
sofern sie hier nicht ausdrücklich aufgehoben wurden, fernerhin nicht 
mehr zur Anwendung zu bringen. c So weit gefasst auch diese Dero- 
gationsklausel ist. Ein Gebiet ist derselben doch entzogen: nämlich 
die Eheangelegenheiten der Katholiken. Denn für diese sollen — 
nach dem Gesetze vom 25. Mai 1868 Nr. 47, das, wie erwähnt, erst 
am 10. Juli 1868 in Wirksamkeit trat, massgebend sein die Vor- 
schriften des II. Hptst. des a. b. G.-B. sammt den dazu nach- 
träglich erflossenen Gesetzen und Verordnungen, insoweit dieselben am 
1. Januar 1857 bestanden und insoweit sie nicht durch dieses Qe- 
seta abgeändert werden. Sie werden also durch die früher d. i. am 
36. Mai 1868, aber nach dem 1. Januar 1857 in Wirksamkeit ge- 
tretene Bestimmung des cit. Art. 16 nicht berührt. 

2) Art. 5 : »Durch die Religionsveränderung gehen alle genossen- 
schaftlichen Rechte der verlassenen Kirche oder Religionsgenoesen 
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Schaft an den Ausgetretenen, ebenso wie die Ansprüche dieses an 
jene verloren.c Allein es ist bereits wiederholt hervorgehoben, dass 
die Unfähigkeit »eines Geistlichen, der höhere Weihen empfangen,€ 
zur »Eingehung einer giltigen Ehec nicht als genossenschaftliches 
Recht der Kirche oder Keligionsgenossenschaft angesehen werden 
kann; auch nicht auf der Angehörigkeit zur Kirche oder Religions- 
genossenschaft oder auf einer ihr gegenüber Qbernomroenen Ver- 
pflichtung, sondern lediglich — soweit das Gebiet des bürgerlichen 
Rechtes in Frage kommt, ~ auf positiver staatlicher Satzung be- 
ruht. Dass die höheren Weihen in der katholischen Kirche auch 
»nach den Kirchensatzungent ein trennendes Bhehinderniss bildet, 
kann doch der staatlichen Norm den Charakter als staatliches, bür- 
gerliches Gesetz nicht benehmen, das staatliche Verbot nicht zu 
einem genossenschaftlichen Rechte der Kirche machen. Denn wird 
das Wort »genossenschaftliches Rechtt gleichbedeutend genommen 
mit »subjectives Recht einer Genossenschaft,€ so ist es klar, dass die 
Unfähigkeit eines Geistlichen »zur Eingehung einer Ehec nicht bilden 
kann den Inhalt eines subjectiven Rechtes der katholischen Kirche, 
eines Rechtes, dessen Subject die katholische Kirche ist. Das im- 
pedimentum ordinis beruht auch auf einem Satze des katholischen 
Kirchenrechtes, ist dem katholischen Kirchenrecht entlehnt. Allein 
die Quelle, aus der das staatliche Recht seine Rechtssätze schöpft, 
bestimmt nicht den Charakter derselben, sondern der Umstand, dass 
die Satzung auf der nach dem Staatsrechte des betreffenden Staates 
Recht setzenden Gewalt beruht. — Der Rechtsatz mala fides su- 
perveniens nocet ist, wo er, wie im a. b. Q.-B« durch das bürger- 
liche Recht ausgesprochen ist, deswegen nicht mehr und nicht weni- 
ger staatliches, bürgerliches Recht, weil er dem canonischen Recht 
entlehnt ist. — Dazu kommt noch folgende Erwägung : Würde man 
die Unfähigkeit eines Geistlichen, der in einer Kirche höhere Weihen 
empfangen, zur Eingehung einer giltigen Ehe als genossenschaftliches 
Recht der betreffenden Kirche ansehen, und sie mit der »Religions- 
veränderung€ erlöschen lassen; so käme man zu der merkwürdigen 
Consequenz, dass die Unfähigkeit mit dem Austritte desselben aus der 
katholischen Kirche, nach deren »Satzungenc der Empfang der 
höheren Weihen ein trennendes Ehehinderniss begründet, erlöschen 
würde ; nicht aber mit dem Austritte aus der griechisch nicht unirten 
Kirche, trotzdem oder weil nach deren »Disciplinargesetzet — wie 
die Verfasser des b. G.-B. angenommen haben und vielfach behauptet 
wird — der Empfang der höheren Weihen ein trennendes Ehehinder- 
niss nicht begründet. Denn bezüglich der Geistlichen, die in dieser 
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Kirche höhere Weihen empfangen, könnte nach der unserem bürgerl. 
Gesetzb. zu Grande liegenden Auffassung auch nicht mit dem Scheine 
einer Berechtigung von einem genossenschaftlichen Rechte der be- 
treffenden Kirche gesprochen werden. Dieses Resultat erscheint aber 
gewiss unannehmbar, ein weiterer Beleg für die Richtigkeit der An- 
sicht, dass die ünßlhigkeit zur Eingehung einer giltigen Ehe nicht 
unter die genossenschaftlichen Rechte einer Kirche oder Religions- 
genossenschaft subsumirt werden kann; nach unserem Rechte ihren 
Grund -- zu unterscheiden von dem legislativ-politischen Grund des 
Gesetzes — in der staatlichen Norm, nicht in einer, der betreffenden 
Kirche gegenäber übernommenen Verpflichtung hat. Man kann da- 
her daraus, dass mit dem Austritte aus einer Kirche ihr gegenüber 
alle Rechte, folglich auch alle Verbindlichkeiten erlöschen, nicht 
schliessen, dass somit auch alle staatlichen Normen, alle von der 
staatlichen Gesetzgebung nicht, wie es so oft verwechselt wird, an 
die Angehörigkeit zur betreffenden Kirche, sondern an einen während 
der Angehörigkeit zu derselben gesetzten Thabestand geknüpften 
Rechtswirkungen ipso jure erlöschen müssen. Ob »der Staat ein In- 
teresse daran hat, die Freiheit der Eheschliessung durch abgethanene 
Verhältnisse, welche in jeder andern Beziehung unwirksam gewor- 
den sind , zu beschränkent ; ob die Gonsequenz des Staatsgrundge- 
setzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger oder des Gesetzes 
über die interconfessionellen Verhältnisse der Staatsbürger die Auf- 
hebung dieses Ehehindernisses für denjenigen, der nach Empfang der 
höheren Weihen aus der katholischen Kirche ausgetreten, fordert, 
sind Erwägungen de lege ferenda. Wir behaupten nur, dass die Be- 
stimmung, das impedimentum ordinis erlischt durch den Austritt aus 
der katholischen Kirche, weder »explicite noch implicitec im Gesetze 
über die interconfessionellen Verhältnisse enthalten ist, da bezüglich 
des Eherechtes der Katholiken ausdrücklich jener Rechtszustand her- 
gestellt wurde, wie er am 1. Januar 1857 bestanden und soweit er 
nicht durch das Gesetz vom 25. Mai 1868 Nr. 47 abgeändert wurde, 
und weder den Staatsgrundgesetzen, noch dem vor dem Wiederein- 
tritte der Wirksamkeit des II. Hauptstfickes des bürg. Gesetzbuches 
und der dazu vor dem 1. Januar 1857 erlassenen Gesetze und Verord- 
nungen in W^irksamkeit getretenen interconfessionellen Gesetze in dieser 
Beziehung derogirende Kraft zuerkannt wurde. 
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XXI. 

Bitte der Osterr. Bischofsconferenz vom Jahre 1889 an den 
Hl. Vater in Betreff des Duellunwesens. 

(A.kteii der bischöfl« Conferenz Nr. VIIL Vgl. die Antwort des b. Vaters rom 
12. September 1891 im Archiv LXVU. 191.) 

Beatissime Taier! 

Ut divina Scriptara rcfert, »dicebatar iu veteri proverbio: Qai 
interrogant, interrogent ia Abelac; haec eniro civitas a sapientia 
consiliorum laadabatur, et erat quasi »niater in Israel« (TL Reg. 20). 
At sab DO?ae legis imperio, ex antiquissimo Patram institato et, 
quod potissimani est, e Christi ipsius ordinatione necesse est, at 
qaicaroqae interrogant, aut recte sapere vel sibi praesidiam qaaerere 
volunt, Sedeni Romanam adeant et Sammum Pontificom, per qaem 
Petras ipse loqaitar; qaod ipsi nanc hamili qaoad decet obseqaio 
agimas. 

Pessimas qaippe daelloram abasas qai machinante diabolo in 
corporam pariter et animaram perniciem indactus, quiqae jampridem 
ab Ecclesia reprobatas et gravissimis poenis repressas faerat, non 
modo non disparoit, qaia etiam in plaribos e regionibas nostris in- 
dies freqaentias actitatar; leges civiles ad eam prohibendam latae 
partim admodum lenes et mancae sant, partim non adhibentar; 
pablica vero, uti ajant, opinio eam morem non detestatar, sicat par 
est, vel etiam laadat et honore proseqaitar. Alii sant, qai, Ecciesiae 
monita nihili facientes, daella inire non dabitant sive, at praetexant, 
ad honorem taendam, sive ad altionem samendam de injariis; alii 
sant, qai, etsi non omnem reverentiam erga Ecclesiam abjecerint, et 
qaamvis improbam et irrationabilem daelloram asam bene noverint, 
ab eodem tamen se abstinere non posse existimant, ne a militia 
tanqaam ignavi excidant, aat a consodalibas sais despectai habean- 
tor, et e sao velati stata dejecti, misere et indecore vivere debeant. 
Sab bis itaqae circamstantiis, singalaria certamina prorsas illicita 
esse, pleriqae dabitant ; praesertim vero absque reata vel sine magno 
reatu ea daella iniri posse credant, qaae non sperantur fatalia, seu 
ubi constitatum est, at aliquo vulnere inflicto aat sangaine faso, a 
prodacendo certamine abstineatar. Adest praeterea mos, at javenes 
bene malti Academiis sea Stadioram Universitatibas adscripti inter 
se ex coadicto certamina ineant, otplarimum non ex ira vel ad 
ultionem capessendam, sed volaptate digladiandi Jucti; qaa in re iis 
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• 
propositum et vulnera levissiroa inferre et nonnisi sammam qaasi 

scalpere cotem, eo tarnen cum effecta, ut sibi invicem aliqaando 

gravia quoque vulnera, imo et lethalia consciscant ; hanc vero, veluti 

ludicraro armorum artem, juventutis magistri ipsaeque leges tanqaam 

innoxiam tolerant, et e clero nonnulli aut licitam aut saltem a poenis 

per Sacros Canones duellantibus propositis immunem opinantur. 

De istis omnibus vero quid sentiat quidque velit Ecclesia, satis 
superque elucet tum e Constitutionibus Summorum Pontificum, tum 
e propositionibus, quas iidem diris devoverunt, tum demum de poenis 
identidem irrogatis. Nihilo tamen secius cum magna ex parte ec- 
clesiasticae sanctiones hac de re a popularibus ignorentur aut earum 
cognitionem praejudicia late diffusa non parum offusceut, cumqae 
ipsi civilatum rectores leges poenales quiescere sinant vel, quod 
pluris est, duellorum consuetudini satis aperte quandoque faveant, 
necessarium duxeramus doctrinam Ecclesiae in memoriam revocare, 
errores vulgo vigentes dissipare, universos denique Christifideles no- 
stris curis commissos, in quocumque demum vitae statu aut dignitaie 
degentes, instantissime commonere, ut a duellorum detestabili praxi 
quam longissime absint. Dum autem omnes fere, qui in Austriaco 
Imperio episcopatum gerimus, Viennae congregati hac de re delibe- 
raremus, censuimus potius esse, ut ab omni documento proferendo 
abstineremus , tum ex eo quod non in omnibus Dioecesibus nostris 
ea pestis vigeat, tum ob id quod vocem nostram non tam validam 
ut opus est futuram crediderimus. E contra existimavimus fore op- 
pido ponderosius et efficacius, si Sanctitas Vestra in hac materia 
S. Matris Ecclesiae doctrinam exponere et toti orbi catholico salutaria 
hortamenta edere velit, prout alias fecit in rebus diversis, supremä 
auctoritate, sapientiä pariter summa, nee sine magna universarum 
gentium admiratione. 

Idcirco eo ritu usi, quem filii obsequentissimi penes amantis- 
simum Parentem adhibere solent, Sanctitati Vestrae humiles preces 
porrigimus, ut, si sapientiae Suae Suoque judicio consentaneuro 
duxerit, per Apostolicas Litteras huic ipsi vulneri, quo moderna so- 
cietas inficitur, scilicet duellorum furori et pravis, quae ea de re 
cursantur opinionibus, opportunum remedium afferre velit. 

Ceterum, ea qua par est reverentia et submissione, totum ne- 
gotium prudentissimo Sanctitatis Vestrae judicio committimus; hoc 
anum omnimodo postulantes, ut nobis ad pedes Beatitudinis Vestrae 
provolutis benedictionem elargiri dignetur. 

Datum Viennae in Austria die 20. Novembris 1889. 
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XXII. 

Allocutio SanctIssimI Domini nostri Leonis divina Providentia 

Papae XIII. habita in Consistorio die 18. Martii 1894 ad S. 

R. L Cardinales In aedibus Vaticanis. 

Venerabües Fratres! 

In litteras Nostris ad Venerabües Fratres Hurvgariae Episcopos 
semel atque iterum missis, cum prospiceret animus quid illic tem- 
poram corsus afferre catholico nomini videretur, non obscure signi- 
ficavimas fotarorum incommodoraro sollicitam expectationem. Bevera 
coepere, qaae metuebamns , opiniooe citius ernmpere. — Facile 
coDJicitis qaorsnm Nostra pertineat oratio: ad ea Dimirum, qaae haud 
ita pridem placuit de coningiis io Hungaria decernere. Ratam lege 
tnatrimooiura , quod ci^ile vocant: permissa divortiorum facultas: 
iussum, nuptias inire niore catholico licere, sed civili ritu antea 
perfiinctis. 

Omnia profecto, ut debuerant, experti ac periclitati Episcopi 
sunt ut ab Ecclesia, a civitate tantum mali defenderent: elaboravit 
eodem proposito cum Episcopis Glerus: sedulam Clerus: sedulam 
dedere operam quotquot ex utroque legumlatorum ordine salvam vo- 
lunt acceptam ab avis et maioribus fidem. Quibus tarnen omnibus 
frustra insumptus est pro causa iustissima sanctissiroaque labor: plus 
ii valuere, qui civicos profanare mores, remque Hungaricam in 
anfractus compellere rerum novarum iamdiu connituntur. Atqui 
▼ereri religionem oportebat, cui maxime firmitudinem imperii 
gloriamque nominis Hungaria debet: pro qua toties adversus im- 
manes hostium Impetus memorabili virtute dimicavit: quam ipsam, 
per summa saepo discrimioa inviolate ser^atam, hodieque multo ma- 
xima pars studiose et constanter, ut praestantissimum bonorum, tnetur. 

Haudquaquam in animo est, nee ceteroqui necessarium, plura 
eloqui quo appareat cuiusmodi eae leges sint, quas modo memora- 
vimus, quasque ?ariis temporibus easdem romani Pontifices deces- 
sores Nostri, ut ?eritas postulabat, praeiudicavere , praesertim quia 
Nosmetipsi istud de matrimonio Christiane argumentum, ex perpetua 
atque incommutabili Ecclesiae doctrina, alio loco pertractavimus. 
Nihilorainus rem omnino tacitam relinqiiere, salvo officio, non pos- 
samus. Videant, qui maxime debeot, illud quam sit calamitosum 
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iustitiäque alienum, formam inenndi matrimonii catholicae genti 
praescribere, centies Ecclesiae iudicio damnatam. Quas res coniugia 
pariunt in genere civili, de iis rectum est cogooscere ac decernere, 
qai praesunt reipablicae: contra de ipso stataere maritali yinculo, 
muneris Ecclesiae est: propterea quod Christus Dominus eam Ec- 
clesiae suae contulit potestatem, cum nuptias ex officio naturae na- 
turalique contractu in Sacramenta transtulisset« Vix autem attinet 
christianum dogma recordari de ipsius unitate et perpetuitate con- 
iugii : quibus sublatis, fundamentum illud praecipuum tollitur, in quo 
familiam civitatemque christianam restitutor ac perfector ntriusqae 
Jesus Christus iussit consistere. Cui quidem voluntati divinae, nulli 
hominum licet iropune repugnare. 

Ad istiusmodi causas molestiae atque aegritudinis adlatas foris, 
illae accedunt, quae circumsideut domi. Ne persequamur hoc loco 
singulas, unum illud cogitate quale fuerit, destinatos per Italiam 
episcopos magno numero sedibus suis prohibitos, dilata in diem ex 
die litterarum apostolicarum , ut loquuntur, executione. Quod huc 
plane recidit, intercipere cursum apostolicae auctoritatis, impedire 
ins proprium ac nativum romani Pontificis, cuius profecto est An- 
tistites sacrorum non modo sublegere, sed in assignata statione, 
nulla re impediente, coUocare. Eo vel magis quod Sedes Apostolica 
in delectu episcopornm exquisitissimä adhibitä diligentia, neminem 
evebere id dignitatis consuevit, quin sibi fuerit integritate vitae et 
laude doctrinae, simulque rerum experientia et quadam ?elut ma- 
turitate consilii probatus; a quibus certe nihil habet respublica, 
quod metuat; plurimum, quod expectet. Postremo quidem tempore 
iniuria facti ab iis ipsis videtur intellecta, qui fecerant; nam quae 
autea obstabant, remota vidimus. Qua re haud sane diffitemur 
magna Nos sollicitudine curaque liberatos. Quoniamque semel est 
aequitatis et iuris admissa vox. Übet confidere, nulla huins generis 
impedimenta posthac futura. — Quamquam si fuerit Apostolicae Sedi 
hac ex parte satis factum, non idcirco tamen mutata admodum cen- 
senda conditio nostra praesens, Romano Pontifici iniuriosa, nee 
italico fortunata generi; cui Nos conditioni acquiescere ?olentes non 
sanctitas iuris, non officii conscientia ullo modo patitur. Legitimam 
apostolici muneris libertatem, Sedisque Apostolicae iura omnia vin- 
dicamus, eodemque tenore constantiae nullo non tempore vindicabimus. 

Ceterum auctoritatem muneris Nostri primum omnium postulat 
hodierna die Ecdesia Chaldaica, videlicet suo orbata Patriarcha ob 
interitum yenerabilis Fatris Petri Eliae Obolonian, quem Nosmetipsi 
PcUriareham Bahyhnensem Chtddaeorum rite olim in Consistorio 
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confirmavirnus. Is pie cessit e vita anno proximo superiore, die 
XXYII mensis Janii, integritate, religione, beneficentia commendatus. 
Cai viro haec quoqae tribuenda laus, quod, nominatim postea quam 
decreta ac iussa omnia Coustitutionis Pianae »Cam ecclesiastica 
disciplina« demississime accepisset, reliquo tempore in obseqnio 
Apostolicae Sedis permansit libens et constans. — Eo igitar de- 
mortuo, Episcopi Chaldaici ritus in templum Beatae Mariae Virginia 
prope pagnm Alkosch ad synodum congregati, cunctis auffragüs 
dixere Patriarcham venerabilem Fratrem Oeorgium Ebed-Jesnm 
Ehayyatb, Arcbiepiscopam Amidensem seu Diarkibirensero Chaldaeo- 
ram. Litteras hac de re Nobis misere Episcopi suflfragatores : item- 
que misit Patriarcha electns, adiectä fidei catbolicae, ut assolet, 
saique erga romanam apostolicam Ecclesiam obseqaii professione: 
quibus eisdem litteris cum is, tum illi postulant ut electionem con- 
firmare sacrique Pallii honorem electo tribuere auctoritate apostolica 
yelimus. Perspectis quidem ornamentis animi et ingenii, quae vene- 
rabilem Fratrem Oeorgium Ebed-Jesum Khayyath commendant, ex- 
plorata spes est, futurum ut communem expectationem digne expleat, 
collatamque dignitatera magna cum salute Ecciesiae Chaldaicae gerat. 
Tota hac causa sacro Consilio Nostro fidei cbristianae propagandae 
negotiis Ecclesiarnm Orientalium ad cognoscendum permissä, de 
ipsius sacri Concilii sententia yenerabilem Fratrem supra dictum in 
Patriarcham Babyionensem Chaldaeorum confirmandum, eique Pal- 
lium, de Beati Petri corpore sumptum, hodie concedendum censuimus. 
Itaque auctoritate omnipoteutis Dei, sanctorum Apostolorum 
Petri et Pauli ac Nostra, confirmamus et approbamus electionem 
seu postulationem a venerabilibus Fratribus Episcopis Chaldaici ritus 
factam de persona Venerabilis Fratris Georgii Ebed-Jesu Khayyath, 
eum praeficientes in Patriarcham et Pastorem Ecciesiae Babylonensis 
Chaldaeorum, prout in decreto et schedula Consistorialibus exprime- 
tur: contrariis quibuscumque non obstantibus. In Nomine Patris 
t et Filii f et Spiritus f Sancti. Amen. 
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XXiii. 
Zur Kirchenconcurrenz in Tirol und Vorarlberg. 

1. Becarspflicht der k. k. Finanz-Procuratar in Tirol in administratiren Con- 

currenzstreitigkeiten. 

Wie im Archiv Bd. LXX. 462 if. milgetheilt worden ist, ist 
mit Erlass der k. k. Statthalterei fär Tirol und Vorarlberg vom 
16. März 1891 Z. 6179 ausgesprochen worden, dass in Concurrenz- 
Streitigkeiten, bei denen ein öffentlicher Fond betheiligt ist, der Mi* 
nisterialrecars blos über Weisung der Statthalterei anzumelden ist. 

Mit dem Erlasse des k. k. Finanz-Ministeriums vom 13. März 
1895 Z. 44827 ex 1892 wurde diese Auffassung als eine rechtsirr- 
thüroliche bezeichnet. Die Finanz-Procuraturen sind in gleicher 
Weise wie zur gerichtlichen Vertretung des Aerars und der dem* 
selben gleichgehaltenen Fonds auch zur Vertretung in administra- 
tiven Rechtsstreiten berufen, und ist es daher auch Pflicht der 
Finanz- Procuraturen gegen jede ihnen zukommende Entscheidung der 
Administrativbeh((rden , welche die von der Finanz-Procuratur ver- 
tretenen Interessen nachtheilig berührt und rechtlich anfechtbar er- 
scheint, die entsprechenden Rechtsmittel zu ergreifen. 

2. Competenz zur Entscheidung von Streitigkeiten über die Herstellung von 
Kirchen und Pfründengeb&uden in Vorarlberg. 

Laut §. 18 des Gesetzes betreffend die Bestreitung der Kosten 
der Herstellung und Erhaltung der katholischen Kirchen und Pfrfin- 
dengebäude, Kirchhöfe, dann der Beischaffung der Kirchenparamente, 
Einrichtung und Erfordernisse wirksam für das Land Vorarlberg vom 
25. Juni 1868 L.-O.-B. 48 hat bei Streitigkeiten über die Her- 
stellung von Kirchen und Pfründengebäuden auf Ansuchen des kirch- 
lichen Pfründners oder der Concurrenzpflichtigen die politische Lan- 
desbehdrde im Einverständnisse mit dem Ordinariate und dem Lan- 
desausschusse zu entscheiden. 

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums für Cultus und Unter- 
richt vom 15. October 1887 Z. 19914 ist vorstehende Competetiz- 
bestimmung als durch die §§. 55 und 59 des Gesetzes vom 5. Mai 
1874 R.-G.-B. 50 aufgehoben anzusehen. Nach den letztgenannten 
Bestimmungen sind Streitigkeiten über die Verpflichtung zu Leist- 
ungen für Gultuszwecke , wenn eine solche Leistung aus dem allg. 
Grunde der Zugehörigkeit zu einer kirchlichen Gemeinde in An- 
spruch genommen wird, von den Verwaltungsbehörden im ordent- 
lichen Instanzenzuge, wenn sie hingegen aus einem besonderen Titel 
gefordert wird, von den Gerichten zu entscheiden. 
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XXiV. 
Literatur. 

i. Ae illetSki jogkedveemeny tdrgyaban (de heneficio comp^mHae 
cleriaüis). Von Professor Johann Saäcs. Temesvär 1895. 132 8. 
Za den allgemeinen Standesrechten der Geistlichen gehört auch 
das sogenannte beneficium competentiae , d. h. die Rechtswofaltfaat 
des Nothbedarfs. Ein Geistlicher soll nämlich auf nicht mehr ver* 
urtheilt werden und nicht auf mehr die Execution gegen ihn statt- 
finden, als er von seinem Lebensunterhalte eiftbehren kann (cf. Vering, 
Lehrbuch des Kirchenrechtes, S. 442). Szfics behandelt in der an- 
gezeigten Broschüre die Competenz-Rechtswohlthat besonders ?ora 
Standpunkt des ungarischen Rechtes. Den tieferen Grund dieser 
Rechtswohlthat findet der Verfasser im titulus ordinationis, indem 
das öffentliche Interesse von Kirche und Staat dringend verlangt, 
dass gleichwie keine Ordination ohne gesicherten Lebensunterhalt 
stattfinde, ebenso den Ordinirten der entsprechende Lebensunterhalt 
auch nicht entzogen werden könne, das Cap. Odoardus ist nur eine 
Folge dieser Rechtsanschauung. Das ältere ungarische Recht, wel- 
ches das canonische Recht einfach recipirte, enthält keine auf das 
beneficium competentiae bezüglichen besonderen Bestimmungen. Die 
erste dahinbezugliche Bestimmung findet sich im Gesetzartikel 54 
vom J. 1868, worin die Competenz mit 300 fi. bezeichnet wurde. 
Der Gesetzartikel 31 vom J. 1876 erweiterte dann die Competenz- 
summe auf ein Drittel des Einkommens, aber so, dass als Minimal- 
summe 600 fl. und 350 fi. für den Fall der Pension normirt wurde. 
Noch günstiger ist die neueste noch in Kraft stehende Bestimmung 
des Gesetzartikels 60 vom J. 1884 (54., 55., 60. 55), in Folge deren 
die Competenzsumme auf 800 fi., resp. 500 erhoben wurde und ausser- 
dem jedes den gesetzlichen Bestimmungen widersprechendes üeber- 
einkommen für null und nichtig erklärt wird. Die eben erwähnten 
Bestimmungen gebrauchen den Ausdruck »Seelsorgerc und »Hilfs- 
seelsorger.c Nun ergibt sich die Frage, welche katholische Geist- 
liche eigentlich im Sinne des Gesetzes unter diesem Ausdruck zu 
verstehen sind. Szücs sucht aus dem Sprachgebrauch der ungari- 
schen Gesetzgebung zu beweisen, dass unter Seelsorger alle katho- 
lischen Geistlichen vom Subdiaconat aufwärts zu verstehen seien mit 
Ausschluss derjenigen, die den geistlichen Stand verlassen haben, tind 
der Regularpriester (propter votum paupertatis). Ob diese Gesetz- 
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ausdebnuDgf die den kirchlichen Oi setzen entsprechend wäre, durch- 
wegs zutreffend sei, waG[en wir ui<;ht zu entscheiden. Die Frage, in- 
wiefern die canonische Competenz-Kechtswohlthat sich auch auf 
Kleriker niederer Weihen bezieht, will der Verfasser nicht ent- 
scheiden, da dieselbe in gegenwärtigen Verhältnissen von keiner 
praktischen Bedeutung ist. Im Anschluss an das beneficium com- 
petentiae bespriclit Szücs auch das bischöfliche Sequestralrecht, wel- 
ches sich auf eine königliche Verordnung vom 23. Juli 1799 gründet, 
und den Bischof berechtigt, das kirchliche Einkommen seiner unter- 
gebenen Geistlichen im Falle von Verschuldung behufs Tilgung der 
Schulden in Beschlag zu nehmen. Die k. Verordnung ist eigentlich 
nur eine Durchfuhrung und nähere Bestimmung des bischöflichen 
Aufsichtsrechtes bezüglich der Verwaltung der geistlichen Oüter. 
Bei Ausübung der Beschlagnahme hat naturlich auch der Bischof 
auf das beneficium competentiae Rücksicht zu nehmen. 

Die besprochene Broschüre ist ein Separatabdruck einer Reihe 
von Artikeln, die in der Pastoralzeitschrift »Havi Közlönyc er- 
schienen sind« Da die vorliegenden Fragen in Ungarn noch nirgends 
eingehend behandelt wurden, erachtete es der Verfasser mit Recht 
für zweckmässig, einen Separatabdruck zu veranstalten, um auch in 
weiteren Kreisen, besonders der ungarischen Juristen weit, die Auf- 
merksamkeit auf diesen Gegenstand zu lenken, der ja seiner Natur 
nach nicht nur von Seite der Geistlichen, sondern auch der Juristen 
volles Interesse beansprucht. 

Prof. Laurefi0 Wagner 0. S. B. 
3. V. Landmann' 8 Gewerbeordnung für das D. JS., 2. Aufl,, 
Bogen 38—49, 4 oM, C. H. Beck, München, Dec. 1894, 
behandelt eingehend bei Commentirung der §§. 55^112 der 6ew.-0. 
die Sanntagstnhe S. 445 für den Gew.- Betrieb im Umherziehen, 
S. 691—761 für Arbeiter, endlich 761-768 in Wirthschaften ; kon- 
fessionell-gemischte Orte, S. 693. F. Geigel 

3. L. R. Schmidlin^ Die Tuxth. theolog. und kirchl. Literatur des 
Bisthums Basel vom J. 1750 bis eum J. 1893 (Bibliographie 
der schweizerischen Landeshunde Fase. V. 10*). 1. Heft^ Bern 
1894, 245 S. (Reo. v. K. Holder in den Histor. Jahrb. der 
GörresgeseOschafl 1895, Heft 1, 8. 238). 

4. G. (xrunau^ De coadiutoribus episcoporum. L Diss. historico- 
canonioo. Vratislaviae 1894. 30 pp. (Bec. v. Holder in den 
Histor. Jahrb. der GörresgeseUsch 1895, Heft 1, S. 213). 

6* H. Geffken^ Zur Geschichte der Ehescheidung vor Chratian. Leipzig 
1894. 82 S. (Bec. von GieÜ in den Bistor. Jahrb. der Görres- 
geseUschaft 1895, Heft 1, S. 213 f.). 
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6. R. Graf v. Nastüg-Rieneck 8. J. , Textkrüisches jsum InvesÜ- 
turpriväeg Cdlixtus U, im IIL Jahresbericht des öffenÜ. PrO" 
gymnasiums in der Stella mattäina eu Fddkiröh, 1894^ 8. 20 
— 33. (Reo. V. Graueri in den Eistor. Jahrb. der OörresgeseU- 
schafi 1895, Heft i, 8. 200). 

7. P. Suifbert Bäumer 0. 8. B., Qeschisehte des Bremers. Ver* 
such einer queUenmässigen Darstellung der Enüoickelung des 
altkaiholischen und des römischen Offtciums. Mit dem Büdniss 
des sei. Verfassers in Lichtdruck und einem hureen Lebens- 
abriss. Freiburg, Herder, 1895. XX u. 637 8. (M. 8. 40). 

Ein mit Bienenfleiss verfasstes sorgfältiges qaellenmässiges 
Werk, welches die ADfilnge des Breviers in die apost. Zeit verlegt. 

8. Konings CommentaHus in facuÜates apostolicas^ quae episcopis 
et vicariis apostolicis per modum fonnidarufn concedi solent 
Edit, IIL recognUa et aucta curante Jos. Puteer. Neo-Eboraci 
etc. Äp. Benjriger fratres. 

Ein ausführlicher praktischer Commentar der Qainquennal- 
facultäten. Eingehend und günstig besprochen von Prof. Dr. Nilles 
in der Innsbrucker Zeitschr. für kathol. Theologie 1894 , Heft 4, 
S. 687 flf. 

9. MartenSf (Tregor VII. 8ein Ld>en und Wirken. Leipzig. 1894. 
(16 M.). 

Das uns nicht zu Oesicht gekommene Werk enthält nach Fried- 
berg, Deutsche Ztschr. f. Eirchenr. Bd. V. S. 168 f. auch canonistische 
Untersuchungen über das Papstwahldecret des Nicolans, dessen Au- 
torschaft dem Cardinal Humbert zugesprochen wird, über den mit 
Sackurs dem Deusdedit zugeschriebenen Dictatus, über Deusdit als 
Redactor des Begistrum Gregors VII. 
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XXV. 

Eine Erklärung von Prof. Dr. SägmQller in TQbingen und Gegen- 
erklärung von Dr. Holder zu Freiburg i. d. Schweiz. 

I. Im 6. Heft des 72. Bandes des Archivs f. kath. Eirchenrecht 
(NoY.-Dec. 1894) wendet sich Dr. Holder in seinem Aufsatz »Die 
Designation der Nachfolger durch die Päpste kirchenrechtlich unter- 
suchte, S. 409—433, auf S. 429, A. 2-4 gegen die von unter- 
fertigtem in die Literarische Rundschau 1893, Nr. 11 (nicht Nr. 12) 
eingerückte Recension über die Schrift »Die Designation der Nach- 
folger durch die Päpstec, Freiburg (Schweiz) 1892. 

Man liest also im Archiv Bd. 72: 

S. 429 >: »Wie Sägmüller dazu kommt, mich behaupten zu 
lassen, die Designationeu der ersten Päpste seien Designationen im 
eigentlichen Sinne gewesen, da ich doch p. 16 meiner Schrift gerade 
das Gegentheil behaupte, ist mir unerklärlich.t 

S. 429': »Ebenso soll ich nach Sägmüller in meiner Schrift 
behaupten, dass diese Empfehlungen (durch Gregor VII., Victor III. 
und ürban II.) eigentliche^ Designationen gewesen sind. Gerade das 
Gegentheil steht p. 52 fT. und p. 95 ff.€ 

S. 429^: »Ich habe in meiner Schrift nirgendwo behauptet, 
die Designation im eigentlichen Sinne sei traditionelles Recht der 
Päpste gewesen, welches durch die Verordnung des Symmachus als 
formell geltend schriftlich fixirt worden sei, wie SägmüUer I. c. meint, 
wohl aber behaupte ich dies von der Designation im weiteren Sinne 
d. h. von der Empfehlung. S. p. 26 und p. 96 meiner Schrift, 
üeberhaupt kann ich mich des Eindrucks nicht erwehren, als habe 
SägmüUer die Schrift nur sehr flüchtig gelesen, sonst könnte er der- 
selben nicht Resultate unterschieben, vod denen nicht die Rede ist. 
Das 3. und 4. Capitel behandeln nicht, wie Sägmüller angibt, den 
erneuten Aufschwung und den Niedergang der Bestellung des Nach- 
folgers, wohl aber den Aufschwung und Niedergang der Empfehlung, 
Das sind aber wesentlich verschiedene Dinge.t 

Gegen diesen Vorwurf der Flüchtigkeit, welchen wir nicht so 
ohne weiteres hinzunehmen gewillt sind , ist nun kurz folgendes zu 
erklären. 

l. Gleich im Beginne genannter Recension wurde an Holderes 
Arbeit entschieden mit Recht ausgesetzt, dass sie für Bestellung des 
Nachfolgers durch den Papst ohne Wahl (Designation sensu stricto) 
und Empfehlung eines solchen für die Wahl (Designation sensu 
latiori) nur den einen Ausdruck »Designationt und nicht etwa »De- 
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signation« und »Comraendationc gebraache, was zur Klarheit beige- 
tragen hätte, wogegen die Beschränkung im Aasdruck ?on vorneherein 
Missverständnisse hervorrufen müsse. 

2. Wirklich auch ist es den meisten Recensenten so ergangen, 
dass sie im betreifenden Falle über das von IToIäer Behauptete nicht 
recht ins Klare kommen konnten. 

a) Wenn ich Holder behaupten lasse, die Designatiouen der 
ersten Päpste seien Designationen im eigentlichen Sinne gewesen, 
während er doch p. 16 seiner Schrift das Gegentheil sage, so ist 
Oranderaih in gleicher Schuld. Dieser sagt nämlich, Stimmen aus 
M.-Laach, Bd. 45, S. 83: »Wenn aber der Verfasser trotzdem nach- 
folgende Wahlen festhalten will, so wird er jedenfalls in Consequenz 
seiner eigenen ErUärung der Quellen zugeben müssen, dass solchen 
Wahlen keine Bedeutung zukam. c Ein dritter Kecensent, F. Vering 
jun., schreibt in eben diesem Archiv, Bd. 70, 192: ^In den ersten 
Zeiten scheint nach den Ausführungen Holder' s die Designation der 
regelmässige Successionsfall gewesen bu sein. Denn Eusebius berichtet, 
»dass die Apostel, nachdem sie die Kirche gegründet hatten, das 
bisch^^fliche Amt Linus übertragen hätten etc.c Vering kann dann, 
so wenig als Granderath und wir es vermochten, aus dem S. 16 in 
Holderes Schrift sich findenden , von ihm jetzt so nachdrücklich be- 
tonten Sätzchen: »Aus dem Schweigen des Eusebius über die auf 
die Designation folgende Wahl darf nicht geschlossen werden, dass 
eine solche nicht stattfand, da wir noch längere Zeit über Papst- 
wahlen überhaupt nichts erfahrene, durchaus nicht klar werden. 
Wollte nun Holder damit der von ihm an- und ausgeführten Reihe 
eigentlicher Bestellungen der Nachfolger durch die ersten Päpste ein 
entsprechendes Gegenargument gegenüberstellen, nämlich die auch 
damals schon gebräuchliche, die eigentliche Designation ausschlies- 
sende Wahl, so musste das doch anders als in einem unklaren Satze 



b) Ebenso verhält es sich mit Holderes Exegese des Decrets 
von Symmachus über die Papstwahl. Dasselbe lautet: >Si, quod 
absit, transitus papae inopinatus evenerit, ut de sui electione suc- 
cessoris, ut supra placuit, non possit ante decernere, si quidem in 
unum totius inclinaverit ecclesiastici ordinis electio, consecretur 
electus episcopus , si autem , ut fieri seiet , studia coeperint esse di- 
versa eorum, de quibus certamen emerserit, vincat sententia plurimo- 
rum, sie tamen ut sacerdotio careat, qui captus promissione, non 
recto iudicio de electione decreveritc HinschiuSy Kirchenrecht I, 227, 
sieht nun in dieser Verordnung einen Versuch des Symmachus, dem 
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noch lebenden Papst auf die Bestimmang des Nachfolgers einen ent- 
scheidenden Einfloss einzuräumen. Hrfele dagegeu, Gonciliengeschichte 
n, 627, A. 1, redet von einer blossen Empfehlung. Holder aber fasst, 
S. 27, seine Ansicht dahin zusammen, »dass Symmachus durch diese 
Bestimmung dcis atf einer Tradition der römischen Kirche beruhende 
Becht der Päpste^ ihre Nachfolger zu designiren, als formell geltend 
schriftlich fixirt habe. Bei eventveller Nichiregdung der Nachfolge 
durch Designaiion scU die Wahl entscheiden.^ Hier nun werden 
durch Holder doch Designation oder Wahl als die beiden Wege be- 
zeichnet, auf welchen der p&pstlic)ie Stuhl besetzt wurde. Die De- 
signation sodann, die bei Ausschluss der Wahl als eine solche sensu 
stricto gefasst werden muss, ist der gewöhnliche modus und diesen 
hat Symmachus als formell geltend schriftlich fixirt. So wird wohl 
jedermann diese EnderlUärung Holders fassen und so wurde sie auch 
von uns ohne Rücksicht auf eine etwa noch S. 96 sich findende, nach- 
trägliche Correctur (näherhin S. 96, n. 4) genommen. 

c) Wenn endlich Holder sich dagegen verwahrt, dass wir ihn 
im S. und 4. Capitel von einem erneuten Aufschwung und Nieder- 
gang der Bestellung des Nachfolgers statt einer ßt^ofehlung des- 
selben handeln lassen, so haben wir dabei, wie die Recension im 
Histor. Jahrbuch des Görresvereins 1893, XIV, 428, ausweist, wieder 
einen Oenossen, welche Holder eben auch nicht ganz verstehen konnte. 
Der dortige Becensent, H. 0., der unschwer zu errathen ist, schreibt 
nämlich : >Eine gewisse Bedeutung erlangt die Designation erst 
wieder unter Gregor VIL und den nächstfolgenden Pontificaten. 
Darfiber handelt H. im dritten Capitel (S. 51 ff.). Nach K be- 
deuten die von Gregor VIL und Victor III, vorgenommenen De- 
signaUonen mehr als blosse Empfehlungen^ schliessen aber die Frei- 
heit der Wahl nicht aus.c Das kommt nun der von uns angegebenen, 
von Holder so sehr perhorrescirten Charakteristik dieser betreffenden 
Capitel doch recht nahe. Dass wir natfirlich nicht sagen wollten, dass 
Holder sämmtliche, in Capitel 3 und 4 behandelte Papsterhebungen 
durch Designation sensu stricto vor sich gehen lasse, beweist der 
betreffende Wortlaut der angegriffenen Recension. 

3. Unter diesen Umständen verwahren wir uns energisch gegen 
den Vorwurf der Flüchtigkeit, möchten hingegen, indem wir uns um 
möglichste Milderung des Ausdrucks bemühen. Holder die Frage 
ndhdegeny ob am Ende nicht der Tenor seiner Arbeit die Sdiuld an 
diesen allseitigen, vermeinilichen Missverständnissen trägt. Den Vor- 
wurf der Flüchtigkeit weisen wir um so entschiedener zurück, als 
die betreffende Recension das Bemuhen aufweist, durch schiefe und 
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schillernde Darstellung hindurch zu richtiger historischer Auffassung 
der Frage vorzudringen, so dass nach dieser Seite hin zwischen HoU 
der und uns keine merkliche Differenz mehr besteht, freilich erst nach- 
dem seinem ersten opusculum noch weitere Erklärungen gefolgt sind. 

Tubingen. Säffmüller. 

TL Prof. Sägmiäler gibt also indirect zu, dass bei seiner Re- 
cension Missverständnisse seinerseits mitnnterlaufen sind, welche dann 
auch nothwendigerweise zu schiefen ürtheilen Veranlassung geben 
mussten. Die Ursache davon sei aber keineswegs in der Fluchtigkeit 
des Recensenten, sondern in den bösen unklaren Ausdrücken zu suchen, 
deretwegen die meisten ^) Recensenten im betreffenden Falle aber das 
von mir Behauptete nicht recht in's Klare kommen konnten. Wir 
nehmen von dieser Erklärung vorläufig Notiz, behalten uns aber vor, 
an anderer Stelle die Resultate unserer Schrift gegen die Einwendungen 
Sägmüllers eingehender darzulegen und den Vorwurf, welchen wir 
gegen ihn aufrechterhalten, näher zu begründen. An dieser Stelle 
kann es wegen Raummangels nicht geschehen. 

Freiburg i. d. Schweiz. Dr. Karl Holder. 

1) Von mir gesperrt Sagmfiller glaubt deren drei ausfindig machen zu 
können (erschienen sind 14 Becensionen) nnd spricht von allseitigen Missver- 
standnissen. 
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